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ERSTES  HAÜPTSTÜCK. 

Von  dem 

Wesen  eines  Gesefaes. 

.        »  ■ 

L    Das  Gesetz  ist  eine  Willenserklärung  d£a 

Sonverains,  ,     .j 

l#as  Gesetz  ist  eine  Willenserklärung'  des  Souveritititis.'  — 
Dieser  wurde  aufhören,  Souverain  zu  seyn,  wenn  er  die 
Ausübung  der  gesetzgebenden  Gewalt  einem  Andern 
schlechthin  übertrüge.  Der  ist,  —  im  Staate,  im  Hanse, 
überhaupt,  —  der  Herr,  dessen  Wille  Gesetz  ist. 

Das  Gesetz  ist  eine  Willenserklärung  dfes  Souveraines. 
—  Nicht  eine  jede  Rechtsquelle  oder  allgemeingültige 
iSfltscheidungsiiorm  also  ist  ein  Gesetz  in  der  Bedeutung 
des  Verfassungsrechts.  So  hat  z.  B.  der  Richter  bei  stei- 
nen Entscheidungen  aueh  den  Gerichtsgebranch ,  auch  dab 
'Vernunftrecht  zu  beachten.  Aber  weder  jener  *)  nofcn 
dieses  ist  ein  Ausflufs  der  gesetzgebenden  Gewalt.       *  ' 


** 


1)  Histolre  de  leglslation.  Par  le  marquls  de  Pastore  t.  Paris  1820  C 
>   —  steine  Schrift:  Die  Wissenschaft  der  GesetBgebaflJg.  Lp«.  ¥80*. 

—  Ueber  den  Geist  der  Staatsverfassungen  und  dessen  Elnlnls  auf 
die  Gesetzgebungen.  Von  An  eil  Ion.  Berl.  1895.  —  Tratte  de.le- 
gisfatioa.  Par  Comte.  Par.  1827.  —  Die  historisch-staatsrechtlichen 
Grenzen  moderner  Gesetzgebungen.  Von  Vollgraf  f.  Marb.  1880. 

—  The  philosopby  of  legisiation.  By  Alex.  Mundeil.  Lond.  18114. 

—  Systematische  Darstellung  der  Ge&etsgebungskunst.  Von  G erst- 
icken   Lpz.  1837  ff.    IV  Thle. 

9)  Vgl.  das  5te  Hptst.  dieses  Buches. 

Zach*rt'A9  vom  Staaie.    IV.  1 


Der  vorliegende  Grandsatz  scheint  sogar  der  verbin- 
denden  Kraft   des    Gewohnheitsrechtes    entgegen- 
sustehn  *).    Denn  eine  Rechtsgewohnheit  oder  eine  Ge- 
wohnheit in  der  juridischen  Bedeutung  ist  eine  Rechtsregel, 
welche,  weil  sie,  als  eine  Rechtsregel  *),  von  einzel- 
nen Bürgern  in  AnWfendiing  gebracht  worden  ist,  für 
alle  verbindende  Kraft  hat.    Eine  Rechtsgewohnheit  ist 
also  nicht  eipe  (die  Unterthaneu  verpflichtende)  Willens- 
erklärung des  verfassungsmäfsigen  Souveraines ,  nicht  ein 
Gesetz,  sondern  sie  geht  vom  Volke  aus.    Sie  ist  selbst 
dann  nicht  eine  Willenserklärung  des  Souveraines ,  wenn 
die  Verfassung  eine  autokratische  Demokratie  (oder  eine 
Demokratie  im  Sinne  der  Griechen)  ist    Denn  das  Volk 
ist  auch  dann  nicht  in  der  Eigenschaft,  in  welchem  ihm 
4Üe  Stuwauirtit  ««steht  d.  i.  nicht  so,  wie  es  allein,  auf 
die  von  der  Verfassung  vorgeschriebene  Weise  zu  einem 
ftufgqf *p  Galten  (oder  zu  einer  VenaaromluBg)  verauqget, 
jfösgjz$  geben  kipin ,  der  Urheber  de«  Gewohnheitsrecht, 
j^^om  die  Einseinen  handeln  als  t^Uiaelne,  vnd  au*  Uvrtr 
tfaßdanngsweise  geht  dann,  wenn  sie  bei  Andern  JtttfcU 
erhält ,  faß  Gewohnheitsrecht  hervor«  Wie  kann  um  Mfor 
Hefa  dieselbe  yerbinde^de  Kraß,  wie  4em  Gesetze*  oder 
j^jpdeiide  J^r^ft  neben  dem  (tesctze  beigakgt  werden? 
v :  ,$!*&  tan«  die«f  Schwierigkeit  nicfct  *o  toben,  4$to 
jMfi  4fr  v&xtybdeafa  Kraft  4fst  Gew^lwtareehto  ws  dar 
£gqttmmaag.  oder  Bekräftigung  afcbettet,   welche 
jfejr  v^Dfawungswa^ige  Gesetzgeber  diese*  Ifcecbte  trttoUt 
hat,  sey .?»,  dafr  ffum  mcbMgawoiMbtMen  wr  in  so  fem, 
als  sie  —  im  Ganzen  oder  im  Einzelnen  —  von  dem  Gfir 
flßtageber  ausdrücklich   bestätiget   worden  sind,  für 
Verpflichtend  ettwhtet,  oder  4afs  smui  au  dem 'Meisen 


Ulk«** 


f)  VgL  Puokta,  da*  GewohnaeiUreoht.  Erlangen.  I.  Tb.  1SBS. 
TL  th.  1887.  CDoch  läfct  auch  dieser  Schriftsteller  in  der  Bestun- 
nrang '  des  Begrifft,  eines  Gewohnheitsrechts  Einiget  äu  waasoaea 
ibrijo 

B)  Ali  eine  Becatsregol  d.  i.  in  der  Eigenschaft  eines  allgemeingülti- 
ge* Graadsatees.   Vgl.  n.  Über  qnaestioniia.  Witten*.  1809.  an,  5. 


Stillschweigen  des  Gesetzgebers  jjen  Schhifs  ziehen 
zu  können  glaubt ,  dafs  ihnen  der  Gesetzgeber  verbindende 
Kraft  beigelegt  habe.  —  Denn  unter  der  ersteren  Voraus- 
setzung d.  L  wenn  man  annimmt ,  dafs  Rechtsgewohnhei- 
ten nur  unter  der  Bedingung  verpflichten,  dafs  sie  von 
dem    verfassungsmäßigen   Gesetzgeber    ausdrücklich 
bekräftiget  worden  sind ,  spricht  man  den  Rechtsgewohn- 
heiten, als  solchen,  der  Sache  nach  die  verbindende  Kraft 
gänzlich  ab ,  verwandelt  man  sie ,  in  Beziehung  auf  ihren 
Verpfiichtungsgrund ,  in  geschriebene  Gesetze  *).    Auch 
kann  man  unter  derselben  Voraussetzung  fragen ,  mit  wel- 
chem Grunde   denn  der  Gesetzgeber  Rechtsgewohnheit 
bestätige;  was  ihn  ermächtige,  sich  der  gesetzgebenden 
Gewalt  beziehungsweise  zu  entäufsern.    Eben  so  wenig 
und  noch  weniger  lafst  sich  die  verbindende  Kraft  des 
Gewohnheitsrechts  —  nach  der  andern  Voraussetzung  — 
schon  aus  dem  blofsen  Stillschweigen  des  Gesetzgebers 
ableiten.   Denn  nSan  kann  das  Stillschweigen,  welches  der* 
Gesetzgeber  bei  der  in  einzelnen  Fällen  geschehenen  An-' 
Wendung  einer  Rechtsregel  beobachtet  hat ,  nur  unter  der 
Bedingung  als  eine  Bekräftigung  dieser  Regel  auslegen , 
dafe  das  Gewohnheitsrecht  schon  für  sich  verpflichtend  ist. 
Sondern  der  Beweis ,  dafs  das  Gewohnheitsrecht  ver- 
bindende Kraft  habe,  (wenn  er  anders  geführt  werden 
kann ,3  nra^8  den  Satz  begründen,  dafs  es  im  Staate, 
eine  Verfassung  sey  übrigens  welche  sie  wolle,  aüfser 
dem  verfassungsmäßigen  d.  i.  durch  die  Verfassungsform 
bestimmten  Gesetzgeber  noch  einen  andern,  das  Volk, 
gebe,  und  dafe  das  Volk,  in  dieser  seiner  Eigenschaft, 
gänen  Willen  durch  die  Handlungsweise  einzelner  Ge- 
mehdegBeder  ataf  eine  rechtsbeständige  Weise  erklären 


■•»• 


*>  Kala  ZwetM,  dab  eine  BeMMgnnc  dieser  Art  auf  jeden  FaU 

.   inutiefeij  den  Ctoweanaettereonte  tu  kypotAesi  verbindende  Krall  mm 

arfttalea,    Da*  geaeino  deotaca*  Beeat  tekräftlfet  BeoMajeweaa- 

aeften  iberaaupt.     S.  1.  1.  C.  qnae  ait  longa  eoaeaet.  e.  0.  X.  de 


könne.  —  Wenn  nun  auch  der.  verfassungsmässige  Gesetz- 
geber zu  Folge  der  Form  der  Verfassung  zur  Ausübung 
der  gesetzgebenden  Gewalt  ausseht iefslich  berechtiget  ist, 
so  spricht  doch  für  die  verbindende  Kraft  des  Gewohn- 

s 

heitsrechts  an  sich  d.  i.  abgesehen  von  der  Form  der 
Verfassung  ganz  derselbe  Rechtsgrund,  wie  für 
die  des  Gesetzes. .  Denn  beide,  das  Gewohnheitsrecht  und 
das  Gesetz,  sind  aus  dem  Grunde  verpflichtend,  weil  sie 
den  Willen  der  Mehrheit,  (das  eine  factis,  das  andere 
verbiß,)  aussprechen.  Die  Frage  ist  also  nur  die,  ob 
die  verbindende  Kraft  des  Gewohnheitsrechts  —  oder  die 
gesetzgebende  Gewalt  des  Volks  —  mit  dem  Grundsatze 
vereinbar  sey,  dafs  diese  Gewalt  dem  verfassungsmässi- 
gen Herrscher,  dem  Monarchen,  der  Volksversammlung, 
u.  s.  w.  ausschliefslich  zustehe,  oder  ob  man  zwei 
Gesetzgebungen  und  zwei  Gesetzgeber  neben  einander 
stelle  und  mithin  die  Einheit  des  Staates  aufhebe,  indem 
man  das  Ansehn  des  Gewohnheitsrechts  auf  jenen  Rechts«* 
grund.  stützt.  Nun  thut  die  verbindende  Kraft  des  Ge* 
wohnheitsrechts  dem  ausschliefslichen  Rechte  des  verfas- 
sungsinäfsigen  Gesetzgebers  (und  mithin  auch  der  Einheit 
des  Staates}  unter  der  Bedingung  keinen  Eintrag,  dafs 
dem  verfassungsmäfsigen  Staatsherrscher  die  Befugnifs 
verbleibt,  dem  Gewohnheitsrechte  seine  verbindende  Kraft 
zu  entziehn ,  dasselbe  abzuändern  oder  aufzuheben.  Demi- 
unter  dieser  Bedingung  ist  das  Gewohnheitsrecht  nicht 
eine  neben  dem  Gesetze  bestehende,  sondern  eine  den^L 
Gesetze  untergeordnete  Rechtsquelle.  Dafs  aber  da*, 
Gewohnheitsrecht  nur  in  diesem  Verhältnisse  *u  dem 
Gesetze  ([oder  zu  dem  geschriebenen  Rechte)  styhe,  er- 
giebt  sich  ebensowohl  aus  dem  Wesen  d#s  Gewohnheits- 
rechtes als  aus  dem  des  Gesetzes.  Denn  das  Gewohn- 
heitsrecht verhält  sich  zu  dem  Gesetze,  wie  eine  still- 
schweigende Willenserklärung  d.  i.  eine  Willenserklärung 
durch  Handlungen  zu  einer  ausdrücklichen.  Und  umge- 
kehrt entkräftet  ein  Gesetz ,  welches  einer  Rechtsgewohn- 
heit die  verbindende  Kraft,  welche  sie  an  sich  hat,  ver- 


sagt  oder  entsteht,  unmittelbar  den  Schlafs,  auf  welchem 
die  Gültigkeit  einer  jeden  Rechtsgewohnheit  beruht,  — 
dafs  eine  gewisse  Rechtsregel  den  Willen  der  Mehrheit 
für  sich  habe,  weil  sie  von  einzelnen  Gemeindegliedern 
gleich  ab  ein  Gesetz  in  Anwendung  gebracht  worden  ist 
Es  hat  und  behält  mithin  eine  Rechtsgewohnheit,  zu  Folge 
des  oben  angeführten  Grundes ,  —  wenn  auch  nur  bedin- 
gungsweise, —  dieselbe  Kraft  und  Gültigkeit  wie  das 
Gesetz  d.  i.  wie  der  ausdrücklich  erklärte  Wille  der 
Mehrheit  >> 

Aus  dieser  Deduktion  ergeben  sich  zugleich  die  ein- 
zelnen Bedingungen,  von  welchen  das  Daseyn  und 
die  Gültigkeit  eines  Gewohnheitsrechtes  abhängt  —  Wenn 
auch  ein  Gewohnheitsrecht  auf  den  Handlungen  einzel- 
ner Mitglieder  der  Volksgemeinde  beruht^  so  müssen  doch 
diese  Handlungen  von  der  Art  und  Beschaffenheit  seyn, 
da6  sie  ab  der  Ausdruck  des  Willens  der  Mehrheit,  die 
Handelnden  gleichsam  als  Vertreter  der  Mehrheit  betrach- 
tet werden  können  '}.  Auch  daraufkommt  es  bei  dem  Be- 
•  weise  einer  Gewohnheit  an ,  ob  diese  den  gemeinen  Ruf 
für  sieh  gehabt,  in  dem  Gedächtnisse  Aller  oder  doch  in 
dem  der  Rechtskundigen  als  geltendes  Recht  gelebt  habe ■}. 
—  Ein  Gewohnheitsrecht  ist  nur  unter  der  Bedingung  ver- 
pflicbtend ,  dafs  es  —  nach  dem  Ermessen  des  Richters  — 
nicht  mit  dem,  was  an  sich  Rechtens  und  dem  Interesse 
des  Staates  gemäfs  ist,  in  Widerspruch  steht.  £Consue- 
tudo  ne  sit  irrationabilis«3    Von  Rechtswegen  sollte  der« 


J)  Mas  wende  nicht  ein ,  cUfe  denn,  doob  auch  ku  Folge*4ieaer  De- 
duktion die  verbindende  Kraft  des  Gewohnheitsrechts  nur  auf  der 
ihm  von  dem  Gesetzgeber  stillschweigend  ertheilten  Bekräftigung 
««rohe.  Das  Gewohnheitsrecht  ist  nicht  gegen,  —  und  es  ist  aar 
durch  den  Willen  des  Gesetzgebers  verpflichtend  ß  —  sind  awoi 
tob  einander  wesentlich  verschiedene  Sätze. 

2)  Ea  sind  erforderlich  actus  plures  —  uniforme«  —  palam  editi  — 
tempus  diuturnum. 

S}  Das  altdeutsche  Recht  nahm  mit  gutem  Grunde  an,  da»  ein  Ge- 
wohnheitsrecht schon  durch  ein  Zeugnifs  der  Wissenden,  der  Sohop- 
pen,  oder  durch  Weisthümer  erwiesen  werden  könne. 


6 

selbe  Maaslab  auck  an  die  Gesetze  gelegt  werden.  Jedoch 
der  Richter,  das  Organ  des  Gesetzes,  kann  nicht  über 
dem  Gesetze  stehn.  Rechtsgewohnheiten  aber  darf  uul 
soll  er  an  diesem  Hasstabe  prüfen*  Denn  er  darf  ans  den 
Handlangen  Einzelner,  auf  welchen  ein  Gewohnheitsrecht 
unmittelbar  beruht,  nur  unter  der  Bedingung  einen  Schlafe 
auf  den.  Willen  der  Mehrheit  ziehn ,  dafs  diese  Handlan- 
gen von  der  Mehrheit  gebilliget  werden  durften.  —  Ein 
Gewohnheitsrecht  ist  oder  wird  ungültig ,  wenn  es  von 
dem  Gesetzgeber  ausdrucklich  verworfen  worden  ist«  Doch 
liegt  ein  solches  Verdammungsurtheil  nicht  schon  darin , 
dafis  der  Gesetzgeber  eine  andere  Regel,  als  die  des  Ge- 
wohnheitsrechtes^ aufgestellt  hatte  *}. 

Gro&  sind  die  Vorzöge ,  welche  ein  Gewohnheitsrecht 
vor  einem  geschriebenen  Rechte  *)  hat.  —  Das  Gewohn- 
heitsrecht ist  unmittelbar  ein  Kind  des  Bedürfnisses  d.  i. 
es  entsteht  so,  dafs  sich  den  Mitgliedern  eines  Staater 
Vereines  die  Noth wendigkeit  aufdringt,  für  ein  gewisses 
Rechtsverhältnifs  eine  bestimmte,  allgemeingültige  und 
bleibende  Regel  zu  besitzen.  Eben  so  verbärgt  in  der 
Regel  schon  die  Art  seiner  Entstehung  die  Rectt£~  and 
Zweckmäfsigkeit  seines  Inhalts.  Denn  wie  würde  sonst 
eine  Rechtsregel ,  deren  Anwendung  zuerst  nur  von  Einem 
oder  von  Einigen  versucht  wurde,  mit  der  Zeit  allgemei- 
nen Beifall  erhalten  haben  ?  Aus  dem  einen  und  aus  dem 
andern  Grunde  aber  verwebt  sich  ein  Gewohnheitsrecht 
mit  dem  gesammten  Leben  und  Zustande  des  Volkes  nach 
und  nach  in  d  e  m  Grade ,  dafs  das  Ansehn  desselben  vor- 
zugsweise feststeht ,  ja  mit  einer  gewissen  Hartnäckigkeit 


1)  Jedoch  liegt  in  diesem  Satze  nicht  auch  die  Behauptung;  dafs  ein 
Gesetz  durch  den  Nichtgebrauch,  (per  non  usura,)  aufser  Kraft  ge- 
setzt werde. 

9)  Unter  einem  geschriebenen  Rechte  verstehe  ich  hier  jederzeit  ein 
durch  eine  ausdrückliehe  Willenserklärung  des  verfassungsmä- 
ßigen Gesetzgebers  gesetztes  Recht 


Von  dem  Voftfe  vertheidiget  Wird  »}•.  —  AAch  den  Vor- 
zug hat  eih  Gewohnheitsrecht  vor  einem  geschriebenen, 
daß*  es  aHein  schlechthin  ein  gewfllkfihrtes  Recht  ist  So 
vrte  es  daher  dem  Geiste  der  Demokratie  unmittelbar  ent- 
tprkkt)  so  legt  es  auch  in  eine  jede  andere  Verfassung 
oder  so  erhält  und  nährt  es  auch  in  einer  jeden  anderen 
Verfassung  den  Geist  der  Volksherrschaft.  „Die  Deut- 
schen uy  sagt  Moser  *)?  „duldeten  nicht  geschriebene 
Gesetze,  und  überall,  wo  dergleichen  eingeführt  Wurden, 
geschah  es  von  Obrigkeiten,  welche  die  gesetzgebende 
Gewalt  des  Volkes  untergraben  wollten.  Denn  sobald  der 
Richter  die  Reehtsweisungen  in  einem  buche  hatte,  so 
fragte  er  nicht  das  Volk,  sondern  sein  Buch,  und  zuletzt 
fremde  Ausleger  und  Rechte. u  Wenn  fast  bei  allen  noch 
ungebildeten  Völkern  Rechtsgewohnheiten,  die  mores  majo- 
rnm,  die  Stelle  eines  geschriebenen  Rechts  vertreten,  so 
Ist  die  Ursache  nicht  etwa  Mos  die,  dafs  diese  Völker 
des  Sehreibens  gewöhnlich  noch  unkundig  sind.  Sondern, 
eifersuchtig  auf  dje  Freiheit  des  Naturstandes ,  unterwer- 
fen sieh  die  Menschen  in  dem  Kindesalter  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  nur  eihem  Rechte,  welches  das  Werk  eines 
jeden  Einzelnen  ist,  und  beharren  sie  bei  diesem  Rechte 
seihst  dann  noch,  wenn  sie  schreiben  gelernt  oder  auch 
mit  ihrem  Gewohnheitsrechte  noch  ein  geschriebenes  ver- 
bunden haben.  Das  Gesetz  der  Beduinen  ist  der  Koran.  Aber 
in  gleicher  Verehrung  stehen  bei  ihnen  die  Sitten  und  Ge- 
bräuche der  Vorfahren,  z.  B*  die,  welche 'das  Loös  der 
Gefangenen  mildern  *). 


1>  Tac  Oman,  e.  10.  »Plus  Ibi  falant  Seal  m«re«,  «Mm  »JIM  Man* 


8)  In  seiner  Osnabr.  Geschichte.  Th.  I.  $."19. 

9J  Interessante  Nachrichten  ober  diese  Sitten  and  Gebrauche  indes 
nun  inBurckhard's,  des  berühmten  Helfenden,  Sehritten.  —  Dalli 
nach  der  s.  g.  grofcen  Völkerwanderung  die  Rechtegewohnheiten 
4er  deutschen  Völkerschaften  niedergeschrieben  wurden,  war  ein 
Zeichen  nnd  wurde  eine  Ursache  des  Verfalls  der  gemeinen  lTrtft- 
aelt  bei  diesen-  Völkerschaften. 
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In  den  Vorzügen  dea  Gewohnheitsrechts  liegen  jedoch 
zugleich  die  Ursachen  seiner  Unvollkommcnheiten  ,  so  wie 
überall,  wo  es  in  Kraft  ist,  die  Keime  seines  Untergan- 
ges. —  Der  Charakter  der  Unveränderlicbkeit ,  welchen 
dieses  Recht  hat,  kann  leicht  oder  mufs  fast  unausbleib- 
lich die  Folge  haben,  dafs  es  dem. Volke,  bei  fortschrei- 
tender Kultur  und  Ci  vilisation ,  nicht  weiter  genügt,  oder 
selbst  dem  Aufstreben  des  Volkes  Hindernisse  in  den  Weg 
legt«    Darum  hat.  man  in  einigen  Staaten  besondere  Ein- 
richtungen getroffen,  um  sich  einer  zeitgemäfsen  Aus- 
und  Fortbildung  des  Gewohnheitsrechtes  zu  versichern. 
Eine  Einrichtung  dieser  Art  war  die  Amtsgewalt  der  rö- 
mischen. Prätoren,  in  so  fern  sich  diese  Gewalt  auf  das 
jus  edicendi  erstreckte.   Eine  ähnliche  Vollmacht  haben  in 
England  die  Gerichtshöfe  der  Billigkeit  *).   —   Seinen 
Grundlagen  nach  der  Demokratie  nahe  verwandt,  kann 
ferner  das  Gewohnheitsrecht  in  keiner  andern  Verfassung, 
als  in  der  Demokratie  oder  wenigstens  als  in  einer  Ver- 
fassung mit  einem  demokratischen  Bestandteile ,  die  ein- 
zige oder  die  vornehmste  Rechtsquelle  seyn,  mufs  es  da- 
ner, wenn,  sich  eine  solche  Verfassung  in  eine  andere 
verwandelt,  über  kurz  oder  über  lang  von  seinem  Ansehn 
mehr  oder  weniger  verlieren.     Wenn  in  den  deutschen 
Gerichten  das  einheimische  Recht,  welches  gröfstentheils 
Gewohnheitsrecht  war ,  nach  und  nach  fast  gänzlich  aufser 
Gebrauch  kam,  so  lag  die  Ursache  dieser  Veränderung 
nicht  in  der  Einführung  der  fremden  Rechte  allein,  son- 
dern ebensowohl  in  dem  allmähligen  Verschwinden  des 
demokratischen  Bestandteiles  der  Verfassung.  —  Allemal 
aber  kommt  bei  einem  Volke,  das  sich  bisher  gröfsten- 
ttotte  »an  das  Herkommen  hielt,  wenn  bei  diesem  Volke 
die  Verhältnisse  des  geselligen  Lebens  immer  mannig- 


nt--T 
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*)  Ebeu  so  in  den  Vereinigten  Staaten  voo  Nordamerika.  —  Die 
Grundsätze,  nach  welchen  die  courts  of  equity  Hecht  sprechen, 
werden  mit  der  Zeit  auch  von  den  courts  of  common  law  ange- 
nommen. 


fettiger  and  verwickelter  werden,  die  Zeit,  da  das  Gewohn* 
heitsreeht  einem  geschriebenen  Reehte  weichen  mufs.  Durah 
den  Gerichtsgebrauch  ausgebildet  ist  non  des  Gewohn- 
heitsrecht ein  Stadium,  für  welches  kaum  das  ganze  Le- 
ben eioes  Menschen  ausreicht,  anstatt  dafs  es  ursprünglich 
in  dem  Gedichtnisse  Aller  leben  konnte  and  lebte«  In 
Bachern  aufbewahrt,  ist  es  eben  so,  wie  ein  geschriebe- 
nes Recht ,  und  oft  noch  mehr  dem  Volke  ein  Geheimnife. 
Daher  erwacht  in  dem  Volke  das  Verlangen  nach  einem 
einfacheren,  nach  einem  Allen  zugänglichen  Rechte,  das 
Verlangen  nach  Gesetzbüchern.  Aach  die  Forderungen 
steigen,  welche  die  Wissenschaft  an  die  Gesetzgebung 
macht,  oder  man  wird,  von  Idealen  verlockt ,  unzufrieden 
mit  dem,  was  man  bereits  erlangt  hat  *)• 

IL   Gesetze  sind  Vorschriften  allgemeinen  In- 
halts.   (Sunt  regulae  generales/) 

So  unterscheiden  sich  Gesetze  von  andern  Regie- 
rungshandlangen ,  z.  B.  von  richterlichen  Entscheidungen, 
von  Ifafenlen  der  Regierung.  Ein  Volk  ohne  Gesetze 
gleicht  einem  Menschen  ohne  Grundsätze.  Einem  Volke 
kann  der  Mangel  an  Gesetzen  ein  Gewohnheitsrecht ,  dem 
einzelnen  Menschen  kann  der  Mangel  an  Grundsätzen  die 
Sitte  oder  der  üufsere  Anstand  —  in  einem  gewissen 
Grade  —  ersetzen* 

Die  Gesetze ,  obwohl  Vorschriften  allgemeinen  Inhalts, 
können  dennoch  in  Beziehung  auf  ihr  Gebiet  d.  L  in 
Beziehung  auf  diejenigen ,  welche  ihnen  unterworfen  sind, 
noch  besondere  Gesetze  seyn.    (Jus  est  vel  commune 


*)  Vgl.  Montesquieu,  esprit  des  lois.  VI,  6.  —  Auch  in  England 
sind  mehrere  Stimmen  für  die  Abfassung  von  Gesetzbüchern  laut 
geworden.  (Was  das  peinliche  Reoht  betrifft,  hat  man  diesem  Ver- 
langen auch  bereits  —  in  einem  gewissen  Grade  —  entsprochen.) 
Vgl.  Papers  relative  to  Codiflcation.  By  J.  Ben t harn.  Lond.  1817. 
Meijer,  de  la  codiflcation  en  general  et  de  celle  en  Angteterre 
m  asjfticaltor,  en  vae  serie  de  lettre*  adresaees  ä  Bfrr.  C.  P.  Coo- 
1830. 


vel  particnlfcre«)  Arten  des  letzteren  Rechtet  sind  fc.  B« 
die  Ortsrechte  9  die  Natibnalrechte ,  wenn  ein  und  derselbe 
Staatsverein  mehrere  Nationen  unter  sieh  begreift.  — 
Die  Alleinherrschaft  eines  und  desselben  (gemeinen) 
Rechts  ist  zwar  eine  wesentliche  Bedingung  der  Ein* 
heit  des  Staates.  Gleichwohl  gielrt  es  Zeiten  und 
Verhältnisse,  in  welchen  das  Nebeneinanderbestehn  meh- 
rerer besonderer  Rechte  dem  Interesse  eines  gegebenen 
Staates  entspricht«  Alle  grobe  Staaten  sind  ans  kleine- 
ren, oft  selbst  ans  einseinen  Gemeinden ,  erwachsen»  Dem 
Volke  alsdann  ein  und  dasselbe  Recht  AufcuÄwingen ,  ist 
nicht  selten  unmöglich,  allemal  aber  widerrechtlich.  Mit 
der  Zeit,  —  wenn  die  Ungleichheiten  unter  den  verschie- 
denen Abteilungen  des  Volkes  durch  Kultur  und  Civili- 
sation  und  durch  die  politische  Einheit  des  Volkes  nach 
und  nach  ausgeglichen  werden ,  —  zerfallen  ohnehin  die 
Grundlagen,  auf  welchen  bisher  die  Verschiedenheit  der 
besonderen  Rechte-  beruhte«  Dann  ist  es  an  der  Zeit,  die 
Alleinherrschaft  eines  gemeinen  Rechts  auszusprechen. 
(Darum  wurden  die  400  Provinfcial-  und  Ortsrech^|,  wel- 
che Frankreich  vor  dem  Jahre  1789  nihlte,  während  der 
Revolution  5  fast  ohne  dafs  es  einen  Kampf  kostete ,  aufset 
Kraft  gesetzt.}  Auch  in  der  Zwischenzeit  kann  dte  Re- 
gierung schon  viel  für  den  endlichen  Sieg  des  g&neiiten 
Rechtes  thun ,  z.  B.  so ,  dafs  sie  diesem  Rechte  die  Eigen- 
schaft eines  Htüfsrecbies  beilegt  ^  die  besondern  Rechte 
aber  in  Vergessenheit  gerathen  läfst  *). 

ESben  so  können  die  Gesetne,  ungeachtet  &?6.  Vor- 
schriften allgemeinen  Inhalts  sind  und  seyfl  fcöffeh ,  in  Be- 
ziehung auf  ihren  Gegenstand  besondere  Gesetze 
seyn.  ([Jus  est  vel  generale  vel  speciale.}  Ja  es  soll  in 
einem  jedem  Staate  besondere  Gesetze  in  dieser  Bedeutung 
geben,  bald  um  die  Anwendung  einer  allgemeinen  oder 


*)  Mai  kann  datier  die  Frage  Aufwerten,  ob  die  ptenMfobe  Begte- 
rneg  wohl  tboe,  wem  eis  auf  eeie  ta**Kcke  (ImiiieJMQ  **  ProTiv- 
ftialreeete  Bedacht  ninat. 
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allgemeineren  Regel  auf  die  unter  ihr  begriffenen  Gegenr 
Sünde  zu  »leichtern,  (ja.  B.  besetze  Aber  die  einzelnen 
Arten  der  Verträge  oder  Aber  die  Arten  eines  und  des» 
selben  Vergehens,)  bald  ans  dem  Grunde,  weil  anf  einest 
besondern  Gegenstand  mehr  als  ein  Princip  der  Gesetz- 
gebung anzuwenden  ist    (Beispiele :  Das  Handelsrecht, 
das  Wechselrecht,  die  Gesetze,   welche  die  Vergehen 
gegen  die  Kriegszucht  oder  die  der  Staatsdiener  betreten.) 
Ton  den  besonderen  Gesetzen  f  in  der  einen  und  in 
der  andern  Bedeutung,  sind  die  Ausnahmegesetze 
(les  lois  d'exception)  d.  L  diejenigen  Gesetze  zu  unter- 
scheiden, welche  eine  in  den  Gesetzen  enthaltene  Regel 
für  eine  gewisse  Art  von  Personen  oder  Sachen  oder 
andern  Gegenständen  der  Gesetzgebung  ohne  einen 
genugenden    Rechtsgrund    (und   mithin    wider- 
rechtlich) beschränken  oder  aufheben«  —  Nicht  die- 
jenigen Gesetze  also  sind  Ausnahmegesetze  *  welche  zwar 
eine  Ausnahme  von  einer  gesetzlichen  Regel  enthalten, 
aber  eine  Ausnahme,  welche  auf  dem  Grunde  der  Regel 
selbst  beruht,   a.  B.  nicht  die  Gesetze,  welche  einem 
Darleiher,  der  eine  besondere  Gefahr  übernimmt,  den  ge- 
setzlichen Zinsfufs  zu  übersehreiten  gestatten.    Gesetze 
dieser  Art  sind  zwar  ihrem  Wortlaute  nach  Ausnahme- 
gesetze, der  Sache  nach  aber  nur  Folgerungen  aus  der 
Regel,  Folgerungen,  welche  nur  durch  die  unvollkom- 
mene Fassung  der  Regel  in  Ausnahmegesetze  verwandelt 
werden*  Nur  die  Kunstfertigkeit  des  Gesetzgebers ,  nicht 
die  Gerechtigkeit  des  Gesetzes  kann  wegen  einer  Aus- 
nahme dieser  Art  in  Zweifel  gezogen  werden.  «-»•  Eben 
so  wenig  sind  unter  dem  Gattungsbegriffe  der  Ausnahme- 
gesetze diejenigen  Gesetze  enthalten  *  welche  zwar  eine 
gesetzliche  Regel,  diese  jedoch  zu  Folge  einer  andern 
Rechtsregel  beschränken  oder  auflieben.  (Jura  singularia, 
Vorzugsrechte.)  Die  Gesetze  z.B.,  welche  den  Minder- 
jährigen die  Rechtswohlthat  der  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand  oder  den  Ehefrauen  wegen  ihres  Einbrin- 
gens ein  Unterpfandsrecht  ertheilen ,  sind  zwar  ihrer  Form 
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aber  nicht  der  Sache  nach  Ausnahmegesetze,  Denn  diese 
und  Ähnliche  Gesetze  beruften  auf  der  rechtlichen  Noth- 
wendigkeit,  die  Grandsätze  der  ausgleichenden  Gerech- 
tigkeit durch  die  der  schatzenden  Gerechtigkeit  zu  be- 
schränken. (  Umgekehrt  würde  die  Nichtbeachtung  dieser 
Notwendigkeit  eine  Ungerechtigkeit  seyn.  —  Endlich, 
auch  die  wahren  Ausnahmegesetze  sind  nur  in  so  fern 
schlechthin  widerrechtlich,  als  man  sie  auf  den  Grond- 
isatz  der  rechtlichen  Gleichheit  bezieht.  Vgl.  das  dritte 
Hauptstück  des  vorliegenden  Buches. 

Privilegien,  —  Ausnahmen,  durch  welche  die  ver- 
bindende Kraft  eines  Gesetzes  zum  Y  ortheile  oder  zum 
Nachtheile  einer  bestimmten  Person  etc.,  —  schlechthin, 
(Privilegien  in  der  engeren  Bedeutung, 3  oder  nur  in 
einem  einzelnen  Falle  oder  nur  für  eine  bestimmte  Zeit, 
(Dispensationen)  aufgehoben  wird,  —  sind  nur  in 
dem  Sinne  Gesetze,  dafs  die  Ausnahme  nur  von  dem  Ge- 
setzgeber oder  von  einer  andern  Staatsbehörde  nur  krfeft 
*  einer  von  dem  Gesetze  ertheilten  besonderen  Erlaubnifs 
gemacht  werden  kann.  Im  übrigen  gelten  von  den  Pri- 
vilegien dieselben  Grundsätze,  wie  von  den  Ausnahme- 
gesetzen.   Vgl.  das  so  eben  a.  Hptst. 

III.  Den  Staat  in  der  Idee  betrachtet,  sollen 
die  Gesetze  immer  and  ewig  dieselben  seyn; 
•in  den  wirklichen  Staaten  haben  sie  ihrem 
rechtlichen  Wesen  nach  den  Charakter  der 
Veränderlichkeit,  wird  das  altere  Gesetz 
durch  ein  späteres  aufgehoben  *). 

In  den  wirklichen  Staaten  sind  die  Gesetze  von  Zeit 
zu  Zeit  zu  verändern.  Denn  es  steht  nicht  in  der  Macht 
des  Staatsherrschers,  wer  dieser  auch  sey,  den  Zustand 


*)  Lex  posterior  derogat  priori.   Vgl.  das  dritte  Hptet.  diesos  Buches. 

~  6.  von  Strave,  aber  das  positive  Rechtsgeseta,  rucksichtlica 
'   seiner  Ausdehnung  in  derzeit  oder  über  die  Anwendung  neuer  6e- 

setse.    Ctött»  1891. 
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der  bürgerlichen  Gesellschaft,  auf  welchen  doch  die  Ge- 
setze zu  berechnen  sind,  unverändert  zu  erhalten;  kein 
Sterblicher  kann  sagen :  Sonne  stehe  still !  oder ;  Bis  hie-» 
her  und  nicht  weiter!  Ja,  stände  es  auch  in  der  Macht 
des  Staatsherrschers,  dem  nie  rastenden  Wechsel  aller 
menschlichen  Dinge  Einhalt  zu  thun,  ([und  man  hat  es  in 
der  Kunst,  diesem  Wechsel  Stillstand  zu  gebieten,  weit 
genug  gebracht, 3  so  würde  doch  der  Staatsherrscher, 
wenn  er  von  dieser  Macht  Gebrauch  machte ,  d  e  s  Zwecles 
der  Staaten  uneingedenk  seyn,  welcher  ihr  letzter  und 
höchster  Zweck  ist,  —  das  Fortschreiten  der  Menschen 
zum  Besseren  zu  erleichtern  und  zu  förderen.  Er  kann 
sich  uberdiefs ,  indem  er  ein  gewisses  Gesetz  erliefs ,  ge- 
irrt haben.  Zur  Erkenntnifs  seines  Irrthums  gelangt,  ist 
er  verpflichtet,  ihn  zu  verbessern. 

Darum  ist  es  die  schwache  Seite  aller  geistlichen 
Herrschaften,  der  Theokratieen  und  der  Hierarchieen, 
dafs  sie  mit  dem  Rechte,  das  ihre  Grundlage  ist,  keine 
Veränderung  vornehmen  können,  ohne  die  göttliche  Ab- 
kunft dieses  Rechts  zu  verdächtigen.  —  Jedoch  kann  eine 
geistliche  Herrschaft  die  Gefahr,  welche  ihr  droht,  ijveü 
sie  in  der  Zeitlichkeit  auf  Ewigkeit  Anspruch  macht, 
{[oder  weil  sie  gegen  den  Unterschied  zwischen  dem 
Staate  in  der  Idee  und  einem  wirklichen  Staate  ankämpft,) 
wenn  auch  nicht  gänzlich ,  doch  in  einem  gewissen  Grade 
beseitigen.  Denn  es  kann  sich  eine  Offenbarung  nur  als 
eine  einstweilige  an&ünjligen ,  eine  andere  und  vollkomm- 
nere  einer  späteren  Zeit  verheifsend.  Die  Verehrer  des 
Buddha  sehen  neuen  Verkörperungen  ihre^i  Gottes  ent- 
gegen. Die  Propheten  des  Volkes  Israel ,  erschüttert  von 
dem  Mifsverhältnisse  zwischen  den  Verheifsungen  und  dem 
Zustande  ihres  Volkes,  weissagten  von  einem  Könige, 
welcher  dieses  Mifsverhältnifs  ausgleichen  würde.  Oder 
es  kann  sich  eine  geistliche  Herrschaft,  wie  etwa  die 
Hierarchie  der  katholischen  Kirche,  einer  fortdauernden 
göttlichen  Offenbarung  zu  rühmen  haben.  Oder  es  kann 
ein  geoffenbartes  Recht  der  Auslegung  einen  so  grofsen 
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Spielraum  verstatten,  dafs  es  sich  den  Veränderungen, 
welche  sich  mit  dem  Zustande  des  Volkes  im  Verläufe 
der  Zeit  begeben,  durch  die  Arbeiten  der  Schriftgelehrten 
anpassen  läfst.  Beispiele  einer  solchen  Auslegung  liefert 
die  Geschichte  des  Mosaischen  Rechts,  (der  Talmud  ist 
ein  in  seiner  Art  einziges  Denkmal  des  menschlichen 
Scharfsinnes ! )  die  Geschichte  der  Vehda's ,  der  heiligen 
Bücher  der  Hindu's ,  die  des  Koran«  Doch  nimmt  ein  sol- 
dies  auf  eine  Offenbarung  gepfropftes  Recht  nur  zu  leicht 
die  Unveränderlichkeit  seines  Stammes  an. 
'  '  In  einen  nicht  geringeren  Fehler  verfällt  andererseits 
der  Gesetzgeber,  welcher  im  Gesetzgeben  des  Guten  zu 
viel  thut,  welcher  heute  das  verändert  oder  umstöfst,  was 
4f  *  gestern  gesetzt  hat.  Mit  gutem  Grunde  sagten  die 
englischen  Barone :  Nolumus  leges  Angliae  mutari !  als 
ihnen  dar  Vorschlag  gemacht  wurde ,  die  durch  eine  nach- 
folgend* Ehe  legftimirten  Kinder,  gegen  Sitte  und  Her- 
Komihen,«zur  Lehnsfolge  zu  lassen  >).  Man  kennt  wohl 
dfc*  Nachtheile  ,  welche  mit  dem  jetzigen  Stande  der  Ge- 
setzgebung verbunden  sind ,  nicht  aber  die  vielleicht  noch 
£rf)fseren,  welche  im  Gefolge  einer  Neuerung  seyn  wer« 
den  ,¥).  Man  vermindert  die  Achtung  für  die  Gesetze 
AMhAupi,  wenn  man  mit  den  Gesetzen,  wie  mit  Moden, 
wechselt.  Ja ,  es  kann  wohl  selbst  die  Idee  des  Gesetzes, 
als  einer  Vorschrift,  die  nicht  ein  blofses  Machwerk  son- 
dern ein -Ausspruch  der  ewigen  Gerechtigkeit  seyn  soll, 
im  Volke  nntergehn.  —  Gewisse  Verfassungen  verleiten 
besonders  zu  dem  Fehler  der  Gesetzgeberei ;  nämlich  die 
Demokratie,  ([die  autokratische  und  die  repräsentative , 3 
find  die  konstitutionelle  Monarchie.  Darum  verordnete 
XateAltas,  der  Gesetzgeber  der  Lokrier,  dafsder,  welcher 


■»«■  V      '"    M  »l  IM| 


1)  ai*ttviil6;  de  legibus  et  oosauet.  Angliae,  Üb.  VDL  o*f.  15. 

SO  8p  «ad  *•  *V  ^e  Vereinig***  des  Irischen  Parliamenei  mH  dem  bri- 
Osonen  —  dl*  Emancipatton  der  hiathoUken,  —  dto  BcswinbUl, 
schon  jetet  so  manche  Folgen  gehabt,  welch«  too  denen  *  die  für 
diese  Maüregela  staunten,  schwerlich  rcransgesehn  wurde«. 
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ja  der  VoUUversammlutig  ein  Gesetz  in  Voruchlag  bringen 
wurde ,  den  Hab  in  einer  Schlinge  erscheinen  und,  wenn 
der  Verschlag  die  Zustimmung  des  Volkes  nicht  erhielte, 
erdrosselt  werden  sollte  ').  In  dem  ntheniensisehen 
Fretstaate  kennte  gegen  denjenigen,  weicher  den  Vor- 
schiig  su  einem  neuen  Gesetze  gemacht  hatte,  sogar  in 
dem  Falle  "eine  Anhinge  erhoben  werden,  da  der  Vor- 
schlag von  dem  Volke  in  ein  Gesetz  verwandelt  worden 
war  'J.  —  Es  giebt  jedoch  Kille ,  in  welchen  die  Aus- 
übung der  gesetzgehenden  Gewalt  ein  unabweisbares  Be- 
dnrfnife  ist.  Fülle  dieser  Ar«  sind  z.  B.  wenn  die  Ver- 
fassung des  (Staates  durch  eine  Revolution  oder  sonst  we- 
sentlich umgestaltet  worden  just;  wenn  ein  Gesetz  als 
veraltet  m  widerrufen  ist;  wenn  der  Einklang  der  Ge- 
setzgebung durch  aine  durchgreifende  Neuerung  in  einem 
ihrarTheUe  gestört  worden  ist;  wenn  die  Nachbarstaaten 
ihre  Jlaeht  durch  eine  Veränderung  ihrer  Einrichtungen 
entschieden  gesteigert  haben.  ~  Allemal  aber  ist  bei  dem 
Vorhaben,  neue» Gesetze  zn  erlassen,  die  Frage  nicht  m 
zu  stellen,  ob  man  etwas  an  sich  Vollkommenes, 
sondern  nur  so,  ob  man  etw*s  Besseres  i  i.  eine  Ar- 
beit liefern  iMMvte,  welche  den  Bedürfnissen*  der  Zeit 
mehr,  als  die  bisherige  Gesetzgebung,  entspreche  •).  — - 
Eben  so  sollen  sieh  neue  Gesetze  nicht  die  Darstellung 
eines  Ideales  zmn  Ziele  setzen ,  sondern  sich,  aofearoiv 
dflsfüche  Fülle  ansgenoinmen,  mögUohs*  an  die  Vergan- 


** 


1)  Heyne,  0*  aaetda  a<»4.  Vol.  n.  Od*.  ifSf.  Frei.  HL 
n  Nook  attkrere  andere  Vorltearangen  hat*  im  attieene  Reeet 
troffen.,  um  der  Gefohr  einer  leiGhtsJniugftn  Veränderung  der  Gnv 
netze  vorsubeugen.  S.  Pott  er,  Archaeologia  Graeca.  I4b.  I. 
auf.  XVII.  Barthelemy,  Reise  des  jungen  Anackaraia.  U,  SOS, 
U)  I>er  ante  bealea*  atek  auf  die  bekannte  (von  an  vielen  Schiiftstet- 
Un,  s.  JL  von  Tkibaut,  ▼.  Savigny,  Aofaklrt,  erörterte) 
Streitfrage  von  dem  Berufe  unserer  Zeil  für  Gesetagebong,  oder 
—  wie  nun  die  Frage,  bewandten  Uuwtanden  naek,  an  ftaeen 
an*,  —  flu?  die  awtarttthmg  aener  Ovilgeeetaeueaer.  Mag  neck 
der  Bemf  au  dieser  Arbelt  awelfetkaft  seyn,  «er  M  k*  deaie 


» 
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genheit  d.  i.  an  das  bisherige  Recht  anschliefsen.    Demi 
tfas  Gute  reift,  je  langsamer,  desto  sicherer  ').  —  End- 
lich ,  viel  sehr  viel  kommt  auf  die  Zeit  an,  welche  man 
für  eine  Veränderung  der  Gesetze  wählt   In  guten  Zeiten 
verbessere  man  schlechte  Gesetze;  sonst  werden  schlimme 
Zeiten  leicht  noch  schlimmer.    In  Zeiten  innerer  Unruhen, 
z.  B.  wenn  die  Noth  dem  Herrscher  ein  Gesetz ,  (wie  in 
Spanien  und  in  Neapel  im  Jahre  18*0 ,  dem  Könige  eine 
Verfassungs Urkunde, 3  abdringt,  fehlt  es  an  Ruhe  zur 
Ueberlegung  oder  an  Macht  oder  Muth,  sich  ungestümen 
Forderungen  zu  widersetzen.    Ein  Gesetz,  das  in  Zeiten 
eines  gesteigerten  Partheikampfes  durchgesetzt  wird,  ist 
nicht  selten  ein  zweischneidiges  Schwerdt    Das  Gesetz, 
«ach  welchem  das  britische  Unterhaus  nur  jedes  siebente 
Jahr  erneuert  wird,  wird  jetzt  von  derselben  Parthei,  von 
welcher  es  einst  ausging,  von  den  Whigs,  oder  wenig- 
stens von  einem  Theile  dieser  Parthei,  vergeblich  be- 
kämpft    Eine  jede  politische  Parthei,   (und  ein  jeder 
Staatsmann,)  sollte  den  Wahlspruch  haben:  Hodie  tibi, 
ijras  mihi! 

Nur  von  dem  Gesetzgeber  kann  eine  Veränderung  in 
den  bestehenden  Gesetzen  ausgehn.  f  Jedoch  macht  von 
-dieser  Regel  das  Gewohnheitsrecht  eine  Ausnahme;  aber 
nur  innerhalb  der  Grenzen  seines  Gebietes  d.  i.  nur  so 
weit  sich  die  Autonomie  der  Unterthanen  erstreckt.)  — 
Es  kann  also  ein  Gesetz  nicht  durch  den  Nichtgebrauch 
(nicht  per  non  usum)  seine  Gültigkeit  verlieren.  Dieje- 
nigen, welche, das  Gesetz  zu  befolgen  unterließen ,  han- 
delten widerrechtlich,  oder  man  mfifste  annehmen,  dafs 
es  in  einem  und  demselben  Staate  neben  dem  verfassungs- 
mäfsigen  Gesetzgeber  noch  einen  zweiten  gebe.  Eben  so 
wenig  ist  ein  Gesetz,  sobald  sein  Grund  wegföllt,  nicht 
weiter  verpflichtend  *J.  Denn  ein  jedes  Gesetz  hat  seinen 


1)  Der  Geeetsgebung  Grofsbritauaieoa  gebinrl  vieUeieht  vorzofptreise 

der  Ruhm;  dafe  eie  dieser  Maxime  nie  untreu  geworden  aoj*. 
9)  Die  Regel:  Ceesante  ratione  legis,  cessat  eju»  dispositt*,  nat  einen 
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Yerpflichtungsgruud  in  sich  selbst  #)  5  n*cht  M  gedenken, 
dafs,  wenn  auch  der  ursprüngliche  oder  der  Hauptgrund 
zur  Erfassung  des  Gesetzes  in  der  Folge  wegfällt,  den- 
noch neue  oder  andere  Gründe  den  Gesetzgeber  bestim- 
men konnten,  das  Gesetz  nicht  zu  widerrufen* 

IV.  Das  Gesetz  ist  eine  Vorschrift,  welche  für 
die  Unterthanen,  und  zwar  für  alle  Unter- 
thanen,  verbindende  Kraft  h a t.  (Sie  verpflich- 
tet zugleich  den  Gesetzgeber  selbst  in  so  fern*,  als 
er  theils  seine  Gesetze  nieht  willkürlich  verändern, 
theils   denselben  nicht  rückwirkende  Kraft  beilegen 

soll.) 

Hieraus  folgt:  1)  Eine  Willenserklärung  des  Ge- 
setzgebers hat  nur  unter  der  Bedingung  die  Eigenschaft 
eines  Gesetzes ,  dafs  sie  dem  Volke  gehörig  bekannt  ge- 
macht wolrden  ist.  Denn  der  Staatsherrscher  würde  sich 
einer  Ungerechtigkeit  schuldig  machen,  wenn  er  die  Un- 
terthanen  für  die  Beobachtung  einer  Vorschrift  zur  Ver- 
antwortung ziehen  wollte,  welche  ihnen  nicht  bekannt 
war  und  nicht  bekannt  seyn  konnte.  Selbst  das  ist  nieht 
zu  billigen ,  wenn  Gesetze ,  welche  das  bisherige  Straf- 
recht mildern,  vor  den  Unterthanen  geheim  gehalten  wer- 
den* Denn  ein  Geheimnifs  dieser  Art  verleitet  leicht  zu 
Hoffnungen ,  welche  das  Ansehn  der  Strafgesetze  über- 
haupt schwächen.  Jedoch,  so  heilig  auch  dem  Gesetzge- 
ber die  Pflicht  seyn  soll,  seine  Gesetze  gehörig  bekannt 
zu  machen,  so  schwierig  ist  doch  die  Aufgabe,  wie  die- 
ser Pflicht  vollständig  Genüge  zu  leisten  sey.  Den  heu- 
tigen Europäischen  Staaten  gewährt  die  Buchdruckerkunst 


Doppelsinn,  sie  ist  richtig,  wenn  man  sio  von  der  Nlcbtanwend- 
fearfcett  des  Gesetzes  auf  Fälle,  die  unter  seinem  Grunde  nicht  be- 
griffen sind,  versteht.  Sie  tat  falsch,  wenn  man  ste  so  deutet, 
dafs  ein  Gesetz,  sobald  dessen  Grund  de  facto  wegfalle,  seine 
verbindende  Kraft  verliere. 

*)  Die  ratio  legis  ist,  in  Beziehung  auf  die  verbindende  Kraft  des  Ge- 
setzes, nur  die  occasio  legis. 

Zae&ariä,  vom  Staate.    IV.  S 
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in  dieser  Beziehung  Vortheile,  welche  sowohl  in  dem  In- 
teresse der  öffentlichen  Macht  als  in  dem  der  individuelle» 
Freiheit  nicht  hoch  genug  angeschlagen  werden  können  *). 
Mag  übrigens  die  Art,  wie  die  Gesetze  zur  Kenntnifs 
des  Publikums  gebracht  werden,  in  dem  einen  oder  <fam 
andern  Staate  noch  so  unvollkommen  seyn,  nirgends  kann 
den  Unter thanen  die  Unbekanij tschaft  mit  den  Gesetzen 
zur  Entschuldigung  dienen.  (Nocet  ignorantia  juris.) 
Sonst  wäre  es  überall  nm  den  Staat  geschehn.  Der  Un- 
terschied ist  nur  der,  dafs  die  Gültigkeit  dieser  Regel 
hier  mehr  dort  weniger  auf  einem  Nothstande  beruht.  — 
8)  Ein  jedes  Gesetz  mufs  mit  einer  Sanktion  verbunden 
seyn  d.  i.  auf  den  Fall,  dafs  es  verletzt  wird,  einen 
Rechtsnachtheil  oder  eine  Strafe  dröhn.  Die  sogenannten 
leges  imperfectae  d.  i.  die  Gesetze  ohne  Sanktion  sind 
überall  nicht  Gesetze.  Wünschen  und  Hoffen  ist  nicht 
die  Sache  des  Gesetzgebers.  —  3}  Erlaubnifsgesetze  (le- 
ges permissivae)  d.  i.  Gesetze,  welche  gestatten-,  eine 
gesetzliche  Regel  in  gewissen  Fällen  nicBt  zu  befolgen, 
sind  nicht  ihrem  Wesen  nach,  sondern  nur  in  dem  Sinne 
Gesetze,  dafs  die  Erlaubnifs  von  demjenigen  ertheilt  wor- 
den ist  und  zu  ertheilen  war,  welcher  die  Regel  bekräf- 
tiget hat. 

Die  Gesetze,  obwohl  ihrem  Wesen  nach  verpflich- 
tende Vorschriften,  haben  doch  diese  Eigenschaft  ent- 
weder unbedingt  oder  nur  bedingungsweise  d.  i. 
nur  mit  dem  Vorbehalte,  dafs  sie  in  einzelnen  Fällen  durch 


*)  Und  doch  Ist  es  in  Deutschland  und  anderwärts  nicht  so  lange  her, 
dafs  man  von  diesen  VortheUen,  (durch  Regierungsblätter,  durch 
Gesetz -Bulletins,)  allen  den  Gebrauch  gemacht  hat,  der  davon', 
gemacht  werden  kann.  Noch  weit  sohlinimer  stand  es  im  Mittel- 
alter. Der  ungeregelte  Recbtsnustand  der  europäischen  Staaten 
während  des  Mittelalters  hatte  zu  einem  guten  Theüe  seinen  Grund 
in  dem  Mangel  an  Mitteln,  Gesetze  und  Verordnungen  allgemein 
und  mit  Leichtigkeit  bekannt  zu  machen.  Vgl.  Tratte  des  principe« 
relatifs  ä  la  publication  des  lois.  Par  le  baron  F*va*d  de 
-  Lang  lade.  In  dessen  tr.  ^es  Privileges  et  hypotheques  Par.  161t. 
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die  Verfügungen  der  Unterthanen  abgeändert  oder  ander 
Kraft  gesetzt  werden  können.  Ob  ein  Gesetz  von  der 
einen  oder  ob  es  von  der  andern  Art  sey,  läfst  sich  nur 
nach  seinem  Zwecke  beurtheilen.  Gesetze,  welche  auf 
einem  öffentlichen  Interesse  beruhn,  sind  der  Autonomie 
der  Unterthanen  entzogen.  Qoae  sunt  juris  publici,  dto- 
positionibas  privatorum  inunutari  nequeunt. 


Wenn  auch  durch  diese  Merkmale  (I— IV)  Gesetze 
an  sieh   (oder  in  thesi)   von  andern  Regierutfgshand- 
Ivgeii  zur  Genüge  unterschieden  werden,  so  mußt  doch 
das  positive  Recht  die  gesetzgebende  Gewalt  von  den 
andern  beiden  obersten  Staatsgewalten  durch  die  For- 
men der  Verfassung  sondern,  wenn  jener  Unterschied 
auch  in  der  Erfahrung  (oder  in  hypothesi)  alle  die 
TOnitbatigen  Polgen  haben  soll ,  auf  weflcheh  seift  prak- 
tisches Interesse  bferuht.    Zwar  liegen  einer  solchen  Son* 
derung  allemal  die  Begriffe  dieser  Gewalten  tum  Grunde. 
Aber,  nur  durch  die  Verfassung   von  einander  getrennt 
unter  verschiedene  Behörden  vertheilt,)  entbehren 
Gewalten  nicht  der  Burgschaft,  deren  sie  bedürfen, 
damit   eine  jede  derselben    ihrem  Begriffe  oder  Wesen 
gemäfe  ausgeübt  werde;    nur   unter  derselben*  Voraus- 
anssetznng  hat  eine  jede  dieser  Gewalten  gleichsam  einen 
Vertreter  und  Bewabrer  des  Begriffs,  welcher  ihr  tum 
Gründe  liegt.    Wo  z.  B.  das  Haupt  der  vollziehenden  Ge- 
walt zugleich  der  Gesetzgeber  ist,  da  ist,  (wie  unter  an- 
derem die  Geschichte  der  Deutschen  Landesgesetzgebun* 
gen  beurkundet,)  sogar  die  Frage  nicht  selten  zwteiftfc- 
haft,  ob  eine  gewisse  von  der  Regierung  ausgegangene 
Verfügung  als  ein  Gesetz  d.  i.  als  eine  bleibende  und  all- 
gemein gültige  Rechtsregel  zu  betrachten  sey  oder  nicht  $ 
da  kann  in  dem  Volke  nicht  die  Achtung  für  das  Gesetz 
leben,  welche  doch,  weil  sie  physischen  Zwang  entbehr- 
lich macht,  eine  der  vornehmsten  politischen  Tugenden  ist. 


ZWEITES  HAUPTSTÜCK. 

t 

Van  den 
Grauten  der  gesetzgebenden  Gewalt. 

Das  Parliament  ist  allmächtige  sagt  das  Englische 
Recht,  d.  i.  die  Macht  des  Parliaments  erstreckt  sich  so 
weit,  als  das  Gebiet  des  nach  Erfahrungsgesetzen  Mög- 
lichen. Die  gesetzgebende  Gewalt  hat  überhaupt  und  mit- 
hin in  einem  jeden  Staate  keine  andern  Grenzen,  als 
diese  1). 

Man  sollte  nicht  erwarten ,  dafs  die  gesetzgebende 
Gewalt  jemals  oder  irgendwo  den  Versuch  gemacht  h&ttp, 
sogar  die  Grenzen  des  Möglichen,  zu  überschreiten. 
Gleichwohl  gehören  Beispiele  vom  Gegentheile  nicht  ge- 
rade zu  den  Seltenheiten  in  der  Geschichte.  So  über- 
schritten z.  B.  die  Gesetzgeber  offenbar  die  Grenzen  des 
Möglichen,  welche  eine  Abänderung  der  Verfassung,  die 
sie  dem  Volke  gegeben  hatten,  entweder  für  immer,  (wie 
nnter  anderen  Lykurg,}  oder  für  eine  langete  Zeit  schlecht- 
hin untersagten ,  oder  welche,  (wie  Mohammed,}  ihr  Volk 
verpflichteten ,  mit  gewissen  Völkern  niemals  Frieden  zu 
schliessen.  Noch  auffallender  verletzte  die  vorliegende 
Regel  ein  Vorschlag,  welcher  bei  der  Berathang  der 
ersten  Konstitntion  der  Vereinigten  Staaten  gemacht  wurde, 
den  Bestand  des  stehenden  Heeres  durch  die  Verfas- 
sungsurkunde  auf  6000  Mann  zu  beschränken1).  — 
Jedoch  es  giebt  Gesetze  ,„  welchen  man  denselben  Vor- 
wurf machen  kann,  ungeachtet  sie  ihn  auf  den  ersten 
Blick  keineswegs  zu  verdienen  scheinen.  Z.  B.  wenn  eine 
Regierung  Schulden  auf  Schulden  häuft ,  so  setzt  sie  sich 
der  Gefahr  aus,  von  der  Nachwelt  das  Unmögliche 


1)  Vgl.  Buch  III.  Hptst.  & 

I)  Washington  beseitigte  diesen  Vorschlag  durch  die  Bemerkung,  dals 

er  Ihm  seine  volle  Zustimmung  gebe  ,  jedoch  unter  der  Bedingung, 

dafs  die  Verfassungsurkunde  auch  andern  Regierungen  untersage, 

-  die  V.  St  mit  einer  gröfsern  Macht  au  bekriegen.    Vgl.  das  (vor 

einigen  Jahren  erschienene)  lieben  Washington'*. 


fordern.  Vielleicht  wird  man  dereinst  auch  die  Geaetae, 
welche  den  Wohlstand  des  Volkes  durch  Zwangsmaauv 
regeln  —  durch  ein  kunstliches  Mauthsystem  — »zu  stei- 
gern beabsichtigen,  unter  die  Kategorie  derjenigen  Ge- 
aetstf  bringen ,  welche ,  weil  sie  in  den  naturgenaTaen 
Lauf  der  Begebenheiten  störend  eingreifen ,  das  Unndg- 
liehe  versuchen.  Entschiedener  verfallen  in  diesen  Fehler 
die  Gesetze,  welche  das  Werthverhiltnifs  zwischen  Gold 
und  Silber  auf  die  Dauer  bestimmen.  Eben  so  bedarf  ein 
jedes  Gesetz ,  welches  für  eine  Geldstrafe  oder  für  irgend 
eine  Leistung,  z.  B.  für  Besoldungen,  eine  bestimmte 
Saune  festsetzt,  schon  seinem  Wesen  nach  von  Zeit  zu 
Zeit  einer  Revision.  Denn  es  steht  nicht  in  der  Macht 
des  Staates ,  am  wenigsten  in  dem  heutigen  Europa,  den 
Tauschwerte  des  Geldes  für  immer  festzustellen. 

Derselbe  Grundsatz  (ad  impossibilia  non  datur  obli- 
gatio !)  kann  auch  so  verletzt  werden ,  dafs  man  der  Be- 
dingungen vergifst,  unter  welchen  allein  das,  was  an  sich 
Rechtens  ist,  in  der  Erfahrung,  z.  B.  bei  dem  und  dem 
Volke ,  dargestellt  werden  kann.  —  Wie  viele  Irrthümer, 
(um  nicht  einen  härteren  Ausdruck  zu  gebraudien,) 
wurde  sich  die  franzosische  Nation  in  den  Zeiten  der 
Revolution  erspart  haben,  wenn  sie  immer  der  Wahrheit 
eingedenk  gewesen  wäre,  dafs  sich  das  Rechtsgesetz  mit 
der  Naturnotwendigkeit,  (mit  dem  Nothrechte,)  in  die 
Herrschaft  über  die  Menschenwelt  zu  theilen  habe  *)• 

Endlich  beruht  auf  jenem  Grundsatze  noch  die  Rechts- 
regel, dafs  den  Gesetzen  nicht  rückwirkende  Kraft  bei- 
gelegt werden  dürfe.    Wenn  es  auch  für  den  Staat  keine 


*)  Vgl.  Bd.  1  8.  85  ff.  —  Es  hat  Einigen  beliebt,  das  in  einem  Staate 
bestehende  Recht,  wenn  und  in  wie  fem  es  von  dem  Rechte  an 
sieh  oder  von  dem  Verniraftrechte  abweicht,  das  historische 
Recht  au  nennen,  gleich  als  ob  es,  nur  eine  Thatsache,  überall 
nicht  eine  rechtliche  Sanktion  für  sich  bitte.  Wenn  und  In  wie 
fern  es  amt einem  Nothstande  beruht,  ist  es  eben  se  (rechtlich  und 
moralisch)  Ternflichtend ,  wie  ein  positives  Recht,  das  mit  dem 
Rechte  an  sich  übereinstimmt. 


Vergangenheit  und  keine  Zukunft  giebt,  d.  i.  wenn  auch 
sowohl  die  Vergangenheit  als  die  Zukunft  unter  der  Herr« 
schaft  der  Gesetze  steht  *),  so  verpflichten  doch  die  Ge- 
setze nur  unter  der  Bedingung,  dafs,  und  nur  von  der 
Zeit  an ,  da  sie  gehörig  bekannt  gemacht  worden*  sind« 
Ein  Gesetz  also,  welchem  rückwirkende  Kraft  beigelegt 
wird,  d«  i.  ein  Gesetz,  welches  eine  Strafe  oder  irgend 
einen  Rechtsnachtheil  auf  Falle  setzt,  welche  sich  vor 
der  Bekanntmachung  des  Gesetzes  begeben  haben  *},  for- 
dert von  den  Unterthanen  das  Unmögliche.  Denn  es  for- 
dert von  den  Unterthanen,  dafs  ihnen  ein  Gesetz  hatte 
bekannt  seyn  sollen,  das  ihnen  nicht  bekannt  seyn 
konnte  '3*  Uebrigens  ist  die  vorliegende  Frage  nicht 
mit  der  Frage  zu  verwechseln,  ob  und  inwiefern  der 
Gesetzgeber  befugt  sey,  den  Unterthanen  Rechte  zu  ent- 
ziehen, welche  ihnen  nach  dem  bisherigen  Rechte  zu- 
kommen.   Vgl.  das  gleich  folgende  Hauptstück. 


DRITTES  HAÜPTSTÜCK. 

Wie  sollen 
die  Gesetze  ihrem  Inhalte  nach  heschaffen  seyn? 

Man  hat  zwischen  den  Grundsätzen  der  Gesetz* 
gebung  und  den  Maximen  des  Gesetzgebers  zu 
unterscheiden ,  d.  i.  zwischen  den  Grundsätzen ,  aus  wel- 
chen der  Inhalt  der  Gesetze  abzuleiten  ist,  und  den  Re- 
geln, welche  der  Gesetzgeber  zu  befolgen  hat,  um  theils 
jene  Grundsätze  zu  finden ,  theils  von  ihnen  den  richtigen 
Gebrauch  zu  machen,  theils  die  Fehler  zu  entdecken ,  die 


1)  Vgl.  Bd.  1.  Buch  m.  Hpfet.  2. 

•)  So  nämlich  Ist  die  Regel  zu  deuten. 

0)  Aach  auslegende  Gesetze  sind  unter  dieser  Regel  nnd  unter 
ihrem  Grunde  begriffe«.  Jedoch  spricht  gegen  die  ruckwirkende 
Kraft  dieser  Gesetze  noch  uberdie»  der  besondere  Grund ,  dafs 
sie  die  Selbstständigkeit  der  richterlichen  Gewall  antasten,  wurde. 


er  ah  Gesetzgeber  etwa  begangen  bat.  Wenn  auch  in 
einen  jeden  in  der  Erfahrung  gegebenen  Staate  das  von  * 
dessen  Beherrscher  anagegangene  Gesetz  der  einzige 
Maasstab  des  Rechts  und  des  Unrechts  für  die  Unter-» 
Ulanen  als  solche  ist,  so  soll  doch  das  Gesetz  das  Recht 
aiefct  machen,  sondern  das  Recht  nur  auslegen. 

Die  Grundsätze  der  Gesetzgebung 

gehören  nur  in  so  fern  in  die  Gesetzgebungswissenschaft, 
als  sie  für  alle  und  jede  Arten  der  Gesetze  oder  für  ein 
jedes  Fach  der  Gesetzgebung  in  gleichem  Grade  gältig 
sind.      Wollte  man   in  diese  Wissenschaft,    (nach  dem 
Vorgange  einiger  Schriftsteller,}  auch  diejenigen  Grund- 
sätze  aufnehmen,    welche    auf  der  Verschiedenheit  der 
Gegenstande  der  Gesetzgebung  beruhen,  so  würde  man 
die  Scheidewand  niederreissen,  welche  die  Gesetzgebungs- 
wissenschaft von  den  übrigen  Theilen  der  Staatswissen- 
jehaft  sondert. 

Zu  jenen  allgemeingültigen  Grundsätzen  der  Gesetz- 
gebung gehört  nun  zuvörderst  der  Grundsatz  der  recht- 
lichen Gleichheit,  der  Gleichheit  Aller  vor  dem  Ge- 
setze. —  Nicht  s  o  ist  dieser  Grundsatz  zu  deuten ,  als 
ob  ein  Gesetz  schon  deswegen  gerecht  wäre,  weil  es  alle 
Unterthanen  in  gleichem  Grade  belastete  *).  Sonst  könnte 
man  auch  schlechthin  ungerechte  Gesetze  mit  ihrer  AIlg$- 
meingültigkeit  vertheidigen ,  z.  B.  auch  das  Gesetz  eini- 
ger Negerstaaten,  welches  alle  Einwohner  des  Landes 
für  Sklaven  des  Fürsten  erklärt.  Eben  so  könnte  man 
sonst  den  Vorwurf  der  Ungerechtigkeit  auch  von  denje- 
nigen Gesetzen  abwenden ,  welche  von  allen  Unterthanen, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  ihrer  Vermögens- 
umstände, denselben  Beitrag  zu  den  Staatsauflagen  for- 
derten, oder  ein  bestimmtes  Vergehen,  ohne  Rücksicht 
auf  die  verschiedene  Schuldhaftigkeit  der  Thäter,  mit  der- 


*)  „üne  loi,  qui  ne  connaifc  point  d'exceptiona ,  e*t  toujoars  juste." 
MMaierit  venu  de  Ste.  Helene.  Lond.  1817. 


I 
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selben  Strafe  zu  belegen  geboten  *).    Und  doch  verdie- 
nen gerade  Gesetze  dieser  Art  vorzugsweise  den  Namen 
despotischer  Gesetze.    Sie  können  nur  in  den  Fällen 
vertheidigt  werden,  in  welchen  sie  der  Willkur  der  Be- 
amten der  vollziehenden  Gewalt   oder  der  des  Richters 
vorbeugen ;  und  auch  dann  nur  unter  der  Voraussetzung, 
dafs  diese  Willkür,  verglichen* mit  der  des  Gesetzes,  das 
gröfsere  Uebel  ist  *).  —  Sondern  der  Sinn  des  vorlie- 
genden Grundsatzes  ist  der,  dafs  ein  Gesetz  nicht  ein 
gerechtes  Gesetz  seyn  kann,  wenn  es  nicht  alle  Unter- 
thanen  in  gleichem  Grade   schlechthin  oder  verhältnifs- 
mäfsig  belastet  oder  begünstiget  •).    Jedoch,  auch  s  o  ge- 
deutet, ist  der  Grundsatz  nur  in  thesi,  d.  i.  nur  wenn  man 
den  Staat  in  der  Idee   betrachtet,  unbedingt  gültig.    In 
hypothesi,  d.  i.  in  den  wirklichen  Staaten  können,  wenn 
auch  nicht  alle  Abweichungen  von  demselben,  ([denn  nicht 
wenige  verdanken  der  Uebermacht  oder  der  Arbeitsscheu 
oder  der  Elternliebe  ihr  Dnseyn,)  doch  diejenigen  Ans* 
nahmsgesetze  und  Privilegien  vertheidigt  werden,  wel- 
che auf  einem  Nothstande  beruhn ;   da  kommt  es  bei  der 
Rechtfertigung  derselben  nur  darauf  an,  ob  sich  der  Noth- 
stand  genügend  nachweisen  läfst.    Am  häufigsten  dürften 
sich  politische  Vorrechte,  d.  i.   Vorrechte,  welche  sich 
Auf  die  Verfassung  des  Staates  beziehn,  mit  diesem  Grunde 
yertheidigen  lassen;  am  seltensten  Ausnahmen,   welche 
von  dem  gemeinen  Strafrechte   des  Landes  zum  Nach- 
theile der  Angeschuldigten  öder  Verurtheilten   gemacht 


1)  Weit  schwieriger  ist  diefcrage,  ob  ein  Gesetz,  welches  die  Strafe 
eines  und  desselben  Vergehens  nach  der  Verschiedenheit  des  Stan- 
des der  Thftter  abstuft,  (z.  B.  den  Gebildeteren  Festangsstrafe  statt 
Zuchthausstrafe  droht,)  mit  dem  Grundsatze  der  rechtlichen  Gleich- 
heit vereinbar  sey.  Vgl.  unten  das  Strafrecht. 

8)  Sollen  die  Gerichtsgebühren  nach  Beschaffenheit  der  Arbeiten  taxirt 
oder  mittelst  eines  Stempels  erhoben  werden?  —  Die  Frage  löfst 
sich  in  die  auf:  Ist  in  diesem  Falle  die  Willkür  des  Richters  oder 
die  des  Gesetzes  das  grössere  Uebel? 

S)  Der  Grundsatz  enthält  nur  eine' conditio  sine  qua  non. 


» i 


werden  #).  Sonderbar  genug  hat  man  von  dem  Grund- 
sätze der  rechtlichen  Gleichheit  zuweilen  die  Anwen- 
dung gemacht,  dafs  man,  nachdem  der  eine  oder  andere 
Stand  der  bürgerlichen  Gesellschaft  zu  gewissen  Vorrech- 
ten gelangt  war,  zur  Herstellung  des  Gleichgewichts  den 
übrigen  Standen  gewisse  andere  Vorrechte  ertheilte.  So 
hatte  meist  in  den  Ländern  des  Deutschen  Reichs  und 
eben  so  in  andern  Staaten'  Deutschen  Ursprungs  ein  jeder 
Stand  seine  besondern  Vorrechte,  So  werden  in  England 
die  Korngesetze  mit  dem  Grunde  vertheidiget,  dafs  sie 
den  Ackerbau  nur  für  die  Begünstigung  entschädigten, 
welche  hohe  Einfuhrzölle  der  inländischen  Fabrikation  ge- 
wahren. Wenn  auch  der  Versuch ,  -  Gleichheit  unter  den 
Standen  durch  Standesvorrechte  herzustellen,  schon  sei- 
nem Wesen  nach  nicht  gelingen  konnte ,  so  liegt  doch  in 
ihm  die  Lehre,  dafs  ein  Vorrecht  zu  dem  andern,  wie 
oferhaupt'eine  jede  künstliche  Einrichtung  zu  einer  an- 
dern fuhrt. 

Ein  anderer  vor  allen  Arten  der  Gesetze  geltender  Grund- 
satz ist  der:  Die  Rechte,  welche  den  Mitgliedern 
des  Staatsvereins  als  solchen  oder  nur  dem  Sfaals- 
rechte  nach  zustehn,  also  das  Staatsbürgerrecht  mit  sei- 
nen Folgen,  dieRechte,  welche  der  Staatsdienst  ertheilt,  end- 
lich alle  und  jede  Vorrechte,  —  sind  der  gesetzgeben- 
den Gewalt  sc/Uechthin  unterworfen.  In  Beziehung  auf 
diese  Rechte  ist  der  Gesetzgeber  nicht  blos  Ausleger, 
sondern  Urheber  des  Rechts.     Diese   Rechte  zu   be- 


*)  Z.  B.  also  Gesetze ,  welche  für  eine  gewisse  Art  von  Verbrechen 
ausserordentliche  Gerichte  bestellen  oder  ein  strengeres  Verfahren 
anordnen;  oder  ein  Mkchtspruch  ,  welcher  die  von  dem  Richter 
anerkannte  Strafe  verschärft.  Die  1.  20.  C.  de  poenis  enthalt  die 
löbliche  Vorschrift:  „Si  vtadicari  in  ajiqnos  severius  contra  no- 
stram  consuetudlnem  pro  causae  intuitu  jusserimus ,  nolumus  sta- 
tt» eos  aut  subire  poenam  ant  excipere  sententlam ;  sed  per  dies 
SO  snper  statu  eorum  sors  et  fortuna  suspensa  Sit"  (Dieses  Gesetn 
rettete  in  der  berüchtigten  Bartholomäus -Nacht  einer  grossen  An- 
sah! Protestanten  das  Leben).  Jedoch  glücklicher  der  Staat,  der 
solchen  Gesetzes  nicht  bedarf!  -      * 


} 
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schränken  oder  zarficksnnehnen,  steht  dem  Gesetzgeber 
in  jedem  Augenblicke  frei.  Ja,  wenn  er  von  dieser  Frei« 
heit  Gebrauch  macht,  so  ist  er  dem  strengen  Rechte  nach, 
(wenigstens  in  der  Regel,)  nicht  einmal  verpflichtet,  auf 
die  Entschädigung  derjenigen  Bedacht  zu  nehmen,  welche 
der  Verlust  dieser  Rechte  trifft  Ich  sage:  Dem  strengen 
Rechte  nach ;  denn  vorausgesetzt,  dafs  diese  Rechte  nach 
der  bisherigen  Gesetzgebung  gleich  als  ein  Bestandteil 
des  Vermögens  der  Berechtigten  besessen  wurden ,  ist  es 
allemal  billig,  die  Verlierenden  zu  entschädigen  *).  Die 
Berechtigten  hatten  denn  doch  die  Gewährleistung  des 
Staates  für  sich ;  ihre  Sache  ist  in  einem  gewissen  Grade 
die  Sache  aller  Eigenthümer.  (Denn,  wird  das  Eigen- 
thum  in  irgend  eines  seiner  Gestalten  angetastet,  so  wird 
es  Oberhaupt  unsicher  gemacht)  Sind  Rechte  dieser  Art 
für  Geld  oder  Geldes werth  erworben  worden  *),  so  ist, 
wenn  sie  aufgehoben  oder  geschmälert  werden*  eine  Ent- 
schädigung der  Berechtigten  selbst  dem  strengen  Rechte 
gemäfs.  —  Dagegen  sind  die  Hechte,  welche  den 
Mitgliederndes  Staatsvereines,  als  Ematetnen 
odet  schon  dem  Naherrechte  nach  zustehn  *),  z.  B. 
Eigenthumsrechte  an  beweglichen  oder  unbeweglichen 


1)  Z.  B.  wenn  eis  Ami  aufgehoben  wird,  den  damaligen  Beamten ;  — 
wenn  die  Zünfte  aufgehoben  werden,  die  damaligen  Zunftmeister. 

9)  8qy  ee  unmittelbar  von  dem  Staate,  (wenn  z.B.  die  Regierung  ein 
Privilegium  für  Geld  ertheilt  hat;)  oder,  mit  Verwilllgung  des 
Staats,  von  dem  bisherigen  Besitzer  des  Rechts,  (wenn  z.B.  ein 
Rittergut  mit  Gerichtsbarkelt  erkauft  worden  ist). 

3)  Sie  werden  eben  deswegen  jura  aingulorum  genannt,  weil  sie  den 
Menschen  schon  im  Stande  der  Natur,  in  welchem  sie  nur  aU  Ein- 
zelne in  rechtlicher  Hinsieht  existiren,  zusteho.  (Einen  andern  Sinn 
hat  der  Ausdruck,  wenn  von  solchen  Rechten  in  einer  Gemeinheit  oder 
in  einem  Völkerbünde,  vgL  die  Deutsche  Bundes- Akte  Art.  7,  die  Rede 
Ist).  —  Es  effgiebtslch  hieraus,  wie  wichtig  die  Frage  ist ,  ob  es  ein 
Naturrecht  gebe  oder  nicht  Verneiot  man  diese  Frage,  haben 
also  die  Mensohen  alle  ihre  Rechte  vom  Staate,  so  haben  alle 
ihre  Rechte  nur  eine  politische  Gew&hrleissnng  für  sich.  —  Uebrl- 
gens  kann  man  die  jura  singulomm  auch  Bigenthnmsrech  te 
£n  der  weitern  Bedeutung)  nenne». 


# 


Sachen,  Unteipfandarechte,  Vertragavechte,  der  gesets- 
gebenden  Gewalt  nm  bedingungsweise  anterwor* 
fem.  Es  ist  zwar  die  Saehe  des  Gesetzgebers,  auch  diese 
Rechte  zn  bestimmen,  d.  i.  das  Rechtsgesetz  auch  in 
Beziehung  auf  diese  Rechte  auszulegen.  Will  aber 
der  Gesetzgeber  weiter  gehn,  will  er  diese  Rechte  in- 
tasten,  so  kann  das  (abgesehen  von  Nothfällen)  nur  kraft 
der  Pflichten  geschehn,  welchen  sich  der  Mensch  durch 
seinen  Eintritt  in  den  Staat  unterzieht  '}.  Hat  sich  der 
Gesetzgeber  in  der  Bestimmung  dieser  Rechte  geirrt,  oder 
Mut  der  Grund  weg,  auf  welchem  die  Art,  wie  diese 
Rechte  bisher  bestimmt  waren,  beruhte,  so  ist  zwarfcder 
Gesetzgeber  berechtiget,  ja  verpflichtet,  das  begangene 
Unrecht  durch  eine  Veränderung  der  Gesetze  wieder  gut 
zu  machen.  Allemal  aber  gebührt  denjenigen  Ersatz, 
welche  durch  die  Herstellung  des  wirklichen  Rechts,  — 
z.  IL  durch  die  Aufhebung  der  Sklaverei  oder  der  Leib- 
eigenschaft oder  durch  die  Freisprechung  des  Grundeigen* 
thuH*3<>  ~  einen  Verlust  erleiden.  Mochten  auch  die 
Rechte,  welche  nun  aufgehoben  werden,  ihrer  eigen- 
tümlichen Beschaffenheit  nach  noch  so  ungerecht 
seyn,  als  Bestandteile  des  Vermögens  der  Berechtigten 
oder  zn  Geld  angeschlagen  hatten  sie  dieselbe  Gewähr- 
leisteng für  sich,  wie  andere  Eigentumsrechte.  Aus 
diesem  Grunde  kann  überdiefs  die  Verbindlichkeit,  jenen 
Ersatz  zu  leisten,  sogar  denjenigen  auferlegt  werden, 
deren  Vermögen  durch  die  Aufhebung  eines  solchen  Rechts 
einen  Zuwachs  erhält ;  vorausgesetzt ,  dafs  sie  die  Last, 
von  welcher  sie  befreit  werden,  freiwillig  übernommen 
haben a}. 


1)  Auf  diesem  Grande  beruht  n.  B.  das  Recht  des  Staates ,  Dienste 
nd  Abgaben  von  den  Unterthanen  ku  fordern. 

9}  Von  den  Zehnten  und  von  andern  Grundlasten  —  oder  von  der 
Leansaerrlichkeit.        * 

a>  Bei  der  Abladung  4er  Zehnten  ist  In  einigen  Staaten  ein  Titeil  der 
Ablösragssinufte  der  Staatskasse  nur  Las«,  gelegt  worden;  an«  ei«* 


Endlich,  wenn  auch  Fälle  vorkommen,  in  welchen 
es  dem  Staate  (kraft  eines  Nothstandes)  verstauet  ist, 
das  Eigenthum  eines  Einzelnen  an  sich  zu  ziehen1)? 
so  kann  doch  eine  Maafsregel  dieser  Art,  wie  sich  aus 
der  Verbindung  des  ersten  Grundsatzes  mit  dem  zweiten 
ergiebt,  nur  anter  der  Bedingung  gerechtfertigt  wer- 
den ,  dafe  dem  Einzelnen ,  welcher  sein  Eigenthutn  abzu- 
treten genöthiget  ist,  die  vollste  Entschädigung  geleistet 

wird  a3- 

Maximen  des  Gesetzgebers. 
Der  Gesetzgeber  hat  sich  bei  einer  jeden  Aufjgabe, 
die  er  zu  lösen  hat,  zwei  Vorfragen  vorzulegen  und 
zu  beantworten.  Erstens:  Welche  Aufschlüsse  giebt 
die  Wissenschaft,  nach  ihrem  dermaligen  Stande,  über 
die  zu  lösende  Aufgabe ?  Zweitens:  Wie  ist  die  Auf- 
gabe von  andern  Gesetzgebungen  gelöst  worden  ?  insbe- 
sondere von  den  Gesetzgebungen  derjenigen  Völker ,  wel- 
che ohngefähr  auf  derselben  Stufe  der  Kultur  und  Civili- 
sation  stehn,  wie  das  bei  der  Aufgabe  unmittelbar  bethei- 
ligte Volk  ?  und  mit  welchem  Erfolge  ?  —  In  dem  heu- 
tigen Europa  kann  man  von  dem  Gesetzgeber ,  und  soll 


Hern  doppelten  Grande :  1)  well  die  Last  nicht  Als  von  den  Zehntpflich- 
tigen so  schlechthin  freiwillig  übernommen  betrachtet  werden  konnte? 
8)  weil  die  Ablöfsung  der  Zehnten  sogleich  dem  Gemeinwesen  be- 
deutende Vortheile  gewahrte. 
1)  Die  Fälle  dieser  Art  kommen  besonders  bei  der  Zwangsentwährüng 
liegender  Grunde  zum  Vortheile  öffentlicher  Baue  ,  (bei  der  Ex- 
propriation forcee  pour  cause  d'utllite  publique,)  vor ;  noch  häu- 
figer im  Kriege.  —  Vielleicht  sollten,  (ob  paritatem  ratlouls, )  wo 
das  Heer  durch  Konscription  ergänzt  wird,  die,  .welche  das  Loos 
trifft,  von  den  Uebrigen,  die  mitloosten,  entschädigt  werden. 
Uebrigens  verwechsle  man  nicht  jura  singulorum  und  jura  siuguli. 

1)  Also  die  Entschädigung  ist  vorläufig  und  nicht  blos  nach  dem 
wahren,  sondern  nach  dem  relativen  Wertb  der  Sache,  (nach 
dem  besondern  Werthe,  den  die  Sache  für  den  Besitzer  hatte,)  zu 
leisten.  —  Wird  die  Abtretung  zum  Vortheile  einer  Privat  Unter- 
nehmung verlangt,  so  bedarf  das  Rlgenthum  noch  der  Gewähr- 
leistang, dafs  ein  besonderes  Gesetz,  (eine  Privatbiüe,)  die 
Entwährung  gestatte. 


dieser  von  sieh  selbst  viel,  sehr  viel  fordern.  Denn  nie 
und  nirgends  standen  noch  die  Staatswissenschaften  so 
hoch ,  als  bei  den  Völkern  des  heutigen  Europa.  Diesel- 
ben  Völker  wetteifern  gerade  jetzt  mit  einander  in  dem 
Bestreben,  ihren  Rechtszustand  zu  vervollkommnen.  Es 
giebt  kaum  ein  Problem  der  Gesetzgebung ,  dessen  Lö- 
sung man  nicht  bereits  in  dem  einen  oder  in  dem  andern 
Europäischen  Staate  versucht  bitte.    Und  alle  diese  Staa- 

m 

ten  haben  eine  Familienähnlichkeit ,  welche  gestattet,  das, 
was  in  dem  einen  für  die  Gesetzgebung  geschieht,  auch 
in  den  übrigen  zu  benutzen.  Um  wie  vieles  beschränkter 
and  einseitiger  war  die  Weltanschauung,  welche  selbst 
die  hoch  gebildeten  Griechen  hatten! 

Vor  allen  Dingen  thut  einer  Gesetzgebung  Einheit 
nofh.    Glücklich  daher  das  Volk,  sagt  Machiavelli *),.  das 
seine  Gesetze  von  einem  einzigen  ausgezeichneten  Manne 
er&ält!     Den  heutigen  Europäischen  Staaten  kann  dieses 
fihlek  nicht  zu  Theil  werden ;   sie  sind  sogar ,  wenn  die 
Verfassung  dem  Volke  eine  Stimme  bei  der  Gesetzgebung 
einräumt,  der  Gefahr  eines  Zwiespaltes  unter  den  Ge- 
setzen um  so  mehr  ausgesetzt  a).    Vor  diesem  Uebel  kann 
die  Gesetzgebung  zwar  nur  durch  den  Geist,  der  über- 
haupt in  der  Regierung   lebt,  bewahrt   werden.    Doch 
giebt  es  auch  einige  besondere  Vorkehrungen,  welche 
gegen  dasselbe  getroffen  werden  können.    Z.  B.  Ein  je- 
des neue  Gesetz ,  durch  welches,  so  weit  es.  sich  erstreckt, 
das  bisherige  Recht  bedeutend  verändert  wird ,  sollte  auch 
die  Vorschriften  dieses  Rechts  in  sich  aufnehmen,  die  es 
fortdauernd  bestehen  läfst ,  nicht  aber  sich  mit  der  Klausel 
begnügen,  dafs  das  bisherige  Recht ?    in  so  fern  es  nicht 
durch  die  einzelnen  Vorschriften  des  neuen  Gesetzes  auf- 
gehoben werde,  nach  wie  vor  in  Kraft  bleibe.    Eben  so 


1)  Abbandlgo.  aber  den  Lhrins  I,  9. 

2)  Bf  kann  leicht  geschehen,  dafs  durch  eine  Verbesserung,  welche 
die  Kjunneni  in  einem  Gesctsvorschlag  machen,  die  Einheit  des 
Setetse»  gesttirt  wird. 


Mitte,  wenn  ein  Staat  eine  ganz  nene  Verfassung  erhalten 
hat ,  die  gesanunto  bisherige  Gesetzgebung  dieses  Staates 
einer  Revision  unterworfen  werden  l). 

Gesetze,  welche  einem  einzelnen  Torfalle,  z. 
B.  einem  Aufstände  ihi'e  Entstehung  verdanken,  sind  sel- 
ten gnt  *)•  Wenigstens  sollte  man  ihre  Gültigkeit  gleich 
anfangs  auf  eine  bestimmte  Zeit  beschränken.  Zwar  kann 
ein  jedes  Gesetz  in  einem  jedem  Augenblicke  widerrufen 
werden.  Aber  eben  so  *  kann  man  die  Zeit ,  auf  welche 
die  verbindende  Kraft  eines  Gesetzes  beschränkt  worden 
Ist,  in  einem  jederi  Augenblicke  verlängern.  Es  sey,  dafs 
die  Verlängerung  nothwendig  werde,  so  liegt  doch  in  ei- 
nem seiner  Zeitdauer  nach  beschränkten  Gesetze  unmit- 
bar  die  Aufforderung,  dasselbe  einer  wiederholten  Pru- 
ltafg  zu  unterwerfen. 

Ist  eine  Veränderung  oder  eine  Ergänzung  der  be- 
iMIltfftdeä  Gesetze  im  Werke,  so  stellt  man  die  Wage 
fefe&ser  so :  Wird  das  neue  Gesetz  eine  Recbtsvertmd- 
BdMfcrit  atfssprfceften ,  welche  den .  einzelnen  Mitgliedern 
iftfcr  Staatsvereines  überhaupt  und  gerade  jetzt  obliegt? 
uttd  wie  mufs  das  Gesetz  beschaffen  seyn,  damit  es  den 
Ausdruck  einer  solchen  Verbindlichkeit  enthalte  ?  —  als  s  o  : 
ftt  die  Neuerung  durch  dasr  gemeine  Beste  geboten  ?  und 
ttfe  mufs  das  neue  Gesetz  lauten,  damit  sein  Inhalt  mit 
den!  gemeinen  Besten  übereinstimme?  Stellt  man  die 
Frage  auf  dfe  letztere  Weise ,  so  läuft  man  Gefahr ,  den 
richtigen  Standpunkt  zu  verkennen,  von  welchem  aus  die 


1)  In  Frankreich  hat  noch  jetzt  das  Recht,  welches  vor  der  Revo- 
lution bestand,  das  Recht  aus  den  Zeiten  der  Revolution,  das  aus 
den  Zeiten  des  Kaiserreichs  und  das  der  Restauration  verbindende 
Kraft,  insofern  nicht  das  eine  oder  das  andere  dieser  Rechte  im 
Einzelnen  durch  spätere  Gesetze  aufgehoben  worden  ist.  Welch 
ein  Rechtssustand! 

2)  Beispiele  sind;  In  England,  die  six  acts,  welche  ihren  Namen 
vom  Lord  Castlereagh  haben;  in  Frankreich,  die  Gesetze  vom 
Sentbr.  1887.  Auch  -aus  der  Nahe  könnten  vielleicht  Beispiele  an- 
geführt werden. 


Gerechtigkeit  der  Gesetze  zu  beurtheilen  ist  Nur,  was 
der  einzelne  Mensch  aber  sich  za  beschliefsen 
befugt  and  rechtlieh  verpflichtet  ist,  darf  und 
soll  das  Gesetz  aber  das  Volk  beschliessen. 
In  einem  gewissen  Sinne  kann  ein  jeder  einzelne  Unter- 
than  sagen :  leb  bin  der  Staat !  Ein  Aufwand  z.  B.  wel- 
chen der  Staat  macht,  lafet  sieb  nur  als  ein  Aufwand 
rechtfertigen,  welchen  ein  jeder  einzelne  Steuerpflichtige 
n  machen  dem  Rechte  nach  gehalten  ist 

Hiermit  wird  jedoch  nicht  behauptet,  dafs  sich  ein 
jedes  Gesetz  nur  unter  der  Bedingung  rechtfertigen  lasse, 
dafs  es  in  Beziehung  auf  alle  unter  ihm  begriffene  Fälle 
gezecht  sey.  Wie  der  einzelne  Mensch  rechtlich  verpflich- 
tet ist,  sein  Interesse  dem  Interesse  Anderer  nöttrigeirfalls 
zum  Opfer  zu  bringen,  so  kann  sich  auch  eise. Aufgabe 
der  Gesetzgebung  so  stellen,  dafs  es  dem  Gesetzgeber 
genügen  darf  und  genügen  mufs,  wenn  sein  Gesetz 
in  Beziehung  auf  die  Mehrzahl  der  unter  demselben  ent- 
haltenen Falle  gerecht  ist  Gesetze  dieser  Art  sind  z,  B. 
(wie  schon  oben  erwähnt  worden  ist ,3  die,  welche  fitar 
geringfügige  Civil  -  und  Strafsachen  ein  abgekürztes  ge- 
richtliches Verfahren  festsetzen.  In  einzelnen  Fällen  liegt 
in  ihnen  allerdings  eine  Ungerechtigkeit $  im  Ganzen  aber 
entsprechen  sie  dem  rechtlichen  Interesse  der  Partheien. 
Unter  dieselbe  Kategorie  dürften  sogar  alle  die  Strafge- 
setze gehören,  welche  ein  Vergehen  mit  einer  bestimm* 
ten  Strafe  bedrohen,  selbst  wenn  sie  die  Strafe  nur 
ihrem  höchsten  und  ihrem  niedrigsten  Grade  nach  be- 
stimmen. 

Man  kann  ein  schlechtes  Gesetz  nicht  danrit  verthftp- 
digen,  dafs  es  selten  oder  nie  zur  Anwendung  kommen 
werde.  Unheimliche  Gesetze  zu  geben  und  sie  anfangs 
eine  Zeit  lang  nnvollzogen  zu  lassen/ ist  inter  arcana  do- 
ainationis  #).    Schon  gegen  einen  gelegentlich  hingewor- 


*>  Diese  Maxime  befolgte  z.  B.  Konstantin  der  Grosse.     V.  Gibbon 
aistory  etc.  II*  109. 


fenen  Grundsatz,  der  gefährlich  oder  auch  nur  zweideu- 
tig ist ,  hege  man  Mifstraucn.  Es  können  an  ihn  später- 
hin sehr  bedenkliche  Folgen  geknüpft  | werden -J).  Prin- 
cipiis  obsta! 

Wo  die  gesetzgebende  und  die  vollziehende  Gewalt 
von  einander  durch  die  Formen  der  Verfassung  gesondert 
sind,  hat  man  nicht  zu  übersehn,  dafs  es  Angelegen- 
heiten giebt,  welche,  so  gewiss  sie  auch  in  das  Gebiet 
jener  Gewalt  gehören,  dennoch  besser  in  das  Ermessen 
der  Regierung  gestellt  als  durch  Gesetze  geregelt  werden.  < 
(Vgl.  das  XXII.  Buch.  Abschn.  1.  Abthl.  in.) 

Auch  von  Gesetzen  gilt  der  Spruch :  An  ihren  Fruch- 
ten sollt  ihr  sie  erkennen !  —  Darum  ist  es  eins  der  höch- 
sten Anliegen  des  Gesetzgebers,  dafs  er  sich  von  den 
Wirkungen  seiner  Werke  gehörig  unterrichten,  könne. 
Gesetze,  welchen  sich  die  Unterthansjp  offen  oder  auf 
Schleich  wegen  zu  entziehen  suchen,  —  Gesetze,  an  wel- 
chen von  den  Auslegern  gedreht  und  gedeutelt  wird  *),  — 
civilrechtlicbe  Gesetze,  welche  zu  einer  Menge  Rechts-1 
Streitigkeiten  Veranlassung  geben  oder  welche  häufig  zu 
Winkelzügen  oder  als  Waffen  der  Unredlichkeit  gemifs- 
braucht  werden  *) ,  —  Strafgesetze ,  welche  die  Richter 
oder  die  Schwurgerichte  verleiten,  auch  die  Schuldigen 
loszusprechen,  oder  welche,  wenn  sie  auch  von  dem 
Richter  streng  angewendet  werden,  dennoch  fast  immer 
eine  Begnadigung  zur  Folge  haben,  —  diese  und  ähnliche 
Gesetze  haben  wenigstens  die  Vermuthung  der  Unge- 
rechtigkeit oder  Unbilligkeit  gegen  sich ;  da  ist  es  selten 
oder  nie  zweifelhaft,  dafs  dem  Gesetze  selbst  die  Schuld 
seines  mifslichen  Erfolges  beizumessen  sey.    Zweifelhafter 


1)  Die  Senatscorisulte,  mittelst  welcher  Napoleon  die  französische 
Verfassung  nach  und  nach  in  eine  fast  absolute  Monarchie  umge- 
staltete ,  waren  immer  so  gefofst ,  dass  eine  jede  Neuerung  nur 
die  Entwickelung  eines  schon  früher  aufgestellten  Grundsatzes  zu 
aeyn  schien. 

8)  Ein  Gesetz  dieser  Art  war  die  lex  Julia  et  Papia  Poppaea. 

3)  Lex  Anastasiana.  C.  N.  Art.  845.  1825. 


ist  die  Frage  von  dem  Wirken  der  Gesetze  in  andern 
Fällen;  ».  B.  ob  man  es  den  bestellenden  Gesetzen  oder 
«ädern  Ursachen  zuzuschreiben  habe,  dafs  der  Ertrag  der 
Steuern  von  Jahr  zu  Jahr  steige  oder  falle ,  dafs  die  Zahl 
der  Chtflprozesse  oder  die  der  Vergehungen  im  Zu  -  oder 
Abnehmen  sey,  dafs  Verarmung  mehr  und  mehr  um  sich 
greife,    Auswanderungen    immer  zahlreicher  werderi  "). 
Jedoch  «ach  in  «den  Fällen  dieser  Klasse  kann  man  zu 
einein  siebern  Resultate  gelangen ,   wenn  man  die  That- 
saehea ,   die  3ich  auf  eine  und  dieselbe  Aufgabe  der  Oe- 
ssttgebtiftg  beziehen,   im    Einzelnen    einer   genauen 
Plüfung  unterwirft.    Besonders  aber  sind  für  eine  solche 
Untersuchung,  .diei  Seiten  'gunstig,  da  mit  einem  gewissen 
Theile,  der.  Gesetze  eine  bedeutende  Veränderung  vorge* 
nommen  wird».  Wenn  unmittelbar  nach  einer  solche»  Vei*- 
anderuag  auch  auf  dem  Gebiete  des  neuen  Gesetzes  be- 
deutende Veränderungen  eintreten,  ("wenn  nun  z.  B.  dte 
^leu?nt  mehr ,  eintragen  und  leichter  eingehn ,  wenn  sieh 
die/Z*hl  dflr  Jftrttäesee  oder  die  der  Vergehungen  vermin*» 
Af&i  u-  9«  w.J,    SQ  kau*  >ihan.  diese  Veränderungen  mit 
£r<*£e*r  WahrsohÖPÜChWeit  als  Früchte  des  neuen  Gesetzes 
itettaebtea.  .  Jtedoph  hitrf  man  .über-  ein  neues  Gesetz  nicht 
schon  4?*Wf^Gö  d0*  Sitab  brefchen  ,   weil  es  den  von.  ihm 
gehegte*'  Erwartungen  »nicht   s  o  f o  r  t   entspricht    Das 
Neue  kann  fast  immer  auf  Widerstand,  das  Ungewohnte 
nicht  auf  Unterstützung  rechnen. 


«» .  4,.      .  -.  tr— 


VIERTES  HAUPTSTÜCK. 

Von  der 
Vauung  (oder  Redaktion)  der  Ge$e(%e.  *) 

Gesetze  si^d  in  der  Sprache  desjenigen  Volkes  ab- 
zufassen, für  welches  sie  bestimmt  sind.    So  gewifs  auch 

1)  Vgl.  oben,  Buch  VI.  Hptot.  2. 

Ä;  13be  Mechanics  of  IiAw-*Ukiag.   0/  Artkur  Sjnoadt  Load. 

1835. 
Zuchartä  f  vom  Staate,     IV»  % 
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diene  Regel  anha*  in  dem  Wesen  einet  Gesetzes  liegt, 
00  giebt  ee  doch  Verfassungen,  deren  Interesse  eit»  fai 
einer  fremden  Sprache  abgefafstes  Recht  besser  entsprich* 
So  frftumt.  einer  Priesterherrsehaft  ein  Recht,  weiche»  im 
einer  fremden  oder  veraltete»  Sprache  niedergeschriebe»» 
4sm  Volk«  eine  Geheimlehre  ist  *")•  Bagagen  kam,  *n~ 
•Jem  Verfassenden  die  iamfährnng*  eines  solchen  Rechte 
den  Untergang  bringen.  Wie  Vieles  änderte  steh  fa 
Deutschland  »um  Nachtheile  der  gemeinen  Freiheil  ^dweh 
die  Aufnahm^  des  Römischen  Rechts ,  auch  deswegen  weÄ 
dicaee  Recht  eine  dem  Volke  unbekannte  ^Sprache  redete» 
Die  Gesetze  solle»  nieM  Mos  in  der  Sprache  dös 
Volkes,  sondern  auch  eine  dem  VoUie  verstündliehe  Sprache 
spreche*,  rr  Hiermit  steht  der  Unterschied  in  Verhindöiig, 
welcher  »wischen  einem  'Gesetnbii'chd  nnd  einem 
R*  ebts  buche  eintreten  soll.  In  ein  Gesetzbuch  gdh0>» 
ttfi  jtfcbt  die  allgemeineren  und  allgemeinste»  Grnndsftae, 
g#htet  *Hes  das  nicht-,  was  dem  Hechte  eftte»  sy*t*ma~ 
tfeebe  Gestalt  und  Einheit  gfebt.  AUe*dta»es  fet  de*WUJ- 
*ins*bu\ft  am  so  mehr  vovsabehallen  ^  als  sonst  die  <W- 
oetogehamg  der  wissenschaftliche»  Bearbeitung*  des  Rdehte 
-rr-  «um  Naöhtheile  der  Regienng  utid  4e&  Volkes  -—  Uta- 
tMhg  jtJma  würde  •}.  —  Jedoch  eine  gemeMtoß(Iielfe  Spra- 
ch* ist  deswegen  nicht  die  gemeine  g^ntttte.    £teMn£  von 


1)  Beispiele  sind :  Die  in  der  lateinischen  Sprache  angetobten  Gesetze 
der  katholischen  Kirche  ,  —  die  in  der  Sanskrit  Sprache  geschrie- 
benen heiligen  Bacher  4<<ft  ftrajn/aen» 

8)  Auch  Kiun  Nacbtheile  des  Adels,  weil  dieser  eine  nene  Aristo- 
kratie in  den  equites  legum  neben  sich  aufkommen  liefs. 

S)  Von  den  Unterschiede  zwischen  einem  Gesetzbuch*  nnd  einem 
Rechtsbache  mit  Gesetzbucheskraft  kann  man  sich  vielleicht  keine 
anschaulichere  Vorstellung  machen  ,  als  wenn  man  den  C  N.  mit 
dem  PrauOischeni  I*ndrechJe  (In  seinem.  ottfhYechtVejbcn  Weile) 
▼ergleicht.  —  Man  ist  dermalen  in  so  vielen  Deutschen  Staaten 
mit  der  Ausarbeitung  neuer  Gesetzbücher  etc.  beschäftiget.  Da 
▼erdient  die  Frage  die  etnstlichste  Erwägung:  Welche  Vorkeh- 
rungen sind  su  treffen,  damit  dieser  Eifer  im  Gesetegebeu  nicht 
den  VerfaH  der  Rechtswissenschan  nur  Folge  habe  f 
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Wirte*  und  Fönnein,  welche  in  der  SjtiaeM  des  getieft- 
sehaftlietaen  Lehens  veraltet  sind*  dtrf  dt»  Gesetz  Gebfttch 
machen,  wenn  sie  das  Ansehn  der  herkömmlichen  ReoMs- 
spracbe  Cur  sich  haben.  d 

Die  Wortfassung  der  Gesetze  kamt  nicht  fletrtlich  und 
ftesfimmt  genug  seyn.  (Wehe  dem  Gesetz,  dfasr  dieser 
Forderung  nicht  eftttprfcht,  wätt  ei  in  &e  £f  Aride  det 
Reehtsgelehrten  «Jltf)  Eh  Fehle*£egen  dfe  Regdn  ei- 
ner guten  Schreibart  ist  in  den  Gesetzen  jederzeit  fcugfeidft 
eine  Ungerechtigkeit  (Sa  straft  iV  Bl  ein  ßesetsrf ,  das 
sich  eines  solchen  Fehlers  schuldig  macht  v  ohne  gewarnt 
zu  haben.)  —  Darum  darf  eine  Gesetzgebung  nicht  den- 
selben Rechtsbegriff  mit  verschieden©»  Worten  oder  mit 
demselben  Worte  verschiedene  Rechtstegriffe  bezeichnen. 
Ferner,  damit  man  vor  dem  Fehler  einer  künstlich  ver- 
schlungenen oder  einer  wortretefcen  •  Schreibart  gewarnt 
werde,  ist  es  zweckm&fai#,  die  Gesetz  in. jugzft^ätze 
oder  Artikel  ejöÄitfbeilea,      .,  ■  m ..  *  •  , 

Btosürittcfe  i*t  die  Frage,  ob  man  Oesefoe  «W  tfnefr 
—  die  «runde  des  Gesetzen,  (|ie  flrtfottefc  legte,*)- **<!** 
sprechenden  —  Vorrede  an  t ersbhen  hfabtt  Sowohl  dte'fce» 
jalrttade  ab  die  vmeneiide*Mttaiiig  hat  seh*  gewichtige 
Ametoritttew  für  sich*),  «Jedoch  weder  dfe  eine  Attfrdie 
ander*  Meinung  mächte  unbedingt  2m>  unterschreibe^  seyrii 
Zwtrdenrt  ist  bei  der  Beattwettnagr  der  Vorliegenden 
Frage  der  Geist  der  Verfassung  in  Betrachtung*  im  zkton* 
Wo  z.  B.  der  Gesetzgeber  nicht  kraft  seiner  Machtvoll- 
kommenheit und  tanquam  ex  cathedra  loquens  gebieten 
oder  verbieten  darf  und  soll,  sondern  nur  aus  Gründen, 
welche  die  Zustimmung  der  Mehrheit  für  sieb  haften  oder 
für  sieh  gewinnen  können,  da  ist  eine  Vorrede  jener  Art 
am  ihrer  Stelleu    Bei  derselben  Frag»  M  der  Intal*  der 


•">  Sie  erntete,  —  das  Äaiehn  Pl&to's,  Cicero'*,  der  EoglUchen  Ge- 
setze.    Die   lelxtere,  —   das  Ansehn  Bacoo's,  der  frnnsoeieehea 

■09ftner. 


.86 

Gesetze  zu  berickrfchtigen.  Gesetze ,  welche  schlechthin 
JELechiens  sind,-  hahen  ihren  Grund  in  sich  selbst  *)♦  Sum, 
quia  snm. 

Ein  Gesetzbuch,  —  ein  Werk,  welches  die  Bestim- 
jnung  hqt,  eipe  vielumfassende  Aufgabe  der  Gesetzgebung* 
.zu  erschöpfen,  —  verliert  seinen  Wertet  und  seine  Würde, 
jvennt  es ,  oft  ergänzt,  und  im  Einzelnen  abgeändert  wer- 
den mufs.  Darum  sind  nicht .  in  allen  Fächern  die  Gesetze 
£u  einem  Gesetzbuche  zu  vereinigen  oder  50  viele  Gesetz- 
bücher abzufassen^  als  die  Gesetzebung  Fächer  hat 

'  .11;  ft  .«     •        »       .  .  » * 


'"FÜNFTES  HAUPTSTÜCfc. 

^1;  fii-    .    Vm  der 

Afitlfijfung  der.  Getefae. 

'-x  Bio  titesetz  tftkslegen,  helfet,  sehten  Sinn,  (oder, 
was  der  Gesetzgeber  sagen  wollte,}  entweder  nach  den 
Porten  (grammatische Auslegung}  oder  nach  dem 
Gr.unjde  des  .Gesetzes  (logische  A.)  bestimmen.  In 
dem  tattateru  Falle  kann  der  Grand  de»  Gesetzes  entwe- 
der fcttrErkUtnmg >*der  aar  Beschränkung  oder  zur  Aus- 
dehnung des  Wortverstandes  des  Gesetzes  benutzt  wer- 
den *)*  *~  Von  dter  Gesetzauslegung  zu  ^unterscheiden,  ist 
die  Anwendung  .eines  »Gesetze*  auf  Fälle,  welche  zwar 
nkfet  der  Gegenstand  des  Gesetzes^  jedoch  dem  Falle  des 


••    1 


1)  loh  habe  daher  oft  Veranlassung  gehabt,  die  fransösJschen  Staate- 
M     rithe  su  bedauern,  deren  Amt  es  mit  sich  brachte,  dafs   sie  au 
den  Geaetaea  daa  Code  civil  die  Gründe  (die  motifs)  ausarbeiten 
mufsten. 

•  t)  Interppetaüo  deelarativa?  «-.sensus  verboram  ex  rattoae  legis 
expHcaudus  est.  Interpr.  restrictira;  —  cessante rattoae  legis 
eessat  ejus  dispositio.  Int.  extenslva;  —  ubi  eadem  est  legte 
ratio,  ibi  eadem  ejus  est  dispositio.  (Streng  genommen  ist  nur  dio 
Int.  declaratira  eine  Gesetsauslegung.)  —  Vgl.  meinen  Ver- 
such einer  allgemeinen  Hermeneutik  des  Reohts.    Keiften  180«. 


schlechthin  ähnlich  od*  unfthnlfeh  siftd  •).  (In 
dem  Folgenden  wird  de*  Ausdruck :  Anlegung  der  Ge- 
setze, sowohl  eine  jede  Art  der  Gesetzauslegung,  als  auch 
die  analogische  Anwendung  der  Gesetze  anter  sich  he* 
greifen,) 

Ohne  irgend  eine  Gesetzauslegung  ist  überall  nicht  eine 
Anwendung  oder  Vollziehung  der  Gesetze  möglich.  (TDeim 
eine  jede  Bede  hat  der  Zuhörer  oder  der  Leser'  in  sich 
von  neuem  hervorzubringen).  Die  Frage  von  dem  Rechte 
zur  Gesetzauslegung  betrifft  also  nur  den  größeren  oder 
geringeren  Umfang,  in  welchem  die  Gesetze  dieses  Recht 
—  tfaeils  den  Gerichten  theils  der  Regierang  —  einzu- 
räumen haben«  Die  folgende  Erörterung  dieser  Frage 
wird  sieh  auf  das  den  Gerichten  zustehende  Recht  der 
Gesetzanslegung  beschränken.  In  ihrer  Beziehung  auf 
die  Regierung,  ist  die  Frage  schon  oben,  in  dem  Ver- 
faanmgsrechte ,  (als  eine  mit  diesem  Rechte  unzertrenn- 
lich verschlungene  Aufgabe)  gelegentlich  in  Erwä- 
gung gezogen  werden.  Uebrigens  wird  bei  der  folgen- 
den Untersuchung  vorausgesetzt,  dafs  die  richterliche  Ge- 
walt von  den  andern  beiden  obersten  Staatsgewalten 
durch  die  Verfassung  gesondert  sey. 

Gnmd*al%:  Der  Richter  hat  das  Recht,  die 
Gesetze  auszulegen,  in  dem  Umfange,  in  wel- 
chem er  ermächtiget  und  verpflichtet  ist,  in 
den  zu  seiner  Kompetenz  gehörenden  Rechts- 
sachen ein  Erkenntnifs  zu  fällen. 

In  bürgerlichen  Rechtssachen  steht  daher  den  Ge- 
richten das  Recht  der  Gesetzauslegung  seinem  ganzen 
Umfange  nach  zu,  erstreckt  sich  dieses  Recht  auf  eine 
jede  Art  der  Gesetzauslegung.  Denn  in  Sachen,  wel- 
che das  Mein  und  Dein  betreffen,  ist  der  Richter  schlecht- 
hin verpflichtet,  für  die  eine  oder  für  die  andere  Parthei 
zu  entscheiden,  indem  sonst  der  Stand  der  Natur  auch 


*)  Argumentum  a  «imilitudioe  vel  dissimilltudrae* 


SS 

Ffe  dieselbe  Serben  solMen  4*e  Gesetze  von  Beebtsw*-«- 
gW.  tu*  Syfttepi ..  w*  Vorschriften  enthalten,  welche  ua- 
autyelb*r,  4.  \r  scbop  item  Wortlaute  nach  «ur  Kptochei- 
düng  eines  jeden  einzelnen  Falles  hinreichten.     Sobald 
4j$  ;if  ewero  $t*at5  bestehende  Civilgesetagebung  4ieser 
fy^ptqatisff^fiL   Einheit   and    Vollständigkeit  .enawgelt, 
fegt  esjif(((nr  Yollwucht  und  ist  es  die  Pflicht  des  Rich>- 
t^j.fas&vMwgd  abpuhdfw,  was  nur  so  bewerkstel- 
ljgjft  wendet*  karjnrdafs  er  von  dem  Hechte  der  Gesetzansle- 
fftflff  Wineu*  gpnzjeii  Umfange  nach  Gebrauch  macht  *). 
ill  man  k*n*  noch  weiter  gehn  und  behaupte»,    jlafe 
auch  die  j^f^e  bürgerliche  Gesetzgebung  noch  w»mer  4e>T 
Awl^gUflg  der  Gerichte  bedürfe,  damit  sie  derbst  auf 
eine  noch  höhere  Stufe  der  Vollkommenheit  erhaben  ww- 
4c$  könj|f.  Deqn,  für  eine  wissenschaftliche  Jtefurhejtniig 
Y.WWWP>^ft?e  empfänglich,  gedeiht  das  Civilrecbt  au*  he- 
steg  4*?  wq  sich  dessen  Bearbeitung  m  da*  Liebe*  ([•* 
4i?  Praxis)  anschliefst.  —  In  Erwägung  dieser  Gründe 
baben»  die  Gesetzgebungen  Kaum  irgendwa  die  Gerichte 
ift,4ftty  Hechte  besphränkt,  zur  Auslegung  4er  Civilge- 
setze  alle   die  Mittel  zu  benutzen,    welche   die  Apate- 
gqipgsl^ifiist  für  diesen  Zweek  darbietet    Einige  Völker 
si*4  ?qgßr  so  weit  gegangen,  dafs  sie  die  Ausbildung 
ihres  bürgerlichen   Hechts   den  Gerichten  fast  g&i^Jich 
überliefsen.    So  hielten  es  einst  die  Römer.    Sie  gestat- 
teten dem  Prätor  eine  Macht  über  4a*  bürgerliche  Recht, 
welche   mit  der. Zeit   zu  einer  wesentlichen,  Uiqgestal- 
Umg  dieses  Rechts  führte  '},    Jäbie  ähnliche  Einrichtung 


t)  J>aher  Hejrordqet  <Jer  C.  N.  (Art.  4a  pU  B>ecM;  „Le  juge  qui  re- 
fosers,  de  juger  aous  pretexte  du  silence,  de  Fobscurite  ou  de 
rinsuflisance  de  la  loi ,  pourra  ötre  poursuivi  comme  coupable  ds 
deot  de  justtee." 

2)  HiorjaU  Ist  jedooli  vereinbar,  daf»  die  OttrioAte,  wa*eU«aln« 
Vorschriften  der  Gesetze  betrifft,  auf  die  grammatische  Auslegung 
beschrankt  werden  könuen. 

3)  Vgl.  Sckrader  die  prätorischen  Edikte  der  Römer  auf  unsere 
Verhältnisse  übergetragen  ,  ein  Haupuaittel ,  unser  Recht  allmah- 


tue  Engländer  aoefa  feto*  Ja  ifenM  ttrteMahtfen 
der  Billigkeit  *> 

Ämtern  verhält  neb  die  Sache  bei  AKM/gesetnen. 
Bei  dar  Amdegang  dieser  Gesetze  darf  der  Jliehter 
«ber  ihren  Wertverstand  hinausgehen.  Denn  er 
sonst  dem  Angeklagten  eine  Strafe  zuerkennen, 
weiebe  ihm  nicht  ven  dem  tieeetae  angedreht  tf  ar.  fir 
wirde  vergessen,  dafa  im  Staate  nicht  eine  jede  stritt* 
dm  Handlang  deswegen  aneh  strafbar  sey ,  sondern  dafli 
crtt  die  Bedrohung  mit  einer  Strafe  Handlangen  na  Ver* 
gehen  stemple. .  Selbst  die  besehrankende  Auslegung  dar 
Siralgesetze  dürfte  nicht  in  der  Amtsgewalt  des  Hieb- 
tera  Hegen,  da  durch  die  NieMveUziehung  einer  Straf** 
drehung  das  Ansehn  aller  erschüttert  wird.  —  Gleich* 
wähl  and  He  pesitrren  Rechte  oft  genug  in  den  Fehler 
verfallen.,  data  sie  dei»  Richter  das  Recht  der  Gesetzaas«* 
fegmag  in  demselben  Umfange  in  Strafsachen,  wie  in 
firiharhefl,  ▼erstatteten;  bald  ans  Noth,  wegen  der 
Mangelhaftigkeit  der  geschriebenem  Strafgesetze,  bald 
pkmmifaig,  im  Geiste  der  Zwingherrschaift ;  allemal  aber 
Nachtheile  der  individuellen  Freiheit,  nicht  selten 
Jtaa  Nachtheile  der  Verfassung.  Dafs  über  die  Bö* 
r,  nach  dem  Untergänge  ihres  Freistaates,  die  schrndn 
üekate  Zwingherrsebaft  pletnlicb  hereinbrach  >  dam  ttng 
nicht  wenig  der  Umstand  bei ,  dafa  die  Gesetae  den  Be* 


gm  na*  TtJimnaTstg  ku  maniem  Weimar  ISIS*  (Der  la  «t» 
aar  Schrift  enthaltene  Vorschlag  mochte  jedoch  in  den  heattgea 
Deutschen  Stauten  schwerlich  ausführbar  sejn.  Die  Römische  Ver- 
fassung enthielt  für  eine  dem  Interesse  de»  Volkes  entsprechende 
Aasabaag  des  juris  ediceadi  besondere  Gewährleistungen), 
1)  Die  eigenthämliche  Gerichtsbarkeit  dieser  Gerichtshöfe  and  die  Ihr 
ähnliche  Amtsgewalt  der  Römischen  Pratoren  dürften  sogar  >  (was 
ich  jedoch  hier  nur  andeuten  kann,)  in  einem  geschichtlichen  Zu- 
sammenhange atehn.  (Die  Billigkeitsgerichte  scheinen  sowohl  in 
Rom  als  in  England  Deutschen  —  Skandinavischen  —  Ursprungs 
gewesen  aa  sejrn).  Auf  jeden  Fall  kann  man  sich  von  der  Billig- 
keJtsgericbtsbarkeit  der  Römischen  Präioreo,  so   wie  von  ihrer 
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griff  des  »ürjesttteverbrecbens  der  Willkühr  der  Ausle- 
gung fast  gänzlich  überlassen  hatten  *). 

Das  Recht  der  Gerichte,  die  Gesetze  auszulegen,  hat 
in  einem  jeden  Staate ,  über  kurz  oder  über  lang-  die 
Entstehung  eines  Gerichtsgebrauches  zur  Folge. 
(Usus  fori-  Auctoritas  reram  perpetao  similiter  jadicata~ 
rum.)  Haben  die  Gerichte  ein  gewisses  Gesetz  in  einem 
oder  in  mehreren  Fällen  auf  die  und  die  Weise  ausge- 
legt ,  so  bleiben  sie  auch  in  künftigen  Fällen  bei  dersel- 
ben Auslegung,  theils  aus  allen  den  Gründen,  'welche 
die  Menschen'  überhaupt  geneigt  machen,  bei  einer  ein- 
mal angenommenen  Meinung  zu  beharren,  besonders 
wenn  sie  sich  für  die  Meinung  nach  einer  reinlichen 
Prüfung  entschieden  haben,  theils  auch  um  deswillen, 
weil  die  Gerichte  ihr  Ansehn  auf  das  Spiel  setzen  wür- 
den, wenn  sie  dieselbe  Rechtsfrage  heute  so  morgen  an- 
ders beantworteten.  —  Jedoch ,  wenn  sich  auch  auf  diese 
Weise  der  Ursprung  des  Gerifchtsgebrauches  erklären 
lftfst ,  so  ist  doch  das  Ansehn  des  Gerichtsgebrauches 
mehr  als  die  blose  Macht  der  Gewohnheit.  Zwar  ist  das 
Ansehn  des  Gerichtsgebrauches  nicht  der  verbindenden 
Kraft  der  Gesetze  gleichzustellen.  Denn  der  Richter 
würde  pflichtwidrig  handeln,  wenn  er  bei  einer  Meinung 
beharrte,  von  deren  Rechtswidrigkeit  er  sich  spater  über- 
zeugt hätte.  Auch  angenommen,  dafs  ein  Gesetz  die 
Richter  im  allgemeinen  verpflichtete,  an  dem  Gerichtsge- 
brauche festzuhalten,  so  kann  und  darf  doch  ein  solches 
Gesetz  nicht  von  einer  unbedingten  Bestätigung  des  Ge««- 


»l'l'T         '  J      ■        "   IM* 


Stellung  su  den  Gerichten  des  gemeinen  Rechts  (Judicium  centum- 
Tirale)  keine  anschaulichere  Vorstellung  bilden,  als  wenn  man  sich 
mit  der  Englischen  Gerichtsverfassung  vertraut  macht. 
*)  1.  1.  %.  1.  D.  ad  legem  Jnl.  maj.  „Majestät»  crimen  Ulud  est, 
quod  adrersns  populum  Roman  um  vel  ad  versus  secoritatem  ejus 
vommlttitur."  Also  ein  jedes  Verbrechen  gegen  den  Staat  konnte 
als  ein  Majestatsverfcrechen  geahndet  werden.  Ja,  man  setzte  nun 
In  jener  Definition  an  die  Stelle  des  Ponulus  R.  den  Imperator, 
VgL  TacU,  Ann.  1 ,  72, 
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richtegebrauehes  verstanden  werden.'  Eben  «o  wenig-  be- 
ruht swar  das  Ansehn  des  Geriehtsgebrauches  anf  dem- 
selben Rechtsgrunde,  wie  das  des  Gewohnheitsrechts. 
Denn  das  Gewohnheitsrecht  geht  vom  Volke  ans,  es  Üt 
ein  gewillkürtes  Recht;  der  Gerithtsgebrauch  abtei»'  ist 
en  Recht,  welches  von  dem  Richter  gesetzt  wird,  durch 
Entscheidungen ,  welcher  sich  die  Partheien ,  sie  mögen 
mit  denselben  übereinstimmen  oder  nicht,  zu  unterwerfen 
verbunden  sind  ,).  Gleichwohl  hat  auch  der  Gerichtsge- 
brauch eine  rechtliche  Sanction,  (wenn  schon  nicht  eine 
unbedingte J  für  sich.  Da  der  Richter,  als  Ausleger  der 
Gesetze,  an  die  Stelle  des  Gesetzgebers  tritt,  so  hat  er 
in  dieser  Eigenschaft  dieselben  Grundsätze  und  Maximen, 
wie  dieser,  zn  befolgen.  So  wie  der  Gesetzgeber  seine 
Gesetze  nicht  leichtfertig ,  wohl  £ber,  wenn  er  sich  veii 
der  Notwendigkeit  einer  Neuerung  vergewissert  hatj 
abändern  darf  und  soll ,  eben  so  hat  der  Riohter  von  den 
Meinungen,  nach  welchen  er  bisher  Recht  gesprochen 
hat,  nicht  leichtfertig,  wohl  aber,  wenn  er  sich  von  sei- 
nem Irrthnme  überzeugt  hat,  abzuweichen.  Besondern 
dringend  müssen  die  Gründe  seyn ,  welche  ihn  bestim- 
men, bei  der  Auslegung  eines  Strafgesetzes  von  dermil- 
deren  Meinung ,  die  er  bisher  befolgte ,  zn  der  härteren 
iberzngehn« 

.  Wenn  auch  der  Richter,  in  wie  fem  er  die  Gesetne 
auslegt,  an  die  Stelle  des  Gesetzgebers  tritt,  so  unter- 
scheidet rieh  doch  der  Gerichtsgebrauch  von  dem  gesetz- 
lichen Rechte  auf  mehr  als  eine  Weise.  —  Der  Gerichts- 
gebrauch ist  dem  Gewohnheitsrechte  in  so  fern  verwandt,  als 
er  auf  der  Autonomie  oder  Selbstständigkeit  der  Gerichte, 
wie  dieses  auf  der  Autonomie  des  Volks  beruht.  Das 
Ansehn  des  einen  und  das  des  andern  entspricht  daher 
vorzugsweise  dem  Interesse  der  Demokratie  *).  Die  Rieh- 


I)  Auch  dann,  wenn  ein  Gewohnheitsrecht  von  dem  öerichtagebrau- 

chc  anerkannt  wird  ,  Ist  jenen  ron  diesem  su  unterscheiden. 
t)  Das  allgemeine  Landrecht  für  die  Preislichen  Staaten,  C*>  die  Sin- 


4* 

ter  sind  beziehungsweise  Vertreter  4*9  Volk«»  —  Uefeer 
dg»  Charakter  de«  Gertehtsgebrauches  entscheidet  über- 
all der  Stand  der  Gesetzgebung.    Der  Gerkhtsgcbrnnefa 
bat  n»  BL  einen  andern  Charakter  in  Frankreich  einen  an- 
dern, in  England.    In  jenem  Lande  ist  er  der  Inbegriff 
der  von  den  Gerichten  angenommenen  Meinungen  über 
die  den  Gesetzen  au  gebende  Auslegung,  £das  Wort: 
A «Biegung,  in  seiner  engeren  Bedentang  genommen ;) 
in  diesem  ist  er  der  Inbegriff  derjenigen  gerichtlichen  Ent- 
scheidungen einzelner  Falle,  welche,  weil  und   in   wie 
fern  diese  Entscheidungen  an/  einer  allgemeinen  Rechts- 
regel  bernhn ,  von  den  Gerichten  zur  Entscheidung  ähnli- 
cher Fälle  angewendet   werden.    Der  Gerichtsgebrauch 
der  Englischen  Gerichtshöfe  dürfte  vor  dem  französischen 
Gerichtsgebrauche  den  Vorzug  haben ,  dafs  er  mehr,  als 
dieser ,  die  Urteilskraft  in  Anspruch  nimmt.    Nach  dem 
enteren  wird  znr  Benutzung  des  Geriehtsgebrauehea  eine 
genaue  Vergleiehung  zwischen  dem  gegebenen  und  den 
froher  entschiedenen  Fällen  —  zur  Ermittelung  der  Aehn- 
lichkeit  oder  Unfthnlichkeit  aller  dieser  Fälle  —  vorausge- 
setzt Dagegen  sind  die  Grunde  für  und  wider  eine  Meinung 
§ber  den  Sinn  eines  bestimmten  Gesetzes  sehr  bald  er- 
schöpft« —  Der  Gerichtsgebrauch  und  die  Rechtswissen- 
schaft haben  ununterbrochen  einen  wechselseitigen  Ein- 
«tafia  auf  einander.    Doch  eben  deswegen  kann  es  ge- 
zahlte, dafs  entweder  der   Geriebtsgebranch  über  die 
Wissenschaft  oder  diese  über  jenen  zu  einer  Herrschaft 
gelangt,  welche  in  dem  erstem  Falle  der  Selbtständig- 
keit  der  Wissenschaft  und  in  dem  letzteren  der  Stetig- 
keit des  Gerichtsgebrnnches  Eintrag  tbut.     Der  erstere 
Fall  scheint    dermalen  in  Frankreich,   der    letztere   in 


leitang  zur  ersten  Auflage,)  wollte  den  Gerichtsgebrauch  gin*- 
lieh  Verbannen.  —  Napoleon  ereiferte  sich  oft  gegen  die  Kommen- 
tatoren seiner  Gesetzbücher.  —  S.  auch  I.  9.  g.  SO.  C.  <Te  j«* 
▼et.  enucleando. 
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Deutschland  einsntreten '),  —  Bestehen  in  einem  und 
demselben  Staate  mehrere  oberste  Gerichtshöfe  neben 
einander,  so  kann  sich  in  demselben  mehr  als  ein  Ge~ 
rtehtsgehrauch  bilden.  Das  sooveraine  Mittel  gegen  die- 
ses ITefcel  ist  die  Bestellung  eines  Gerichtshofe« ,  welcher 
aliein  aber  die  Auslegung  der  Gesetze  endgültig  zu  ent- 
scheiden hat  *). 


1)  Bait  kielt  man  sich  in  Deutschland    streng  an  den  Gerichtege- 
braoeh.  (Dieter  hatte  mit  der  Zelt  s.  B.  die  Vorschriften  des  RöanV 
aenen  Rechts  den  loteratae  uad  den  Zustande  der  bürgerlichen  Gesell* 
schalt  in  Deutschland  angepafst)  Jetat  beeilt  aiaa  sich ,  ein  jedea 
aene  Beaaltat  rechtswissenschaftlicher  Untersuchungen  aaf  die  Pra- 
xis aannwenden,  damit  man  nicht  hinter  den  Fortschritten  der  Id- 
teratar  sarückaubleiben  scheine.     Man  übersieht  dabei  den  Wert* 
daea  ständigen  Gericatsgebrauches. 
f)  Ha   Gerichtshof  dieser    Art  ist   in  Frankreich  der  Kassationsge- 
riefchahot   Vor  der  Bsvotmioa  hatte  hl  Frankreich  ein  jaden  Fer» 
ioaeaa  aainea  eigenen  Geriobtsgebraech,  eejae  eigene   Jurünro» 
deace.    (Es  ist  sehr  bedeutsam,  dab  die  französische  Rcchtsspra» 
ehe  den  Gerichtagebrauch  mit  dem  Namen  der  Rechtswissenschaft 
betagt.)  —  In  England  Ist  das  Oberhaus  gewissermaaea  der  MH- 
telf  sakt  der   Einheit  4er  Geaatranalegnnj.     Jedoch  werden  die 
Entscheidungen  welche  von  einem  Gerichtshöfe  der  Billigkeit  oder 
einem  Gerichtshöfe  des  gemeinen  Rechts  geteilt  worden  sind, 
aeeb  ron  den  übrigen  Gerichtshöfen  derselben  Klasse  als  Anktorfc- 


EIN  UND  ZWANZIGSTES  BUCH. 

Von  der 
richterlichen    Gewalt. 


ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Von  dem 
Amte  des  Richter*. 

Das  Amt  des  Richters  ist  die  Pflicht  und  das  Recht, 

Reehtsstreitigkeiten  rechtskräftig  d.  i.  so  zu  entschei- 
den, dafs  die  Entscheidung  durch  die  öffentliche  Macht 
(im  gesetzlichen  Wege}  in  Vollziehung  zu  setzen  l)  ist. 
Von  einem  Schiedsrichter  unterscheidet  sich  der  Richter 
wesentlich  s  o ,  dafs  jener  seine  Vollmacht  den  Partheien 
(j>acto)  dieser  sie  dem  Staate  OeSO  verdankt. 

Ein  Rechtsstreit  ist  in  dieser  Beziehung  ein  Streit 
zwischen  zwei  Partheien  *)  über  ein  Recht,  welches  die 
eine  Parthei  gegen  die  andere  zu  folge  des  Gesetzes  *) 
in  Anspruch  nimmt.    Es  kann  der  Streit  entweder  das 


1)  Schlechthin  oder  einstweilen.  (Par  provialon.)  Es  glebt  daher  eine 
unbedingte  und  eine  bedingte  Rechtskraft 

9)  In  einem  Rechtsstreite  kann  es  tonr  ewei  Partheien  geben,  wenn 
auch  die  eine  oder  die  andere  Parthei  aus  mehreren  Personen  be- 
stehn  kann.  Wohl  aber  können  mehrere  Reehtsstreitigkeiten  zu- 
sammen verhandelt  werden,  so  dafs  in  einem  und  demselben 
Rechts  bandet  oder  Prozesse  mehr  als  zwei  Partheien  ihre 
Rechte  geltend  machen. 

9)  Zu  Folge  der  Gesetze  des  Staate*  —  Dieses  Merkmal  ist  hinan, 
zufügen.  Der  Streit  zwischen  Mitgliedern  einer  gesetzgebenden 
Versammlung  über  die  Annahme  etc.  eines  Gesetzvorschlages  ist 
auch  ein  Rechtsstreit;  aber  ein  Streit  de  jnre  oonstituendo,  und 
nicht  ex  jure  eonstitato. 


4* 

Mein  und  Drin  der  frartheien  oder  aber  dfe  Anwendung 
eines  Strafgesetze»  1  (die  Schuld  oder  Unschuld  des  An- 
geklagten.) zum  Gegenstande  habea,  die  Sache  abo  ent- 
weder eine  Civil  -  oder  eine  Strafsache  seyn. 

Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  der  einen  and 
der  anderen  Art  rechtlicher  Streitigkeiten,  (ein  sehr  fol- 
gemcher  Unterschiedi)  ist  der:  In  Cfoäsachen  hingt 
es  von  dem  Ermessen  desjenigen  ab,  welchem 
ein  Klagreeht  zasteht,  ob  er  sein  Recht  vor 
Gericht  verfolgen,  und  eben  so  in  derRegel  l) 
ron  dem  Ermessen  der  Gegenpartei,  ob  sie 
sieh  gegen  den  Angriff  des  Klägers  vertheidi- 
gen  will  oder  nicht  *).  Dagegen  ist  es,  wenn 
ein  £Jfr«/gefietB  verletzt  worden  ist,  1)  die 
Pflicht  des  Staates  d.  i  der  vollziehenden  Ge- 
walt, gegen  den  des  Vergeh ns  genugsam  Ver- 
dichtigen eine»  Anklage  zu  erheben  nnd  die 
Anklage  foitzus teilen*).  Wenn  auch  dieselbe  Pflicht 
einem  jeden  einzelnen  Burger  obliegt,  —  denn  ein  Jeder 
ciaarine  Bärger  ist  vernichtet,  das  Gemeinwesen  sowohl 
gegeninaereakk  gegen  finfsere  Feinde  zu  vertheidigen  und 
die  Verachtung -.welche  die  Angeber,  (die  delatores,)  trifft, 
beruht  nir-.dar*uf,*dafe  man  dem  Angeber,  weil  er  nicht 
die  Muhen  and  Gefahren  des  Anklägers  tbeilt,  desto  leich- 
ter« unedle  Triebfedern  unterlegt4),  —  so  entbindet  doch 


»ii  tu '« » 


1)  Js>  der  Hegel  — Jftfeira  es  glebt  ausnahmsweise  Fälle ,  In  welche* 
du  AwfentttebeS'Iatereeaa  die  AMsüboog  dee  Vertheidigungsreeae* 
fordert.  Dahin  gehören  Rechtsstreitigkeiten,  welche  die  Gültigkell 
eder  Auflösung  einer  Ehe  betreffen. 

S)  Mft  diesem  Grundsätze  steht  nicht  im  Widerspruche,  dafs  ge- 
wisse Personell,  («.  B.  Vormünder,)  verpflichtet  toyn  kö«- 
nen ,  die  Rechte  Anderer  vor  Gericht  geltend  zn  machen. 

S)  Wenn  rieh  bei  der  Verhandlung  der  Sache  ergiebt ,  dafs  der  Ver- 
dacht inigegründet  war,  so  kann  «war  der  Ankläger  die  Anklage 
fallen  lassen.  Jedoch  kann  der  Angeklagte  fordern ,  dafs  er  tob 
der  Anklage  formlich  entbunden  und  losgesprochen  werde. 

4)  Besonders  dann,  wenn  der  Angeber  einen  Gel dv ortheil  von  seiner 
Anzeige  sieht.  Nur  in  den  aufs  ersten  Falten  sollte  man  dem  An* 
geber  eis«  Belohnung  verhelften. 
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diertPjUeht  den  Staat  nickt  von  dter  seinige*.  Es 
Verfassungen geben,  welche  die Verfolgung  verebter  Yor* 
brechenden  einzelnen  Bürgern  einerseits  aasf  besonder» 
Gründen  überlassen  müssen  nnd  andererseits  shne  Oe- 
ftfcr  überlassen  können.  Weder  im  den  Griechischen  Frei- 
staaten noch  in  dem  Römischen  gab  es  einen  öffentlichen 
AnkUg  et*  Denn  man  fürchtete,  dafs  die  Macht,  wc&tke 
einem  selchen  Beamten  im  Gebethe  stehe«  würde  j  der 
Verfassung  selbst  den  Untergang  bringe»  könnte»  Man 
wollte  aagletch  dem  Ehrgeize  oder  anch  dem  Partbefgei* 
ate  em  Mittet  an  die  Hand  geben,  wie  er  Blum  Yertkeffe 
des  Gemeinwesens  und  auf  eine  geietelithe  Weise  Be« 
friedigung  finden  könnte.  Mit  Recht  rührte  steh  Cicero 
der  Anklage,  die  er  gegen  den  Terri»  erhüb^r  hatte* 
Ec  hatte  dem  Gemeinwesen  einen  gro&en  Dienst  toit  gro* 
heu  Aufopferungen  geleistet.  Mochte  ihn  «seit  Ehrgetoe 
n  dieses  Anklage  bestimmt  haben 7  der  Ehvgeba  int  am 
welligsten  «m  tadekiy  der  um  Kampfe  gqgen  eine»  Mob* 
tagen  Verbrecher  ermnthigt.  Bio  Hegel  aber  ist  Mi  Weite 
immer  die,  dafe  der  Staat  für  die  Verfolgung  verttte» 
Verfareehfcfc  einen  öffenthehem  Anhänger  so  bestelle*  hat^ 
mann  aaefa  ve»  dieser  Hegel  gewisse  Arte»  der  Vetg%» 
heu  Auszunehmen  sind,  so  dnfe  wegen  dieser  Vergebe*! 
nmr  von  der  dateb  das  Yergehn  verlöteten»  PaitffBTede» 
Mb  auf  deren  Antrag  eine  Anklage  erhoben  werden  kann  ^« 
Diese  Regel  ist  namentlich  auch  auf  die  Gerichtsverfas- 
sung monarchischer  Staaten  anwendbar.  Die  Bftmer 
hübten  es  schwer,  dafs  sie  nicht,  als  an  dfe  Stelle  des 
Y&tstaates  das  Kaiserreich,  (das  Imperium,,  die  Herr- 
schaft des  Oberhauptes  des  Heeres,])  getreten  war,  die 
Verfolgung  -der  Verbrechen  einem  öfifentttehen*  Ankläger 


f")  Vergehen  dieser  Art  sindf  s.  B.  der  EseDrucjh,  der  ttänsdiebstebl. 
Hatlonea  sunt  fü  prorattf.  —  Die  delicto  private  de«  Römischen 
und  die  des  Attischen  Rechts  (vgl.  Potter,  ArchmeoL  ßcaeca. 
Cap.  88.  34.)  waren  eines  andern  Ursprungs.  Die  actione*  noena- 
1««  traten  an  die  Stelle  des  Recht*  der  Selbsthülft. 
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■beitrage«»  Bald  wurde  da*  Anklage*  ffirdeh  ein  Be» 
werbe.  Nicht  Bbre  Maden  CUM  wmr  der  Lohn  ata  An- 
klagers.  Nicht  gegen  die  Feinde  sonder»  gegen  die 
Freunde  gesetzlicher  Freiheit  richteten  die  Ankläger  Are 
Angriffe  >)»  —  Eben  so  ist  es  in  Strafsachen  t) 
die  Pflicht  des  Staates,  für  die  VertheUBgunf  des 
Angeklagten  Serge  su  tragen«  Senn  nur  anter 
der  Bedingvng%  de&  die  Verwthefltrog  an  sieh  (oder 
absahst)  gerecht  ist,  tot  sie  «och  relativ  d.  f.  weh  als 
ehe  nebtet  liehe  Verarthellung  gerecht.  —  Ahgeaehn  von 
dem  in  dem  <  Obigen  erörterten  Unterschiede  eher,  ^  was 
also  die  Aneubang  des  den  Partheien  beziehangsvveise 
zustehenden  Rechts  des  Angriffs  und  der  Vertheidfgang 
and  das  g^ricbtlk*^  Verfahren  betrifft,  —  koaunen  beide 
Arten  der  Reehtssaehen  d,  i  Cava*  nnd  Staafsaehen  at* 
einaater  «betai»  *)*• 

Dm  Amt  de«  Richters  besdirinkt  afcfc  auf  die  Int- 
»otqiduag  reehtttebdr  Ärtfügtoeitm-  —  B»  begreift 
sfeo,  seinen*  We*en.a»cb,  weder  die  Geschäfte  der  ge* 
richtlichen  Ptfnei,  a»eh  die.  V  «taiefcnag  rirhtericbrtr  Wer- 
Jsgnngea  nnd  Crkepatni«ae  unter  sich.  Aach  ifet  et  weht 
rfttbejua,  imftewktß*  Fmkttiaan  der  ensteeen  edeiräefr 
letfttortn  Art/  (mttetot  .einer  besonderen  YeHmacbt>  an 
wbwto*g#*j  *b  4**  Gerichte  in  die  Lage  hornssen  können, 
aber  die  F*agt>  an  urtheiien,  eh  hei  der  Ansibnrig  die* 
w  Funktion  den  Gwetaee  Genüge  geschehen  mj  •) •-* 
•Mtoh  liegt  endereaaeitn  i«  ten  Redafee  der  Eatateheidnng 


m  P*       »  ii)  'H  tm*rw 


\y  vaL  **c  Ana, »,  an.  an.  iv,  ao.  «^  •.  w.  —  n<*  aiäetoMta 

JlnlJagefrozejfo  geetath  teI>eWcUas4  beseadera  deswegen la  *st> 
gesseaheit,  weil  et  an  einen  öffentlichen  Anklaget)  fehlt«, 

2)  Es  wird  daher  in  diesem  Buche  von  beiden  KÖsannen  gehaa- 
4ej6  werde*  Wo,  {mm  Werte  na  soarea,>  nur  vort  dftf  Klage 
oder  aar  von  dem  Kläger  eto.  die  ftedaist,  gilt  in  der  Bafel 
dasselbe  auch  von  der  Anklage,  auch  von  dem  Kläger  etc. 

S)  naher  verdient  z.  ff.  die  in  Frankreich  bestehende  Einrichtung  Bet- 
en*, d*Jb  dta  Geriet*»  anter  die  von  ihnen  geanrectteueir  trtftette 
aar  deaVoU^wgebelshi  sateta,  die  VoUtttluft*  abe»  Se* 
eicra  überlassen  bleibt. 
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jaggleich  das  Recht,  alle  die  Handlungen  (yos  Amtswe* 
gen  ojer  auf  Antrag*  der  Pariheien)  vorzunehmen,  ohne   ( 
welche  die  Entscheidung :  der  Sache  dem  Richter  unmög-»   { 

lieh  seju  würde*,  , 

;  <  Nur  weil  und  in  wie  fern  es  im  Staate  einen  Rich- 
ter giebt,  —  nur  weil  und  in  wie  fern  Rechtssfreitig- 
Jtaitent  qicht  durch  die  grofseoe  Macht  sondern 
.durch  das  bessere  .Recht  der  einen Parthei  entschie- 
den werden,,  —  ist  der  Staat  dem  Stande  der  Natur  di- 
rekt.  entgegengesetzt.  Auch  im  Staate  unterliegt  die 
Schwäche  der  Macht,  nämlich  der  öffentlichen*.  Aber  mit 
Jiecbt}  weil  and  in  wie  fern  ein  Dritter,  der. Richter  in 
4$r  Mitte  steht 

V  Damm  hat  der  Staatsherrscher  keine  heiligere  Pflicht 
ttf'Sfch,  als  die,  die /Kompetenz  der  Gerichte  so  weit, 
als  möglich ,  zu  erstrecken,  die  gehörige  Verwaltuhg-  der 
Ger&htigkeistpfege  durch  eine  jede  nur  überhaupt  mögliehe 
jMfgadhaftt  zu  sichern»  *£Stotast  herrscht,  wie  man  «ich 
eehrntiezetüfanend  mrazudriioken  pfegt-,  „focht  Recht  und 
GeifccbMg&eit  im  Lande"  ()  Den-  Mangel  an  einer  guten 
jBtnecktigüeftspflege  kann  einer  Staatsverfassung  durch 
-MineiiaxiiteBe  VollkounDmheit  ersetödn.  dagegen  leistet 
etnd  fYtrfassung  schon  viel,  wenn  ^ihr  dtel  Volk  einernte 
jBesecbtigfceitepflege  verdankt*  i  Man  veteäftht'  &dh  auch 
«rifc  feinem 'ivtn gleichen  -Rechte, ;  wenn  nur  v<Jr  dem 
Rriehte*iikiin  Ansehn  der  Person  Hegt  '  Man  Tiat  »*<* 
^e.fcfttHtisten'Strafgesetze  nicht  zu  fürchten,  wenn  man 
nur  gegen  die  Willkuhr  und  gegen  die  Parteilichkeit  des 
Ri^ Alters  gesichert  ist.  Wenn  die  Gerichte  den  Gesetzen 
Btfhn  sprechen ,  erstirbt  auch  im  Volke  die  Achtung  für 
Recht  uU:d  Gerechtigkeit. 

v',  V^  Zweiten  Grunde  gehört  das  Verboth  der  Selbst- 
Juälfe  au  den  Grundgesetzen  des  Staates.  Nur  in  dem 
Falle  'einer  Noth  wehr,  nur  in  Aem  Falle  also,  ds 
jfyfui  widerrechtlich-  gewaltsam  angegriffen  oder  mit  ei- 
mdsraeehtlieh  -  gewaltsamen  Angriffe  -bedroht  wird 
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ist  es  erlaubt,  Gewalt  mit  Gewalt  zu  vertreiben,  d.  L 
sich  aus  dem  Staate  heraus  und  in  den  Stand  der  Natur 
zu  versetzen.   (Das  Recht,  nach  welchen  die  Nothwehr 
auszuüben  ist,  ist  also  nichts  anderes,  als  was,  in  Be- 
ziehung auf  das  Verhültnifs  unter  selbststindigen  Völkern, 
das  Kriegsrecht  ist ;  und  umgekehrt !    Jedoch  werden  die 
Schranken,  welche  der  Ausübung  des  Rechts  der  Noth- 
wehr gesetzt  sind,  im  Staate  von  dem  Richter  bewacht; 
in  dem  Verhältnisse  unter  selbststindigen  VAkern  fehlt 
es  an  einem  solchen  Wächter.)    Nicht  deswegen  ist  in 
dem  Falle  einer  Nothwehr  Selbstholfe  erlaubt ,  wei/  einß 
Strafe,  mit  welcher  die  Gesetze  die  Selbsthülfe  auch  in 
dem  Falle  einer  Nothwehr  bedrohten,  unwirksam  seyn 
wurde,  d.  i.  weil  man  doch  immer  das  gewisse  Uebel 
hoher  ansehlagen  würde,  als  das  noch  ungewisse;  son- 
dern defs wegen,  weil  Niemand  rechtlich  verpflichtet  ist 
und  verpflichtet  werden  kann,  sich  der  WiUkühr  eines 
Andern  Preifs  zu  geben.  —  Jedoch,  so  unvereinbar  auch 
Selbsthülfe  mit  dem  Wesen  des  Staates  ist,  so  ungern 
beugen   sich   doch  die    Menschen  unter  dieses   Verbot. 
(^  Eines  verwandten  Geistes  ist  der  Widerwille  der  Re- 
gierungen, sich,  *eil  und  in  wie  fern  sie  das  Gemeinwe- 
sen —  die  Staatskasse  —  gegen  die  Ansprüche  Einzelner 
zu  vertreten  haben ,  den  Aussprüchen  der  Gerichte  zu  un- 
terwerfen.)   Der  Reite,  welchen  die  natürliche  Freiheit 
für  den  Naturmenschen  hat,  wird  in    dieser  Beziehung 
noch  durch  die  Allmacht  des  Rachedufsts  verstärkt  Wenn 
ach  auch  der  Naturmensch  allenfalls  bescheidet,  über  er- 
worbenes Gut  mit  Andern  rechten  zu  müssen,  so  hält 
er  es  doch  für  eine  Ehrensache,  bei  Angriffen  auf  seine 
Person  das ,  Richteramt  selbst  zu  verwalten«    So  war 
laust  bei  den  Juden,  *])  bei  den  Griechen,  ')  bei  den  Ir- 


1)  Kxod.  Cap.  91.  ft».  30.    Michaeli«,  MoMliehet  Btoht.   $.  t»3. 
t*  Hon  er.    flias  IIb.  IX.  ia  NartWs  Brt«. 
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Underri,  J  WS  deA  Dtnttehtn,  *o  ist  fioch  jetet  bei  den 
Singebo'rn'eÄ  In  Änierika,  ^  bei  den  Arabern,  *)  und  nber- 
hanAf  bei  ungebildeteren  Völkerschaften  Selbstrache  ein 
Recht,  ja  eine  Pflicht.  Bei  den  Deutschen  scheint  der 
Staatsy6rband  ursprünglich  so  unvollkommen  gewesen  zu 
düyny,  dafs,  wenn  eine  Rechtsverletzung  der  Person  galt, 
dem  Beleidigten  und  dessen  Geschlechte  das  Recht  der 
^elbstrache  uneingeschränkt  zustand;4)  dann  wurde  es 
Sitte  fnulfa  saJus  hello,  pacem  deposcimus  omnes,3  ge~ 
en  eine  Vergütung  in  Geld  and  Gut ,  die  Wette  genannt, 
0h Fehde  zu  entsagen;  jedoch  noch  immer  hing  es  von 
äfem  guten  Willen  der  einen  und  der  andern  Parthei  ab, 
od  der  Vergleich  zu  Stande  kommen  sollte;  endlich  aber, 
Jedoch  nur  nfcch  und  nach ,  —  denn  der  freiheitsmuthigfe 
Geist  des  Volkes  sträubte  sich  gegen  eine  so  wesentliche 
Neuerung,  —  wurde  der  freiwillige  Vergleich  in  einen 
gelungenen  verwandelt ;  •)  nun  fing  man  an ,  dieselben 
Rechtsverletzungen  zugleich  als  Störungen  des  Landfrie- 
ftfcbs  2ju  Verfolgen,  so  dafs  auch  der  König  oder  die  Ge- 
mejnde,  den  Beleidiger  befehden  oder  von  ihm  eine  Ver- 
^ltuiig  für  den  gebrochenen  Landfrieden,  ein  Friedgeld, 
auch  Buse  genannt,  fordern  mochte 5  urfH  aus  diesem  Ffled- 
gelde  entwickelte  4ich  mit  der  Zeit  unter  dem  Einflüsse 
3er  christlichen  Kirchenzucht ,  *1  —  wie  sich  wohl  bei  den 
meisten  Völkern  die  Idee  einer  menschlichen  Strafgerech- 
fcgkeit  allererst  aus  der  Idee  dfer  göttlichen  Strafgerech- 
tö^keit  entwickelt  hat,  —  ein  Strafrecht  in  der  eigent- 


i^r. — : r 

t)  Hume,  Ustet?  #f  Sn*laji4.  Cht«.  W-  ±M-  1. 
•>  Anrop.  MOaMtt»  In  Amettea  U,  *74. 

•  B)  Sieb  aar,  Reis*  nach  Arabien,    to  der  Saajatonf  «ftr  *«#tfJL  na/1 
neuesten  BeUebesckr.  B<J.  XVIII.  (Berlin  1778)  S.  87. 

4)  K.  A.  Kobne  über  das  Gerichtswesen  der  Germanen.    Haue  1890. 

5)  Lex  Longob.  IIb.  I,  ttl.  07.  g.  1.  „Qui  compositionem  dar«  vel 
rccipere  non  vnlfc,  transmittatur  ad  regem,  qnt  eom  relegei/'  0« 
auch  Capit.  Caroli  M.  de  ao.  788.  c.  1.  und  de  an.  805.  c.  Ä. 

8)  Vgl.  Catfttt.  Caroli  M.  de  ao.  784  e.  1.  de  ao-  809*  ©.  4. 


ticfccn  Bedeutung.  Aber  ffir  den  Adel ,  weldier  mit  den 
Rechten  des  Volks  auch  den  Geist  des  Volks  geerbt  hatte, 
bestand  dieses  Recht  des  Staates  noch  lange  mehr  dem 
Namen  als  der  Sache  nach.  *)  Sonderbar  genug  enthal- 
ten selbst  die  Gesetze  hochgebildeter  Völker  nicht 
selten  Sparen  von  dem  Rechte  4er  Btatntcfce.  So  wird, 
nach  den  Gesetzen  der  Römer,  der  Erbe,  der  nicht  den 
Mörder  seines  Erblassers  gerichtlich  verfolgt,  seines  Erb- 
rechtes verlustig.  *)  Dieselbe  Vorschrift  wiederholt  das 
bürgerliche  Gesetzbuch  der  Franzosen.  •) 

So  verschieden  auch  Rechtshändel  (Procejse])  und 
Kriege  ihrem  Verläufe  nach  von  einander  sind,  ßo  ver- 
räth  sich  doch  die  Gemeinschaftlichkeit  ihres  {Jrspnijigp 
m  mehr  als  einer  Erscheinung.  4)  Z.  B.  Ein  ftechfs- 
fcandel  aber  Mein  und  Dein  erbittert  die  f>arti)eien  facht 
weniger  gegen  einander,  als  ein  Krieg.  Ja  MTfW  noch 
»ehr;  denn  er  ist  ein  Bürgerkrieg,  ein  hfJlpip  civüp. 
Stripp  hat  jler  Staat  pein  Augenmerk  darauf  *u  ric^tpi}, 
dfb  dem  Ausbruche  der  Feindseligkeiten  entweder  jjijrcji 
einen  Vergleich  *)  oder  durch  einen  Schiedsspruc)!  ypiv 
getagt  werde.  •)    Eben  so  beth&tiget  aictf  Jene  Veir 


}>  Qaa.  Recht  der  3ejh*tracfre  lebte  fort  In  fem  «echt*  defltffefytygg, 
in  de»  Zweikampfe. 

2)  1.  17.  D.  I.  1.  C.  de  Us  quae  ut  ladign. 

S}  Code  civil  de«  Franc.    Art  727.  n.  3. 

4)  Die  alldeutsche  Reohtsspraehe  nennt  einen  Rechtshandel  —  einen 
Krieg  Rechten«. 

*)  Da«  franBösische  Recht  gestattet  den  Parthelen  einen  Vergleich , 
den  sie  alt  einander  geschlossen  haben,  in  ein  richterlichem  Crtheil 
verwandeln  «u  lassen.    Ein  nachahmnng«werther  Gebranch ! 

f  >  Wie  kann  <|er  Staat  an  besten  für  die  prreicbnng  dieses  Zwecks 
Serge  tragen?  So,  dafs  das  Gesete  vorschreibt,  in  der  Regel  in 
einer  jeden  Civfliache  «urorderst  die  Gute  —  tot  einem  Friedens- 
richter —  zu  versuchen?  (Frankreich)  Oder  ao\  dafe  das  Geseta 
dem  Richter  die  Weisung  giebt ,  den  Partheien  die  Abschllef  sang 
einen  Vergleichs  in  den  Fällen  ansuratnen,  welche  sieh  su  dieser 
AH,  den  StreU  wm  erledigen ,  besondere  eignen?  (England)  Oder 


wandtsehaft  zwischen  einem  Reebtshandel  und  einem 
Kriege  nur  zu  oft  durch  die  Sirenge  der  Gesetze,. welche 
das  Verfahren  in  Strafsachen  betreffen. 


ZWEITES  HAUPTSTUCK. 

Van  den 
Reckten  der  Partheien. 

Der  Staat  hat  einem  Jeden  die  Freiheit, 
seine  Rechte  vor  Gericht  und  durch  die  Ge- 
richte, — ■*  angriffig-  und  vertheidigungsweise,  in  Civil- 
nnd  in  Strafsachen ,  •«-  geltend  zu  machen,  in  dem 
vollsten  Maafse  zu  gewähren.  Auf  diese  Freiheit 
haben  beide  Partheien  ein  gleiches  Recht  ')• 
:  Daher  sind  die  Gesetze  widerrechtlich,  welche  in  Ci- 
vilsachen  der  einen  oder  der  andern  Parthei  oder  in  Straf- 
sachen den  Angeklagten  nicht  gestatten ,  ihre  Recbtfe  vor 
Gericht  durch  einen  Fürsprecher  an-  und  ausfahren  zu 
lassen.  Gesetze  dieser  Art  entsprechen  nur  dem  Geiste 
der  Zwingherrschaft.  Vor  den  Gerichten  der  Türken  müs- 
sen die  Partheien  selbst  ihre  Rechte  vertheidigen.  Da 
beginnt  und  endet  der  Rechtsstreit  freilich  an  einem  und 
demselben  Tage;  aber  das  Bild,  welches  sachkundige 
Männer  von  den  Erfolgen  dieser  Gerechtigkeitspflege  ent- 
worfen ,  ist  ein  Nachtstück  *}.  —  Einem  Angeklagten  ist 
sogar  gegen  seinen  Willen  ein  Yertheidiger  zu  bestel- 


,  so,  dal*  der  Staat  nur  gewiss«  Manner  bezeichnet*  welche  er  sa 
dem  Geschäfte  eines  Vermittlers  oder  Schiedsrichters  für  besonders 
tauglich  hält,  alles  Uebrige  aber  den  Partheien  uberlalst?  ( Profu- 
sen) Diese  und  Ähnliche  Aufgaben  sind  von  der  gröfoten  Wich- 
tigkeit! 

1)  iflne  Ausnahme  tob  dieser  Regel  s.  unten  in  der  Lehre  von  der 
Rechtskraft  der  ürtheile. 

9)  Olivier,  Reise  durch  das  türkische  Reich,  In  Sprenger*  BwJ. 
der  neuesten  und  besten  Rehiebesehreib.  Bd.  VI.  Weimar,  1S0& 


len  >)•  (Üben  so  hat  ein  Sachwalter  die  Vertheidigung 
eines  Angeklagten  selbst  dann  zu  übernehmen,  wenn  er 
aof  das  vollkommenste  fibersengt  ist,  dafs  der  Angeklagte 
mit  der  gesetnBen  Strafe  belegt  zu  werden  verdiene. 
Dagegen  handelt  ein  Sachwalter  pflichtwidrig,  welcher 
die  Sache  einer  Parthei  fährt ,  die  nach  seiner  Ueherzeu- 
gng  unrecht  hat.) 

Daher  kann  eine  jede  der  streitenden  Partheien  zur 
Wahrnehmung  ihrer  Rechte  von  einem  jeden  Mittel  Oe- 
hraueh  machen  ,  welches  die  Gesetze  zu  diesem  Ende  an- 
zuwenden gestatten.  '  Ob  die  Parthei  ehrlich  and  redlich 
oder  ob  sie  wider  ihre  bessere  Ueberzeugung  von  dem 
einen  oder  dem  andern  dieser  Mittel  Gebrauch  mache, 
bleibt  ihrem  Gewissen  anheim  gestellt.  Denn ,  wollte  man 
dem  Mifsbranche ,  welcher  von  der  Freiheit  in  der  Wahl 
der  Angriffs-  und  Vertheidigungsmittel  gemacht  werden 
kann,  steuern,  so  wurde  man  diese  Freiheit  selbst  auf- 
beben. —  Daher  lassen  sich  weder  Strafen,  welche  auf 
nrathwfllige  Streitsucht  gesetzt  werden  *)  (poenae  temere 
JitigantiunQ  9  noch  die  s.  g.  Succttmbenzgelder ,  d.  L  die 
Gelder  t  welche  bei  der  Einwendung  eines  Rechtsmittels, 
%.  B.  des  Rechtsmittels  der  Berufung,  auf  den  Fall  zu 
hinterlegen  sind,  dafs  das  angefochtene  Erkenntnifs  be- 
stätiget wird,  noch  der  Eid  vor  Gefährde,  (das  jusju- 
raadum  calumniae,J  rechtfertigen.  In  China  wird  der  in 
einer  Civilsache  unterliegende  Theil  —  mit  einem  Bam- 
busstocke —  gezüchtiget.  Wo  ist  der  Unterschied  zwi- 
schen dieser  Züchtigung  und  jenen  Rechtsnacht  heilen? 

Eben  so  hat  zu  Folge  des  oben  aufgestellten  Grund- 
satzes der  Staat  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dafs  Niemand 


1)  8.  das  erste  Haoptstöck  dieses  Buches.  Jedoch  Ist  der  Säte  billig 
auf  die  schwereren  .Vergehen  au  beschranken.  Denn  sonst  wurde 
er  »um  Nachtseite  der  Angeklagten  gereichen. 

2)  Der  verlierende  Theil  hat  schlechthin  die  Procefskosten  nu  tra- 
gen. Er  hat  mit  ünr  ech  t  die  Ctegenaarthei  angegriffen  oder  sieb 
gegen  sie  vertheidiget. 
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an  der  gerichtlichen  Verfolgung  oder  VertfaeMfgiing  sei- 
ner Rechte  durch  den  Mangel  an  den  hieran  erforderüchen 
Geldmitteln  verhindert  werde.  —  Daher  hat  ier  Staat 
überhaupt  für  eine  wohlfeile  Gerechti|fpftepflege  Sorge 
su  tragen  *}•  Daher  haben  Arme  ein  Recht  auf  eine 
schlechthin  unentgeltliche  Gerechtigkeitspflege,  Daher 
darf  der  Klüger ,  (ausgenommen ,  wenn  er  ein  Ausländer 
oder  wenn  er  der  Flucht  verdächtig  ist, )  nicht  rar  Be- 
stellung einer  Sicherheit  wegen  Erstattung  der  Kosten 
angehalten  werden. 


DRITTES  HAUPTStÜCK, 

Von  den 
Pflichten  des  Richters. 

Unter  den  Pflichten,  welche  dem  Richter,  als  solchem, 
obliegen,  gebührt  die  erste  Stelle  der  Unpartei- 
lichkeit Denn  Parteilichkeit  trübt  nicht  etwa  blos  den 
Blick,  sondern  sie  verschliefst  das  Auge  des  Richters. 
Schon  dann1  aber  verletzt  der  Richter  diese  Pflicht,  wenn 
er  einer  Parthei  mehr  zuerkennt,  als  von  ihr  gebeten  wor- 
den ist,  weil  von  ihr,  der  Lage  der  Sache  nach,  ein 
Mehrere«  gebeten  werden  konnte'1).  Dagegen  hat  der 
Richter,  sogar  kraft  dieser  Pflicht,  sowohl  dem  Beklag* 
tea  als  dem  Angeklagten  die  Gunst  widerfahren  zu  las** 
sen*  auf  vtelfehe  der  eine  und  der  andere,  als  der  ange- 


ll Wicht  führ  eins  MÜeeftthln  unentgeltliche.  Bim  Thsil  der  Kosten 
luv  die  Oereohtlgkeltspfiege  bat  allerdings  die  Staatskasse  su  über- 
nehmen; einen  andern  Tbeil  aber  haben  die  Partheien  (propter 
eperas  IIa  spedattan  praestltas)  su  tragen.  —  Eine  kostbare  Rechts- 
pflege vermindert  allerdings  die  2ahl  der  Processe.  Aber  heiliget 
der  Zweck  die  Mittel? 

9)  Das  s.  g.  nobile  officium  judicis  ist  also  mit  dem  Berufe  des  Rich- 
ters unvereinbar.  Doch  hat  der  Richter  an  eine  Bitte  die  Folgen 
*u  khupfen ,  welche  sie  kraft  Gesetzes  in  sich  enthalt. 


griffene  Theil,  kraft  der  ihm  zur  Seite  stehenden  Ter« 
irfkng  der  RecbtlidikHtj  Anspruch  machen  katan  *). 

Der  Richter  ist  zweitens  verpflichtet,  in  seinem 
Urthcile  das  aaszusprechen,  was  in  dem  ge- 
gebenen Falle  den  Rechten  und  den  in  die 
Sache  einschlagenden  (und  erwiesenen)  That~ 
sache b  gemäfs  ist  —  Darum  hat  nur  der  den  Bern! 
nun  Rfcfcteramte  in  sich,  welcher  der  Natir  eint  gesun- 
des Urtheil  verdankt .  (Denn  erlernen  I&fst  sfch  dje  /Kunst, 
Grundsätze  oder  Regeln  auf  einzelne  Fälle  anzuwenden, 
sieht)  Doch  wird  die  Urtheilskraft  geschärft, . indem 
man  sich  an  der  Beurtheilung  einzelner  Fälle  versucht 
oder  mit  dem  Lesen  gut  erzählter  Rechtsfälle  beschiftt- 
get*}.  Unter  die  Tugenden  aber,  deren  der  Richter  be- 
darf ,  möchte  der  Geduld  —  im  Lesen  und  im  Hören  — 
eine  der  .ersten  Stellen  gebühren» 

Der  Richter  ist  drittens  verpflichtet,  die  Be- 
endigung der  vor  ihm  anhängigen  Rechtsh&fi- 
del,  so  viel  an  ihm  ist,  möglichst  zu  beschleu- 
nigen* In  Civilsachen,  weil  ein  schnell  errungener 
Sieg  einen  doppelten  Werth  hat  (Bis  dat,  qui  cito  dat) 
In  Strafsachen;  damit  der  peinlichen  Ungewifshejt,  in 
welcher  der.  Angeklagte  schwebt  ,  baldigst  ein  Ende  ge- 
macht werde;  damit  dem  Vergebn  die  Strafe  auf  dem 
Fufse  folge.  Ueberhäupt;  damit  der  innere  Friede, 
der  durch  einen  jeden  Rechtshandel  unterbrochen  wird, 
so  bald  als  möglich  wieder  hergestellt  werde. 


1}  mmc  in  dubio  *o  reo. 

t)  Biese  n^hiftigung  kann  denen  nicht  fenng  empfohlen  werden, 
welche  sieb  dem  Richteramte  oder  dem  Berufe  des  Sachwalters 
wollen.  tAfechtefAIle,  die  diesen  tfufeen  gevtatireu  soften, 
jedoch  so  ern&hU  sejro,  dafs  sie  nur  die  Thaisachen  wie- 
dergeben, welehe  für  die  Beurtheilung  der  Sache  entscheidend 
sind.  Vielleicht  versteht  man  es  in  England  und  id  Ifafnkteiou 
bester,  als  in4  PeuftcMand,  wie  Kedhtsfftlie  er/*Mt  werddn  mis- 
sen, die  gesammelt  herausgegeben  werden.)  —  Ist  die  liaufbahn 
des  Sachwalters  eine  besonders  gute  Vorbereitung  nun  JUohter- 
amte?  oder  wie  ist  sonst  im  Richterstande  der  Abgang  m  efseteeuf 
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VIERTES  HAÜPTSTÜCK. 

Von  den 

Bedingungen,  .unter  welchen  der  Richter  Rechtostreitig- 
keilen  allem  entweder   überhaupt  oder  auf  eine  reckt- 

mäfsige  Weise  entscheiden  kann. 

.    L    Von  der  Klage  und  der  Anklage. 

Wo  kein  Kläger  ist,  ila  ist  kein  Richter.  Dasselbe 
gilt  von  Rechte  wegen  aucih  von  der  Sftrafgerechtigkeits- 
ptfege  <> 

So  verschieden  anch  eine  Klage  und  eine  Anklage 
ihrem  Gegenstände  nach  von  einander  sind ,  ihren  Be- 
st andt heilen  nach  unterscheiden  sie  sich  nicht  von 
einander.  Der  einen  und  der  andern  mufs  theils  eine  That- 
sache ,  auf  welche  der  Richter  das  Gesetz  anwenden  soll, 
theils  ein  Gesetz,  welches  auf  die  Thatsache  anzuwenden 
ist,  zum  Grunde  liegen*).  Beide  bestehen  in  einem  Su- 
chen, welches  auf  diesen  Vordersätzen  beruht  und  aus 
denselben  mit  derselben  Strenge  folgen  mufs ,  wie  in  ei- 
nem Syllogismus  der  Schlufssatz  aus  der  seinigen.  Mit 
einem  Worte ,  die  Klage  oder  die  Anklage  mufs  das  treue 
Nachbild  oder  der  Wiederhall  des  Klag  recht  es  seyn, 
welches  durch  sie  in  Vollziehung  gesetzt  wird.  Das  liegt 
in  dem  Wesen  einer  Klage ;  das  fordert  zugleich  das  In- 
teresse der  Partheien.  (Xibellus  est  fundamentum  totius 
Processus.) 

Der  Gefahr ,  dafs  eine  K 1  a  &e  entweder  ohne  ein 
Klagrecht  oder  auf  eine  dem  Rechte  des  Klagers  nicht 
entsprechende  Weise  angestellt  werden  könnte ,  läfst  sich 
am  besten  durch  bestimmte  Klagformeln,  d.  i.  so  vor- 


1)  Vater  der  Klage  etc.  verstelle  ick  hier  jederzeit  den  Vortag,  mtt- 
telst  dessen  das  Klagreosi  etc.  vor  den ,  Biester  geltend  gemacht 
wird,  den  libeUos  aeUonis  vel  aecosatlonis. 

9}  Fundamental»  tkcü,  tnatssehlioner  oder  faktiseber  Klaggrund;  — 

jnrts,  Recntsgrund  der  Klage.  ~ 


beugen ,  dafs  die  Gesetze  nicht  nur  die  Fälle ,  in  welchen 
eine  Klage  allein  statthaft  seyn  <soll,  sondern  auch  die 
Art,  wie  die  Klage  in  diesen  Fjftflen  zu  fassen  ist,  im  vor- 
aus genau  bestimmen  ')•  —  In  dem  Kindesalter  der  büiv 
gediehen  Gesellschaft  macht  sich  die  Lösung  dieser  Auf- 
gabe nicht  selten  von  selbst«    Der  Arten  and  Formen  der 
Rechtsgeschäfte  sind  da  nur  noch  wenige,  diese  wenigen 
sind  einfach ;  da  ist  es  leicht  9  die  Geschäfte  in  gewisse 
ein  fär  allemal  bestimmte  Formeln  einzukleiden ;   für  eine 
selche   Einkleidung  spricht  ja  zu   einer  jeden  Zeit  die 
Aengstlichkeit  ier  Partheien ,  das  Interesse  der  Rathge- 
ber;  ans   diesen  Geschäftsformeln  entwickeln  sich  dann 
die  Klagformeln  gleichsam  von  selbst    Oder  der  Hergang 
der  Sache  ist  auch  der:  Die  Rechtshändel  sind  ursprüng- 
lich eine  sinnbildliche  Darstellung  der  Kriegshändel  des,  \ 
Naturstandes.    Damit  sich  das  Volk  an  diese  Umwandlung 
des  Krieges  in  ein  gerichtliches  Verfahren  desto  leichter 
gewöhne,  wird  dieses  Verfahren  an  Formen  und  Worte 
gebunden,  welche  das  Bild  desto  treuer,  die  Neuerung 
desto  ehrwürdiger  machen  *).    Ist  so  der  Grund  zu  dem 
künstlichen  Baue  gelegt ,  so  lafst  sich  auf  diesen  Grund , 
da  skä  neue  Rechtsverhältnisse  doch  nur  allmählig  und 
meist  unter  dem  Einflüsse  der  froheren  bilden ,  leicht  fort« 
bauen.    Die  Baulust  findet  sich  von  selbst,  weil  das  Ge- 
bäude Allen  bequem ,  auch  die  Fortführung  des  Baues  den 
Baumeistern  besonders  vorteilhaft  ist  —  Schwieriger  ist 
es,  ja  vielleicht  ist  es  unmöglich ,  bei  einem  Volke,  bei 
welchem  sich  die  Verhältnisse  des  bürgerlichen  Lebens 
schon  auf  das  mannigfaltigste  gestaltet  und  verwickelt 
haben,  gesetzlich  bestimmte  Klagformeln  allererst  einzu- 
fahren •). 


1)  So  an  filtere  römische  neckt  Desselben  Geistee  ist  das  englische 
Hecht 

9)  Diese  Besjerkaag  dirfte  dem  Schlüssel  cu  der  wichtigen  Stelle  in 
des  lest  Caji  IV,  11  ff.  von  den  legis  aettonieas  and  ienaullsao- 
tteuaai  eulhalteD.  » 

S)  Ue  PreUsJrage,  welche  der  Graf  J.  N.  tob  Waatisaagrita  au*» 


Wenn  e*  auch  nicht  rathsam .,  ja  vielleicht  nicht  ein« 
mal  möglich  seyn  würde,  die  Ausübung  des  An  klag  e- 
rechts  an  bestimmte  Formeln  zu  binden,  so  mufs  doch, 
gerade  bei  diesem  Rechte,  die  Form,  in  welcher  es  aus- 
geübt wird,  über  das  Recht  selbst  entscheiden.  Denn  in 
Civilsachen  ist  die  Regel  Rechtens :  Volenti  non  fit 
injuria!  in  Strafsachen  aber  die:  Etiam  volenti  ne  fiat 
injuria!  Es  ist  daher  die  Statthaftigkeit  einer  Anklage 
von  folgenden  Bedingungen  abhangig  w  machen:  1)  Die 
Anklage  hat  das  Gesetz  oder  —  wenn  dieselbe  Tbat  un- 
ter mehrere  Strafgesetze  (z.  B.  wahlweise}  gebracht  wer- 
den kann ,  —  d  i  e  Gesetze  namhaft  zu  machen ,  nach  wel- 
chen die  That  strafbar  und  zu  bestrafen  ist.  8)  Die  An- 
klage hat  den  Angeklagten,  seinen  Namen,  Stand  und 
9  Beruf  genau  zu  bezeichnen.  Sonst  könnte  sie  die  Verur- 
theilung  eines  Unschuldigen  zur  Folge  haben.  3}  Die 
Thatsache,  auf  welche  das  Gesetz  angewendet  werden 
soll^  ist  in  der  Anklage  so  zu  beschreiben,  dafs  die  Be- 
schreibung alle  die  Merkmale  enthält,  welche  in  dem  ge- 
setzlichen Begriffe  des  Vergehens  liegen.  4}  Der  An« 
kttger  hat  auf  eine  bestimmte  Strafe  anzutragen,  wenn 
auch  das  Gesetz  die  Strafe  f  der  Art  oder  (lern  Grade 
nach}  unbestimmt  l&fct;—  auf  dafs  dem  Angeklagten  der 
Grundsatz  zu  statten  komme:    Ne  ultra  petitfi. 

U.  Von  dem  Rechte  des  Beklagten  und  des  An- 
geklagten, sich  gegen  die  Klage  o'der  An- 
klage zu  vertheidigen. 

Der  Beklagte  (tod  eben  so  der  Angeklagte}  fat  be- 
rechtiget, dich  gegen  die  Klage  sowohl  direkt  als  indi- 
rekt zu  vertheidigen,  d.  i.  die  Klage  sowohl  (schlechthin 
oder  theil-  und  beziehungsweise}  ins  Leugnen  zu  stellen, 


gab ,  —  die  Reobtogeeebifte  der  Heutige*  Seit  auf  riHgeMSM  For- 
mte sräebwiifäbren,  —  blieb  «beantwortet,  ffcbltckfcegroll, 
Nekrolog  der  Deutschen  für  da«  lote  Jabrhmdert.    Bd.  IL  (Gotha 
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tfe  rft  «hweh  Einreden  wm  «ntkriften.  Eine  BhmMf  ttt 
die  Vertfmiigang  gegen  eine  Klage,  welche  den  Grind 
der  Klage  (den  rechtlichen  nud  den  thatsleblichen)  be- 
stehe* Übt. 

13  Ton' der  Antwort  auf  die  Klage  oder 

Anklage, 

Ber  Bt&lftgte ist  berechtiget  aber  nie)*  verpflich- 
tet, auf  die  Klage  m  antworten.  Wie  aber,  wenn  er 
voi  diesem  Rechte  Oebranch  zu  inaehen  unterläßt? ») 
nmentlich  was  die  Thtttsacben  betrifft,  welche  der 
Hage  stau  Grande  liegen?  (Denn  den  Rechtsgrnnd  and 
fit  ScWässigkeit  der  Klage  hat  der  Richter  von  Afttts- 
wegen  zv  prüfen.    Jura  novit  curia.) 

in  Civilsachen  ist  alsdann  —  dem  ttrepgen  Rechte 

nach anzunehmen ,  dafs  der  Reklagte  den  thatsächlichen 

Grand  der  Klage  gelfingnet  habe.  Denn  eine  Verefcfct- 
lejstang  —  und  mithin  die  Verzichtleistimg  des  Beklagten, 
den  Reweis  jener  Thateachen  zu  fordern ,  —  ist  im  Zweifel 
nicht  *n  vermuthen.  Jedoch  kann  der  Reklagte,  anr  Be- 
schleunigung des  Verfahrens,  {also  ans  einem  Grande  des 
Schatzrechts ,)  auch  unter  der  Verwarnung  vorgeladen 
werden,  dafs  er,  wenn  er  auf  die  Klage  zu  antworten  un- 
terlasse, derselben  fflr  geständig  und  überfährt  erachtet 
werden  solle.  Er  konnte  die  Klage  einräumen;  rithin 
kann  auch  in  dem  Interesse"  der  Gereckfigkeitspfleg?  *&" 
genommen  werden,  dafs  er  die  Klage  eingeräumt  habet  %j 

Wenn  ein  Angeklagter  von  dem  in  Frage  stehen« 
de»  Rechte  Gebrauch  tu  machen  unterläfst,  so  ist  sein 

1)  Oder  wenn  er  die  Klage  Hiebt  gehörig  d.  i.  Hiebt  so  beantwortet, 
wie  die  Prneefsnfdiiang  vorschreibt 

S)  Qnüfbet  juri  in  favorem  suam  Introducto  renunciare  poteet.  Jedoch 

Klebt  ee  Klagen ,  welche ,  well  sie  in  dem  Interesse  des  Staate« 

einen  Beweises  bedürfen,  noter  der  Hegel  aes  J.  nicht  begriffen, 

Tietaear  in  der  vorliegenden  Beziehung  der  Anklagen  gteiehnu- 

eteUea  ata*    V»n  dieser  Art  ttad  %  B.  die  Klagen  auf  Ehesehei- 
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gttflUchweigen  so  auszulegen,  dato  er  die  der  Anklage 
«m  Grande  liegenden  Thatsachen  geleugnet  habe,  mithin 
•von  dem  Ankläger  den  Beweis  der  Anklage  fordere. 
Der  Ankläger  hat  diesen  Beweis  selbst  dann  zu  führen, 
wenn  der  Angeklagte  den  Grund  der  Anklage  eingesteht 
Denn  der  Staat  würde  sich  einer  Ungerechtigkeit  schuldig 
machen  ,  wenn  er  das  Geständnifs  als  eine  Verzichtleistung 
des  Angeklagten  auf  das  Recht ,  den  Beweis  der  Anklage 
%u  verlangrn,  gelten  lassen  wollte.  \)  Aus  demselben 
Grunde  kann  man  sogar  die  Folgerung  ableiten,  dafs 
gegen  einen  Angeschuldigten  oder  Angeklagten,  welcher 
sich  dem  Gerichtszwange  des  Richters  durch  die  Flucht 
entzogen  hatte,  nicht  einmal  ein  Kontumacialverfahren  zu- 
lässig sey,  und  zwar  selbst  unter  der  Voraussetzung  nicht, 
dafs  der  Ankläger  den  Beweis  der  Anklage  führte*  Viel- 
leicht hätte  der  Angeschuldigte  oder  Angeklagte  durch 
seine  Verteidigung  der  Sac/ie  denn  doch  eine  andere 
Wendung  gegeben*). 

8)  Von  den  Einreden. 

Eine  Einrede  ist  zugleich  ein  Angriff  auf  den  Kläger. 
Daher  die  Rechtsregel :  Indem  der  Beklagte  Einreden 
vorschützt,  wird  er  zum  Kläger.  (Heus  excipiendo  fit 
actor.)  Es  ist  defshalb  also  z.  B.  die  Zulässigkeit  einer 
Einrede  von  denselben  Bedingungen  abhängig,  wie  die 
einer  Klage ;  es  hat  der  Kläger  gegen  eine  Einrede  die- 
selben Vertheidigungsmittel ,  ^ welche  der  Beklagte  gegen 

— I^^M      IIP  ■  I       I     I     ■ 

\ 

1)  Vgl.  das  erste  Hanptstnck  diese«  Boches.  —  Das  Englische  Recht 
t  »&cbt  sich  hierbei  eioer  sonderbares  Inkonsequenz  schuldig.  Nach- 
dem die  Anklage  verlesen  worden  ist ,  wird  der  Angeklagte  ge- 
fragt: Schuldig  oder  nicht  schuldig?  (Guilty  or  not  guilty?)  Ant- 
wortet er;  schuldig,  so  wird  er  sofort  für  überführt  erachtet.  Ant- 
wortet er:  Nicht  schuldig,  so  braucht  er  sich  über  den  Grund  der 
Klage  nicht  au  erklären;  ja  er  wird  sogar  von  dem  Richter  ge- 
warnt, nichts  eo  sagen  ,  was  ihn  anschuldigen  konnte.  —  Nor  in 
geringfügigen  Stramacben  sind  (in  favorem  rci)  Ausnahmen  von  der 
Im  g.  aufgestellten  Regel  sulassig. 

S)  Bs  versteht  sich  von  selbst,  dsfs  defshalb  nleht  eine  jede  MaJbregel 
verwerüoh  ist,"  welche  gegen  den  Flüchtigen  ergriffen  wird. 
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die  Klage  hat  Jedoch  beschränkt  sieh  die  Wirksamkeit 
der  Einreden  nur  auf  die  Abwehrung  der  Klage.  Der 
Klager  kann  zufolge  einer  ihm  entgegengesetzten  Einrede 
nur  {schlechthin  oder  bedingungsweise)  abgewiesen,  nicht 
aber  verurtheilt  werden  *J. 

Das  Recht  der  indirekten  Verteidigung  ist  unabhän- 
gig von  dem  der  direkten  Vertbeidigung ;  und  umgekehrt 
TL  B.  also ,  ob  es.  wohl  ein  Widersprach  zu  seyn  scheint, 
wenn  der  Beklagte  einer  Klage ,  deren  Grund  er  leugnet, 
noch  überdies  Einreden  entgegensetzt,  so  ist  doch  an 
Gunsten  der  Vertbeidigung  anzunehmen,  dafs  der  Beklagte 
seine  Einreden  atf  den  Fall  vorgeschützt  habe,  da  der 
Kläger  den  Grund  der  Klage  erweisen  werde  *). 

Eben  so  sind  die  Einreden ,  welche  der  Beklagte  vor- 
schitzt,  von  einander  gegenseitig  unabhängig,  d<  i.  dar 
Beklagte  kann  alle  ihm  zu  Gebote  stehenden  Einreden 
aisammen  der  Klage  entgegensetzen,  sollte  auch  die 
eine  Einrede  mit  der  andern  im  Widerspruche  stehen.  •) 
Nur  zu  oft  geschieht  es ,  dafs  in  Civilsachen  die  Fürspre- 
cher Einreden  auf  Einreden  häufen ,  auch  die  schwächsten 
nicht  verschmähend.  Das  Recht  hierzu  kann  ihnen  nicht 
bestritten  und  darf  ihnen  nicht  verkümmert  werden.  Aber 
sie  setzen  sich,  wenn  sie  von  diesem  Rechte  .einen  Mifs- 
brauch  machen ,  der  Gefahr  aus ,  dafs  der  Richter  aach 
gegen  die  haltbareren  Einreden  ein  Vorurtheil  ftfst 

ID.    Von  dem  Beweise4). 
Der  Kläger  ( und  eben  so  der  Ankläger)   hat  die 
Thatsachen  za erweisen,  welche  der  Klage  zum  Grunde 


1)  Die  Wiederklage  ist  eine  Klage  für  »ich,  welche  jedoch  das  Pro- 
eebreeht  zugleich  mit  der  Hauptklage  sa  verhandeln  gestattet 

S)  Falsch  Ist  also  die  Hegel:  Negans  soft  exeiplt;  —  eben  so  die  Be- 
gel :  Contomax  non  excipit. 

t)  tu  B.  sowohl  die  exe.  remissionis  als  die  exe«  solutionis. 

4)  Das  Englische  verdient  in  dieser  Lehre  besondere  Berücksichtigung., 
Tgl.  Olasfford  on  tbe  principles  of  evidence  ete.  Lond.  199%. 
ftosooe,  law  of  evidenee.  Lond.  1837.  Stärkte, a  praotical 
treatise  on  the  law  of  e.  Lond«  1888.    Philipps  and  Aaor,  oa 
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IttJTO,  —  et  i.  Aer  Richter  von  «ier  Wahrheit  dieser  That- 
*#dien  dnreb  objektive  Gründe  zu  überzeugen1), —  in 
«e  fern  ib«  nicht  eine  Reefatsverauithung  zar  Seite  steht 
PMgelbe  gilt  von  dem  Beklagte»  wd  von  dem  Angeklagten 
in  Beziehung  auf  die  von  dem  einen  oder  von  dem  andern 
YftfVpacbützten  Einrede*. 

Der  JP&ger  etc,  hat  diese  Thateaichen  zu  erweisen. 
Pßnu  der  Richter  seil  kraft  seines  Amtes  dasllrtheil,  das  er 
iftjjt,  liicht  auf  Ansichten  und  Meinungen,  weder  aui  die,  zu 
^reichen  er  sieh  selbst  hinneigt,  noch  auf  die  dereinen  oder 
d*r  andern  Partei  >  sondern  auf  die  Beschaffenheit,/  welche 
4)0  Sieche  an  sieh  d.  u  erweislich  hat,  gründen.  In 
Strafsachen  ist  der  Beweis  der  Thatsachen,  von  welchen 
df$  VßrmiheiJuBg  sbh&ngt,  sogar  unbedingt  d.i.  sogar 
fe  dem  Falle  notwendig,  da der  Angeklagte  diese That- 
IWPh^n  einräumt-  —  Bedürften  diese  Sätze  noch  einer  wei- 
sen Bestätigung,  so  wurde  diese  in  der  Sitte  liegen, 
ffrekb*  einst  hei  allen  Völkern  deutsehen  Ursprungs 
herrschte  and  neck  jetzt  bei  so  vielen  Völkern  *) ,  z.  jft. 
bei  den  Negern  in  Afrika  P) ,  bei  den  Bewohnern  der 
fasel  Madagascar  4)  herrschend  ist,  —  Rechtssache»  durch 
ein  Gottesartheil  zh  entscheiden.  Die  Sitte  entstand 
a»,  daft  man  sieh  der  Hoffnung  auf  einen  Aussprach  der 
Gatter  hingab,  weil  man  noch  nicht  gelernt  hatte,  Wahr- 
heit undlrrthum  von  einander  hn  Wege  Rechtens  zu  unter- 
scheiden, oder  dafs  wohldenkende  Spinner  zu  dem  Glauben  an 
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tu*  law  of  e.  Lond,  1889.  Wills  eesal  on  tbe  ratioaale  of  cir- 
cumstantiai  eridence.  Lond.  1838.  Peake,  a  compendftam  of  tho 
law  of  ertdence. 'Lond.  184p.  —  Viele  Sonderbarkeit**  e*#*H  in 
derselben  Lehre  (z.  B.  was  dis  Grün<Jo  betriff  weJcfce  eine»  Zeu- 
gen verdächtig  machen ,)  der  Talmud. 

1)  Affirmanti  ineumbie  probatio.  Die  Ausnahmen ,  die  man;  von  dieser 
Begel  eu  machen  pflegt,  beruhen  auf  Mißverständnissen, 

S)  Sand; fort,  de  judieiis  dei.    Leyden  1810. 

8)  Sammlung  der  besten  und  neuesten  neisebescbretbongM-  IM»  IX* 
(Berlin  1771.)    S.  853. 

*)  Dieselbe  aammlong.  Bd.  XIV.  (Berlin  1775.)    S.  85, 


Wunder  ihre  Zuflucht  riahfeen,  weil  sie  nur  auf  diese 
Weise  hoffen  durften ,  der  Selbstrsehe  durch  eine  Art  tob 
Gerechtigkeitspflege  Ziel  und  Mafs  zu  setzen. 

Der  Verbindlichkeit  zur  Beweisführung  entspricht  mf 
Seiten  der  Gegenpartei  das  Recht,  einen  (direkten)  Ge- 
genbeweis zu  führen,  d. h  den  geführten  Beweis  durch 
den  Beweis  des  Gegeritheiles  zu  entkräften  *).  Wenn 
in  einer  Strafsache  der  einen  oder  der  andern  Partei 
Mittel  zu  Gebote  stehn,  den  Gegenbeweis  %n  führen,  .so 
verwandelt  sich  jenes  Recht  sogar  in  eine  Pflicht.  Uebri- 
gens  gelten  von  dem  Gegenbeweise  dieselben  Grundsätze, 
wie  von  dem  Beweise* 

Der  in  Rechtssachen  zu  führende  Beweis  ist 
eine  Art  des  geschichtlichen  oder  historischen 
Beweises;  die  Gewifsfaeft ,  welche  jener  Beweis  erzie- 
len kann  und  soll ,  ist  eine  Art  der  geschichtlichen  oder 
historischen  Gewißheit  *J. 

Es  kann  daher  der  juridische  Bewfis  dem  Richtet 
nichteine  apodiktische  Gewifsheit gewähren,  di.  nicht 
eine  Gewifsheit,  welche  die  Möglichkeit  8es  Gegenthefle* 
nach  dem  Satze  des  Widerspruches  ausschlösse  *).  Sey 
der  in  einem  gegebenen  Falle  geführte  Beweis  auch  noch 
so  stark,  noch  immer  ist  eine  Steigerung  desselben  mög- 


1)  In  Beziehung  auf  das  gerichtliche  Verfahren  versieht  man  anter 
dem  Gegenbeweise  auch  den  Beweis  der  HJnredtn,  in  wie  fern  er 
nach  gefihrleni  Beweiee  der  Klage  getiihrt  wird. 

2)  EU  Hauptgroadsatz  dieser  Lehre!  —  Man  glaube  nicht ,  dafs  das 
Unheil  durch  Geschworne  seinem  Wesen  nach  nur  auf  der  subjekv 
tWen  (oder  moralischen)  Uobereeogung  der  Geschworaen  beruhen 
kenne.  Man  kann  sich  von  dem  Gegentnetto  am  testen  durch  das 
Oludium  dea  Englischen  Rechts  überzeugen-  Zwischen  Bicatern 
nmd  Gasen  weraen  ist  in  Sealehung  auf.  die  Beteln  ,  nach  welchen 
sie  einen  Beweis  «u  benttaeUen  baten,  ?oa  Beealswegea  kein 
Unterschied. 

S>  Bin  Angeklagter,  welcher  die  exceptio  alibi  beweist,  kann  nwnr 
nicht  das  Verbrechen  begangen  haben  ,  desseu  er  angeklagt  Ist. 
Aber  der  Beweis  des  alibi  kann  nicht  bis  nur  apodiktischen  Ge- 
wißheit gesteigert  werden. 
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lieh.  •—  Wenn  auch  hiernach  das  Urtheil  Aber  die  Zuläng- 
lichkeit eines  geführten  Beweises  allemal  dem  Ermessen 
des  Richters  f  oder  der  Geschwornen)  überlassen  bleibt, 
so  können  doch  die  Gesetze  und  so  sollen  sie  doch  nach 
Befinden  die  Beschaffenheit  bestimmen ,  welche  ein  Beweis 
—  überhaupt  oder  in  gewissen  Fällen  —  wenigstens 
haben  mufs ,  wenn  er  zur  Verurtheilung  oder  zur  Losspre- 
chung hinreichen  soll.  Sie  können  z.  B.  und  sie  sollen 
nach  Befinden  gewisse  Zeugen  für  unzulässig  oder  den 
Zeugenbeweis  in  gewissen  Fallen  für  unstatthaft  *)  er- 
klären, oder  auch  dem  Richter  gewisse  allgemeine  Vermn- 
thungen  an  die  Hand  geben ,  welche  das  Gewicht  eines 
geführten  Beweises  entweder  steigern  oder  vermindern  *)• 
Gleichwohl  durfte  die  Gesetzgebung  die  bessere  seyn, 
welche  dem  richterlichen  Ermessen  auch  in  dieser  Bezie- 
hung den  gröfseren  Spielraum  verstattet1). 

Aus  demselben  Grunde ,  d.  i.  weil  der  juridische  Be- 
weis eine  Art  des  historischen  Beweises  ist,  hat  der  in- 
direkte Beweis,  der  Beweis,  welcher  auf  Schlüssen  be- 
ruht, die  aus  direkt  erwiesenen  Thatsachen  zufolge  all- 
gemeiner Erfahrungsgesetze  gezogen  werden  4),  dieselbe 
Beweiskraft,  wie  der  direkte  Beweis  d.  i.  wie  der  Be- 
W$J0?   welcher   schlechthin  ftus  <jer  Erfahrung  entlehnt 


1)  Eine  Vorschrift  dieser  Art  enthalt  der  Code  chrfl  Art.  1041. 

t)  Steher  gebort  n.  B.  die  Regel  des  Englisch«*  Rechts:  Wenn  einer 
Partei  Mehrere  Beweismittel  su  Gebote  stehn,  so  Mab  sie  vob  jlen 
besten  unter  dieses  Beweismitteln  Gebranch  machen.  Sonst  er- 
regt sie  den  Verdacht  gegen  »ich,  dafs  sie  dieselben  ans  dem 
Grande  noraclcgehalten  habe,  weil  sie  den  von  ihr  benntstea  wi- 
dersprechen würden. 

3)  Nam  minima  ctrcumstantla  varlat  casum.  —  Das  gemeine  deutsche 
Recht  durfte  In  der  Bestimmung  der  Bedingungen,  von  welchen  die 
Zulinglichkeit  eines  Beweises  abhängt,  viel  n  weis  gehen. 

4)  Der  indirekte  Beweis  «etat  aUemal  schon  einen  direkten  Beweis 
Toraus.  —  *])e  Schlüsse,  mittelst  welcher  der  indirekte  Bewein 
geführt  werden,  werden  in  Civilsachen  Vermuthungen  (praesnm- 
tiones  facti  s.  judicis)  in  Strafsachen  Anzeigen  Ondicia)  genannt. 
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wird  *}.  Sowohl  der  eine  als  der  andere  Beweis  kann 
für  8 ich  zur  Verurtheilang  hinreichen ;  und  eben  so  kann 
der  eine  Beweis  zur  Ergänzung  des  andern  benutzt  wer- 
den. Denn  beide  kommen  in  so  fern  mit  einander  überein, 
als  beide  eine  Ueberzeugung  aus  objektiven  Granden  ge- 
wahren*  (Wie  wurde  es  mit  unserer  Geschichte  stehen, 
wenn  ihr  nicht  verstattete,  ihre  Beweise  auch  indirekt 
zu  fuhren  ?J  —  Gleichwohl  ist  unter  den  Deutschen  Rechts*» 
gelehrten  die  Meinung  sehr  weit  verbreitet,  dafs  es  wi- 
derrechtlich sey,  einen  Angeklagten  auf  einen  indirek- 
ten Beweis  zn  verurtheilen  a).  Aber  diese  Meinung  ist 
efcen  so  wenig  haltbar,  als  die  der  Englischen  Rechtsge- 
lehrten, welche  dem  indirekten  Beschuldigkeitsbeweise 
vor  dem  direkten,  (weil  Zeugen  sich  irren  od  Ar  bestochen 
werden  können,)  sogar  den  Vorzug  geben.  Die  Verthei- 
ger  jener  Meinung  inachen  sich  zugleich  einer  doppelten 
Inkonsequenz  schuldig;  einmal  in  so  fern,  als  sie  genö- 
tfciget  sind,  für  gewisse  Thatsachen  dennoch  einen  indi- 
rekten  Beschuldigungsbeweis  zuzulassen.  (Denn  beruht 
niehtz.  B.  der  Theil  eines  Beschuldigungsbeweises,  dafs, 
in  dem  Falle  eines  Mordes ,  der  und  der  Mensch  an  sei- 
nen Wunden  oder  an  dem  ihm  beigebrachten  Gifte,  ge- 
storben sey,  oder  dafs  überhaupt  der  Angeklagte  mit  vol- 
ler Geistesfreiheit  gehandelt  habe  *)  >  allemal  auf  einem 


1)  Die  Beweiskraft  de*  indirekten  Beweises  beruht  auf  den  Gesetzen" 
der  Vernunft,  die  des  direkten  auf  den  Gesetzen  des  Ver- 
standes. 

8)  Veranlagt  waröle  diese  Meinung  dnreli  den  Ars.  98.  der  peinlichen 
Gerichtsordnung  Karl'*  V.  —  Es  wird  gestritten ,  ob  das  Bömlsche 
Hecht  {»gl.  1.  3.  U.  de  poenis.  I.  85.  C.  de  prohat  1.  34.  C.  ad  1.  - 
Jul.  de  ttduK.)  mildem  a.  Artikel  98.  übereinstimme.  Berücksich- 
tige* man  jedoch  die  Nachrichten ,  welche  bei  den  Hämischen 
Schriftstellern  (b.  B.  bei  Tarife»  ,  Anna).  IV,  88.)  vorkommen  y  so 
ist  die  Frage  sn  bejahen. 

3)  Der  bekannte  Streit,  ob  es  eine  mania  ffne  dllfrio  d.  I.  ob  erf  Gei- 

.     steskraukheiton  gebe,   die  sieh  aieht  durch  eine  Störung  der  ge- 

wdhnAehen  GelstesfünctUmetf  au&ertf,  beruht  in  der  That  darauf; 

Zachttriu,  vom  Staute.    W.  h 
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Schlüsse?}  Sodann  aber  gerathen  die  Vertheidiger 
jener  Meinung  in  ein  Dilemma.  Entweder  müssen  sie  eine 
grobe,  ja  die  gröfsere  Zahl  der  Verbrechen  ungestraft 
lassen,  (denn  Yerbrechen  begeht  man  nicht  vor  Zeugen, 
am  wenigsten  vor  unparteiischen},  oder  sie  müssen  dem 
Geständnisse  des  Angeklagten  die  Eigenschaft  eines  di- 
rekten Beweismittels  beilegen.  In  dem  letzteren  Falle 
müssen  sie  zugleich,  wenn  nicht  in  den  meisten  Füllen 
der  Zweck  der.  Strafrechtspflege  vereitelt  werden  soll, 
entweder  den  Richter  ermächtigen,  zu  irgend  einer  Art 
von  Tortur  seine  Zuflucht  zu  nehmen *),  oder  aber  es  ihm 
zur  Pflicht  machen,  die  schimpfliche  Rolle  eines  AusspÄ- 
hers  zu  übernehmen,  d.  i.  das  Rekenntnifs  der  Schuld  — 
durch  Ueberraschung,  durch  Kreuz-  und  Querfragen,  durch 
eine  falsch-freundliche  Behandlung,  durch  Zwietracht,  die 
er  unter  Mitschuldigen  stiftet  u.  s.  w.  —  dem  Angeklag- 
ten abzulisten  '}• 

Eine Thatsache  kann  direkt  erwiesen  werden,  ent- 
weder indem  der  Richter  selbst  als  Richter  die  Thatsache 
in  Erfahrung  bringt1},  oder  so,  dafs  ihm  die  Thatsache 


oafs  einige  Kriminalisten  sogar  so  weit  gegangen  sind,  auch  für  die 
WUlensfreihett  einen  direkten  Beweis  au  fordern. 

1)  ▼•  gegen  die  Tortur:    €k  W.  Böhmer,  über  die  Folter.  Weimar 

*1810.  —  Man  Ist  vor  einem  Feinde  nicht  deswegen  sicher,  weil 

er  sich  einstwellen  ruhig  verhalt»    U eberall,  wo  man  auf  das  Gc- 

atandaifs  ein  entscheidendes  Gewicht  legt,  fehlt  es  nicht  an  einer 

geheimen  oder  verschleierten  Tortur. 

B)  Man  lese  n.  B.  Pftster's  KriminalfftUe^  (ein  Werk,  welches  einen 
trefflichen  Beitrag  aar  Lehre  von  der.  Politik  des  Untersuchungs- 
richters in  Beispielen  enthält,)  oder  v.  Jage  mann 's  Untersuchungs- 
kunde. Beidelb.  18S9.  (eine  scb&tsbarc  Theorie  dieser  Politik,) 
und  man  wird  gewin  die  uuwurdige  Stellung  eines  Richters  be- 
dauern, welcher  einen  Angeschuldigten  num  Geständnisse  bringen 
soll. 

B)  Man  nennt  dieses  Beweismittel  den  Beweis  durch  den  Augen- 
schein, per  inspeotionem  ocularem,  —  nach  der  Begel:  A  po- 
tiori  fit  denominatto.  Denn  nicht  blos  durch  den  Gesichtssinn*  •*■* 
dem  auch  durch  die  übrigen  Sinne  kann  sich  der  Richter  ▼«*  eioar 
gewissen  Thatsache  überzeugen  und  zu  überzeugen  haben. 


mündlich  oder  schriftlich  f  d.  i.  durch  Zeichen}  —  also 
durch  Zeugen  oder  Urkunden  —  mitgetheilt  wird*).  Alle 
diese  Beweismittel  stehen,  sowohl  was-  ihre  Beweiskraft, 
als  was  das  Recht  betrifft,  von  ihnen  Gebrauch  zu  machen, 
an  sich  (oder  in  thesi)  einander  gleich.  —  Die  Mittel, 
durch  welche  eine  Thatsache  indirekt  bewiesen  werden 
kann,  sind  so  verschiedenartig,  als  die  Erfahrungsgesetze, 
aas  welchen  der  indirekte  Beweis  seine  Schlüsse  ahm* 
loten  hat.  Die  Beweiskraft  dieser  Schlüsse  hingt  thefls 
von  der  Gültigkeit  des  Erfahnmgsgesetzes ,  unter  wel- 
ches die  (direkt  erwiesene')  Thatsache  gebracht  wird, 
tbefls  davon  ab ,  ob  die  Thatsache  nur  unter  dieses  oder 
nch  unter  ein  anderes  Gesetz  gebracht,  npr  aus  diesem 
oder  anch  aus  einem  andern  Grunde  erklärt  werden  kann» 

Den  Mitteln,  durch  welche  eine  Thatsache  direkt 
erwiesen  werden  kann,  ist  in  dem  Obigen  nicht  auch, 
(wie  die  gewöhnliche  Meinufcg  will,}  das  Gutachten 
der  Sachverständigen  oder  das  Geständnifs  der 
Gegenparthei  oder  der  gerichtliche  Eid  beigezählt 
worden.  Diese  angeblichen  Beweismittel  sind  ihrem  We- 
sen oder  beziehungsweise  den  Rechten  nach  (de  jure  et 
de  facto}  nicht  Beweismittel. 

Das  Gutachten  der  Sachverständigen  ist  sei- 
nem Wesen  nach  nicht  ein  Beweismittel.  Sondern  es 
ist  nur  ein  Urtheil  über  (erwiesene}  Thatsachen;  es  ist 
nur  ein  Mittel  r  das  Gewissen  des  Richters  aber  Gegen*» 
stände  aufeuerklären ,  zu  deren  Beurtheilung  Kunstkennt- 
nisse  erforderlich  sind.  Betrachtet  man  das  Gutachten  der 
Sachverständigen  als  ein  Beweismittel,  oder  wird  es  von 
den  Gesetzen  in  ein  Beweismittel  verwandelt ,  so  ist 
der  Richter  an  das  Gutachten  der  Sachverständigen  un- 
bedingt gebunden,  so  steht  also  dem  Richter  ein  zweiter 
Richter  zur  Seite.  Wo  bleibt  aber  dann  die  Selbststän- 
digkeit der  richterlichen  Gewalt? 


*)  Diese  drei  Beweismittel  —  inspectio  ocularih,  testet,  initrurocnU— 
sind  «he  ein  »igen  ihrer  All. 
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Das  Geständnifs  der  Gegenpartei  ist  zwar 
seinem  Wesen  nach  ein  Mittel,  die  eingestandene  That- 
sache direkt  zu  beweisen ;  es  ist  eine  Zeugenaussage.  Aber 
es  liegt  in  ihm  zugleich  eine  Verzichtleistung  auf  das  Recht 
der  Verteidigung;  und  es  ist  den  Rechten  nach  vor 
allen  Dingen  in  dieser  Eigenschaft  zu  betrachten.  Es 
ist  daher  i)  in  Civilsachen  das  Geständnifs  der  Gegen- 
partei zu  deren  Verurtheilung — in  der  Regel*) — schlecht- 
hin hinreichend.  (Confessus  habetur  pro  convicto  et  ju- 
dicato.')  Denn  da  ein  Jeder  auf  ein  Recht  verzichten 
kann,  das  ihm  in  seinem  Interesse  von  den  Gesetzen  zu- 
gesichert worden  ist ,  so  würde  sich  der  Richter  eine  Un- 
gerechtigkeit gegen  die  Parthei,  zu  deren  Vortheil  das 
Geständnifs  gereicht,  zu  Schulden  kommen  lassen,  wenn 
er  das  Geständuifs  der  Gegenpartei  blos  als  einen  Be- 
weis der  eingestandenen  Thatsache  und  nicht  als  einen 
Verzicht  auf  das  Recht  der  Verteidigung  betrachten,  also 
dieses  Geständnifs  nach  den  von  dem  direkten  Beweise 
und  nicht  nach  den  von  einem  Verzichte  geltenden  Rechts- 
grundsätzen beurtheilen  wollte.  Umgekehrt  kann  2)  ein 
Angeklagter  nicht  auf  sein  Geständnifs  verurtheilt 
werden.  Denn  der  Richter  ist  nicht  berechtiget,  den  Ver- 
zicht, welchen  der  Angeklagte  durch  sein  Geständnife  auf 
das  Recht,  sich  gegen  die  Anklage  zu  vertheidigen,  lei- 
stet, anzunehmen.  Das  Geständnifs  des  Angeklagten 
•ist  nur  eine  gegen  ihn  sprechende  Anzeige,  d.  i.  nur 
eine  Thatsache ,  welche ,  wenn  sie  anders  gehörig  erwie- 
sen ist,  den  Richter  (in  der  Regel}  zu  dem  Schlüsse  er- 
mächtiget, dafs  der  Angeklagte  sich  nicht  ohne  Grund 
selbst  angeklagt  haben  werde.  (Es  leuchtet  von  selbst 
ein,'  dafr  diese  Sätze  zugleich  für  das  Recht,  von  dem 
Angeklagten  ein  Geständnifs  zu  fordern ,  von  entscheiden- 
der Wichtigkeit  sind.") 

Endlich,  der  gerichtliche  Eid  ist  schon  seinem 


»  *)  Ucber  die  Ausnahmen  s.  S.  00.  Ann«  *. 
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Wesen   naeh  nicht  ein  Beweismittel.    Wer  eine  That- 
sache  beschwört,   Ijeslarkt  mittelst  .seines  Eides  nur  die 
Ansicht,  die  er  für  seine  Person  (also  aus  subjeetiven 
Gründen)   von  der  Thatsarhe  hat.    Wie   kann  also  der 
Eid,  den  er  leistet,  dein  Richter  eine  anf  objektiven 
Granden   beruhende  Ueberzengung  gewahren?    Der  ge- 
richtliche Eid  ist  vielmehr  ein  Vergleich,  welchen  die 
eine  Parthei  mit  der  andern  oder  welchen  der  Richter  mit 
der  einen  oder  mit  der  andern  Parthei  abschliefet ');  er  ist 
mithin  lediglich  und  allein  nach  den  von  Vergleichen  gel- 
tenden Grundsätzen  zu  benrtheilen.  —  lrehrigens  sollte 
er,  in  dieser  Eigenschaft   oder  an  sich  betrachtet,   von 
Rechtswegen  ans  einer  jeden  Gesetzgebung  verbannt  wer- 
den1).   Denn,  da  denjenigen,  welcher  einen  ihm  von  der 
Gegenparthei  angetragenen  oder  von  dem  Richter  nach- 
gelassenen Eid  nicht  schwören  kann  oder  nicht  schwören 
will,  irgend  ein  Rechtsnachtheil  trifft,  so  liegt  in  der  Zu« 
/assung    dieser  Eide  allemal    ein  Gewissenszwang  oder 
eine  Verleitung  zum  Meineide.     Es  ist  wahr  ,  dafs  es, 
wenn  die  Gesetze  den  Eidesantrag  für  unzulässig  erklären, 
den  Gläubigern  nicht  selten  an  einem  jeden  Mittel  fehlen 
wird,  ihr  gutes  Recht  durch  den  Richter  geltend  zu  ma- 
chen.   Aber  ist  es  nicht  in  den  meisten  Fällen  dieser  Art 
die  Schuld  des  Gläubigers,   dafs  er  sich  auf  die  Gewis- 
senhaftigkeit des  Schuldners  verlassen  hat?  oder  ist  die 
Gewissenlosigkeit  des  Schuldners  ein  Grund,  sich  gegen 
ihn  eine  Ungerechtigkeit  zu  erlauben?  kann  man  überdies 
zu  einer  Klage,  die  man  auf  den  Eid  stellt,   ein  sonder- 
liches Vertrauen  hegen?     Es  ist  ferner  wahr,  dafs  am 


1)  Jusjurandum  delatum  —  suppletortum  vel  purgatorimiw  (.Der  Erfül- 
luogs-  and  der  Reinigangseid  sind  nur  relativ  vou  einander  vor- 
schieden.) 

9)  Dem  Englischen  Rechte  tat  sowohl  <fa*  jj.  He  Ja  tum ,  als  dos  jj. 
snppletoriom  (doch  nicht  der  gerichtlich e  Kid  überhaupt )  unbekannt. 
Blacks  tone,  oomntent.  on  the  laws  of  England  III ,  39.  —  Der 
Code,  civil  bat  diese  Bkde  beibehalten.  So  grofe  ist  die  Macht  des 
Herkommens. 
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Schlosse  der  gerichtlichen  Verhandlungen  nicht  selten  dem 
Richter  Zweifel  Aber  die  Frage  übrig  bleiben :  Erwiesen 
oder  nicht  erwiesen?  schuldig  oder  nicht  schuldig?  Hält 
man  sich  jedoch  streng  an  die  Regel :  Actore  vel  accu- 
satore  non  probante  absolvitus  reus!  und  ist,  bei  der  Be- 
urteilung eines  geführten  Beweises ,  das  richterliche  Er- 
messen nicht  zur  Ungebühr  gefesselt ,  so  bedarf  es  auch 
»cht  eines  Erfullungs-  oder  Reinigungseides.  (Vielleicht 
JtSmiten  und  sollten  die  Gesetze  noch  weiter  gehn  und  in 
•keinem  Falle  die  Leistung  eines  •  Eides  fordern  oder  zu 
fordern  gestatten.  Eine  feierliche  Versicherung  oder  Be- 
Jkuriftigung  könnte  die  Stelle  des  Eides  vertreten.  Eure 
Rede  sey  Ja!  Ja!  Nein!  Nein!  was  drüber  ist,  das  ist 
vom  Uebel  '). 


FÜNFTES  HAÜPTSTÜCK. 

Von  dem  Endurtheüe  *).' 

Während  ein  Rechtsstreit  vor  Gericht  verhandelt  wird, 
ist  es  einstweilen  ungewifs ,  ob  in  Beziehung  auf  den  Ge- 
genstand des  Streites  der  einen  oder  ob  der  andern  Parthei 
das  Recht  eur  Seite  stehe.  —  Daherverbleiben  den  Beklagten, 
bis  zur  endlichen  Entscheidung  der Sache, alle  die  Rechte, 
welche  er  vor  dem  Ausbruche  des  Rechtsstreites  in  Be- 
ziehung auf  den  streitigen  Gegenstand  oder  in  Beziehung 
auf  die  Forderung  des  Klägers  hatte.  Eine  Beschränkung 
•dieser  Rechte  kann  nur  mit  einem  Nothstande,  d.  i.  nur 

1)  CHeichwohl  besänftigte  einet  die  katholische  Kirche  den  Gebrauch 
der  Eide.  1)  Damit  desto  Mehrere  der  Wohlthaten  der  (in  Mittel- 
alter vorzugsweise  wirksamen)  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  theil- 
haft  würden,  8)  um  die  heidnischen  Crottcsurtheüe  durch  ein  mil- 
deres sn  verdrängen. 

t)  Jedoch,  was  von  dem  Endurthctte  gilt,  gilt  «ich  ron  den  Zwi- 
schenbeeebeideu  oder  Interlokute«.  (Unter  dort  0rtfc*f1e  ist  in  die- 
sem Hauptsthoke  jedesmal  das  Eadnrtheil  r,q  rorstehw.) 
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damit  vertheidiget  werden,  dafs  ohne  sie  das  Endurtheil, 
wenn  es  gegen  den  Beklagten2  sprechen  seilte,  nicht  voll- 
ztehbar  seyn  würde.  —  Eben  so  ist  ein  jedes  Uebel ,  wel- 
ches dem  Angeklagten  vor  beendigter  Sache  zugefügt 
wird,  2*  B.  die  Haft,  in  der  er  enthalten  wird,  an  sieh 
eine  Ungerechtigkeit;  und  auch  diese  Ungerechtigkeit 
kann  nur  mit  demselben  Grande,  wie  die  vorher  gedach- 
ten, entschuldiget  werden.  Woraus  zugleich  folgt,  dafs 
dem  Angeklagten,  —  er  möge  übrigens  verurtheilt  wer- 
den oder  nicht,  —  wegen  der  Uebel,  welche  ihm  wäh- 
rend der  gerichtlichen  Verhandlung  der  Sache  zugefügt 
worden  sind ,  ein  Anspruch  auf  Vergütung  oder  Entschä- 
digung zustehe,  dafs  ihm  also  z.  B.,  wenn  er  zu  einer 
Strafe  verurtheilt  wird,  die  bereits  erlittene  Haft  jeder- 
zeit in  Anrechnung  zu  bringen  sey#). 

Dtareh  das  richterliche  Urtheil  wird  nun  der  Unge- 
wifaheit  des  Rechts,  welche  im  Gefolge  eines  Rechts- 
streites ist,  schlechthin  ein  Ende  gemacht  und  so  dem  in 
Gewifsheit  gesetzten  Rechte  die  Eigenschaft  der  Vollzieh- 
barkeit  ertheflt ;  mit  andern  Worten ,  das  Urtheil ,  das  der 
Richter  spricht,  ist  rechtskräftig.  (Denn  die  Rechts- 
kraft, die  vis  rei  judicatae,  ist  die  Eigenschaft  eines  Ur- 
thefles,  vermöge  welcher  das  Urtheil  —  durch  die  öffent- 
liche Macht  —  vollziehbar  ist.}  —  'Das  Urtheil,  welches 
der  Richter  gesprochen  hat,  soll  und  mufs  schlechthin  die 
Kraft  Rechtens  haben,  weil  sonst  der  Stand  der  Natur, 
der  Znstand  eines  ungewissen  Rechts,*  auch  im  Staate  fort- 
dauern würde ,  dieser  aber  das  gerade  Gegen theil  des 
Naturstandes  seyn  solL    Das  Urtheil  hat  die  Kraft  Reeh- 


*>  Und  unbedingt  d.  i.  auch  wenn  er  «eine  Verhaftung  veranlalsf 
•der  die  Haft  durch  seine  Schuld  verlängert  hat,  1.  SA.  D.  de 
poeste»  (No<h  immer  Jet  van  mit  der  Verhaftung  der  Angeschul- 
digten viel  kq  freigebig.  Man  vergesse  nicht >  dafs  aistu*  fug— 
wo  nicht  der  einzige  doch  der  Hauptgrund  sey  ,  .mit  welobem  nun 
diese  Maafiiregel  zu  rechtfertigen  bat.  Das  PajTswesen  sollte  we- 
nigstens die  gute  Folge  aasjen  y  dafs  man  sich  nicht  so  leicht  *  wie 
ehemals,  für  diese  Maarsregel  entschiede.) 


n 

tens  schlechthin  oder  unbedingt,  d.  i.  sowohl  in  Be*- 
Ziehung  auf  die  Vergangenheit  als  in  Beziehung  auf  die 
Zukunft  Es  hat  daher  das  Urtheii  z.  B.  rückwir- 
kende Kraft,  gleich  als  ob  es  zu  Anfange  des  Rechte-r 
Streites  gesprochen  worden  wäre  J);  dagegen  ist  es  wfcr 
derrcchtlich ,  einen  Angeklagten  blos  einstweilen  ,  d.  L 
poch  zur  Zeit  und  in  Ermangelung  mehreren  Verdachts 
(oder  blos  ab  instantia)  loszusprechen  2).  Jedoch  ist  * 
was  die  Rechtskraft  eines  Urtheiles  in  Beziehung  auf  die 
Zukunft  betrifft,  ein  Unterschied  zwischen  Civil*  und 
Strafsachen  zu  machen.  Das  in  einer  Civilsache  ge- 
sprochene Urtheii  ist  für  alle  Zeiten  rechtskräftig, 
das  Urtheii  mag  die  Sache  für  oder  gegen  den  Be-r 
klagten  entschieden  haben  s).  Das  in  einer  Straf- 
sache gefällte  Urtheii  aber  ist  zwar  in  dem  Sinne 
rechtskräftig,  dafs  die  zuerkannte  Strafe  vollzogen  wer-» 
den  kann,  (sonst  wäre  es  um  die  Vollziehung  der  Straf- 
gesetze überhaupt  geschehen 5 3  und  eben  so  in  dem 
Sinne ,  dafs  der  Angeklagte ,  welcher  von  der  gegen  ihn 
erhobenen  Anklage  ^entbunden  worden  ist,  wegen  dersel- 
ben That  zu  keiner  Zeit  von  neuem  verfolgt  werden 
kann  4).  Dagegen  mufs  es  demjenigen ,  welcher  zu  einer 
Strafe  verurtheiTt  worden  ist,  (oder  dessen  Erben )  zu 
einer  Jeden  Zeit  frei  stehn,  den  Beweis  der  WidejrreehU 


J)  Ja  in  Strafsachen  sogar  In  der  Ausdehnung ,  als  ob  es  In  detnsei- 
ben  Augenblicke  gesprochen  worden  wäre ,  in  welchem  das  Ver- 
gehn  verübt  worden  ist.  Denn  In  demselben  Augenblicke  hätte 
das  Strafverfahren  seinen  Anfang  nehmen  sollen* 

3)  At\%%  Polit  II,  5. 

S)  Jedoch  sind  auch  hier  diejenigen  Civilsachen  auszunehmen,  In 
welchen  für  die  Wahrung  der  Rechte  des  Beklagten  zugleich  ein 
öffentliches  Interesse  spricht.  Daher  sagt  das  kanonische  Recht 
richtig ,  dafs  das  Urtheii,  durch  welches  eine  Ehe  für  nichtig  er- 
klärt worden  ist,  niemals  rechtskräftig  werde,  c  7.  10*  X.  da 
sentent.  et  re  judic. 

4)  S.  über  die  Richtsregel :  Ne  bis  in  idem ,  uuten  das  95ste  Buch  , 
das  letzte  Hanptstück.  " 
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Ucfckeit  der  geschehenen  Verurtheilung  uu  dem  Ende  zu 
fahren ?  dmfe  ihm  für  die  erlittene  Strafe,  ao  weit  ea  mög- 
lich ist,  Ersatz  geleistet  werde  ')•  Denn  die  Verurthei* 
lang  zm  jener  Strafe  mufs  an  sich  gerecht  seyo  ,  wenn 
sie  sich  in  Beziehung  auf  den  Verurtheilten  rechtfertigen 
lassen  soll. 

Betrachtet  man  den  Staat  in  der  Idee,  so  ist  der  Grund, 
aof  welchem  die  Rechtskraft  eines  Urtheiles  beruht,  der, 
dafs  der  Richter  das  ausspricht,  was  an  sich  Rechtens ? 
<L  i.  den  in  den  Rechtsstreit  einschlagenden  Gesetzen  und 
Thatsachen  gemäfs  ist.  Nun  sollten  zwar  auch  die  Ur«; 
iheile .  welche  in  den  wirklichen  Staaten  gesprochen  weiv 
den  ?  desselben  Geistes  seyn.  (Daher  die  übliche  Schluß- 
formel der  Urtheile :  Von  Rechts  wegen  *}.  Eben  so  wir^l 
defehalb  eine  richterliche  Entscheidung  —  ex  praesura- 
tione  joris  —  ein  Urtheil  oder  ein  Spruch  schlechthin 
genannt.])  Es  soll  also  z.  B.  der  Richter  den  Beklagten, 
welcher  die  der  Klage  zum  Grunde  ge\egten  Thatsachen 
geleugnet  hat,  nur  dann  verurtheilen ,  wenn  der  Kläger 
diese  Thatsachen  beweist.  Allein,  da  die  Richter  als  Men-r 
sehen  d.  i.  als  endliche  Wesen  dem  Irrthume  unterworfen 
»ind  and  bleiben,  so  sind  in  den  in  der  Erfahrung  gege- 
benen Staaten  die  Urtheile  der  Gerichte  nicht  deswegen 
rechtskräftig,  weil  sie  gerecht  sind  3).  Sondern  sie  sind 
nur,  —  kraft  eines  Nothstandes  oder  ex  prapsiuntionp 
juris  et  de  jure,  —  als  gerecht  zu  betrachten,  weil  ej 
sonst  an  einem  allgemeingültigen  Maafsstäbe  für  Recht 
und  Unrecht  ganzlich  gebrechen  würde. 


1)  Ha  Argument  gegen  die  Todesstrafe.  —  Die  Frage  ist  in  einem 
beräumten  Falle y  —  in  dem  Falle  des  Marecbal  Sey',  —  vielfach 
erörtet  worden« 

S)  In  Mi  Urtheflen  der  türkischen  Gerichte  lautet  die  Schlafsformel 
so:  Gott  weife  es  besser.  —  Man  kann  die  Frage  auf  werfen,  welche 
tob  diesen  Formeln  den  Vornng  verdiene. 

3)  Daher  sagen  die  Praktiker:  Ultima  sootentia  est  ultima ,  non  quin 
tat  optima.    Sed  est  (taepe)  optima,  quin  est  ultima. 


Allemal  aber  haben  die  Gesetze  auf  Mittel  Bedacht 
zu  nehmen ,  sich,  so  weit  es  in  ihrer  Macht  steht,  der 
Uebereinstimmung  der*  richterlichen  Urtheile  mit  dem 
Grande,  anf  'welchem  ihre  Rechtskraft  an  sich  beruht, 
sn  versichern  r)- 

Darum  ist  es  den  Partheien  frei  zu  stellen«  die  Ent- 
Scheidung"  derselben  Sachen  mehreren  Gerichten,  dem  ei- 
lten nach  dem  andern,  (also  mehreren  Ins  tanzen, 3 
dergestalt  zu  unterwerfen,  dafs  das  von  dem  Gerichte  der 
ersten  Instanz  gesprochene  Urtheil,  auf  ein  gegen  das- 
selbe von  der  einen  oder  von  der  andern  eingewendetes 
Rechtsmittel,  von  dem  Gerichte  der  zweiten  Instanz  *) 
zu  Gunsten  der  Parthei,  welche  von  dem  Rechtsmittel 
Gebrauch  gemächt  hnt  s) ,  abgeändert  werden  kann.  — 
Es  mufs1  sowohl  der  einen  als  der  andern  Parthei 
Ireistehn,  Von  den  gesetzlichen  Rechtsmitteln  Gebrauch 
fcu machfen.  Jedoch  ist  in  dem  Interesse  gesetzlicher  Frei- 
heft zu  Verordnen ,  dafs  in  Strafsachen  ein  Richterspruch , 
in  öd  ferri  er  zum  Vortheil  des  Angeklagten  gereicht,  so- 
fort' rechtskräftig  seyn  soll.  Bei  der  Verhandlung  einer 
StrafsacWe  ist  allemal  der  Angeklagte  im  Yerhältnifs  zu 
"dem  Ankläger  aus  mehr  als  einem  Grunde  im  Nachtheile. 
Ein  Gesetz  aber,  welches  dem  Ankläger  das  Recht  ent« 
zieht,  von  einem  Rechtsmittel  gegen  den  Angeklagten 
'Gebrauch'  zu  machen,  ist  vorzugsweise  tauglich,  das 
CfleichgeWicht  Zwischen  den  Partheien  herzustellen.  Liegt 
toichf  uWrdiefs ,  wenn  es  dem  Ankläger  schlechthin  frei 
steht,  die  gesetzlichen  Rechtsmittel  einzuwenden,  die  Ge- 
fahr nahe  genug,  dafs  diese  Freiheit  zur  Verfolgung  der 


1)  Von  den  Mitteln  dieser  Art,  welche  das  Verfnssuuftsreoht  dar- 
bietet, ist  schon  o^en.  (in  der  VerfassnoKslehre)  gebändelt  worden. 

9}  B.  oben  Bnob  IV.  '  Aftsehn.  II.  t  Haupts*.-  IV; 

3)  Zu  Gunsten  dieser  Partfrei  -^%afe  aber  smüeren  Nachtheile.  Vgl. 
1.  WD.  de  legibas.  (lieber,  diesen  fitnndsats .  ist  eben  so  fest 
an  halten,  als  über  die  Baobtskratt  der  Urtheile   überhaupt) 


Unschuld  gemifebvaacht  werden  könnte?  *}'—  Ekem 
so  nralis  den  Partheien  der  Gebrauch  der  gead&liche* 
Rechtsmittel  in  der  Regel  in  einer  jeden  Rechts* 
sache  frei  atehn.  Jedoch  können  von  dieser^  Regel  km 
dringenden  Gründen  (ans  Gründen  de?  Nothreehts,)  — 
s.  R.  in  geringfügigen  Rechtssachen >  oder  bei  blos  vor- 
läufigen .Entscheidungen  oder  wenn  das  Interesse  der  öf- 
fentlichen Sicherheit  das  Verfahren  au  beschleunigen  ge- 
biethet,  —  Ausnahmen  gemacht  werden« 

Zu  Folge  des  Grundes,  weicher  für  die  Gestattung 
mehrerer  Instanzen  spricht ,  ist  überdiefs  dem  Richter  die 
Verbindlichkeit  aufzuerlegen,  seinem  Urtheile  die  Ent- 
scheidongsgründe  einzuverleiben  oder  beizufügen  *)•  In- 
dem das  Gesetz  dem  Richter  diese  Verbindlichkeit  aufer- 
legt, fordert  es  ihn  auf,  seine  Entscheidung  desto  sorg- 
fältiger zu  prüfen,  —  sich  nicht  nur  vor  den  Partheien, 
sondern  auch  vor  dem  Publikum  zu  rechtfertigen  *). 


SECHSTES  HAUPTSTUCK. 

Von  dem 
gerichtlichen  Verfahren. 

Die  Gerichtsordnung  d.  A>  die  lUgeldwögÄfthtBchen 
Verfahren*  hat  den  Richter  iftdetf  »Stand  «tfisetfeen* 


1)  VgL  Klien,  de  auetoritate  senteatiae  criminalis  absolutorlao  In- 
vlolablli.    Ups.  1Ö34. 

9}  Es  ist  zweifelhaft,  0b  es  besser  sey,  für1  die  TBinafeidirtig  der  nlnt- 
seaeldnagsgrnnde  die  eine  eder  aber  die  andere  Einkleidung  8« 
wählen.  Die  fransöslseben  Gerichte  nehmen  die  Entscheidung*« 
grtade  In  4as  ürtheil  selbst  auf.  — ■  Aar  Sprach*  id«r  Oshwiuga- 
richte  bedarf  In  der  Eegel  nicht  «me*  bescadern  «B asjrinidnng. 

3)  Es  gleit  tfaeils  allgemeine,  theifs  besondere  Entscheldungs- 

gründe.    Ueber  die  ftnischeldnagsgrädde  der  erttern  Art  Tgl.  dea 

■•  Qt  IKg,  4MB.  J.  —■  MfiHneryCdc^  bekannte  Wc*tcr,)-ailgesteine 

ofleavensarftetit^  de?  riehterliehen  BntsifteiMtnalMBde,  He  Anlage. 

Leins!*  181«; ••«  Mnt*4*Us#**^e^ta*ls>  belüg  aa  alphabe* 
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nen  Pflichten  die  vollste  Genüge  zu  leisten,  so  wie  die 
Partheien ,  ihre  Rechte  mit  der  vollsten  Freiheit  vor  Ge- 
richt wahrzunehmen ,  sie  zu  verfolgen  oder  sie  zu  verthei- 
digen.  Sie  hat  zugleich  sowohl  die  Richter  als  die  Par- 
theien zu  verhindern,  von  ihren  Rechten  einen  Mite  brauch 
zu' machen.  Sie  kann  und  soll  sogar  sowohl  den  Richter 
als  die  Partheien  zu  einer  dem  Interesse  der  Gerechtig- 
keitspflege  entsprechenden  Ausübung  ihrer  Rechte  ver- 
anlassen« ' 

Die  Lösung  dieser  Aufgabe  einer  Gerichtsordnung  ist 
nicht  leicht  Denn,  nur  was  eine  Gerichtsordnung  za  lei- 
sten hat.  nicht  aber  die  Art«  wie  sie  das  leisten  kann 
und  soll,  bestimmt  die  Rechtswissenschaft  Die  Art  wie 
die  Aufgabe  zu  lösen  ist,  ist  lediglich  und  allein  aus  der 
Erfahrung  (^oder  aus  der  Politik)  zu  entlehnen  *).  Hier- 
zu kommt,  dafsdie  besonderen  Aufgaben,  welche  die  Auf- 
gabe einer  Gerichtsordnung  unter  sich  begreift,  zum  Theil 
von  der  Beschaffenheit  sind,  dafs  die  eine  nur  auf  Kosten 
einer  andern  gelöst  werden  kann«  Neue  Schwierigkeiten 
entstehn,  wenn  man  eine  Gerichtsordnung  für  einen  in  der 
Erfahrung  gegebenen  Staat  zu  entwerfen,  also  bei  die- 
ser Arbeit  namentlich  die  Verfassung  dieses  Staates 
zu  berücksichtigen  hat  Z.  B.  In  der  Zwingherrschaft 
(ist!  die  Hauptsache  die,  dafs  das  geriehüjchre  Verfahren 
-neeht  schnell1  fcum  Ziele  fuhrt.  (In  der  Türkei  ist  das. 
erste  Urtheil  in  der  Regel  auch  das  letzte.}  Ein  anderer 
Rechtsgang  wurde  den  Partheien  eine  Ordnung  der  Dinge 
aufschliefsen ,  welche  ihnen  zu  ihrem  Heile  oder  zum 
Heile  der  Regierung  ein  Geheimnifs  bleiben  ntufs.    In 


:  tieft*  coUectton  of  Mtadmu*,  Prinoiples  or  Rules,  Defiaitfoos  and 
»emerabla  Saylage  in  Law  and  Equity.  By  Th.  B ran  oh.  Lond. 
V.  edlt.  1834.  —  S.  auch  Menochius  de  praesumUoaibns ,  ein 
Werk ,  das  einer  neuen  Bearbeitung  nicht  unwerth  seyn  durfte. 

*)  Daher  sind  hei  der  Ausarbeitung  einer  Gerichtsordnung  die  Vorar- 
beiten —  namentlich  die  In  andern  Staaten  bestehenden.  Procefs- 
ordnungen  —  ganz  besonders  au  Raine  au  alehn. 
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den  väterlichen  Herrschaften  sind  die  Unterthanen  1  auch 
was  die  Rechtspflege  betrifft,  unter  die  Vormund- 
schaft des  Staates  zu  stellen.  In  .dem  Geiste  dieser  Ver- 
fassungen läfst  sich  der  Untersuchungsprocefs  recht  wohl 
vertbeidigen.  (Ein  Vater  züchtiget  sein  Kind,  ohne  erst 
einen  Anklüger  zu  bestellen.)  Hier  wird  jedoch  nur  von 
den  Regeln  die  Hede  seyn,  mit  welchen  das  gerichtliche 
Verfahren,  in  dem  Interesse  der  Gerechtigkeitspflege 
überhaupt,  in  Uebereinstiiniming  zu  setzen  ist. 

MSrste  Regel:    Die  Gerichtsordnung  hat  den 
Richter  auf  diejenigen    Verrichtungen  zu  be- 
schranken, welche  in  dem   Wesen  seines  Am* 
tes  liegen;  sie  hat  also  dem  Richter  nicht  die  Verbind* 
lichkeit  aufzuerlegen,  ja  ihm  nicht  einmal  zu  gestatten, 
die  Stelle  eines  Sachwalters  der  Partheien ,  der  einen  oder 
der  andern  oder  beider,  zu  vertreten.  —  Eine  Gerichtsord- 
nung, welche  von  dem  entgegengesetzten  Principe  aus- 
geht, vereiniget  in  dem  Richter  nicht  blos  zwei  wesent- 
lich verschiedene,  sondern  zwei  wesentlich  unvereinbare 
Eigenschaften.    Sie  verlangt  von  dem  Richter,  einerseits, 
dafs  er  unpartheiisch  seyn  solle ,  und  andererseits ,  dafis 
er  Parthei  zu  nehmen  habe.    Sey  es  auch,  dafs  Ihm  das 
Gesetz  vorschreibt,  das  rechtliche  Interesse  beider  Par- 
theien in    gleichem  Grade  wahrzunehmen,   der  Richter 
müfste  nicht  ein  Mensch ,  sondern  ein  Engel  seyn ,  wenn 
er  nicht ,  nachdem  er  selbst  die  Partheien  vertreten  hätte, 
mit  einem  gewissen  Vorurtheüe  für  die  eine  oder  für  die 
andere  Parthei  zur  Entscheidung  der  Sache  schritte.    Ja, 
selbst  angenommen,  dafs  er  sich  von  einem  solchen  Vor- 
urtheüe frei  zu  erhalten  vermöchte  und  frei  erhielte ,  so 
darf  man  dennoch  nicht  von  ihm  erwarten ,  dafs  er  der 
einen  und  der  andern  Parthei  das  leisten  werde,  was  ihr 
ein  Sachwalter  leisten  würde.    Ein  Sachwalter  hat  blos 
die  Sache  einer  Parthei  zu   vertheidigen ;   er  darf  und 
soll  diese  Verteidigung  sogar  mit  einer  gewissen  Ein- 
seitigkeit führen;  es  ist  sein  Privatinteresse,  Alles 
aufzusuchen,  was  die  Sache  seiner  Parthei  in  ein  gftn- 


»8 

stigtreü  Lieht m  steifen  vefmsg;  endlich,  der  Sachwalter 
einer  Parthei  ist  der  Mann  itirer  Wahl.  In  allen  diesen 
Beziehungen  aber  eignet  sich  nicht  der  Richter  zum 
Sachwalter  der  Pfti»tbeien.s  -r-  Hiemach  ist  in  Civilsachcn 
der  Iastruktionsprocefs  #}  und  in  Strafsachen  der 
Untersuehungsprocefs  ein  rechtswidriges  Verfahren. 
Den  letzteren  trifft  noch  der  besondere  Vorwurf,  dafs  aller 
Nachtheil  *uf Seiten  der  einen  Parthei,  des  Angeschul- 
digten, ist.  Denn  ist  es  nicht  eine  Ehrensache  für  den 
Richter,  eine- einmah  begonnene  Untersuchung  durch  eine 
Verurtheiluttg  zu  krönen?  Sind  die  Menschen  nicht 
geneigter  zum  Verurtheflen  als  zum  Lossprechen?  Hat 
nieht  dite  Ueberfuhrung  eines  Angeschuldigten ,  sobald  der 
Fall  ku  den  schwierigeren  gehört,  denselben  Reis,  wie 
die  Enthaltung  eines  Geheimnisses?  Man  lese  nur  Unter» 
suchungsakten  5  der  Vorliebe  ftir  die  Ausmittelung  der 
Unschuld  wird  man  die  Untersuchungrichter  selten  oder 
nie  bezüchtigen  könnern  In  der  That>,  so  lange  noch  das 
UntersfMh«ftgsv«rfahren  in  Deutsehland  f  diesseits  des 
Rheines)  herrscht ^  dürfen  wir  uns  nicht  mit  den  Fort- 
schritten brüsten  4  welche  bei  uns  die  Gesetzgebung  ge~ 
sucht  hat! m 

Ztewiien*t  'Die  Gerichtsordnung  hat  eben 
*«'  wohl  für  die  Beschleunigung  des  Verfah- 
rens *u  sorgen,  als  gegen  die  Uebereilunp 
desselben  Vorkehrungen  zu  treffen»  —  Die  oben 
gemachte  Bemerkung,  dafs  eine  Gerichtsordnung  Aufga- 
ben zu  lösen  haben  könne,  von  welchen  die  eine  au  die- 
sem ,   die  andere  zu  einem  entgegengesetzten .  Resultate 

,  *)  Dv.i.  der  Prooets,  welcher  den  Richter  ermächtiget,  and  verpflichtet, 

.  nach  Vernehmung  der  Partheien  den  Gegenstand  des  Streite«  selb«! 

,  *  "'  festzusetzen,  die  Beweise  selbst  zu  erheben  etc.  —  Der  Proceli 

-  '    des  preußischen  Rechts  ist  von  dieser  Art,  wenn  auch  neuere  Ge- 

-  1  <     setee  die  Freiheit;  e>r  Part  seien,  Hure ;  RÄht* .  durch   Sachwalter 

vertheidigea  zu  lassen,  erweitert  haben«  —  Per  Ipuiptgrjind  ,  mit 
welchem  man  den  Instmktionsprocefs  gerechtfertiget  bat,  ist  der, 
da»  er  das  Vetftfhrcfe  abkürze. 
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fahre,  ist  ins  besondere  auf  die  vorliegende  Regel  an- 
wendbar. Denn  diese  fordert  Eile  and  Wefle  zugleich, 
schnelle  und  doch  gute  Arbeit  Weder  der  einen  noch 
der  andern  Forderung  also  .kann  unbedingt  Genflge 
geseheho.  Sondern  der  unter  ihnen  eintretende  fitreit  kam 
nur  dareh  einen  Vergleich  geschlichtet  wenden.  Kann 
der  einen  Forderung  nur  auf  Kosten  der  andern  entspro- 
chen werden,  so  verdient  die  zweite  an  sich  den  Vor* 
mg.  In  gewissen  Arten  von  Sachen  tritt  jedoch  das  um» 
gekehrte  VerMttnifs  ein  *> 

Dritten»:  Das  gerichtliche  Verfahren  ist  an 
gewisse  Förmlichkeiten  zu  binden,  d.  i.  an  ge- 
wisse Vorschriften,   deren    Nichtbeobaehtung,'  nach  der 
Verschiedenheit  der  Fälle,  bald  die  Ungültigkeit  des 
zen  gerichtlichen  Verfahrens,  bald  nur  die  eines 
desselben  zur  Folge  hat  *").  —  Wenn  auch  die  Vorschrif- 
ten dieser  Art  das  gegen  sieh  haben,  dafs  sie  dem  ßrm- 
.liehen  Rechte  den  Sieg  über  das  wirkliche  Recht  ver- 
schaffen können,  so  steht  ihnen  doch  der  Grund  entschei- 
dend *)  zur  Seite,  dafs  sie  das  einzige  oder  das  beste 
Mittel  sind,  wie  der  richterlichen  Willkühr  Ziel  und  Maafe 
gesetzt  werden  kann.    Sie  sind ,  wie  sich  ein  englischer 
Schriftsteller  ausdrückt,  als  eine  Last  zu  betrachten,  welche 
ein  Volk  sich  auferlegt  hat,  um  der  UnverletzMchkeit  sei- 
ner Rechte  desto  gewisser  zu  seyn.  —  Ein  besonderes 
Lob  verdienen,  diejenigen  Förmlichkeiten^   von  welchen 
die  Gesetze  die  Gültigkeit  des  Strafverfahrens,  in  dem 
Interesse  des  Angeklagten,  abhängig  machen*    Nur  hat 
man  den  Werth  dieser  Förmlichkeiten,  nicht  in  ihrer  An* 
Wendung  auf  einzelne  Fälle,  sondern  dem  Zwecke  nach, 
den  sie  an  sich  oder  im  Ganzen  haben ,  zu  bemessen.    Es 
s.  B»  allerdings  befremden ,  wenn ,  dem  englischen 


•  i 


1)  Hierauf  beruhen  die  summarischen  Processe. 
S)  Zu  diesen  Förmlichkeiten  gehören  noch  die  nrne^tMAlitcben -Fristen. 
3)  Bin  anderer  Grand,  der  führ  nie  speioht,  ein  Nebengrtmd >  ist  der, 
dafs  sie  zur  Bes<hlwmi#j«ns^ea^  Veidahcesi  liiKinnpn*  • 
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■ 
Rechte  nach»,  ein  Angeklagter  schon  deswegen  in  einem 

gegebenen  Falle  losgesprochen  wird ,  weil  in  seinem  Na- 
men ein  einziger  Buchstabe  in  der  Anklageschrift  fehlt 
oder  falsch  geschrieben  ist»  Aber  im  allgemeinen  be- 
trachtet, ist  diese  Förmlichkeit  eine  Schatz  wehr  gegen 
einen  Inrthum  in  der  Identität  der  Person  des  Angeklagten. 

Endlich  viertens:  Die  Gerichtsordnung  hat 
die  Oeffentlichkeit  und  die  Mündlichkeit  der 
gerichtlichen  Verhandlungen  zur  Regel  *)  zu 
machen.  Die  Oeffentlichkeit  des  Verfahrens  hat  keinen 
Sinn  und  Zweck,  wenn  die  Sache  nicht  zugleich  münd- 
lich verhandelt  wird.  Das  mündliche  Verfahren  hat  zwar 
auch  ohne'  Oeffentlichkeit  einen  Werth ,  doch  nur  in  Ver^ 
bindung  mit  dieser  den  vollkommensten. 

Es  giebt  Maafsregeln  und  Einrichtungen ,  die  sich  am 
besten  so  vertheidigen  lassen,  dafs  man  die  Verwerflich-»- 
kott  ihres  Widerspieles  heraushebt.  Die  Oeffentlich- 
keit des  gerichtlichen  Verfahrens  ist  von  dieser  Art. 
Wie?  die  Gerechtigkeitspflege  sollte  sich  in  den  Schleier 
4es  Geheimnisses  hüllen,  gleich  als  ob  sie  sich  einer 
Schuld  bewufst  wäre?  Wie  könnte  die  richterliche  Ge-* 
walt  die  Selbstständigkeit  bewahren,  welche  in  dem  We- 
sen dieser  Gewalt  liegt ,  wenn  sie  nicht  von  einem  un- 
sichtbaren Richter,  von  der  öffentlichen  Meinung ,  bewacht 
wurde?  Dieser  unsichtbare  Richter  soll  nicht  nur  über 
den  sichtbaren*  sondern  zugleich  mit  demselben  richten. 
Er  kann  und  soll  widerrechtliche  oder  unbillige  Anspräche, 
eine  unredliche  Verteidigung  und  verübte  Vergehungen 
mit  der  verdienten  Schande  belegen ,  wenn  er  sie  nicht ; 
schon  durch  die  Furcht  vor  seinem  Urtheile,  verhindern 
kann.  Und  brauche  ich  erst  die  Vortheile  aus  einander 
zu  setzen,  welche  die  Oeffentlichkeit  des  gerichtlichen 
Verfahrens,  als  eine  Lehr-  und  Sittenschule,  für  das  Volk 


*)  Zur  Kegel.  —  Denn  Aar  gewisse  gerichtliche  Verbandhingea  ist  ans* 
nahmsweise  auch  das  scariftttcho  Verfahren  RusolMsen ;  •*  B.  für 
die  Antrage,  welche  de*  Rechtsstreit  einleiten. 


hat?    wie  sie  n.  B.  die  Urtheflskrsft  des  Volkes  sohirft, 
das  Volk  mit  de»  Gefahren,  welchen  es  im  btrgeriiehen 
Verkehre  ausgesetzt  ist)  and  mit  den  Mitteln  *  sieh  gegen 
diese  Gefahren  su  schützen ,  bekannt  macht  ?  wie  sie  die 
Strafe,  die  dem  Verbrecher  von  dem  Gerichte  zuerkannt 
wird,  als  den  verdienten  Lohii  des  Verbrechens  >  dfltent- 
heh  rechtfertiget 9    Ja,  schon  das  ist  ein  kanm  zu  be- 
rechnender Gewinn,  dafs  die  Oelfentlichkeit  der  Gerichts* 
«tauigen j  indem  sie  eine  Parthei*  wie  die  andere,  einen 
Zeugen,  wie  den  andern,  und  das  unter  denselben  Um* 
ständen  nnd  Umgebungen  >  vor  die  Augen  der  Zuschauer 
stellt)  Allen  die  Lehre  redit  anschaulich  macht,  dafs  vor 
den  Gerichten  kein  Ansehen  der  Person  gelte.  — *'  Jedoch 
man  hat  gegen  die  Oeffentlichkoit  des  gerichtlichen  Ver- 
fahrens  eingewendet,  erstens,    dafe  es  RecMaMchen 
gebe ,  deren  Verhandlung  den  Augen  des  Publikums  bes-* 
ser  entzogen  werde,  sey  es  im  ein  öffentliches  Aerger^ 
mfa  zu  vermeiden,  sey  es  um  nicht  Familiengeheimniss* 
Pretfe  zu  geben.    Ja,  man  hat  wohl  selbst  die  Behaup* 
tung  aufgestellt,  dafs  überhaupt  in  Strafsachen  das  öf«* 
festliche  Verfahren  eine  Schule  des  Lasters  sey.    Hierauf 
ttfst  sich  aber  antworten,  dafs  es  nun  einmal  das  Loos 
der  Menschheit  sey ,  einen  jeden  namhaften  Vortheil  mit 
einem  Opfer  erkaufen  zu  müssen;  dafs*  wenn  man  den 
Unterricht  furchte,  welchen  das  öffentliche  Verfahren  in 
Lastern  und  Schandthaten  ertheile ,  diese  Gefahr  nur  in 
wenigen  Fällen,  und  nur  für  Wenige  *  ja  wohl  nur  Ar 
diejenigen  eintrete,  von  welchen  schon  sonst  nicht  das 
Beste  zu  erwarten  sey)  endlich,  dafs  Familienverhältnisse) 
in  unseren  Tagen  ohnehin  eine  Seltenheit,  auch  wo  daa 
geheime  Verfahren  ist,  ausgeplaudert,  am  sichersten  aber 
durch  die  Einigkeit  der  Familienglieder  bewahrt  werden; 
Aach  durfte,  was  Civil  Sachen  betrifft,  dem  Richter  &* 
▼erstatten  seyn,  die  Verhandlung  in  eianelneu  FilMn  in 
eine  geheime  za  verwandeln.  — -  Noch  weniger  haltbar 
int  eine  andere  Einwendung j    welche  man  gegen  die 
Oeffenttichkeit  des  mündlichen   Verfahrens  erhoben' hat* 


Sfe  besieht  sich  -auf  diejenigen  Beebtsftll«,  welch«,  Je.  B. 
weil  lue  jnrtitiecher  Art  sind  ,  eine  besoadtere  Aufregung 
oder  auch  eine  Partheumg  im  Volke  veranlassen.  Fürchtet 
man  deshalb  für  die  Unparteilichkeit  der  Geschwome», 
(nur  von  diesen  und  nicht  von  den  Richtern  hat  man  des- 
halb einem  befangenen- Urtbeil*  entgegen  zu  sehn  r}  so 
kann  die  Verhandlung  an  einen  Ort  verlegt  -werden,  wo 
nicht  dieselbe  Aufregung* . oder  Partbeiung  herrscht  *). 
Fürchtet  man  dagegen ,  dafa  durch  die  öffentliche  Ver- 
handlung einer  solchen  Sache  die  im  Volke  herrschende 
Aufregung  noch  gesteigert: werden  kenne,  so  kam  man 
umgekehrt  fragen  ,  ab  es  ein  besseres  Mittel  $  als  das  öf- 
fentliche Verfahren,  gebe,  das  Volk  van  seinem  Unrechte 
xu  überzeugen  oder  zur  Besinnung  su  bringen. 

Wenn  die  4)effentlichkeit  des  gerichtlichen  Verfahrens 
eine  unnachUftliche  Forderung  ist,  so  hat  man  zwischen 
dem  mündlichen  und  dem  schriftlichen  Verfahren 
nicht  weiter  die  Wahl  Jedoch  auch  a  n  sieh  verdient  *— 
in  der  Begel  —  das  mündliche  Verfahren  vor  dem  schrift- 
lichen den  Vorzug.  Denn,  nur  unter  der  Bedingung^ 
dafs  des  Verfahren  mündlich  ist,  können  Reden  uridi  Ge^ 
genreden,  Fragen  und  Antworten  so  unmittelbar  auf  einan- 
der folgen  und  in  einander  eingreifen,  kann  also  das  Ver- 
fahren einen  so  raschen  rnid  lebendigen  Verlauf  nehmen , 
wie  es  diesen  nehmen  mtfs,  wenn  es  einen  seinem  Ge- 
genstande entsprechenden  Gfesammteindruck  in  4em  Rich- 
ter zurücklassen  soll.  (Ist  das  Verfahren  mündlich,  so 
hat  der  Richter  das  Drama  aufführen  gesehn,  welches 
er  in  dem  entgegengesetzten  Falle  nur  gelesen  hat) 
Besonders  bei  Zen  gen  verhören  ist  das  raüödHche  Ver- 
fahren im  Vortheile;  und  eben  so  in  dem  Falle,  da  das 
(Bericht  ans  mehreren  Mitgliedern  besteht  und  daher, 
wenn  das  Verfahren  schriftlich  ist,  auf  den  Vortrag  el- 
ftes; Berichterstatters  das  Urtheil  zu  fallen  hat.  —  Art  den 


'T>  So  fctJe  man  es  in  England.    Es  versteht  sich  von  selbst,,  dalli  die 

Veftegtof  von  den  Gerichten  verfügt  werden  mufs.   ' 

.1  ...  s  •  • |  •».  v 
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deutschen  Gerichten  ist  das  öffentliche  und  mündliche  Ver- 
fahren durch  die  fremden  Rechte  verdringt  worden*). 
Eni  verdichtiger  Ursprung  des  geheimen  Verfahrens, 
welches  noch  immer  in  der  Hehrzahl  der  deutschen  Staa- 
ten £■  Gebrauche  ist! 

Jedoch,  sowohl  bei  der  vorliegenden  als  bei  einer  jeden 
ähnlichen  Aufgabe,  hat  man  njctyzu  äbersehn,  dafe  das« 
selbe  Gesetz y je  nachdem  seine  Umgebungen  beschaf- 
fen sind,  iie  Erwartungen  ?  welche  man  von  ihm  hegt, 
hier  mehr,' dort  weniger  befriedigen,  auch  wohl  an  einem 
dritten  Orte  gänzlich  unerfüllt  lassen  wird.  Verlangt  man, 
dafii  mundlichen  Verhandinngen  Publicitit  gegeben  wer- 
den soll,  so  mufis  allemal  die  Kunst,  mit  Abkürzungen 
n  schreiben ,  tftd  die  Tigespresse  cu  Hälfe  kommen. 


Bri*   Atahs.9. 


/■ 


,      »    ..  ••  *« 


ZWEI  UND  ZWANZIGSTES  BUCH. 

Von  der 

vollziehenden  Gewalt  oder  von  der  Regierung, 

diesen  Wort  in  seiner  engern  Bedeutung 

genommen  *J. 


EINLEITUNG/ 

Betrachtet  man  den  Staat  in  der  Idee,  so  ist  die  voll- 
ziehende Gewalt  nur  ein  anderer  Name  für  die  Staats- 
gewalt überhaupt  Denn  der  Staat,  bestimmt,  einen  Zu- 
stand der  menschlichten  Gesellschaft  zu  verwirklichen, 
welcher  den  Grundsitzen  des  Rechts  entspricht,  genügt 
dieser  Aufgabe,  wenn  er  das  Rechtsgesetz,  das  ihm  ge- 
geben ist,  in  Vollziehung  setzt  Man  wende  nicht  ein, 
dafs  die  Staatsgewalt  schon  ihrem  Wesen  nach  anfeer  der 
vollziehenden  Gewalt  noch  eine  andere  Gewalt,  die  rich- 
terliche, unter  sich  begreife.  Die  richterliche  Gewalt  ist 
an  sich  nur  ein  Zweig  der  vollziehenden  Gewalt  $  sie  un- 
terscheidet sich  von  dieser  nur  dadurch,  dafs  sie  nach 
gewissen  ihr  eigenen  Grundsäten  auszuüben  ist 


*)  Vgl.  Principe«  tPadalBtetratioo  publique  povr  oerrir  a  Petaae  des 
lote  adalatetratfree  ,  et  oonMderatioao  sur  Plaportaaee  et  la  ae~ 
eeattte  «Tun  Code  adntBtetratlfj  aalriee  da  projet  de  ee  Code.  Par 
C.  J.  Boaala.  II.  Bdlt.  Par.  181».  —  Testament  aottttaae  du 
CardiBal  de  Bleaetteu.  —  Der  Herr  aad  der  Moser.  Voa  K,  Fr. 
▼  oaMoaer.  Frkf.  175*.  (IIa  —  aieet  mit  Backt  —  not  Tcr- 
gesteaea  Bach.)  —  Ueber  die  Staatererwaltaaf  dcattcaer  L&ader 
und  die  Dienerschaft  dea  Betasten.  Voa  A.  W.  Boa»  arg. 
Haaaor.  1807. 
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Eken  ao  atml,  ww  dite  in  der  Erfahrung  beste« 
beii den    Staaten   betrifft,  die  vollziehende  Gewalt  und 
die  Staatsgewalt  in  dem  Sinne  gleichbedeutende  Worte, 
dab  Gesetae  and  Rechtssprüche  an  sich'  nur  theoretische 
Sitze  sind  ,    d.  i.  dafs  sie  nur  defswegen  Rechtskraft  ba- 
ten, weil  sie  durch  die  öffentliche  Macht  in  Vollziehung 
gesetzt  werden  können  und  zu  setzen  sind ;  ja ,  dafs  es 
sogar  «un  Daseyn  eines  Staatsvereines  hinreicht,  wenn 
über  die  Mitglieder  des  Vereines  ein  Herrscher  —  eine 
öffentliche  Bf  acht  —  gebietet    (Aus  allem  diesem  erklärt 
es  sieh  sattsam ,  warum  man  die  vollziehende  Gewalt  auch 
tie  Regierung  nennt) 

Nun  kann  man  zwar  in  einem  jeden  in  der  Erfah- 
rung 'gegebenen  Staate  die  vollziehende  Gewalt  auch  Hos 
als  einen  Theil  oder  Zweig  der  gesammten  Staatsge- 
walt betrachten ;  und  zwar  thefls  in  so  fern ,  als  der 
Btaatsherrscher  allemal  verpflichtet  ist,  eine  gesetzgebende 
and  eine  richterliche  Gewalt  als  gebietend  über  die  öffent- 
liche Macht  anzuerkennen ,  theil s  in  so  fern ,  als  in  einem 
gegebenen  Staate  die  Gesetzgebung  und  die  richterliche 
Gewalt  von  der  Vollziehung  wirklich  (wenn  auch  nur  de 
fiurto) gesondert  sind.  Eine  rechtliche  Scheidelinie  zwi- 
aeheo  der  gesetzgebenden,  der  richterlichen  und  der  vollzie- 
henden Gewalt  ist  jedoch  nur  d  a  gezogen,  wo  die  Verfassung 
diese  drei  Gewalten  von  einander  gesondert,  d.  i.  sie  verschie- 
denen Händen  anvertraut  hat  (Auch  ist  sonst  nimmermehr  zu 
hoffen,  dafs  eine  jede  dieser  drei  Gewalten  in  dem  ihr 
eigentümlichen  Geiste  werde  ausgeübt  werden.  Und  eben 
so  wenig  ist  sonst  zu  hoffen ,  dafs  das  Volk  für  die  Ge- 
setze und  für  die  Urtheile  der  Gerichte  die  Achtung  ha« 
ben  werde,  welche  die  Vollziehung  der  einen  und  der 
andern  auf  eine  so  erfreuliche  Weise  erleichtert *). 


*)  Zar  Bestätigung  des  leteteren  8atsses  kann  ich  mich  auf  den  Zau- 
ber berufen  ,  welchen  in  England  schon  das  Wort  Geset*  oder 
ein  Befehl,  der  in  Namett  den  Gesetzes  vollzogen  wird,  über  daa 
Volk 
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Hat  nun  das  Gesetz  Jene  Scheidlm*  gebogen,  so 
ist  und  bleibt  gleichwohl  die  Vollziehung  in  der  eigentli- 
eben  Bedeutung  nicht  das  einzige  Geschäft  der  Regie» 
rung.  J>ie  Regierung,  die  einzige  Gewalt*  welche  in 
das  Leben  wi  in ,  die  Wirklichkeit .  unmittelbar  angreift, 
bat  naeh  wie  vor  die  andern  beiden  Gewalten  in  Thütig- 
Jtfit  zu  erhalten  und.  die  Einheit  der  gesummten  Sftaats- 
.Verwaltung  oder  den  Einklang  anter  den  drei  Gewalten 
zu  vermitteln«  Und  da,  wie  iq  der  Verfajaungslehre  be- 
merkt worden  ist ,  die ,  Sqndernqg  der  drei ,  Gewalten  nir- 
gendsmit  strqoger  Konsequenz  durchgeführt  werden  kann, 
so  verbleibt  der  Regierung,  kraft  ihrer  wsprängüchep 
Allgewalt,  das  Recht,  alle  .die,  $achpn  ii>  ihren  Gewalts- 
Jww  zuziehn,  welche  die  Yerfap^ungg  ob.  qe  .wohlan  sichin 
das  Gebiet  der  gesetzgebenden, oder  in  das. der  richterlichen 
fiewalt  gehören,  dennoch,  qo&  besonder^.  Gründen  t  von 
dieser  Regel  auszunehmen  haj.  —  Alan  kann  daher  den 
Begriff  der  Regierung  voraussetzpngsweiae ,  z.  B,  in  Be- 
ziehung auf  die  konstitutionelle  Monarchie  r  auch  so  be- 
stimmen: .  Die  Regierung  ist  das  Recht,  die  Staatsgewalt 
überhaupt,  —  ausgenommen  in  den  der  gesetzgebenden 
oder  <der  richterlichen  Gewalt  vpn  der  Verfassung  vprbo- 
haltenen  Fällen ,  —  auszuüben. 

Von  diesem  Begriffe  der  Regierung  oder  der  vollzie- 
henden Gewalt,  «—  und  mithin  von  der  Voraussetzung, 
dafs  die  Verfassung  die  drei  Gewalten  von  einander  ge- 
sondert hat,  —  werde  ich,  um  der  Untersuchung  einen 
bestimmteren  Charakter  zu  .geben,  auch  in  dem  vorlie- 
genden Buche  ausgehn. 
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HRSTER  ABSCHNITT. 

Von  dem 
VerhältnUse  der  Regierung 

*ur 

gesetzgebenden  Gewalt.   . 


h    Ve»  dar  Regierung, 
in  wie  fem  sie  die  Gesetze  vollzieht, 

oder 
•  vom  der  voifeiehendeA  Gewalt  in  der  engeren  und 

eigentlichen  Bedeutung. 

Bei  der  Vollziehung  der  Gesetze  hat  sich  die  Regie- 
rung durch  Kraft  und  Nachdruck,  durch  Behendigkeit 
und  Stetigkeit,  durch  die  Einheit  und  Konsequenz  ihrer 
Handlungsweise  zu  bewähren.  Doch  darf  die  Kraft,  mit 
welcher  die  Regierung  die  Gesetze  vollziehen  soll;  nicht 
in  Härte  #_) ,  die  Eile  nicht  in  Uebereilung  ausarten ,  das 
Streben  nach  Einheit  nicht  zu  einem  Centralisationssysteme 
fuhren,  welches  die  Staatsverwaltung  in  einen  todteil  Me- 
chanismus verwandelt 

In  den  Ansprüchen,  welche  man  hiernach  an  die  voll- 
ziehende Gewalt  zu  machen  berechtiget  ist ,  liegt  zugleich 
die  Re^el  für  die  Organisation  dieser  Gewalt  (Tgl. 
oben  die  Verfassungslehre).  Diese  Regel  ist  von  derje- 
nigen wesentlich  verschieden,  von  welcher  bei  der  Or- 
ganisation der  richterlichen  Gewalt  auszugehen  ist; 
ja  die  Folgerungen,  die  sich  aus  der  ersteren  Regel  er- 
geben, sind  zum  Theil  das  gerade  Gegentheil  derer,  die 
ans  der  letzteren  Regel  zu  ziehen  sind.  So  soll  z.  B. 
Niemand  seinem  ordentlichen  Richter  entzogen  werden. 
Dagegen  mufs  es  der  Regierung  freistehen ,  die  Vollzle- 


*)  Die  Härte  kann  schon  in  dem  Betragen  der  Beamten  gegea 
ihre  AnitsDefohleoen  Hegen.  Häufig  steht  die  Humanität  der  Be- 
amten mit  de«  ümfknge  ihrer  Amtsgewalt  im  umgekehrten  Ver- 
hältnisse 
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hang  eines  getfissen  Gesetzes  u.  s,  w.  einer  aufserordent«« 
lieben  Behörde  oder  einem  besonders  bevollmächtigten 
Beamten  zu  übertragen.  Eben  so  wepig  wurde  eine  Ge- 
richtsverfassung zu  billigen  seyn ,  welche  ein  Gerieht  von 
Zeit  zu  Zeit  zu  bestellen  gestattete,  das  die  Gerichts- 
barkeit der  ordentlichen  Gerichte  an  sich  ziehen  könnte. 
Aber,  wenn  die  altpersischen  Könige  die  Satrapen  ihres 
Reichs  von  Zeit  *n  Seit  durch  einen  Sendboten ,  den  ein 
Heerhaufe  begleitete,  heimsuchen  liefsen. »),  oder  wenn 
Karl  der  .Grofse  von  demselben  Mittel  Gebrauch  machte, 
um  sein  grofees  Reich  zusammen  und  die  Herzoge  und 
Grafen  in  Gehorsam  zu  bfilten  *) ,  so  entsprach  die  eine 
und  die  lindere  Bfafsregel,  bewandten  Vmst#nden  nach, 
allerdings  dem  Grundsatze ,  von  welchem  bei  der  Organi- 
sation der  vollziehenden  Gewalt  auszugehen  ist* 

Jedoch,  wie  auch  die  vollziehende  Gewalt  orgaqisirt 
Wy  9  allemal  werden  ihre  Erfolge  ebeji  so.  wohl  ja  noch 
mehr  von  den  Eigenschaften  derer  abhängen ,  welchen  die 
Vollziehung  der  Gesetze  übertragen  wird.  Wie  zur  ge- 
hörigen Verwaltung  des  Richteramtes  besondere  Eigen- 
schaften und  Tugenden  erfordert  werden ,  so  gilt,  dasselbe 
apch  von  dem  Berufe  zur  Vollziehung  der  Gesetze«  (TEin 
Vollziehungsbeamter  mute  sich  insbesondere  durch  Rührig- 
keit ,  durch  Charakterfestigkeit ,  durch  einen  schnellen 
Blick  und  durch  Menschenkenntnis  auszeichnen.)  Doch 
nöchten  die  Individuen ,  welche  zur  Verwaltung  eines 
Amtes  der  letzteren  Art  vorzugsweise  tauglich  sind,  leich- 
ter herauszufinden  seyn,  al$  die,  welchen  man  ein  Rich- 
teramt mit  Sicherheit  anvertrauen  kann«  Denn  wer  z.  B. 
eine  Gemeinde  —  oder  wer  auch  nur  sein  (laus  —  wohl 
verwaltet,  hat  die  Vermuthung  für  sieb,  dafs  er  dasselbe 
Talent  auch  in  einem  ausgebreiteter«!  Wirkungskreise 
bewähren  werde.    Auf  jeden  Fall  l&fet  sich  ein  Irrthum, 


1)  Heeren,  ideea  über  die  Poliift  etc.  der  alten  Völker  Abtfc.  L 

D  Mari  doaloieL    Vgl.  Montag,  GescMebte  der  sUttUakürgerlicbea 
Freiheit    Bd.  I  Tb.  I.  (Bamb.  18183  g.  18. 
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4er  bei  der  Anstellung  eines  Vollziehungsbeamten  began- 
gen werden  ist,  leichter  verbessern,  ab  der  bei  der  Be- 
setzung eine«  Riehteramtes  begangene.  Denn  die  Beam- 
ten der  vollziehenden  Gewalt,  nicht  aber  Richter,  sollen 
entiaüsbnr  seyn. 

II.  Von  der  Regierang, 
in  wie  fern  sie  zur  Gesetzgebung  mitwirkt 

Die  Regierung  kann  von  der  Verfassung  entweder 
zu  einer  blos  negativen  oder  aber  zu  einer  positiven 
Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  ermächtiget  werden,  d.  i. 
die  Verfassung  kann  der  Regierung  entweder  nur  das 
Becbt  ertheflen ,  gtgen  heue  Gesetze  ein  Veto  einzule- 
gen, oder  aber  das  Recht,  selbst  neue  Gesetze  in  Vor* 
schlag  su  bringen.  (Der  eine  und  der  andere  Fall  be- 
greift wieder  mehrere  besondere  Fälle  unter  sich.) 

Ob  die  Regierung  und  in  welcher  Maafse  sie  in  einem 
gegebenen  Staate  zur  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung 
zu  berufen  sey,  hingt  vor  allen  Dingen  von  dem  Wesen 
und  dem  Geiste  der  Verfassung  dieses  Staates  über- 
haupt ab.  Allemal  ist  jedoch  bei  dieser  Frage  zugleich 
das  Verhiltnifs  zu  berücksichtigen,  in  welchem  die  Re- 
gierung zur  Gesetzgebung,  vorausgesetzt,  dafs  beide  von 
einander  gesondert  sind,  an  sich  steht. 

An  steh  aber  kann  die  Regierung  allein  oder  am 
besten  darüber  urtheilen,  ob  das  neue  Gesetz  Bedflrfnifs 
oder  entbehrlich  sey,  ob  es  sich  ausfuhren  lasse,  ob  es 
mit  dem  Ganzen  der  Gesetzgebung  oder  mit  dem  ge- 
saamten  Interesse  des  Staates  in  Uebereinstimmung  stehe 
oder  nicht.  Eben  so  kann  die  Regierung  am  Besten  die 
Materialien  sammeln,  welche  zur  Vorbereitung  eines  Ge- 
setzvorschlages erforderlich  seyn  können,  oder  alle  die 
Einzelheiten  tbersehn,  welche  vielleicht  das  Gesetz  in 
besonderen  Vorschriften  zu  berücksichtigen  hat.  Hierzu 
kommt,  dafs  es  das  besondere  Anliegen  der  Regierung 
ist,  die  Parthei  der  Erhaltung  su  vertreten,  und  sich  na- 
mentlich gewagten  Neuerungen  su  widersetzen.    Denn, 


ntffelingt  das  Wagstiick,  so  trafen  die  Folgen  des  Mife- 
lingens  zuerst  oder  auch  vorzugsweise  die  Regierung. 
Südlich  aber  darf  man  annehmen,  dafs  die  Regierung  ein 
Gesetz,. das  zugleich  ihr  Werk  ist,  desto  williger  voll« 
ziehen  werde.  Wenn  hiernach  der  Theilaahme  dir  Re- 
gierung an  der  Gesetzgebung  sogar  die  möglichste  Aus- 
dehnung zu  gaben  ist,  so  ist  es  am  allerwenigsten  rath- 
sam,  die  Regierung  von  der  Tlieitaahme  an  der  Gesetz« 
gabung  gftaztich  auszusehljftfee»  Gleichwohl  kann  es  in 
der  Demokratie  leicht  ülahift  kommen,  (tefe  das  Volk,  um 
sein  Herrscheiaratbt  gqgen  die«  Macht  der  [Regierung  zu 
verwahren,  die  Gesetzgebung  u^gethaüt  -fo.aaiae , Hände 
nimmt«  Aber  eben  so  leicht  kann  sieb. das: Mittel  gegen 
die  Verfassung  »kehren,  welche  es  doch  zu.  erhalten  be- 
stimmt ist,  Als  .der  römische .  Senat  das  Recht  verlor, 
dafs  normt  seiner  Zustfnynitngyeiu  VolkSechluAaur  Stande 
kommen  konntet,  —  afoä&'im  römischen  *'retetaate  Rech- 
tens wurde,  .ut  *enatu$  in ,  iooertum \caaii4tora«  eventum 
jsuetw  fieset,.~r  war  d|r  »terato: Schritt  iunt  Umsturz«  der 
Verfassung  dieses  Freistaates  .geschabte.  •- 

Wem  und  in  wie  fern  nun  die  Regierung  zu  Folge 
de**  Verfassung  berufen  .ist,  an  der.  Gesetzgebung'  Thdl 
ihi -nehmen,  bat  sie  schlechthin  die  Grundsätze  in  An- 
wendung zu  bringen,- welche  bei  der  Gesetzgebung  über- 
jbaupt  zu  .verfolgen  sind«/,  Auch  ist  sie  in  so  fern  auf  eine 
Ähnliche  Weise,  wie  die  gesetzgebende  Gewalt*,  au  or* 
gansinen»,  :> 

■  »  • 

XII-  Vpnder  Regierung, 
in  so  fern  sie  die,  Stelle  der.  gesetzgebenden 

Gewalt. vertritt. 

,  W&re  auch*  eine  Gesetzgebung  möglich,  welche  die 
'Regierung,  (unbeschadet  übrigens  ih^er  Thtilnahme  an  der 
rGesetegebung, )  tedtgüeh  und  aHein 'auf  die  Vollzie- 
hung der  Gesetze  beschvilikto, '  so  wurde .  doch  eine 
solche  Gesetzgebung  den*  Interne  des  Staates ,  für  wei- 
tkm  m  benimmt  wir e,  keines  »reges  entsprechen. 


Bei»  w  gie&t  i)  niie*  WcW«»ft  tdt[m  Ge*eu- 

gdtaftg  mm  'deswillen  nicht  eignen,  weiTGe&t£6,' weicht 
diese  Wffle  beträfen,  nicht  vollziehbar  seyfa  würde*,  läft 
andern  Worten,  weil  in  diesen  Fällen  das,  wn»  gesehe- 
hen  kann  und  soll ,  nicht  von  dem  Gesetze,  sondern'  eöt* 
weder  von  den  Launen  des  Zufalls  *der  von  der1  WH1- 
köhr  eines  Dritten  abhängt    Wie  können  die  '  Gefeetfte  »;1f. 
über  die  auswärtigen  Verhältnisse  des  Staates  oder  Aber 
die  WechseW811e  des  Krieges  nnd  mFthfn  ^befr  die  Art) 
ihn  m  fähren,  gebieten?    M  nicht  schon  das'dn  Uebel- 
stand,  dafs,  nadi  den  Grundsätzen  des  Repräsetitättvsy- 
stemes,  ein  Verfrag,   welchen*  die  Regierung  liilt  feiner 
andern  Regierung  abgeschlossen  hat,  tferito  äer'VeMrtjfc 
die  Staatskasse  zu  einer  Zähhing  verpflichtet,  der  jRu- 
tffmnmg"  der  Kammern  bedarf?  —'Es  giebtS!)  Ärtgele- 
geuheiten ,  welche ,  wenn  auch  das  Gesetz ,  fnd^m  eö  eine 
Regel  für  sie  aufstellte,  die  Grenzen  seine*  ftörWchaft 
nicht  fiberschreiten  würde,  denriofch  Von  der  TBeichäfffen- 
heit  sind,  ädfs  die  Erledigung  dieser'  Angelegenheiten, 
weil  dabei  Alles  oder  das  Meiste  auf  Öie'BefÖcfeslthtignn^ 
der  Higenthämlichkeiten  einefc  jeden  einzelnen  Falles  an- 
kommt, besser  dem  Ermessen  der 'Relief ung  anheim  ge- 
stellt wird:   Angelegenheiten  dieser  Art  sinlf '  &.'*B.  die, 
welche  die  Erbauung  oder  Ausrüstung  festet  Plätze  oder 
die  Bewaffnung  des  Heeres  oder1  Sie  ÖeWirthscHaftung 
der  Staatsgüter  betreffen.    Auch  M  In  diesen  und  ähn- 
lichen Fällen  die  Frage  nicht  unmittelbar  rfie:  Was  ist 
Rechtens?  sondern  die:  Was  ist  vorteilhaft?  was  ist 
nach  dem  Gutachten  der  Männer  Von  Fach  (las  Bessere? 
—  Endlich  33  kann  auch  aus  dem  eigentümlichen  Cha- 
rakter einer  Gesetzgebung  die  Notwendigkeit  hervor« 
gehl»,  gewisse  Gegenstände  von  dem  Gebiete  dieser  <  Ge- 
wtagetang  auazuschliefsen  oder  das  Gebiet  di&dr  Gesetz- 
gebung auf  gewi&e  Gegenötände  z\i  beschränken.    Das 
gut  insbesondere  von  den  Gesetzgebungen ,  welche  auf 
enttr  Offenbarung  beruh».    Auf  eine  ewige  ©auer  berech- 
net, setzen  sie  sieh,  s*b*M  ste  Vert&lhrissfe  'beherrschen 


willen,  welche  ihrem  Wesen  nach  einem  ewigen  Wech- 
sel anterweifen  sind,  der  Gefahr  aus,  ihres  Ansehas  Aber 
kurz  oder  ober  lang  ganzlich  verlustig  zu  werden.    Dar- 
um liefe  der  grofse  Gesetzgeber  des  jüdischen  Volkes  selbst 
die  Beherrschungsform  des  jüdischen  Staates  unbe- 
stimmt   Dagegen  darf  man  dem  Kriegsrechte,  welches 
4er  Koran  enthält,  den  Vorwurf  machen,  dafs  es,   die 
Ausbreitung  des  Islam  mit  Waffengewalt,  d.  L  einen  ewi- 
gen Eroberungskrieg  predigend  ') ,  das  Kriegsgif  ck  be- 
herrschen wollte,  das  sich  doch  nicht  beherrschen  lafet* 
Wenn  so  viele  mohammedanische  Staaten  eben  so  glän- 
zend angefangen  als  unrühmlich  geendet  haben ,  so  dürfte 
die  Hauptursache  die  seyn,  dafs  der  Islam,  so  lange  das 
Volk  siegreich  ist,  in  derselben  Richtung,  wie  die  Regie- 
rung, wenn  aber  seine  Eroberungen  ihr  Ziel  gefunden 
haben,  in  der  entgegengesetzten  Richtung  wirkt« 

Jedoch ,  wenn  auch  die  Regierung  in  den  obigen  Fäl- 
len ihr  eigener  Herr  (oder  sui  juris},  d.  i.  von  der  ge- 
setzgebenden Gewalt  unabh&ngig  ist,  so  hat  sie  sich  doch 
in  diesen  Fällen,  so  weit  es  die  Beschaffenheit  derselben 
Äulafst,  so  wie  bei  der  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung, 
zu  welcher  sie  von  der  Verfassung  berufen  seyn  kann  *) , 
selbst,  (wie  der  Mensch  bei  seiner  Handlungsweise,)  an 
Grundsätze  zu  binden ,  auch  diese  Grundsätze  nach  Mög- 
lichkeit zu  einem  Ganzen,  zu  einem  Systeme  zu  vereini- 
gen. In  diesem  Sinne  hat  man  den  Satz  zu  nehmen,  dafs 
—  in  der  konstitutionellen  Monarchie  —  das  Ministerium, 
die  Behörde,  welche  an  der  Spitze  der  Regierung  steht, 
ein  "System  haben  und  befolgen  müsse.  Nicht  an  ein 
strengwissenschaftliches  System  ist  bei  diesem  Satze  zu 


1)  Der  Koran  verpflichtet  die  Mohammedaner  zwar  niehV  unbedingt, 
die  Ungläubiges  gewaltsam  so  bekehren.  Aber  sie  sollen  den 
Ungläubigen,  nie  ruhend  und  rastend  In  dem  Kampfe  mit  ihnen, 
nur  die  Wahl  zwischen  Knechtschaft  and  der  Annahme  des  Islam 
lassen. 

S)  Denn,  auch  was  die  Theilnahme  an  der  Ocsetigebung  betriff  Ci- 
oben unter  Z.  IL)  ist  sie  ihr  esjener  Herr. 


denke*.  Das  System  einer  Regierung  kann  nur  den  je- 
weilige» Zustand  and  die  jeweiligen  Verhältnisse  des  Staa- 
tes zur  Grundlage  haben,  also  nur  Data,  welche  allemal 
»ehr  oder  weniger  ansicher  sind ;  es  kann  in  seinem  prak- 
tisches TbeSe  nur  auf  einer  Wahrscheinlichkeitsrechnung 
beruhen;  es  ist,  so  wie  sich  die  Voraussetzungen  verän- 
dern, von  welchen  es  ausgeht,  zu  modificiren  oder  wohl 
selbst  gegen  ein  anderes  System  zu  vertauschen;  es  kann 
der  Regierung  sogar  verstatten,  in  gewissen  Beziehun- 
gen ineansequent  zu  seyn;  mit  .einem  Worte,  das  System 
einer  Regierung  ist  mehr  ein  Werk  der  Staatskunst,  als 
ein  Werk  der  Staatswissenschaft.  Staatsgelehrte  sind 
sogar  nur  selten  als  Staatsmänner  brauchbar.  Ihnen  fehlt 
nicht  selten  jenes  politische  Ahndungsvermögen,  welches 
im  Leben  nur  zu  oft  die  Stelle  eines  politischen  Systemes 
vertreten  mufs.  Oder  sie  sind  auch  geneigt,  einer  Theorie 
selbst  dann  noch  mit  Hartnäckigkeit  anzuhängen,  wenn 
die  Resultate,  die  sie  geliefert  hat,  auf  das  unzweideu- 
tigste beurkunden,  dafe  sie  mangelhaft  oder  dafo  sie  feh- 
lerhaft sey. 

Es  kennen  für  einen  Staat  Zeiten  eintreten,  welche 
es  gebieterisch  nothwendig  machen ,  die  Regierung  von 
dem  Gehorsam  gegen  die  Gesetze  einstweilen  sogar 
gänzlich  zu  entbinden,  die  Gewalten,  die  sonst  durch 
die  Verfassung  von  einander  gesondert  sind ,  vorüberge- 
hend in  einer  einzigen  (physischen  oder  moralischen^ 
Person  zu  vereinigen.  Zeiten  dieser  Art  sind  z.  B.  die 
einer  Erschütterung  der  Verfassung  durch  innere  Unruhen. 
Darum  haben  Revolutionen  so  oft  zu  einer  Diktatur  ge- 
lahrt +y.  Eben  so  kann  ein  unglücklicher  oder  ein  be- 
sonders gefährlicher  Krieg  dem  Staate  eine  Diktatur  zum 
Bedfirfnisse  machen.  Vielleicht  sollten  die  Verfasanngs- 
nrkunden,  denen  das  Repräsentativsystem  zum  Grunde 
liegt,  ein  Gesetz  enthalten ,  welches  die  Bedingungen  in 


*1  Usus  —  Müm  Ommt  uä  Oetavtanut  Auguttus.  —  CromweU.  — 
Itar  AraasMsolM  NsMoaslSinveatt  *—  NspolAoa» 


vorap^b^p^t^  Vfitsr  dtoen*  4i*  BQgfenng  ftereeltiget 
aeya  sqlle.^^  aufi^erordqutUcJ^cii  Zeiten,  alte  Cfewtten  ia 
sich  sqi  veflejiugeii, ,  Die  Gesetz^  des.  römischen  Freistaat 
tos  hajtteu  «jif ,  FaJle  ^^r^Ajrt,  —  durch  die  JBknäofat^ 
gpng  W  jErpfliwang  eipep  Dittatw,.—»  weMicfc  Bedacht 

g^QJDJItfn'>v 

I 

1  Es'  ist  in  diesem  Abschnitte  nirgends  der  Warnung 
Vor  dem  Fehler  des  zu  viel  Regierens  gedächt  worden. 
Alterdings  gilt  difese  Warnung  der  Regierung  in.  allen 
d6n  Beziehungen ,  in  welchen  sie  zu  der  gesetzgebenden 
Gewali  steht;  Aber  die  Warnung  gilt  eben  so  wohl  der 
gesetzgebenden  Gewalt.  Sie  ist  übrigens  nur  eine 
unmittelbare  Folgerung  aus'  dem  obersten  Grundsatze  des 
(weltlichen}  Staatsrechts 9  — .  aus  dem  Grundsatze ,  dafs 
die  Aufgabe  der  Staatsgewalt  die  sey,  die  rechtliche 
Freiheit' der  Einzeihen  zu  wahren. 


■  i'  i  \  - 


ZWEITER  ABSCHNITT. 

*  *  • 

.,  <Van  {fem. , 
Verhältnis**  der  B#gienm§  , 

*  • 

rUM&ßckei\  Gewalt  ♦»>   . 

»  111  diesem  Verhältnisse  ist  Ate  Regierung  TJ  verpflich- 
tet, die  Verfügungen  und  dielTrtheile  der  Ge- 
lüVbllzieliung  zu  setzen»):  —  Dfe  Haupt- 


1)  Bin  thell  weise«  Anerkenntnis  «Jen  in  nrngfcjftejhfndai 

Hegt  in  dem  Hechte ,  einen  Ort  oder  einen  Bezirk  in  Belagernnff- 
'  -«*«**<*;*  erklären,  —  ferner  in  der  englischen  Muüny  —  InU 
iJfrlVt  UattsabftJndiniifenidto»««  Afcnnhnittes  sind  gaut  dieselben,  wie 


•      die  de«  *ra*»  A|*ctii}tt<*,  „ 


8)  Hei  «1er  Brlfinfternng  diese«  Satze«  werde  ich  mich  auf  die  VoIWc- 
long  der  richterlichen   Urtheile   beschränken.    Was  von  der 
,.  VoUaieJmng  dieser  &fo,ifrtslu  :de/  Ängßt «nehjUitif d«.«*«l«ie- 
nnag  richterlicher  y??fixwmp* MWMtom  t.>.  w-  r,T 


rcgel  Ar  die  Vollziehung  richteriieher  IRrthefte  fet  die: 
Die  VeDzielUHig  eines  Urthefles  muf*  einerseits  der  im  dem 
Urthetto  enthaltenen  Verurtheilung  vollständig-  Genüge 
leisten;  sie  darf  aber  andererseits  nicht  weiter  gehn, 
als  diese  TeroHheihing ,  d.  i.  dem  Verurthettten  nicht  ei- 
nca  gf  öfteren  Yerlust,  oder  ein  grdfseres  Uebel  duftigen , 
als  flm  am  Folge  des  Urthefles  treffen  soll. :  Da  nun  das 
Uriheti  war  das  Resultat  oder  den  Zweck  und  nicht  di* 
Art  dffr  Yellnielf  ang  *  oder  da  es  die  Art  der  Vollziehung 
wenigstens  nur  'im  Allgemeinen  bestimmen  kann,  so 
ist  durch  ein  besonderes  Gesetz,  durch 'eine  Vollziehung*«» 
•der  Bxekuiionsordnung ,  das  Verfahren,  welches  —  in 
Straf-  und  in Zivilsachen  —  bei  der  Vollziehung  der  ür- 
ttefle  eingehalten  werden  soll',  auf  eine  der  aufgestellten 
Regel  entsprechende  Weise  zu  bestimmen  *).  Uebrigens, 
wen  auch  der  Richter  die  Art  und  Weise,  wie  seine  Iflr- 
fhefle  in  Vollziehung  gesetzt  werden  sollen,  entweder 
schlechthin  nicht,  öder  doch  nicht  vollständig  Vorschrei- 
ben kam,  und  wenn  auch  die  Vollziehung  der  Urtheile 
nicht  für  den  Richter,  sondern  für  die  Beamten  und1  Die- 
ner der  vollziehenden  Gewalt  gehört  *) ,  so  mufs  sie  doch, 
damit  äan  ihrer  Uebereinstimmuhg  mit  dem  Urthefle  ge- 
wifsseyn  könne,- unter  der  Aufsicht  des  Gerichtes 
steten.  Daher  riufe  es  den  Paitheien  gestattet  seyn,  sich, 
wenn  bet  der  Volfeiehtrag  des' Urthefles  nicht  diesem  und 
der  Exekntionddrdnung '  gemäfs  verfahren  wird,  an  die 
Gerichte  zu  wenden").    Ja,  in  gewissen  Fällen  hat  Äer 


1)  Betrafen  was  Straferkenntniase  betrifft,  fehlt  es  la  den  denteohef 
Staaten  bocIi  gar  sehr  an  Gesetzen  dieser  Art.  FreUioh  nraJfc  sann 
la  den  FerflJrangep ,  die  man  In  dieser  Beziehung  an  die  Geseta- 
gs%ang  nutest*;  beseheiden  aeyn. 

t>  Denn  der  Richter  hat  ja  über  die  Beschwerden  an  erkennen,  weiche 
wegen  einer  Verletzung  der  Exekntionsordnung  erhohen  werden. 
8.  ane|»,ohem,d^,Vertasniinitathret 

a>  Jedoch  tat /was  die  Zulassung  iegen'vas  JBzekntlonsteriahren  ge- 
richteter Reetttunittel  betriff  Zugleich  die  »weite  Regel  au  be- 
räeksioMIgen.  —  Ana  Hat  Jm  Jearte  jaeJfcesteHssa  Jte*/>l<nnsnv4aaa 
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Richter  sogar  von  Amts  wegen  die  Vollziehung  der  von 
ihm  gesprochenen  Urtheile  so  beaufsichtigen»  Es  sollte 
z.  B.  überall  Rechtens  seyn,  dafs  bei  der  Vollziehung  ei- 
ner Todesstrafe  allemal  eine  Gerichtsperson  zugegen  seyn 
müsse 5  ferner,  dafs  eine  Gerichtsperson  diejenigen  von 
Zeit  zu  Zeit  besuchen  und  mit  ihren  Beschwerden  zu  hö- 
ren habe ,  welche  in  einem  Gefängnisse  oder  in  einer  Straf- 
anstalt als  Sträflinge  enthalten  werden.  —  Eine  andere 
kaum  minder  wichtige  Regel  ist  die :  Der  Rechtskraft  des 
Urtheiles  mufs  die  Vollziehung  auf  dem  Fufse  folgen  1 
Denn  von  Rechts  wegen  sollte  die  Verurtheilung ,  (deren 
Rechtskraft  vorausgesetzt, 3  nnd  die  Vollziehung  in  den- 
selben Augenblick  fallen;  der  Zwischenraum  beruht  nur 
ßn{  dem  Unvermögen  der  Menschen  ,  beide  in  denselben 
Augenblick  zusammenzudrängen  oder  auch,  was  Strafer- 
kenntnisse betrifft,  auf  Rücksichten  der  Menschlichkeit; 
nicht  zu  gedenken  der  besonderen  Gründe,  welche  noch 
überdiefs  in  Civilsachen  und  beziehungsweise  in  Strafsa- 
chen für  die  Strenge  der  Urtheile  sprechen.  Zu  Folge  die- 
ser Regjel  sind  z.B.  die  Gesetze  nicht  zu  billigen,  welche 
dem  '  Richter,  gestatten ,  dem  Schuldner  Zahlungsfristen 
einzuräumen  #) 1  °^er  ?  **ei  einer  Zwangsversteigerung , 
Zieler  für  die  Bezahlung  des  Kaufgeldes  zu  setzen.  Da 
der  Gläubiger  nur  auf  sein  gutes  Recht  besteht,  wenn  er 
sofort  vollständige  Befriedigung  fordert,  so  ist  die  Nach- 
sicht, welche  das  Gesetz  dem  Schuldner  erzeigt,  eine 
Ungerechtigkeit,  eine  Wohlthat,  zu  welcher  fremdes 
Gut  verwendet  wird.  Ja,  selbst  in  dem  Interesse  der 
Schuldner  ist  in  dieser  Beziehung  Härte  Milde  und  Milde 
Härte«  Denn  betrachtet  man  die  Schuldner  im  Ganzen, 
so  steigt  ihr  Kredit,  so  verbessert  sich  mithin  ihre  Lage 
in  dem  Verhältnisse,  in  welchem  die  Gläubiger  die  Ge- 


auch  die  Folgerung  «lehn,  iafn  eise  Regtorong  wlderrecbtilcftr 
handle  >  welche  Ihre  so  einer  Strafe  ▼ernrtheUtea  fJetertbaaea  ei- 
ner andern  nur  VeUsienung  der  Strafe  iberldlnt» 

*)  Kia  Oetet«  dteer  Art  Int  der  Artikel  1944  den  C.  etr. 


wifeheit  haben ,  auch  im  aehlimmsten  Falle  schnell  zu  dem 
Ihrigen  zu  gelangen.  Gleichwohl  giebt  es  Gesetzgebun- 
gen, welche  von  der  Ansicht  auszugehn  scheinen,  als  ob 
all»  Recht  auf  der  Seite  der  Schuldner  sey  1 

Die  Regierung  ist  II)  verpflichtet,  an  der  Rechts« 
pflege,  in  dem  Interesse  der  Rechtspflege, 
Th eil  zu  nehmen.  Wie  die  Regierung  dieser  Pflicht, 
unbeschadet  der  Selbstständigkeit  der  Gerichte ,  Genüge 
leisten  könne  und  Genüge  zu  leisten  habe,  ist  schon  oben 
gezeigt  worden  ')•  Der  Kronanwalt,  der  Beamte,  durch 
welchen  die  Regierung  zur  Rechtspflege  mitzuwirken  hat, 
ist  zwar  ein  Beamter  der  vollziehenden  Gewalt  und  daher 
eben  so  und  in  demselben  Grade,  wie  ein  jeder  andere 
Beamte  dieser  Gewalt,  von  der  Regierung  abhangig.  Da 
sich  jedoch  seine  Vollmacht  in  dieser  Beziehung  auf  das 
Recht  beschrankt ,  in  dem  Interesse  des  Gesetzes  Anträge 
an  das  Gericht  zu  stellen  und  in  demselben  Interesse  von 
dem  Rechtsmittel  der  Nichtigkeitsklage  Gebrauch  zu  ma- 
chen *3 ,  so  ist  gleichwohl  die  Abhängigkeit  dieses  Beam- 
ten von  der  Regierung  mit  der  Selbstständigkeit  der  Ge- 
richte vollkommen  vereinbar.  Ja,  es  liegt  in  der  Kronan- 
waltschaft sogar  eine  neue  Bürgschaft  für  die  Selbststän- 
digkeit der  Gerichte.  Eines  gesetzmäfsigen  Einflusses  auf 
die  Gerichte  versichert  ist  die  Regierung  desto  weniger 
versucht,  sich  einen  Eingriff  in  die  Gerechtigkeitspflege 
zu  erlauben. 

Die  Regierung  hat  endlich  DI.)  in  denjenigen 
Sachen,  welche  das  Gesetz,  ob  sie  wohl  an  sich 
Rechtssachen  sind  d.  i.  zur  Kompetenz  der  Ge- 


1)  a  Bnch  XIX.  Abschnitt  I.  und  Abschnitt  IL  Haupts«.  4. 

2)  Nach  der  französischen  Gerichtsverfassung  kann  der  Kronanwall 
gegen  ein  jedes  in  letzter  Instanz  gesprochene  Urtheil 9  wenn  das 
Urtaeil  mit  den  Gesetzen  in  Widersprach  steht,  die  demande  ea 
Cassation  dans  f  iateröt  de  la  loi  d.  L  an  dem  Ende  einlegen ,  na 
sententia  in  exemnlum  trabalur.  Unter  den  Partheien  ist  und  Weib« 
das Urtheil  rechtskräftig»  S.  mein  Handbuch  des  frans,  arilrecnt*. 
f.  89. 

lataari«,  vo»  Start*.    IK  T 
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richte  gehören,  dennoch  der  Regierung  cnrfinfc- 
scheidnng  vorbehalten  hat,  delbst  Recht  an 
sprechen  *).  *—  Die  Fälle,  in  welchen  die  Cerichtshar- 
keit  den  Verwaltung»-  und  Regierungsbehörden  (aus- 
nahmsweise} vorzubehalten  ist,  lassen  sich  nicht  durch 
eine  sllgemeingiiltige  Regel  bestimmen,  Denn  die  Löstng 
dieser  Aufgabe  hangt  von  den  eigentümlichen  Zustanden 
und  Verhältnissen  eines  jeden  einzelnen  Staates  ab.  Die 
Frage  aberi  Wenn  kann  die  Verwaltung  der  Gerechtig- 
keit durch  jene  Behörden  dringend  nothwendig  seyn? 
l&fst  sich  vielleicht  so  beantworten,  dafs  diese  Notwen- 
digkeit auf  0wei  verschiedenen  Gründen,  auf  dem  einen 
oder  auf  dem  andern  derselben,  beruhen  könne.  Sie  kann 
nämlich  entweder  durch  die  auswärtigen  Verhältnisse 
des  Staates  oder  aber  durch  das  Interesse  der  öffentlichen 
Macht  herbeigeführt  werden,  mit  andern  Worten,  es  kann 
die  Kompetenz  der  Gerichte  zu  beschränken  seyn,  ent- 
weder weil  sie  die  Wahrung  der  Selbstständigkeit  dos 
Staates  (in  Kriegs-  oder  in  Friedensseiten 3  wesentlich 
gefährden ,  oder  weil  sie  den  stracken  Lauf  der  Regie- 
rung in  eiligen  Fällen  beschränken  würde.  Don  erstem 
Grund  kann  man  a.  B.  für  den  Prisonrath  des  französi- 
schen Reichs  *) ,  femer  für  das  känig!ich~Preufsisclie  Ge- 
setz, welches,  wenn  in  einen  vor  den  Gerichten  anhän- 
gigen Rechtsstreit  ein  völkerrechtlicher  Vertrag  einschlägt, 
die  Deutung  dieses  Vertrages  —  und  mithin  die  Entschei- 
dung der  Sache  —  dem  Ministerium  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten vorbehalten  hat  •) ,  geltend  machen ;  der 
letztere  Grund  lä&t  sich  z.  B.  für  die  Gesetze  anflUfc- 
ren,  welche  den  Verwaltungsbehörden  das  Recht  erthei- 


1)  Besonder»  reich  an  Schriften  über  die  Administrativjustls  ist  die 
französische  Literatur.    S.  das  a.  Handbuch  $.  46  a. 

S)  ConsoU  des  prises.    Die  Mitglieder  dieses  Halbes  sind  eatlafrbar. 

S)  &  jedoch :  Kluber,  die  Selbstständigkeit  des  Richteramtes  im  Ver- 
aaUnift  au  der  h\  PreuftUehea  Verordnung  vom  S*.  Febn  18S8. 
Frankfurt  183*. 
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Jen,  über  die  Fehler  und  Gebrechen,  die  vom  Kriegsdienste 
befreien,  za  erkennen,  oder  die  Unterschleife,  die  bei  der 
Entrichtung-  der  indirekten  Auflagen  begangen  worden 
sind,  zu  bestrafen«  —  Sey  es  übrigens  auch,  dafs  in  ei- 
nem gegebenen  Falle  der  eine  oder  der  andere  Grand  zur 
Verteidigung  der  „Administrativjustiz4'  hinreiche  #)  >  •*" 
Iemal  tatfs  die  Organisation  der  richterlichen  Gewalt  and 
die  Ordnung  des  gerichtlichen  Verfahrens  das  Master  ISr 
die  Gerechtigkeitspflege  durch  dife  Verwaltangs  -  and  Re- 
gierungsbehörden seyn. 


*)  Ab  Mhworstsn  möchte  et  «eye,  den  (überhaupt  MlTtUchea)  Be- 
weis etees  KsiMamiiB  I»  JesIeJMue  »if  eines  kleinen  jmm*  m 
(Urai. 


\ 
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DREI  UND  ZWANZIGSTES  BUCH. 

Von  der 
Civügewalt  des  Staates  *). 


EINLEITUNG. 

Die  Civügewalt  des  Staates  ist  die  Anwendung 
der  drei  Grundgewalten  des  »Staates ,  —  der  gesetzgeben- 
den, der  richterlichen  und  der  vollziehenden  Gewalt,  — 
auf  bürgerliche  Rechtssachen.  In  dem  Folgenden  wird 
jedoch  nur  von  der  Civilgesetzgebung  die  Rede  seyn» 
Wegen  der  richterlichen  und  der  vollziehenden  Gewalt  in 
Civilsachen  beziehe  ich  mich  auf  das,  was  oben  —  im 
XXI  und  XXUsten  Buche  —  über  diese  Gewalten  gesagt 
worden  ist.  (Derselbe  Plan  liegt  auch  den  folgenden  Bü- 
chern zum  Grunde.) 

Die  Grundsätze  der  Civilgesetzgebung  enthält  un- 
mittelbar das  allgemeine  bürgerliche  Recht  und  mittel- 
bar das  Naturrecht.  —  In  den  Gesetzbüchern,  welche  den 
Namen:  Bürgerliches  oder  Civilgesetzbuch,  (Code  civil ,) 
führen ,  kommen  zwar  eine  Bf  enge  Vorschriften  vor,  weiche 
nicht  aus  jenen  Theilen  dar  Rechtswissenschaft,  sondern 
z.  B.  und  insbesondere  ans  dem  Polizeirechte  oder  aus 


*)  VergL.  Delle  legtelexlene  civil©  dieeorei  del  conto  Frederiaa 
Solopec.  Terino  III.  Ed.  1835.  (Die  dritte  AbkendL  enteil*  eise 
tJeeersieai  der    CftfUf  eeetsgoeoog  im  den  keetftfen  oeaoeilcosen 
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Je*  Verfasrangsrechte  entlehnt  sind  *).  Aber  nur  des« 
wegen,  weil  im  Leben  ein  Theil  der  Rechtswissenschaft 
dem  andern  bald  ergänzt,  bald  modificirt. 

Das  Naturrecht  ist  das  Recht  der  Mensehen  in 
Stande  der  Natur  d.  i.  in  demjenigen  Zustande,  in  wel- 
chem der  Mensch  in  Sachen  des  Rechts  sein  eigener  Herr 
ist1)-  —  Der  Grundsatz  dieses  Rechts  ist  der  der 
ausgleichenden  Gerechtigkeit,—  der  Grundsatz ,  wel- 
cher der  natürlichen  Freiheit  des  Menschen,  wenn  und  in 
wie  fern  sie  mit  der  natürlichen  Freiheit  anderer  Menschen 
vereinbar  ist,  feine  auf  dem  Interesse  der  sittlichen  Frei- 

beruhende  Sanktion  ertheilt,  der  Grundsatz,  welcher 

natürliche  Freiheit  des  Menschen  in  eine  rechtliche 
verwandelt.  Dagegen  ist  weder  der  Grundsatz  der  schfiz- 
zenden  noch  der  der  austheilenden  Gerechtigkeit  auf  den 
Stand  der  Natur  anwendbar  *). 

Die  natürliche  Freiheit  des  Menschen ,  der  Gegenstand 
des  Natarrechts ,  ist  das  Vermögen ,  welches  der  Mensch 
kraft  seiner  physischen  (kraft  seiner  thierischen)  Beschaf- 
fenheit hat ,  durch  seine  Willkuhr  Wirkungen  in  der  Na- 
tur, —  in  der  Sinnenwelt,  —  hervorzubringen.  Sie  ist, 
mit  andern  Worten,  der  Inbegriff  der  Guter,  die  einem 
Menschen  gehören.  Denn  ein  Gut,  dieses  Wort  in  seiner 
juridischen  Bedeutung  genommen,  ist  ein  Gegenstand, 
welcher  der  Willkuhr  eines  Menschen  unterworfen  ist 

Die  naturliche  Freiheit  des  Menschen  begreift  sowohl 
die  Herrschaft  über  die  Welt  der  auf  s  eren  Sinne  d.  L  iber 
die  Körperwelt,  als  die  Herrschaft  aber  die  Welt  des  inne- 
ren Sinnes  d.  i.  über  die  Geistes-  und  Gemtithswelt  unter 
sieh.  Sowohl  in  der  einen  als  inrder  andern  Eigenschaft  kann 
sie  durch  einen  Zwang  beeinträchtiget  werden  5  in  der  er- 

1)  Z.  B.  Dm  ganze  Vormandschaftsrecht  ist,  »einer  Quelle  aacfc, 
Senats-  oder  Pottzetrecht.  —  Auch  ich  werde  in  diesem  Buehe  sa- 
g4eftch  auf  die  Vorschriften  des  Polizeirechts  Rücksicht  nehmen* 
welche  in  einer  unmittelbaren  Beziehung  auf  das  Clvilrecht  staun. 

S)  Vgl.  ohen  Bach  II.  Hptst  1. 
*)  Tgl.  eben  Bach  I.  Hptsi.  2. 
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stern  Eigenschaft  durch  einen»  mechanischen  #vang, 
in  der  letzteren  dur/Ä  einen  psychologischen  d.i.  durch 
Täuschung ,  durch  Betrug  *},  Jedoch  ist  das  nicljt  so  zu 
deuten ,  als  ob  sowohl  ein  Zwang  der  einen  als  ein  J&wang 
der  andern  Art  schon  seinem  Wesen  nach  eine.  Rechts- 
Verletzung  wäre.  Nur  wer  einen  Andern  einem  mechani- 
schen Zwange  unterwirft  ?)  bedarf  einer  Rechtfertigung:; 
nicht  aber  in  der  Regel  dej;^  welcher  einQn  4^dern 
tauscht*)«  Denn  Wahrhaftigkeit  ist  nicht  schon  an  sich 
eine  Rechtepflicht.  Ware  eine  jede  Tauschung  Anderer, 
an  sich  oder  unter  der  Voraussetzung,  dafs  sie  Anderen 
einen  Verlust  verursachte,  ein  Unrecht,,  so.  würde  $ine 
Jede  Art  des  geselligen  Verkehrs  unter  den  Menschen  in 
Stillstand  gerathen.  (Decipere  et  decipi,  seci^um  voca- 
tui;.)  —  Gleichwohl  giebt  es  Fälle,  in  welchen  ein  psy- 
chologischer Zwang  d.  i.  eine  Täuschung  Anderer  (aus- 
nahmeweiss)  eine  Rechtspflichtverletzung  ist.  Denn  er- 
stens: Bedingungs-  und  beziehungsweise  kann  die 
Pflicht  der  Wahrhaftigkeit  dennoch  eine  Rechtspflicht  seyn 
und,  ist  sie  dennoch  (ausnähme weise}  eine  Rechtspflicht 
Z.  B.  Ein  Zeuge,  der  nicht  die  Wahrheit  sagt,  ein  Be- 
amter, welcher  der  ihm  vorgesetzten  Behörde  einen  falschen 
odef  mangelhaften  Bericht  erstattet,  handelt  unrecht.  Denn 
der  eine  und  der  andere  ist  rechtlich  verpflichtet,, wahi;- 
Äaft  zu  seyn.  Zweitens:  Wer  Andere  &u  einem,  Irr- 
thume  verleitet,  in  der  Absicht,  ihnen  einen  Verlufit  an 
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1).  Ich  habe  nfoht  auch  der  Bedrohung  mit  mechanischem!  »wnng» 
•I«  einer  Art  des  neyehologieflhen  Zwange«  gedacht.  Man»  cuaetft 
▼oluntas  est  etiam  voluntas.  Allerdings  aal  derjenige,  welpher  ei- 
nen Andern  durch  Androhung  eines  mechanischen  Zwanges  bu  ei- 
nem Versprechen  eder  kh  einer  Leistung  bestimmt  hat,  einen 
Zwang  gegen  den  Andern  ausgeübt,  also  die  naturliche  Freiheit  des 
Andern  beeinträchtiget.  Aber  dieser  Zwang  ist  in  rechtlicher,  tyifl- 
slcht  als  ein  mechanischer  Zwang  »u,  betrachten. 

ft)  „Naturaliter  concessum  est,  se  invicem  cirmimscribere".  h  2#.  §• 
8.  D.  de  Bt  J.  —  Noch  weniger  also  kann  sich  der  ober  ein  Un- 
recht beschweren ,  welcher,  weil  or  dem  redlich  gemein**«  Bathe 
eines  Andern  gefolgt  ist,  einen  Verlost  erlitten  hat. 


Otter*  ftiztlfflgeii  *  handelt  tridertecAnich,  kann  afeM 
deshalb ,  wenn  er  seine  Absiebt  erreicht  hat ,  Auf  Sch*- 
deneraat»  belangt  werden.  Stand  es  mich  In  der  Macht 
de»  GetitaMhtafi  7  so  vmt  dieser  doch  nicht  redrtßcft  vef* 
liiirhtrt^  sieb  besser  »r  miterriehteit.  Dfcr  Andere  hat  ihrt 
alt  eis  Moses  Werkzeug*  benutzt  und  sieh  iMf  der'  Notfr- 
franügkeft  fiberhoben,  ihür  einen*  medrafiischefi  2far*ttg6 
z»  nrterteerftft  *). 

Die  nttrtfettehe  Freiheit  de*  Menschen  i^f  di«  Grurid- 
lage  (die  conditio  «gine  qua  non)  seiner  f  echtlidietf  lftef- 
hc&  -"  Biese  kam  sich  daher  nicht  weiter,  als  jene,  er*- 
atreefee**    Es  k&men  ».  B.  diejenigen  Sachen,   welche 
der  Memeb  nach  Naturgesetzen  nicht  seiner  Willtöfit 
untovvcrfeit  kann  »3*,  eben  stor  wenig  nach  Kechtsge- 
setzen  seiner  Willkühr  unterthänig  sejTi.    Umgekehrt  ist 
ehe  jede  Steigerung  der  tfatürllchen*  Freilieft  des  Men- 
sdie« ,  2.  B.  darch  neue  Erfindungen  oder  Entdeckungen, 
sogfeiefr  eine  Steigerung  seiner  rechtlichen  Freiheit.  -* 
Eben  so  ist  die  Beschaffenheit  der  Rechtsverhältnisse,  in 
weiche  die  Menschen*  mit  einander  treten  können ,  theib 
t*ow  de*  physischen  Beschaffenheit  dir  efaäelneri  Menschen, 
▼on  ihren*  Geschlechte,  von  ihrem  Ältter',.  vort  ihren  1&- 
higkeiten  und  Geschicklichkeiten,  theite  voll  der  physi- 
schen Beschaffenheit  der  Stechen  afthfirigig',  auf  welche 
acte  die  Rechtsverhältnisse  bezfehrf,  z.  B.  ob  dfe  Sachen 
hevreglieh  odfejf  unbeweglich ,  Vertretbar   oder  nicht  ver- 


1)  Der  Ausdruck:  Psychologischer  Zwang,  ist  hier  U  einem  andern 
Sinne  ^  als  oBen  ( Auch  I.  Bauptst.  £\ )  ,  genommen  worden.  Hier 
•etat  er  die  MttfcncnKeft  drter  antiern  Wtffetismettiihig  voraus.  t>ort 
seilte  er  eine:  andere  WfllensmefiQtmfi:.  unmöglich  matihtf*.  —  Fifcfcefe 
Ist  ein  psychologischer  Zwang  der  letzteren  Art  nach  den  GrnnoV 
sitzen,  welche  hier  von  dem  der  anderen  Art  aufgestellt  worden 
sind,  (oder  nach  den  Grundsätzen  des  Vernunftrechta,;)  erlaubt 
oder  widerrechtlich? 

Z)  Z.  B.  nicht  der  Luftkreis,  der  die  Erde  umwogt,  nicht  das  Sennen- 
licht, nicht  das  Innere  der  Erde.    Jedoch  der  Scharfsinn  der  Men- 
sehen  hat  adeh  diese  Sachen  beziehungsweise  in  Gegenstände 
Etgenthmnee  zn  verwandeln  gewufst. 
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tretbar  sind ,  oft  sie  durch  den  Gebrauch  verbraucht  oder 
nicht  verbraucht  werden  *). 

Andererseits  ist  eben  so  wohl  die  natürliche  Freiheit 
der  Menschen,  die  Menschen  im  Ganzen  genommen y  durch 
ihre  rechtliche  Freiheit  bedingt»  Denn  man  kann  die  Grund-» 
sätze  des  Rechts  eben  so  nvohl  aus  dem  Interesse  der  na- 
turlichen als  aus  dem  der  sittlichen  Freiheit  der  Menschen 
ableiten.  Man  kann  die  Ordnung  der  menschlichen  Ge- 
sellschaft, welche  den  Grundsitzen  des  Rechts  entspre- 
chen wurde,  als  eine  Ergänzung  oder  Darstellung  derje- 
nigen Ordnung  dieser  Gesellschaft  betrachten,  welche  die 
Natur  selbst  gestiftet  oder  zu  stiften  beabsichtiget  hat  *). 
Daher  %.  Q.  die  Armutb  und  Armseligkeit  derjenigen  Völ- 
kerschaften ,  welche  noch  kaum  ein  anderes  Recht  kennen, 
als  das  der  Selbstrache. 

Auf  diesem  inneren  Zusammenhange  zwischen  der  na- 
turlichen und  der  rechtlichen  Freiheit,  —  zwischen  der 
juridischen  Naturlehre  und  dem  Naturrechte,  —  berufyt 
sogar  der  gesammte  Organismus  der  letzteren  Wissen- 
schaft. —  Das  Naturrecht  beginnt  mit  der  Thatsache ,  daf* 
der  Mensch  einen  Körper  hat,  welchen  er  durch  seine 
Willkühr  zu  beherrschet!  vermag.  Weil  und  in  wie, fern 
in  dieser  Beziehung  schon  die  Natur  für  die  Selbst- 
ständigkeit der  Individuen  gesorgt  hat,  hat  das  Na- 
turrecht jene  Thatsache  nur  in  ein  Recht  zu  verwandeln. 
—  Jedoch,  indem  die  Natur  den  Menschen  zum  Herrn 
über  seinen  Körper  setzte,  bat  sie  gleichwohl  die  Selbst- 
ständigkeit des  Menschen  nicht  in  einer  jeden  anderen  Be- 
ziehung verbürgt.  Vielmehr  hat  sie  die  Menschen  in  ei« 
Her  doppelten  Beziehung  zugleich  von  einander  abhän- 
gig gemacht,  in  einer  doppelten  Beziehung  zugleich  eine 


1)  Daher  die  vielen  gesetslichen  Vorschriften ,  welche  die  physische 
Beschaffenheit  der  Sachen  in  rechtlicher  Hinsicht  genauer  bestimmen« 

9)  Dem  physlokrattschen  Systeme  gebührt  das  Lob ,  dafs  es  den  Zu- 
sammenhang zwischen  der  Natur-  und  der  Staatsordnung  suera*  oder 
vorzugsweise  hervorgehoben  bat. 
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Gemeinschaft  unter  ihnen  gestiftet  —  Denn  erstem: 
Ursprünglich  ist  der  Erdboden ,   anf  welchen    doch   die 
Menschen  wegen  ihres  Aufenthaltes  angewiesen  sind,  und 
eben  ss  sind  ursprünglich  die  Schütze  und  Erzeugnisse 
4er  Erde ,  deren  doch  die  Menschen  zur  Fristung  und  Ver- 
schönerung des   Lebens  bedürfen,    Gemeingut.      Ans 
dieser  Thatsache  geht  nun  unmittelbar  die  Aufgabe  her- 
vor, diese  Gemeinschaft  aufzuheben,  auf  dafs  ein  Jeder 
über  den  Antheil ,  *  den  er  von  dem  ursprünglichen  Gemein- 
gute  erhält,  mit  derselben  Freiheit  wie  über  seinen  Kör- 
per gebieten  könne,-*-  die  Aufgabe  des  Sachenrechts. 
So  wie  aber  diese  Theilung ,  für  welche  eben  so  sehr  das 
Interesse  der  natürlichen  als  das  der  sittlichen  Freiheit 
spricht,  ins  Werk  gesetzt  ist,  bietet  sich  eine  neue  Auf« 
gäbe,  —  die  Aufgabe  des  Vertragsrechtes,  —  dar. 
Denn  da  diese  Theilung  -doch  allemal  dem  ursprünglich 
gleichen  Ansprache,  welchen  ein  Mensch  wie  der  andere 
auf  den  Erdboden  und  auf  die  Schätze  und  Erzeugnisse 
der  Erde  hat,  mehr  oder  weniger  Eintrag  thut,  so  l(tet 
sie  sich  nur  unter  der  Bedingung  rechtfertigen,  dafs  ei- 
nes Jeden  das  Recht  verbleibt ,  sich  mittelst  des  Tausch- 
Verkehres  alles  das  zuzueignen,  was  er  sich  vor  der  Thei- 
lung eigenmächtig  zueignen  konnte.  —  Zweiten*:  Eine 
andere  Gemeinschaft,  welche  die  Natur  unter  den  Men- 
schen gestiftet  hat  oder  welche  die  Menschen  nach  dem 
Plane  der  Natur  unter  sich  stiften  sollen,  ist  die  Ge- 
meinschaft   zwischen    beiden    Geschlechtern» 
Auch  diese  Gemeinschaft  ist  durch  eine  strenge  Theilung 
aufzuheben ,  durch  die  Einehe.    Da  gleichwohl  auch  in  der 
Einehe  der  eine  Ehegatte  von  dem  andern  abhängig  ist, 
so  fragt  sich's,  wie  diese  Abhängigkeit  mit  der  Selbst- 
ständigkeit des  einen  und  des  andern  Ehegatten  in  Ueber- 
einstimmung  gesetzt  werden  könne,  —  die  Aufgabe  des 
EherechtjS.     An  diese  Aufgabe  reiht  sich  unmittelbar 
eine  andere.    Wenn  Eheleute,  gemäfs  dem  Naturzwecke 
der  Ehe,  Kinder  mit  einander  zeugen,  haben  sie  nicht  be- 
sondere Pflichten  gegen  ihre  Kinder  auf  sich,  so  wie, 
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kraft  dieser  Pflichten,  besondere  fteefcte  über  ihre  Kinder  ? 
—  die  Aufgabe  de»  Elternrechts*  (Beide  Anfgahe*  ] 
zusammen  bilden  die  Aufgabe  de*  F*milienre*hts. 
Die  griechischen  Philosophen  handelten  in  dem.  Familien- 
rechte  noch  überdiefs  von  dem  Verhältnisse  zwischen  Henr 
und  Diener.  Diesem  Vorgänge  sind  auch  mehrere  MM 
Schriftsteller  gefolgt.  Mein  diese»  VenhäUnife  ist  «ei- 
nem Rechtsgrmnde  nach  von  dem  Verhältnisse  zwäsche« 
Eheleuten  und  dem  zwischen  Eltern*  upd  Kindern  wesent- 
lich verschieden.)  —  Endlich,  schein  nach  Naturgesetzen 
siijd  die  Gitter,  welche  einem  bestimmten  Individuum  ge- 
hören,, als  ein  Ganzes  und  als  die  bleibende;  Sphäre  der 
natürlichen  Freiheit  dieses  Individuums  zt*  betrachten 
Dieselbe  Eigenschalt  kommt  ihnen  auch  fet  rechtliche*  Hin-« 
sieht  zu.  Eine  neue  und  die  letate  Aufgabe  de»  Natur* 
rechts  ist  daher  die:  Welche  Rechte  halt  der  Bf  arisch  ata 
Eigentümer  dieses  ständigen  Ganzen  ?  da  fii&entftiiaer 
aeioes  Vermögens? 

$4  nahe  ist  die  Verwandtschaft  syrischen  der  juridi- 
schen Naturlehre  und  dem.  Naturrechte,  dafe  die  letztere 
Wiaaenschaft  ntaht  selten  die  Resultate*  der  ersterert.vek- 
vehl  dem  Gcuadgatpe  nach  voni  ihr  wesentlich  verneine* 
den ,  nur  wiederholt  Dieses  Verhattnifo  »Wischen,  beiita 
Wissenschaften  tritt  z*  B.  in  4er  Lehre  vom»  Tau9*hver* 
Mure  ein.  Die  Verträge ,  welebe  ia  daa  Gebiet  des:  Na* 
unrechte  gehören,,  sind  die  vecebiedeae»  möglichen;  and 
rechtlich  zulässigen  Formen  des  Tauscbverkehrsi  Ja.  das 
gaeanunie  Sachen-  und,  Vettragsrecht  iat.ntir  ein  Seiteoh 
*tfck  zu  demjenigen,  Theile  der  Naturlehre^  welcher  den 
Namen:  Wirthschaftslebre  führt. 

Das  Allgemeine  bürgerliche  Recht,  (das  jus 
civite  universale,)  ißt  nun  nichts  anderes ,  als  da»  Nnfcw- 
rosht,,  weil  und  in  wie  fem  diese»  Recht  vom  Staate  an 
bekräftige»  ist*)$  mit  ander*  Worten  T  da»  Allgemeine 


^fc»^»«*^'*»»-^»1»  ■■ 


*)  Jiaa  kau»  dem  Zweck  4aratatfta»in4te  Wkrimgo**  d*' ***** 
rechtes  seteem    Eine  fptr.CltfepefevifciMg  #«tefcfcJN|fcefal*tftMft 


m 

ip  Recht  M  die  Regel,  W^che  die  Reekte  dir 
einzelnen  Manschen >  als  solcher,  d.  i,*  abgesehen,  vn 
ihrem  Verhältnisse  zum  Staate,  jedoch  so,  wie  diese  Recht« 
im  Staate  und  durch  den  Staat  geltend  h  machen  sind* 
zum  Gegenstände  hat. 

.Nicht  aUo  seinem  Grundsatze  nach,  nicht  in  Benin* 
büug  avf  die  Beschaffenheit  der  Rechte ,  welche  en  den 
Menschen  gewirrt ,  ist  das  allgemeine  bürgerliche  Recht 
von  dem  Natnrreehte  verschieden  Per  ganze  Unterschied 
zwischen,  beiden  betrifft  die  Hülfe  Rechtens,  d.  i  die 
Vollstreckung  der  Rechte)  welche  den  Menschen  sowohl 
nach,  dem  Naturrechte  als  nach  dem  allgemeinen  borg«-» 
liehen  Rechte  zostehn  1).  Das  Nalprrecht  ermächtiget 
die  Menschen  zur  Selbsthülfe  l),  das,  bürgerliche  Recht 
verpflichtet  sie,  ihre  Rechte  (jiöthigenfalls)  durch  die 
Staatsgewalt  in  Vollziehung  zu  setzens  Jerfoeb  auch  in 
so  fern  gjebi  da#  bürgerliche  Recht  dem  Zwange,  wel- 
chen ioi  Stande  der  Natur  ein  Mensch  gegeni  den  andern 
aasEnufreq,  berechtiget  ist,  mir  eine  neue  Form  odfer  Ge« 
st  alt.  Dem  Rechte  des  Zuvorkommen  (oder  de» 
Präventier*)  entsprechen  nun  Sicherh^itsIeii&iungeiTj 
Kautionen^  dem  Rechte  des  Angctffs,  welches  durch 
die  Verletzung  oder  durch  die  Nidit$rfnjiung  einer  flechten 
verbindlichkeil,  für  die  hierdurch  b^m^chtheiligte  Parti** 
begründet  wird,  Klagen;  dßm  Rechne  4er  VeirtfeieMtii» 
g**S?  Einreden»  ■  '■  .* 

Obwohl  hi^enae^  d^s  Naiurrecht,  und  dm  allgemeine 
bürgerliche  Rechte,  was  den  theoretischen  Theü*  d*s  eine* 
und  des  andern  Rechts  betrifft  >  nw  ejpe  undt  diewft* 


gewissen  Grade  für  dtc  Mangel  und  Gebrechen,  mit  geleiten  die 
eesenegebung  In  andern  Piche»  behaftet  Ist. 

1>  Ia  4er  Kuantspiache :  Das  Katurrecht  und  das  allgemefno  burger- 
tycliA  1+ackt  unterscheiden  siob  von.  einander  nur  in  ihren  prakil-*- 
sehen  und  nicht  in  ihrem,  theoretischen  Tbeile. 

8)  Auch  für  die  Selbsthälfe  giebt  es  eine  Rechtsregel.  Von  dieser  da, 
wo  sie  unmittelbar  ein  praktisches  Interesse  hat,  —  Inf  Völker- 
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Wissenschaft  sind ,  so  leidet  doch  diese  Regel  eine  Aus- 
nahme in-  so  fern ,  als  das  allgemeine  bürgerliche  Recht 
Sicht  Mos,  wie  das  Naturrecht,  das  Verhältnis  anter  den 
einzelnen  Menschen  als  solchen  ,  sondern  zugleich  die 
Verhältnisse  zu  seinem  Gegenstande  hat ,  in  welchen  mo- 
ralische Personen,  d.  i.  die  Volksgemeinde  und  die  unter 
ihr  begriffenen  Gemeinden  und  Körperschaften,  *")  gleich 
als  physische  Personen ,  theils  zu  diesen ,  theils  unter  ein- 
ander selbst  stehn.  Denn  in  diesem  Unterschiede  zwi- 
schea  der  einen  und  der  andern  Wissenschaft  liegt  nicht 
etwa  blos  so  viel,  dafs  das  allgemeine  bürgerliche  Recht 
ein  ausgedehnteres  Gebiet  habe,  als  das  Naturrecht, 
flbrigens  aber  dem  bürgerlichen  Rechte  nach  von  den  mo- 
ralischen Personen  dasselbe ,  wie  von  den  ^physischen  gelte* 
Sondern  auch  seinem  Inhalte  nach  ist  das  allgemeine 
bürgerliche  Recht,  weil  und  in  wie  fern  es  das  Recht  der 
moralischen  Personen  zum  Gegenstande  hat,  von  dem  Na- 
turrechte verschieden.  —  Denn  ertlen*:  Nur  der  Mensch 
und  nicht  eine  moralische  Person  hat  angeborne  Rechte. 
Und  wenn  man  auch  die  Rechte,  welche  eine  moralische 
Person  als  Bedingungen  ihres  Daseyns  hat,  nach  der  Ana- 
logie der  dem  Menschen  angebornen  Rechte,  ursprüng- 
liche Rechte  nennen  kann,  so  beruhen  doch  diese  Rechte 
auf  den  Verfassungsgesetzen  der  Staaten  und  so  stehen 
sie  mithin  doch  nicht  unter  dem  bürgerlichen,  sondern  un- 
ter dem  Verfassungsrechte.  Nur  die  Rechte  also,  welche 
^  von  der  Volksgemeinde  und  von  den  im  Staate  bestehen- 
den Gemeinheiten  ^erworben,  und  die  Verbindlichkeiten, 
welche  von  diesen  moralischen  Personen  eingegangen  wer- 
den können,  gehören  in  das  Gebiet  des  bürgerlichen 
Rechts.  Jedoch  »weiten*;  Auch  was  diese  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  betrifft,  ist  zwischen  moralischen 
und  physischen  Personen,  kraft  der  verschiedenen  Be- 
schaffenheit der  einen  und  der  andern,  ein  Unterschied. 
Die  ersteren  sind  nicht  schon  von  Rechtswegen  be- 


•)  Vgl.  obea  Bock  HI.  Hpftri.  4.  Buch  XV.  Hptot.  4, 

L 


m 

fugt,  ein  Eigenthum  an  Sachen  zu  erwerben.    Denn  da 
Gemeinheiten  unsterblich  sind ,  keine  Sache  aber  dem  Ver- 
kehre entzog^i  werden  darf,  so  sind  Veräufserungen  an 
die  »tode  Hand«  an  sich  widerrechtlich  #).    Eben  so  we- 
nig können  Gemeinheiten ,  was  die  Verwaltung  oder  Ver- 
änderung ihrer  Güter  betrifft,  auf  die  Freiheit  schon  von 
Rechtswegen  Anspruch  machen,  welche    den  einseinen 
Menschen  wegen  ihres  Vermögens  zukommt.  —  Auf  die 
positiven  Rechte  hat  in  der  vorliegenden  Beziehung  noch 
aberdiefs  das  Interesse  der  Staatsverfassung  ei- 
nen  entscheidenden  Einflufs.    Ich  will  diesen  Satz  einst- 
weilen nur  mit  Rücksicht  auf  die  im  Staate  bestehenden 
Gemeinheiten  durch  einige  Beispiele  erläutern.   (Ton  dem 
Staats  vermögen  an  einem  andern  Orte.)    Je  reicher  die 
in  Staate  bestehenden  Gemeinheiten  sind ,  desto  ohnmäch- 
tiger ist  die  Regierung«    Denn  eine  jede  dieser  Gemein- 
heiten ist  ein  Staat  im  Staate ;  Reichthum  aber  ist  Macht» 
Es  giebt  daher  Verfassungen,  deren  Interesse,  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts, 
den  Gesetzen  das  Wort  spricht,  welche  Vergabungen  an 
die  tode  Hand,  (Schenkungen ,  Vermächtnisse,)  unter» 
sagen  oder  wenigstens  nur  mit  gewissen  Einschränkun- 
gen zulassen.    Verfassungen  dieser  Art  sind  die  Volks- 
herrschaften  und  die  der  Demokratie  verwandten  Verfas- 
sungen.   Die  französische  Revolution  raubte  der  Gallika- 
nischen  Kirche  die  Reichthümer ,  in  deren  Besitze  diese 
Kirche  unter  dem  Schutze  einer  andern  Verfassung  ge- 
wesen war ,  —  auf  dafs  das  Repräsentativsystem  in  Frank- 
reich gedeihen  könnte.    Seitdem  in  England  das  demokra- 
tische Princip  (durch  die  Reform  -Acts)  das  Uebergewieht 
erhalten  hat,  ahndet  die  anglikanische  Verfassung  nicht 
ohne  Grund  Gefahr  für  ihre  Reichthümer.    Es  giebt  an- 
dere Verfassungen,  deren  Mängeln  und  Gebrechen  nicht 
anders  oder  nicht  besser  als  durch  eine  Gesetzgebung  ab- 


*)  Die  t.  g.  AmortimtiftBffgeaete*  beruhen  eise  auf  eisen  Gruate  4( 
Chrilraeate. 
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geholfen  werden  kann,  welche  eine  gewisse  Gemeinheit 
oder  gewisse  Gemeinheiten  in  Staate  in  Beziehung  anf 
die  Vermehrung  und  Bewahrung  ihres  Vermögens  durch 
Vorrechte  begünstiget.    Die  Staaten  deutschen  Ursprungs 
würden  während   des  Mittelalters  einer   Gewährleistung 
für  die  Erhaltung  des  inneren  Friedens  fast  ganz  entbehrt 
haben,  wenn  nicht  in  denselben  die  lateinische  Kirche, 
welche  sie  insgesammt  umfafste,  der  Herrschaft  des  Faust- 
rechtes  wenigstens  einigermaafsen  gesteuert  hätte.    Aber 
diesen  politischen  Einflute  verdankte  die  lateinische  Kirche 
nicht  etwa  Mos  den  in  jenem  Zeitalter  herrschenden  Glau- 
bensmeinungen'; sondern  sie  verdankte  ihn  eben  so  Wohl 
and  vielleicht  noch'  mehr  ihren  Reichthümern ,  diese  aber 
einer  Gesetzgebung,  welche,  gestützt  auf  jene  Meinun- 
gen, die  Vermehrung  und  Erhaltung  des  Kirchenvermö- 
gen«  anf  alle  Art  und  Weise  begünstigte.    Nicht  nur  stan- 
den deshalb  die  vielen  Tausende,  welche  Leims- ,  Dienst-, 
oder  Zinsleute  der  Kirche  waren,  unmittelbar  unter  dem 
Schutte  und  Schirme  der  Hierarchie.    Sondern  diese  ge- 
langte deshalb  noch  überdiefs  zu  den  politischen  Vorrech- 
ten* welche  nach  den  Rechtsbegriffen  der  Deutschen  den 
Grand  ~  und  den  Landherren  zustanden.    Ein  anderes*  Bei- 
spiel, wie   ein  Fehler  des  Verfassungsrechts  durch   ein 
Vorrecht  der  in  Frage  stehenden  Art  verbessert  werden 
kann,  l&fst  sich  aus   der  Gesetzgebung  des  türkischen 
Reichs  entlehnen.    In  diesem  Reiche  ist  es  Rechtens,  dafe 
der  Nachlafs  eines  Beamten  dem  Schatze  des  Sultans  an- 
heimfällt; —  kraft  der  (unheimlichen)  Rechts vermnthung , 
dafs  der  Beamte  sein  Vermögen  im  Staatsdienste  durch 
widerrechtliche  Mittel  erworben  habe.    Jedoch  die  Hafte 
dieses   Gesetzes  wird  durch  ein  den  Moscheen  —  oder, 
nach  unseren  Rechtsbegriffen,  der  Kirche  —  zustehendes 
Vorrecht  gemildert.    Wenn  der  Beamte  sein  Vermögen 
einer  Moschee  vermacht,  so  kann  er  seiner  Familie  gift 
auf  dieses  Vermögen  versichertes  Einkommen  oder  auch 
die  Nutzniesung  seines  gesammten  Nachlasses  vorbehal- 
ten ?  so  dafs  die  Moschee  erst  nach  dem  Aussterben  der 
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Vamihe  aa  dem  vollen  Eigeatframe  des  Nachlasses  g+* 
langt  >> 

Ueirigeas  kam  man ,  aach  ohne  von  dem  Natarreehte 
ansragthn  y  ein  allgemeines  bürgerliches  Recht  aufstellen. 
Allein,  wenn  das  allgemein«  bürgerliche  Aecht  nach  die- 
soa  Plane  nicht  blos  in  Beziehung  anf  die  Methode  der 
Darstellung  der  Wissenschaft  verschieden  seyn  soll,  so 
U6t  sieh  der  Plan  nur  durch  die  Behauptang  rechtferti- 
gen ,  dafa  der  Mensch  seine  Rechte  überhaupt  and  nicht 
Mos  den  Schute  derselben  dem  Staate  verdanke. 


ERSTER    THEIL 

Von  den 
Gütern  des  Menschen, 


emxetn  oder  ihrer  jthysiscficn  Verschiedenheit  nach 

betracIUet. 

ERSTE  ABTHEILUNG. 

Von  den 
angebomen  Gütern  *). 

I.   Naturlehre. 

f)  Der  Mensch  ist  von  Geburt  der  Herr  sei- 
nes Körpers. 

Mit    andern  Worten;  Das  Gut,  welches  die  Natur 
selbst  der  Willkühr  des  Menschen  unterworfen  hat,  ist  der 

l)  Ausführliche  Nachrichteij  von  diesen  Stiftungen  oder  Fidelkommis» 
seil,  welche  Wakft  genannt  werden ,  findet  man  in  folgendem 
Werke:  Travels  in  Europe,  Asia  minor  and  Arabla.  By  X  Grif- 
ft**«. London  1804.  4.  —  Schon  ist  in  der  Türkei  ein  bedeuten- 
der Theil  des  Ifrundes  und  des  Bodens  durch  solche  Stiftungen 
Bgenthum  der  Moscheen  geworden,  Wohl  eine  der  Ursachen, 
welchen  die  Verarmung  und  Entvölkerung  der  Türkei  beizumessen 
Ist.  In  den  neuesten  Zeiten  ist  daher  anf  die  Beschränkung  den 
BtentSj  Stiftungen  dieser 'Art  «u  machen,  Bedach*  genommen 
Worten. 

3)  Die  Ausdrucke:  Angeborne,  erworbene  Rechte,  lassen 
sieh  nur  in  dem  Sinne  rechtfertigen,  daö  man  sin  anf  #•  Ge- 
genstände der  Rechte  besieht« 
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Körper  de«  Mensehen.  Jedoch  begreift  dieses  Gut  wieder 
mehrere  Gdter  in  dem  Sinne  unter  sich,  dafs  die  Herr- 
schaft des  Menschen  über  seinen  Körper  von  mehr  als 
einer  Bedingung  abhängt,  in  mehr  als  einer  Beziehung 
betrachtet  werden  kann«  In  diesem  Sinne  kann  man  z.  B. 
das  Leben  des  Menschen,  seine  Gesundheit,  seine  per- 
sönliche Freiheit ,  seine  Macht  über  die  Aufsenwelt ,  seine 
Macht ,  mit  seinen  Mitmenschen  in  Verkehr  zu  treten ,  als 
dem  Menschen  angeborne  Güter  besonders  aufzählen.  — 
Von  der  Beschaffenheit  der  Herrschaft,  welche  der 
Mensch  über  seinen  Körper  und  durch  diesen  über  die 
Aufsenwelt  hat,  ist  schon  oben  (in  der  politischen  Natur- 
lehre) gehandelt  worden.  Nicht  durch  den  Reich th  um 
seiner  inneren  Welt  allein  ist  der  Mensch  höher  gestellt, 
als  das  Thier.  Auch  der  Körper  des  Menschen  hat  vor 
dem  des  Thieres  den  Vorzug,  dafs  er,  als  Werkzeug  be- 
trachtet, einen  weit  freieren  und  mannigfaltigeren  Gebrauch 
suläfst,  als  der  Körper  der  Thiere. 

Ä)  Die  Menschen  sind  ihrer  physischen  Be- 
schaffenheit nach  einander  von  Geburt 
ungleich. 

Die  Menschen  sind  einander  physisch  ungleich,  er- 
9 ten*,  weil  und  in  wie  fern  sie  zu  verschiedenen  Ras- 
sen, zu  verschiedenen  Nationen  oder  Stämmen  ge- 
hören *).  Diese  Ungleichheit  der  Menschen ,  (welche  die 
Menschen  vielleicht  noch  mehr  ihrer  geistigen,  als  ihrer 
körperlichen  Beschaffenheit  nach  von  einander  scheidet,) 
hat  dieselben  Folgen  für  die  menschliche  Gesellschaft, 
welche  die  Ungleichheit  der  Individuen  der  Menschengattung 
für  die  bürgerlichen  Gesellschaften  hat.  Den  gefähr- 
lichsten Zwiespalt  verursacht  die  Verschiedenheit  der  Men- 
schen ras sen  in  der  menschlichen  Gesellschaft.  Wie  sind 
die  Neger,  wie  sind  die  Menschen  der  rothen  Farbe  von 
den  Weifsen,  und  von  Weifsen,  die  sich  zum  Christen- 


*)  VgL  obea  Back  XL  Hptol.  4. 
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thtune  bekannten,  behandelt  worden  ¥  wie  werden 
einen  und  die  andern  hin  und  wider  noch  jetzt  von  den 
Weifsen  behandelt?  Gleich  als  ob  sie  nicht  blos  der  Art, 
sondern  der  Gattung  nach  von  der  weifsen  Rasse  ver- 
schieden waren!  Als  Amerika  von  den  Europäern  zu  Ende 
des  15ten  Jahrhunderts  f  von  neuem)  entdeckt  wurde, 
wurde  die  Frage,  ob  man  die  Eingebornen  taufen  dürfe, 
ernstlieh  aufgeworfen  und  von  der  Kirche  förmlich*  ent- 
schieden! 

Die  Menschen  sind  von  einander  »weiten*  dem  Ge- 
schlechte  nach  physisch  verschieden  *).  Das  minn- 
liche Geschlecht  ist  das  stärkere,  das  weibliche  ist  das 
schwächere  Geschlecht 5  besonders ,  wenn  auch  nicht  al- 
lein ,  in  Beziehung  auf  körperliche  Kraft.  Daher  ist  diese 
Ungleichheit  vorzugsweise  bei  denjenigen  Völkerschaften 
für  die  gesammte  Lage  des  weiblichen  Geschlechts  <  ent- 
scheidend, welche,  noch  ungebildet,  kein  anderes  Recht, 
ab  das  des  stärkeren,  kennen.  Fast  allen  Völkerschaf- 
ten dieser  Klasse  sind  die  Weiber  Geschöpfe  ctirier  unter- 
geordneten Gattung,  Lastthiere,  eine  Wahre.   ,: 

Endlich,  drittens,  sind  die  Individuen  der  Men- 
sdiengattung,  —  die  einer  und  derselben  Rasse  oder  Na- 
tion, die  desselben  Geschlechts,  —  einander  physisch  un- 
gleich* Sie  sind  einander  ungleich  z.  B.  dem  Älter,  der 
Gesundheit,  den  Anlagen  und  Fähigkeiten  nach.  Wenn 
sich  diejenige  Ungleichheit,  welche  auf  der  Verschieden- 
heit der  Rasse  oder  auf  der  des  Geschlechts  beruht,  bei 
zunehmender  Kultur  und  Civilisation  mehr  und  mehr  aus- 
gleicht, so  steigt  dagegen  unter  derselben  Voraussetzung 
die  Ungleichheit  unter  den  Individuen.  Diese  Ungleich- 
heit steigt  alsdann,  weil  gleichzeitig  die  Arbeiten  ver- 
theilt,  die  Vermögensumstände  ungleicher  werden.  Bei 
Völkern,  welche  auf  der  Bahn  der  Kultur  und  Civilisa- 
tion bedeutendere  Fortschritte  gemacht  haben,  ist  sie  die 


*)  Vtf.  oben  Buch  XI.  Hptet.  S. 

Zmthmriü,  vom  Stamte.    IV.  & 
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Grundlage  des  gesammten  Baues  der  bürgerlichen  Gesell«» 
•chaft,  nicht  selten  auch  die  des  Baues  der  Verfassung. 

SJ  Die  Herrschaft,  welche  der  Mensch  über 
seinen  Körper  und  durch  diesen  ober  die 
Aufsenwelt  hat,  beginnt  und  endet  mit 
dem  irdischen  Daseyn  des  Menschen. 

Der  Mensch  wird  erzeugt,  geboren;  er  stirbt  Sein 
Daseyn  und  mithin  seine  Herrschermacht  beginnt  also  und 
endet  in  der  Zeit  (Nur  die  Menschheit  ist  ewig ! 3  Sein 
Daseyn  ist  sogar  erst  von  dem  Augenblicke  an  erweislieh , 
da  er  lebendig  und  lebensfähig  zur  Welt  kommt  Be- 
trachtet mt«  also  den  Menschen  bios  nach  dem  Gesetoe 
seines  irdischen  Daseyns ,  so  erstrecken  sich  seine  Hechte 
wd  saue  Pflichten  weder  auf  die  Zeit  vor  »och  auf  die 
-nach  «einem  Leben. 

4}  Der  Mensch  bedarf  zu  seinem  Daseyn  In 
der  Körperwelt  eines  Aufenthaltsorte* 
auf  der  Erde.  Er  kann  nur  von  dem  Orte 
aus,  wo  er  sich  aufhält,  unmittelbar  auf 
die  Anfsenwelt  einwirken« 

Nichts  hindert  den  Menschen  so  sehr,  von  seiner  na- 
türlichen Freiheit  Gebrauch  zu  machen  und  sie  bis  zu  den 
Grenzen  au  erweitern,  bis  zu  welchen  sie  sich  erweitem 
ltftfet,  als  sein  Unvermögen,  sich  augenblicklich  von  einem 
Orte  an  einen  andern ,  w&re  dieser  auch  noch  90  entfernt? 
-*u  versetzen.  Unser  Zeitalter  zeichnet  sich  durch  die  Ver- 
mehrung und  Vervollkommnung  der  Mittel  ans,  welche 
4ml  Menschen  die  Ferne  in  Nlihe  verwandeln,  80  hat 
-sich  mit  der  natürliche»  Freiheit  der  Mensehen  zugleich 
ihre  rechtliche  erweitert. 

53  Die  Herrschaft,  welche  der  Mensch  über 
seinen  Körper  hat,  ist  nach  Naturgesez- 
zen  v  er  auf*  er  lieh. 

Der  Mensch  kann  gezfihmt  werden,  wie  das  Thlcr. 
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Aber  der  Mensch  kann  sieh  noch  uberdiefe  der  Herrschaft 
eines  andern  Menschen  gutwillig  Preift  geben.  *) 

EL.  Bechtslehre  und  Philosophie  des  positiven 

Rechts.  *) 

Wie  stellt  sich  nun  die  Herrschaft,  welche  der  Mensch 
von  Geburt  über  seinen  Körper  —  und  durch  diesen  Aber 
die  Aufeenwelt  —  hat,  nach  den  Grundsätzen  der  aus* 
gleichenden  Gerechtigkeit? 

13  Die  in  Frage  stehende  Herrschaft  ist  ein 
Herrschende  AI. 

Denn  sie  ist  die  Bedingung  der  Persönlichkeit ,  <L  i. 
derjenigen  Eigenschaft  des  Menschen,  vermöge  welcher 
der  Mensch  überhaupt  Rechte  hat. 

Dem  Naturrechte  nach  ist  ein  jeder  einzelne  Mensch 
in  seiner  Rechtesphäre  das ,  was  der  Staatsherrscher  in 
der  seinigen  jst ,  stehen  die  Menschen  in  demselben  Rechts* 
Verhältnisse  zu  einander,  wie  selbständige  Völker, 
(Machte,  Puissancen.)  Das  Gebiet,  welches  die  Natur 
selbst  dem  Menschen  zugetheilt  hat,  ist  sein  Körper  j  ein 
Gebiet,  das  sich  selbst  durch  seine  Beweglichkeit  kaum  von 
einem  Staatsgebiete  unterscheidet  Denn  auch  Seeschiffe 
sind  bewegliche  Theile  des  Landes,  unter  dessen  Flagge 
sie  segeln.  Die  Güter,  welche  der  Mensch  erwirbt, 
gleichen  den  Eroberungen,  durch  welche  ein  Volk  sein 
Land  vergrößert.  —  Nun  scheinen  zwar  diese  Verglei- 
changen  nicht  weiter  zuzutreffen,  sobald  sich  die  Men- 
sehen einer  Staatsgewalt  unterworfen  haben«  Aber  auch 
Völker  können  sich  zu  einem  Staate,  su  einem  Völker- 
Staate,  vereinigen. 

Wie  die  Machtvollkommenheit  des  Staatoherrschers 
ein  Jedes  überhaupt  [mögliche  Recht  unter  sich  begreift, 
so  erstreckt  sich  auch  das  Herrscherrecht,  welches  der 


1)  Vgl.  oben  Buch  XV.  Hp tat.  4. 

2)  Um  de«  Vwtmg  absttkuneeij  verMade  Ich  beide  Uli 
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Mensch  über  seinen  Körper  hat,  auf  alle  die  Bedingun- 
gen, von  welchen  die  Herrschaft  des  Menschen  aber  sei- 
nen Körper  abhingt,  so  wie  auf  alle  die  Beziehungen,  in 
welchen  diese  Herrschaft  betrachtet  werden  kann«  Es  ist 
daher  der  Mensch  berechtiget,  z.  B.  sein  Leben,  seine 
Gesundheit,  seine  persönliche  Freiheit,  durch  physischen 
Zwang  —  gegen  eine  jede  Art  der  Beeinträchtigung  — 
zu  vertheidigen.  —  Hat  aber  der  Mensch  auch  ein  Recht 
auf  Ehre?  Da  diese  Frage  einer  ausführlicheren  Erör- 
terung bedarf,  so  verweise  ich  sie,  um  nicht  die  Einsicht 
in  den  Zusammenhang  der  Darstellung  zu  erschweren , 
in  einen  Anhang  zu  dem  vorliegenden  Abschnitte. 

#)  Die  Menschen,  obwohl  einander  physisch 
ungleich,  sind  dennoch  dem  Rechte  nach 
(oder  vor  dem  Gesetze)  einander  gleich.1) 

Denn  einem  Menschen,  wie  dem  andern,  kommt  die 
Eigenschaft  der  Persönlichkeit  zu.  Ein  Mensch ,  wie  der 
andere  ist  der  Repräsentant  der  gesammten  Menschheit 
Entweder  können  alle  Menschen  auf  dasselbe  Recht  An- 
spruch machen,  oder  kein  Mensch  hat  ein  Recht 

£s  mufs  befremden,  dafs  gleichwohl  der  Grundsatz 
der  rechtlichen  Gleichheit  so  vielen  Völkern  ein  Geheim- 
nifs  geblieben  ist  und  noch  ist  Selbst  den  Griechen  der 
Vorzeit,  dieser  sonst  so  scharfsinnigen  Nation ,  war  er  so 
gut  wie  gänzlich  unbekannt  Aristoteles  behauptet  ge- 
radezu ,  dafs  ein  Theil  der  Menschen  zur  Knechtschaft  ge- 
boren sey  *3*  Pl*t°9  i°  seinem  Werke  vom  Staate,  schal- 
tet und  waltet  mit  den  Menschen,  gleich  als  mit  Werk- 
stücken. Sollten  wir  nicht,  auch  was  unsere  rechtlichen 
Ansichten  betrifft,  dem  Christenthume  mehr  verdanken,  als 
Viele  in  ihrem  Hochmuthe  eingestehen  wollen  ?  Q 


O  «•  oben  Band  I.  8.  19. 

9)  Arls«.  Pottft.1,7. 

*)  Dock  bat  «elbst  die  Sklaverei  auch  ia  uaterea  Tagen  noch  Verthei« 


Zu  Folge  des.  Grundsatzes  der  rechtlichen  Gleichheit 
kann  also  ersten*  keine  Menschenrasse,  kann  keine 
Nation  in  Verhältnifs  zu  der  andern  auf  Vorrechte  An- 
spruch machen«  Vorrechte,  die  aof  diese  Art  der  phy- 
sischen Ungleichheit  gestutzt  werden,  stehen  mit  jenem 
Grundsätze  unbedingt  im  Widerspruche.  Dafs  gleich- 
wohl jener  Grundsatz  gerade  in  dieser  Beziehung  so 
häufig  verkannt  worden  ist  und  noch  immer  verkannt  wird, 
durfte  auf  mehr  als  eine  Ursache  zurückzuführen  seyn. 
Wefl  ein  Recht  nichts  ist  ohne  die  Macht,  das  Recht  in 
Vollziehung  zu  setzen ,  so  sind  die  Menschen  nur  zu  ge- 
neigt, umgekehrt  ihre  Macht  in  ein  Recht  zu  verwandeln. 
Weil  die  eine  Rasse*  oder  Nation  gewisse  Vorzüge  vor 
der  andern  hat  oder  zu  haben  glaubt,  halt  sie  sich  des- 
wegen auch  für  die  edlere  1).  'Vielleicht  giebt  es  auch 
gewisse  geheime  Antipathieen ,  welche  die  eine  Rasse  oder 
Nation  in  den  Augen  einer  andern  herabsetzen.  Wer  ver- 
mag sich  eines  unheimlichen  Gefühls  zu  erwehren ,  wenn 
er  einen  Neger  erblickt? 

Zu  Folge  desselben  Grundsatzes  steht  »weiten*  das 
weibliche  Geschlecht  dem  mannlichen  dem  Rechte  nach 
gleich.  —  Zwar  haben  die  Gesetze  das  weibliche  Ge- 
schlecht, als  das  schwächere,  in  ihren  besondern  Schutz 
zu  nehmen.  Aber  in  diesem  Schutze  liegt  nicht  eine  Be- 
schränkung, sondern  vielmehr  eine  Bestätigung  des  Grund- 
satzes der  rechtlichen  Gleichheit.  Wenn  Weiber,  nach 
dem  deutschen  Rechte,  bei  ihren  Rechtsgeschäften  eines 
Beistandes  bedürfen, ')  (weil  sie,  auf  das  Haus  beschränkt. 


diger  gefunden.  S.  e.  B.  Linguet,  theorie  dea  lois  ctvfles. 
Hugo,  Naturrecht.  £.  141.  ff.  —  Wer  denkt  hierbei  nicht  an  den 
Advocatos  diabett? 

1)  Tacit.  Germania,  e.  80.    „VctustUsimos  ee  nobilissimosoao  0ne- 
Temai  Semnones  memorant." 

S)  Jedoch  nana  diese  Vormundschaft  nach  Zeit  and  Umstanden  auca 

entbehrlich  werden.  —  Sie  schreibt  sich  übrigens  wohl  überall  aas 

.   der  Periode  her,  da  die  Frauen  noch  das  Bigenthum  ihrer  Eltern 

oder  SeHeaTerwandten  waren.    Das  gilt  namentlich  auch  tos  der 
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der  Welthandel  unkundig  sind  oder  seyn  sollen,)  oder 
wenn  sie,  nach  dem  römischen  Rechte,  nicht  die  Rechte- 
verbindlichkeiten Anderer,  bürgschaftsweise  oder  sonst, 
abernehmen  können, ')  ( denn  kurzsichtiger  and  der  bitte 
zugänglicher  ist  das  andere  Geschlecht,)  oder  wenn,  nach 
demselben  Rechte,  einer  Ehefrau  für  die  dereinstige  Er- 
stattung ihres. Heirathsgutes  nicht  Bärgen  gestellt  werden 
dürfen, *)  f  denn  die  Freundschaft  mit  einem  Weihe  wird 
leicht  zur  Kupplerin  ,3  so  pehmen  diese  und  ähnliche  Ge- 
setze das  Weib  nur  gegen  sich  selbst  in  Schatz«  —  Je- 
doch nur  in  Beziehung  auf  das  Natur-  oder  bürgerliche 
Recht  steht  das  weibliche  Geschlecht  dem  männlichen 
gleich,  nicht  aber  auch  in  Beziehung  auf  das  Verfassungs- 
recht d.  i.  nicht  auch  in  Beziehung  auf  die  unmittelbare  oder 
mittelbare  Theilnahme  an  der  Verwaltung  der  öffentlichen 
Angelegenheiten.  Denn  das  Staatsbürgerrecht  ist  seinem 
\Yesen  nach  ein  bedingtes  Recht  d.  i.  nur  diejenigen  kön- 
nen auf  dieses  Recht  Anspruch  machen ,  welche  das  phy- 
sische Vermögen  haben ,  den  Pflichten  eines  Staatsbürgers 
Genfige  zu  leisten,  also  nur  diejenigen,  welche  dem  Ge- 
meinwesen mit  Rath  und  That  zu  dienen  im  Stande  sind. 
Das  weibliche  Geschlecht  aber  ist  seiner  physischen  Be- 
schaffenheit nach  der  Erfüllung  dieser  Pflichten  nicht  ge- 
wachsen. Seine  Theilnahme  an  der  Verwaltung  der  öf- 
fentlichen Angelegenheiten  wurde  sogar  mit  den  Pflich- 
ten unvereinbar,  welche  diesem  Geschlechte  kraft  seiner 
Naturbestimmung  obliegen.  Wollte  man  gleichwohl  das 
weibliche  Geschlecht  zur  Ausübung  des  Staatsbürgerrechts 
zulassen,  so  wurde  man  in  der  That  an  die  Stelle  einer 
von  der  Natur  selbst  gestifteten  Ungleichheit  des  Rechts 


total»  perpetua  foeminarum  des  älteren  römischen  Rechts.  Vergl. 
Caji  Institut.  1,  145,  und  Sehr  ad  er,  Was  hat  die  Geschichte 
des  römischen  Hechts  durch  die'  wiederaufgefandenen  lostit.  des 
Cajue  gewonnen  I    Heidelb.  1SS8.    8.10.44. 

1)  Bctm.  VeDejanun.  ' 

«9  1*  &•  0.  ae  fidejuss.  des.  dentnr. 
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ein»  »tritte,  eine  Ungleichheit  <fe*  Rechts  zum  Nach~ 
thefle  des  männlichen  Geschlechtes,  stellen.  Und  würden 
die  Frauen  gewinnen ,  wenn  ihr  geheimes  Stimmrecht  (hy 
ballet)  in  ein  öffentliches  verwandelt  würde? 

Derselbe  Grundsatz  gebietet  endlieh  dritten*  der 
Gesetzgebung  eines  jeden  einsehen  Staates,  sowohl,  (ab- 
gesehn  von  der  Geschlechtsverschiedenheit,)  unter  den 
einzelnen  Unterthanen  als  unftr  den  verschiede- 
nen Ständen  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
Gleichheit  zu  halten.  —  Man  sollte  erwarten,  dafs  in  die* 
ser  Beziehung  die  physische  Ungleichheit  der  Menschen 
ier  Herrschaft  jenes  Grundsatzes  sogar  zu  statten  kom- 
men werde.  Denn  wo  dieser  Grundsatz  Rechtens  ist, 
kann  sich  ein  jeder  einzelne  Mensch  in  seiner  ganzen 
physischen  Individualität  nach  Lust  und  Gefallen  entwik- 
ketn  und  so  zu  der  Stellung  in  der  bürgerlichen  Gesell* 
Schaft  gelangen ,  welche  ihm  gebührt  oder  welche  ihn  die 
erwünschteste  ist.  Vergebliche  Hoflhung !  Wo  Alle  den* 
selben  Preifs  erringen  können,  ist  der  Wettkampf  desto 
hitziger,  der  Ausgang  des  Kampfes  desto  unsicherer, 
kann  der  Sieger  über  kurz  oder  über  lang  wieder  der  Be- 
siegte seyn.  Vorrechte  aber  sind  das  beste  oder  das  ein- 
zige Mittel,  sich,  bei  der  Bewerbung  um  irgend  einen 
Preifs,,  dar  Mitwerber  zu  entledigen,  sich  des  Besitzes 
eines  gewonnenen  oder  errungenen  Vorzuges  auf  die 
Daner  zu  versichern  und  selbst  persönliche  Ansprüche 
in  Verrechte  zu  verwandeln.  Und  umgekehrt  gewähren 
Vorzüge  nach  Zeit  und  Umständen  die  Macht,  die  phy- 
sische Ungleichheit  gegen  die  Wechselfülle,  welchen  sie 
als  solche  ausgesetzt  ist,  durch  Vorrechte  in  Schutz  zu 
nehmen.  —  In  Erwägung  der  Gefahren,  von  welchen  hier* 
nach  die  Aufrechthaltung  des  in  Frage  stehenden  Grund* 
Satzes  bedroht  ist,  sind  einige  Gesetzgebungen,  um  die 
Fortdauer  einer  auf  diesem  Grundsatze  beruhenden  Ver- 
fassung zu  sichern,  darauf  ausgegangen,  die  Gleichheit 
des  Rechts  auf  die  physische  Gleichheit  der  Bürger  zu 
stützen  d.  i.  physische  Gleichheit  unter  den  einzelnen  Mit* 


1*> 

gliedern  des  Staatsvereines  auf  die  Daner  zu  begründen. 
Das  Aeufserste  in  dieser  Beziehung  versuchte  die  Gesetz- 
gebung Lykurgs.    Nicht  ihren  Vermögensumständen  naeh 
allein,  auch  ihrer  Denk-  und  Gemüthsart,  ja  auch  ihrer 
körperlichen  Beschaffenheit  nach  sollten  die  Spartaner  ein- 
ander gleich  sey.    Und  es  gelang  dieser  Plan  wenigstens 
in  einem  gewissen  Grade ,  weil  kein  Mittel ,  welches  zur 
Ausfuhrung  desselben  beitragen  konnte ,  ( z.  B.  selbst  das 
Aussetzen  schwächlich  geborner  Kinder  nicht  ,3  Air  zu  he- 
roisch gehalten  wurde.    Er  gelang  wenigstens  so  lange, 
als  Sparta,   von  der  übrigen  Welt  fast  abgeschlossen, 
eine  Welt  für  sich  war.    Desselben  Geistes  sind  die  so- 
genannten agrarischen  Gesetze  d.  i.  die  Gesetze,  welche 
in  einem  Staate ,  dessen  Burger  den  Vermögensumständen 
nach  einander  ungleich  sind,  eine  neue  und  gleiche  Ver- 
keilung des  Gesammtvermögens  bezwecken.    Obwohl  die 
einzelnen  Burger  unmittelbar  nur  in  Beziehung  anf  die 
äufseren  Güter  einander  gleichstellend,  sind  sie  doch  mit- 
telbar zugleich  auf  die  Ausgleichung  der  dem  Menschen 
angebornen  Güter  gerichtet.    Wenn  Alle  gleich  viel  be- 
s&fsen,  würde  Keiner  mehr,  als  der  andere,  für  die  Aus- 
bildung seiner  Anlagen  und  Fähigkeiten  thun  können.  *) 
—  Anders  stellt  sich  das  Verhaltnifs  der  physischen  Un- 
gleichheit der  Menschen  zu  den  Gesetzgebungen  derjeni- 
gen Staaten,  deren  Verfassung  ihrem  Wesen  nach  auf 
Vorrechten  beruht.     Die  Gesetzgebungen  dieser  Staaten 
befolgen  daher  nicht  selten  den  Plan,  eine  dem  Geiste  der 
Verfassung  entsprechende  physische   Ungleichheit   unter 
den  Menschen  zu  stiften,  oder  die  physische  Ungleichheit 
der  Menschen,  aus  welchen  die  Verfassung  hervorging, 
künstlich  zu  verewigen.    Wie  dieser  Plan  ins  Werk  zu 
setzen  sey  und  in   welchem  Grade  er  gelingen  könne, 
lehren  in  einem  glänzenden  Beispiele  die  Gesetzgebungen 
derjenigen  Völker,  welche  in  Kasten  gespalten  sind.  — 


*)  Kioe  treffliebe  Stelle  über  die  agrarischen  Geeetee  eteht  b.  Cicero, 
<Je  republ.  I>  4». 


Darin  aber  kommen  die  Gesetzgebungen,  in  welchen  die- 
ser Geist  lebt,  mit  denen,  welche  anter  den  Menschen 
physische  Gleichheit  herzustellen  beabsichtigen-,  oberem, 
dafe  die  einen  wie  die  andern  sich  für  berechtiget  halten, 
den  Zustand  der  bürgerlichen  Gesellschaft  mit  einer  be- 
staunten Yerfassongsform  unmittelbar  und  auf  die  Dauer 
in  Uebereinstimmung  zu  setzen,  anstatt  dafe  von  Rechts 
wegen  die  Verfassung  des  Staates  dem  jeweiligen  Zu* 
stände  der  bürgerlichen  Gesellschaft  entsprechen  soll. 

Jedoch,  der  Staat  leistet  dem  Grundsatze  der  recht- 
lichen Gleichheit  nicht  schon  dadurch  Genüge,  dafs  er 
keinen  seiner  Unterthanen  von  den  übrigen  durch  Vor- 
rechte auszeichnet  Auch  der  steht  Anderen  nicht  dem 
Rechte  nach  gleich ,  welcher  wegen  seiner  physischen  Be- 
schaffenheit nicht  im  Stande  ist,  seine  Rechte  selbst  zu 
wahren.  Diese  also  hat  der  Staat  in  seinen  besonderen 
Schutz  zu  nehmen ,  wenn  für  sie  der  Grundsatz  der  recht- 
lichen Gleichheit  nicht  blos  ein  leerer  Schall  seyn  soll. 
Ihnen  ist  z.  B.  und  insbesondere  ')  ein  Vormund  oder 
Pfleger  zu  bestellen. »)  . —  Die  Aufgabe ,  welche  die  Ge- 
setze in  dieser  Beziehung  zu  lösen  haben,  ist  also  die, 
das  gesammte  Vormundschaftsrecht  auf  das  rechtliche  In- 
teresse des  Mündels  oder  Pfleglings  zu  berechnen.  Die 
Losung  dieser  Aufgabe  fällt,  wie  die  einer  jeden  andern 
Aufgabe  des  Schutzrechts,  der  Erfahrung  (oder  der  Po- 
litik} anheim  *)•    Allemal  aber  ist  die  Gewalt  des  Vor- 


1)  Insbesondere.  —  Denn  aus  demselben  Principe  können  auch  andere 
—  minder  wichtige  —  jura  singularia  minorum  etc.  abgeleitet  werden. 

2)  Nach  mehreren  Gesetzgebungen  können  auch  Verschwender 
unter  Vormundschaft  gestellt  werden.  Der  rechtlichen  Zulässigkeil 
dieser  Vormuriuschaft  durften  jedoch  sehr  erhebliche  Zweifel  ent- 
gegenstehn.    Dem  englischen  Rechte  ist  die  eura  prodigi  unbekannt. 

•)  Eine  Hauptursache  der  Verschiedenheit  der  positiven  Ge«etsge- 
bungen  im  Vormundschaftsrechte.  Besonders  schwierig  ist  die 
Frage,  welcher  Behörde  die  Ob  er  Vormundschaft  nu  übertragen 
aey.  (Ob  den  Gerichten?  ob  einer  allein  für  diesen  Zweck  be- 
stellten Behörde?  ob  einem  Famllienralhe?)  —  Eine  andere  Ur- 
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Brandes  oder  Pflegers  von  den  Gesetzen  zugleich  als  eine 
Beschränkung  der  rechtlichen  Freiheit  des  Mündels 
oder  Pfleglings  in  Betrachtung  an  ziehn.  Daher  ist  z.  B. 
die  vormandschaftliehe  Gewalt  über  einen  Minderjährigen 
in  dem  Verhältnisse  stufenweise  zu  ermifsigen,  in  wel- 
chem sieh  der  Minderjährige  dem  Q  nicht  zu  hoch  anzu- 
oeteenden)  Alter  der  Volljährigkeit  mehr  nnd  mehr  nä- 
hert. 1)  Ans  demselben  Grande  ist  die  Geistes-  oder  Ge- 
mfitbskrankbeit  desjenigen  ,  welchem  deshalb  ein  Vormund 
bestellt  werden  soll,  vor  allen  Dingen  im  Wege  Rech- 
tens zu  erweisen. 

•3  Das  Herrscherrecht  des  Menschen  ist  un- 
abhängig von  seinem  Daseyn  in  der  Zeit, 
—  von  dem  Anfange  und  von  dem  Ende 
*eine$  zeitlichen  Leben*.  (Wie  der  Staats- 
herrscher, so  ist  der  Mensch  in  rechtlicher  Hinsicht 
unsterblich.) 

Denn  das  Herrscherrecht  des  Menschen  beruht  auf 
seiner  Persönlichkeit,  mithin  auf  einer  Eigenschaß, 
welche ,  als  eine  übersinnliche ,  dem  Menschen  unabhängig 
von  seinem  Daseyn  in  der  Zeit  zukommt. 

Allerdings  ist  das  Daseyn  eines  Menschen  erst  von 
der  Zeit  an  erweislich,  da  seyn  irdisches  Leben  be- 
ginnt. ft)    Und  eben  so  hört  das  Daseyn  eines  Menschen 


sacbe  dieser  Verschiedenheit  liegt  in  dem  Einflüsse  des  Famillen- 
reebts  auf  das  Vormundscbaftsrecht.  Wo  die  Kinder  das  Eigentum 
der  Eltern  sind,  ist  die  Vormundschaft  gewöhnlich  nicht  eine  Pflicht* 
■endern  ein  Becht.  8.  Schrader  in  den  a.  Abb.  0.  IQ.  44.  lie- 
gen Longob.  I,  0.  II,  14. 

1)  Weniger  möchte  der  Unterschied  zu  billigen  seyn,  welchen  das 
römische  Becht  «wischen  der  tntela  impuberum  und  der  cura  mino- 
rwn  macht.  (Die  Bcheftdlinie,  welche  die, Gesetze  zwischen  Min- 
derjährigkeit und  Volljährigkeit  ziebn,  ist  nur  ein  Mothbehelf) 

t)  Jedoch  auch  in  dieser  Beziehung  wird  der  vorliegende  Gmftdsate 
▼en  den  positiven  Gesetzen  anerkannt,  indem  sie  z.  B.  die  Bechtt~ 
rege!  aufstellen:  Nasciturus  habetur  pro  nato ,  quoties  de  comao- 
dis  ejus  sjuaertssr« 


m  dem  AvgenbHeke  auf,  erweislieh  au  seyn,  da  der 
stirbt  Hieraus  folgt  aber  mir  so  viel ,•  dafs  eine* 
»9  der  noch  nicht  geboren  oder  erzeugt  ist,  nur 
unter  der  Bedingung  Rechte  zustehen  und  Verbindlich- 
karten  obliegen  können,  dafs  er  dereinst  zur  Welt  kommt« 
ufld  eben  so  einem  Verstorbenen  nur  unter  der  Bcdin- 
gng,  dafs  er,  so  lange  er  lebte,  die  Rechte  erworbsa 
bat  oder  die  Verbindliehketten  eingegangen  ist  »)  Im 
übrigen  aber  bleibt  der  vorliegende  Grundsatz  seinem  gm* 
»en  Umfange  nach  bei  Kraft.  —  Auch  das  Ansehn  der 
urkundlichen  Rechte  hat  dieser  Grundsatz  für  sich-  Auf 
ihm  beruhen  z.  B.  die  Gesetze,  welche  Familienfideikom- 
nusse  (Majorate 3  zu  stiften  gestatten  oder  gewisse  Gü- 
ter Ar  Stammgut  d.  i.  für  das  bleibende  Eigenthum  eines 
bestimmten  Geschlechts  erklären.  Der  Rechtmässigkeit 
dieser  Gesetze  hat  man ,  wenn  auch  andere  Grunde ,  doch 
noch  nie  den  Grund  entgegengesetzt,  dato  nicht  zum  Vor* 
thefle  künftiger  Generationen  eine  Verfügung  getroffen 
worden  könne.  Auf  demselben  Grundsätze  beruht  die 
Pflicht  des  Staates ,  einem  Jeden  das  Eigenthum ,  das  er 
an  seinem  Vermögen  hat,  auch  nach  dem  Tode  —  mittelst 
des  Erbrechts  —  zu  gewahren  ») ,-  so  wie  die  Ehre  der 
Verstorbenen  in  seinen  Schutz  zu  nehmen ;  •)  und  ande- 
rerseits das  Recht  des  Staates,  auch  die  Nachwelt  mit 
Schulden  und  mit  andern  Barden  zu  belasten. 

4)  Aus  demselben  Grunde  (Z.  3.)  ist  das 
Herrscherrecht  des  Menschen  unabhän- 
gig von  dem  Orte,  wo  er  sich  gerade 
aufhält  (Auch  das  Staatsgebiet!!  ist  nur  die 
Grenze  der  Wirksamkeit,  nicht  aber  die  Grenze 
des  Rechts  des  Staatsherrschers-)  . 

Wo  sich  auch  der  Mensch  aufhalte,  wohin  er  sich 


1)  &  dae  Folgerung  au  diesem  Satze  In  dem  Code  civil.    Art.  !•*• 

9}  V*.  utea  dM  Brtreot*. 

t)  Crimen  viohui  tepücrh  —  Hecht  *M  Erben,  ein«  ntfuriauklage 


auch  begebe,  überall  hat  er  und  fiberall  verbleiben  ihm  die 
Rechte,  die  er  als  Mensch  hat. ')  Mögen  auch  von  dem 
Orte 9  wo  er  sich  gerade  aufhält,  die  fiufseren  Gegen- 
stände seiner  Rechte  noch  so  entfernt  seyn ,  seinem  Rechte 
an  diesen  Gegenständen  thut  das  keinen  Eintrag. 

Gleichwohl  lassen  sich  die  Gesetze  vollkommen  recht- 
fertigen, nach  welchen  ein  jeder  Unterthan  einen  Wohn- 
sitz (domicilinm )  hat  d.  i.  an  einem  bestimmten  Orte  im 
Lande  als  bleibend  anwesend  zu  betrachten  ist ,  sollte  er 
•ich  auch  an  diesem  Orte  —  überhaupt  oder  dermalen  — 
nicht  aufhalten.  Denn  der  Wohnsitz  ist  nicht  etwa  der 
Ort,  an  welchem  dem  Menschen  allein  Rechte  znstehn 
oder  Verbindlichkeiten  obliegen.  Sondern  der  Wohnsitz 
ist  nur  der  Ort,  an  welchem  der  Einzelne  gewisse  Rechte 
auszuüben  hat *)  oder  zur  Erfüllung  gewisser  Verbind- 
lichkeiten anzuhalten  ist , 8)  oder  an  welchem  der  Staat 
in  gewissen  Fällen  die  Maarsregeln,  die  er  zum  Schutze 
der  Rechte  der  Einzelnen  zu  treffen  hat,  in  Vollziehung 
setzt  43  Der  Sinn  jener  Gesetze  ist  also  vielmehr  der, 
dafs  sie  einen  Jeden  der  Freiheit  versichern,  seinen  Auf- 
enthalt nach  Gefallen  zu  wählen ,  indem  sie  den  Nachthei- 
len vorbeugen,  welche  die  Benutzung  dieser  Freiheit  für 
ihn  oder  für  dritte  Personen  haben  könnte. 

Eben  so  lassen  sich  die  Gesetze,  welche  das  Hei- 
maths recht,  und  die,  welche  die  Vorsorge  für  das  Ver- 
mögen eines  Abwesenden  betreffen,  auf  den  vorliegen- 
den Grundsatz  (4.3  zurückführen.    Die  ersteren  sind  so 


wegen  der  Ehrenkr&nkungen  anzustauen,  welche  dem  Erblasier 
nach  dessen  Tode  zugefügt  worden  sind  ,  —  und  eben  so  eine  von 
dem  Erblauer  erhobene  Injurienklage  fortzusetzen. 

1)  Vgl.  unten  das  Weltbürgerrecht.  —  Der  Säte  gilt  auch  von  den  dem 
Mensehen  obliegenden  Verbindlichkeiten. 

9)  25.  B.  der  Ort,  wo  die  einzelnen  Staatsbürger  ihr  Stimmrecht  aus- 
zuüben haben. 

S)  Beispiel:  Forum  domicilii. 

4)  Z.  B.  der  Ort,  wo  Mindeij&hrfge  zu  bevormunden  sind,  oder  wo 
das  Interesse  einen  Abwesenden  zn  wahren  ist. 


tu 


sv  fassen,  dafs  sie  nicht  durch  die  Vorschriften,  die  sie 
über  die  Erwerbung  des  Heimathsrechtes  aufzustellen  ha* 
ben,  jene  Freiheit  gefährden;  die  letzteren  aber  so,  dafs 
dem  Rechtsansprüche ,  welchen  Abwesende ,  —  Vennifste 
oder  Verschollene,  —  auf  die  Wahrung  ihres  rechtlichen 
Interesses  haben,  Genüge  geschehe«  Jedoch  ist  bei  der 
Fassung  der  die  Abwesenden  betreffenden  Gesetze  zu- 
gleich das  Interesse  der  Anwesenden  und  Zurückgelas- 
senen zu  beachten;  mit  andern  Worten,  es  haben  diese 
Gesetze  zwischen  dem  Interesse  des  Abwesenden  und  dem 
der  Anwesenden  einen  billigen  Vergleich  zu  stiften1). 

S)  Das  Herrscherrecht,  welches  der  Mensch 
über  seinen  Körper  hat,  ist  — in  allen  seinen 
Folgen  —  ein  unveräußerliche*  Recht,  also 
ein  Recht,  welches  der  Mensch  nicht  der 
Willkuhr  seiner  Mitmenschen  Preifs  ge- 
ben darf.  (Eben  so  ist  auch  der  Staatsherrscher 
nicht  befugt,  seine  Machtvollkommenheit  zu  ver- 
aufisern.) 

Denn  dieses  Herrscherrecht  ist  die  Bedingung,  uitter 
welcher  dem  Menschen,  als'  einem  Naturgeschöpfe,  die 
Eigenschaft  der  Persönlichkeit  zukommt;  es  ist  die  Be- 
dingung, unter  welcher  der  Mensch  so  handeln  kann, 
wie  er  handeln  soll. 

Hiernach  darf  Niemand  seinen  Körper  Andern  zu  ir- 
gend einem  Gebrauche  hingeben,3}  (z.  B.  sich  für  Geld 
thatlich  mißhandeln  lassen,}  —  Niemand  sich  der  per- 
sönlichen Haft  auf  den  Kall  unterwerfen ,  dafs  er  einer  ge- 
wissen von  ihm  eingegangenen  Verbindlichkeit  nicht  Ge- 
nüge leisten  werde,*}  —  Niemand  einen  Vormund  Aber 


»/ 


1)  Dem  französischen  Rechte  dürfte  das  Lob  gebühren,  dieBediognn- 
gen  dieses  Vergleichs  (im  Ganzen)  vorzüglich  gut  bestimmt  au 
haben. 

3)  6.  jedoch  das  Eherecht 

S)  Die  Ausnahmen  von  dieser  Regel,  welche  in  den  positiven  Genes- 
neu  vorkommen,  beruhen  auf  einem  Nothstande. 


Mich  setzen  ,  *}  —  Niemand  sich  einem  Andern  aum  Ei- 
genthume  überlassen.  Knechtschaft,  Sklaverei  ist  daher 
in  einer  jeden  der  mannigfaltigen  Gestalten ,  in  welchen 
sie  in  der ,  Geschichte  vorkommt,  ein  schlechthin  wider- 
rechtliches Verhältnife.  Und  schon  das  ist  eine  Art  der 
Knechtschaft,  wenn  Einer,  obwohl  unbeschadet  seiner  Per- 
sönlichkeit, auf  Lebenszeit  in  die  Dienste  eines  An- 
dern tritt *) 

Nur  das  Herrscherrecht,  welches  dem  Menschen  über 
seinen  Körper  zusteht,  ist  schon  seineu  Wesen  nach 
ein  unveräusserliches  Recht  Den  Rechten,  welche  der 
Mensch  an  äufseren  Gegenständen  erwirbt,  kann  die  Ei- 
genschaft der  Unver&ufserlichkeit ,  je  nachdem  der  Rechts- 
grand der  Erwerbung  beschaffen  ist ,  entweder  zukommen 
oder  nicht  zukommen.  Es  sind  z.  B.  die  Rechte  an  Sa- 
then ,  (das  Eigentumsrecht,  das  Recht  der  Dienstbarkeit, 
das  Pfandrecht 3  veriufserlich ,  weil  sie  nur  unter  der 
Bedingung  erworben  (der  ursprunglichen  Gemeinschaft 
der  Gitter)  entzogen  werden  können,  dafs  sie  im  Ver- 
kehre bleiben.  Dagegen  sind  die  Rechte  der  Ehegatten 
«nd  die  der  Eltern,  da  die  einen  und  die  andern  auf  einer 
Rechtspflicht  beruhen,  unveräufserliche  Rechte. 

Allemal  aber  ist  die  Frage,  welchen  Rechten  des  Men* 
sehen  die  Eigenschaft  der  Unver&ufeerlichkek  zukomme 
oder  nicht  zukomme ,  nur  eine  frage  des  Naturrechts  und 
des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechts  d.  L  nur  eine  Frage, 
welche  das  Yerhältnifs  oder  den  Verkehr  unter  den  Men- 
schen, als  Individuen,  (abgesehn  von  dem  Verhaltnisse 
der  Menschen. s»m  Staate,)  angeht«  Die  Rechte,  welche 
der  Staatsgewalt  über  ihre  Unterthanen  zustehn,  be- 
schränken sieh  nicht  etwa  auf  die  Rechte  des  Menschen, 
welche  dem  allgemeinen  bürgerlichen  Rechte  nach  nicht 


1)  Es  sind  mir  Fälle  vorgekommen,  da  ein  leichtsinniger  Menses  sich 
schriftlich  verpflichtet  hatte,  nicht  ohne  Vorwiesen  der. und  der 
Person  Darlehne  aufzunehmen  u.  s.  w. 

t)  Vgl.  den  Code  civil  Art.  1780. 


' 
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rcraufsert  werden  dürfen.  Sondern,  da  der  Mensch,  ab 
Mitglied  eines  Staatsvereines ,  Hechtspflichten  auf  sich  hat, 
welchen  er  nötigenfalls  ein  jedes  Opfer  bringen  seil,  and 
der  Staat  befugt  ist ,  seine  Unterthanen  zur  Erfüllung  ei- 
ner jeden  ihnen  obliegenden  Reehtspllicht  anzuhalten, 
so  giefrt  es  in  Beziehung  auf  den  Staat  keinen  Unter- 
schied  »wischen  veräufserlichen  und  upveraufserlichen 
Hechten.  Man  kann  daher  z.  B.  der  Reebtm&fsigkeit  der 
Todesstrafe  nicht  den  Grund  entgegensetzen ?  dafs  das 
Leben  ein  unveräusserliches  Gut  sey.  Mit  demselben  Grunde 
könnte  man  auch  die  Widerrechtlichkeit  der  Kriegsdienste 
ferthinl 


ANHANG. 

Van 
dem  Rechte  auf  Ehrt.  *) 

1)  Was  ist  Ehre? — Die  aufsere  Achtung ,  welche 
ein  Mensch  dem  andern  bezeigt  oder  zu  bezeigen  ver- 
bunden ist,  —  mit  andern  Worten,  eine  Handlungsweise, 
durch  welche  ein  Mensch  die  Würde  ([oder  den  sittlichen 
Werft")  eines  andern  Menschen  anerkennt,  —  wird  Ehre 
genannt  Den  Menschen  gebührt  —  nach  den  Grundsät- 
zen der  Moral  —  (innere)  Achtung,  weil  dem  Sittenge- 
setze  Achtung  gfebübrt.  Sie  gebührt  ihnen  deshalb,  theils, 
weil  sie  das  Vermögen  haben,  nach  Pflicht  und  Gewissen 
zu  handeln ,  theils  y  wenn  und  in  wie  fern  sie  von  diesem 
Termögen  Gebrauch  machen.    (Kein  Mensch  kann  den 


•)  sM  4er  AMaaemg  eise*  Geeeteee  aber  Hlrnnkrtakotge*  rereieat 
beeesdersda*  englische  Recht  so  Bathe  gesogen  an  werden,  theils 
wegen  «einer  Eigen*  walichkeltea,  theils  wegen  der  Vonohlige, 
welche  mir  Verbesserung  desselben  in  den  neuesten  Zeiten  In  Eng- 
land gemacht  worden  sind.  Vgl.  On  the  law  of  libeL  Bjr  Stärkte. 
hmi.  H.  Bdit.  1830.  Times.  Jahrg.  18M.  (80.  Korbr)  18S4. 
(1.  Hirn*  97.  Aug.,  1.  Septbr.) 
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Anspruch  verwirken)  welchen  er  aus  dem  erstem  Grande 
auf  Achtung  hat,  ein  jeder  den,  welcher  auf  dem  letz- 
teren Grunde  beruht.)  Aber  eine  ganz  andere  Frage  ist 
die,  ob  der  Mensch  das  Recht  habe,  von  Andern  Ehre 
d.  i.  iufsere  Achtung  zu  fordern? 

8)  Was  ist  eine  Ehrenkränkung?  —  EineEh- 
renkr&nkung,  (eine  Beleidigung,  eine  Injurie, 3  ist  eine 
Nichtachtung  oder  eine  Verachtung,  welche  ein  Mensch 
gegen  den  andern  an  den  Tag  legt.  (Ob  durch  eine  Eh- 
renkränkung ein  Recht  verletzt  werde,  bleibt  einstwei- 
len an  seinen  Ort  gestellt.  Für  jetzt  kommt  nur  die  fak- 
tische Beschaffenheit  einer  Injurie  in  Betrachtung.} 

Zu  Folge  dieses  Begrub  einer  Injurie  können  also 
nicht  diejenigen  Aeufeerungen  über  einen  Andern  unter 
die  Kategorie  der  Ehrenkränkungen  gebracht  werden, 
welche ,  so  wenig  sie  auch  ein  Lob  oder  eine  Empfehlung 
enthalten,  dennoch  den  sittlichen  Werth  des  Andern  un- 
angetastet lassen.  Wer  z.  B.  einem  Andern  gewisse  Vor- 
züge des  Geistes  oder  des  Körpers  fälschlich  abspricht, 
kann  nach  Befinden,  d.  i.  wenn  dieses  Urtheil  dem  An- 
dern einen  Schaden  oder  Verlust  an  Geld  und  Gut  verur- 
sacht hat,  x~)  auf  Ersatz . oder  Vergütung  belangt  werden; 
einer  Ehrenkränkung  hat  er  sich  nicht  schuldig  gemacht 

Eben  so  können  Ehrenkränkungen  zu  Folge  ihres 
Wesens  nicht  einer  moralischen  Person  d.  L  nicht  ei- 
ner  Gemeinheit,  —  weder  der  Volksgemeinde  noch  den 
im  Staate  bestehenden  Gemeinheiten,1)  —  sondern  nur 
einer  physischen  Person  d.  i.  nur  einem  Menschen  zu- 
gefügt werdeu.    Denn  nur  dem  Menschen  kommt  die  Ei- 


1)  Z.  B.  also,  wenn  das  Urtheil  Ursache  gewesen  ist,  dafo  Einer 
nicht  eu  einem  Amte  oder  Dienste  gelangte,  oder  dafo  Einer  nicht 
das  Mfidcben  heiratbete,  das  er  zu  heirathen  beabsichtigte.  —  Ein 
solches  Urtheil  Ist  nicht  (an  sich)  eine  laesio  ,  wohl  aber  ein  modus 
laedendl. 

3)' Jedoch  können  durch  ein  Urtheil,  das  über  eine  Gemeinde  oder 
über  eine  Körperschaft  gefallt  wird,  die  einzelnen  Glieder  der  Ge- 
meinheit in  ihrer  Ehre  gekränkt  werden. 


gensehftft  der  Persönlichkeit  sowohl  in  den  Sinne  der  Sit- 
tenlehre als  in  dem  Sinne  der  Rechtslehre  d.  i.  sowohl 
kraft  seiner  sittlichen  als  kraft  seiner  rechtlichen  Freihat 
zu.  Eine  Gemeinheit  hat  diese  Eigenschaft  nur  ans  dem 
letzteren  Grunde ;  ihr  kann  daher  ein  sittlicher  Werth  we- 
der beigelegt  noch  entzogen  werden.  —  Allerdings  ge- 
baut dem  Staatsherrscher  das  Prädikat:  Majestät.  Aber 
die  Achtung ,  welche  ihm  die  Unterthanen  zu  beweisen 
haben,  ist  keine  andere,  als  die,  welche  sie  dem  Rechts« 
geseftze,  in  dessen  Namen  and  Vollmacht  der  Herrscher 
gebietet ,  schuldig  sind.  Eine  Verletzung  der  dem  Staats-» 
herrseber  gebührenden  Achtung  ist  nicht  als  eine  ihm  flbr 
seine  Person  zugefugte  Beleidigung  strafbar,  sondern 
aar  unter  der  Bedingung,  dafs,  und  nur  in  so  fern,  ab 
sie  der  Verfassung  oder  dem  Ansehn  der  Gesetze  Gefahr 
droht.  Es  kann  daher  eine  Regierung  den  Beweis,  dafs 
sie  wegen  ihrer  Sicherheit  keine  Furcht  hege  und  zu  he* 
gen  habe,  nicht  besser  fuhren,  als  wenn  sie  unehrerbie- 
tige  Aeufserungen ,  welche  sich  die  Unterthanen  aber  sie 
erlauben,  grofsmüthig  oder  ans  gerechtem  Stolze  Aber« 
sieht  oder  verzeiht.  »Wenn  prgend  Einem«,  sagen  die 
römischen  Kaiser  Theodosius,  Arcadius  und  Honorius,*) 
»Bescheidenheit  und  Ehrbarkeit  so  fremd  wären,  dafs  er 
mit  unziemlichen  und  leichtfertigen  Schmähungen  Unsere 
Wurde  angreifen  zu  können  glaubte  und  trunkenen  Muths 
gegen  Unsere  Regierungsweise  eiferte,  der  soll  nicht  ei* 
ner  Strafe  unterworfen  werden  oder  sonst  eine  harte  Be- 
handlung erfahren.  Denn  thut  er  das  aus  Leichtsinn,  so 
ist  er  zu  verachten;  thut  er  es  aus  Tollheit,  so  ist  er 
wahrhaft  zu  bemitleiden;  will  er  Uns  beleidigen,  so  ist 
ihm  zu  verzeihn.«  Eben  so  sind  nicht  etwa  Staatsver- 
brechen überhaupt  als  Majestätsverbrechen  zu  bestrafen. 
Denn,  wenn  auch  durch  ein  jedes  Staatsverbrechen  die 
Verfassung  oder  das  Ansehn  der  Regierung  angegriffen 
wird,  so  wird  doch,  indem  das  Verbrechen  seiner  eigen« 


•)  Ia  dar  I.  an.  C.  n  qtrif  Imperat.  auriedixarit. 

Zmchmria ,  vm  Staat:     IF. 
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tbümlicben  atescMJfenheit  nach  bestraft  wird ,  «ugletch  für 
üp  Anfrechthaltang  des  dem  Staate  Erstehenden  Maje~ 
Staatsrechtes  gesorgt. 

3)  Von  den  verschiedenen  möglichen  •)  Ärz- 
ten der  Ehrenkränkungen.  —  Sine  Ehrenkrinkang 
kann  entweder  in  der  Nichtachtung  oder  in  der  Ver- 
achtung des  Andern  hestehn  *}. — Einer  EhrenkrÄnkungder 
erstem  Art  macht  sich  derjenige  schuldig,  welcher  dem 
Andern  nicht  die  Ehrenbezeigungen  erweist,  welche  er 
ihm  *  dem  Gesetse  oder  dem  Herkommen  naeh ,  au  erwei- 
sen hat ,  z.  B.  ihn  nicht  mit  den  ihm  gebührenden  Ehren- 
namen (Titeln J  anredet.  —  Die  Ehrenkränkungen  der 
letzteren  Art  sind  entweder  thfitlicho  oder  wirt- 
liche Injurie».  *)  —  Eine  jede  Verletzung  der  Rechte 
eines  Andern  ist  zugleich  eine  Ehrenkränkung,  eine  thät- 
liehe  Injurie.  Denn  man  kann  Verachtung  gegen  einen 
Andern  nicht  entschiedener  an  den  Tag  legen,  als  indem 
man  ihn  in  seinen  Rechten  beeinträchtiget  —  Eine  wört- 
lich e  Beleidigung  liegt  in  der  Aeufserung  einer  Meinung, 
welche  der  Ehre  eines  Andern  auf  irgend  eine  Weise  zum 
Nachtheiie  gereicht,  die  Aeufserung  mag  flbrigens  thffch 
Worte  oder  durch  andere  Zeichen  geschehn.  Die  Frage 
aber,  ob  eine  Aber  einen  Andern  geäußerte  Meinung  eh- 
renkrankend sey  oder  nicht,  ist  Zuvörderst  nach  dem 
Wortverstande  der  Rede,4}  sodann  aber,  wenn  der 
Wortverstand  zweifelhaft  ist,  nach  der  Absicht  des 
Redenden  au  entscheiden.  O 


1)  Also  auch  hier  Ut  von  den  Injurien  einstweilen  nur  in  Beziehung 
auf  ihre  faktische  Sesohaffenheit  die  Äede. 

S)  Negative  —  positive  Injurien. 

S)  iDjoriae  reales  —  Verbotes.  Unter  der  letzteren  Benenauog  sürt 
zwar  auch  die  Falle  begriffen,  da  die  Ehre  eines  Andern  durch 
Gemälde,  durch  Gebärden  u.  *.  w.  verletzt  wird.  Sed  —  s  potfori 
fit  denominatio. 

4)  Auoh  das  Wort:  Bede,  ist  hier  nach  der  Regel  xn  deuten:  A  Po- 
tior! etc. 

*)  Nur  in  diesem  Falle  und  nur  in  diätem  Sinne  ist  su  elaor  wdrt- 


^ 
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43  Hat  der  Mensch  ein  Recht  auf  Ehre?  — 
Fan  Geburt,  (also  dem  Natur-  and  den  bftrgerlichea 
Rechte  nach,)  hat  Niemand  ein  Reeht  auf  Ehre.  Dena 
der  Gegenstand  eines  jeden  Rechts  nrafs  etwas  Körper- 
liches seyn,#3  da  nur  das,  was  einen  Rann  erfüllt,  also 
nar  ein  Körper ,  einem  mechanischen  Zwange  unterworfen 
werden  and  einer  Verteidigung  durch  mechanischen 
Zwang  bedürfen  kann.  Sollte  sich  die  Behauptung  Ter* 
theidigen  lassen,  dafs  eine  Handlungsweise,  welche  de 
facto  eine  Ehrenkrankung  ist ,  schon  von  Rechts  wegen 
sneh  de  jare  eine  Ehrenkränkung  sey,  so  mutete  man 
Aerdiefs  die  Pflicht,  Andere  au  achten,  als  eine  Rechts-» 
pflieht  begründen  können.  Ja,  wird  nicht  eine  Hand» 
liagsweisre,  welche  als  eine  Ehrenkrankung  betrachtet 
werden  kann,  erst  dadurch  zu  einer  wirklichen  Ehren** 
krfinknng,  dafs  sich  der  Beleidigte  für  beleidiget  hiltf 
dafo  er  auf  das  Urthett  des  Andern  Gewicht  legt  ? 

Zwar  ist  eine  jede  Handlung,  durch  welche  die  Reckte 
eines  Andern ,  —  die  angebornen  oder  die  erworbenen ,  — 
▼erletzt  werden,  zugleich  eine  Ehrenkrankung,  eine 
th itl i ch  e  Injurie ,  eine  injuria  r  e  a  1  i  s.  (Daher  bezeich- 
net die  lateinische  Sprache  mit  dem  Worte :  Injuria ,.  und 
die  deutsche  Sprache  mit  dem  Worte:  Beleidigung,  *«* 
wohl  eine  jede  Rechtsverletzung,  als  eine  Ehrenkr&nkung.) 
Aber  eine  Rechtsverletzung  ist  nicht  deswegen  eine  Rechts- 
verletzung d.  i.  eine  rechtswidrige  Handlung,  weil  sie 
eine  Ehrenkrinkung  ist ;  sondern  sie  Ist  eine  BhrenkrÄn- 
Jtung,  weil  «sie,  (abgesehn  von  dem  Rechte  auf  Ehre,) 
eine   Rechtsverletzung  ist.     Hit  andern  Worten:  Eine 


Hebe»  Injurie  der  animu*  tajnriandi  erforderlich.  »  verba  sunt 
dar»,  kann  die  Injurie  selbst  culpa  begangen  werde*.  Mit  einem 
W«rte,  die  rerliegende  Frage  Ist  schlechthin  nach  dea  Regeln  zu 
entscheiden,  welche  tob  der  Alleingang  einer  Bede  überhaupt 
gelten. 

Z  B.  auch  die  PrefsfreJheil  löst  »ich  in  da»  Beeht  dee  Meaecbea 
auf ,  ober  seinen  btörper  und  durch  diesen  aber  andere  Körner  sn 
gebieten. 


Rechtsverletzung,  wenn  sie  anders  nicht  in  eine  wörtliche 
Beleidigung  ausartet ,  J)  wird  nur  wegen  der  (ideellen) 
Beziehung,  in  welcher  sie  zu  der  Ehre  des  Verletzten 
steht,  eine  Ehrenkränkung  genannt.  Sie  hat  nicht  be- 
sondere d.  i.  andere  Folgen,  als  in  der  Eigenschaft,  in 
welcher  sie.  eine  Verletzung  des  und  des  (von  der  Ehre 
unabhängigen)  Rechtes  ist.  *)  Umgekehrt  kann  eine 
Rechtsverletzung  nicht  mit  dem  Grunde  entschuldiget 
werden,  dafs  der  Verletzte  seine  Ehre  verwirkt  habe. 

Zwar  ermächtiget  eine  wörtliche  Injurie  den  Be- 
leidigten zur  Anstellung  einer  Klage.  Aber  nicht  deswe- 
gen, weil  eine  wörtliche  Injurie  an  und  für  sich  d.  i. 
wegen  eines  Rechts  des  Menschen  auf  Ehre  eine  wider- 
rechtliche Handlung  ist,  sondern  nur,  weil  und  in  wie 
fern  sie  ihren  Folgen  nach  diese  Eigenschaft  hat  — 
Nämlich :  1)  Wer  durch  eine  ihm  widerfahrne  Beleidigung 
einen  Sehaden  oder  Verlust  an  seinem  Vermögen  ([erweis- 
lich) erlitten  hat,  —  z.  B.  ein  Kaufmann,  welcher,  von 
Andern  verläumdet ,  seine  Kundschaft  ganz  oder  zum  Theil 
epgebüfst  hat,  —  kann  zwar  deshalb  gegen  denjenigen , 
welcher  ihn  beleidiget  und,  beziehungsweise,  verläumdet 
hat,  klagbar  werden.  Aber  die  Klage  ist  nicht  eine  In- 
jurien-, sondern  eine  Schädenklage  d.  i.  der  Grund  der 
Klage  ist  nicht  die  Verletzung  des  Rechts  auf  Ehre, 
sondern  der  dem  Kläger  an  seinem  Vermögen  mittelst 
einer  Ehrenkränkung  zugefügte  Schade.  Und  dieser 
Klaggrund  beruht  darauf,  dafs  es   nicht  minder   wider- 


1)  Wie  z.  B.  wenn  Einer  die  Kleidungsstücke  eines  Andern  In  der  Ab- 
steht, ihn  zu  beschimpfen,  beschädiget  bat.    1.  53.  pr.  D.  de  furto. 

S)  Nach  dem  römischen  Hechte  konnte  die  actio  injuriarum  wegen 
einer  jeden  absichtlichen  Rechtsverletzung  erhoben  worden ,  wenn 
■ar  Verfolgung  derselben  In  dem  gegebenen  Falle  nicht  eine  an- 
dere Klage  von  den  Gesetzen  vorgeschrieben  war.  Vgl.  J.  1-  S-  3a 
D.  depoaiü.  1.  48.  $.  7.  1).  de  iojuriis.  1.  34.  pr.  D.  de  O.  J.  A. 
1.  41.  pr.  D.  ad  1.  Aquil.  —  Der  Naturmensch  betrachtet  Rechts- 
verletzungen vorzugsweise  als  Ehrenkränkungen.  Diese  Ansicht 
•ich  nicht  selten  in  den  Gesetzen  einer  weit  späteren  Eeit. 
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rechtlich  ist,   einen  Andern 'durch  eine  BhrenkrSnkung, 
tls  ihn   durch  eine  ©ewaltthat  in  Verlost  zu  setzen.  *) 
1)  TR**  jedes  ehrenkränkende  Urtheil  bedroht  den  Be* 
leidigten,  wenn  es  nicht  widerrufen  wird,  mit  der  Ge- 
fahr, dafs  ihm  dasselbe  aber  kurz  oder  über  Iart£  eineta 
Verlust*)    verursachen  werde,  sollte  es  anch  bis  jetzt 
diese  Folge  nicht  gehabt  haben.    Es  hat  «iaher  Wegen 
einer  jeden  wörtlichen  Ehfenkrfinkung  der  Sefeidigte  — 
kraft  des  Präventionsrechtes  —  eine  Klage  anf  Wider- 
ruf. *)    Er  kann  diese  Klage,  (welche  also  ebeti  so  we* 
lqg,  als  die  erstere,  ein  Recht  auf  Ehre  zur  Grundlage 
hat, 3  zwar  auch  dann  anstellen,  wenn  er  durch  die  ihm 
widerfahrne  Beleidigung  einen  Verlust  erlitten  hat;    Klagt 
er  jedoch  auf  Schadenersatz,  so  liegt  in  dieser  Klage  zu- 
gleich die  auf  Widerruf.     (Hiernach  würde  weder  das 
romische  noch  das  deutsche  Rocht  in  den  Bestimmungen, 
welche  diese  Rechte  über  wörtliche  Beleidigungen  ent- 
halten,4) von  dem  Fehler  der  Einseitigkeit  freigespro- 
chen werden  können.)  —  Sowohl  der  einen  als  der  an- 
dern Klage  aber  kann  die  exceptio  veritatis  d.  i.  die  Ein- 
rede entgegengesetzt  werden,  dafs  die  über  den  Kläger 
ge&ufserte  Meinung  in    der  Wahrheit  beruhe ,  dafs '  der 
Klager  seine  Ehre,    in  Beziehung  auf  die  Aeufserun<*, 
durch  welche  er  seine  Ehre  für  gekränkt  erachtet,  Selbst 
verwirkt  habe«    Kann  diese  Einrede  erwiesen  werden ,  so 
beschwert  sich  der  Kläger  über  einen  Verlust ,  den  er 


1)  Injuria  tum  non  est  laesio ,  sed  modus  laedendL 

8)  Allemal  ist  ein  Verlust,  welcher  das  Vermögen  trifft,  (domma- 
ges  —  inter&s,  danraum  emergens  and  lucram  cessans,)  zu  ver- 
steht. 

8)  Das  ist  nickt  so  zu  deuten,  als  ob  der  Beleidiger  zu  dem  Wider- 
rufe oder  xu  einer  Ehrenerklärung  zu  verurth eilen  wäre.  Nemo 
ad  faciendum  cogi  potott!  Sondern  es  ist  von  den  Gerichten,  (nach 
dem  Beispiele  der  franzosischen  Gerichte,)  die  Veröffentlichung 
des  Unheiles,  in  welchem  die  Ehrenkränkung  für  wahrbeitswidrig 
erklart  worden  ist,  zu  verfugen. 

4)  Besondern  verwerflich  ist  die  Klage  des  deutschen  Rechts  auf  Ab- 
bitte.  (Wärdige  dich  herab,  denn  du  hast  mioh  berabge würdiget!) 
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sich  selbst  ungezogen  ,  odflr  ü^r  eise  Gefahr,  de?  er 
selbst  ausgesetzt  hat  D*Mnnqm,  quod  quis  sua  culpa  sen- 
tit 1  non  sentire  videtur.  Ja  die  in  Frage  stehende  Ein« 
rede  hat  sogar  eine  besondere  rechtliche  Gunst  für  sich. 
Man  hat  nicht  zn  übersehn,  dafs  durch  jene  Klagen  die 
JP>eihei£,  sich  über  Andere  zu  aufsern,  beschränkt  wird, 
4afs  diesq.  Freiheit  die  Regel,  das  Recht,  wege*  einer 
wörtlichen  Beleidigung  Klage  zu  erheben,  stoß*  qur  die 
Ausnahme  ist.  Und  wie  wurde  es  mit  dem  Einflüsse  der 
öffentlichen  Meinung  —  auf  den  Staat,  auf  Anstand  qpd 
Sitte,  ~  wie  würde  es  mit  der  Prefsfreibßit  stehn,  wenn 
man  die,  Statthaftigkeit  jener  Einrede  von  Bedingnngen 
abhängig  machen  wollte ,  die  nicht  schon  in  ihrem  Wegen 
«gen?  >) 

Wenn  auch  die  positiven  Gesetze  mit  den  in  dem  Obi- 
£€jP  aufgestellten  Grundsätzen  in    Uebereinstimmnng  zu 
netzen  sind,  so  können  sie  doch  zugleich  und  so  sollen 
sie  docfc,  je  nachdem  die  Verfassung  des  Staates  beschaf- 
fet) ist,  in  dem  Interesse  derselben  gewissen  Stän- 
den oder  Individuen  gewisse  Ehren  vorrichte, —  Sym- 
bole der  diesen  Ständen,  oder  Individuen  gebührenden  in~ 
njpren  Achtung,  —  ertbeilen,  (Symbole  dieser  Art  sind 
z»  B*  Rangstufen, *)  Titel,3)    das  CeremonieL  )    Nicht 
als  ob  der  Grundsatz ,  dafe  Niemand  ein  Recht  auf  Ehre 
habe,  nur  von  dem  Menschen  im  Stande  (1er.  Nfttur  und 
nicht  auch  von  den  Mitgliedern  eines  Staatsverqines  gälte 
Sondern  weil  es  in  gewissen  Staatsverfassungen  Ehren- 
vorrechte geben  mufs ,  wenn  die  Verfassung  bestehen  oder 
gedeihen  soll.     (Auch  die  »politische«  Ehre  also  ist  nur 
beziehungsweise  ein  Recht.])  —  Die  Verfassungen 
der  geistlichen  Staaten  bedürfen  ohne  Ausnahme  dieser 


1)  „Emu,  qtxi  nocentem  hifamavit,  non  esse  bonum  aequum  oh  eam 
rem  condemnari;  pecoaU  cnim  noceattum  nota  esse  et  opportere 
et  e*pedftre.'r    I.  18.  pr.  D.  de  injar. 

S)  Nach  dem  Natorrechte  entscheidet  über  .den  Vorrang  das  jus  prieii 
occupantis,  d.  I.  dem  Alter  gebührt  der  Vorrang. 

9)  Wurden  ohne  Börden. 


Statte*  Auah  baten  die  Repräsentanten  und  die  Beam- 
ten der-Gottheit  von  jeher  and  aberall  ihren  ganaen  Scharf- 
sinn aufgeboten,  am  die  Ehrerbietung,  welche  der  Menaeh 
der  Majestät  Gottes  schuldig  ist,  auf  sich  zu  lenken*  — 
Die  Verfassungen  der  weltlichen  Staaten  können,  je 
nachdem  sie  beschaffen  sind,  entweder  des  Beistandes 
selcher  Vorrechte  bedürfen  oder  auch  ihn  verschmähen. 
In  dar  Volksherrschaft  können  höchstens  die  jewei- 
ligen Beamten  durch  Ehrenvorrechte  ausgezeichnet  wer- 
den. In  der  Erbaristokratie  müssen  zwar  der  herr- 
schenden Körperschaft  oder  den  Mitgliedern  dieser  Kör* 
peroebaft,  als  solchen  T  gewisse  Ehrenvorrechte  zustebn. 
Aber,  was  das  Verhaltnifs  unter  den  Theilnehmern  an  der 
Herrschaft  betrifft,  gleicht  jene  Verfassung  auch  in  die- 
ser Besiehung  der  Demokratie.  .  Dagegen  ist  die  erb- 
licke Einherrschaft,  wenn  sie  anders  nicht  eine  Des- 
potie ist,  das  Heimathland  der  Ebrenvorrechte.  Ehren- 
verrechte  befestigen  den  Thron  des  Monarchen,  weil  sie 
selbst  aar  so  lange,  als  dieser,  feststehn.  Sie  befestigen 
den  Thron  des  Monarchen ,  weil  sie  den  Gehorsam  seiner 
Dieser  und  Getreuen  adeln. 


ZWEITE  ABTHEILUNG. 

Von  den 

dufteren  oder  erwerbUchen  Gütern. 

EINLEITUNG. 

Der  Mensch  hat  an  einem  aufseren  Gegenstande  nur 
unter  der  Bedingung  ein  Recht,  dafs  er  den  Gegenstand 
erworben  hat.  Die  Erwerbung  ist  die  Thatsache, 
dafs  ein  bestimmter  äufserer  Gegenstand  dein  Herrscher- 
rechte  eines  Menschen  (oder  dem  einer  moralischen  Per- 
son) unterworfen  wird  oder  unterworfen  ist. 

Die  aufseren  Gegenstände  der  Rechte  sind  entwe- 
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dter  Sachen  *)  oder  Personen.  Bin  Mensch  kann  der  Ge- 
genstand des  Rechts  eines  andern  Menschen  seyn,  ent- 
weder seinem  gesammten  Zustande  nach  (und  gleich  als 
eine  Sache , )  oder  nur  in  Beziehung  auf  eine  bestimmte 
Leistung. 

Die  Rechte  an  äufseren  Gegenständen  *)  sind  entwe- 
der dingliche  oder  persönliche  Rechte,  je  nachdem 
ihr  Gegenstand  in  der  Natur  gegeben  oder  durch  die 
Handlung  eines  Andern  zu  verwirklichen,  also  eine 
Leistung  ist.  (Zwar  besteht  ein  jedes  Recht  in  dem  Ver- 
mögen ,  Anderen  eine  Verbindlichkeit  aufzuerlegen.  Aber 
ein  persönliches  Recht  hat  auch  zu  seinem  Gegenstande 
üe  Verbindlichkeit  eines  Andern.)  Die  dinglichen  Rechte 
können  gegen  einen  jeden  Besitzer  ihres  Gegenstandes, 
die  persönlichen  nur  gegen  den  Schuldner  oder  dessen 
Rechtsnachfolger  *)  geltend  gemacht  werden.  *)  Alle 
dingliche  Rechte  sind  untheilbare  Rechte5).  Denn  ihr 
Gegenstand  ist  ein  bestimmter  in  der  Natur  gegebener 
Gegenstand  und  mithin  ein  Ganzes.  Die  Gegenstände  der 
persönlichen  sind  bald  theübar,  bald  untheilbar. 

Gegenstände  der  dinglichen  Rechte  sind  eben  so 
wohl  Personen  als  Sachen ,  *)  wenn  auch  die  dinglichen 


1)  Unter  einer  Sache,  (das  Wort  Ist  sehr  vieldeutig!)  verstehe  ich  im 
Naturrechte  jederzeit  einen  Korper,  welchem  die  Eigenschaft  der 
WUlensfreihelt  nicht  eukommt. 

9)  Jedoch  das  Herrseherrecht  ,  das  der  Mensch  über  seinen  Körper 
hat,  Ist  gleich  als  ein  dingliches  Recht  zu  betrachten.  „Praeju- 
diciales  actlooes  in  rem  eaae  videntur."    g.  13.  J.  de  action. 

S)  Rechtsnachfolger  sind  diejenigen  ,  welche  in  Besiehung  auf  die  In 
Frage  stehende  Verbindlichkolt  als  eine  und  dieselbe  Person  mit 
dem  Schuldner  —  in  rechtlicher  Hinsicht  —  so  betrachten  sind. 

4)  In  der  Sprache  des  römischen  Rechts:  Aus  einem  dinglichen  Rechte 
entsteht  eine  vindicatio,  aus  einem  persönlichen  eine  condictio. 

5)  Grunddienstbarkeiten  und  Pfandrechte  sind  noch  in  einer  andern 
Beziehung  untheilbar. 

6)  Man  verwechsle  daher  nicht  dingliche  Rechte  und  Rechte  an  Sa- 
chen. Z.  B.  das  Eigentumsrecht  hat  nicht  Mos  Sachen  zum  Gegen- 
stände. 
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Rechte  an  jenen  nicht  von  denselben  Umfange  sejta  kön- 
nen, Ton  welchem  sie  an  diesen  sind.  Dingliche  Rechte 
an  Personen  sind  die  gegenseitigen  Rechte  der  Ehegat- 
ten, die  Rechte  der  Eitern  über  ihre  Kinder. 

Es  giebt  drei  Arten  und  nnr  drei  Arten  der  ding- 
lichen Rechte, —  das  Eigentumsrecht,  das  Rtriht  *  der 
IKenstfrarkeit,  das  Pfandrecht.  Denn  ein  in  der  Netttar 
gegebener  Gegenstand  ist  entweder  schl^cht-Uta  '(IM*- 
genthum3  oder  nur  beziehnngsweise  mein.  Iri  dem 
letzteren  Falle  kann  durch  das  Recht  an  dem  Gegenstände 
entweder  mein  Vermögen  vermehrt  (Dienstbarkeit}  oder 
aber  nnr  gesichert  (Pfandrecht)  werden. 

Zn  einer  Erwerbung  ist  zweierlei  erforderlich,  — 
ein  Rechtsgrund  (oder  Titel)  der  Erwerbung  und 
eine  Erwerbung»  a  r  t.  *)  —  Der  Rechtsgrand  ist  der  Grund, 
ans  welchem  die  Erwerbung  rechtsgültig  ist;  die  Erwer- 
bungsart  ist  die  Thatsache ,  durch  welche  ein  äufserer  Ge- 
genstand mein  wird,  diese  Thatsache  ihrer  Beschaffenheit 
nach  betrachtet. 

Nach  der  Verschiedenheit  der  äofseren  Gegenstände 
und  der  Rechte,  welche  an  ihnen  erworben  werden  kön- 
nen, sind  auch  die  Titel  und  die  Arten  der  Erwerbung 
verschieden.  Jedoch  gieht  es  überdiefs  einen  allgemei- 
nen Titel  der  Erwerbung,  welcher  die  Grundlage  jener 
besonderen  Titel  ist.  Dasselbe  gilt  von  den  Erwerbungs- 
arten. Ton  diesen  allgemeinen  Grundlagen  der  Erwer- 
bung ist  schon  hier  zu  handeln. 

Der  Rechtsgrund,  auf  welchem  die  Erwerbung 
aufeerer  Gegenstande   überhaupt  beruht,  (der  titulus 


*)  Joslns  titulus  et  modus  acquirendi.  (Nicht  etwa  blos  zur  Erwer- 
bnng  eines  dinglichen  Rechts  sind  beide  erforderlich.)—  Der 
flats  des  Textes  tot  nicht  etwa  so  zu  deuten,  als  ob  su  einer  je- 
den Erwerbung  zwei  verschiedene  Thatsachen  erfordert  wür- 
den. Eine  Erwerbung  kann  sogar,  sowohl  was  den  Titel  als  was 
die  Art  derselben  betrifft,  lediglich  und  allein  auf  dem  Geseire  be- 
rnkn.  Dieser  Fall  tritt  a.  B.  bei  der  gesetzlosen  Erbfolge  de« 
französiscaen  Rechtes  ein. 
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a^pdrendi  generali» )  ut  in  dem  Grundsätze  enthalten, 
(einem  Grpncfcatze,  der  sieh  unmittelbar  aus  dem  Rechte- 
gesetze  ergiebt,:)  Der  Mensch  ist. befugt,  sich 
Äufsere  Gegenstände  zuzueignen,  weil  eine 
jede  —  physisch  mögliche  —  Erweiterung  sei- 
ner äufseren  Freiheit  dem  Interesse  seiner 
sittlichen  Freiheit  entspricht  d.  i.  zugleich  eine 
Erweiterung  der  Sphäre  dieser  Freiheit  ist;  —  weil  er 
durch  die  Erwerbung  anfserer  Gegenstände  die  Herrschaft 
aber  seinen  Körper  vervollständigen  kann  und  mufs. 
(Per  Mensch,  beschränkt  auf  die  Herrschaft  über  seinen 
Körper,  wäre  ein  heimathsloser  Fremdling  auf  dieser  Erde.) 
—  Jedoch  nur  unter  der  Bedingung  darf  sich  der  Mensch 
äufsere  Gegenstände  zueignen,  dafs  er  nicht,  indem 
.er  sein  Herrseherrecht  auf  die  Aufsenwelt  aus- 
dehnt, der  rechtlichen  Freiheit  Anderer  Ein- 
trag that  (Die  Anwendung  dieser  Sätze  bleibt  der 
Lehre  von  den  einzelnen  Arten  der  Rechte  an  äufeeren 
Gegenständen  vorbehalten.)  ' 

Die  Art,  wie  äufsere  Gegenstände  überhaupt  er- 
worben werden,  (der  modus  acquirendi  generalis,) 
ist  die  Besitzergreifung,  die  apprehensie  possessio- 
nis» Jedoch  in  welchem  Sinne?  aus  welchem  Grunde? 
Der  Antwort  auf  diese  Fragen  ist  die  Bestimmung  des 
Begriffs  des  Besitzes  vorauszuschicken. 

Dar  Besitz  (im  der  weiteren  Bedeutung)  ist  die, 
Thatsache,  dafe  ein  äufserer  Gegenstand  der  Herrschaft 
der  Willkähr  eines  bestimmten  Menschen  unterworfen  ist 
—<Er  ist  entweder  ein  physischer  oder  ein  intelli- 
gibler  Besitz.  Der  erstere  oder  die  Inhabung  (de- 
tentio)  des  Gegenstandes  besteht  in  einer  äufsereh  Ver- 
bindung, in  welche  der  Gegenstand  mit  demütörper  eines 
Menschen  #)  gesetzt  worden  ist ,  also  in  einer  Verbin- 


*)  Vorausgesetzt,  dafe  ein  Mensch  schon  aufeere  Gegenstände 
erworben  hat,  so  kann  er  mittelst  derselben  auch  andere  Gegen- 
stände in  einem  physischen  Besitze  haben.  Ich  besitae  z.  B.  Geld 
aar  diese  Weise ,  wenn  Ich  es  In  meinem  Beschlüsse  habe. 
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*w£,  vermöge  welcher  ein  Gebrauch,  de«  ein  Anderer 
tob  de»  Gegenstande  macht  j,  jene«  Menschen  in  der 
BerrwhAft  über  seinen  Körper  beeinträchtiget  Der  Je  t  »«- 
tere  oder  der  Besitz  in  der  engeren  und  eigentlichen 
Bedeatang  besteht  Mos  ia  der  Thatsache ,  defe  einJIenecfti 
will,  dafs  ihm  ein  gewisser  Gegenstand,  (wenn  er  iha 
aack  nicht  physisch  besitzt,}  gehören  soll«  (Z.  B.  ösr 
Boden,  aaf  dem  ich  stehe  oder  liege  oder  welchen  ich  be~ 
arbettet  h*he,  die  bewegliche  S/icke,  die  ich  in  meiner 
Hand  halte,  ist  in  meinem  physischen  Besitze.  Ich  bin 
dagegen  in  dem  intelligibeln  Besitze  z.  B.  eines  Grund«- 
«tacken y  wenn  ich  will,  dafs  das  Grundstück  mein  «eyn 
s*Ur  dasselbe  mag  übrigens  in  einer  äufsereu  Verbindung 
9*  meinem  Körper  stehn  oder  nicht  Eben  so  bin  ich  ia 
dem  inteUigibelo  einer  von  einem  Andern  zu  entriehtenr 
den  l«etstung,  wenn  ich  das  Versprechen,  dnreh  welchen 
sich  der  Andere  zq  der  Leistung  verpiiehtet  hat,  ange- 
nommen habe,  der  Vertrag  jedoch  noch  nicht  arfnllt  wor- 
den int.) 

•  Die  Besitzergreifung  nun,  welche  die  Art  ist,  wie 
äufsere  Gegenstände  überhaupt  erworben  werden  \  ist  die  Er- 
greifhng  des  intelligibeln  Besitzes  eines  änfeeren  Ge- 
genstandes, (ist  der  bloseanünuspossidendi.)  Denn  einer- 
seits ist  ein  äufserer  Gegenstand,  den  ich  physisch  he* 
sitze,  nicht  als  ein  äufserer  Gegenstand,  sondern  kraft 
des  Herrscherrechts ,  welches  mir  über  meinen  Körper  zu- 
steht, der  meinige,*)  und  andererseits  ermächtiget 
mich  der  allgemeine  Rechtstitel  der  Erwerbung ,  mir  durch 
einen  blosen  Willensakt  äufsere  Gegenstände  zuzueignen* 
Jedoch  mufs  zu  dem  intelligibeln  Besitze ,  wenn  mit- 


*)  Ia  Uebei^neannimg  mit  diesem  (Mm  eriheW  die  I.  1.  C.  uode  vi 
4h»  Recht  der  Nefthwebr  demjenigen,  welcher  in  dem  physischen 
neeltee  etaer  Steche  gewaltem  geetfrt  wird.  Die  Nothwehr  ist 
atedna*  nftM  gegen  die  Störung  des  BeeHsee  ,  «ondern  gege»  den 
Angrtf  anf  den  Körper  dee  Beetoer»  gertetttet. 
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tdst  desselben  äufsere  Gegenstände  erworbefc  werden  sol- 
len, allerdings  noch  hinzukommen,  dafe  es  in  der  Macht 
tles  Besitzers  stehe,  seinen  Besitz  •  finJseriieh  wirksam 
zu  machen.  —  Es-  können  daher  mittelst  der*  Ergreifung 
dies  intelligtbeln  Besitzes  nicht  solche  fcufce*e>Gegenstände 
erworben  werden,  welche  der  Mensch •  seftuir  "Herrschaft 
Kberall  nicht  unterwerfen  kann ,  z;  B.  nieht  die  Ctebürge 
im  Monde.  Eben  so  ist  der  intelligible  Besitis  zur  ^Er- 
werbung eines  äufseren  Gegenstandes  nur  unter  der  Be- 
dingung —  im  Staate  -*-  ausreichend  5 'tfafs  die  Besitzer- 
greifung fiufserlich  —  dtfteh  Zeichen  —  beurkundet 
worden  ist,  ')  und  mithin,  in  dem  Falle  eines  wegen  der 
Erwerbung  entstehenden  Rechtsstreites  erwiesen  werden 
kann.  Jedoch  alles  dieses  steht  nicht  mit  dem  Grundsätze 
im  Widerspruche ,  dafs  äufsere  Gegenstände  durch  die  Er- 
greifung des  intelligibeln  Besitzes  derselben  und  nur  auf 
diese  Weise  erworben  werden  können.  *) 

Allemal  aber  ist  und  bleibt  der  Besitz ,  ( das  Wort 
i —  hier  und  in  der  Folge  —  in  seiner  engern  und  eigent- 
lichen Bedeutung  genommen ,J  nur  eine  Thatsache.  Er 
wird  auch  dadurch  nicht  zu  einem  Rechte,  dafs  ihm  der 
allgemeine  Titel  der  Erwerbung  zur  Seite  steht.  Denn 
dieser  kann  nur  unter  der  Bedingung  ein  Recht  zur  Folge 
haben ,  dafs  er  in  jedem  einzelnen  Falle  diejenigen  beson- 
deren Eigenschaften  hat ,  welche  in  dem  gegebenen  Falle, 
nach  Maafsgabe  des   Gegenstandes   der  Erwerbung  und 


1)  Man  verwechsle  nicht  den  auf  serlich  -beurkundeten  is> 
telligiblen  Besitz  mit  dem  physischen  Besitze.  Zwar  kann  der 
intelliglble  Besitz  auch  durch  den  physischen  Besitz  beurkunde« 
werden.  Aber  auch  in  diesem  Falle  hat  der  physische  Besitz  nicht 
als  solcher  die  Eigenschaft  oder  die  rechtlichen  Folgen  des  in- 
telligibeln Besitzes. 

S)  Die  vielen  Schwierigkeiten ,  welche  das  römische  Recht  in  der 
Lehre  vom  Besitze  darbietet,  durften  hauptsächlich  daher  enletehn, 
dafs  die  römischen  Bechtsgel ehrten  nie  dahin  gelangten,  den  phy- 
sischen und  den  intelligibeln  Besitz  scharf  von  einander  zu  sondern. 
Ihnen  war  und  blieb  der  Besitz  die  detentio  rci,  cum  aniao  sibf 
habendi.  v 


J 


Ml 

des  an  demselben  zu  erwerbenden  Recht»,  zar  Begrta~ 
düng  dieses  Rechts  erforderlich  sind. 

Gleichwohl  hat  der  Besitzer  schon  als  solcher  ge- 
wisse Rechte«  !)  Er  braucht  seinen  Besitz  nicht  durch 
einen  Titel  zu  rechtfertigen.  (Nemo  titolum  possessionis 
sue  edere  tenetur.)  Wenn  in  einer  Streitsache,  welche 
das  Recht  an  einem  äusseren  Gegenstande  betrifft,  die 
Wagschale  zwischen  den  Partheien  schwankt,  so  hat  der 
Richter  für  den  Besitzer  zu  entscheiden.  *)  (In  dubio  pro 
possessore.3  Die  Gesetze  haben  sogar  den  Besitzer, 
wenn  er  in  seinem  Besitze  gestört  wird,  schon  als  sol- 
chen zu  ermächtigen,  auf  Erhaltung  oder  Wiederher« 
Stellung  seines  Besitzes  zu  klagen.  9~)  —  Der  Grund  die- 
ser dem  Besitzer  zustehenden  Rechte  ist  der:  Kraft  4er 
Yermuthung  der  Rechtlichkeit,  welche  im  Staate  ein  Je- 
der für  sich  hat,*)  steht  auch  dem  Besitzer  die  Vermu- 
thung  der  Rechtmäßigkeit  seines  Besitzes  d.  i.  die  Ver- 


1)  Darum  sagt  die  1.  49.  g.  1.  D.  de  possess.  „Plurimum  ex  jure  pos- 
sessio mutuata  est."  —  Jedoch  schreiben  die  Ausleger  des  römisches 
Hechts  dem  Besitze  mehrere  rechtliche  Wirkungen  so,  die  eines 
andern  Ursprunges  sind. 

S)  lfn  darf  diesen  Sats  nicht  aus  dem  Satze  ableiten:  „PavoraMUore* 
reJ  potias  quam  actores  haben  tur."  (1. 185.  D.  de  R.  J.)  Vielmehr 
umgekehrt!  Die  Gunst ,  welche  der  Beklagte  für  sich  hat;  beruht 
auf  der  Gunst,  welche  dem  Besitzer  gebührt.  Bei  der  actio  nega- 
toria ist  der  Beklagte  der  Sache  nach  der  Klager.  Gleichwohl  fragt 
man  mit  Grund ,  ob  er,  im  Besitze  der  Dienstbarkeit,  den  Beweis 
derselben  zu  führen  habe.  Vgl.  unten  die  Lehre  von  den  Dienst- 
harkeiten  an  Sachen. 

8)  Auf  diesem  Satze  beruhen,  im  römischen  Rechte,  die  aettones  pro 
impetrando  interdicto  (ad  possessionem  speetante,)  im  deutschen 
Rechte,  der  Executiv-  und  der  Wechselprocefs.  (Das  römische 
Recht  zieht  den  Besitz  überhaupt  nur  in  Beziehung  anf  Saohen  in 
Betrachtung.  Jedoch,  wie  z.  B.  das  interdictum  de  liberis  exhi- 
hendis  beweist,  nicht  ohne  zuweilen  von  dieser  Ansicht  abzuwei- 
chen.) —  Ueber  die  vitia  possessionis  hier  nur  so  viel :  Ein  Besitz , 
der  Tel  clam  vel  vi  ergriffen  worden  ist,  ist  relativ  widerrecht- 
lich. Wer  eine  Sache  preoario  besitzt,  ist  überall  nicht  Besit- 
zer in  sensu  juris. 

4)  Erst  im  Staate  wird  diese  Vermuthung  —  «ulllbet  praessmitur 
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mvthung  zur  Seite,  dafs  er  in  dem  gegebenen  Falle  den  Be- 
sitz zu  Folge  eines  genügenden  Rechtstitels  ergriffen 
habe«  Jedoch  ist  dieser  Grund,  in  wie  fern  die  Besitz- 
klagen auf  demselben  beruhn,  nicht  schon  für  sich,  son- 
dern nur  in  Verbindung  mit  dem  Schutzrechte,  ausreichend. 
Da  der  Streit  über  die  Rechtsfrage  (oder  das  Petitorittm) 
allemal  weitaussehender  ist],  als  der  über  den  Besitz  (oder 
als  das  Possessorium,}  so  ist  dem  Besitzer,  welcher  in 
seinem  Besitze  gestört  worden  ist,  zwar  kraft  jener  Ver- 
■mthung  jedoch  zu  [Folge  der  Grundsätze  des  Schutz« 
rechtes  >  derjenige  Weg  fcu  eröffnen ,  welcher  der  kürzere 
ist  —  Uebrigens  habe  ich  in  dem  Obigen  nicht  zweier 
anderer  Rechte  gedacht,  welche  von  Vielen  aus  dem  Be- 
sitze abgeleitet  werden,  nämlich  des  Rechtes  der  Ersiz- 
sttftg  und  des  Rechtes ,  welches  dem  redlichen  Besitzer 
einer  fremden  Sache  zusteht ,  sich  die  Früchte  der  Sache 
ztttfeignem  Der  Besitz  der  Sache  ist  zwar  die  Vor- 
aussetzung, ([die  conditio  facti, 3  unter  welcher  allein 
diese  Rechte  eintreten  können,  nicht  aber  der  Rechts« 
grund,  auf  welchem  sie  beruhn. 


keusi (ju»tw , )  doste  freteter  eeatrsriaa,  —  *we  <  »Ufern tta- 
t*lttg«)  tackle  vermutbaog.  Im  Muri«  der  N«mr  fehlt  es  aa  einer 
Barschaft  für  die  Recktttekkett  der  Meftsokes. 
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ERSTE  TNTER ABTHEILUNG. 

Von  den 
dinglichen  Hechten. 

ERSTER  ABSCHNITT. 

Von  den 

dinglichen  Rechten  an  Sachen* 

ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Von  dem 
Eügenthumereehte  an  Sachen  *). 

I.   Natürliches  Recht  des  Eigenthume* 

oder 
Begriff  des  Eigenthumes;  Folgerungen  aus 

diesem  Begriffe. 

m 

Das  Eigentumsrecht,  —  dasselbe  einstweil« 
Mos  problematisch  d.  i.  blos  als  eine  der  verschiedenen 
möglichen  Arten  der  dinglichen  Rechte  betrachtet,  — 
ist  das  Recht,  vermöge  dessen  eine  Sache  der  Willkähr 
einer  Person  schlechthin  unterworfen  ist  Was  das 
Herrscfcerrecht  ist,  welches  dem  Menschen  über  seinen 
Korper,  was  die  Machtvollkommenheit  ist,  welche  dem 
Staatsherrscher  aber  das  Volk  aosteht,  das  ist  in  seiner 
Art  das  Eigentumsrecht. 

Also:  13  Das  Eigenthum  begreift  ein  jedes  Recht 
unter  sich,  welches  nur  überhaupt  oder  möglicherweise  in 
Beziehung  auf  die  Sache  ausgeübt  werden  kann»  Wenn 
der  Zufall  oder  die  Wissenschaft  irgend  eine  neue  Be- 
nutzung oder  Verwendung  der  Sache  entdeckt,  so  er- 
streckt sich  das  Eigentumsrecht  auch  auf  die  Früchte 


*)  Wo  in  den  drei  Hauptstfickea  des  Yorttegendeii  Atoeaaltset  die 
Worte:  Kigentham,  Dieastbarkett  ,  Plaadreeat ,  (oaac  Sutata) 
vorkeanea,  ist  jederzeit  das  Efeenihum  etc.  aa  Saoaen  aa 
aleaa. 
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dieser  Entdeckung.  0  —  8)  Das  Eigenthum  ist  ein  un- 
theilbares  Recht.  (Die  Sache 9  welche  der  Gegenstand 
des  Eigenthumes  ist,  kann  theilbar  seyn;  das  Eigenthum 
an  der  Sache  läfst  keine  Theilnng  zu.)  Es  können  daher 
nicht  an  einer  und  derselben  Sache  dem  Einen  gewisse 
Rechte  des  Eigenthumes  und  „  einem  Andern  die  übrigen 
Rechte  des  Eigenthumes  zustehn.  *)  Jedoch  ist  mit  dem 
Wesen  des  Eigenthumes  sowohl  das  Miteigenthumals 
das  Gesammteigenthum  vereinbar.  Das  Miteigen- 
t  h  u  m  d.  i.  das  Eigenthum ,  welches  Mehreren  an  einer  und 
derselben  Sache  in  d  e  r  Art  zusteht,  dafs  ein  Jeder  dieser 
Eigenthümer  zu  einem  so vielsten  Theile ,  (z.  B.  zur  Hälfte, 
zu  einem  Drittheile,)  Eigenthümer  der  Sache  ist,  —  weil 
in  diesem  Falle  die  Sache  nicht  ihrer  individuellen  Be- 
schaffenheit, sondern  ihrem  Geldwerthe  nach  Gegenstand 
der  Gemeinschaft  ist  Das  Gesammteigenthum  d.i. 
das  Eigenthum ,  welches  Mehreren  an  einer  und  derselben 
Sache  in  der  Art  zusteht,  dafs  ein  Jeder  dieser  Eigen- 
thümer schlechthin  (in  totum)  Eigenthümer  der  Sache  ist, 
—  weil  diese  Eigenthümer  zusammen  als  eine  Körper- 
schaft betrachtet  werden  können  und  zu  betrachten  sind.  — 
8)  Der  Eigenthümer  ist  berechtiget,  einen  jeden  Anderen 
von  einem  jeden  Gebrauche  der  Sache  auszuschlies- 
sen,  welche  der  Gegenstand  des  Eigenthumes  ist  Er 
ist  selbst  berechtiget,  Anderen  einen  jeden  Nutzen  oder 
Tortheil  zu  entziehn,  welchen  ihnen  die  Sache  bisher  ge- 


*'  1)  Jedoch  ein  Schatz,  der  gefunden  wird,  ist  billig  zwischen  dem 
*  fiigeatbumer  de«  Grundstück»  und  dem  Finder  zn  theilen.    Den« 
man  Juuiu  nteht  behaupten  ,  dafs  «ich  der  Besitz  jenes  Eigenthümer» 9 
(der  animus  sibi  habendi,)  gerade  auf  den  gefundenen  Schatz  er- 
streckte. / 

9)  Es  ist  daher  die  Theilung  des  Eigenthumes ,  da  dem  Einen  das 
Obereigen tb um,  dem  Andern  das  Nutzeigenthum  an  der  Sache  zu- 
steht, mit  dem  Wesen  des  Eigenthumes  unvereinbar.    (Domin*  di- 

v  rectum  —  utile.)  Jedoch  gilt  der  Satz  nicht  von  der  Grund- 
herrliohkoit  des  deutschen  Rechts. 
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währt  hat I)  —  4)  Das  Eigenthom  ist  seinem  Wesen 
nach  ein  unbeschränktes  und  ein  unbeschränk- 
bares Recht  Zwar  kann  der  Eigenthümer  Verbindlich- 
keiten in  Beziehung  auf  die  ihm  gehörende  Sache  ein- 
gebn,  z.  B.  sein  Haus  vertniethen,  sein  Landgut  verpach- 
ten. Aber  diese  Verbindlichkeiten  sind  nur  von  ihm ,  dem 
Schuldner,  so  wie  von  denen  zu  erfüllen,  welche  ihn  für 
seiae  Person ,  f  z.  B.  als  Erben ,  3  oder  aus  einem  beson- 
dern Grande  zu  vertreten  haben.  Den  dritten,  Besitzer 
der  Sache  gehen  sie  nichts  an.  *J  Jedoch  versteht  es 
sieb  von  selbst,  dafs  die  in  Frage  stehende  Eigenschaft 
dea  Sigenthumes  nicht  gegen  die  Lasten  geltend  gemacht 
werden  könne ,  welche  der  Staat  auf  die  Besitzungen  sei- 
ner Unterthanen  legt  Von  den  Beschränkungen  aber, 
welchen  das  Eigenthum  schon  dem  Naturrechte  nach  — 
mittelst  einer  Dieigstbarkeit  oder  eines  Pfandrechtes  —  un- 
terworfen werden .  kann ,  wird  in  den  folgenden  beiden 
Hauptstucken  die  Rede  seyn. 

JJ.   Naturlehre. 

Der  Mensch  ist  schön  durch  die  Bedingungen  sei- 
nes irdischen  Daseyns  an  die  Erde  gefesselt.  Er  mufsr 
sich  an  ifgend  einem  Orte  auf  der  Erde  aufhalten ;  der 
Nahrung ,  der  Kleidung ,  eines  Obdaches ,  der  Waffen  zur 
Erhaltung  und  zur  Verteidigung  seines  Lebens  bedür- 
fend ,  ist  er  wegen  der  Befriedigung  aller  dieser  Bedürf- 
nisse auf  die  Erde ,  auf  ihre  Schätze  und  Erzeugnisse  an- 
gewiesen. Auch  die  Mittel  zur  Erheiterung  und  Verschö- 
nerang des  Lebens  mufs  er  grofsentheils  aus  derselben 
Quelle  schöpfen. 


1    ; 


1)  Man  verwechsle  nicht  den  Gebrauch  einer  Sache  nie  dea  Votthal- 
len,  die  eine  Sache,  ohne  dafw  man  auf  Me  einwirkt, 
gewähren  kann»  -  Z.  B.  also,  A.  hat  die  Aussteht  auf  den  Garten 
dea  B.    B.  kann  dem  A.  die  Aussieht  verkenn. 

9y  Die  Rechtspegel :  Kauf  bricht  Miethe ,  —  stimmt  also  mit  dem  We- 
sen des  Eigentumes  vollkommen  oberen/  (lMe  des  Code1  dvlF  Art. 
1750  dürfte  sich  kefnesweges  rechtfertigen  lassen,)  '-' 

Zackariä,  vom  Staat:    IV,  ■• 


m 

N*n  steht  ea  »war  ip  der  Macht  der  Menschen  ?  ifcr* 
Herrschaft  auf  die  Aa^enwelt  auszudehnen ,  d.  i.  w  tte~ 
friedigung  ihrer  Bedürfnisse  von  der  Erde,  von  ihr** 
Schätzen  und  Erzeugnissen  Gebrauch  au  machen*  Da  je* 
doch  der  Gebrauch,  den  ein  Menaeb  von  ejaer  Starb* 
«acht,  alle  Andere  von  dem  Gebrauche  derselbe«  Sache 
weh  Naturgesetzen  ausschliefet,  so  kann  jene  Herrschaft 
schon  ihrem  Wesen  nach  nicht  eine  (resajnmtbarrachaft? 
(nicht  eine  conapossessio,)  seyn.  Sie  kann  mtk  aas  et« 
nem  andern  Grunde  nicht  in  der  Eigenschaft  emer  Ge* 
sammtherrschaft  besiehn.  Die  Erde  fordert  von  dem  Man« 
sehen  Arbeit ,  wenn  sie  ihm  alles  das  liefern  und  leisten 
aoll,  was  sie  ihm  liefern  und  leisten  kann.  Wer  wurde 
sich  aber  entachUefsen  zu  arbeiten,  wenn  er  nicht  dtoGe** 
wifsheit  hätte,  au  erndten,  wo  er  geaftt  hat? 

Die  Natur  hat  nicht  selbst  die  Güter  dieser  Erde  >) 
ipnfer  die  einzelnen  Menschen  v ert heilt.  *  (Der  Grand  alles 
Zankes  und  Baders  unter  den  Menseben!}  Da  »um  dt# 
Menschen  weder  zu  Folge  des  Umfanges  der  Erde  und 
der  Beschaffenheit  ihrer  Oberfläche,  vereinzelt  leben  kön* 
npa,  noch,  zu  Folge  der  Bestimmung  der  tyenscbcngat- 
tang,  vereinzelt  leben  sollen,  so  müssen  ein?  am  sieh 
za  vertragen,  die  ursprüngliche  Gemeinschaft  der  Giter  *) 
auf  irgend  eine  Weise  aufbeben.  Sie  kätneu  %u  dieM* 
Ende  zwei  in  entgegengesetzter  JjUcbtuftg  gebende  Wegfy 
entweder  den  einen  oder  den  andern,  einsehlagen«  Der 
eine  und  der  andere  spaltet  sich  wieder  in  mehrere  Wege« 

Sie    können    zur  BefriedigUAg    ihre*    Bedarfes    » 
fyifaereu  Gütern  er$len*  eiac  poaitiye  G$  mein  sc*  *ft 


1)  Unter  den  (totere  dieser  Erde  verstehe  ich,  (wie  iiaier  auAeren 
Gntesn*)  alle  0aehea  überhaupt,  von  welches  der  memo*  irgen«" 
eines  Gebrauch  eh  machen  vconag, 

•)  Ich  verstehe  anter  der  ursprünglichen  GotergenieinsoheJt  nicht 
eine  positive  Gunelnsclaft,  sieht  eine oeannnlo  dessiati,  son- 
dern nur  eine  negative  Gemeinschaft  d.  L  nur  die  Watanohe, 
d>rs  ursprünglich  die  CKiter  dieser  £rde  Piemauden  gehören  >  ein 
Mensch  so  viel  RtcJM,  al*4«r  andere  3  an  denselben  hat. 
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aa  *e  Stelle  4er  arspriujglichefi  Mos  negative»  »eUen, 
entwehr  eine  allgemeine  Gäter-  oder  eine  atlgmei** 
Er  werbe -Gemeinschaft  In  dem  einen  und  in  dem  4»» 
dem  Falle  ist  die  Art  zu  bestimmen,  wie  der  Ertrag  des 
Gemeingutes ,  und  der  Ertrag  der  gemeinschaftliche»  Amt 
bei*  unter  die  Einzelnen  zu  vertheilen  sey ;  ob  gleich  (d.  u 
nach  den  Köpfen}  öder  ob  ungleich?  und,  wenn  ungleich, 
ob  nach  dem  Verhältnisse  4er  Einlagen  oder  nach  dem 
der  Würdigkeit  der  einzelnen  Mitglieder  des  Vereines  ? ') 
Ehen  so  kann  die  eine  and  die  andere  Gemeinschaft  ent- 
weder durch  einen  Vertrag  oder  durch  ein  Staatsgesetz 
gestiftet  werden. 

Der  andere  Weg  ist  der,  dafs  die  Erde  sammt  ih- 
ren Schätzen  und  Erzeugnissen  unter  die  einzelnen  Mfiv* 
sehen  ([und  Völker}  vert heilt  wird;  sey  es  dem  Ei- 
genthume  oder  Mos  der  Nntzniesung  nach. ')  Es 
kann  diese  Vertheilang  entweder  nach  einer  bestimm- 
ten Regel  oder  aber  so  geschehn,  dafs  ein  Jeder  neh* 


1>  Aaagearbettese  Entwürfe  Mir  Organisation  solcher  GfefiBechnf»««) 
siad  in  den  neuesten  Zeiten  von  Mehreren  bekannt  gemacht  wor- 
den. Dabei  war  das  Absebn  auf  nichts  Geringeres,  als  an?  die 
„Begenerirtiiig"  der  bürgerlichen  Gesellschaft  gerichtet.  C£t.  AI* 
mn>.  Foarier.  Owen.)  Vgl.  über  dito  Entwürfe:  «Meine  *** 
handlungen  «taatawirtliscbaftlichea  Inhalt«.  Hoidelb.  183*.  Eine 
betenden  merkwürdige  Schrift  dieses  Geistes ;  Cdas  Glaobensbe- 
keuBtatr«  der  englischen  Chartisten,)  ist  die:  Ernest  or  pollttcal 
stegeneratioa.  Lead.  188t.  Vgl.  the  qnarterly  Review.  lSSt» 
~  Wir  haben  in  dem  letetvqrfloeseaen  halben  Jabranndevte  «•  fie- 
le« Außerordentlichere  erlebt,  dafs  Vielen  nur  das  noch  Anlfceror* 
deutlichere  genagt. 

S)  Bios  der  Notzniefsuog  nach.  —  Z.  B.  Der  Fall  ist  njept  sel- 
ten, data  das  Land  alljährlich  unter  die  Einzelnen  zur  Bestefc» 
tag  und  ßeootumg  verrteHt  wird.  (So  wurde  ei  ii*HamtgftbmM 
Botjillem  sogar  noch  int  }8ten  Jahrhunderte  gehalten.  0.  Merlin* 
Bepertoire  de  jurispr.  v.  Bonillon.)  —  Eben  so  der  Fall,  dafs  ein. 
Jeder  den  Boden,  den  er  bestellen  will,  nach  Gefallen  wählt, 
nach  eingebrachter  Erndte  aber  das  FeW  wieder  ins  Freie  «Ut. 
(Bei  mehreren  Negervölkern,  noch  auf  der  Insel  jtfadagaaftar  he* 
steht  diese«  Herkommen.  S.  Annale«  de«  ▼eyagea  nie,  Aar  «Aalte- 
Brun.    T.  XIII.  p.  3B.)  ,  *      , 
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men  kann,  was  und  wie  vielfer  will.  In  dem  erstem  Falle 
ist  die  Theilung  enttveder  durch  eine  Uebereinkunft  oder 
durch  ein  Gesetz  zn  bewerkstelligen. 

Es  fragt  sich  nun:  Für  welchen  von  diesen  Wegen 
entscheidet  das  Rechtsgesetz? 

III.    Rechtslehre, 
1  oder : 

Wie  soll  das  Verhaltnifs  der  Menschen  zu  den 
Gütern  dieser  Erde  von  Rechts  wegen  be- 
schaffen seyn? 

A)  Von  der  ursprünglichen  Erwerbung  des  Ei- 
gentumes. 

lj  Von  dem  Rechtsgrunde  dieser  Erwerbung. 

Die  Frage :  Welches  ist  der  letzte  und  höchste  Grund 
des  Eigenthumes  an  Sachen?  gehört  nicht  etwa  zu  den 
müssigen  oder  zu  den  blosen  Schulfragen,  Zwar  isi*in 
einem  jeden  einzelnen  Staate  das  Sondereigenthum,  (das 
dominium  singulorum,)  schon  dadurch  sattsam  gesichert, 
dafs  es  die  Gesetze  des  Staates  für  sich  hat.  Aber,  auf 
welchem  allgemeinen  Rechtsgrunde  beruhen  denn  die 
Staatsgesetze,  welche  das  Sondereigenthum  heiligen? 
von  welchen  Grundsätzen  also  hat  die  Gesetzgebung  in 
der  Lehre  vom  Eigenthume  auszugehn?  Und  wie,  wenn 
der  Boden,'  den  das  Eigenthum  in  dem  positiven  Rechte 
hat,  in  Zeiten  einer  Revolution  schwankt  und  weicht? 
Oder,  wie1  wenn  ein  Volk  sein  Land  in  Verhaltnifs  zu  an- 
dern Völkern   nur  kraft  einer  Vergünstigung  besäfse?*) 

Ein  geoffenbartes  Recht  kann  jene  Frage  eben 
M  leicht  als  befriedigend  beantworten.  In  dem  Geiste  ei- 
nes solchen  Rechts  ist  die  Erde-  ein  Gottesiehn,  beruht 
das  Sondereigenthum  gleichsam  auf  einer  Afterbelehnung. 
In  der  That  leuchtet  auch  diese  Ansicht  aus  allen  den.  Ge- 


*)  Ais  eine  Aufgabe  des  Völkerrechts  wird  jedoch  die  Lehre  von  der 
Erwerbung  des  Eigenthumes  erst  in  dem  folgenden  Bande  erörtert 
werden. 
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sctzgebnngen  hervor.,  wache  «ich  eines  göttlichen  Ur- 
sprunges rühmen.  80  hielt  afeh.,i.rB.  das  Volk  Israel 
luv  berechtiget,  Palästina  *«  erobern ,  weil  ihn  der  Gott 
seiner  Väter  das  Eigenihum  an  diesen  Lande  verliehen 
turfte;  und  aus.  demselben  Grunde  hält  jenes  Volk  seine 
Ansprache  auf  Palastina  auch  jetzt  noeh  für  unverjabrl. 
fiten  so  nahm  einst  —  in  Mittelalter  —  das  Oberhaupt 
der  lateinischen  Kirche  die  Lehnsherrlichkeit  über  alle  Län- 
der der  Christenheit  in  Ansprach.  Der  Zehnte,  welcher 
von  allen  Bodenfrüchten,  und  von  dem  jungen  Viehe  an  ' 
die  Kirche  zu  entrichten  war,  war  mehr  als  eine  blase 
Abgabe  zur  Bestreitung  der  Ausgabe  des  Kultus;  in  ihm 
lag  zugleich  ein  Anerkenntnifs  der  dem  unsichtbaren  Ober- 
h&upte  der  Kirche  zustehenden  Grund«  und  Lehnshenv» 
üehkeii  über  alle  Länder  der  Erde.  ( Die  Hierarchie  wufefe 
die  den  Völkern  deutschen  Ursprungs  eigenthümliehw 
Beehtsbegrife  auch  in  dieser  Besiehung  weislich  zu  bo» 
nrftzen.J  ..  tl 

Den  Vernunft*  oder  dem  weltlichen  Rechte 
nach  dOrfte  die  obige  Frage  so  zu  beantworten  seynr  ) 

Erster  Grundsatz:  Die  Güter  dieser  Erde 
sind  unter  die  einzelnen  Menschen  dem  Eigen*- 
thumen&ch)  ~~  dieses  Wort  in  der  oben  bestimmten 
Bedeutung  genommen*)  —  zu  verftheilen;  mit  an- 
dern Worten,  Alles,  was  nach  Naturgesetzen 
ein  Gegenstand  des  Sondereigenthnnkesseyn 
kann,  dar/' van  Rechtswegen  als  Son>d;ereigen- 
Lhum  erworben  Werden;  ^  Allerdings  kann  die  öko- 
nomische Lage  eines  Volkes  von  der  Beschaffenheit  seyft, 
dafs  sie  z.  B.  die  Vertheileng  des  Landes  unthunlich  macht. 
(8a  kann  bei  einem  Volke,  das  von  der  Jagd  lebt,  dar 
Grund  und  Boden  wenigstens  nur  zu  einem  geringen  Theile 
Sondereigenthum  seyn.J    Aber  an  sich,  d*  i.  mit  Vorbe- 


*>  Per  oben  bestimmte  Begriff  des  Eigentumes  ist  also  nicht  «ja  Mas 
problematischer  Begriff;  er  bat  Realität/  Es  darf  .an  Sa- 
chen ein  fiigentbom  erwerben  werden« 
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halt  der  auf  einem  Notfcstande  beruhenden  Ausnahmen, 
entspricht  den  Grundsätze«  dt»  Hechts  nnr  eine  Geseta*- 
.gebung,  welche  den  einzelnen  Bürgern  gestattet,  Alles 
du  rieh  zuzueignen ,  was  nur  überhaupt  ein  Gegenstand 
des  Sondereigenthumes  seyn  kann.  Wenn  mm  daher, 
Wie  in  den  heutigen  europäischen  Staaten*  Alle»  sehen 
«einen  Herrn  hat ,  darf  man  einen  jeden  Plan  oder  Vor- 
-schlag  r  weichet  auf  eine  Umgestaltung  dieser  Ordnung, 
alfeo  58*  B.  auf  die  Stiftung  einer  allgemeinen  Güter-  oder 
Erwerbsgemeinschaft  hinausläuft,  wenigstens  ans  dem 
Standpunkte  des  Recht»  getrost  für  einen  Rückschritt  ei- 
ikliren.  —  Der  Grund  aber,  warum  Alles,  was  erworben 
•werden  kann,  auch  erwerblieh  seyn  soll,  ist  £11  vö* de r*t 
det:  Irgend  eine  Vertiieifang  der  Güter  dieser  Erde 
'ist  sowohl  nach  Natur-»  als  nach  Rechtsgesetzen  not- 
wendig. Die. an  sich  vollkommenste  Theilong  aber  ist 
die,  da  die  Güter  dieser  Brde  dem  Eigentftume  nach 
anter  die  einzelnen  Menschen  vertheilt  werden.  Sie  ist 
an  sich  die  vollkommenste  Theilung,  weil  sie  der  gerade 
(dar  direkte}  Gegensatz  der  ursprünglichen  Gttterge- 
nkeinsthaft  ist.  Da  nun,  kraft  des  Reehtsgesetses ,  der 
titrfseren  Freiheit  des  Menschen  eine  jede  nur 
überhaupt  mögliche  und  rechtlich  zulässige 
Ausdehnung  zu  geben  ist,  so  gebthrt  aueh  jener 
TheMong  der  ursprünglichen  Gütergemeinschaft  vor  einer 
•jeden  andern  der  Vorzug.*)  Bin  weiterer  Grand  für 
jene  Art  der  Theihing  liegt  m  dem  Zusammenhange,  in 
welchem  das  Sondtreigenthum  mit  dem  Arbeitntfleifse 
•der  Mensehen  steht.  Nur  da ,  wo  die  Güter  dieser  Ente 
dem  Etgenthbme  nach  getheilt  sind,  darf  man  von  d^ 
Menschen  erwarten ,  dafs  sie  mit  dem  angestrengtesten 

'i.u  — i- 

*)  Diese  Dednction  des  Eigentotimes  Ist  derjenigen  »'hnfich,  mittelst 
welcher  in  dem  ersten  Thcile  des  vorliegenden  Werkes  die  Pflicht 
der  Menschen ,  sich  in  Btaateu  xu  vereinigen,  dargethan  wor- 
'  -den  tot  Auch  der  Staat  Ist  der  gerade  Gegensatz  de*  Natbrstandes. 
Aodi  der  ftecntagrvind  der  Staatsgewalt  bernfrt  aar  itor  vVldtrrccht- 
lieakett  des  Natuntandes. 
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Feifte  alle  die  Arbeiten  verrichte«  werden,  weiche  eie, 
mm  ihre  Beddfftrfsse  auf  da*  Vollkommenste  za  befriedige«, 
Mtf  die  Brde  and  auf  deren  Schätze  und  Erzeugnisse  za 
verwenden  hüben-  Densft  da  Arbeitet  ein  Jeder  schlecht- 
Mn  und  allein  für  sieh  und  auf  eigene  Rechfttfng.  Nur 
fmter  der  Bedingung  also,  dafs  die  Theilung  auf  jen^ 
Wehte  ins  Werk  gesetzt  wird,  kann  die  Herrschaft 
der  Manschen  üb$r  die  Aufsenwelt,  —  die  Men* 
sehen  fan  Ganzen  genommen,  —  die  möglich  gröfste 
Ausdehnung  erhalten,  dem  Interesse  der  recht* 
liehenFreiheit  auf  das  vollkommenste  entspre- 
Cheri.  ♦)  —  Es  sind  jedoch  von  der  Regel,  data  Alles, 
was  nach  Naturgesetzen  erworben  werden  kann,  auch 
Ton  ftcähtewegen  afs  Sondereigeirthum  erworben  werden 
darf,  theils  Land«  und  Wasserstrafsen ,  theüs  dieje- 
nigen (beweglichen  oder  unbeweglichen )  Sachen  äusztr- 
ndtmen,  deren  der  Staat  zu  seinem  Gebrauche  bedarf. 
Die  ersteren;  weil  sonst  die  Theilung  der  Erde  mit  der 
VStAtttt  der  menschlichen  Gesellschaft  unvereinbar  seyn 
wurde.  Die  letzteren;  weil  die  Menschen,  verpflichtet 
in  Staaten  zu  leben,  dem  Staate  die  dieser  Pflicht  ent- 
sprechenden Büttel  zu  überlassen  haben. 

Zweiter  Grundsatz:  Die  Besitzergreifung, 
also  eine  einseitige  Willenshandlung,  ist  &ur 
ursprünglichen  Erwerbung  des  Eigenthumes, 
also  zur  Erwerbung  des  Eigenthumes  an  her- 
renlosen Sachen,  hinreichend;  (Res  nullius  ce- 
dftnt  prtfco  necupanti;~)  mit  Andern  Worten,  die  zu 
folge  des  ersten  Grundsatzes  zu  bewerkstel- 
ligende Yheihing  der  Oütet  dieser  Erde,  darf 
von  einem  jede*  einzelnen  Menschen,  —  mit- 


*)  Maltbus  (über  die  Ursachen  der  Bevölkerung.  I,  76.)  bemerkt: 
der  stärkste  Einwurf  ^egen  eine  Gemeinschaft  der  Güter  dürfte 
aor  seyn,  dafs  eie*  eie  Hemmnifs  der  Zunahm»  der  Berdlkdr%ag 
»jey.  — .  Allerdings  tot  da«  Sonderelgentbiisi  der  Vermehrung  der 
Meneehengattung.  förderlich;  aber  deswegen,  weil  es  die  Mittel 
deren  die  Menschen  ku  ihrem  Lebensunterhalte  bedürfen ,  vermeb 

> 
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telst  der  B^herruag,  (per  occupatipnem,)  —  ver-* 
jpir^lichet  werden.  —  Dieser  Grundsatz  beruht  niqht 
etwa*  darauf,  dafs,,  so  wie  sich  die  Verhältnisse  in  der 
Erfahrung  stellen,  ein  Eigentumsrecht,  wenn  nicht  zur 
Erwerbung  desselben  die  Beherrung  herrenloser  Sache» 
hinreichte ,  überall  nicht  als  ein  dingliches  d.i.  als  ge- 
gen einen  Jeden  gültiges  Recht  erworben  werden  könnte. 
([Wie  könnte  z.  B.  ein  Volk  das  Eigenthum  an  seinem 
Lande  gegen  diejenigen  Völker  rechtfertigen ,  mit  welchen 
es  nicht  in  Vertragsverhältnissen  stände? )  Wollte  oder 
mutete  man  den  Beweis  für  jenen  Grundsatz  auf  diese 
Weise  führen ,  so  würde  das  Eigenthum  nur  auf  einem 
Not h stände  berubn.  Sondern  alles  das,  was  Qben  «für 
den  ersten  Grundsatz  angeführt  worden  ist,  spricht  auch 
für  den  zweiten.  Einem  jeden  einzelnen  Menschen 
m.ufs  es  freistehn,  sich  herrenlose  Sachen  nach  Gefallen 
zuzueignen,  wenn  seine  äufsere  Freiheit  die  möglich 
gröfste  Ausdehnung  haben,  seine  Arbeit  die  einträg- 
lichste seyn  soll.  Indem  aber  die  Erwerbung  des  Eigen- 
tumes dem  rechtlichen  Interesse  der  einzelnen  Mem- 
sehen  auf  das  vollkommenste  entspricht,  und  nur  unter 
dieser  Bedingung,  stellt  sie  zugleich  mit  dem  rechtlichen 
Interesse  der  Menschen  überhaupt  in  der  vollkommensten 
Uebereinstimmung. 

$y  Von  dem  Maasstabe   der   ursprünglichen 
'  Erwerbung. 

•  * 

.,  Einem  jeden  einzelnen  Men/schen  steht  es 
von  Reqhts  wegen  frei,  sich  einseitig  (j>er  occu~ 
pationein)  von  den  Gütern  dieser  Erde  so  viel  zu- 
zueignen, als  er  will;  mit  andern  Worten,  das 
Recht  der  ursprünglichen  Erwerbung  hat 
keine  andere  Grenzen,  als  die,  welche  ihm  die 
Natur,  durch  die  Beschaffenheit  unseres  Pla- 
neten, gesetzt  hat. — Soll  die  äufsere  Freiheit  des  Men- 
schen dem  Eigentumsrechte  die  möglich  gröfste  Ausdeh- 
nung verdanken ,  soll  dieses  Recht  die  Menschen  zur  An- 
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wcmdung  und  Entwickelung  jfcter  Stifts  und  Anlagen  .in 
de»  flutglich  höchsten  Grad»  >*eit*e*.  und.«bestbNKtart«| 
mmts  das  Recht  der  ursprünglichen*  Erwerbung  ehe»  40 
unbeschrankt  seyn  ,  wie  das  Eigenthumsrecht  seihst.    Alf 
ein  unbeschränktes  Recht  hat  das  Recht  der  ntsprüngli- 
chenr  Erwerbung ,  (so  wie  es  sieh  in  dem  Rechte  der  ab* 
geleiteten  Erwerbung  wiederholt , )  zugleich  jenes  Drtor 
gea  und  Treiben  unter  den  Menschen  in  seinem  Gefolge, 
von  welchem  die  Steigerung  der  Herrschaft  der  Measchenr 
gnttnng  über  die  Aufsenwelt  im. Ganzen  wesentlich  ab* 
hangt. , —  Allerdings  können  in. dem  Kampfe,  dessen Preifs 
das  Eigenthum  ist,  nicht  Alle  den  Sieg  davon  tragen. 
Einige  können  sogar  an  «lern  Unentbehrlichen  Mangel  leb» 
den ,  wei^l  Andere  schon  Alles  in  Regitz  genommen  habe* 
Aber  hieraus  folgt  nur  so  viel,  dafe  Armuth  einen  Rechter 
ansprach  auf  Unterstützung  geben  kann.  —  Allerdings  er* 
streckt  sich  das  Recht  der  ursprünglichen  Erwerbung  nicht 
weiter,  als  die  Macht,  das  Erworbene  zu  \ertheidige». 
t Darum  haben  Revolutionen  so  oft  die  Folge,  dafs  Geld 
und  Gut  seine  Herren  wechselt!)  Aber  auch  ein  jedes  an* 
dere  Recht,  selbst  das  Recht  der  Mach tvolJMipmeuheit, 
ist  nur  in  so  fern  ein  Recht,  als  es  in  Vollziehung gesetzt 
werden  kann. 

Hiernach  wird  zur  Rechtfertigung  des  Sondemigen* 
thumes  nicht  etwa  eine  gleiche  Vertheijnng  de* 
Guter  dieser  Erde  unter  die  .einzelnen.  Menr 
8 eben  Coder  unter  , die  einzelnen  Mitglieder  eines  und 
desselben  Staatsvere^nes)  vorausgesetzt.  Diesßnv  Maas*- 
stabe  der  ursprünglichen  Erwerbung  —  oder,' was  dasselbe 
ist,  diesem  Alaasstabe  des  Sondereigenthiunes,,  —  stehen 
uberdiefs  noch  andere  Gründe,  als  die  obigen,  entgegen 
—  Liegt  nicht  schon  in  dem  Wesen  dieses  Maasstabes 
seine  Untanglichkeit?  Nicht  schon  deswegen  besitzt  Einer 
so  viel  als  der  Andere,  weil,  was  der  Eine  und  was  der 
Andere  besitzt,  zu  Geld  angeschlagen ,.  gleich  viel  werth 
ist  Die  Gleichheit  müfste  sich  auch  auf  die  Beschaffen* 
Jieit.,  ja  auf  die  Individualität  der  Sachen  erstrecken,  aus 
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treteben  die  Laos*  dar  flMmetam  besUtodui.    Uad  «tffcg* 
dann  w#rd*  ttodh  immer  di*  Ungleichheit  «ferig  Meiltttf, 
Welche  ans  dem  Verhältnisse  dar  Sachen  im  der  persftfr*» 
tMhen<Vtv*chie4t***eit  ihrer  Besitzer  entständet  —  Bock 
es  sey,  dafs  man  «ich  mit  einer  wenn  buch  beschränkte* 
«der  btos  relativen  GtetcMeit  begütigen  wallte  ,•  \tifrkdttnte 
dfese  Gleichheit  «tff  die  D*«er  aufrecht  erhalten  werden  ? 
IV«r  durch  Maasregetn  ,  welch«  die  tinfeere  Freiheit  in  ih- 
rem fnfeerstew  Wegen  antasten  würden,  ntir  dnreh  Maas- 
regefln  ateo ,  welche  mit  dem  Grunde  nnd  Zwecke  des  Ei- 
gettfhamsrechts~<der  Erweiterung  der  dnfserea  Freiheit«— 
geradezu  m  Widerspruch  stehn  wtfrden.  Denn  sonst  mufete 
der  kinstliiA  anfgefthrte  Bau ,    schon  wegen  der  Ver- 
schiedenheit der  Charaktere  der  Menschen ,  über  korz  oder 
*er  lan£  wieder  einstürzen.    (Man  setze  den  Fall,  data 
ein  Baiiberer  —  oder  eine  gate  Fee  —  eine  Mtflfoft  GtoM- 
sticke  nnter  zehn,  zwanzig  oder  mehrere  Menschen  gleich 
«ustheilte.    War  de  nicht  nach  Monaten  oder  Wochen,  Ja 
Vfeileieht  schon  nach  wenigen  Tagen  oder  Stunden,  — 
-**]*  man  anders  nicht  die  Glücklichen ,  einen  Jeden  für 
rieh,  einkerkerte  oder  ihnen  andere  Fessein  anlegte,  — 
Wer  Eine  meinen  Antheit  vermehrt ,  ein  Anderer  ihn  mdkr 
oder  weniger  vermindert,  ein  Dritter  ihn  gftnztich  vef- 
Jffctwtet  haben  ?  Mutato  nomtiie  de  Te  fabnla  narrattrr ,  hu- 
imnoM  gtotns'!)    In  der  Thal ,  die  Ungleichheit  der 
Vermftgenstimstftnde  der  einzelnen  Mansche* 
fr»!  r*h*n  *in  notbweirdlg'e  Folge  von  det  ÜA- 
Gleichheit,  welche  nttttt  dernMeirsefrCYi  vonöe- 
ftart  besteht.     Wer  gegen  jene  Ungleichheit  eifert, 
ereifert  sich  After  die ümrtrÄWdeflichkeit  dieser  Ungleich- 
heit* —  Man  hart  für  die  rechtliche  NorthwendJgkeit  eitler 
gfeiehen  Gtftervertheihmg   die  "rechtltehe  Gleichheit  der 
Mensdten  geltend  gemacht    Aber  Ungleichheft  der  Ver- 
toftgenstnostände  ist  waf  eine  Art  der  physischen  Un- 
gleichheit   Sie  steht  mit  der  rechtKcfaeir  Gteidiheft  der 
Mensdren  um    so  weniger  4m  WidersprtnAcr ,  Aä  diese 
Gleichheit  die  Menschen  sogar  in  den  Stand  sfetsfefe  stoff , 


Art*  f*y«#*he*Vert€WH^«elteh  nach  d*ftt+  t«H^ 
fcteaiaener  und  aftgfaMBlter  an  entwickeln.  Alferdhga  kamt 
41»  tlagletehheit  der  Vermögensuto«**nde  i*  dein  Grade 
tNaehmenj  dafstrie  <*er  rechtlichen  Gleichheit  Gefahr  droht 
Aber  in  dem  if^Cürtieheii  Laufe  der  Dinge  rertheilt  ddr 
Tadj  — <  diäte?  grofee'  Freund  der  Gleichheit,  (the  gfetft 
teveüer,)  ^—  bald  wieder  die  lleicbthümer,  welche  dar 
Kaie  #der  der  Andere  angehäuft  trat.  Oder  der  aparsaate 
Vater  hat  einen  verschwenderischen  Sohn. 

Jedoch,  man  hat  für  die  Erwerbung  des  Eigentumes 

nach  «inen  andern  Maasstab,  —  wenigstens  ein  Maxi*- 

Midi ,  tftfaasteRfen  versucht.    Das  Recht  der  Einzelnen , 

(aägt  »an ,)  sieh  die  Güter  dieser  Erde  anzueignen,  kktih 

nieh*  von  einem  grdfseren  Umfange  seyn  ,  als  der  Rechtar«- 

grand,   auf  welchem  das  Eigenthum   fiberiianpt  beruht. 

fflertaa  wird  gefolgert,  dafs  der  Einzelne  nur  so  viel  au 

ermbrhen  berechtiget  aey,  •  als  tt  tor  Befriedigung 

«erner  Bedürfnisse  brauche,  oder  auch  nur  so  viel, 

ah  fcr  ddrch  seine  Arbeit  für  seihe  Zwecke  tauglicher 

*n  »tfchen  im  Stande  sey.  —  Ifch  wlR  nicht  die  Unh*- 

frtimmtheit   and  Unsicherheit  dieses  Mait&tab**    ragen. 

©er  Maasstab  ist  deswfeg^n  schlechthin  unstatthaft,  weil 

ihm  ein  Fehlsfthlaft  &*m  Grunde  liegt.    Allerdings  ist  d& 

Sandereigemthnm  mn  dtföwilfen  eih  tiedtirfnffl*  der  Mfen- 

aeken,  weil  die  Brde  dem  Bfenslhefi,  der  Mensch  derEHte 

dienstbar  seyn  so».    Aber  hieraus  folgt  nicht,  dafs  sfoh 

das Eigenthum  auch  als  ein  «echt  nirttt  über  die  Grenzen 

jeam  Bedferfeissäs  erstrecke.  *)    Vielmehr  ist  und  soll 

das  Bigeftthnm ,  in  dem  Interesse  der  rechtlichen  Freiheit 

der  Menschen,  in  einer  jeden  Beziehung,  -":ateo  *aeti 

was  die  UnaBttt  and  Quantität  der  Sachen  betrifft ,  weichte 

der  fitaaelne  erwferfren  darf,  —  ein  unbeschranktes  Recht 

seyn.  —  Jedoch  in  einem  jeden  Irrthume ,  der  von  Vielen 

getheüt  wird,  liegt  zugleich  eine  Wahrheit.    (Das  San- 


*)  Biltt  also  hier  nicht  die  Regel  atMreuflbftf :  Cesnnlto  am**  ceemt 


Jtofigf ntyiu*  bat  nur  weipgq  Feind*,  desto  *ehr  Fefefe 
Jh*t  die  angliche  iVpctheilung  deg^benil)nJ>er  &etcb» 
thw  M  zugleich  efre. moralische, ^ftion  fiiMefc*  wenn 

er  durc^i  FJeife  uqd  Sparsamkeit  erworben  worden  igt  u*d 
von  ihm  ein  würdiger  Gebrauch  gemacht  wird;  eben  0* 
das  Eigenthym  an, einer  einzelnen  Sache,  wenn  es  als  der 
I^phn  der  Arbeit  betrachtet  werden  kann,  welche  der  Ei- 
genthümer  auf  die  Sache  verwendet  hat.  Dieser  Sanktion 
entbehrend  läuft  das  Eigenthum  Gefahr,,  fluch  .flls  ein 
Jft,echt  verkannt  zu  werden.  —  Darum  hält  es-in  «inigen 
Ländern,  z.  B«  in  Deutschland  und  in  Frankreich, *o  schwer, 
den  Waldfreveln  zu.  steuern.  Weil  die  Baume  des  .Wal- 
des .wachsen,  Qhn$  .der  Arbeit  und  Pflege  der  Mensche* 
zu  bedürfen,  will  es  Vielen  nicht  einleuchten,  <daf*'dfcr 
Wald  Sondereigenthum  seyn  könne.  l~)  Auf  eine  ähnliche 
Weise  kann  man  sich  die  leichtsinnige  Grausamkeit  er- 
Jklären,  welcher  sich  dfe  Europäer  so  oft  in  andern  Tfeeüea 
der  fcrde  dadurch  schuldig  gemacht  haben,  dafs  si$  iVöl- 
Jker/schaften ,  welche  noch  wenig  oder  gar  keine  Arbeit  auf 
ihr  Jüand ,  verwendet  hatten ,  entweder  aas  ihren  Wtfhiv- 
öitzeü  vertrieben  oder  in  denselben  unterjochten«  Eine  in 
derselben  Hinsicht  besonders  anziehend^  Begebenheit  bat 
^ons  Tacitus 2)  aufbewahrt  »Die  Apsibaritfr,  eine  deutsche 
Völkerschaft,  a,us  ihren  Wohnsitzen  von  den  Chanteiive*- 
tafiebep,  hatten  sich  in  der  Nahä  des  Rheines,  inportalb 
,4es  römischen  Gebiets,,  auf  •  einftf  Landstrecke  angesie- 
delt, welche |  gänzlich  wibe wohnt,  nur  mit  den  JHeerden 
de3  römischen  <Jr§n^J|eere*  yon  Zeit  #u  Zeit  iehit  et  waede. 
iBpjcjkalup,  der  Anfijhner.,  aufgefordert  mit  den  Seinem  djts 
römische  Gebiet  zu  verJtsqen ,  begründete  sein  Ketiht  an 
dem  von  ihm  in  Besitz  genommenen  Lande  so:  So,  wie 
der  Hjmppel  den  Göttern ,  so  sey  die  Erde  dem  Geschtecbte 


I)  Allerdings  hat  die  Mtnge  .der  Waldfrevel  noch,  andere  Ursachen. 
Doch  dürfte  die  im  Texte  angeführte  die  Hauptursache  seyn.  -»- 
Darum  mufs,  was  diese  Vergeben  betrifft,  der  Volksuntenricht  den 
Stratfceseteen  «u  Hülle  kommen.  •   • 

3)  In  seinen  Jahrbüchern.    XIII,  55.  56. 


157 

i 

der  Menschen  zum  Aufenthalte  angewiesen.    Land,  das 
unbewohnt  sey,  stehe  einem  Jeden  offen.    Indem  er  dann 
seinen  Blick  zur  Sonne  erhob  und  sie  und  die  übrigen 
Gestirne  anrief,  fragte  er  sie,  gleich  als  ständen  sie  vor 
ihm,  ob  sie  denn  den  einsamen  Boden  anschauen  wollten. 
Lieber  würden  sie  das  Meer  über  die  Räuber  der  Erde 
ergiefsen.    Da  antwortete  ihm  Avitus,  der  Befehlshaber 
des  römischen  Grenzheeres:  Unterwerfung  gebühre  der 
Herrschaft  der  Besseren !  So  habe  es  den  Göttern,  zu  wel- 
chen sie  selbst  flehten,  gefallen,  dafs  es  in  der  Willkühr  der 
Römer  stehen  solle,  waä  sie  geben,  was  sie  nehmen  woll- 
ten ,  dafs  sie  keine  andern  Richter ,  als  sich  selbst ,  anzu- 
erkennen hätten.    Avitus  gebot  hierauf  den  Ansibariern, 
das  römische  Gebiet  zu  verlassen,  und  diese  sahen  sich 
genöthiget,  dem  Machtworte  Folge  zu  leisten.«    Avitus 
also  ging  von  dem  Grundsatze  aus,'  dafs  sich  das  Recht 
eines  Volkes ,  sich  einen  Theil  des  Erdbodens  zuzueignen, 
so  weit  erstrecke,  als  die  Macht  dts  Volkes,  das  in  Be- 
sitz genommene  Land  zu  vertheidigen.     Gegen  diesen 
Grundsatz  machte  "Bojokalns  die  moralische  Sanktion  gel- 
tend, welcher  das  Eigenthum  an  Grund  und  Boden  be-* 
dürfe» 

B)  Von  der  abgeleiteten  Erwerbung. 

Die  abgeleitete  Erwerbung  ist  eine  Wiederho- 
lung der  ursprünglichen  Erwerbung  kraft  einer  Willens- 
handlung des  bisherigen  Eigentümers.  (Beide,  —  die 
Lehre  von  der  ursprünglichen  und  die  von  der  abgeleite- 
ten Erwerbung,  —  unterscheiden  sich  also  nur  in  Bezie- 
hung auf  den  Standpunkt,  aus  welchem  sie  einen  und 
denselben  Gegenstand  betrachten.) 

Der  Wille  des  bisherigen  Eigen thümers  ist  also  der 
Rechtsgrund  der  abgeleiteten  Erwerbung,  (der  titulus  ad 
acquirendum  dominium  habilis.)  Nicht  deswegen  hat  der 
Wille  des  bisherigen  Eigentümers  diese  Eigenschaft, 
weil  in  den  Eigenthurae  auch  das  Recht ,  die  Sache  zu 
veriofsern,  enthalten  ist;  sondern  deswegen,  weil  das 
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C^tgenthnm  nur  unter  der  JM*V)g«ng,  defe  f*  ein  Y«fräos~ 
serliches  Recht  ist,  mit.  den  ursprünglich  gleichen  An- 
sprüchen der  Menschen  auf  ii*  Güter  dieser  Jfirde  in  UeJkr- 
einpthnmftng  steht 

Im  übrigen  gelten  die  Grundsätze,  welche  oben  von 
4fr  ursprünglichen  Erwerbung  aufgestellt  worden  sind, 
m  Folge  des  Begriff*  der  abgeleiteten  Erwerbung  euch 
von  dieser  Erwerbung»  —  So  wie  sieh  das  Aecbt  der 
ursprüglichen  Erwerbung  auf  alle  und  jede  Sachen  er« 
«treckt;  so  sind  auch  alle  und  jede  Sachen,  nachdem  *je 
erworben  worden  sind,  von  Rechts  wegen  .veraufser* 
lieh«  Ja  es  ist  sogar  anzunehmen,  dafs  der  Eigentümer 
einer  Sache ,  wenn  er  einem  Andern,  gestattete,  die  Sache 
iß  Besitz  zu  nehmen ,  einstweilen  auf  sein  Eigeathnm  ver- 
yjefetet  habe.  *}  —  Eben  so  und  aus  demselben  Grinde 
pufe  es  einem  Jeden  freistehn,  tine  jede  Sache  von 
ihrem  bisherigen  Eigentümer  zw  erwerbe»-  Es  sind  da** 
hw  2^.3.  jlie  positiven  Gesetze,  welche  gewisse  £r$ter* 
«J*  3Jpqup£üter  oder  Famjlienfideiknmmisse ,  von  der  vor* 
liegenden  Regel  ausnehmen,  mit  den  Grundsätzen  <ta 
Rftthts  nicht  vereinbar«  —  Endlich,  die  abgeleitete  JOn* 
Werbung  mufs  die  Folge  haben,  dafs  das  Eigenthum  ** 
der  Sache  auf  den  neuen  Eigenthümer  ganz  so  übergeht,, 
als  ob  dieser  die  Sache  ursprünglich,  also  einseitig 
(per  oceupationem)  erworben  hatte. 


ANHANG. 

Vm  der  Ernfanng.   (Utucapio) 

Eine  jede  Erwerbung ,  sie  sey  eine  ursprüngliche  oder 
eine  abgeleitete,  ist  für  sich  nur  eine  vorläufige  (oder 
provisorische)  Erwerbung.    Denn  es  kann  sich  noch  im- 


*)  Hierauf  beruht  da*  Hecht  des  redlichen  Besitzer*  einer  fremde* 
Sache,  eich  die  Früchte  und  Nntsongen  der  Sache  wmaelfaea. 
Dasselbe  Rech*  wurde  auch  des»  uaredUohea 
er  stet»)  **  4eJo  %*!*•«*  werden  Ipflate. 


«fal  Anderer  wm  de*  Sacha  melden,  wektar  vor  4m 
jetsjg**  Besitzer  4m  Eigenthum  an  der  flache  erworben 
w4  dient«  nie  aufgegeben  bat- 

Nun  ist  aber  und  soll  das  Eigenthun  ein  in  einer  je» 
de»  Beziehung  unbedingte«  (oder  absolutes)  Reckt 
eeya.  Es  mufs  mithin  ein  Mittel  geben,  die  Erwerbung 
den  JEigentt*u»es  in  eine  endgültige  (oder  deiaitive} 
Erwerbung  an  verwandeln. 

Umm  Mittel  ist  die  Ersitaung.  —  »ie  Ersitzung 
n*  nicht  eine  besandere  Art,  wie  dae  Eigenthnm  erwer- 
ben wird.  Sondern  aie  ist  nnr  die  Art,  wie  irgend  eine 
Erwerbung  bestätiget  nnd  zwar  so  bestätiget  wird, 
4sfe  mt ,  wenn  aie  auch  nur  beziehungsweise  (oder  rela-» 
frr)  gütig  war ,  durch  die  Ersitzung  d.  i.  durah  den  eine 
gewisse  Zeit  lang  fortgesetzten  Besitz  der  Sache  die  Bt* 
einer  endgültigen  Erwerbung  erhalt.  Sie  setzt 
sehen  eine  Erwerbung  voraus. ') 
Die  Frage  ,  in  welcher  Frist  und  unter  welchen  Be- 
eine  Erwerbung  durch  die  Ersitzung  endgüf*- 
tig  beatitiget  werde,  ist  von  den  postthren  Gesetzen  mit* 
telat  eines  Vergleiches  zu  entscheiden,  welchen  sfe 
syrischen  den  Anapriehen  des  früheren  Eigentümers  und 
denen  des  dennaligen  Besitzers,  mit  Rttcksicfit  auf  die 
phjWSthe  Verschiedenheit  der  Sachen/)  zu  treffen  haben. 

IV.  Philosophie  des  positiven  Rechts» 
Auch  die  ungebildetetotea  Stänune  der  Erde  haben 


i)  „Bono  pnbhco  nsucanip  introdueta  e*$,  ne  seilioet  waruadaa) 
rerum  diu  et  Are  semper  dominia  incerta  essent;  com  safficeret 
dominit  «d  inquirendas  res  suas  qtatuti  temporls  spatium."  I.  1. 
D.  de  nsueap.  et  ususpal«  -  (De«, englischen  Rechte  ist  gleichwohl 
eis  Bmitsuag  unbekannt!)  "—*  Man  verwechsle  übrigens  nicht  die 
EraMnung  mit  der  Verjährung.  Diese  ist  eine  Einrede.  Sie 
mt  swar  eine  Folge ,  aber  nicht  allein  eine  Folge  der  Verjäh- 
rung. Vau  der  Verjährung  wird  In  der  Lehre  vom  Vermögen  ge- 
sandelt werden. 

t)  Dieser  Zusatc  besieht  sie*  anf  den  Unterschied,  der  bei  der  Br- 
nwmeapn  aewogüehen  und  uobewegtiefreo  Sachen  ** 


einen  Begriff  von  Eigenthame.  Sie  vertheidigen  sieh  in 
dem  Besitze  des  Landes,  das  sie  bewohnen  oder  in-  wel- 
chem sie  herumziehn;  es  vertheidigen  sich  die  einzelnen 
Stanunesgenossen  in  dem  Besitze  der  bewegliche»  Sa- 
chen, die  -sie  fcu  ihrem  Gebrauche  zugerichtet  haben. 
Eben  so  gehört  andererseits  der  Fall  zn  den  gröfsten 
Seltenheiten,  dafs  bei  einer  Völkerschaft  oder  in  einem 
andern  Vereine  eine  allgemeine  Gütergemeinschaft  einge- 
führt wäre,  ty  Da*  Sandereif  enthum  also  ist  das 
gemeine  Recht  der  Völker.  Aber  in  dem  GnmnV- 
satze  Abereinstimmend,  dafs  an  Sachen  ein  Sondereigen- 
tfcuat  erworben,  werden  könne ,  sind  die  positiven  Rechte 
gleichwohl  in  der  Anwendung  dieses  Grandsatzes  in  mehr 
als  einer  Hinsicht  von  einander  verschieden.  Woher  nun 
djepe  Verschiedenheiten? 

•  '  Sie  hat  ihren  Grund  erstens  in  der  Verschiedenheit 
der  Lebensart  der  Völker1).  —  Je  nachdem  ein  Volk 
aGpep  Lebensunterhalt  auf  diese  oder  auf  eine  andere 
Weise  gewinnt,  dringt  sich  den  Einzelnen  das  Bedirfntffc 
einer  bleibend  ausschließlichen  Herrschaft  über  die  Aus- 
sepwelt  —  oder  das  Bedurfhifs.  des  Sondereigenttmmes  — 
entweder  nur  in  Beziehung  anf  gewisse  oder  aber  in  Be- 
ziehung aaf  alle  nur  überhaupt  mögliche  Gegenstände  'der 
Erwerbung  auf,  ist  daher  bei  dem  einen  Volke  das  Eigen- 
thum  der  Einzelnen  nur  auf  gewisse  Arten  von  fifachen 
beschränkt ,  (z.  B.  bei  einem  Volke ,  das  von  der  Jagd 
lebt,  auf  Waffen,  Jagdgeräthschaften  u.  s.  w.,)  wäh- 
rend es  sich  bei  einem  andern  Volke  auf  Alles  erstreckt , 
was  nur  überhaupt  einen  Herrn  haben  kann.  *)  —  Eben 


f 


1)  Die  Beispiele  von  einer  «rieben  Gemeinschaft,  welch*  die  Ge- 
schichte kennt,  kommen  nur  bei  kleineren  Gemeinden  vor.  S.  die 
S.  151  .  Anm.  *)  a.  Schrift.  —  In  allen  diesen  Fallen  wurde  die 
Gemeinschaft  planmäfsig  eingeführt.  Sie  war  und  ist  nur  ein 
Kunstwerk- 

8)  Vgl.  oben  das  sehnte  Buch.  • 

9)  Besonders  schwer  scheint  es  den  Menschen  geworden- tu  seyo , 
sieh  mit  dem  Gedanken  au  befreunden,  dafs  der  Grund  uM; Boden 
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so  hangt  von  der  Verschiedenheit  der  Lebensart  der  Völ- 
ker die  Gleichheit  oder  Ungleichheit  der  Vermögensum- 
stände der  Einzelnen  sammt  allen  den  Folgen  ab ,  welche 
sieh  an  die  eine  und  an  die  andere  entweder  von  selbst 
anreihen  oder  planmäfsig  anreihe^  lassen.  Und  nimmt 
hierzu  noch  den  Einflufs,  welchen  die  Lebensart  ei- 
Volkes  auf  dessen  Kultur  und  Civilisation  ausübt,  so 
geht  man  wohl  nicht  zu  weit,  wenn  man  unter  den  Grün- 
deo^  ans  welchen  die  Verschiedenheit  der  positiven  Ei- 
gentumsrechte zu  erklären  ist,  dem  vorliegenden  die 
erste  Stelle  einräumt. 

Zweiten*:  Das  Verfassungsrecht  des  Staa- 
tes und  die  das  Eigenthum  betreifenden  Rechte  und  Ge- 
wohnheiten stehen  überall  in  dem  Verhältnisse  der  Wech- 
selwirkung zu  einander.  —  Ich  will  bei  der  Erläuterung 
dieses  Satzes  den  Fall,  (als  den  uns  am  nächsten  He- 
genden, )  voraussetzen,  da  der  Grund  und  Boden  des 
Landes  sammt  seinen  Schätzen  und  Erzeugnissen,  mit 
Vorbehalt  der  oben  gedachten  Ausnahmen,  vertheilt  ist. 
Der  Staats  verein  läfst  sich  dann  in  zwei  Vereine,  die 
bürgerliche  Gesellschaft  in  zwei  Gesellschaften  auflösen. 
Wenn  auch  die  eine  und  die  andtere  dieser  Gesellschaften, 

—  der  persönliche  und  der  dingliche  Staatsverein, 

—  aus  denselben  Individuen  besteht,  so  gehören  doch 
diese  zu  dem  persönlichen  Staatsvereine  ihren  persön- 
lichen Eigenschaften  nach    oder  als  Menschen,   zu  dem 


das  Eigenthum  Einzelner  seyn  konnte.  Noch  jetzt  giebt  es  (z.  B. 
In  Amerika)  nicht  wenige  Volkerstämme,  welche  gemeinschaftlich 
säen  and  erndten.  Vgl.  Robertson,  history  of  America.  Siehe 
auch  Tacit.  Gerann,  e.  86,  und  oben  8.  150  Anm»  *).  Vielleicht 
int  auch  aus  diesem  Grunde  die  Religion  so  oft  zur  Heiligung 
des  Grund eigenthumes  benutzt  worden.  (Deus  terminus  der  Römer. 
Das  auf  mehreren  Inseln  der  Sudsee  herrschende  Tabu  recht)' 
Weher  diese  Erscheinung?  Ist  sie  so  zu  erklaren,  dals  man  ur- 
sprünglich nnr  ein  dem  Stamme,  an  dem  Lande,  an  dem  Jagd-  oder 
Weide-Gebiete,  zustehendes  Eigenthum  kannte?  oder  aoy  dafs  der 
Laadbau  schon  gewisse  Fortschritte  gemacht  haben  mufste ,  wenn 
das Sottdercjgenthum  an  Grund  und  Boden  BedurfnUs  werden  sollte? 

Zaehmriü 9  vom  Staate    IF.  11 
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dinglichen  Staatsvereine  aber  in  Beziehung  auf  ihre  Ver- 
mögensumstände oder  als  Eigentümer.    Nun  steht  «war 
der  eine  and  der  andere  Verein  unter  demselben  Natur« 
gesetzt.    In  dem  einen  wie  in  dein  andern  Vereine  wech- 
seln die  Individuen  unaufhörlich;  in  dem  einen,  wie  in 
dem  andern  Vereine  sind  sie  einander  mehr  oder  weniger 
(physisch}  ungleich.    Ja ,  die  Ungleichheit ,  welche  unter 
ihnen  als  Mitgliedern  des  dinglichen  Staatsverejnes  ein- 
tritt, ist  sogar  nur  die  Folge  von  der  Verschiedenheit, 
welche  unter  den  Menschen  von  Geburt  besteht.    Gleich- 
wohl ist  der  Unterschied  zwischen  dem  einen  und  dem 
andern  Vereine  der«  dafs  die    natürliche   Ordnung   des 
dinglichen  Stfiatsvereines  in  einem  weit  höheren  Grade, 
als  die  des  persönlichen  Staatsvereines,   der  Macht  und 
Gewalt  des  Staates  —  der  Herrschaft  der  Kunst  über  die 
Natuf  —  unterworfen  ist.    Denn  die  Staatsgesetze  können 
die  einzelnen  Bürger  oder  Geschlechter  einander  dem  Ver- 
mögen nach  (wenigstens  •  in  einem  gewissen  Grade)  stan- 
dig gleich  oder  ständig  ungleich  stellen,   oder  doch  die 
Gleichheit  oder  die  Ungleichheit  unter  ihnen  in  Beziehung 
auf  Hab  und  Gut  auf  mehr  als  eine  Weise  befördern.  Nun 
sollte  es  dem  Staate  voq  Rechts  wegen  .genügen ,  die 
Ordnung,  welche  in  dem  einen  und  in  dem  andern  Ver- 
eine nach  Naturgesetzen  besteht,    aufrecht  zu  erhalten. 
Aber  bald  widersetzt  sich  der  jeweilige  Zustand  des  einen, 
bald  der  des  andern  Vereines,  bald  auch  das  jeweilige 
Verlmltnifs  zwischen  beiden  Vereinen  der  Ausführung  die- 
ses Planes.     Da  sind   es  also   vorzugsweise  die'  Eigen- 
tumsverhältnisse —  oder  die  Gesetze  des  dinglichen  Ver- 
eines ,  —  welche  der  Staat  auf  eine  dem  Interesse  seiner 
Verfassung  entsprechende  Weise  gestaltet  und  feststellt 
Ohnehin  herrscht  in  diesem  Vereine,  wenigstens  verglei- 
chungs weise,  eine  gröfsere  Stetigkeit,  als  in  dem  an- 
dern.*) —  Jedoch  darf  man  nicht  erwarten,  dafs  die  Vor- 


\ 
"  •«*• 


*)  Boi  einen  Summe,  (tauen  einzelne  Genossen  noch  wenig  oder 
nftents  alt  Senderei^entbnm  besitzen ,  entsteht  nicht  selten  blos 
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schritten,  welche  eine  positive  Gesetzgebung  über  das 
Eigentumsrecht  enthält,  immer  unter  sich  und  mit  dem 
Interesse  der  Verfassung  vollständig  in  Einklang  stehen 
werden.  Die  Gesetze  können  sich  aus  verschiedenen  Zei- 
ten herschreiben;  Inkonsequenz  ist  überhaupt  der  Charak- 
ter der  Menschen  und  ihrer  Werke.  Frankreich  i.  B  ist 
eine  Monarchie;  aber  das  französische  Civilrecht  ist  in  der 
Lehre  vom  Eigenthume  eines  demokratischen  Geistes. 
Denn  es  wirkt  auf  Gleichsteilung  der  Vermögensumstände 
der  einzelnen  Bürger  hin.  *) 

Einen  besonders  entscheidenden  Einflufs  Hat  dasVei- 
fessungsrecht  auf  das  Eigentumsrecht  in  denjenigen  Staa- 
ten, in  welchen  es  Rechtens  ist,  dafs  ein  Eigenthnm1  in 
Grund  und  Boden  von  Einzelnen  nur  durch  eine  ihnen;  von 
Staats  wegen  förmlich  ertheilte  Verleihung,  —  nur1  durch 
eine  Belehnung,  —  erworben  werden  könne.'  Wo  dieser 
Grundsatz  Rechtens  ist,  mufs  er  fast  unausbleiblich  diri  Folge 
haben,  dafs  das  Recht,  nach  welchem  Grund  und  Böden 
von  den  Einzelnen  besessen  wird ,  von  dem  —  oben  auf- 
gestellten —  gemeinen  Rechte  des  Eigenthumes  wesentlich 
verschieden  ist.  Das  Sondereigenthutn  an  Grund  und  Bo- 
den beruht  dann  nicht  auf  dem  bürgerlichen ,  sondern  un- 
mittelbar auf  dem  Verfassungsrechte;  ein  jeder  eiiiiehie 
Gmn  d  e  igen  t  hörn  er  hat  dann  einen  Antheil  an  dem  Eigen- 
thume, welches  dem  Staate  über  sein  Gebiet  'zasf&it. 
Zwar  können  bei  der  Belehnung  die  Bedingungen'  be- 
stimmt werden,  unter  welchen  der  Einzelne  Herr  sefiles 
Grundstuckes  seyn  soll.  Aber  in  dem  Wesen  des  Titels, 
kraft  dessen  der  Einzelne  sein  Grundstück  besitzt;  liegt 


vorübergehend  eioe  Eiaberreebaft.  Verdleast oder CHüelr »teilte 
elften  Einzigen  aa  die  Spitze  des  Stammet,  Er  stirb» ,  obne»«inea 
KaebfoJger  jbh  aaben. 

*)  Indem  es  Substitutionen  verbietet,  Code  dv.  Art.  690' J>  jedoeb 
die  loi  vom  17.  Mai  1628.)  den  Pfliohttheil  oder  den  Vorbebaft  der 
Hader  •ehnaoeh  aaoetat.  Ebead.  Art.  «13,  —  Anders  Wütet, 
eowoai  io  der  eieen  ala  ia  der  aadera  Beziehung,  daa  efcgtisebe 
Beebt.     Vgl.  Ediub.  Keview.   Jbg.  1SS4.    No.  LXXX.  «.  döO  ff. 


das  Recht  9  an  der  Landeshoheit  Theil  zu  nehmen.  Zwar 
kann  der  Grundherr,  als  solcher,  auch  für  seine  Person 
Rechte  erwerben  und  Verbindlichkeiten  eingehn.  Aber 
wenn  diese  Rechte  oder  diese  Verbindlichkeiten  bei  der 
Erneuerung  der  Belehnung  als  auf  dem  Grundstucke  haf- 
tend anerkannt  werden,  so  erhalten  sie,  kraft  der  ihnen 
von  Staats  wegen  ertheilten  Bestätigung ,  die  Eigenschaft 
dinglicher  Rechte  oder  dinglicher  Lasten.  *)  —  Wie  oben 
(in  der  Verfassjingslehre}  bemerkt  worden  ist,  war  der  in 
Frage  stehende  Grundsatz  einst  bei  den  Völkern  deutschen 
Ursprungs  allgemein  Rechtens  *  J.  —  Auf  ihm  beruhte  zu- 
gleich der  gesammte  Bau  der  Staatsverfassungen  dieser 
Völker.  Die  Entstehung  desselben  kann  man  sich  so  er- 
klären: Anfangs  bestellte  eine  jede  Gemeinde  ihre  Mark 
gemeinschaftlich.  »Dann  gelangten  erst  einige,  endlich  alle 
Gemeindeglieder  mittelst  einer  ihnen  von  der  Gemeinde 
oder  im  Namen  derselben  ertheilten  Belehnung  zu  einem 
Sondereigenthume  an  Grund  und  Boden.  Eine  Ähnliche 
Gewahrleistung  für  ihr  Grundeigentum  wirkten  die  Be- 
sitzer einzelner  Höfe  von  der  Volksgemeinde  oder  von 
dem  Könige  aus« 

Drittens:  In  dem  Kindesalter  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaften,  so  lange  also  das  Recht  der  Selbstrache 
herrscht,  können  die  Einzelnen  den  bewaffneten  Schutz, 
dessen  sie  gegen  innere  Feinde  bedürfen,  nur  der  Ver- 
bindung verdanken,  welche  die  Natur  selbst  unter  den 
Mitgliedern  einer  und  derselben  Familie  gestiftet  hat  Da 
wird  sich  also  diese  Verbindung  leicht  in  ein  Schutz-  und 
Trutzbündnifs  unter  den  Mitgliedern  eines  und  desselben 


1)  Om  deutsche  Beohft  kennt  pacta  in  rem.  Vertrage,  weiche,  «wi- 
schen nwel  Gruodeigoothüuern  abgeschlossen  ,  auoh  für  einen  je- 
den dritten  BetUser  der  Grundstücke  verpflichtend  sind.    Sie  hm- 

v  ben  diese  verbindende  Kraft  als  legen  investiturae  auetoritate  pu- 
blica scriptae. 

*)  Vgl.  Weatphaleu,  inettianenta  Cunbrica.  Praef.  ad  T.  II.  m. 
M4$ er,  Vorrede  nur  Osnabräek>ohea  Geschieht*. 
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Geschlechts  verwandeln.  Und*  hat  sie  diese  Gestalt  an» 
genommen,  so  haben  zugleich,  in  dem  Falle  eines  Frie» 
densbruches ,  die  Verwandten  des  Friedensbrechers  als 
eine  Cesammtheit  für  die  Buse  zu  haften^  mittelst  wel- 
cher der  Fehde  vorgebeugt  oder  der  Friede  wieder  her* 
gestellt  wird.  So  wie  aber  alsdann  die  Habe  der  einzel- 
nen Familienglieder  den  auf  ihr  haftenden  Lasten  nach 
(oder  zu  Folge  jener  GesammtbürgschaftJ  ein  Ganzes 
ist,  so  kann  und  so  wird  sie  umgekehrt  auch  dem  'Ei- 
gen thumsrechte  nach  als  ein  Ganzes  betrachtet  wer- 
den. Hieraus  erklärt  sich's  nun,  wife  bei  so  vielen  Völ- 
kern und  namentlich  bei  den  Völkern  deutschen  Ur- 
sprungs, J)  der  Grundsatz  Rechtens  wurde,  dafs  das  Ei- 
genthum  der  Einzelnen  zugleich  das  Gesammteigen- 
thum  der  Familie  sey;  ein  Grundsatz,  der  überall,  wo 
er  Rechtens  ist,  auf  das  Eigentumsrecht  überhaupt  einen 
entscheidenden  Einflufs  hat.  Bei  den  Völkern  deutschen 
Ursprungs  konnte  und  mufste  er  um  so  eher  Wurzel 
schlagen ,  da  bei  ihnen  das  Band  der  Verwandtschaft  noch 
aus  andern  Gründen,  (z.  B.  wegen  des  Verhältnisses 
zwischen  beiden  Geschlechtern,)  in  besonderer  Achtung 
stand. 

Endlich  viertens:  Kultur  und  Civilisation  haben 
überall  die  Folge,  dafs  das  Eigentumsrecht  mehr  und 
mehr  anter  die  Obhut  und  Vormundschaft  des  Schutz- 
oder Polizeirechts  gestellt  wird.  Denn  mit  ihnen  zu- 
gleich steigt  der  Werthund  die  Bedeutung  der  äufseren 
Guter,  vermehren  sich  die  Gefahren,  welche  dem  Eigen- 
thume  der  Einzelnen  dröhn,  *)  so  wie  die  Fälle,  in  wel- 


1)  Vgl.  Moser,  Osnabruck'sche  Geschichte.  I.  g.  17.  18.  (Derselbe 
Grundsatz  scheint  auch  der  des  ältesten  römischen  Rechts  gewe- 
sen zo  seyn.)  —  Aach  das  ist  leicht  erklärbar,  warum  die  Gesetze 
der  Deutschen  den  Grundsatz  auf  Liegenschaften  und  insbesondere 
aof  ererbte  Güter  beschrankten.  Man  ziehe  nur  das  Zeitalter  in 
Betrachtung ,  in  welchem  sich  der  Grundsatz  zuerst  feststellte. 

9)  Eine  recht  auffallende  Bestätigung  dieses  Satzes  kann  man  aus  den 
Berichten  tos  der  Strafrecbtspflege  in  Frankreich  entlehnen.    In 
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chen  das  Eigenthum  des  einen  dem  Interesse  eines  andern 
Eigentümers  Eintrag  thun  kann.  Eben  so  macht  die 
Kunst  der  Polizeigesctzgebnng  Fortschritte,  (die  Polizei 
ist  überhaupt  nur  eine  Kunst,)  vielleicht  auch  die  Liebe 
zur  Kühe  und  Sicherheit.  Der  Einflute,  welchen  so  die 
Polizeigesetzgebung  auf  das  Eigentumsrecht  erhält  y  hat 
meist  Beschränkungen  dieses  Rechts  zur  Folge.  Doch 
machen  von  dieser  Regel  besonders  die  Gesetze  der  ci- 
vilrechtlichen  Polizei  eine  Ausnahme,  also  z.  B.  die 
Gesetze,  nach  welchen  der  Uebergang  der  Grundstöcke 
aus  einer  Hand  in  die  andere  in  gewisse  öffentliche  Bü- 
cher einzutragen  oder  nach  welchen  die  Grenzen  der 
Grundstücke  durch  Steine  oder-  durch  andere  Zeichen  zu 
wahren  sind. 


ZWEITES  HAUPTSTICK. 

Von  dem 
'  Rechte  der  Dienslbarkeil  aii  Sachen. 

Das  dingliche  (und  mithin  gegen  einen  jeden  Besitzer 
der  Sache  wirksame}  Recht,  vermöge  dessen  der  Eine 
von  der  Sadie  eines  Andern  einen  V ortheil  zu  beziehen 
befugt  ist,  wird  das  Recht  der  Dienstbarkeit  an 
einer  Sache  genannt.  Die  Dienstbarkeiten  sind  entwe- 
der persönliche  oder  dingliche  Dienstbarkeiten,  je 
nachdem  sie  die  Sache  nur  zum  Vortheile  einer  bestimm- 
ten Person,  (also  höchstens  nur  auf  deren  Lebenszeit,*)} 
oder  aber  zum  Vortheile  einer  anderen  Sache  (und  ihrer 
Eigenthümer)  belasten.  Wie  sich  aus  dem  Folgenden 
ergeben  wird,  kann  das  llechtsverhältnifs,  welches  durch 


Korsika  ist  die  Zahl  der  Verbrechen  gegen  die  Person ;  im  Depar- 
tement der  Seine  (Paris)  die  der  Verbrechen  gegen  das  Eigcnthuni 


überwiegend. 


*)  Daher:  Wenn  eine  persönliche  Dienstbarkeit  einer  Gemeinheit  be- 
stellt wird ,  kann  sie  höchstens  für  ein  Jahrhundert  bestellt  werden. 
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eine  dingliche  Dienstbarkeit  begründet  wird ,  nur  zwischen 
zwei  Grundstücken  eintreten. 

An  sich  stehen  Dienstbarkeiten  mit  dem  rechtlichen 
Wesen  des  Eigcnthumes,  als  eines  unbeschränkten  und 
unbeschränkbaren  Rechts,  im  Widerspruche.  Die  Frage 
ist  also  die:  Wie  lassen  sich  gleichwohl  die  Gesetze  recht- 
fertigen, welche  Dienstbarkeiten  bestellen  oder  zu  be- 
stellen gestatten? 

I.   Von  den  persönlichen  Dienstbarkeiten. 

Es  giebt  zwei  Arten  der  persönlichen  Dienstbar- 
keiten. Denn  entweder  kann  sich  die  Dienstbarkeit  auf 
einen  jeden  Vortheil  erstrecken,  welchen  die  Sache  über- 
haupt gewähren  kann ,  (Nutzniefsung,  Ususfructus,)  oder 
sie  kann  nur  einen  —  sey  es  seiner  Beschaffenheit  nach 
oder  durch  das  Bedürfnis  des  Berechtigten  —  beschränk- 
ten Vortheil  zum  Gegenstande  haben.  *) 

Nun  sind  zwar  die  persönlichen  Dienstbarkeiten  an 
und  für  sich,  als  Beschränkungen  des  Eigenthnmes,  mit 
dem  rechtlichen  Wesen  des  Eigenthumes  unvereinbar. 
Da  jedoch  einerseits  ein  Jeder  berechtiget  ist,  und  be- 
rechtiget seyn  soll',  eine  jede  Sache  zu  erwerben,  ande- 
rerseits aber  sich  die  Verhältnisse  in  der  Erfahrung  so 
stellen  können  und  nicht  selten  so  stellen,  dafs  man  die 
Sache  eines  Andern  entweder  gar  nicht  oder  nur  zur 
(lebenslänglichen)  Benutzung  erwerben  kann,  oder  dafs 
man  auch  ihrer  nur  zur  (lebenslänglichen)  Benutzung  be- 
darf, so  lassen  sich  die  persönlichen  Dienstbarkeiten  als 
Lasten,  mittelst  welcjier  das  Sondereigenthum  mit  dem 
ursprünglichen  Rechtszustande  der  menschlichen  Gesell- 
schaft in  Uebereinstimmung    gesetzt    wird,    gleichwohl 


*)  Für  die  letztere  Art  enthält  weder  die  lateinische  noch  die  deutsche 
Sprache  eine  allgemeine  Benennung.  —  Bei  dem  natürlichen  Rechte 
der  persönlichen  Dienslharkeiten  verweile  ich  um  so  weniger,  da 
das  römische  Recht  in  dieser  Lehre  gröTstentbeile  nur  natürliches 
Recht  ist. 
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rechtfertigen.  (Wie  Viele  würden  z.,B.  in  Verfügungen 
auf  den  Todesfall  leer  ausgchn,  wenn  der  Erblasser  aber 
seinen  Nachlafs  nicht  auch  Mos  nutzniefsungsweise  ver- 
fügen könnte?  oder  wie  mancher  Vater  würde  Bedenken 
tragen,  seine  Grundstücke  bei  seinen  Lebzeiten  seinen 
Kindern  abzutreten,  wenn  ihm  nicht  verstattet  war e ,  sich 
einen  Auszug  vorzubehalten  ? )  —  Allemal  aber  können 
persönliche  Dienstbarkeiten  höchstens  nur  auf  die  Lebens«- 
zeit  dessen,  welcher  sie  erwirbt,  ([und  nicht  auch  zum 
V  ortheile  seiner  Erben  und  Rechtsnachfolger )  bestellt 
werden.  Das  liegt  nicht  etwa  blos  in  dem  Begriffe 
dieser  Dienstbarkeiten.  Sondern  das  ist  Rechtens;  theils 
weil  diese  Dienstbarkeiten  nur  durch  ein  persönliches  In- 
teresse gerechtfertiget  werden  können,  theils  weil  sie 
sonst  das  Eigenthum  auf  die  Dauer  spalten,  ja  wohl  gänz- 
lich unwirksam  machen  würden, 

II.  Von  den  Grunddienstbarkeiten.  *) 

Die  dinglichen  Dienstbarkeiten  sind  eben  so ,  wie  die 
persönlichen,  Beschränkungen  des  Eigenthumes;  ja  sie 
haben  diese  Eigenschaft,  da  sie  bleibende  Lasten  sind, 
so^ar  vorzugsweise.  Ist  es  also  und  warum  ist  es  recht- 
lich erlaubt,  das  Eigenthum  auf  diese  Weise  zu  belasten  ¥ 

Ihrer  physischen.  Beschaffenheit  nach  ist  die  Ober* 
fläche  der  Erde  ein  stetiges  Ganzes ,  ein  Continuum.  Die- 
selbe Eigenschaft  kommt  ihr  auch  in  Beziehung  auf  ihre 
Tauglichkeit  für  die  Zwecke  der  Menschen  zu.  Wenn 
sich  daher  die  Menschen  in  den  Erdboden  getheilt  haben, 
so  kann  und  so  wird  nicht  selten  das  Eigenthum ,  welches 
der  Eine  an  einem  Theile  des  Erdbodens  erworben  hat, 
mit  dem  Eigenthume,  welches  Andern  an  andern  Theilen 
des  Erdbodens  zusteht,  in  Kollision  gerathen,    Es  wird 


*)  Aucb  in  dieser  Lahr*  stimmt  das  römische  Recht  gröfstentheiis  mit 
dem  natürlichen  Rechte  nberein.  Vgl.  meine  Abbandl.  ober  die 
eraaddienstbarkeiten  des  römischen  Rechts.  In  Hogo's  dvilirtJ- 
scheu  Magaslne.    litte  Auflage.    Bd.  II.  Berlin  1812.  8.  4*7.   . 
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bald  Dieser  bald  Jener  sein  Grundstück   entweder  gar 
rieht   oder   nicht  genügend  benutzen  können,   wenn  er 
nicht  berechtiget  ist,  von  dem  Grundstücke  eines  Andern 
einen  gewissen  Gebranch  au  machen  oder  einen  gewissen 
Vortheil  zu  ziehn.    Je  kleiner  die  Theile  oder  die  Grund- 
sticke der  Einzelnen  sind,  je  zusammengedrängter  die 
Menschen  wohnen,  desto  häufiger  müssen  Kollisionsfälle 
dieser  Art  eintreten.  —  Wenn  also  auch  die  Vertheilung  . 
des  Erdbodens  dem  rechtlichen  Interesse  der  Menschen 
entspricht,  so  steht  sie  doch  zugleich  mit  demselben  In- 
teresse in  so  fern  in  Widerspruch,  als  sie,  die  Kontinui- 
tät des  Erdbodens  in  rechtlicher  Hinsicht  aufhebend,  der 
vollständigen   und  unbeschränkten   Benutzung  desselben 
Eintrag  thot.  —  Das  einzige  Mittel,  diesen  Widerspruch 
zu  heben,  sind  nun  die  Grunddienstbarkeiten.    Diese  be- 
ruhen also  auf  demselben  Rechtsgrunde,  wie  das  Sonder- 
eigenthfim  an  Grund  und  Boden  selbst.  —  Zwar  ist  die- 
ser Rechtsgrund  in  seiner  ganzen  Strenge  nur  auf  die 
Feld  dienstbarkeiten  anwendbar.  J)   Da  jedoch  der  Grund- 
eigenthümer  berechtiget  ist,  auch    Gebäude  auf  seinem 
Grundstucke  zu  errichten ,  so  sind  zu  Folge  jenefe  Grun- 
des billig  auch   Baudienstbarkeiten  für  zulässig  zu  er- 
achten *). 

Man  kann  jene  Kollisionsfälle  und  mithin  die  ihnen 
abhelfenden  Grunddienstbarkeiten  vielleicht  unter  folgende 
Klassen  bringen:  Es  giebt  Dienstbarkeiten,  ohne  welche 
der  Eigenthümer  des  herrschenden  Grundstücks  überall 
nicht  im  Stande  seyn  würde,  von  seinem  Grundstücke 
Gebrauch  zu  machen.  s)    Andere  erleichtern    oder  ver- 


13  Bekanntlich  werden  die  Grunddienstbarkeiten  von  dem  römischen 
Beeilte  und  von  andern  Gesetzgebungen  in  Feld*  und  in  Bau« 
dienstbarkeiten  eingeteilt.    (Servitutes  rusttoae  —  urbanae.) 

S)  Dan  älteste  römische  Recht  scheint  nur  die  Felddienstharkeiten  ge- 
kannt so  haben. 

•)  BervUus  viae,  wenn  der  Etgenthumer  auf  keinem  andern  Wege 
bu  seinem  Grundstücke  gelangen  kann.  S.  aquae  reoiaiendaa* 
weaa  das  eine  Grundstück  hoher,  als  das  andere,  liegt. 
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vollständigen  die  Benutzung   des  herrschenden    Grund- 
stücks. *)    Wieder  andere  beseitigen  ein  Hindernifs,  wel- 
ches sonst  der  vollständigen  Benutzung  des  herrschenden 
Grundstücks  von  dem  Nachbar  in  den  Weg  gelegt  wer* 
den  könnte. a)    Noch  andere  beugen  einer  Gefahr  vor , 
welche ,  wenn  der  eine  Eigenthümer  von  seinem  Grund* 
stucke  einen  unbeschränkten  Gebrauch  machen  durfte,  dem 
Grundstücke  des  Nachbars  drohen  würde ')»    Zur  Recht- 
fertigung der  Dienstbarkeiten,  welche  von  dem  Eigen* 
thüraer  des  dienstbaren  Grundstückes  bestellt  werden,  ist 
ein  jeder  dieser  Gründe  hinreichend.  Die  Dienstbarkeiten, 
welche  das  Gesetz  bestellt,  müssen  theils  auf  einem  be- 
sonders dringenden  Grunde,  theils  auf  einer  allgemein* 
geltenden  faktischen  Voraussetzung  beruhn. 

Rechtliche  Folgerungen,  welche  sich  aus  der  obi- 
gen Begründung  der  Rechtmässigkeit  der  dinglichen  Dienst* 
barkeiten  ergeben:  1)  Nur  zwischen  Grundstücken 
kann  das  in  Frage  stehende  Rechtsverhältnifs  eintreten; 
mit  andern  Worten ,  eine  dingliche  Dienstbarkeit  darf  we- 
der an  einer  beweglichen  Sache ,  noch  zum  V ortheile  einer 
beweglichen  Sache  bestellt  werden.  Denn  da  eine  be- 
wegliche Sache  von  einem  Orte  an  den  andern  versetzt 
werden  kann,  so  thut  der  Brauchbarkeit  oder  der  Benuz- 
&ung  derselben  die  Vertheilung  des  Erdbodens  keinen  Ein- 
trag. —  83  Eine  Grunddienstbarkeit  kann  nur  in  der 
Beschränkung  des  Eigenthumes  an  dem  dienst- 


1)  S.  calcis  eximendae,  lignandl,  prftspectus. 

2)  Die  Dienstbarkeit,  vermöge  welcher  Baume  nur  in  einer  gewissen 
Entfernung  von  dem  Grundstücke  des  Nachbart  gesetzt  werden 
dürfen^  die  8.  altius  non  tollendi ,  ne  luminibt»  offleiatur. 

8)  Die  Dienstbarkeit,  welche  der  Feuersgefahr  (durch  Führung  einer 
Brandmauer)  vorbeugt,  die,  durchweiche  ein  Gebäude  vor  dem 
Schaden  bewahrt  wird,  den  ihm  eine  Ansammlung  atzender  Stoffe 
auf  dem  Grundstücke  dos  Nachbars  verursachen  kann.  —  Die 
Dicnstbarkeiten ,  weiche  auf  einem  öffentlichen*  Interesse  beruhen , 
(Leinpfad,  Dienstbarkeiten  zum  Vortheile  des  Strafrenbaoes  J  ge- 
hören nicht  in  das  Gebiech  des  Civilrechts. 
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baren  Grundstücke,  also  nur  in  patiendo  vel  non  fa- 
ciendo  and  nicht  in  facienda,  bestehn.    Denn  nur  00  weit 
geht  der  Grund,  auf  welchem  die  rechtliche  ,Zulässigkeit 
der  Grunddienstbarkeiten,  diese  als  Beschränkungen  des 
Grundeigenthumes  betrachtet,  beruht.    Ja,  dürften  »Froh- 
nen«  und  »Zinsen«  als  dingliche  Dienstbarkeiten  auf  Grund- 
stücke gelegt  werden,    so  würde    das  Sondereigenthum 
die  Herrschaft ,  zu  welcher  es  den  Menschen  über  die  Erde 
verhelfen  soll,  in  eine  Knechtschaft  verwandeln.    Eines 
andern  Geistes  war  das  altdeutsche  Recht,   was  die  vor- 
liegende Rechtsregel  betrifft.  l~)    Dieses  Recht  beruhte  in  * 
der  Lehre  von  den  Dienstbarkeiten  nicht  auf  den  Grund- 
sätzen des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechts,  sondern  auf 
dem  eigentümlichen  Charakter   der    Staatsverfassungen 
deutschen  Ursprungs.    Die  Grundholden  standen  zu  ihren 
Grundherren  in  demselben  Verhältnisse,  wie  diese  zu  dem 
Gemeinwesen.    Die    Rechte  und  die  Pflichten  der  einen 
und  der  anderen  hafteten  auf  dem  Grunde  und  dem  Ro- 
den, welchen  sie  besafeen.    Die  Relastung  des  Grundes 
und  des  Rodens  mit  Frohnen  und  Zinsen  —  oder  mit  so- 
genannten Dienstbarkeiten  des  deutschen  Rechts  —  wurde 
noch  überdies  durch  zwei  besondere  Ursachen  begünstiget 
und  befördert.    Die  Land-  und  Grundherren  konnten,  aus 
Mangel  an  Kapitalien,  ihre  weitausgedehnten  Resitzungen 
nicht  selbst  bewirthschaften.    Aus  einem  ähnlichen  Grunde 
fehlte  es  an  tauglichen  Zeitpächtern.    Sollten  also  grofse 
Güter  irgend  ein  Einkommen  gewähren,  so  inufste  man 
sie  an  Erbpächter  oder  an  Frohn-  und  Zinsleute  in  klei- 
neren Abtheilungen  verleihn.  Eben  so  war  man  genöthiget, 
ein  verzinsliches  Darlehn  in  einen  Rentenkauf  einzuklei- 
den.   Denn,  die  Kirche  hatte  verboten,  Zinsen  von  Dar- 
lehnen zu  nehmen.  *)  —  33  Eine  Grunddienstbarkeit  mufs 


1)  Noch  jetzt  ist  dieses  Recht  in  vielen,  ja  vielleicht  in  den  meisten 

Statten  Deutschen  Ursprungs  in  Kraft. 
8)  Weil  das  Mosaische  Recht  ein  ähnliches  Verbot  enthielt.    Vgl.  den 

tit.  X.  de  usuris,    (Dieses  Verbot  der  Kirche  hat  einen  nneraefs- 

Bchen  Einflute  auf  den  ökonomischen  und  auf  den  Reehtsaustaud 

der  Volker  deutschen  Ursprungs  gehabt ) 
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auf  dem  Verhältnisse  beruhn,  in  welchem,  wenn  der 
Erdboden  nicht  dem  Eigenthume  nach  vertheilt  wäre ,  das 
dienstbare  Grundstück  zu  dem  herrschenden  stehen  würde ; 
sie  mufs  also  auf  einem  Vortheile  beruhn,   welchen  das 
dienstbare  Grundstück,  seiner  Beschaffenheit  und  seiner 
Lage  nach,   dem  herrschenden  gewähren  kann.     Daher 
wird  zur  Bestellung  einer   Dienstbarkeit  vorausgesetzt , 
dafs  beide  Grundstücke,  das  herrschende  und  das  dienende, 
einander  nahe  liegen.  '3  —  4)  Die    Dienstbarkeit  mufs 
dem  herrschenden    Grundstücke  kraft   seiner  Beschaf- 
fenheit und  mithin  einem  jeden  Eigenthümer  desselben 
einen  Vortheil  gewähren. ')  —  ö)  Da  eine  Dienstbarkeit 
eine  Beschränkung  des  Eigenthumes  und  mithin  eine  Aus- 
nahme ron  der  Regel  ist,  so  hat  derjenige,  welcher  be- 
hauptet, dafs  ihm  das  Grundstück  eines  Andern  dienstbar 
sey ,  wenn  anders  nicht  die  Dienstbarkeit  auf  dem  Gesetze 
beruht ,  den  Beweis  seiner  Behauptung  zu  führen.  •)  Er 

hat  den  Beweis  auch  dann  zu  führen,  wenn  er  in  dem 

* 

Besitze  der  Dienstbarheit  ist.  Zwar  hat  der  Besitzer  d  i. 
derjenige ,  welcher  die  Dienstbarkeit  bisher  ausgeübt ,  den 
animus  sibi  habendi  äufserlich  beurkundet  hat,  die  Ver- 
muthung  für  sich,  dafs  er  die  Dienstbarkeit  auf  eine 
rechtmäfsige  Weise  erworben  habe.  Aber  dieser  Ver- 
muthung  steht  ein  Recht  entgegen,  das  Eigentumsrecht, 
vermöge  dessen  ein  j£des  Grundstück  von  einer  jeden  Dienst- 
barkeit frei  ist.  -£Die  bekannte  Streitfrage,  —  ob,  wenn 
die  actio  negatoria  angestellt  wird  und  die  Gegenpartei 
in  dem  Besitze  der  Dienstbarkeit  ist,  der  Kläger  oder  der 
Beklagte  den  Beweis  zu  führen  habe,  jener,  fundum  a 
Servitute  esse,  liberum,   dieser,  sibi  esse  servitutem, — 


1)  Praedia  debent  esse  vicina.  —  Auch  die  causa  perpetua  servitotum 
beruht  auf  dieser  Regel. 

9)  „Ut  pomum  decerpere  liceat,  ut  spatlari  ut  coenare  in  «lieno  pos- 
sJmus,  servilus  imponi  non  potest."    1.  S.  pr.  D.  de  serrit. 

S)  Dasselbe  gilt  auch  tob  dem  Falle,  da  nur  über  den  Umfang  der 
Dieoetbarketi  gestritten  wird. 
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beruht  auf  der  Verwechselung  eines  Rechts  mit  einer 
Rechtsvermuthung.  Eine  Rechtsvermuthung  ist  eine  Vor« 
schritt  des  Gesetzes,  kraft  welcher  eine  Thatsache,  ohne 
einen  dafür  geführten  Beweis,  —  schlechthin  oder  mit  Vor- 
behalt des  Gegenbeweises  —  als  erwiesen  zu  betrachten 
ist  Dafs  aber  ein  Grundstock  frei  von  Dienstbarkeiten 
sey,  ist  nicht  eine  Thatsache,  sondern  Rechtens.  Der 
Fehlschlufs  lautet  so :  Praesumtio  est  contra  servitutem : 
ergo  praesumtio  est  pro  übertäte  fundi.)  Der  zur  Recht- 
fertigung einer  Dienstbarkejt  erforderliche  Beweis  kann 
übrigens  nur  so  gefuhrt  werden,  dafs  der  Beweisführer 
einen  rechtsgültigen  Grund,  (eine  rechtsgültige  Willenser- 
klärung des  Eigentümers  des  dienstbaren  Grundstückes,") 
nachweist ,  nicht  aber  so ,  dafs  er  sich  auf  die  Ersitzung 
beruft.  Denn  der  Grund ,  auf  welchem  die  Ersitzung  in 
Beziehung  auf  das  Eigentumsrecht  beruht ,  ist  nicht  eben 
so  wohl  auf  die  Erwerbung  einer  Dienstbarkeit  anwend- 
bar. (Ist  das  Eigenthum  an  Grund  und  Boden  —  durch 
die  Ersitzung  —  gesichert,  so  können  Grunddienstbar- 
keiten, auch  ohne  dafs  es  für  sie  der  Ersitzung  bedarf, 
endgültig  erworben  werden.}  Da  jedoch  Verträge  auch 
stillschweigend  (i.  e.  facti»)  abgeschlossen  werden  kön- 
nen ,  so  lassen  sich  die  Gesetze ,  welche  die  Ersitzung 
auf  Dienstbarkeiten  ausdehnen ,  "gleichwohl  in  so  fern 
rechtfertigen,  als  sie  die  Ersitzung  der  Dienstbarkeiten 
von  Bedingungen  abhängig  machen,  unter  welchen  ihr 
die  Eigenschaft  eines  stillschweigend  abgeschlossenen 
Vertrags  zugeschrieben  werden  kann,  *) 


*)  Am  diesem  Gesichtspunkte  sind  z.  B.  die  Vorschriften  der  Art.  SM. 
601.  des  Code  ci?U  zu  betrachten«  —  Die  lex  Scribonia  sohlofr 
(vielleicht  richtiger)  die  nsucapio  servitutum  gänzlich  aus. 
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DRITTES  HAÜPTSTÜCK. 

Von  dem 
Pfandrechte  an  Sachen. 

I.  Begriff  dieses  Recchts  oder  natürliches 

Pfandrecht. 

Das  Pfandrecht  ist  1)  ein  dingliches  Recht.  -r* 
Vermöge  dieser  seiner  Eigenschaft  kann  es  gegen  einen 
Jeden,  also  sowohl  gegen  einen  jeden  andern  Glaubi- 
ger desselben  Schuldners ,  als  gegen  einen  jeden  Besitzer 
der  verpfändeten  Sache  geltend  gemacht  werden.  Man 
hat  daher  das  Pfandrecht  nicht  mit  einem  Vorzugsrechte 
zu  verwechseln.  Dieses  besteht  nur  darin,  dafs  der  be- 
vorzugte, (der  bevorrechtete,  der  privilegirte)  Gläubiger 
seine  Bezahlung  vor  allen  andern  Gläubigern  desselben 
Schuldners  verlangen  kann.  Dagegen  ist  es  nicht  schon 
seinem  Wesen  njich  auch  gegen  den  dritten  Besitzer  der 
ihm  unterworfenen  Sache  wirksam ,  wenn  es  auch  zu  Folge 
der  Gesetze  an  ein  Pfandrecht  geknüpft  seyn  kann.  *) 
Eben  so  kann  ein  Vorzugsrecht  seinem  Wesen  nach  nur 
auf  den  Gesetzen  beruhn;  ein  Pfandrecht  kann  auch  auf 
eine  andere  Weise  begründet  werden.  —  Vermöge  der- 
selben Eigenschaft  ist  das  Pfandrecht  ein  untheilbares 
Recht.  Es  ist  ein  untheilbares  Recht,  weil  und  in  wie 
fern  die  verpfändete  Sache  als  ein  Ganzes  und  nicht  blos 
nach  dem  Verhältnisse  ihrer  Theile  lür  die  Forderung 
haftet,  weil  sie  eben  deswegen  als  ein  Ganzes  so  lange 
für  die  Forderung  verhaftet  bleibt,  bis  dafs  die  ganze 
Schuld  getilgt  ist. 

*  Das  Pfandrecht  kann  seinem  Wesen  nach  2)  eine  jede 
Art  von  Sachen  —  also  sowohl  bewegliche  als  unbe- 
wegliche Sachen,  (liegende  Gründe,  auch  Rechte,  wenn 
und  wie  fern  sie  das  Gesetz  jenen  gleich  stellt,}  —  zum 


*)  Ein  Vorzugsrecht  kl  als  solch*«  ein  beschranktes  —  ein  relative* 
—  Pfandrecht. 
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Gegenstände  haben. *)  Dafs  nach  einigen  positiven  Ge- 
setzgebungen nur  an  Liegenschaften  ein  Pfandrecht  er« 
worben  werden  kann,  an  beweglichen  Sachen  aber  nur 
ein  Vorzugsrecht,  beruht  auf  einem  Grundsätze  der  civil- 
rechtlichen  Polizei,  (ß.  unten  Z.  IV.) 

■ 

33  Das  Pfandrecht  hat  den  Zweck,  dem  Gläubiger 
für  die  Vollziehbarkeit  seiner  Forderung  Sicherheit  zu 
leisten.  —  Daher  ist  das  Pfandrecht  nur  ein  Hülfs- 
recht,  nur  ein  jus  accesserium.    Es  hängt  also  z.  B.  seine 
Gültigkeit  von  der  Gültigkeit  der  Forderung  ab ,  für  welche 
das  Pfandrecht  Sicherheit  leistet.  —  Uebrigens  fordert  der 
Zweck  und  mithin  das  Wesen  des  Pfandrechtes  nicht, 
difs  der  physische  Besitz  und  die  Benutzung  der  verpfän- 
deten  Sache  auf  den.  Pfandgläubiger  übertragen  werde. 
Seinem  Wesen  nach  also  läfst  das  Pfandrecht  dem  Ei- 
genthümer  der  Sache  alle  die  in  dem  Eigenthume  enthal- 
tenen Rechte,  welche  mit  der  Sicherheit  des  Pfandgläu- 
bigers vereinbar  sind  d.  i.  (wie  sich  aus  dem  Folgenden 
ergeben  wird,}  alle  Rechte  des  Eigen thumes,  mit  der 
einzigen  Einschränkung,    dafs    der  Eigen thumer   nicht, 
durch  die  Ausübung  seiner  Eigentumsrechte,  den  Geld- 
werte der  Sache  vermindern  darf.    Ja  die  Frage  ist  so- 
gar die,   ob  das   Pfandrecht    in  der  Eigenschaft  eines 
dinglichen  Rechts,  *)  —  also  iu   Verhältnifs  zu  dem 
dritten  Besitzer ,  —  die  Eigentumsrechte  an  der  verpfän- 
deten Sache   in    einem  gröfseren   Umfange  beschränken 
könne.    Vgl.  Z.  IL 


1)  Schaldforderungen  können  ihrem  Wesen  nach  nie  hl  Gegenstand* 
des  Pfandrecht«  seyn.  Die  Verpfändung  einer  Schuldverachreibung 
ist  eine  Art  der  Cession.  —  üeber  die  Frage,  ob  das  Vermögen 
einer  Person  der  Gegenstand  einer  Verpfandung  seyn  könne  9  0. 
unten  die  Lehre  vom  Vermögen. 

t)  Also  —  der  Zweifel  ist  sieht  der,  ob  ein  Nutspfand  (antiehersis) 
oder  eis  Faustpfand  unter  den  Partheien  ku  Hecht  fcertta- 


m 

II.  Von  derRechtinäfsigkeit  des  Pfandrecht«.*) 

Das  Pfandrecht  ,  ein  dingliches  Recht  an  einer  fremden 
Sache  und  mithin  eine  Beschränkung  des  Eigenthumes  an  der 
verpfändeten  Sache,  steht  mit  dem  rechtlichen  Wesen  des 
Eigenthumes ,  —  eines  Rechts ,  welches  an  sich  eine  jede 
Beschränkung  ausschliefst,  —  im  Widerspruche.  Läfst 
es  sich  gleichwohl  rechtfertigen?  und  aufweiche  Weise? 

Kein  Zweifel,  dafs  in  dem  Eigenthuine  auch  das  Recht, 
die  Sache  zu  verpfänden,  enthalten  ist.  Aber  die  Frage 
ist  hier  die:  Kann  der  Eigenthümer  (oder  statt  Seiner 
das  Gesetz])  ein  Pfandrecht  an  einer  Sache  als  ein  ding- 
liches Recht  besteuert?  kann  er  also  die  Sache  nicht 
Mos  für  sich  und  seine  Erben ,  sondern  zugleich  zum  Nach- 
theile aller  derer,  welche  in  der  Folge  Eigenthümer  der 
Sache  werden,  mit  einem  Pfandrechte  belasten?  —  Eben 
so  wenig  ist  es  zweifelhaft,  dafs  die  Gesetze,  indem  sie 
Pfandrechte  zu  bestellen  gestatten  und  selbst  gewisse 
Pfandrechte  bestellen,  dem  Privatkredite,  dieser  Stütze 
des  allgemeinen  Wohlstandes ,  wesentliche  Dienste  leisten. 
Aber  so  gewifs  auch  dieser  Grund  zur  Rechtfertigung  oder 
zur  Empfehlung  des  Pfandrechtes  benutzt  werden  kann, 
so  ist  er  doch  nicht  ein  Grund  des  Civilrechts. 

Sondern  die  Antwort  auf  jene  Frage  ist  die:  Wenn 
and  so  bald  der  Tauschverkehr  durch  ein  Geld  vermit- 
telt wird,  ist  eine  jede  Sache  in  einer  doppelten  Eigen- 
schaft ein  Gegenstand  des  Eigenthumes;  einmal  ihrer 
Individualität  oder  physischen  Beschaffenheit  nach,  und 
dann  ihrem  Geldwerthe  nach.  Da  kann  nun  der  Eine 
Eigenthümer  der  Sache  in  der  einen,  ;der  Andere  Eigen- 
thümer derselben  Sache  in  der  andern  Beziehung  seyn, 
ohne  dafs ,  da  beide  Arten  des  Eigenthumes  ihrem  Gegen- 
stande nach  von  einander  verschieden  sind,  das  eine  Ei- 
genthum  mit  dem  andern,  beide   ihrem  Wesen  nach  be- 


*)  Em  ist  also  hier  Dicht  von  der  Rechtmäßigkeit  der  Vors  »ge- 
rechte die  Rede.  Diese  stehen  mit  dem  Elgenthamsreehte  nicht 
Im  Widerspruche.    Vgl.  Z.  IV. 
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trachtet,  in  Widersprach  stände.  Da  ist,  mit  andern 
Worten,  das  Pfandrecht  mit  dem  Eigentumsrechte  unter 
der  Bedingung  vereinbar,  dafs  sich  jenes  auf  das  Recht, 
die  verpfändete  Sache  zu  veräuftera,  ')  beschrankt.  — * 
Zur  Bestätigung  dieser  Deduktion  kann  man  die  That- 
sache  benutzen ,  dafs  bei  Völkern ,  bei  welchen  der  unmit- 
telbare Tauschverkehr  noch  vorherrschend  ist,  der  Ver- 
pfändungsvertrag' nur  in  dem  Gewände  eines  Verkaufes 
auf  Wiederkauf  vorkommt.  Nur  in  dieser  Gestalt  war  er 
dem  ältesten  römischen  und  deutschen  Hechte  bekannt  *) 
—  Uebrigens,  wenn  oben  (Z.  17)  bemerkt  wurde  >  dafs 
das  Pfandrecht  nicht  schon  seinem  Wesen  nach  auch  den 
Besitz  und  Genufe  der  verpfändeten  Sache  umfasse,  so 
ergiebi  sich  nun  aus  der  Deduktion  des  Pfandrechts ,  dafs 
dieses  Recht  nur  als  ein  Unterpfandsrecht,  (nur  als  eine 
Hypothek,}  die  Eigenschaft  eines  dinglichen  Rechts  ha- 
ben könne.  Wird  die  Sache  dem  Pfandgläubiger  zugleich 
zur  Benutzung  überlassen,  so  ist  die  Uebereinkunft  in  so 
fern  zwar  unter  vden  Partheien ,  aber  nicht  für  dritte  Per- 
sonen verpflichtend.  *) 

Jedoch,  wenn  auch  das  Pfandrecht  seinem  Wesen 
nach  mit  dem  Eigentumsrechte  vereinbar  ist  >  so  thut  es 
doch  immer  noch  seinen  Folgen  nach  dem  letzteren 
Rechte  Eintrag.  Der  Eigentümer  kann  seine  Sache  nach 
Gefallen  veräufsern  oder  nicht  veräufsern ;  der  Pfandgläu- 
biger aber  kann  die  Veräufserung  der  ihm  verpfändeten 
Sache  erzwingen.  Darum  haben  die  Gesetze  den  dritten 
Besitzer  einer  verpfändeten  Sache  zu  ermächtigen,  die 
Sache,  indem  er  den  Prelis  derselben  herauszahlt,  in  ei- 
nem jeden  Augenblicke  von  den  darauf  haftenden  Unter- 


i)  D.  I.  —  nach  den  CMmndaitsen  der  clyilreeatlicneii  Polisei  —  cur 
Versteigerung  su  bringen. 

8)  S.  Pauli  rec.  sent.  (it.  xm.  and  die  Anlieger  sn  dieser  Stelle. 
—  Mittermaler,  Grundsätze  de« deutschen Priratrecnts.  $•  ISO. 

8)  Hiermit  In  Ueneretttslinwung  steht  die  Vorschrift  des  Art.  SOvt 

des  C.  cir. 
Zmtharin ,  vom  Staate     IV,  IS 
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plündern  frei  zu  mftchen»  l~)  Uni  eben  so  haben  die  ©e~ 
setz^  in  dem  Interesse  des  Eig enthomftrechtes  zu  vtrord*» 
nen ,  dafs  eine  zwangsweise  versteigerte  Liegenschaft  den 
Pfandglaubigern  nicht  weiter  hafte. 

III.  Von  den 
verschiedenen  Arten,  wie  ein  Pfandrecht  %J 

begründet  werden  kann* 

Es  giebt  Forderungen,  für  welche  im  Staate  1}  schon 
das  Gesetz  mittelst  eines  Pfandrechtes  Sicherheit  zu  lei- 
sten hat«  (Hypothecae  legales  s.  ex  lege.)  —  Der  Rechts- 
grund  dieser  gesetzlichen  Unterpfänder  ist  entweder 
der,  dafs  der  Gegenstand  der  Forderung  als  ein  Bestand» 
tbefl  des  Geldwertes  der  Sache  za  betrachten  ist,  *) 
oder  der,  dafs  die  Gesetze  den  Gläubiger  wegen  seine» 
Persönlichkeit  oder  in  einem  gewissen  Verhältnisse  fcfe 
ifaien  besondern  Schulz  zu  nehmen  verpflichtet  sM*4^ 

Unterpfänder  können  2}  mittelst  etees  Vertrags« 
bestellt  werden.  —  In  diesem  Falle  wird  durch  die  Be- 
stellung eines  Unterpfandes  nicht  Mos  ein  dingliches  BeeM , 
sondern  zugleich  ein  persönliches  oder  Vertrag8-»Verhält- 
■ifs  zwischen  dem  Gläubiger  und  demjenigen  begründet, 
welcher  das  Unterpfand  bestellt  bat«  Wenn*  übrigens  auch 
dieses  Verhältnis,  (von  Welchem  unten  in  dein  Vertrags- 


i)  Vgl.  den  C.  dv.  Art.  2181  ff. 

S)  Da,  wie  oben  erwähnt  worden  ist,  nur  an  Liegenschaften  ein 
Pfandrecht  in  der  eigentlichen  Bedeutung  Ode*  in  der  Etgeutthalt 
•Inen  dtngttcben  Beons*  h«iWNt  werden  kaun  >  s#  «M  finr  <fts*t* 
Abtheilnng  nur  ven  den»  Pfandrechten  an  I4eg6H80haftas  —  oder 
nur  von  den  Unterpfändern  (Hypotheken)  —  die  Rede  seyn. 

3)  Forderungen  dieser  Art  sind  s.  B.  das  rückständige  Kaufgcld  Dar 
eine  Liegenschaft,  die  Schuld,  die  sich  von  der  Aufführung  oder 
Ausbesserung  eines  Gebäudes  herschreibt. 

4)  Hierher  gehört  «.  B.  die  hypotbeca  pupilli  in  bonis  tatoris,  die  h. 
civitatis  in  bonis  eorum,  qui  tributa  debcnt,  (jedoch  ist  diese  Hy- 
pothek vielleicht  nur  dem  Namen  nach  eine  Hypothek,  der  Sacke 
nack  aber  eine  Vtlge  des  StaatBobereigentauaes; )  -*  <ft*Hypo<a*k 
der  Ehefrau  wegen  ihres  Einbringens. 
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rechte  efce  Rede  aeyn  wird,)  von  dem  dinglichen  Rechte 
des  ITnterpfandgläubigers  an  sich  unabhängig  ist ,  s»  ha» 
ben  doch  die  Gesetze,  (kr&ft  dar  Grundsätze  der  civil*» 
rechtlichen  Polizei,)  für  die  AbscMfefsung  des  Verpfito» 
dmgsvertrages  diejenigen  Förmlichkeiten  .  festzusetzen^ 
welche  sein  Zweck,  —  die  Begründung  eines  dingliche* 
Rechts,  —  fordert.  >) 

Endlich  hat  das  Gesetz  3)  einet  jeden  irickterli* 
chen  Yerurtheilung,  am  deren  Vollziehbaikeit  zn  si- 
chern, billig  die  Wirkung  beizulegen,  dafs  sie  zum.  V ei* 
fhefle  der  obsiegenden  Parthei  ein  Unterpfand  an  den  Lie- 
genschaften des  Verurtheilten  zur  Folge  hat *)  (Hypo- 
tbeca  jadicialis.) 

IV.  Von  der 

Ordnung,   in  welcher   die  Uuterpf^ndsgläubi* 

gar  (in  einem  Gante)  zu  befriedigen,  sind* 

und 
von  den  Vorzugsrechten.  ,. 

Der  Unterpfandsgläubiger  geht  dem  handschriftliche^ 
(oder  chirographariseben)  Gläubiger,  de*  ältere  Dnter- 
p&ndsgfäubiger  dem  jüngeren  vor.  Die  eine  und  die  an-* 
dere  Regel  beruht  auf  dem  Wesen  des  Pfandrechtes  als 
eines  dinglichen  Rechts.  *) 

Die  eine  und  die  andere  Regel  leidet  ihre  Ausnahmen, 
weil  und  in  wie  fern  die  Gesetze  gewisse  Forderungen, 


1)  Vgl.  des  C.  oftr.  An.  *M7  *. 

S)  8«  dasselbe.  Qenetslnnh  Art.  SIS».  —  B*  im  *1^  toerniekt.  «öS 
4  am  Falle  d^  Bede,  da,  zur  VoUsiehung.  eine«  Urteilet*  der 
Schuldner  autgepfändet  oder  der  Gläubiger  in  den  Besitz  der  Gu- 
ter des  Schuldners  gesetzt  wird.  Das  richterliche  Unterpfand, 
*•»  welchem  tag  Texte  die  Bede  Ist,  bestreikt  nfteal  die  Yell- 

•     sst-eihanej,  soniern  nur  die  Vollziehbarkeit  einen  UiiheUes. 

■ 

S)  Aus  demselben  Grunde  kann  nicht  an  einer  cum  Unterpfand«  eln- 
genetofeu  Liegenschaft  eine  Dienstbarkeit  zum.  Nacbtaeile  des  »In* 
terpftmdsglfublgers  bestellt  werden*  ( Daher  soften  aae*  frteast- 
barkeiten  der  laseriptkro  unterwerfen  werden.) 
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—  beziehungsweise  gewisse  handschriftliche  *)  und  ge- 
wisse hypothekarische  Forderungen,  —  mit  einem  Vor- 
zugsrechte auszusagen  haben.  Es  entsteht  daher  die 
Frage:  welchen  Forderungen  (/1er  einen  oder  der  an- 
dern Art)  ist  von  den  Gesetzen  ein  Vorzugsrecht  zu  er- 
(keilen?  Die  Frage  ist  nicht  leicht,  wie  sich  schon  aus 
der  Verschiedenheit  der  Antworten  abnehmen  läfst,  welche 
von  den  positiven  Gesetzgebungen  auf  diese  Frage  ge- 
geben wird.  Vielleicht  lassen  sich  jedoch  die  Fälle ,  in 
welchen  einer  Forderung  (der  einen  oder  der  andern  Art) 
ein  Vorzugsrecht  gebührt,  unter  folgende  zwei  Regeln 
bringen : 

Erste  Regel:  Einer  handschriftlichen  Schuldforde- 
rung gebührt  ein  Vorzugsrecht,  wenn  sie  sich  von  einem 
Aufwände  herschreibt,  welcher  zum  Besten  der  übrigen 
Gläubiger  des  Gemeinschuldners  gemacht  worden  ist,  — 
einer  hypothekarischen,  wenn  sie  zugleich  als  ein  Be- 
standteil des  Geldwerthes  der  verpfändeten  Sache  be- 
trachtet werden  kann.  *)  ("Aus  dem  ersteren  Grunde  ha- 
ben auf  ein  Vorzugsrecht  Anspruch  die  Gerichtskosten, 
—  aus  dem  letzteren  rückständige  Kaufgelder,  ein  An- 
lehn, das  zur  Aufführung  oder  Ausbesserung  eines  Ge- 
bäudes aufgenommen  worden  ist,  u.  s.  w.)  Ein  Vorzugs- 
recht, welches  auf  dem  einen  oder  dem  andern  dieser  — 
einander  nahe  verwandten  —  Gründe  beruht,  hat  einen 
Rechtsgrund  für  sich,  ([die  versio  in  utilitatem  credito- 
rum  vel  in  rem  oppignoratam«) 

Zweite  Regel:  Eine  Schuldforderung,  sey  es  eine 
handschriftliche  oder  eine  hypothekarische,  ist  mit  einem 
Vorzugsrechte  von  den  Gesetzen  auszustatten ,  wenn  und 
in  wie  fern  sie,  sey  es  wegen  ihrer  Entstehung,  sey  es 


1)  Unter  handschriftlichen  oder  chirographarischen  Forderungen  «faul 
Wer  alle  die  Forderengen  ku  versteh*,  welche  nicht  urit  einem 
Unterpflutde  bekleidet  sind. 

t)  Ich  beschranke  diesen  Grund  auf  die  hypothekarisehen  For- 
derungen, —  weil  zu  Folge  desselben  eine  Forderung  sogleich  mit 
einem  gesetzlichen  Unterpfeade  zu  bekleiden  Ist. 
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wegen  der  Verhältnisse  des  Gläubigers,  auf  einen  be- 
sondern rechtliehen  Schutz  Ansprach  machen  kann. 
(Beispiele:  Kosten  der  letzten  Krankheit;  Leichenkosten; 
Gesindelohn;  —  nach  dem  römischen  Rechte  —  die  Dos 
der  Ehefrau.)  Die  Vorzugsrechte  dieser  Klasse  unter- 
scheiden sich .  von  denen  der  vorigen  Klasse  wesentlich 
dadurch,  dafs  sie  nicht  auf  einem  Rechte,  sondern  nur 
auf  einem  Interesse,  auf  einem  öffentlichen  oder  auf  eir 
nem  Privatinteresse,  berahn.  Und  da  eben  deswegen  die 
Grande  dieser  Vorzugsrechte  ihrem  Gewichte  nach  einan- 
der höchst  ungleich  sind,  J)  so  hat  das  Gesetz  bei  der 
Anwendung  der  vorliegenden  Regel  auf  einzelne  Fälle 
nicht  zu  übersehn,  dafs  die  Vorzugsrechte  dieser  Klasse 
leicht  in  wahre  Vorrechte,  (in  Privilegien  in  der  eigent- 
lichen Bedeutung  ,3  ausarten  können«  Kein  Wunder,  dafs, 
gerade  was  die  Vorzugsrechte  dieser  Klasse  betrifft,  die 
positiven  Gesetzgebungen  so  sehr  von  einander  abweichen» 
Bewegliche  Sachen  können  zwar,  —  nach  den 
Grundsätzen  der  civilrechtlichen  Polizei,  (S.  Z.  V.)  — 
nicht  der  Gegenstand  eines  Unterpfandrechtes ,  wohl  aber, 
unbeschadet  dieser  Grundsätze,  der  Gegenstand  eines 
Vorzugsrechtes  seyn.  Die  Gesetze  haben  einer  Forde- 
rung ein  Vorzugsrecht  an  den  beweglichen  Sachen  oder 
an  gewissen  beweglichen  Sachen  des  Schuldners  zuvör- 
derst aus  denselben  Gründen  zu  ertheilen,  auf  welchen 
die  Vorzugsrechte  an  Liegenschaften  beruhn.  .Sodann 
aber  gebührt  dem  Gläubiger,  welcher  ein  Faustpfand  be- 
sitzt, ein  Vorzugsrecht  an  der  ihm  verpfändeten  Sache» 
Denn  als  rechtmäfsiger  Besitzer  der  Sache  ist  der  Faust- 
pfandgläubiger nicht  verpflichtet ,  die  Sache ,  ehe  und  be- 
vor er  wegen  seiner  Forderung  befriediget  worden  ist, 
herauszugeben.  '*) 


1)  Schwerlich  mochten  «ich  diese  Gründe  klasaificiren  oder  vollständig 
aufzählen  lassen. 

9)  Die  Frage  von  den  Grande  eines  Vorzugsrechts  ist  nicht  selten 
auch  für  die  Auslegung  der  Gesetee  von  Wichtigkeit.    SB*  B,  wenn 


m 

V.  Da*  Vi  and  reckt 

aus  lern 

Standpunkte  der  eiviljrechtlichea  Polizei 

betrachtet. 

Die  Rechte  des  Pfandgläubigers  gefährden  die  Rechte 
des  KHgenthümers  der  verpfändeten  Sache.  Denn  der 
Pfiindgläubiger  kann  die  ihm  verpfändete  Sache  einem  je-* 
den  Besitzer  derselben  entwähren.  —  Sie  gefährden  die 
Rechte  aller  der  Gläubiger  desselben  Schuldners,  deren 
Forderungen  nicht  durch  ein  Pfand-  oder  Vorzugsrecht 
gesichert  sind.  Denn  der  Pfandgläubiger  geht  allen  blos 
ehirographarischen  Gläubigern  vor.  —  Sogar  gefährdet 
ein  Pfandgläubiger  den  andern.  Denn  das  ältere  Pfand 
hat  den  Vorrang  vor  dem  neueren. 

Zur  Beseitigung  dieser  Gefahren  hat  das 
Gesetz  die  Wirksamkeit  der  Pfandrechte  ge- 
gen dritte  Personen  von  der  Inscription  d.  L 
von  der-  Eintragung  der  Pfandrechte  in  gewisse  hierzu 
bestimmte  öffentliche  Bächer  abhängig  zu  machen. 
([Grundsatz  der  Publicität  oder  der  Offenkundig- 
keit der  Unterpfänder.)  Wenn  so  für  die  Publicität  der 
Pfandrechte  gesorgt  ist,  so  hat  sich  ein  Jeder,  welcher, 
sey  es  als  dritter  Besitzer  der  verpfändeten  Sache  oder 
als  ein  Gläubiger  desselben  Schuldners,  durch  ein  Pfand- 
recht einen  Verlust  erleidet,  die  Schuld  selbst  beizumes- 
sen. (Damnum,  quod  quis  sua  culpa  sentit,  non  sentire 
yfdetur.)  Unter  derselben  Voraussetzung  läfst  sich  das 
Pfandrecht,  in  seinem  Verhältnisse  zum  Eigenthumsreehte, 
zugleich  s  o  rechtfertigen ,  dafs  der  dritte  Besitzer ,  da  er 
die  Sache,  von  den  auf  ihr  haftenden  Pfandrechten  un- 
terrichtet, erworben  hat,  dem  Pfandsehuidner  gleich- 
geachtet werden  kann,  tanquam  qui  ipse  pignus  consti- 


aich  die  Gesetze  nicht  bestimmt  genug  über  die  Bedingungen,  nnter 
welchen  ein  gewisse«  Vorzugsrecht  eintritt,  (vgl.  mein  Handbuch 
de«  frans.  Civilreohts.  «'.  268.  An».  80.  80.)  oder  über  die  Rang- 
ordnung der  Vonugsrechte  erklaren. 


—  Allerdings  werden  durch  die  Inscription  die 
VeraiftgeoenuMtfede  der  Einzelne«,  (die  aller  Grundeigen- 
tfcö»er9J  znr  Kenntnifis  des  ganzen  Publikums  gebrecht. 
Afcer  dürfen  sie,  (ausgenommen  in  einer  Erbarpstokra- 
tie,)  **n  Geheimnifs  seyn? 

Die  eben  erwähnten  Gefahren  sind  von  der  Bede«** 
taug  und  die  PuMicitit  der  Pfandrechte  ist  ein  so  unent- 
behrliches Schatzmittel  gegen  diese  Gefahren,  dafs  an 
beweglichen  Sachen  aus  dem  Grande  und  all  ein  ans 
dem  Orwade  kein  Unterpfandsrecht  erworben  werden  kann, 
weil  es ,  so  Felge  der  Beschaffenheit  "beweglicher  Sachen, 
unmiglieh  seyn  würde,  dem  Unterpfandsrechte  eine  ge- 
nügende PubÜcitit  zu  geben;  —  dafs  die  Gesetze  einem 
Mutapfande,  ( Antichresis ,)  nicht  als  solchem,  sondern 
aar ,  wenn  und  in  wie  fern  es  wie  ein  anderes  Unterpfand 
bestellt  and  eingetragen  worden  ist,  die  Eigenschaft  ei- 
nes dinglichen  Rechts  beizulegen  haben,  *)  —  dafs  alle 
Unterpfänder  der  Inscription  zu  unterwerfen  sind,  mithin 
auch  diejenigen,  welche  das  Gesetz  gewissen  Personen 
ans  dem  Grande  verleiht,  weil  diese  nicht  selbst  für  die 
Sicherheit  ihrer  Forderungen  Sorge  zu  tragen  im  Stande 
utad.  *} 

Jedoch  dem  Grundsatze  der  Publicity  der  Unterpfän- 
der leistet  nicht  eine  jede  Anmerkung  dieser  Rechte  in 
dem  Hypothekenbuche  Genige«  Die  Inscription  mufs  von 
der  Beschaffenheit  seyn,  dafs  sie  dritte  Personen  in  den 
Stand  setzt ,  sich  von  den  auf  einer  Liegenschaft  haften- 
den Unterpfändern  die  K«ernitnife  zu  verschaffen,  deren 
sie  zur  Wahrnehmung  ihrer  Rechte  bedürfen.  (Grund- 
satz der  Speeialität  der Inscriptionen.)  Von  welchen 
Bedingungen  die  Gültigkeit  einer  Inscription  in  dieser  Be- 


1)  Vgl.  den  dode  Civil.    Art.  2091. 

S)  Der  Code  civil  hat  das  System ,  welches  Ihm  im  Uoterpfandsrecntej 
zum  Grunde  liegt,  dadurch  zerrüttet,  dah  er  die  Wirksamkeit  de« 
Uiterpfande»  der  Mnutiel  und  die  des  Unterpfandes  der  Ehefrauen 
tob  der  iBserlptioa  unabhängig  gemacht  hat 
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Ziehung  abhängig  zn  wachen  sey ,  ist  unter  den  Abga- 
ben, welche  das  Gesetz  im  Unterpfandsrechte  zu  losen 
hat,  vielleicht  die  schwierigste*  Ich  kann  hier  nicht  auf 
Einzelnheiten  eingehn.  Ich  bemerke  also  nur :  Es  ist  eben 
so  wenig  zu  billigen ,  wenn  das  Gesetz  zu  viel ,  als  wenn 
es  $&u  wenig  verlangt  *)  In  dem  ersteren  Falle  ist  der 
Unterpfandsgläubiger,  in  dem  letzteren  sind  dritte  Per- 
sonen gefährdet  Das  Gerathenste  möchte  seyn ,  was  eine 
Inscription  zu  enthalten  habe,  zwar  in  dem  Gesetze  zu 
bestimmen,  zugleich  aber  den  Richter  zu  ermächtigen , 
auch  eine  dem  Gesetze  nicht  entsprechende  Inscription  in 
so  fern  aufrecht  zu  erhalten ,  als  ,  in  dem  gegebenen  Falle, 
der  Mangel  oder  der  Fehler  den  Rechten  der  Gegenpar- 
tei keinen  Eintrag  gethan  hat  Allemal  aber  kann  die 
Lösung  der  vorliegenden  Aufgabe  nur  unter  der  Bedin- 
gung gelingen,  dafs  die  Anmerkung  der  Unterpfänder  in 
dem  Hypothekeqbuche  mit  der  Eintragung  der  den  Wech- 
sel der  Grundeigentümer  betreifenden  Urkunden  in  das 
Grundbuch,  (die  Inscription  mit  der  Transscription ,)  in 
einen  zweckmässigen  Zusammenhang  gesetzt  wird.  Und 
überhaupt  können  die  Gesetze  die  Rechte  der  hypotheka- 
rischen Gläubiger  so  wie  die  dritter  Personen  in  Verhält- 
nifs  zu  den  hypothekarischen  Gläubigern  nur  unter  der 
Bedingung  genugsam  sichern,  dafs  sie  eben  sowohl  die 
Wirksamkeit  der  Verättfeerung  einer  Liegenschaft  gegen 
dritte  Personen  von  der  Transscription  abhängig  machen« 

Die  gesetzlichen  Vorschriften,  welche  die  Einrich- 
tung und  Führung  der  Unterpfandsbücher  und  die  Art  und 
Weise  der  Inscription  betreffen ,  gehören  nicht  in  ein  Civil- 
gesetzbuchf  Sie  sind  vielmehr '  einer,  besondern  Unter- 
pfands-: oder  Hypotheken  r  Ordnung  vorzubehalten.  Ihren 
Quellen  nach  von  den  Gesetzen  des  Civilrechts  wesentlich 


*)  Dm  franBÖsiscbe  Recht  möchte  in  den  ersten  Fehler  verfallen  seyn. 
Das  französische  Becht  ist  eben  so  trefflich  in  den  Grundsätzen  , 
yon  welchen  es  ausgeht,  als  mangelhaft  (oder  pedantisch?)  in  der 
Anwendung,  die  es  von  diesen  Grundsätzen  macht. 


verschieden,  lediglich  und  allein  Resultate  der  Politik  und 
mithin  der  Erfahrung,  haben  sie  nieht  den  Charakter  der 
Unveränderlichkeit ,  welcher  einem  bürgerlichen  Gesetz-, 
buche  —  vergleich  angs weise  —  zukommen  soll. 


ZWEITER  ABSCHNITT. 

Vm  dem 
Eigenthume  >an  Geisteswerken. 

-    EINLEITUNG. 

Ein  Geistes  werk  ist  ein  Erzeugnifs  der  schaf- 
fenden Kraft  des  menschlichen  Geistes ;  es  ist  ein  Werk, 
welches  von  seinem  ■  Urheber  nach  einer  von  ihm  selbst 
gefundenen  Regel,  wenn  auch  nicht  in  einer  jeden  Be- 
ziehung ,  (denn  ein  jedes  Geisteswerk  ist  in  gewissen  Be- 
ziehungen zugleich  eine  mechanische  Arbeit, 3  hervorge- 
bracht worden  ist  Dagegen  ist  ein  Werk,  welches  sein 
Urheber  nach  einer  von  ihm  erlernten  Regel  hervorge- 
bracht hat  und  welches  eben  so  auch  von  Andern  hervor- 
gebracht werden  kann,  eine  mechanische  Arbeit. 

Als  ilufsere  Darstellungen  betrachtet  sind  Geistes- 
werke von  doppelter  Art.  Entweder  haften  sie  oder  sie 
haften  nicht  an  einem  Körper.  Von  der  ersteren  Art  sind 
z-  B.  Hand-  und  Druckschriften,  Gemälde,  Kupferstiche } 
von  der  letzteren  Art  ein  mündlich  gehaltener  Vortrag, 
eine  mimische  Darstellung ,  ein  Gesang.  Eine  in  mehr  ab 
einer  Hinsicht  eigene  Art  von  Geisteswerken  sind  Erfin- 
dungen und  Entdeckungen.  (Eine  Erfindung  ist  die  Dar- 
stellung eines  neuen  oder  vollkommneren  Erzeugnisses 
des  Kunstfleifses.  Eine  Entdeckung  macht  der,  welcher 
zuerst  von  einem  Produkte  der  Natur  oder  der  Kunst  ei- 
nen bisher  unbekannten  Gebrauch  macht.) 

Die  folgende  Erörterung  der  vorliegenden  Aufgabe 
wird  sofort  mit  Bücksicht  auf  die  verschiedenen  Ar- 
ten der  Geisteswerke  geführt  werden.    So  liefs  sich  der 
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Afertrag  tfoktinxm,  vielleicht  auch  der  Oegenstmd  dessel 
tmn  dem  Leser  näher  stellen. 


ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Von  dem 

Eigentlatme  an  den  Geistestoerken,  welche  an  einem  Körper 

haften, 

insbesondere 

von  dem  /Schrifteijfenifnmie.  *J 

1.  Begriff  des  Schrifteigenthames. 

Dös  Wort:  Schrifteigenthum,  hat  eine  doppelte 
Bedeutung,  eine  faktische  oder  aatargeschicht- 
liehe  und  eise  juridische  Bedeutung.  ([Dftfs  man  Ate 
-eine  Bedeutung  von  der  hadern  nicht  immer  genugsam 
unterschied,  möchte  eine  Haaptursache  der  Irrtfcämer  seyn, 
in  welche  man  bei  der  Bearbeitung  der  vorliegenden  Lehre 
verfallen  ist.} 

Kein  Zweifel,  dafs  der  Schriftsteller  ein  Eigentum 
an  seinem  Werke  in  der  efsteren  Bedeutung  hat.  Denn 
das  Werk,  (es  sey  grofs  oder  klein,}  ist  sein  Werk, 
ist  das  Erseugnif«  seines  Geistes. 

Aber  eine  ganfi  andere  Frage  ist  die,  ob  dem  Schrift- 
«teuer  aueh  in  der  letzteren  oder  juridischen  Bedeu- 
tang  ein  Eigenthum  an  seinem  Werke  zustehe.  Denn  ein 
fiehrifteigenthum  in  dieser  Be'deutung  giebt  es  nur  dann, 
wenn  dem  Schriftsteller,  wer  auch  der  Eigenthumer  des 
Körpers  sey,  an  welchem  die  Schrift  haftet,  ausscldiefs- 


*)  Krämer,  das  Hecht  der  ScbrtfUteller  und  Verleger,  peid#Ib*ig 
1897.  —  A  treatise  on  the  lawi  of  literary  property  etc.  By  R. 
Maugham.  Lood.  IStS.  Vgl.  die  Zeitschrift  für  die  Gesetzgebung 
Md  Recefcnrtmnmhaft  des  Aualaadea.  Von  Mlttermafer  und 
mir.  Bd.  I.  *.  U9  f.  —  Di*  fraazasteJ»  IMcntm  *ber  dt* 
Sohrifteigestaom  s.  in  meinem  Qandbuohe  de*  frans.  CJvürecbtf. 
I.  I.  0.  41*  ff: 


lk*  dm  Äeeht  zusteht,  die  Schrift  «u  vervielfältigen  oder 
durch  andere  vervielfältigen  zu  lassen,  mit  ihr,  so  oft  er 
sie  vervielfältiget  oder  vervielfältigen  läfst,  eine  jede  ihm 
beliebige  Veränderung  vorzunehmen ,  und  alle  die  Geld*, 
vortheile  zu  beziehn  oder  Anden  zu  überlassen,  welche 
die  Bekanntmachung  der  Schrift  gewähren  kann.  *)    Es 
ist  und  bleibt  also  der  Schriftsteller  Eigenthümer  seines 
Werkes  in  der  erstem  Bedeutung  oder  de  facto,  wenn 
er  auch  nicht  Eigenthümer  desselben  in  der  andern  Be- 
deutung oder  de  jure  ist;  mit  andern  Worten,  man  kamt 
nicht  so  schliefsen ,  (wie  doch  sehr  Viele  geschlossen  ha- 
ben:)   Da  und  weil  der  Schriftsteller  ein  Eigenthum  an 
seinem  Werke  hat,  so  hat  ihm  der  Staat  dieses  Eigen« 
thaau    zu  gewähren.     Denn   in  dem  Vordersatze   dieses 
Schlusses  wird  das  Wort:  Schrifteigenthum  in  einer  an- 
dern Bedeutung  genommen,  als  in  dem  Nachsatze«    In 
der  enteren  Bedeutung  oder  de  facto  hat  eja  jeder  Ar- 
beiter, z.  B.  ein  jeder  Handwerker  an  dem  Produkte  sei- 
ner Arbeit  eben  so  ein  Eigenthum,  wie  der  Schriftsteller 
an  dem  Produkte  der  seinigen.    Aber  in  rechtlicher  Hin- 
sicht ist  das  Eigenthum  des  einen  von  dem  des  andern 
wesentlich  verschieden. 

Aber  noch  mehr!  Eine  Schrift  kann  nicht  einmal, 
(wie  doch  zum  Schrittet genthume  in  der  juridischen  Be- 
dentang erfordert  würde,)  blos  ihrem  Inhalte  nach, 
sondern  nur  in  wie  fern  sie  an  einem  bestimmten  Kör- 
per haftet,  (also  z.  B.  nur  als  eine  Handschrift  oder  als 


*)  Nor  diese  Rechte  brauchten  Wer  als  Folge«  dep  Scbrifttigtaftmwia 
in  der  j.  B.  angeführt  su  werden ,  da  die  Untersuchung ,  wege* 
ihre«  praktischen  Interesses ,  vorzugsweise  den  Druckschriften  und 
4«m  Nachdrucke  gilt.  —  Eine  Schrift  ist  eine  niedergeschrie- 
bene ttede.  Bin  Buch  ist  in  der  engeren  Bedeutung  eine  Schrift 
von  einen  grösseren  Umfange.  (In  dem  Folgenden  wird  das  Wort; 
Buch ,  in  seiner  weiteren  Bedeutung ,  —  also  als  gleichbedeutend 
mit  dem  Worte :  Schrift ,  genommen  werden : )  Ein  Nachdruck 
ist  eis  neuer  Abdruck  einer  Dnickschrift,  welcher  ♦hne  Wissen 
und  Willen  4a%  Verfassers  der  Schrift  bewerkstellig»«  wird. 
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ein  einzelnes  Exemplar  einer  Druckschrift ,[)  »ein  Gegen- 
stand des  Eigehthumsrechtes  seyn.  Denn  nur  an  kör- 
perlichen Gegenstanden  kann  man  ein  Eigentumsrecht 
und  Recht  überhaupt  haben.  Wenn  z.  B.  ein  Buch  nach- 
gedruckt wird ,  so  behält  es  doch  immer  seinen  ursprung- 
lichen Verfasser,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  es  in  dem 
Nachdrucke  einem  andern  Verfasser  zugeschrieben  wurde. 
Streng  genommen  also  kann  von  einem  Schrifteigen- 
fhume  in  der  juridischen  Bedeutung  überall  nicht  die  Rede 
seyn;  sondern  die  Aufgabe  des  vorliegenden  Hauptstücks 
stellt  sich  vielmehr  s  o :  Darf  und  soll  das  Gesetz  das  Ei- 
gentum an  den  einzelnen  Exemplaren  einer  Schrift  in 
dem  Interresse  des  Schriftstellers  so  beschränken ,  gleich 
als  ob  dem  Schriftsteller  ein  Schrifteigenthum  in  der  juri- 
dischen Bedeutung  zustände?  —  darf  und  soll  das  Gesetz 
den  Schriftstellern,  als  solchen,  ein  dem  Eigenthumsrechte 
analoges  Rech  t*zusichern  ?  ([Von  diesem  Rechte  ist  das 
Wort:  Schrifteigenthum,  wo  es  in  der  Folge  vorkommt, 
jederzeit  zu  verstehn.) 

II.  Begründung  des  Schrifteigenthumes. 

Jene  Frage  begreift  wieder  zwei  Fragen  unter  sich. 

Erstens.  Ist  es  rechtlich  erlaubt,  das  Eigenthuin 
an  einem  gedruckten  Exemplare  eines  Buchs  ([oder  an  ei- 
ner Handschrift}  in  dem  Interesse  des  Schriftstellers  zu 
beschränken?  —  Dafs  dieses  Eigenthum,  ([das  dominium 
speciei,)  an  sich  auch  das  Recht  enthalte,  das  Buch  zu 
vervielfältigen,  ist  nicht  zweifelhaft.  Wie  wäre  es  sonst 
ein  Eigenthum  ?  ,  ein  unbeschränktes  Recht  ?  Jedoch 
Schriften  haben  das  Eigenthümliche,  dafs  sie,  obwohl 
Geisteswerke,  dennoch  durch  blos  mechanische  Mittel,  z.  B. 
durch  den  Druck,  vervielfältiget  werden  können.  Ange- 
nommen nun,  dafs  eine  Druckschrift  nachgedruckt,  also 
durch  mechanische  Mittel  vervielfältiget  wird ,  so  verrichtet 
der  Nachdrucker  nur  einen  Theil  der  Arbeit,  den  me- 
chanischen, welche  der ,  Schriftsteller,  ([mit  oder  ohne 
Hülfe  eines  Verlegers,)  verrichtet  hat,  und  gleichwohl 
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eignet  er  «ick  auch  den  Lohn  für  den  andern  Theil  der 
Arbeit ,  welche  der  Schriftsteller  verrichtet  hat,  d.  i.  für 
die  Geistesarbeit ,  zu.  Mit  andern  Worten ,  er  zwingt  den 
Schriftsteller  unentgeltlich  für  ihn  zu  arbeiten.  Wenn 
daher  das  Gesetz  den  Nacftruck  für  widerrechtlich  er- 
klärt., so  legt  es  den  Eigentümern  der  einzelnen  Exem- 
plare nur  eine  Verbindlichkeit  auf,  welche  sie  billig  sich 
selbst  hatten  auflegen  sollen ,  and  so  entzieht  es  ihnen  nur 
einen  V ortheil,  auf  welchen  sie  ohnehin  nicht  ohne  Un- 
billigkeit Anspruch  machen  konnten.  —  Anders  verhält 
sich  die  Sache  bei  mechanischen  Arbeiten.  Wer  das 
Erzeugnifs  einer  mechanischen  Arbeit  nachbildet ,  verrich- 
tet die  ganze  Arbeit  desjenigen ,  dessen  Werk  dieses 
Erzeugnifs  ist.'  Beide,  das  Urbild  und  das  Nachbild,  sind 
Originale. 

Zweitens:  Soll  der  Staat  den  Schriftstellern  ein 
Eigenthom  an  ihren  Werken  gewähren  ?  sprechen  Grunde 
diesem  Eigenthume  das  Wort?  und  welche?  —  Schon 
der  Grand  aber  entscheidet  zu  Gunsten  des  Schrifeigen- 
thumes,  (ja  vielleicht  ist  er  der  Hauptgrund!}  dafs  es 
eine  Ehrensache  für  eine  Nation  ist ,  indem  sie  das  Schrift- 
eigenthum  in  ein  Recht  verwandelt  ,  ihren  Schriftstellern 
die  Achtung  und  Dankbarkeit  zu  bezeigen ,  die  ihnen  ge- 
bührt, —  diejenigen  zu  belohnen  ,  denen  sie  nicht  zu  loh- 
nen vermag.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort)  auf  die  Stellung 
einer  Nationalliteratur  zu  dem  gesammten  Zustande  einer 
Nation  eine  Lobrede  zu  halten.  Nur  eins  will  ich  heraus-» 
heben.  Nationen  gehen  unter,  wie  einzelne  Menschen 
und  Familien.  Aber  ihre  Literatur  überlebt  sie.  Sie  ent- 
hält das  geistige  Vermachtnifs ,  welches  eine  Nation  bei 
ihrem  Absterben  der  Nachwelt ,  der  gesammten  Mensch- 
heit, hinterläfst.  Sie  kann  selbst  die  Thaten  der  unter- 
gegangenen Nation,  wenn  diese  Thaten  von  gefeierten 
Schriftstellern  der  Nachwelt  überliefert  worden  sind,  mit 
einer  Glorie  umgeben ,  auf  welche  sie  in  der  Wirklichkeit 
keineswegs  Anspruch  machen  konnten.  (Wie  ganz  an- 
ders würden  wir  z.  B.  über  die  Kriege  unter  den  altgrie- 
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chischen  Freistaaten  artheilen,  wenn  wir  sie  nicht  in  den 
meisterhaften  Darstellungen  der  griechischen  Geschieht- 
Schreiber  durch  ein  Vergröfserungsglas  erblickten!')  In- 
dem also  eine  Nation  ihre  Schriftsteller  ehrt,  sorgt  sie 
für  ihren  eignen Nachruhm*  beurkundet  sie  ihren  Sinn 
fiir  ein  Dasteyn ,  das  von  ihrer  politischen  Selbstständigkeit 
unabhängig  ist —  Ein  anderer  kaam  minder  erheblicher  Grund 
für  die  Sieherstellung  des  Schrifteigenthumes  liegt  in  dem 
Zusammenhange,  in  welchem  dieses  Eigenthum  mit  dem 
Interesse  der  Literatur  steht  Wenn  auch  die  Beschäfti- 
gung mit  literarischen  Arbeiten  schon  an  und  für  sich  an- 
suchend und'  lohnend  ist ,  so  ist  doch  die  Einnahme,  welche 
literarische  Arbeiten  gewähren,  und  mithin  der  Schutz 
gegen  Nachdruck  ein  Grand  mehr,  sich  diesen  Arbeiten 
zu  widmen ,  ja  nicht  selten  sogar  die  Bedingung ,  unter 
mtelcher  sieh  allein  'der  Eine  oder  der  Andere,  wegen 
ökonomischen  Lage ,  den  Arbeiten  dieser  Art  wid- 
kann.  Ueberhavpt  aber  kann  nur  da,  wo  dasScbrift- 
eigenAnm  gegen  Nachdruck  gesichert  ist ,  die  Schriftstel** 
lerei  cSn  .Beruf  seyn,  welchen  man,  ohne  von  dem  Staate 
•hie  Besoldung  zu  beziefan  und  ohne  eigne  Mittel ,  erwäh- 
teil  kann.  Ebenso  steht  die  Widerreehtlichkeit  des  Nach- 
drucks durch  das  Interesse  des  Verlegers  mit  dem  der 
Literatur  in  der  genauesten  Verbindung.  Wenn  auch  die 
Widerreehtlichkeit  des  Nachdrucks  nicht  aus  dem  recht- 
lichen Interesse  des  Verlegers  abgeleitet  werden  kann, 
(denn  der  Verleger  kann  nicht  ein  anderes  und  besseres 
tteckt  halben,  als  sein  Gewährsmann,  der  Schriftsteller^ 
so<  ist  doch  der  Verleger  der  Mitteismami  zwischen  dem 
Schriftsteller  and  dem  Publikum,  und  so  ist  doch  eben 
deswegen  der  Vortheil  des  Verlegers  zugleich  der  des 
Schriftstellers*  Der  Verlagsvertrag  ist  ohnehin  schon  sei- 
nem Wesen  nach  ein  contractu*  aleae  für  den  Verleger» 
Wie  aber,  wenn  der  Verleger  nicht  einmal  gegen  den 
Nacbdruek  der  in  Verlag  genommenen  Schrift  gesichert 
ist?  Ist  ea  ihm  dann  zu  verargen,  wenn  er  vielleicht  die 
wichtigsten,  literarischen  Unternehmungen ,  au*  Furcht  vor 


dem  Nachdicke,  \*n  der  H**4  weift?   Ist  m  ihn  x* 

verargen,  weua  er,  uin  den  Verlust,  mit  welchem  ihm  det 

Nachdruck  bedroht,  Beglichet  zu  vermindern,  die  Sehnt*. 

ten7  die  er  in  Verlag  nimmt  r  m  armselig  ab  möglich  ans* 

stattet  ?    Und  doch  maahea  Kleide»  Leute!  0  —  Uedialfe 

bar,   ([wenn  au*h  scheinbar ,)  ist  die  Etawendung,  data 

das  Verbot  des  Nacfcdrohss  die  Bieder  uaverhtUtrifsmitv-» 

Mg  verthaaera  mü*se,    ^Allerdings  ist  «kr  Verleger  —  oder 

vielmehr  der  Schriftsteiler  —  ein  Monopolist.    Aber  et* 

jeder  Kaufmann  weifs*  dafs. ein  klein*  Gewinnt,  der  oft 

gemacht  wird ,  mehr  werth  sey ,  als  ein  grofiter ,  der  sei* 

ten  sich  wiederholt    Ja  der  Nachdruck  hat  sogar  die 

Felge ,  dafs  er  den  Preifs  der  Bücher  im  Cfaneea  hoher 

stellt.    Denn  der  Verleger  taufe  den  Preifs  afciner  Verlags«* 

Artikel  überhaupt  höher  ftnsetaen,  um  sich  wegen  dea  Vet* 

laste*  au  erholen ,  welchen  eu.  an  eüuftluea,  die  ihjmi  aaelv» 

gedruckt  werden  y  erleidet.  —  Mit  einsti  Warte  als**  *ia 

Buch  wird  zwar,  indem  es  durch  den  Druck  behanat.  ge+ 

macht  wird,,  Gemeingut    Aber,  s*  wie  dm  erdprüngfc 

liehe  Gemeinschaft  der  Güter  durch  das  Sdndereigeftthum 

aafcuhebea  ist,    so  ist  auch  jenes  CcmBcingut  *—  beaie* 

haogsweise  —  in  eia  Soadereigeathum  au  verwandeln.  •) 


1)  Man  kann  vielleicht  »nnusetacn :  Die  Gesetze  verwickeln  üeh<la 
einen  Widerspruch,  wenn  sie  den  Verlags  vertrag  für  verpflichtend 

und  gleichwohl  den  Nachdruck  für  erlaubt  erklären. 

» 

2)  Kant  (8.  in  dessen  kleinen  Schriften  die  Abh.  über  den  Nachdruck) 
begründet  die  WiderrecftUlcnkeit  des  Nachdrucks  s  o :  Bin  Bach  Int 
eine  Rede  an  die  Mit-  und  au  die  Nachwelt.  Nun  Ist  aber  Nie- 
mand berechtiget,  ohne  Auftrag  ia  dem  Namen  eines  Andern  sa 
strecke*.  Mttttn  nandVlt  der  Nachdrucke*  *tiden<ecnttich.  (Aber 
kann  sieb  der  Nactdruolf  er  **pht  auf  sein  dominium  special  gejmn) 
diesen  Beweis  Ipru/en?  Läuft  4er  Beweis  nicht  auf  einen  still- 
schweige ade  n  Vorbehalt  hinaus?)  —  kl  über  (in  den  von  ihm  her- 
ausgegebenen Akten  des  Wiener  Kongresse*)  Alnmlt  an,  dafif  der 
Verleger  den  Nachdruck  eines  von  ihm  verlegten  Buches  dadurch 
'widerrechtlich  machen  könne ,  dafs  er  in  einer  dem  Buche  beige- 
dreckten  Anzeige  erkläre,  dae  Bach  nur  unter  dar  Bedingung  den 
r«  inileJrlaesdndeB  Nachdruckes  au  verkaufen**  (Aber  —  sind  Ver- 
träge and  Vertragsbedingungen  auch  Ar  dritte  fronoue*  rer- 
nfJcatead  ?  ) 


Das  fiigenthum  jui  dem  Exemplare  einer  Druckschrift 
kann  mit  dem  Eigenthume  an  einem  Stacke  Geld,  z.  B. 
an  einem  Kronen  thalör ,  verglichen  werden.  Mit  seinem 
Exemplare,  mit  seinem  Stücke  Geld  darf  der  Eigenthu- 
mer  machen  ,  was  er  will.  Aber  das  Nachdrucken  ist  eben 
so  wenig  erlaubt ,  als  das  Nachprägen.  (Man  kann  diese 
Vergleiehung  noch  weiter  verfolgen.) 

Wenn  auch  die  mechanisch^  Vervielfältigung  einer 
Schrift  eben  sowohl  durch  Abschreiben  als  durch  Ab- 
drucken bewerkstelliget  werden  kann,  so  kann  doch  das 
Gesetz  dem  Schrifteigenthume  einen  hinreichend  -  wirksa- 
men Schatz  nur  da  verleihen,  wo  die  Kunst,  Schriften 
auf  letztere  Weise  zu  vervielfältigen ,  —  also  namentlich 
der  Buchdruckerkunst,  —  bekannt  ist.  (Die  Erfindung 
der  Buchdruckerkunst  rief  erst  das  Schrifteigenthum  ins 
Leben  1)  Wo  Schriften  nur  durch  Abschreiben  verviel- 
liltiget  werden,  ist  es  der  Regierung  unmöglich,  das 
Verbot,  die  Exemplare  einer  Schrift  ohne  Zustimmung1 
des  Schriftstellers  zu  vermehren,  in  Vollziehung  zu  sez- 
sen.  *)  —  Uebrigens  verdanken  die  Schriftsteller  der  Er- 
findung der  Buchdruckerkunst  noch  in  einer  andern  Hin« 
Sicht  die  Sicherheit  ihres  Eigentumes.  Sie  haben  Ver- 
änderungen und  Verfälschungen  ihrer  Schriften  weniger 
su  befurchten.  « 

III.  Rechtsgrundsätze.  —  Beschränkungen  des 

Schrift  eigen  thumes. 

Wenn  auch,  zu  Folge  der  Gründe,  welche  in  dem 
Obigen  für  die.  Heiligkeit  des  Schrifteigenthumes  ange- 
fahrt worden  sind,  die  Regel  die  ist,  dafs  das  Gesetz 
alle  Arten  von  Druckschriften  gegen  Nachdruck  zu  si- 
ehern hat,  so  sind  doch  von  dieser  Regel  1}  die  Schrif- 


*)  Dnher  borgen  s.  B.  bei  den  Römern  die  SchrifteteUer  kein  Hoao- 
imrina  von  ihren  Schriften.  8.  die  Zeitschrift  für  die,  Cleeetzge- 
tang  und  die  Recht»  wieeenfcbift  des  Auslandes.  Yen  Mitte  r- 
anier  und  mir.    Bd.  XI.  fiL  £*1. 


ten  auszunehmen ,  welche  weder  den  Verfasser  noch  den 
Verleger  namhaft  machen  oder  mit  seinem  wahren  Na» 
men  bezeichnen.    Dem  Schriftsteller  oder  Verleger,  wel- 
cher das  Eigenthum  an  einer  solchen  Schrift  in  Ansprach 
nimmt,  steht  die  Vermuthung  entgegen,  dafs  der  Inhalt 
der  Schrift  weder  dem  Interesse  der  Literatur  noch  dem 
des  Staates  entspreche.    Die  Schrift  ist  ein  partus,  qui 
patrem  demonstrare  nequit 2)  —  Eben  so  wenig  gebührt 
der  Schntz  des  Gesetzes  8)  den  Schriften,  welche  nach 
dem  Ermessen  des  Richters  eines  unsittlichen  oder  gesetz- 
widrigen Inhalts  sind.    Mag  auch  die  Freiheit  der  Ge- 
dankenmittheilung  noch  so  sehr  zu  begünstigen  seyn ,  so 
liegt  doch  in  der  Gewährleistung  für  das  Schrifteigen- 
thnm  mehr,  als  eine  blose  Erlaubnifs  zur  Bekanntmachung 
einer  Schrift.    Es  liegt  in  Ihr  zugleich  eine  Billigung  des 
Inhalts  der  Schrift.    Allerdings  ist  besonders  die  Verviel- 
fältigung der  Schriften  der  in  Frage  stehenden  Art  nicht 
zu  wünschen.    Aber  hier  ist  nur  von  dem  Rechte  der  Ver- 
fasser  oder  Verleger  solcher  Schriften  die  Rede. s) 

Das  Eigenthum  an  Sachen  ist  und  soll  auch  seiner 
Dauer  nach  ein  unbeschranktes  Recht  seyn.  Dagegen 
darf  das  Schrifteigenthum  von  den  Gesetzen  auf  eine  be- 
stimmte Zeitfrist  beschränkt  werden  und  es  ist  von  ihnen 
in  dieser  Maase  zu  beschränken.    Wenn  auch  eine  durch 


iyEs  ist  hier  nicht  von  dem  Rechte  der  Schriftsteller,  eine1  Schrift 
anonym  oder  unter  einem  angenommenen  Namen  herauszugeben  t 
die  Rede.  Das  Interesse  der  Literatur  fordert,  daJs  ihnen  dieses  Recht 
zustehe.  Nur  mute  sich;  wenn  eine  anonyme  oder  pseudonyme 
Schrift  gegen  den  Nachdruck  gesichert  seyn  soll,  der  Verleger  mit 
«einem  wahren  Namen  genannt  haben.  —  Uebrlgens  ist  es  woht 
nicht  zweifelhaft,  dafs  unter  dem  (mischen)  Namen»  weichen  ein 
Schriftsteller  angenommen  hat,  auch  ein  anderer  Schriftsteller  eine 
Schrift  herausgeben  könne.  Bin  Schriftsteller  kann  wohl  unter  ei« 
sem  angenommenen  Namen  schreiben;  aber  er  hat  deswegen-  nicht 
ein  Recht  auf- diesen  Namen. 

X)  So  wurde  auch  die  Frage  in  England  von  dem  Kanalelgcrichtshofe, 
(von  dem  Grafen  Eldon,  dem  damaligen  Lord  Kanzler,)  entschie- 
den ,  —  als  die  Lebensbesehreibung  eines  berüchtigten  Mädchens , 
Harrtet  Wilson,  nachgedruckt  worden  war. 

Zacharid,  vom  Staate.    IV.  18 
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den  Druck  oder  sonst  Huf  eine  «Micke  Art  bekeaet  ge~ 
machte  Schrift,  ebwohl  an  sich  ein  Gemeingut,  bezieheege«» 
weise  für  Sondereigenthum  zu  erklären  ist,  so  mefs  sie 
deck,  da  ihr  nur  zum  Vortheile  des  Schriftstellers  —  und 
mithin  nur  ans  einem  sulyectiven  Gründe  —  diese  Evgee- 
schaft  beizulegen  ist ,  nach  Ablaaf  einer  gewissen  £üeit9 
(um  mich  einer  bergmännischen  Redensart  zu  bedienen,]) 
wieder  ins  Freie  falten.  —  Schwieriger  <iat  die  Frage: 
Nach  welcher  Zeit?  Kein  Zweifel,  dafs  das  Sonder- 
eigenthum  des  Schriftstellers  an  seinem  Werke  ae  langte 
dauern  mofs,  als  der  Schriftsteller  lebt.  Auch  das  liqgt 
am  Tage,  dafs  dieses  Eigenthum  noch  über  das  Lefcett 
des  Schriftstellers  hinaus  zu  erstrecken  ist.  Dean  wie 
könnte  sonst  ein  in  Jahren  weit  vorgerückter  Schriftstel- 
ler auf  einen  Lohn  für  seine  Arbeit  rechnen  ?  wie  werde 
er  sonst  einen  Verleger  finden?  Aber  wie  lange  noch 
nach  dem  Tode  des  Schriftstellers  «das  Eigentumsrecht 
welches  dar  Schriftsteller  an  seinem  Werke  hatte,  auch 
seinen  Erben  und  Rechtsnachfolgern  zm  statten  konene* 
«die,  darüber  läfst  sich  im  Allgemeinen  nur  so  viel  sa- 
gen, dafs  die  den  Schriftsteilem  günstigere  Meinung  an*- 
gleioh  die  dem  Interesse  der  Literatur  forderlichere  and 
mithin  richtigere  sey.  Uebrigens,  wie  man  aacfc  «diese 
Frage  im  AHgemeinea  beantworte ^  so  möchte  doch  «der 
Gedanke  Berücksichtigung  verdienen,  —  das  Schriftei- 
genthum in  der  männlichen  Nachkommenschaft  des  Schrift- 
stellers, gleich  als  ein  Majorat  und  nach  der  Ordnung  der 
Erstgeburt,  erblich  zu  machen. 

Bas  Schrifteigenthum  verbietet  nicht  eine  jede  Ter« 
ffiieifältigung  des  Inhalts  einer  Schrift,  au  welcher  der 
Verfasser  nicht  seine  Zustimmung  gegeben  hat,  sondern 
wft  eine  sofche,  welche  nicht  als  das  eigene  Werk 
ihre*  Urhebers  betrachtet  werden  kann.  Es  er- 
streckt sich  also  das  Schrifteigenthum  flicht  *b  weit,  dafs 
<es  WiderrfcßHtlicJi  wltre,  die  Schrift  eines  Andern  tbu 
übersetzen,  öder  einen  Auszug  aus  ihr  durch  den  brück 
bekannt  zu  machen  *>der  auch  gerne  Stellen  desselben 


einer  andern  Druckschrift  einzuverleiben.  Jedoch  ist  es 
m  Fiflen  dieser  Art  nicht  selten  schwer,  die  Scheidlinie 
zwischen  dem  Erlaubten  nnd  dem  Unerlaubten  zu  ent- 
decken. *) 

öie  Frage ,  —  ob  das  Gesetz  die  Schriftsteller  nnd 
ferieger  des  Auslandes  unter  denselben  Schute,  wie  die 
des  Inlandes,  zu  stellen  habe,  —  wird  weiter  unten 
(im  Welfbtirgerrechte)  erörtert  werden. 

TW.   Von  dem  Verhältnisse  zwischen  dem 
Schriftsteller  und  dem  Verleger,  *3 

Der  Verlagsvertrag  enthält  nicht  und  darf  nicht 
die  Yeraufserung  des  Schrifteigenthumes  enthalten.  Denn 
sonst  wurde  der  Verlagsvertrag  das  Eigenthum  des  Schrift- 
stellers d.  i.  die  Grundlage  vernichten,  auf  welcher  das 
Recht  des  Verlegers  —  in  Verhältnifs  zu  dritten  Personen 
—  allein  beruht.  Sondern  der  Verleger  erhält  durch  die* 
sen  Vertrag  nur  die  Vollmacht,  die  Schrift  auf  seine 
Rechnung  durch  den  Druck  bekannt  zu  machen.  (Der 
Verleger  ist  nur  ein  mandatarius  in  rem  suam.) 

Der  Verleger  hat  also  nicht  das  Recht,  die  Hand« 
schrift  zu  vernichten  oder  sie  auch  nur  ungedruckt  zp 
lassen.  Er  hat  eben  so  wenig  das  Recht,  Veränderungen 
mit  dem  Inhalte  der  Schrift  oder  mit  dem  Style  vorzuneh* 
men.  —  Wenn  und  in  wie  fern  der  Verlagsvertrag  dunkel 
oder  zweideutig  ist  oder  das  Verhältnifs  zwischen  den 
Partheien  nicht  genugsam  bestimmt,  ist  er  zum  Vortheile 
des  Schriftstellers  auszulegen  und  beziehungsweise 
zu  ergänzen.    Es  erstreckt  sich  also  z.  R.  das  Recht  de* 


1)  8»  dM  B.  IM,  Am.  ♦)  a.  Werk  von  Maagham.  —  f  st  der  Ml 
•wetfeshaft,  so  wird  die  Bntsohaidaag  davon  ahbaagcn,  ob  dar 
Absatz  der  Urschrift  durch  die  Bemasgabe  dar  Kopie  verändert 
wordea  ist  oder  nicht. 

t)  Diese  Lehre,  welche  an  sich  in  das  Vertragsrecht  gehört,  war  je- 
doch y  wegen  Ihres  genauen  Zusammenhanges  mit  der  rem  Sehrlft- 
etgentaume,  schon  hier  aatetaanderausetsen. 
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Verlegen  nicht  schon  seinem  Wesen  nach  (oder  ipso  jure) 
auch  auf  eine  zweite  oder  dritte  Auflage  des  Buches«  — 
Endlich,  der  Schriftsteller,  welcher  sein  Buch  in  Verlag" 
gegeben  hat,  ist  gleichwohl  berechtiget,  noch  ehe  der 
Verleger  die  Auflage  abgesetzt  hat ,  das  Buch  von  neuem 
herauszugeben,  wenn  auch  mit  der  Einschränkung,  dafs 
er  den  ersten  Verleger  für  den  Verlust  zu  entschädigen 
hat,  welchen  dieser  durch  die  neue  Ausgabe  erweislich 
erleidet.  *)  Ja ,  es  dürfte  sogar  zweifelhaft  seyn ,  ob  die 
Klausel  eines  Verlagsvertrags,  mittelst  welcher  der  Schrift* 
steller  auf  jenes  Recht  verzichtete  oder  das  Recht  des  Ver- 
legers auf  alle  folgende  Aasgaben  des  Buches  erstreckte, 
für  rechtsgültig  zu  erachten  wäre. 


Was  in  dem  Obigen  von  dem  Schrifteigenthume  ge- 
sagt worden  ist,  gilt  eben  so  wohl  von  dem  Eigenthume 
an  andern  Geisteswerken,  welche  an  einem  Körper  haf- 
ten, also  z.  B.  buch  von  musikalischen  Kompositionen, 
von  Kupferstichen ,  von  Gemälden ;  wenn  und  in  wie  fern 
auch  andere  Geisteswerke  dieser  Art  durch  mechanische 
Mittel  vervielfältiget  werden  können.  Die  Gesetze  haben 
mit  den  Erfindungen  gleichen  Schritt  zu  halten,  welche 
die  mechanische  Vervielfältigung  dieser  Geisteswerke  mög- 
lich machen.  Uebrigcns  versteht  es  sich  von  selbst ,  dafs 
die  Gesetze,  indem  sie,  was  von  Druckschriften  in  der 
vorliegenden  Beziehung  gilt ,  auf  andere ,  an  einem  Kör- 
per haftende  Geisteswerke  übertragen,  zugleich  die  eigen- 
tümliche Beschaffenheit  der  einzelnen  Arten  dieser  Werke 
und  ihrer  Nachbildungen  zu  berücksichtigen  haben. 


*)  So  werde  diese.  Frage  —  io  einem  de»  groben  Dichter  WieUnd 
betreffendes  Felle  —  tob  dem  AepellfttioasgericeJe  xn  Dreedeu  est» 
•ehtedea.    8.  Kiod,  quaett.  for.  II,  SS. 
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ZWEITBS  HAÜPTSTÜCK. 

Von  dem 
vume  an  den  Geittemtrken , 
welche 
an  einem  Körper  haften. 

Wer  einen  mündlichen  Vortrag , »)  z.  B.  den  Vortrag 
eines  akademischen  Lehrers,  dem  er  als  Zuhörer  beige- 
wohnt hat ,  vor  Andern  aus  dem  Gedichtnisse  —  wäre  es 
auch  von  Wort  zu  Wort  —  wiederholt ,  handelt  nicht  des- 
wegen, weil  er  den  Vortrag  wiederholt,  widerrecht- 
lich. *}  Denn  der  Vortrag 9  den  er  wiederholt,  ist  zu- 
gleich, da  er  ihn  seinem  Gedichtnisse  eingeprägt  hat, 
sein  Werk. 

Eben  so  wenig  handelt  derjenige  widerrechtlich,  wel- 
cher ein^n  solchen  Vortrag ,  öey  es  während  derselbe  ge- 
halten wurde  oder  nachher,  blos  um  seinem  Gedächtnisse 
zu  Hälfe  zu  kommen ,  niederschreibt.  Wenn  auch  alsdann 
der  Vortrag  durch  ein  mechanisches  Mittel  vervielfältiget 
wird,  so  ist  doch  diese  Vervielfältigung  schon  zu  Folge 
ihres  Zwecks  erlaubt. 

Schwieriger  ist  die  Frage,  ob  und  in  wie  fern  es, 
(das  Eigenthum  an  Geisteswerken  vorausgesetzt  ,)  recht- 


1)  Ich  werde,  am  Worte  zu  sparen,  nur  von  diesem  Falle  spre- 
che». Jedoch  kann  die  vorliegende  Frage  nach  hei  andern  Gel- 
sieswerken ,  die  nicht  an  einem  Körper  haften.  (Zur  Erläuterung 
dient  folgender  Fall :  Eine  aus  dem  Französischen  ins  Englische 
übersetzte  Oper  wurde  auf  einem  der  Londner  Theater  aufgeführt. 
Bin  Zuschauer,  der  die  Vorstellungen  dieser  Oper  wiederholt  be- 
sucht,  schreibt  sieh  nach  und  nach  die  Worte  und  die  Musik  auf 
und  giebt  dann  fast  dasselbe  Werk  einem  andern  Londner  Theater 
nur  Aufführung.  8.  The  London  Magazine  and  He? low.  1895* 
Febr.  p.  960.)  Die  Frage  ist  dann  eben  so,  wie  die  über  die  me- 
chanische Vervielfältigung  eines  mündlichen  Vortrages,  ku  ent- 
scheiden. 

9)  Ich  sage:  Nicht  aus  diesem  (hier  allein  in  Betrachtung  kommen- 
den) Grunde.  Aus  andern  Gründen  kann  die  Wiederholung  aller- 
dings widerrechtlich  sejn. 
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lieh  erlaubt  sey,  eine  Handschrift,  welche  den  mündlichen 
— *  den  diktirten  oder  den  freien  —  Vortrag  eines  Andern 
enthält ,  dritten  Personen  zur  Benutzung  mitzutheileiu 
Jedoch  soll  diese  Frage  hier  an  ihren  Ort  gestellt  Hei— 
ben,  da  das  Eigenthum  an  Geistes  werken ,  in  wie  fern  es 
bei  dieser  Frage  betheiliget  ist,  nur  in  besonderen  und 
seltenen  Füllen  von  dem  Staate  mit  Erfolg  geschlitzt  wer- 
den kann. 

Der  Fall ,  welcher  bei  der  vorliegenden  Untersuchung 
untergestellt  wird  und,  bewandten  Umständen  nach,  un- 
terzustellen ist,  ist  vielmehr  der,  da  eine  Handschrift, 
welche  einen  mündlichen  Vortrag  enthält,  durch  mecha- 
nische Mittel  —  durch  den  Druck  —  ohne  Wissen  und 
Willen  desjenigen  vervielfältiget  wird ,  welcher  den  Vor- 
trag entweder  frei  gehalten  oder  den  Zuhörern  diktirt  hat. 
Offenbar  aber  sprechen  die  Gründe,  aus  welchen  die  Ge- 
setze das  Schrifteigenthum  in  ihren  Schutz  zu  nehmen 
haben,  auch  der  Sicherstellung  des  Eigenthumes  an  einer 
mundlichen  Rede  das  Wortt  *}  Ja,  in  dem  Falle,  von 
welchem  hier  die  Rede  ist,  vereiniget  sich  dicht  blos 
das  Interesse  der  Literatur  mit  dem  Interesse  desjenigen, 
von  welchem  der  Vortrag  gehalten  worden  ist;  sondern 
in  diesem  Falle  ist  das  erstere  Interesse  schon  tür  sich 
ein  hinreichender  Grund ,  die  mechanische  Vervielfältigung 
der  Rede  ihrem  Urheber  vorzubehalten.  Denn  ein  münd- 
licher Vortrag  ist  nur  selten  auf  das  grofse  Publikum  be- 
rechnet. Die  Aufregung  oder  die  Stimmung  des  Augen- 
blicks verleitet  uberdiefs  denjenigen ,  welcher  den  Vor- 
trag hält,  nicht  selten  zu  Aeufserungen ,  welche  am  be- 
sten mit  dem  gesprochenen  Worte  zugleich  verhallen.  — 


*)  Aach  das,  was  oben  über  die  Benutzung  der  Schrift  eines  An- 
dern gesagt  worden  ist,  Ist  auf  den  vorliegenden  Fall  anwendbar. 
—  Dagegen  ist  das  Eigenthum  an  Geistes  werken ,  die  nicht  an  ei- 
nem Körper  haften  ,  nicht  auf  eine  bestimmte  Zeit  beschrankt.  (Ist 
et  wehl  erlaubt,  die  Handschriften  eines  Verstorbenen  herauszu- 
geben? —  wenn  der  Verfasser  nicht  selbst  die  Ermächtigung  zur 
Herausgabe  ertheilft  hat?) 
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Wallte  sich  der  Herausgeber  eines  mündlichen  Vertrages, 
weleber  nicht  diktirt  worden  ist,  darauf  berufen ,  dafs  das 
gedruckte  Bach  denn  doch ,  in  Beziehung  auf  die  Redak- 
tion, das  Werk  desjenigen  sey,  von  welchem  der  Vor- 
trag niedergeschrieben  worden  ist,  so  würde  die  Antwort 
sebr  nahe  liegen ,  dafs  die  angebliche  Redaktion  der  Sache 
nach  eine  Verfälschung  sey.  ') 

Uebrigens  versteht  es  sieh  von  selbst,  dafs  das,  was 
in  dem  Obigen  von  dem  Abdrucke  mundlicher  Vorträge 
gesagt  worden  ist,  nicht  auf  diejenigen  Vortrage  anwend- 
bar aey,  welche  entweder  nach  der  Absieht  des  Redners 
oder  kraft  Gesetzes  Gemeingut  sind;  also  %•  B.  nicht  auf 
Reden,  die  bei  einem  öffentlichen  Gastmahle ,» oder  auf 
Reden,  die  in  einer  öffentlich  berathenden  Versfunmlung 
gehalten  werden.  Was  die  Vorträge  dieser  Art  betrifft, 
hat  der  Redner  nur  das  Recht,  zu  verlangen,  dafs  seine 
Rede,  wenn  sie  abgedruckt  wird,  nicht  verfälscht  werde. 


DRITTES  HAÜPTSTÜCK. 

Von  dem 
Eigenthume  an  Erfindungen  und  an  Entdeckungen.  *J 

Dm  Eigenthum  an  Erfindungen  wurde  zuerst  von  den 
Gesetzen  Grofsbritanniens  in  Schutz  genommen.   Dem  Bei* 


1)  Tgl.  The  pabHcatlon  of  leetures  bttl.  S.  die  Times.  183*.  Ko. 
16886.  —  Ich  habe  die  WiderrechtliobkeU  de#  Abdruck*  ejnee 
mündlichen  Vertrags  nicht  auf  die  den  guhörern  obliegenden  Ver- 
bindlichkeiten gegründet  Dieser  Grund  wäre  nur  unter  den  Par- 
ihelen  gültig. 

S)  Ueher  die'  Gesetzgebung  Englands  In  Beziehung  auf  diese  Lemre 
s.  JLaw  of  patent*  and  inventions.  Bjr  R.  Godson.  Lond.  1885« 
Bin  anderes  Werk  unter  demselben  Titel  hat  W.  Oarpmael  abend. 
1880  herausgegeben.  —  Die  französische  Literatur  findet  man  In 
m.  Handb.  des  frans.  Clvilrochts  g,  198»».  -  ich  werde  In  diesem 
Hauptstücke  immer  nur  von  Erfindungen  und  nicht  auch  ven 
Entdeckungen  sprechen,  theils  um  Worte  su  sparen,  theile 
weil  es  nur  selten  In  der  Wacht  des  Staates  steht,  auch  den  Ent- 
decker in  Schutz  zu  nehmen. 
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spiele  folgten  dann  die  französischen  Gesetze,  endlich 
noch  die  Gesetze  mehrerer  deutschen  Staaten«  In  der 
That  sprechen  für  die  Sicherstellung  dieses  Eigenthumes 
dieselben  Gründe ,  wie  für  die  des  Schrifteigenthumes.  *) 

Alle  diese  Gesetze  machen  die  Wirksamkeit  des  Ei- 
gentumes an  einer  Erfindung  von  der  Ertheilung  eines 
»Patentes«  abhängig.  Denn  theils  und  vor  allen  Dingen 
ist  die  Thatsache  (per  causae  Cognitionen))  in  Gewifsheit 
zu  setzen ,  dafs  die  angebliche  Erfindung  in  der  That  und 
Wahrheit  eine  Erfindung  sey,  theils  und  sodann  aber  ist 
die  Beschaffenheit  der  Erfindung  so  zu  beurkunden  d.  L 
in  dem  Patente  zu  beschreiben,  dafs  der  ßichter,  wenn 
sich  in  der  Folge  der  Erfinder  über  eine  Verletzung  sei- 
nes Eigentumsrechtes  ([oder  seines  Patentes])  beschwe- 
ren sollte ,  den  Grund  der  Klage  genügend  zu  beurtheilen 
im  Stande  sey. 

Alle  diese  Gesetze  beschränken  das  Eigenthum  an  ei- 
ner Erfindung  auf  eine  kürzere  Zeit ,  als  das  Schrifteigen- 
thum*  Man  hat  sie  in  so  fern  mit  dem  Grunde  zu  ver- 
theidigen,  dafs  sich  eine  Erfindung,  wenn  sie  anders  von 
Werth  ist  ?  schon  in  einer  vergleichungswetse  kürzeren 
Zeit  verzinst,  dafs  also  schon  ein  der  Zeit  nach  beschränk- 
terer Schutz,  welchen  ihr  das  Gesetz  gewährt,  hinreichen 
wird ,  den  Erfinder  genugsam  zu  belohnen  und  Andere  zu 
Erfindungen,  (die  ohnehin  zuweilen  Glücksfälle  "sind , ) 
aufzufordern.  Unhaltbar  würde  dagegen  der  Grund  seyn, 
dafs  das  Publikum  wegen  seines  Geldinteresses,  bei  der 
Beschränkung*  jenes  Eigenthumes  auf  eine  bestimmte. 
Zeit  mehr,  als  bei  der  dieses  Eigenthumes,  betheiliget 
sey«  Was  die  Erfinder  mit  Billigkeit  verlangen  können, 
kommt  auch  dem  Publikum  zu  statten. 


*)  Auf  einem  andern  Grande  beruhen  die  Privilegien ,  welche  xuweiien 
denen  verliehen  werden,  die  in  einem  Lande  zuerst  eine  gewisse 
Maschine  oder  Vorrichtung,  die  übrigens  nicht  ihre  Erfindung  ist, 
bei  einem  Gewerbe  in  Anwendung  bringen.  —  Der  Vortheil ,  den 
solche  Privilegien  dem  Lande  gewähren  ,  ist  meist  mehr  als  zwei- 
felhaft* 


DRITTER  ABSCHNITT. 

Von  den 
dinglichen  Rechten  an  Personen, 

oder 
von  dem  Familienrechte. 

EINLEITUNG« 
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Das  Famitienreeht  d.  i.  das  Ehe-  und  das  Elternrecht 
beruht  auf  einer  Thatsache,  —  auf  dem  Naturge- 
setze, dafs  sich  die  Menschengattung«durch  Zeugungen 
erneuert«  Man  denke  sich  den  Fall,  dafs  die  Natur  für 
die  Erhaltung  der  Menschengattung  auf  eine  andere  Weise 
gesorgt  hätte  oder  man  verändere  in  Gedanken  eines  von 
den  besonderen  Naturgesetzen ,  unter  welchen  die  Erneue- 
rung der  Menschengattung  durch  Zeugungen  steht,  so 
hat  man  in  dem  ersteren  Falle  nicht  weiter  ein  Familien- 
recht, in  dem  andern  aber  ein  anderes  Familienrecht, 
(Eine  Lehre  für  diejenigen,  welche  da  glauben,  dafs  der 
Mensch  über  seine  'Rechtsverhältnisse  mit  Allmacht  ge- 
bieten könne !3 

Jedoch,  an  jenes  Naturgesetz  reiht  sich  eine  Rechts- 
pflicht an,  —  die  Pflicht,  zur  Erhaltung  der  Menschen- 
gattung mitzuwirken.  Diese  Pflicht  ist  eine  Rechtspflicht; 
sie  ist  eine  Pflicht,  welche  das  Individuum  gegen  die  Gat- 
tung auf  sich  hat.  *)  Denn  derjenige,  welcher,  obwohl 
seiner  physischen  Beschaffenheit  und  seinen  äufseren  Ver- 
hältnisse nach  im  Stande ,  jener  Pflicht  Genüge  zu  leisten, 
dennoch  derselben  nicht  nachkommt,  handelt  nach  einer 
Maxime,  welche,  zu  einem  allgemeingeltenden  Gesetze 
erhoben,  das  Aussterben  der  Menschengattung  zur  Folge 
haben  wurde.  (Daher  die  Verachtung,  welche  bei  uns 
auf  alten  Junggesellen  und  —  unbilliger — auf  alten  Jung- 
frauen zu  haften  pflegt.) 


*)  Pas  Fanfflearecat  bemal  also  cbea  «♦,  wie  las  Staatsrecht»  auf 
etaer  Pftioht  *  auf  etaer  obligatio  ex  lege. 
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Die  Rechte,  welche  zu  Folge  dieser  Pflicht  den  Ehe- 
leuten gegenseitig'  und  den  Eltern  über  ihre  Kinder  zu— 
stehn ,  haben  den  Charakter  dinglicher  Rechte.  Nicht 
als  ob  sie  von  demselben  Gehalte  und  Umfange  wären, 
wie  die  dinglichen  Rechte  an  andern  Gegenständen.  Son- 
dern weil  sie  sich  nicht  blos  auf  gewisse  Handlungen  oder 
Leistungen,  sondern  auf  die  Person  selbst  beziehn;  — 
weil  der  Ehemann  verlangen  kann ,  dafs  die  Frau  bei  ihm 
wohne,  die  Frau,  dafs  sie  der  Mann  in  sein  Haus  auf- 
nehme, der  Vater  oder  die  Mutter,  dafls  das  Kind  in  ihrer 
Gewalt  stehe,     • 

Die  Frage  ist  jetst  die:  Wie  lädst  sieh'  aus  jener 
Pflicht  das  Ehe«  und  das  Elternrecht  ableiten? 


ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Da*  Eherecht 
I.  Begriff  der  Ehe. 

Die  Ehe  ist  eine  rechtmäfsige  Geschlechtsgemein- 
schaft #)  Eine  Geschlechtsgemeinschaft  ist  die  Verbin- 
dung, welche  auf  eine  naturgemäfee  Weise  nur  zwischen 
einem  Manne  und  einer  Frau  Statt  haben  kann. 

Aus  diesem  Begriffe  folgt:  Ohne  Geschlechtsgemein- 
schaft keine  Ehe;  und  umgekehrt:  Eine  jede  Geschlechts- 
gemeinschaft, welche  rechtmäfsig  ist ,  ist  eine  Ehe. 
£Solus  concubitus  facit  nuptias.) 

Jedoch  keine  positive  Gesetzgebung  kann  ihrem  Ehe- 
rechte den  Satz  zu  Grunde  legen:  Solus  concubitus  facit 
nuptias.  Denn  da  Rechte,  welche  auf  einer  Thatsache 
beruhn,  im  Staate  nur  unter  der  Bedingung  geltend  ge~ 


*)  Ehe  ist  in  der  altdeutschen  Sprache  se  viel  alt  Geseto.  (Daher: 
Ehehaft,  impedimenium  legitim  um.)  Sinnig  bezeichnete  diese  Sprache 
das  Gesetz  und  die  gesetzliche  Verbindung  zwischen  Gatten  mit 
demselben  Worte.  Weit  weniger  bedeutsam  sind  die  lateinischen 
Worte:  Matrimonium  ,  oonjngiumj  oonnubium. 


nacht  werden  können,  dafs  sie  erweislich  sind,  so  würde 
och,  wenn  das  positive  Eherecht  von  jenem  Grundsätze 
ausginge,  die  Frage,  ob  ein  bestimmtes  Paar  ein  Ehe- 
paar sey 5  ans  Mangel  an  einem  genügenden  Beweise  sel- 
ten- oder  nie  entscheiden  lassen.    Sondern  die  positiven 
Gesetze  müssen    an   die  Stelle  Jenes  Grundsatzes  den 
Grandsate  setzen:  Consensus  facit  nuptias 5 l)  sie  müs- 
sen den  obigen  Begriff  der  Ehe  in  den  eines  Vertrages 
verwandeln,  welcher  die  Partheien  zu  einer  Geschlechts- 
gemeinschaft  —  zu  einer  Ehe  im  Sinne  des  Naturrechts 
—  ermächtiget    Zugleich  aber  haben  sie  die  Abschlies- 
sang  dieses  Vertrages  an  gewisse  aufsere  Förmlichkeiten 
zu  binden ;  schon  deswegen ,  weil  sich  sonst  die  obener- 
wähnte Schwierigkeit  wegen  der  Beweisführung  wieder- 
holen wurde;  überdies  auch  zu  dem  Ende,  dafs  eine  Ehe, 
welche  gesetzwidrig  seyn  würde,  desto  leichter  verhindert 
werden  könne,  und  dafs  der  feierliche  Äbschlufs  der  Ehe 
eine  Mahnung  für  die  künftigen  Eheleute  sey,  ihr  Vorha- 
ben desto  reiflicher  zu  überlegen.    So  einleuchtend  und 
dringend  sind  diese  Gründe,  dafs  fast  alle  ausgebildetere 
Gesetzgebungen  die  Gültigkeit  jenes  Vertrages  von  der 
Beobachtung  gewisser  iufserer  Förmlichkeiten  abhängig 
machen. ')  Auch  konnten  sich  altherkömmliche  Hochzeits- 
gebräuche ,  —  die  bei  den  ungebildetsten  wie  bei  den  ge- 
bildetsten Völkern  vorkommen,  s)  —  mit  der  Zeit  leicht 


1)  So  wird  eugleich  die  Freiheit  erweitert,  eine  Ehe  abrusebliefren. 

S)  Biae  Ausnahme  macht  das  jusiininaeisca- römische  Recht.  Dieses 
steUt  die  Regel  auf:  Solus  conseosus  facit  nuptias.  1.80.  D. 
de  R.  J.  1.  11.  SS.  G.  de  nuptüs.  (S.  jedoch  nov.  117.  can.  4.) 
Den  aachtheiligen  Folgen ,  welche  diese  Regel  im  Leben  haben 
konnte,  beugten  die  auch  bei  den  Römern  üblichen  Hochzeitfeier- 
ttchkeftten  vor.    (Deductio  domnm.    Pacta  dotalia.    Hieroiogia.) 

S)  Vgl.  über  diene  —  oft  recht  sinnvollen  —  Gebräuche:  Oronov. 
•nesaui».  Graec  antiquK.  T.  VIII.  p.  1802.  1880.  ▼.  Zimmer- 
mann, Taeeheabnch  der  Reisen.  ISter  Jahrg.  Lpz.  180*.  S.  199. 
Eine  HoehKeitfeier,  die  sich  wenigstens  durch  ihre  RiofecMieit  aus- 
zeichnet, ist  die  bei  einer  Völkerschaft  in  Sibirien  übliche.  Der 
Vater  der  Bra*  seinem  Bräutigam  t  Da,  Wolf!  hast  dn  das  Lamm. 
Die  Trauung  ist  gescbebn. 
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in  Förmlichkeiten  verwandeln,  wenn  sie  schon  ihren  Ur- 
sprung dem  Hange  der  Menschen,  die  wichtigern  Bege- 
benheiten des  Lebens  als  Feste  zn  begehn,  verdankten. 

Indem  aber  die  positiven  Gesetze  den  naturrechtlichen 
Begriff  der  Ehe  in  den  Begriff  eines  Vertrages  verwan- 
deln, geben  sie  zugleich  dem  Eherechte  selbst  in  Bezie- 
hung auf  die  Bedingungen,  unter  welchen  eine  Verbindung 
zwischen  Mann  und  Frau  eine  Ehe  ist,  eine  andere  Ge- 
stalt und  Stellung.  Nun  kann  nicht  weiter  der  «Grund- 
satz Rechtens  seyn:  Keine  E|ie  ohne  eine  Geschlechtsge- 
meinschaft; noch  der  Grundsatz:  Eine  jede* Geschlechts- 
gemeinschaft,  die  eine  Ehe  seyn  kann,  ist  eine  Ehe. 
Sondern  nun  kommt  alles  darauf  an,  ob  der  Vertrag ,  wel- 
chen die  Gesetze  einer  Ehe  in  der  naturrechtlichen  Be- 
deutung gleichstellen,  unter  den  Partheien  abgeschlossen 
oder  nicht  abgeschlossen  worden  ist,  wenn  auch  die  Ge- 
setze nicht  übersehen  dürfen,  dafs  sie  an  die  Stelle  einer 
wirklichen  Ehe  nur  ein  Schattenbild  gesetzt  haben.  Nun 
ist  sogar  das  physische  Unvermögen  des  einen  oder  des 
andern  Theiles  (unpotentia)  nur  ein  Ehehindernifs, 
anstatt  dafs  dem  Naturrechte  nach  keine  Ehe  gedacht 
werden  kann,  wenn  der  Mann  oder  die  Frau  zeugungs- 
unfähig ist. ' 

Man  wird  jedoch  in  den  positiven  Gesetzgebungen 
häufig  einzelne  Vorschriften  finden,  welche  unmittelbar 
auf  dem  naturrechtlichen  Begriffe  der  Ehe,  —  also  auf 
der  Rechtsregel:  Solos  concubitus  facit  nuptias,  —  be- 
ruhn.  #)    Es  ist  eine  falsche  Schaum ,  wenn  die  positiven 


*)  Spcnsalta  de  faturo  per  conenbitum  traut eunt  in  matrlmoBium,  c.  30. 
X.  de  sponsal.  (Vielleicht  ein  vestigium  juris  Germanici  in  jnre 
canonieo.)  —  Beschreitung  des  Ehebettes  ,  conscensio  thalami ,  als 
Bedingung  der  Erbfolge  der  Ehegatten.  Mittermai  er,  Grund- 
sitze des  deutschen  Priratrecbis.  $.  833.  —  Nach  mehreren  fran- 
zösischen Coütumes  trat,  erst  nachdem  die  Ehe  ein  Jahr  gedauert 
hatte,  eine  Gütergemeinschaft  unter  den  Eheleuten  ein.  Merlin, 
repert  de  jurispr.  v.  communaute.  —  Von  mehreren  Gesetcgebua- 
gen  wird  der  defectua  rirgioitatis  dem  impediaento  bigamiae  gleich- 
gestellt. 


Gesetze  den  «rsprfinglichen  d.  i.  den  rein  physischen  Cha- 
rakter der  Ehe  gänzlich  verwischen  oder  verhallen  wollen* 


IL   Grundsatz  des  Eherechts. 

* 

Das  eheliche  Veihältnifs  ist  nicht  ein  Vertrags* 
verhftltnifs ,  das  Eherecht  nicht  ein  Theil  oder  eine  Art 
des  Vertragsrechts.  *)  Denn,  anderer  Gründe  nicht 
n  gedenken,  wie  könnte  ein  Vertrag  für  verpflichtend 
erachtet  werden,  durch  welchen  der  eine  Theil  den  an- 
dern ermächtigen  würde,  einen  Gebrauch  von  seinem  Kör- 
per sm  machen?  ein  Vertrag ,  welcher  mit  der  rechtlichen 
Selbstständigkeit  beider  Partheien  unvereinbar  wäre? 
Auch  darf  auf  die  Folgen  der  Theorie  hingedeutet  wer- 
den, nach  welcher  die  Ehe  blos  auf  einem  Vertrage  be- 
ruht ,  welche  also  das  Eherecht  in  das  Gebiet  der  mensch- 
lichen Wülkühr  herabzieht.  Man  kann  sich  von  diesen 
Folgen  nicht  besser  unterrichten,  als  wenn  man  sich  mit 
den  Vei  irrungen  bekannt  macht,  zu  welchen  die  Vertrags- 
theorie die  Gesetzgeber  Frankreichs,  in  den  Zeiten  der 
französischen  Revolution ,  verleitete.  Die  Ehe  konnte  auf- 
gelöst werden,  wie  ein  bioser  Gesellschaftsvertrag.  Es 
fehlte  wenig,  so  hätte  man  dem  Grundsatze  der  Gemein- 
schaft der  Weiber  gehuldiget.  ')  Aber  wenn  auch  die 
positiven  Gesetze  die  Ehe  ihrer  Form  nach  als  einen 
Vertrag  zu  betrachten  haben,  so  dürfen  und  sollen  sie  ihr 
doch  nicht  auch  in  einer  jeden  andern  Beziehung  diese 
Eigenschaft  beilegen.  Das  haben  selbst  diejenigen  posi- 
tiven Rechte  anerkannt,  welche  von  dem  Grundsatze  aus- 
gehn:  Solus  consensus  facit  nuptias;  z.  B.  das  römische 
Recht  und  das  ältere  Recht  der  katholischen  Kirche.  Je* 
nes  Recht  zählt  gleichwohl  die  Ehe  nirgends  den  Ver- 


1)  Dakar  sind  Eheverlöbnisse  nicht  rechtlich  verpflichtend.  Es  durfte 
sogar  mehr  alt  zweifelhaft  seyu ,  ob  derjenige  Theil ,  welcher  ein 
Eheversprechen  ohne  Grand  gebrochen  hei,  auf  Schadenersatz  be- 
langt werden  könne,  —  wenn  er  anders  nicht  in  dolo  war. 

2)  Vgl.  nein  Utodbuck  des  franc.  Civilroohts.    S  4*0. 
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tragen  (den  contractu^*  oder  paetis)  ^5  dieses  JReehft 
erklärt  die  Ehe  für  ein  Sakrament  Allerdings  ist  schon 
dem  Naturrechte  nach  eine  eheliche  Verbindung-  nicht  für 
denjenigen  verpflichtend ,  welcher  gezwungen  oder 
durch  einen  Irrthum  bestimmt  worden  ist,  die  Verbin- 
dung einzugehn.  Aber  nicht  deswegen ,  weil  die  Ehe  ein 
Vertrag  ist ,  sondern  deswegen ,  weil  sie  die  Bedingungen 
erfüllen  uiufs,  von  welchen  die  Rechtsgültigkeit  einer 
Handlung  überhaupt  abhängt  *) 

Eben  so  wenig  genügt  die  Pflicht,  afef  welcher  das 
Fajnilienrecht  überhaupt  beruht,  (&•  die  Einleitung,}  schon 
für  sich  zur  Begründung  des  Eherechts-  —  Kein  Zwei- 
fel, dafs  durch  diese  Pflicht  eine  Gemeinschaft  zwischen 
dem  einen  und  dem  aadern  Geschlechte  im  Allgemeinen 
gerechtfertiget  wird.  Aber  die  Frage  ist  hier  die,  von 
welcher  Beschaffenheit  eine  Geschlechtsgemeinschaft 
seyn  müsse,  um  eine  Ehe  zu  seyn.  lieber  diese  Frage 
aber  giebt  jene  Pflicht  unmittelbar  keine  Auskauft.  —  Kein 
Zweifel  ferner,  dafs,  im  Folge  derselben  Pflicht,  die  Ge- 
seUechtagemeinschaft  nur  unter  der  Bedingung  eine  Ehe 
ist,  dafs  sie  für  das  Interesse  der  Kinder, — für  die  gehörige 
Erfüllung  der  Pflichten  der  elterlichen  Gewalt,  —  Bürg- 
scfeaft  leistet  Aber  hieraus  folgt  noch  nicht,  dafs  eine 
Geschlechtsgemeinschaft,  um  ihrer  Beschaffenheit  nach 
eme  Ehe  zu  seyn ,  nur  diese  Bürgschaft  zu  leisten  habe , 
da&  also  das  Eherecht  weiter  nichts  als  Folgerungen  ent- 
halte ,  welche  sich  aus  den  Pflichten  der  Eltern  gegen  ihre 
Kinder  für  das  Verhaltaifs  nnter  den  Eltern  als  Eheleuten 


*)  Besonders  schwierig  ist  die  Frage.,  von  welcher  Beschaffenheit 
der  Irrthum  seinem  Gegenstände  nach  seyn  müsse ,  wenn  er 
der  Rechtskraft  einer  ehelichen  Verbindung  entgegenstehe  soll.  Da» 
Recht  der  katholischen  Kirche  geht  wohl  zu  weit ,  wenn  es  nur 
den  Irrthum ,  welcher  das  physische  fndrridnum  betrifft ,  fSr  ein 
fifcehindernifs  erklärt.  Es  hatte  dem  Irrthmne,  welcher  steh  auf 
4*e  UJaasa  pndioitia  spoatae  rel  eponsi  besieht,  dasselbe  Gewicht 
beilegen  sollen.  (Der  Säte:  Major  castttas  in  Jbearints  reqairitor! 
ist  keineawegea  eine  Recht*  regnl*) 


aUeitmi  huueo.  Wollte  man  das  Eberecht  auf  diese  Weise 
begründen,  so  würde  eine  Geschlechts  Verbindung,  US 
welcher  (wegen  des  weit  vorgerückten  Alters  der  Gat- 
ten) keine  Nachkommenschaft  zu  erwarten  wäre,  und  eben 
so  ©ine  Verbindung,  welche  kinderlos  bliebe  oder  würde, 
schwerlich  als  eine  Ehe  au  betrachten  seyn,  so  wurde 
ferner  die  Fortdauer  der  Ehe  von  der  Dauer  der  elterli- 
Itfbem  Gewalt  abhängen»  Ja,  noch  mehr!  Nach  dieser 
Ansicht  wären  die  Eheleute  nur  Werkzeuge,  deren  sich 
die  Natur  zur  Erreichung  ihrer  Zwecke  bediente,  wäre 
die  Ehe  nicht  zugleich  eiue  durch  das  rechtliche  Interesse 
der  Eheleute  selbst  gebotene  Verbindung. 

Sondern  der  Gm  od  zum  Eherechte  ist  so  zulegen: 
Zun  Behufe  der  Fortpflanzung  der  Menschengattung  hat 
die  Natur  die  Keuschheit  in  zwei  Geschlechter  gespalten« 
Die  Verschiedenheit  zwischen  dem  einen  nnd  dem  andern 
Geschlecht*  bezieht  sich  nicht  etwa  Mos  auf  die  Verschie- 
denheit des  Antheiles,  welchen  der  Mann  und  die  Fxan 
an  der  Kindererzeugung  haben  $  sie  erstreckt  sich  auf  die 
geflammte  k erpliche,  .geistige  und  sittliche  Beschaffenheit 
des  einen  und  des  andern  Geschlechts.  Es  hat  mit  ihr  die 
Bewandtnife,  dafs,  was  dem  einen  Geschlechte  fehlt,  dem 
andern  gegeben  ist,  dafs  das  eine  Geschlecht  zu  diesen 
das  andere  zu  andern  Arbeiten  jnsd  Leistungen  das  taug- 
lichere ist,  dafe  nur  durch  das  Zusammenwirken  beider, 
nur  durch  eine  Vereinigung  zwischen  beiden  sowohl  die 
gesnnunte  Menschheit  ihre  Bestimmung  als  ein  jeder  ein- 
zehie  Mensch  die  seinige  vollkommen  erreichen  kann, 
dafs  sich  dagegen  weder  in  dem  Manne  noch  in  dem  Weibe 
die  ganze  Idee  der  Menschheit  offenbart  Wenn  nun  die 
höchste  Aufgabe  des  Rechts  die  ist,  die  natürliche  Frei- 
heit der  Menschen  mit  dem  Interesse  ihrer  sittlichen  Frei- 
heit in  Uebereinsthnmung  zu  setzen ,  so  geht  aus  der  Ver- 
schiedenheit der  Geschlechter  unmittelbar  die  Rechtsfrage 
vor:  Wie  lifst  sich  zwischen  beiden  Geschlechtern  eine 
Vereinigung  stiften,  mittelst  welcher,  was  dem  einen  Ge- 
schlechte abgeht,  durch  die  Ejgenthümlidikeitett  des  an- 
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dern  Geschlechts  ergänzt  wird,  gleichsam  zwei  Mensche» 
zu  einem  einzigen  vereiniget  werden?  —  Den  Grund  zu 
dieser  Vereinigung  hat  die  Natur  selbst  gelegt.    Jedoch 
die  Geschlechtsgemeinschaft  ist  an  sich  nur -eine  thierische 
Verbindung. '  Soll  sie  mit  den  Grundsätzen  des  Rechts  in 
UebereinstimmuAg  stehn,  soll  sie  also  eine  Ehe  seyn,  so 
mufs  sie  die  Eigenschaft  einer  unbedingten  oder  un- 
beschrankten Verbindung  haben,  so  mufs  sie  sich  also 
auf  die  Persönlichkeit  oder  auf  das  gesammte  Wohl  und 
Wehe  der  Gatten  erstrecken.    Eine  Ehe  kann  daher  nur 
zwischen  einem  Hanne  und   einer  Frau  bestehn;  mit 
andern   Worten ,    eine   Geschlechtsgemeinschaft,  welche 
zwischen  einem  Paare  stattgefunden  hat,  hat  ihrem  We- 
sen nach  die  Folge,  dafs  eine  jede  andere  Geschlechts- 
gemeinschaft, in  welche  der  eine  oder  der  andere  Ehe- 
gatte mit  einer  dritten  Person  tritt ,  widerrechtlich  —  also 
nicht  eine  Ehe  —  ist.  *)    Denn  nur  in   der  Eigenschaft 
einer  Einehe  ist  die  Ehe  eine  unbeschränkte,  also  eine 
vollkommene  Vereinigung  zwischen  Mann  und  Frau.    In- 
dem sich  der  Mann  der  Frau,  die  Frau  dem  Manne  er- 
geben hat,  hat  der  eine  und  der  andere  Theil  das  Recht 
verloren,  über  seine  Person    anderweit   zu   verfügen.  a) 
—  Wenn  anders  Analogieen  nicht  blose  Witzspiele  sind, 
so  darf  man  die  obige  Deduktion  des  Eherechts  mit  der 
Deduktion  des  Eigentumsrechts  an  Sachen  vergleichen. 
Wie  die  Güter  dieser  Erde,  so  sind  mich  — in  Beziehung 
auf  das  Geschlechtsverhältnifs  —  Männer  und  Frauen  ur- 
sprünglich Gemeingut.     Aber  in  dem  einen  und  in  dem 


1)  Impedimentum  bigamiae  —  dem  Naturrecbte  nach  das  ein  ei ge 
Ehehindernife ,  vorausgesetzt,  dafs  man  die  Ehe  ihrer  eigen  th  um- 
liehen  Beschaffenheit  nach  und  nicht  als  ein  Rechtsverhältnis  über- 
haupt betrachtet.  (In  diesem  beschränkteren  Sinne  wird  das  Wort 
auch  in  dem  folgendem  Abschnitte  genommen, werden.) 

9)  Wie  an  einer  andern  Stelle  dieses  Werkes  bemerkt  worden  ist, 
scheint  die  Vielmännerei  weniger  nachtheilig  zu  wirken,  als  die 
Vielweiberei.  Die  Ursache  ist  wohl  die,  dafe  diese  das  Weib 
tiefer  stellt ,  als  jene  den  Mann* 


andern  Falle  ist  an  die  Stelle  der  ursprünglichen  Gemein« 
schaft  das  dieser  gerade  entgegengesetzte  Verhältnifs  %n 
setzen ,  in  dem  .einen  Falle  das  Sondereigenthnm ,  in  dem 
andern  die  Ehe. *) 

Zar  Bestätigung  der  obigen  Deduktion  des  Eherechts 
können  überdiefs  die  wohltätigen  Folgen  benutzt  wer- 
den /welche  die  Einehe,  verglichen  mit  der  Vielehe,  für 
die  Zunahme  der  Bevölkerung,  für  die  gehörige  Erzie- 
hung der  Kinder  and  für  die  geistige  und  sittliche  Bildung 
der  Völker  überhaupt  hat  *)  Die  Klugheit  der  Menschen 
ist  immer  nur  einseitig.  Aber  was  die  Natur  veranstaltet 
oder  gewollt  hat,  ist  immer  in  einer  jeden  Beziehung 
sweckmäfsig.  Man  mag  von  einem  Zwecke  ausgehn , 
von  welchem  man  will,  man  gelangt  zu  demselben  Re- 
sultate. 

Gleichwohl  wurde  das  Gebäude,  zu  welchem  in  dem 
Obigen  der  Grund  gelegt  worden  ist,  in  der  Luft  stehn, 
wenn  nicht, —  wie  wir  theils  zu  Folge  bestimmter  Nach- 
richten, *)  theils  zu  Folge  des  Gesetzes,  welches  das  Zahl- 
verhältnifs  der  Geschlechter  in  der  Thierwelt  bestimmt , 4) 
annehmen  dürfen,  —  das  männliche  und  das  weib- 
liche Geschlecht  der  Zahl  nach  einander  über- 


1)  Bemerkenswert)!  ist  es  ,  dals  die  Weltverbesserer,  welche  da« 
allgemeine  Gütergemeinschaft  anpreisen  ,  (z.  B.  St  Simon,  Owen,) 
gewöhnlich  auch  der  Gemeinschaft  der  Weiber  das  Wort  sprechen. 

1)  8.  die  Schriften  nnd  wider  die  Vielehe  b.  So  fs milch,  gdttBene 
Ordnung  in  Erhaltung  und  Fortpflanzung  des  menschlichen  Ge- 
schlechts.   III,  2««. 

S)  Es  werden  zwar,  so  well  unsere  Nachrichten  reichen  ,  im  Bansen 
mehr  Knaben  als  Madchen  geboren.  Aber  von  jenen  stirbt  In  dea 
Rinderjahren  die  gröfsere  Zahl ,  so  dafs  in  den  Jahren  der  Mann- 
barkeit das  Gleichgewicht  obngefShr  hergestellt  ist.  Vgl.  L.  Moser, 
die  Gesetze  der  Lebensdauer.    Berlin  1889. 

4)  Dasselbe  Zahlverhultails  findet  auch  bei  den  edleren  —  auch  in 
dieser  Beziehung  dem  Menschen  näher  verwandten  —  Tbiergat- 
tongen  ,  bei  den  Vögeln  und  bei  den  Saugthieren  statt.  In  den  nie- 
derem Thiergattnngen ,  (wenn  anders  nicht  in  diesen  beide  Ge- 
schlechter in  demselben  ladividno  vereiniget  sind,)  ist  das- weib- 
liche Geschlecht  der  Zahl  nach  das  überwiegende. 

TLncharx  ä  f  vom  Sttuttr.    IV.  14» 
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all  ohngefihr  gleich  ständen.  *)  Hätte  das  miiihv» 
liehe  oder  das  weibliche  Geschlecht  entschieden  das  lieber- 
gewicht ,  s*  müfeten  sich  die  Mensehen,  da  sie,  was  die 
Fortpflanzung  ihrer  Gattnng  betrifft,  nicht  die  Herren, 
sondern  die  Unterthanen  der  Natur  sind,  in  dem  erstem 
Falle  dem  Gesetze  der  Vervielmännerei ,  in  dem  letzteren 
dem  Gesetze  der  Vielweiberei  unterwerfen.  Die  Einehe 
könnte  ihnen  höchstens  als  ein  Ideal  vorschweben,  das 
für  sie  in  dieser  Periode  ihres.  Daseyns  unerreichbar  wäre. 

III.   Polizeiliche  Ehehindernisse. 

Die  polizeilichen  Ehehindernisse,  welche  die  positiven 
Gesetze  enthalten ,  beruhen  bald  auf  einem  allgemeingül- 
tigen Grunde ,  bald  nur  auf  den  einem  Volke  eigentüm- 
lichen Ansichten  oder  Verhältnissen ,  z.  B.  auf  den  Reli- 
gionsmeinungen des  Volkes. ')  Hier  wird  nur  von  den 
polizeilichen  Ehehindernissen  der  erstem  Art  die  Rede 
seyn. 

Von  dieser  Art  sind  z.  B.  die  Hindernisse,  welche 
die  Gesetze  der  Ehe  zwischen  bestimmten  Personen  we- 
gen eines  Verbrechens  in  den  Weg  legen,  welches 
von  dem  einen  oder  dem  andern  Theile,  um  die  Ehe  ab- 
schliefsen  zu  können,  verübt  worden  ist;  in  der  Absicht, 
von  der  Verübung  dieses  Verbrechens  überhaupt  abzuhal- 
ten. (So  verbieten  die  röipischen  und  die  kanonischen 
und  mehrere  anderen  Gesetze  die  Ehe  zwischen  dem  Ehe- 


1)  Vorausgesetzt,  dal»  das  VerUUttrtfs  nicht  mulhwilüg  gehört  wird. 
Es  giebt  b.  B.  Stimme,  (in  Südamerika,  in  Ostindien,)  welche 
die  Kinder  weiblichen  Geschlechts  bald  nach  der  Geburt  zn  einem 
greisen  Theile  todten,  »ey  es,  um  der  U  Übervölkerung  vorzubeu- 
gen, sey  es,  um  den  Preis  der  Waare  au  steigern.  Magazin,  von 
merkwürd.  neuen  Reisebeschreib.    Bd.  XXXI.    S.  MB. 

9}  Dahin  gehören  %.  B.  die  Ehehindernisse  des  Rechts  der  katholischen 
Kirche:  Votum,  Ordines,  Cultus  disparitae,  Tempus  sncratum. 
< Jedoch  das  letztere  Verhol  ist  vielleicht,  —  wie  so  manches  an- 
dere Gesetz  dieser  Kirche,  —  als  eis  Gesetz  der  medtoftaischea 
Polizei  zu  betrachten.) 
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brecher  und  der  Ehebrecherin,  die  Ehe  zwischen  einem 
Ehegatten  und  einem  Dritten ,  mit  welchem  sich  der  Ehe- 
gatte verabredet  hat,  den  andern  Ehegatten  zu  tödtep, 
die  zwischen  dem  Entführer  und  der  Entführten.)  Je-* 
doch  so  dringend  auch  der  Grund  zu  seyn  scheint,  auf 
welchem  die  Verbote  dieser  Art  berührt,  so  greift  eine 
jede  Beschränkung  des  Rechts*  eine  Ehe  abzuschließen , 
so  tief  in  die  bürgerliche  Freiheit,  zuweilen  auch  in  die 
Rechte  dritter  Personen  ein,  dafs  sich  diese  Verbote  nur 
durch  ihre  unbedingte  Notwendigkeit  und  nur  als  das 
kleinere  Uebel  rechtfertigen  lassen.  *) 

Nach  einigen  Gesetzgebungen  .kann  keine  Ehe  ohne 
Staatserlaubnifs  eingegangen  werden.  Diese Erlaub- 
nifs  wird  nur  denen  ertheilt,  welche  nachweisen  können, 
dafs  sie  die  Mittel  haben ,  sich  und  ihre  Nachkommenschaft 
zu  ernähren.  Allein ,  so  grofs  auch  die  Uebel  sind ,  welche 
die  Uebervölkerung  in  ihrem  Gefolge  hat ,  kann  ihnen  und 
darf  ihnen  auf  diese  Weise  vorgebeugt  werden?  Macht 
nicht  die  Ehe  die  Menschen  —  im  Durchschnitte  —  sogar 
zu  guten  Wirthen? 

Fast  überall,  selbst  bei  den  rohesten  Völkerschaften, 
sind  die  Ehen  zwischen  den  nächsten  Verwandten 
verboten.  Die  erste  Veranlassung  zu  diesem  Verbote  gab ' 
wohl  die  Sitte,  dafs  die  Braut  ihrem  Vater  oder  ihrem 
Bruder  abgekauft  werden  mufste.  Von  dem  nächsten  Ver- 
wandten hatte  der  Vater  oder  der  Bruder  entweder  überall 
nicht  einen  Kaufpreis  oder  doch  nur  einen  sehr  geringen 
zu  erwarten. ')    Darum  suchte  er  einen  andern  und  bes- 


1)  Dm  römische  ind  das  Allere  kanonische  Hecht  verbieten  (De  Ehe 
zwischen  dem  Ehebrecher  und  der  Ehebrecherin  und  die  «wi- 
schen dem  Entführer  nnd  der  Entführten  an  bedingt.  Richtiger 
hat  das  neuere  Recht  der  katholischen  Kirche  das  eine  und  das 
andere  Verbot  beschrankt.  S.  c.  9.  tf.  7.  X.  de  ee  eni  doxit  in 
■atrtm.  etc.  c.  6.  7.  X.  de  rnptor.  Conc.  Trid.  XXIV,  6.  de  reform. 
antritt.  (Die  Männer,  welchen  das  Recht  dieser  Kirche  verdankt, 
waren  in  einem  hohen  Grade  Menschenkenner.) 

2)  Bei  den  Ostlaken  wird  für  die  Schwester  der  Frau  nur  der  halbe 
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sern  Käufer.  Jedoch  die  Rechtsgründe,  mit  welchen  die- 
ses Verbot  vertheidiget  werden  kann,  brachten  mit  der 
Zeit  die  Niedrigkeit  seiner  Abkunft  in  Vergessenheit. 
Eine  Ehe  unter  sehr  nahen  Verwandten  giebt  selten  oder 
nie  eine  gute  Nachkommenschaft.  *_)  Ueberdies ,  wenn 
Sitte  und  Gesetz  diese  Ehen  nicht  verdammten,  so  könnte 
die  Verwandtenliebe  leicht  zu  einer  Kupplerin  werden. 

Eben  so  enthalten  fast  alle  positive  Rechte  die  Vor- 
schrift, dafs  Kinder  nicht  ohne  die  Einwilligung 
ihrer  Eltern  oder  nicht  ohne  die  des  Vaters  eine  Ehe 
abschließen  sollen.  Wo  das  Kind  als  das  Eigenthum  sei- 
nes Vaters  betrachtet  wird ,  ist  jene  Vorschrift  nur  eine 
Folgerung  aus  deiq  Wesen  der  väterlichen  Gewalt  Aber 
auch  die  Gesetze,  nach  welchen  die  elterliche  Gewalt 
nur  das  Interesse  der  Kinder  bezweckt,  haben, diesen  die 
Pflicht  aufzuerlegen ,  nicht  ohne  die  Zustimmung  der  El- 
tern eine  Ehe  einzugehn.  (Die  Vorschrift  dürfte  so  zu 
fassen  seyn :  Eltern  können  die  Verheirathung  ihres  Kin- 
des bis  zu  einem  gewissen  Alter  des  Kindes  schlecht- 
hin, nachher  aber  nur  aus  einer  —  nach  dem  Ermessen 
des  Richters  —  hinreichenden  Ursache  verhindern.)  Kein 
anderer  Entschlufs  ist  für  das  gesammte  Wohl  und  Wehe 
dessen,  welcher  ihn  fafst,  in  dem  Grade  entscheidend, 
wie  der,  sich  überhaupt  und  mit  der  und  der  Person  zu 
verehelichen.  Es  ist  weder  thunlich  noch  zulässig,  die 
Ausführung  dieses  Entschlusses  der  Kontrole  einer  Staats- 
behörde zu  unterwerfen.    Wohl  aber  können  und  sollen 


Kalim  (Kaufpreis)  entrichtet.    Pallas,  Beben  durch  rerschiedene 
Provinzen  des  russischen  Beiohs.    Th.  III.  Bd.  I,  0.  51. 

*)  In  dem  Königsgeschlechte  der  Ptolomfier  war  es  Sitte,  dals  der 
Bruder  die  Schwester  heirathete.  Aber  wie  tief  sank  dieses  Ge- 
schlecht! —  Aehnlicbe  Erfahrungen  hat  man  an  den  Hausthieren 
gemacht.  Erfahrne  Landwirthe  haben  sogar  den  Bath  gegeben j 
Felder  nicht  mit  der  auf  denselben  erbauten  Frucht  einzusäen.  — 
Die  Vorschrift  der  deutschen  Bundesakte.  Art  XIV,  flW  (wegen 
der  Ebenbürtigkeit  der  standesherrlichen  Geschlechter)  bat  daher 
eine  tiefere  Bedeutung,  als  die,  welche  man  ihr  auf  den  ersten 
BUck  beizulegen  geneigt  seyn  möchte. 
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Gesetze  die  Eltern  in  dieser  Beziehung  mit  einer  po- 
lizeilichen Gewalt  bekleiden.  Sie  stellen  so  die  Kinder 
unter  eine  Aufsieht ,  welche  vor  einer  jeden  andern  in  ei- 
ner jeden  Beziehung  den  Vorzug  verdient  Ton  den  El- 
tern kann  man  eben  so  wohl  annehmen ,  dafs  sie  das  Beste 
ihrer  Kinder  wollen,  als  dafs  sie  am  besten  wissen ,  was 
ihren  Kindern  fromme.  Die  Leidenschaft,  welche  den  Ent- 
schlnfs  des  Kinde»  vielleicht  bestimmt  hat ,  ist  den  Eltern 
fremd.  Sie  können  und  wollen  auch  die  Erfahrungen 
benatzen ,  die  sie  in  ihrer  eigenen  Ehe  gemacht  haben. ') 
—  Hat  jedoch  das  Kind  eine  Ehe  ohne  Wissen  und 
Willen  der  Eltern  abgeschlossen,  (was  übrigens, 
wenn  die  Gesetze  für  die  Publizität  der  Heirathen  sattsam 
gesorgt #haben ,  nur  in  seltnen  Füllen  geschehn  kann,}  so 
dürfte  die  Kollision,  welche  alsdann  zwischen  den  Rech- 
ten der  Eltern  und  denen  des  unschuldigen  Ehegatten  oder 
der  Früchte  der  Ehe  eintritt,  zum  Nachtheile  der  Eltern 
zu  entscheiden  seyn.  *}  So  ^  weit  erstreckt  sich  die  po- 
lizeiliche Aufsicht  der  Eltern  nicht ,  dafs  sie  den  von  drit- 
ten Personen  (den  Civilgesetzen  nach}  erworbenen  Rech- 
ten Eintrag  thun  dürfte. 

IV.  Ton  den  gegenseitigen  Pflichten  und 

Rechten  der  Eheleute. 

Die  Ehe  ist  schon  ihrem  Wesen  nach  £S.  Z.  III.) 
eine  lebenswierige  Verbindung.  (Matrimonium  est 
perpetna  vitae  consuetudo.)  Aber  sie  mute  diese  Eigen- 
schaft haben,  weil  sie  oft  erst  dem  Alter  die  Opfer  lohnen 
kann,  welche  sie  von  der  Jugend  gefordert  hat. 

Alle  die  Pflichten  und  Rechte,  welche  ein  Ehegatte 


1)  Sind  die  Eltern  nicht  mehr  am  Leben,  so  treten  an  ihre  Steile  bil- 
lig die  Grobeltern  oder  die  Vormünder.  Jedoch,  wenigsten«  die 
Vormünder,  mit  beschrankterer  Gewalt.  Denn  ihnen  stehen  nicht 
dieselben  Vermuthungeo ,  wie  den  Eltern,  oder  diese  Vermuthun- 
gea  nicht  in  demselben  Grade  in  der  vorliegenden  Beziehung  nur 
Seite. 

•)  So  auch  das  jus  canonicum ,  obwohl  ex  alia  ratioae. 
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gegen* den  andern  hat,  lassen  sich  in  den  Satz  zusammen 
fassen,  dafs  Eheleute  —  in  rechtlicher  und  in  moralischer 
.  Hinsicht *)  —  nur  ein  und  dasselbe  menschliche  Wesen 
oder,  wie  sich  die  Schrift  ausdrückt,  nur  ein  Fleisch  sind 
und  seyn  sollen.  (Die  Schrift  stellt  die  Rechtsidee  der 
Ehe  in  dem  treffenden  Bilde  dar,  dafs  die  Frau  aus  einer 
Rippe  des  Mannes  geschaffen  sey.  Auf  dieselbe  Idee 
deutet  der  Mythus  bei  Plato  hin,  dafs  der  Mensch  ur- 
sprünglich beiderlei  Geschlechts  war,  und  dafs  die  Ge- 
schlechter ,  jetzt  von  einander  gesondert,  die  Wiederver- 
einigung ,  nach  welcher  sie  sich  sehnen,  in  der  Ehe  fin- 
den»3  —  Daher  hat  ein  Ehegatte  das gesammte  Interesse 
des  andern  Ehegatten,  seines  zweiten  Ichs,  als  das  sei— 
nige  zu  betrachten,  zu  wahren  und  zu  fördern,  wenn 
auch,  wegen  der  zwischen  Ehegatten  eintretenden  Ge- 
schlecbtsverschiedenheit ,  der  eine  Theil  auf  eine  andere 
Weise  d.  i.  durch  andere  Leistungen .  als  der  andere  Theil, 
jener  Pflicht  Genüge  zu  thun  haben  kann  und  Genüge  zu 
thun  hat  —  Eben  so  begründet  die  Ehe  eine  Gemeinschaft 
aller  Rechte  unter  den  Eheleuten,  jedoch  mit  Ausnahme 
derjenigen  Rechte,  welche,  wie  das  Staatsbürgerrecht 
des  Mannes,  nicht  mittheilbar  sind.  Auch  ist  der  Mann, 
kraft  seines  Verhältnisses  zum  Staate,  der  geborne  Vor- 
mund und  Rechtsvertheidiger  der  Frau.  —  Zu  Folge  die- 
ser Rechtsgemeinschaft  ist  alles,  was  ein  Ehegatte  beim 
Abschlüsse  der  Ehe  besitzt  oder  während  der  Ehe  er- 
wirbt ,  zugleich  das  Eigenthum  des  andern  Ehegatten, 
besteht  also  unter  Eheleuten  eine  allgemeine  Güter- 
gemeinschaft, wenn  auch  der  Mann,  als  Hausherr  ? 
der  alleinige  Verwalter  des  ehelichen -Gemeingutes  ist. 

Von  Rechtswegen  ist  eine  jede  Uebereinkunft  ungül- 
tig, durch  welche  Eheleute  das  Rechtsverhältnifs ,  das 
hiernach  unter  ihnen  eintreten  soll,  beschränken  oder  in 
euer  gewissen  Beziehung  aufheben»  *}    Denn  da  dieses 


1)  Dm  Eberecbt  und  die  Ehemoral  sind  Ton  einander  nicht  t  erschieden. 

2)  Selbst  darüber  können  Zweifel  erhoben  werden,  ob  ein  Dritter  dieses 
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YcrMttatfe  auf  einer  Pflicht  beruht,  so  ist  es  eben  des- 
wegen' der  Wülkühr  der  Eheleute  entzogen»  Jedoch  seihet 
die  Gesetsgebungen ,  welche  in  dem  Grundsätze  mit  dem 
philosophischen  Eherechte  äberemstimmen,  haben  sich  ge- 
ndthiget  gesehn,  Ton  der  Strenge  dieses  Rechts,  was  die 
eheliche  Gütergemeinschaft  betrifft,  ahzugehn,  auf  dafs 

nicht,  nach  dem  Höchsten  strebend,  die  AbsehlieAraitg 

Khe  selbst  verhinderten. 


V«  Von  der  Auflösung  der  Ehe. 

Aufgelöst  wird  die  Ehe  durch   den  Tod  des  einen 

des  andern  Ehegatten.  *)    Wohl  kann  es  schön  seyn, 

auch  dem  verstorbenen  Ehegatten  die  Treue  zu  bewahren ; 

aber  ein  Rechtsgrund  steht  einer  zweiten  oder  dritten 

Ehe  nicht  entgegen.    Denn  die  Pflichten  der  Eheleute  sind 

durch  ihre  Rechte  so  wie  diese  durch  jene  bedingt.  — 

Gteiebifohl  gab  es  einst  in  Deutschland  Völkerschaften, 

bei  welchen  nur  Jungfrauen  heirathen  durften ,  der  Frau 

nur  eine  Hoffnung,  nur  ein  Gelübde  verstattet  war. ') 

W*r  diese  Sitte   eine  Frucht  der  besonderen  Achtung, 

weiche  die  Deutschen  für  die  jungfräuliche  Ehre  hegten? 

In  der  Griechischen  Kirche  ist  der  niedern  Geistlichkeit 

zwar  die  Ehe,  aber  nur  eine  Ehe,  erlaubt    Man  kann 

diesem  Gesetze,  welches  die  Kirche  aus  einer  Stelle  der 

Schrift  ableitet,  den  Sinn  unterlegen,  dafs  die  Priester 

zwar  nicht  die  Menschheit  abschwören,  jedoch  höher,  als 

andere  Menschen ,  stehen  sollen.    Nach  den  Glaubeasmei- 

mmgen  der  Hindu's  ist  es,  in  den  höheren  Kasten,  die 


VerhftltmTs,  —  mittelst  einer  freigebigen  Verfügung ,  durch  welche 
der  eine  Ehegatte  nur  für  seine  Person  bedacht  wird,  —  zu  be- 
schränken befügt  sey. 

1)  Wach  dem  französischen  Uecbte  (C.  cW.  Art.S*.  ff.)  wird  die  Khe 
auch  dttreh  den  bürgerlichen  Tod,  welcher  die  Folge  derVer- 
urtheiluBg  ku  gewissen  8trafen  ist,  kraft  Gesetzes  (ipso  jnre)  auf- 
gelöst. Allerdings  eine  vollkommen  richtige  Folgerung  aus  dem 
Begriffe  des  bürgerlichen  Todes  und  dennoch  eine  Abseheoficbkeit 

8)Tacit.  Germania  e.  19. 
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Pflicht  der  Wittwe,  sich  mit  dem  Leichname  ihres  Mannes 
auf  demselben  Scheiterhaufen  verbrennen  zu  lassen. ,  Was 
die  Eifersucht  des  Mannes  verlangte  oder  wünschte,  hat 
die  Religion  den  Weibern  als  ein  Opfer  angemutbet  — 
Auf  einem  besseren  Grande  beruhen  diejenigen  Gesetze, 
welche,  wenn  ein  Ehegatte  nach  Auflösung  der  ersten 
Ehe  zu  einer  zweiten  Ehe  schreitet,  sein  Recht,  freige- 
bige Verfügungen  zum  Vortheile  des  zweiten  Ehegatten 
zu  treffen,  in  dem  Interesse  der  Kinder  der  ersten  Ehe 
beschränken.  >)  Denn  diesen  Gesetzen  steht  die  Erfahrung 
zur  Seite,  dafs  eine  zweite  Ehe,  wenn  Kinder  aus  der 
ersten  Ehe  am  Leben  sind,  fast  immer  die  Kinder-  und 
die  Gattenliebe  entzweit. 

So  lange  beide  Ehegatten  am  Leben  sind,  scheidet 
sie  nur  ein  Ehebruch,  dessen  sich  der  eine  oder  der  an« 
dere  Ehegatte  schuldig  macht ,  *)  also  nicht  ein  anderes 
Verbrechen,  nicht  ein  Unfall,  welcher  den  einen  pder  den 
anderen  Ehegatten  trifft,  am  allerwenigsten  aber  gegen- 
seitige Uebereinstimmung.  *)  —  Denn  nur  der  Ehebruch 
zerstört  das  Wesen  der  Ehe ;  er  verwandelt  die  Einehe 
in  eine  Vielehe«  Wenn  ein  Ehegatte  durch  einen  Unfall 
aufser  Stand  gesetzt  wird  oder  wenn  er  sich  selbst  durch 
ein  Vergehn  aufser  Stand  setzt,  seine  Pflichten  als  Ehe- 


1)  L  6.  C.  de  secundls  nuptlis.  (Die  QueUe  so  vieler  neuer  Gesetee 
desselben  Inhalts ! )  —  Das  römische  Recht  verbindet  mit  der  zweiten 
Ehe  noch  manche  andere  Rechtsnachtheile,  die  sich  nicht  so,  wie 
jenes  Gesetz,  auf  einen  allgemeinen  Grund  zurückföhrea 
lassen. 

9)  So  lautet  auch  der  Ausspruch  Christi.  Matth.  XIX,  2  ff.  —  Der 
C.  civ.  Art.  280  gestattet  der  Frau  wegen  eines  Ehebruchs  de« 
Mannes  nur  bedingungsweise  eine  Klage  auf  Ehescheidung. 
IjCx  pessimal 

S)  Nach  dem  C.  dv.  giebt  es  auch  eine  Ehescheiduug  per  consente- 
ment  mutuel.  So  sehr  auch  der  Code  civil  diese  Art  der  Eheschei- 
dung erschwert  hat,  so  ist  und  bleibt  sie  doch  eine  Verirrung.  — 
lue  Ehescheidung  durch  gegenseitige  Uebereinstimmung  lütt  sich 
aar  so  rechtfertigen,  dafs  man  das  Verhaitnils  unter  Eheleuten 
geradezu  nur  für  ein  VcrtragsverhalUtil*  erklärt. 


gatte  suerAUen,  so  trilfl  den  andern  Ehegatten  in  den 
erstem  Falle  ein  Unglück ,  in  dem  letzteren  Falle  ein  Theil 
der  Schuld.  Man  kann  sogar  in  dem  einen  and  in  dem 
andern  Falle  einen  Grnnd  erblicken ,  aus  welchem  der  an- 
dere Ehegatte  seine  Pflichten  mit  verdoppeltem  Eifer  *u 
erfüllen  hat.  Wenn  man  auch  dieser  Theorie  der  Ehe- 
scheidung den  Vorwurf  machen  kann,  dafs.sie  die  Ehe 
in  einzelnen  Fällen  in  eine  kaum  zu  ertragende  Bürde 
verwandeln  könne  und  müsse,  so  bleibt  doch  nach  der 
Theorie,  welche  aufser  dem  Ehebruche  noch  andere  Ehe- 
scheidnngsursachen  zul&fst ,  kaum  irgend  eine  Grenze  für ' 
die  Freiheit  der  Ehescheidungen  oder  irgend  ein  Unter- 
schied zwischen  dem  ehelichen  und  einem  blosen  Vertrags- 
Verhältnisse  übrig«  ')  —  Auf  der  andern  Seite  ist  der 
Ehebruch  in  dem  Sinne  oder  Grade  eine  Ehescheidung*- 
Ursache,  dafs  er  die  Ehe  in  dem  Interesse  des  unschul- 
digen Theiles ')  ganz  so  aufhebt,  als  ob  sie  durch  den 
Tod  des  andern  Ehegatten  aufgehoben  worden  wäre. 
Daher,  obwohl  dem  Rechte  der  katholischen  Kirche  der 
Böhm  gebührt,  dafs  es,  was  die  Ursachen  der  Eheschei- 
dung betrifft,  der  Strenge  der  Theorie  fast  treu  geblie- 
ben ist,  so  gereicht  es  doch  diesem  Rechte  zum  Vorwurfe, 
dafs  es  die  Ehescheidung  der  Eheleute  wegen  eines  Ehe- 
bruchs in  eine  lebenswierige  Sonderung  von  Tisch  und 
Bett  verwandelt  hat  *)  Eine  Scheidung  dieser  Art  ver- 
nichtet das  Wesen  der  Ehe ,  und  läfst  gleichwohl  die  Ehe 
als  einen  Körper  ohne  Seele  und  als  eine  Bürde  für  den 


1)  Man  kann  diesen  Vorwurf  gegen  diejenigen  deutschen  Khereehte 
erheben,  welche  man,  wegen  ihrer  Grundlage,  protestantische  su 
nennen  pflegt. 

S)  Der  schuldige  Theil  ist  und  bleibt  dem  strengen  Rechte  nach,  so 
lange  der  andere  Ehegatte  lebt,  gehunden. 

3)  Derselbe  Vorwurf  trifft  das  englische  und  das  heutige  französische 
Recht;  beide  in  so  fern  Abkömmlinge  des  kanonischen  Rechts.  (In 
England  kanS  jedoch  eine  Ehe  durch  eine  Parliamentsakte  ouoad 
Tinonlnm  getrennt  werden.) 


unschuldigen  Thett  fortdauern.  *)  —  Allemal  aber  haben 
die  Gesetze  Privatscbeidungen  zu  untersagen,  theils 
damit  eine  Ehe  nur  aus  einer  von  den  Gesetzen  gebillig- 
ten Ursache  getrennt  werde,  theils  in  dpm  Interesse  drit- 
ter Personen. 


ZWEITES  HAUPTSTÜCK. 

Das  JSUernrecht. 
L  Begriff  der  elterlichen  Gewalt. 

Wie  Eheleute ,  so  haben  auch  Eltern ,  als  solche ,  un- 
mittelbar nur  Pflichten,  Rechte  aber  nur  zur  Erfül- 
lung ihrer  Pflichten.  Der  Inbegriff  dieser  Rechte  wird 
die  eiterliehe  Gewalt  genannt,  weil  die  Eltern  wegen 
der  Ausübung  ihrer  Rechte  nicht  an  die  Zustimmung  der 
Kinder  gebunden  sind,  weil  also  diese  Rechte  —  bezie- 
hungsweise —  unbedingte  Rechte  sind.  Den  Namen: 
Väterliche  Gewalt  fährt  jene  Gewalt  nur  da  mit  Grund, 
wo  sie  zu  Folge  der  positiven  Gesetze  (wie  z.  B.  nach 
dem  römischen  Rechte,}  nur  dem  Vater  zusteht. 

r 

II.  Rechtsgrund  der  elterlichen  Gewalt. 

Der  oberste  Rechtsgrund  der  elterlichen  Gewalt  ist 
«war  die  Pflicht  der  Menschen,  zur  Portpflanzung  ihrer 
Gattung  beizutragen.  (S.  die  Einleitung  zu  diesem  Buche.} 
Jedoch  die  Subsumtion  der  elterlichen  Gewalt  unter  dieses 
Princip  beruhtauf  der  Thatsache,  dafs  das  Kind,  schon 
im  Mutterleibe  der  schützenden  Vorsorge  der  Eltern  an- 
vertraut, httlflos,  nachdem  es  zur  Welt  gekommen  ist^ 
in  den  ersten  Jahren  seines  Lebens,  hülfebedfirftig,  bis 
dafs  es  herangewachsen  ist,  entweder  nur  erzengt  wor- 


*)  Die  exceptio  remission»  vel  renunciationis  dürfte  sich  nur  damit 
rechtfertigen  lassen  y  dafs  der  unschuldige  Ehegatte  durch  die  Ver- 
ricbtleistuDg  auf  seine  Klage  an  dem  Verbrechen  des  andern  Ehe- 
gatten, Theil  genommen  hat. 


den  seyn  würde,  um  zu  sterben ,  oder  doch  nicht  das  wer- 
den könnte,  was  es  seiner  Bestimmung  nach  werden  kann 
und  soll , — ein  Mensch  im  vollen  Sinne  des  Worts, —  wenn 
sich    die  Eltern  nicht  seiner  annähmen.     Aach  bei  den 
Thieren  richtet  sich   der   Grad  der  Pflege,  welche  den 
Jungen  von  den  Alten  zu  Theil  wird,  nach  dem  Bedürf- 
nisse der  Brut.    Aber  was  bei  den  Thieren  der  Instinkt, 
—  oder  das  geheimnifsvolle  Etwas,  welches  wir  Instinkt 
nennen,  —  wirkt,  das  soll  in  den  Menschen  die  Pflicht 
wirken.    Indem  die  Eltern  das  Kind  erzeugten ,  haben  sie 
es,   der  Sache  nach,  zu  leben  gezwungen»    Sie  sind 
daher,  und  zwar  rechtlich,  verpflichtet,  das  Kind  mit  der 
Ungerechtigkeit,  deren  sie  sich  gegen  das  Kind  schuldig 
gemacht  haben,  zu  versöhnen  d.  i.  für  die  Erhaltung  und 
Erziehung  des  Kindes  so  Sorge  zu  tragen,  dafs  es  um- 
gekehrt die  Pflicht  des  Kindes  ist,   das  Leben  als  eine 
Wohlthat  zu  betrachten.    Das   ist   der  Grund,   das  der 
Zweck  der  elterlichen  Gewalt 

Da  hiernach  die  Pflichten,  welche  den  Eltern  gegen 
das  Kind  obliegen ,  lediglich  und  allein  auf  der  Thatsache 
beruhn,  dafs  die  Eltern  das  Kind  erzeugt  haben,  so  ist 
es  für  die  elterliche  Gewalt  an  sich  gleichgültig,  ob  das 
Kind  in  der  Ehe  oder  aufser  der  Ehe  erzeugt  worden 
ist.    Anders  jedoch  stellt  sich  die  Sache  im  Staate;  auch 
abgesehn  von  dem  Einflüsse ,  welchen  besondere  Ursachen 
auf  das  positive  Elternrecht  des  einen  oder  des  andern 
Staates  ausüben  können.    Im  Staate  sind  nur  d  i  e  auf  ei- 
ner Thatsache  beruhenden  Rechte  wirksame  oder  vollzieh- 
bare Rechte,  für  deren  tatsächlichen  Grund  ein  genü- 
gender Beweis  geführt  werden  kann.    Da  es  nun,  (aus- 
serordentliche Fälle  ausgenommen ,)  der  Natur  der  Sache 
nach  unmöglich  ist,  die   Vaterschaft  durch  einen  Beweis 
in  Gewifsheit  zu  setzen,  *)  da  vielmehr  die  Vaterschaft 
nur  auf  der  gesetzlichen  Vermuthung  beruht:  Pater  is  est, 
quem  legitimae  nnptiae  demonstrant  d.  i.   der  Ehemann 


*)  Das  ZeagaM*  der  Mutter  ist  ein  tetHmoninsi  in  propvU  causa. 
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der  Frau  ist  der  Vater  ihres  Kindes,  so  hat  ein  unehe- 
liches Kind  nur  unter  der  Bedingung  in  rechtlicher  Hin- 
sicht einen  Vater,  dafs  es  von  einem  Manne  als  das  sei— 
nige  freiwillig  anerkannt  worden  ist. ')    Wenn  sich  auch 
das  sittliche  Gefühl  gegen  die  Folgen  sträubt,  welche 
jene  Regel  ,  zum  Gesetze  erhoben ,  zu  haben  droht ,   so 
kann  doch  eine  Abweichung  von  derselben  höchstens  durch 
Gründe  des  Nothrechts    vertheidiget  werden.     Dagegen 
bleibt  es ,  da  die  Mutterschaft  wie  eine  andere  Thatsache 
erwiesen  werden  kann ,  in  Beziehung  auf  die  Mutter  bei 
dem  Grundsatze,  dafs   uneheliche  Kinder  ihren  Rechten 
nach  den  ehelichen  gleichstehn. *)    Dieser  Grundsatz  gilt 
auch  von  dem  Verhältnisse  unehelicher  Kinder  zu  der  Fa- 
milie der  Mutter.     Von  väterlicher    Seite   haben  «diese 
Kinder  auch  dann  keine  Verwandte,  wenn  sie  von  dem 
Vatei*  anerkannt    worden  sind.     Dieses    Anerkenntnifs , 
doch  immer  noch  kein  Beweis,  stellt  sie  nur  in  Beziehung 
auf  den  Vater  den  ehelichen  Kindern  gleich. *)  —  Jedoch 
ist  der  vorliegende  Grundsatz  in  seiner  ganzen  Strenge 
nur  auf  die  Pflichten  und  nicht  auch  auf  die  Rechte 
der  Eltern  unehelicher  Kinder  zu  bezieh«.    Da  Niemand 
durch  eine  widerrechtliche  Handlung  ein  Recht  erwerben 
kann,  so  können  sich  die  Eltern  dieser  Kinder  nicht  über 
ein  ihnen  widerfahrendes  Unrecht  beschweren,  wenn  sie 


1)  Dm  ist  der  Sinn  des  Satees:  „La  recherche  de  1»  paternlte  est 
interdite."  C.  civ.  Art.  840.  (Die  Ausnahmen  —  in  dem  Falle 
einer  Entführung  und  in  dem  einer  Nothzucht  —  beruhen  darauf, 
dafs  In  dienen,  Fallen  eine  praesumtto  ex  delicto  dem  Beklagten  ent- 
gegensteht) —  Vgl.  über  diesen  vielbesprochenen  Artikel  meine 
Abo.  über  die  Vaterschaftsklage ,  in  der  Zeitschrilt  Cur  die  Gesetz- 
gebung und  die  Rechtswissenschaft  des  Auslandes.    Bd.  X.  S.  1  ff- 

9)  Und  «war  auch  Jiberi  incestuosi  vel  adalterini.  Was  haben  die 
Kinder  verbrochen? 

i)  Es  möchte  schwer  seyn,  für  die  Vorschrift  des  römischen  Rechts 
nad  anderer  Rechte,  —  dafs  die  Legitimation  die  unehelichen  Kin- 
der  den  ehelichen  schlechthin  gleichstelle,  —  einen  haltbaren 
£ruad  anooAihren.  Wenigstens  sollte  es  keine  andere  Legitimation, 
als  dia  durch  nachfolgend«  Ehe,  gehen. 


z.  R.  wegen  der  Erfüllung  ihrer  Pflichten  einer  weit  stren- 
geren Aufsicht ,  als  Ehegatten ,  unterworfen  werden. 

Andererseits  kann  die  elterliche  Gewalt  von  Rechts- 
wegen nnr  durch  die  Erzeugung  eines  Kindes  begründet 
werden.    Es  ist  sogar  zweifelhaft,  ob  die  Gesetze  Bei- 
fall verdienen,  welche,  wie  z.  B.  die  französischen,  eine 
Annahme  an  Kindesstatt,  (die  Adoption,  die  Ankindung,) 
in  dem  Sinne  gestatten,  dafs  sie  ein  dem  Verhältnisse 
zwischen  Eltern  und  Kindern   ähnliches  VerhÄltnifs  zur 
Folge  hat.    Indem  man  die  Adoption  zuliüst,  vermindert 
man  den  Werth  der  Ehe,  den  Preis  der  elterlichen  Ge- 
walt;    Jedoch  bleiben  die  Gesetze,  welche  die  väterliche 
Gewalt  als  ein  Eigentumsrecht  betrachten,  dieser  An- 
sicht nur  treu,  wenn  sie  zwischen  der  Erwerbung  dieser 
Gewalt  und  der  des  Eigenthnmes  an  einer  Sache  keinen 

machen« l) 


HL   Rechte  dfer  elterlichen  Gewalt. 

Man  kann  die  Rechte ,  welche  in  dem  Wesen  der  el- 
terlichen Gewalt  liegen,  in  den  Satz  zusammenfassen: 
Die  Eitern,  verpflichtet,  ihre  Kinder  zu  erziehn, s)  sind 
in  Yerhaltnifs  zu  diesen  berechtiget,  alles  das  zu  thun 
oder  zu  lassen,  was  sie,  um  jener  Pflicht  zu  genügen, 
thun  oder  lassen  müssen.  Dagegen  haben  die  Kinder  den 
Eltern  den  der  elterlichen  Gewalt  entsprechenden  Gehör- 
sam  zu  leisten.  Und  eben  so  haben  sich  dritte  Personen 
eines  jeden  Eingriffs  in  die  elterliche  Gewalt,  gleich  als 
wäre  diese  ein  dingliches  Recht,  zu  enthalten.  Welche 
Rechte  hiernach  die  elterliche  Gewalt  unter  sich  begreife, 
wie  also  Eltern  ihre  Kinder' zu  erziehen  haben,  davon 
wird  in  der  Staatserziehungslehre  die  Rede  seyn. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dafs  diejenigen,  welche 
unter  der  elterlichen  Gewalt  stehn,   ganz  so  wie  die, 


1)  Dieses  Geistes  war  die  Adoption  des  ältesten  rtaiscben  BeekfV. 

9)  Das  Wort:  Erziehung ,  Ist  hier  in  seiner  weitesten  Bödenlang  M 
rerstehn. 


welche  ihre  eigenen  Herren  sind ,  ein  Vermögen  erwerben 
können,  wenn  sich  auch  die  elterliche  Gewalt  in  der  Ei- 
genschaft $iner  Vormundschaft  zugleich  auf  das  Vermö- 
gen der  Kinder  erstreckt.  '}  Jedoch  haben  die  Gesetze 
billig  den  Eltern  die  Nutzniefsung  dieses  Vermögens  für 
die  Dauer  der  elterlichen  Gewalt  zu  ertheilen ,  *}  in  der 
Voraussetzung ,  dafs  die  Eltern  geneigt  seyn  werden,  den 
Ertrag  ihrer  Nutzniefsung  zum  Besten  der  Kinder  zu  ver- 
wenden, und  in  der  Absicht,  Frieden  und  Eintracht  zwi- 
schen Eltern  und  Kindern  zu  erhalten.  —  Von  den  ge- 
gegenseitigen Erbrechten  der  Eltern  und  der  Kinder  wird 
in  dem  zweiten  Theile  dieses  Buches  gehandelt  werden.  *") 

Beide  Eltern  stehen  so  wie  den  Pflichten  so  auch  den 
Rechten  der  elterlichen  Gewalt  nach  einander  gleich.  Je- 
doch leidet  die  rechtliche  Gleichheit  der  Eltern ,  zu  Folge 
ihrer  Geschlechtsverschiedenheit,  wie  die  der  Ehegatten, 
eine  Ausnahme. 

Zuweilen  ist  es  zweifelhaft,  ob  eine  gewisse  Auf- 
gabe des  Elternrechts  zum  Vortheile  der  Eltern  oder  ob 
sie  zum  Vortheile  der  Kinder  von  den  positiven  Gesetzen 
zu  beantworten  sey.  Ein  jeder  Zweifel  dieser  Art  ist 
Zum  Vortheile  der  Eltern  zu  lösen.  Denn  die  Liebe  der 
Eltern  ist  eine  feste  Burg,  die  Liebe  der  Kinder  nicht  sel- 
ten nur  ein  schwankender  Stab.  In  den  Fällen  eines  sol- 
chen Zweifels  ist  auch  die  den  Kindern  obliegende  Pflicht 
der  Dankbarkeit  ein  Princlp  der  Gesetzgebung. 4) 

1)  Nach  dem  ältesten  römischen  Rechte  hatte  der  Vater  unbedingt 
da*  jus  aoquirendi  per  ttberos.  Dona  die  Kinder  waren  das  Eigen- 
thum  des  Vaters. 

9)  Salvo  jure  donatoris  vel  testatoris;  diese  Nutzniefsung  beziehungs- 
weise  zu  beschranken. 

•)  Eltern  haben  ihren  Kindern ,  nachdem  sie  diese  in  den  Stand  ge- 
setzt haben,  sich  selbst  au  era&hren,  den  notwendigen  Lebens- 
unterhalt nur  unter  der  Bedingung  zu  reichen,  dafs  die  Kinder 
ohne  ihre  Schuld  t erarmen.  Den  Kindern  ist  dieselbe  Ver- 
bindlichkeit gegen  die  Eltern  unbedingt  aufzuerlegen }  kraft  der 
Vermuthung,  dafs  die  Eltern  für  das  Kind  mehr  gethan  haben,  als 
sie  zu  thun  schuldig  waren. 

4)  Das  französische  Recht  scheint  dagegen  von  der  Maxime  auizu- 


IV.   Von  dem 
Aufhören  der  elterlichen  Gewalt 

Die  elterliche  Gewalt  erlischt,  so  bald  sie  ihren  Zweck 
erfallt  hat,  so  bald  also  das  Kind  im  Stande  ist,  für  sich 
selbst  so  sorgen  und  sich  selbst  zu  beherrschen-    Sie  darf 
sich  nicht  über  diese  Periode  hinaus  erstrecken«    Den« 
sie  ist  zugleich  eine  Beschränkung  der  rechtlichen  Frei- 
heit des  Kindes.  —  Nun  gelangt  aber  der  eine  Mensch 
früher,  ein  anderer  später  zur  Herrschaft  über  sich  selbst; 
auch  kann  derselbe  Mensch  in  der  einen  Beziehung  im 
Stande  seyn ,  sich  selbst  zu  rathen  und  zu  helfen ,  in  ei« 
ner  andern  nicht.    Es  giebt  daher,   dem  philosophischen 
Rechte  nach ,  keine  allgemeingültige  oder  allgemeine  Re- 
gel für  das  Endziel  der  elterlichen  Gewalt    Wohl  aber 
haben  die  urkundlichen  Rechte  ein  bestimmtes  Alter ,  &•  B. 
das  Slste  Lebensjahr  des  Kindes,  *)  der  elterlichen  Ge- 
walt zum  Endziele  zu  .setzen,  damit  es  dem  Richter  sieht 
an  einer  genugenden  Regel  fehle,  nach  welcher  er  die 
durch  die  elterliche  Gewalt  bedingte  Rechtsgültigkeit  der 
Handlungen  des  Kindes  beurtheilen  könne.    Jedoch  haben 
sie  diese  Regel,  um  gleichwohl  das  förmliche  Recht  dem 
wirklichen  möglichst  zu  nahern,  auf  eine  doppelte  Weise 
zu  beschranken ,  einmal  so ,  dafs  sie  die  elterliche  Gewalt 
in  gewiesen  Beziehungen  dennoch  fortdauern  lassen , ') 
und  dann  so ,  dafs  sie  den  Eltern  gestatten ,  die  Dauer 
ihrer  Gewalt  ([per  emancipationeoQ  abzukürzen«   Die  Ein- 
willigung, welche  die  Eltern  dem  Kinde  zu  seiner  Ver- 


geh*: lo  dubio  cootra  parentes!  0.  den  C.  ciy.  Art.  874.  384.  016. 
Z.  B.  Die  elterliche  Gewalt  hört  zwar  erst  mit  dem  Sitten ,  die 
eiterhohe  Nvtsnienung  aber  schon  mit  den  löten  Jahre  des  Kindes 
aot  Ab  Grund  für  diesen  Unterschied  wurde  Im  Staaterathe  an- 
geführt, dals  eine  längere  Dauer  dieser  Nutznießung  die  Kitern  be- 
stimmen könnte,  die  Emaaeipatioa  des  Kindes  zu  verzögern.  (!)  , 

1)  Bei  der  Bestimmung  dieses  Alters  Ist  hauptsächlich  der  National- 
eharakter  su 


S)  Ein  Beispiel  s.  oben  in  der  Lehre  von  den  Eaehiadernlsse«. 
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heirathang    ertheilen,    begreift  die  Emanripation   sogar 
schon  von  Rechts  wegen  unter  sich.  0 

Ein  Verbrechen,  dessen  sich  die  Eltern  schuldig  ma- 
chen, kann  zwar  die  elterliche  Gewalt  als  ein  Recht  der 
Eltern  aufheben  d.  i.  die  Eltern  von  der  Ausübung  ihrer 
Gewalt  schlechthin  oder  beziehungsweise  ausschliefsen. 
Aber  als  die  Pflicht  der  Eltern  dauert  die  elterliche  Ge- 
walt dennoch  fort. 


Anhang  zu  diesem  Buche. 
Zmt  Philosophie  des  positiven  FatniäenreclUt.  *) 

In  keinem  andern  Theile  des  bürgerlichen  Rechts 
herrscht  vielleicht  eine  so  grofse  Verschiedenheit  unter 
den  positiven  Gesetzgebungen ,  als  in  dem  Familienrechte. 
Es  beruht  diese  Verschiedenheit  der  positiven  Familien- 
rechte theils  auf  der  rein  physischen  Grundlage  des  Fa- 
milienrechts ,  theils  auf  dem  genauen  Zusammenhange  zwi- 
schen dem  Familienverhältnisse  und  einem  jeden  andern 
Verhältnisse,  in  welchem  die  Menschen  zu  einander  oder 
zur  Aufsenwelt  stehen  können.  Sogar  der  Fall  gehört 
nicht  zu  den  seltenen ,  dafs  einem  und  demselben  positiven 
Familienrechte  Principien  zum  Grunde  liegen,  welche  an 
sich  und  ihren  Resultaten  nach  wesentlich  von  einander 
verschieden  sind  und  wohl  selbst  mit  einander  in  Wider- 
spruch stehn.  So  bestraften  die  Römer  die  Ehescheuen 
oder  Hagestolzen  und  gleichwohl  zeichneten  sie  die  Jung- 
frauen ,  welche  sich  dem  Dienste  der  Vesta  gewidmet  hat- 
ten, durch  die  glänzendsten  Vorrechte  aus.  *)  So  erklärt 
die  katholische  Kirche  die  Ehe  für  ein  Sakrament,  also  für 
eine  gottesdienstliche  Handlung  und  gleichwohl  verpflichtet 


1)  Tod  der  Anlegung  eines  besonderen  Hauswesens,  (einer  separat» 
oecononüBj)  durfte  sich  nicht  dasselbe  behaupten  lassen. 

2)  Vgl.  Bd.  II.   Buch  XL    Hptst.  3.    Bd.  III.  Buch  XV.  Hptst.  4. 
8)  8.  Bach,  historia juals.   p.  916. 


sie  die  Geistlichen  der  höheren  Weihen  »um  ehelosen  Le- 
ben, gleichwohl  betrachtet  sie  das  Gelübde  der  Keusch« 
heit  als  verdienstlich.  (Weil  die  Befriedigung'  des  Ge- 
schlechtstriebes den  Menschen  entmenschen  kann,  so  glaubt 
man  ihn  durch  Entsagung  in  ein  übermenschliches  Wesen 
verwandeln  zu  können.) 

Fast  bei  allen  noch  rohen  Stämmen  und  Völkerschaf- 
ten ist  das  Familienrecht,  —  wenn  es  anders  bei  ihnen 
den   Namen  eines  Rechtes    verdient,  ')  —  ein  Gesetz, 
welches  die  Stärke  der   Schwäche   vorgeschrieben   hat, 
steht  das  Familienverhältnifs  nur  unter  den  Gesetzen  der 
Thierwelt    (Ja  nicht  selten  beschämt  das  Thier  den  Men- 
schen in  diesem  Verhältnisse.)    Die  Frau  ist  das  Eigen« 
thnm  des  Mannes  und  mithin  das  Kind,  die  Frucht  ihres 
Leibes,  das  Eigenthum  des  Vaters.2)    Wenn  sich  dann 
ein  solcher  Stamm  der  Herrschaft  jener  Gesetze  mit  der 
Zeit  entwindet ,' wenn  er,  aus  eigener  Kraft  oder  durch 
besondere  Umstände  begünstiget,  aus   dem   Gebiete  der 
Natnrnothwendigkeit  in  das  der  Freiheit  tritt,  so  verän- 
dert sich  gleichwohl  das  Familienrecht  nur  langsam  und 
nur  nach  und  nach ,  ja  oft  nur  in  einem  geringen  Umfange, 
auf  eine  den  veränderten  Verhältnissen  und  Bedürfnissen 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  entsprechende  Weise.    Denn 
das  altherkömmliche  Familienrecht  ist  mit  der  gesammten 
Denk-  und  Lebensart  des  Volkes  auf  das  genaueste  ver- 
webt.   Bei  der  Veränderung  des  ursprünglichen. Familien- 
rechts ist  vorzugsweise  das  weibliche  Geschlecht  bethei- 
liget.   Aber  das  Weib,  mannbar,  wenn  es  den  Sieg  noch 
nicht  zu  nutzen  versteht ,.  oft  schon  gealtert,  wenn  es  ver- 
stehen würde,  den  Sieg  zu  nutzen,  auf  den  Verteidi- 
gungskrieg beschränkt,    damit  es  durch  Schamhaftigkeit 
die  Macht  seiner  Heize  erhöhe ,  —  hat  in  dem  Kampfe  für 


1)  Es  ist  ein  Naturrecht  im  Sinne  der  Römer,  —  ein  jus  quod  natura 
omnia  animalia  docuit. 

2)  Da  bat  also  2.  B.  .die  Enancipation ,  auch  die  Adoption,  ein«  ganz 
andere  Bedeutung,  als  nach  dem  philosophischen  Elternrechte 

7,ichmriay  v»m  Staate.     IV.  Iö 
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ein  mildere«  FamiHertreeHt  alle  WeehseliBUe ,  und  nm  no 
mehr  gegen  sieh,  dt  die  Gesetae  nnr  von  Männern  ge- 
macht werden.  ' )    Darum  ist  Vielweiberei  fortdanernd  da» 
gemeine  Recht  der  Völker.    Schon  das  ist  ein  Fortsekritt, 
wenn ,  wie  nach  den  chinesischen  Gesetzen,  *J  wenigstes* 
nnr  Eine  unter  den  Weibern  eines  whI  desselben  Maffia 
nes  die  vollem  Rechte  einer  Ehefrau  hat.    Gestattet  doch 
selbst  das  Recht  eines  christlichen  Volkes  die  Vielweiberei, 
wenn  auch  unter  einem  Schleier  !•}    Nnr  da  aber  kann 
auch  die  elterliche  Gewalt  das  vollständig  seyn  1  was  sie 
seyn  soll ,  wo  das  Verhältnifs  zwischen  Ehegalten  anf  eine 
den  Grundsätzen  des  ReeMs  entsprechende  Weise  be- 
stimmt ist 

Jedoch,  schon  bei  den  ungebildetsten  Völkerschaften 
steht  da»  Familienrecht  zugleich  unter  dem  Einlasse  ihrer 
Lebensart  und  ihrer  Vermögensumstände.  •*-  Je 
ilaehdem  das  Weib  zur  Unterhaltung  der  Familie  mehr 
oder  weniger  beitragen  kann,  stellt  sich  sein  VerhaJteifi* 
zum  Manne  günstiger  öder  ungünstige««  Eben  so  ist  die 
väterliche  Gewalt  strenger  oder  nrilder ,  von  längerer  oder 
von  kürzerer  Daner,  je  nachdem  das  Kind  Wege»  seines 
Fortkommens  mehr  oder  weniger  während  eiset  längeren 
oder  kürzeren  Zeit  von  dem  Vater  abhängig  ist  —  Wo 


^*a 


1)  in  efer  Geschichte  dd*  römischen  Redt*  Karin*  mafi  den  Verlauf  des 
Kampfe*  für  «in  besseres  FamUieriredhft  tot  Sdfarffltor' Schritt  ver- 
folgen. Ursprünglich  war  bei  de»  Homere  die  Frau  das  Bigeathasa 
des  Mannes,  (matrJm.  per  coemtiooem ,  per  usum,)  da»  Kind  das 
Efgeothum  des  Vaters.  Obwohl  bei  den  Römern  die  Einehe  schon 
ursprünglich  Rechtens  war,  dbwobl  die  Religion  setton  frdbxetttg 
das  eheliche  Verhältnifs  unter  ihren  Sehnt«  genommen  hatte,  (rnftfr. 
per  coufarrealionem  ,)  so  glückte  es  doch  den  Römern  nie ,  su  ei- 
nem guten  Famüienrechte  zu  gelangen.    Vgl.  C  a j  i  Institut.  I,  50  C 

8)  S.  das  chinesische  Gesetzbuch:  Ta-Tsiag-Leu-Lee.  Abth.  II. 
Kap.  8.  —  Neuerlich  sind  mehrere  Lustspiele  aus  dem  Chinesischen 
ins  Englische  u.  s.  w.  übersetzt  worden.  Man  ersieht  ans  diesen 
tVerken,  dafs  sich  die  Hauptfrau  sogar  freut,  wenn  sie  noch  eine 
Gefährtin  erhält.  Sollte  das  mit  einer  eigentümlichen  Abstum- 
pfimg den  €fochle«hn*rftebc*  Ivel  den  Chinesen  »neintnnaenningenf 

8)  C.  Cir.  Art.  280. 


die    Habe  der  einzelnen  Familienväter  bedeutend  genug 
ist,  daf«  sich  ein  Erbrecht  bilden  kann,  hat  dieses  Recht 
fast  unausbleiblich  eine  rechtliche  Ungleichheit  zwischen 
ehelichen  nnd  unehelichen  Kindern  zur  Folge.  —  Ist  ein 
Volk  in  Stände  gespalten,  so  hat  gewöhnlich  ein  jeder 
Stand,  wenn  auch  nur  beziehungsweise,  sein  besonderes 
Famflienrecht.    So  ist  z.  B.  nach  den  deutschen  Stadt-* 
rechten  die  Gütergemeinschaft  die  Regel  für  die  Vermö- 
gensverhältnisse unter  Eheleuten  aus  dem  Burgerstande.  f) 
Dem  deutschen  Adelsrechte  ist  diese  Regel   unbekannt. 
Xoch  entschiedener  wirkt  in  dieser  Hinsicht  die  Spaltung 
eines  Tolkes  in  Kasten.    Die  Gesetze  der  Hindus  stellen 
wegen  dieser  Spaltung  nicht  weniger  als  acht  Arten  der 
Ehe  auf. ») 

Eben  so  steht  das  Familienrecht  unter  dem  Einflüsse 
des  Nationalcharakters.  —  Diesen  Einflufs  beurkun- 
den z«  B.  die  Opfer,  welche  bei  so  vielen  Völkern  die  Eifer- 
sacht der  Männer  den  Weibern  auferlegt  hat.  Auflallend 
ist  es,  dafs  diese  Leidenschaft  nach  der  Verschiedenheit 
der  Nationen  in  einem  so  verschiedenen  Grade  die  Min-* 
ner  zu  beherrschen  und  über  die  Lage  der  Weiber  zu  ent- 
scheiden scheint.  Auf  klimatische  Einflüsse  kann  man 
diese  Erscheinung  nicht  zurückführen.  *)  Eher  kann  man 
annehmen,  dafs  die  Vielweiberei  die  Männer  eifersüchtig 
mache.  Ein  Mann,  der  mehrere  Weiber  hat,  hat  Ur- 
sache eifersüchtig  zu  seyn. 

Ursprünglich  entscheidet  mehr  der  Charakter  des  bei 
einem  Volke  geltenden  Familienrechtes  über  die  Gestalt 
seiner  Staatsverfassung,   als  dafs    der   umgekehrte 


1)  Mftttermaier,  Grundsätze  des  deutschen  Privatrechtet.  g .  8SS  §k 
Die  Regel  bat  den  Zweck,  den  Kredit  dieses  Standes  zu  befesti- 
gen und  xu  vermehren.  s 

&)  A  digest  of  Hindu  law  etc.  Translated  front  the  eriglaal  Sanscrii 
br  Colebrookt.    T.  HI,  (Lond.  1801)  p.  604. 

1)  Man  findet  in  Reisebeschreibungen  Beispiels,  welch*  entschieden 
für  das  Öe^entheil  sprechen. 
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Fall  einträte.  l)  Wird  aber  die  Verfassung  eines  Staates 
planmäfsig  umgestaltet,  so  mufs,  wenn  das  Unternehmen 
gelingen  soll ,  auch  das  Familienrecht  mit  dem  Geiste  der 
neuen  Verfassung  in  Einklang  gesetzt  werden.  Lykurg* 
liefs  von  der  Ehe  und  von  der  elterlichen  Gewalt  wenig* 
mehr,  als  den  Namen,  übrig,  damit  er  der  spartanischen 
Verfassung,  welche  von  den  Bürgern  forderte,  den  Men- 
schen zu  verleugnen ,  eine  dauernde  Grundlage  gäbe.  Zu 
demselben  Ende  wurde  in  Frankreich ,  in  den  Tagen  der 
Revolution,  mit  der  Verfassung  zugleich  auch  das  Fami- 
lienrecht demokratisirt. 

Man  kann  die  positiven  Religionen,  auch  in  Be- 
ziehung auf  ihr  Verhältnifs  zum  Familf enrechte ,  in  na- 
tionale und  in  kosmopolitische  oder  weltbürger- 
liche Religionen  eintheilen.  Jene  sind  auf  eine  be- 
stimmte Nationalität,  diese  sind  auf  das  Wesen  der 
Menschheit  überhaupt  berechnet.  (Zu  jenen  gehört  zum 
Beispiel  der  Islam,  zu  diesen  allein  das Christenthum.) 
Jene  veredeln  im  besten  Falle1}  und  verewigen  allemal 
das  Familienrecht ,  das  sie  bei  der  Nation ,  aus  deren  An- 
sichten und  Gewohnheiten  sie  hervorgegangen  und  zu  er- 
klären sind ,  vorfanden.  Diese  gehen  darauf  aus ,  an  die 
Stelle  aller  nationalen  Familenrechte  ein  Familienrecht , 
das  vollkommenste,  zu  setzen.  Der  Ausbreitung  beider 
steht  nichts  so  sehr ,  als  die  Verschiedenheit  Her  positiven 
oder  nationalen  Familienrechte,  im  Wege«  Um  sich  aus- 
zubreiten, müssen  die  erstem  die  Nationalität,  auf 
welche  sie  ursprünglich  berechnet  waren,  andern  Nationen 
in  Beziehung  auf  das  Familienrecht  aufdringen,  die 
letzteren  aber  eine  jede  Nationalität  in  derselben  Bezie- 
hung vernichten.    Ihr  Familienrecht  aber  hält  eine  Na- 


1)  Von  der  Wechselwirkung  e  wisch  eu  dem  Familien-  und. dem  Ver- 
fassungsrechte  handelt  ausfuhrlich :  Montesquieu,  snr  1'esprH 
des  lois.  JLiv.  VII.  u.  XVI. 

3)  Mohammed  beschränkte  die  Vielweiberei  «.  B.  durch  die  Vorschrift, 
daft  kein  Rechtgläubiger  mehr,  als  vier  Ehefrauen,  haben  dürft. 


tion  vielleicht  sogar  fester,  als  ihren  Glauben.  Warum 
fand  das  Christentum  bei  den  Völkern  deutschen  Cr- 
sprangt  so  leicht,  so  schwer  bei  den  Völkern  des  mittle* 
reo  Asiens  Eingang?  warum  trat  bei  der  Lehre  Moham- 
med's  der  gerade  entgegengesetzte  Fall  ein?  Weil  das 
Recht  der  Deutschen  mit  der  Lehre  Christi,  welche  die 
Vielweiberei  verbietet,  das  Recht  der  Völker  des  mittle- 
ren Asiens  mit  der  Lehre  Mohammeds,  welche  die  Viel- 
weiberei erlaubt,  übereinstimmte.  ') 


ZWEITE  UJNTERABTHEILUNG.        x 

Von  den 
pertönlichen  Rechten, 

insbesondere 

von  den  Rechten  au*  Verträgen. 

EINLEITUNG. 

Persönliche  Rechte,  —  Rechte,  welche  eine  Ver- 
bindlichkeit (oder  eine  Leistung}  nicht  Ijlos  zur  Folge, 
sondern  zum  Gegenstande  haben  T  2)  —  beruhen  entweder 
auf  dem  Gesetze  oder  auf  einer  den  Schuldner  verpflich- 
tenden Handlung.  Diese  Handlung  ist  entweder  eine 
rechtmässige  oder  eine  widerrechtliche  Handlung,  mit  an- 
dern Worten,  entweder  ein  Vertrag  oder  ein  Vergehn, 
dieses  Wort  in  seiner  civilrechtlichen  Bedeutung  genom- 
men. *) 


1)  Zur  Bestätigung  dieser  Ansietat  kann  man  besonders  auch  den  Zu- 
stand der  christlichen  Kirche  in  Abyssinien  benutzen. 

9)  Ein  jedes  Recht  bat  eine  Verbindlichkeit  zur  Folge.  —Man 
kann  die  persönlichen  Rechte  von  den  dinglichen  nicht  so  unter- 
scheiden, dafs  jene  nur  die  Verbindlichkeit  einer  bestimmten 
Person  «am  Gegenstande  haben.  Die  Verbindlichkeiten,  welche 
auf  dem  Gesetze  boruhn,  können  allen  Bürgern  gegenseitig  ob- 
liegen. 

ty  Die  obligationes  quasi  ex  delicto  (des  römischen  Rechts)  sind  as 


In  der  vorliegenden  Abtheüung  wird  jedech  nur  von 
den  Vertrags  Verbindlichkeiten  die  Rede  seyn.  Von  den 
Verbindlichkeiten  ex  delicto  ist  schon  oben  .(in  der  Lehre 
von  der  richterlichen  Gewalt}  gehandelt  worden.  Die 
Verbindlichkeiten  ex  lege  beziehen  sich  auf  so  verschie- 
denartige Verhältnisse,  dafs  sie  nicht  in  einem  besonder» 
Abschnitte  zusammengestellt  werden  können* 


ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Von  den 
Verträgen  im  Allgemeinen. 

Die  Uebereinstimmnng  zweier  oder  mehrerer  Perso- 
nen in  dem  Willen,  dafs  die  eine  Person  der  andern  oder 
dafs  die  sämmtlichen  Partheien  einander  gegenseitig  et- 
was leisten  sollen,  ist  ein  Vertrag«  (Conventio  est  duo- 
rum  pluriumve  in  idem  placitum  consensus.)  Per,  wel- 
cher durch  den  Vertrag  ein  Recht  erwirbt,  wird  der  Gläu- 
biger, 4er,  welchem  der  Vertrag  eine  Verbindlichkeit 
anlegt,  wird  der  Schuldner  genannt  Der  Schuldner 
ist  verpflichtet,  entweder  etwas  au  thnn  oder  etwas  ua 
lassen,  *)  und,  im  erstem  Falle,  entweder  eine  gewisse 
Handlang  zu  verrichten  oder  einen  äufseren  Gegenstand 
—  sey  es  schlechthin  oder  blos  dem  Besitze  oder  Genosse 
«ach  —-  auf  den  Gläubiger  zu  übertragen.  *) 

Das  Recht  der  Vertrüge  enthält  theils  die  Folgerun- 
gen, welche  sich  aus  der  Thatsache  ergeben,  dafs  «in 


»ick,  d.  i.  abgesehn  von  der  Theorie  der  römischen  Rechtsgelehr- 
ten ,  wahre  obligationes  ex  delicto.    Dagegen  haben  die  obl.  quasi 
ex  contractu,  obwohl  Obligation  es  ex  lege,  allerdings  das  Eigen- 
tümliche, dafs  sie  eine  Handlung  voraussetzen. 
1)  Positive  —  negative  Verbindlichkeiten. 

9}  Obligatieae*  personales,  reales;  quae  In  faciendo,  qnae  in  dando 
coniistunt  —  Eine  An  der  letzteren  sind  die  Vebindlichkelten , 
welche  die  Uebertragvng  eines  dinglichen  Rechts  *<un  ßegen- 
sftude  haben. 


Vertrag  der  und  der  Art  oder  mit  den  und  den  Nebenbe- 
mtimamngen  abgeschlossen  worden  ist,  (natürliche« 
Vertngarecht , )  theife  die  RechtsgrumUätze,  mit 
weichte  Vertrage  überhaupt  «nd  die  verschiedenen  Arten 
-der  Verträge  in  UebereinstHnnwug  stehen  mtimmen,  wenn 
de  rechtlich  verpflichtend  seyo  seilen.  J)  (E*  hat  theife 
die  frage  am  beantworten,  was  ist,  voraussetzmgs*- 
weiee,  Rechten»,  theils  die  Krage,  was  6 oll  Rechtens 
aeyn.)  Ba  jedoch  das  röanisefae  Recht  ,*)  so  wie  die  bur- 
fpnrlirbeoCres«tzbÄebcr  der  pneuesiechen  Staaten ,  Gestern 
«ieto  and  Frankreichs  in  der  Lehre  von  den  Verträgen 
das  allgemeine  bürgerliche  Jltoht  fast  nur  wiederholen^ 
so  beschränke  ich  mich  auf  die  Erörterung  der  Vor-  und 
Hauptfrage:   . 

Sind  Verträge  verpflichtend?  «nd,  aus  weU 

eis*  Grunde  sind  sie  verpflichtend? 
Kein  Zweifel,  dafs  Verträge  xmch  den  Grundsätzen 
der  Maral  jeder  Sittenlehre  verpflichtend  sind.  Ans 
den  fitandpnriLte  der  Moral  oder  ^Sittenlehre  betrachtet, 
ist  ein  Wortbruch  sogar  vorzugsweise  verdamsilich*  Denn 
Wahrhaftigkeit  —  gegen  sich  und  Andere —  ist  die  Grund- 
Inge  «Her  Tugend.  ([Daher  nennt  die  Schrift  den  TeuM 
den  Vater  der  Löge.}  Aber  die  Frage  ist  fckr  die:  Ha- 
ken Verträge  anoh  einen  rechtlichem  V-erptkhtongs» 
grund  für  sich  ? 

Da  Jkann  nun  der  Schnldner  dem  Gläubiger,  welcher 


1)  Die**  Verschiedenheit  der  Quellen  de«  Vertragsrechts  bat  man 
sowohl  bei  der  Bearbeitung  des  philosophischen  alt  bei  der  Ausle- 
gung eine«  positiven  Vertragsreebts  gauz  besonders  zu  berüokslek« 
tigen,  Z.  B.  sowohl  eine  durch  einen  Irrthum  beetimmte  alt  ein# 
erzwungene  Einwilligung  ist  ungültig.  Aber  die  erstere  de  fi^cte* 
die  letztere  de  jure.  Das  römische  Recht  enthalt  daher  andere 
Hegeln  für  den  einen ,  andere  für  den  ah  dem  Fall. , 

9)  Für  die  allgemeine  Theorie  der  Vertrüge  sind  die  Titel  der 
Pandekten  und  des  Codex  von  besonderer  Wichtigkeit ,  welche  von 
der  Stipulation  handeln.  Denn  die  Stipulation  war  die  Form, 
mutetet  welcher  einem  jeden  Vertrage  verbindende  Kraft  ertheill 
werden  konnte. 
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die  Erfüllung  eines  ihm  gegebenen  und  von  ihm  angenom- 
menen Versprechens  verlangt,  entgegenhalten:  Es  ist 
wahr,  ich  habe  dir  das  Versprechen,  auf  welches  du  dich 
berufst ,  geleistet.  Aber ,  sey  es ,  dafs  ich  dich  gleich  an- 
fangs getäuscht  habe,  oder  dafs  ich  das  ernstlich  gege- 
bene Wort  nicht  mehr  halten  will,  in  beiden  Fällen  hast 
du  nicht  ein  Klagrecht.  Denn,  wer  gab  dir  das  Recht, 
meine  Worte  für  Wahrheit  zu  halten?  oder  mich  an  mein 

j 

Versprechen  zu  binden?  Wahrhaftigkeit  ist  nicht  eine 
Rechts  pflicht.  (Naturaliter  alios  circum venire  licet.}  In- 
dem ich  mein  Wort  breche,  thue  ich  nur  das,  was  ieh  zu 
ihun  berechtiget  bin.  (Qui  jure  suo  utitur,  nemini  inju- 
riam  facit.) 

Indem  ich  jetzt  zur  Beseitigung  dieses  Zweifels  über- 
gehe, bemerke  ich  nur  noch,  dafs  in  dem  Folgenden  Al- 
lein von  dem  Grunde,  aus  welchem  civilrechtliche 
Verträge  rechtlich  verpflichtend  sind ,  die  Rede  seyn  wird  5 
also  nicht  von  dem  Verpflichtungsgrunde  der  staats- 
rechtlichen ([oder  konstitutionellen}  noch  von  dem  der 
völkerrechtlichen  Verträge.  Von  den  ersteren  ist 
schon  an  einer  andern  Stelle  bemerkt  worden,  dafs  sie 
nur  als .  eine  besondere  Art  oder  Form  der  Verfassung«- 
geteetze.  zu  k  betrachten  sind.  Von  der  verbindenden  Kraft 
der  völkerrechtlichen  Verträge  aber  wird  in  dem  Völker« 
rechte  gehandelt  werden.  —  Uebrigens  sind  den  Staats« 
rechtlichen  Verträgen  auch  der  Vergleich,  (^transactio} 
so  wie  der  Vertrag,  durch  welchen  ein  Schiedsrichter  für 
die  Entscheidung  einer  Rechtssache  bestellt  wird,  beizu- 
zählen. .Der  eine  und  der  andere  Vertrag  ist  für  die  Par- 
theien aus  demselben  Grunde  verpflichtend,  aus  welchem 
sie  die  Entscheidung  des  Richters,  an  deren  Stelle  der 
Vergleich  und  beziehungsweise  der  Schiedsspruch  tritt, 
verpflichtet  haben  würde.  *} 


*)  Damit  summ  tu  auch  die  eigenthiimliclien  Vorschriften  über  ein, 
welche  die  positiven  Gesetae  über  diese  Vertrage  enthalte« ;  r..  B. 
dtr  Satz:  Tran*  actio  est  instar  rei  judicatae.  .r 


Die  verbindende  Kraft  civiirechtlicher  Verträge  lfifet 
sieh  nun  —  gegen  die  obige  Einwendung  —  so  begrün- 
den:   Wenn  es   auch   rechtlieh    noth wendig  ist,  an  die 
Stelle  der  ursprünglichen  Gütergemeinschaft  das  Sonder- 
eigenthum  zu  setzen ,  ■)  so  liegt  doch  in  dem  Sondereigen- 
tbame  allemal  in  so  fern  eine  Ungerechtigkeit  als  das  Son- 
dereigenthum  mit  dem  Ansprüche,  welchen  von  Natur  ein 
Mensch  wie  der  andere  auf  die  Güter  dieser  Erde  hat, 
unvereinbar  ist.    Die  Aufgabe  ist  daher  die ,  das  Sonder- 
eigenthum,  ohne  dessen  Wesen  anzutasten,  mit  jenem  An- 
sprache, (mit  dem  jure  omnium  in  oinnia,)  in  Ueberein- 
stimnrang  zu  setzen.    Diese  Aufgabe  nun  läfst  sich  nur 
so  lösen,  dafs  das  Sondereigenthum,  (sowohl  schlechthin 
als   in  Beziehung  auf  das  in  demselben  enthaltene  Hecht 
der  Inhabung  und  Benutzung,)  veräufserlich  seyn  roufs. 
Nun  sind  aber  Verträge,  (allemal  sind  hier  nur  die  Ver- 
träge des  Civilrechts  zu  verstehen,)  die   verschiedenen 
Arten  oder  Formen  der  Verfiufserung  des  Sondereigen- 
thames.  Mithin  sind  Vertrage  rechtlich  verpflichtend.  Nicht 
als    ob  ein   gegebenes  und   angenommenes  Versprechen 
schon  für  eich  oder  seinem  Wesen  nach  verpflichtete,  son- 
dern weil  in  einem  Wortbruche  die  Verletzung  einer  an- 
dern Pflicht  liegt,  einer  Pflicht,  welcher  nur  durch  das 
Wortlauten  Genüge  geschehen  kann.  —  Man  wende  nicht 
ein,  dafs  das  Eigenthum  an  Sachen  noch  immer  veraus- 
serlich  seyn  würde,   auch  wenn  Verträge  als  solche  d.  i. 
in  der  Eigenschaft  eines  blos  angenommenen  Versprechens 
niurht  verpflichtend  wären,  indem  noch  immer  der  Aus- 
weg übrig  bleibe ,  die  Veräufserung  durch  die  Uebergabe 
der  Sachen  oder  durch  die  freiwillige  Vollziehung  des  Ver- 
trages ins  Werk  zu  setzen.  2)    Wäre  ein  Vertrag  nicht 


1)  Vgl*,  oben  dio  Lehre  rem  Eigentinimsreehte  an  Sachen. 

•)  In  der  That  behauptet  Pichte,  —  in  seinen  Reden  übe£  die  fraa- 
sosinche  Revolution/—  dab  ein  Vertrag  nur  unter  der  Bedingung 
▼erpnlobte,  dafr  er  von  der  einen  oder  von  der  andern  Partbei 
voUaogen  worden  sey. 


H 


ftr  sipfc  verpfichtend,  *o  könnte  er  aocfc  dwsh  die  Voll- 
giehijLng  nicht  vfröindendf  Kraft  erhalten*  Denn  es  würde 
atigdann  demjenij^b,  welcbem  die  Saehe  überleben  wor- 
den wfire,  an  einem  genögenden4»nuide  oder  Titel  fördern 
Recht  fehlen.  Mit  andern  Worten,  dem  allgemeinen  bür- 
gerlichen Jleebte  nach  ist  der  Uebergang  des  Eigentbumep 
von  der  Uebergabe  gänzlich  unabhängig.  Wenn  der  Vier- 
tag, dnroh  welchen  die  Sache  veränfeert  wird,  njekt  Ar 
IfefcrJgagMOg  des  Eigentumes  hingeht,  «e  Um  die 
Uebergabe9  als  eine  bisse  Tbatsacheden  Mangel  »ieht 
tirgAnzen.  *)  <-- ]<<bea  so  wenig  kann  man  der  obig*»  De- 
duktion das  entgegenhalten,  dafs  zu  Felge  derselbe« ,m*r 
die  Vertrüge  verpflichten,  durch  welche  Sachen  —  dem  Bv- 
gentbume  oder  der  Benutzung  nach  —auf  die  andere  Parthei 
übertragen  werden,  nicht  aber  weh  die  Vertrag«,  welche 
Dienste  oder  Arbeiten  zum  Gegenstande  haben.  Denn  eine 
jede  Verbindlichkeit  zu  einer  Handlung,  (eine  jede  Ver- 
bindlichkeit,  quae  in  facienda  vel  in  nen  laciendo  ooau- 
aistit,)  löst  sich,  wenn  sie  nicht  freiwillig  erfüllt  wird, 
in  eine  Verbindlichkeit .  zu  Schadenersatz,  also  in  eine 
Verbindlichkeit,  etwas  zu  geben,  auf,  da  es  .phjsjncfe 
unmöglich  ist,  Jemanden  zu  einer  Handlung  zu  zwin- 
ge n.  Ueberdiefr  aber ,  wenn  auch  die  Tlieilupg  wkr  Gür- 
ter dieser  Erde  die  Einzelnen  in  den  Stand  setzen  soH , 
tür  *ic h  d.  i.  auf  eigne  Äechnupg  zu  arbeiten,  so  darf 
und  soll  sie  doch  nicht  die  Folge  haben,  dafs  die  J5tn~ 
zelnen  vereinzelt  zu  arbeiten  genötbiget  wären«  Pw 
,  dafs  sie  gleichwohl  diese  Folge  haben 


*)  Dm  römische  Recht  sagt :  Sola  traditione  dominia  reram  trsnsfe- 
rufitur;  —  das  französische:  Sola  conventione  etc.  Nur  das  leta- 
lere stimmt  mit  den  Grundsätzen  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Rechts  überein.  Wohl  aber  läTst  sich  die  Regel,  dafs  zur  üeber- 
tragung  de»  Rlgaathiune*  ntobt  «eben  ein  Vertrag  hinreiche ,  durch 
Gründe  der  civilrechUichen  Polizei  rechtfertigen,  (üebrigsns 
hangt  jene  Regel  des  römischen  Rächte  mit  4er  Xh«x**e,  welche 
dasselbe  Rtchi  tob  dem  SeaUzc  aufwallt,  an/ das 
imen.) 


Jafirt  sich  nur  so  begegnen,  dafs  Vertrüge ,  »ach  wenn  m* 
eine  persönliche  Leistung  zum  Gegenstande  haben ,  ver- 
pflichten. 

Bf  an  kann  für  die  verbindende  Kraft  der  Vertrüge  al- 
lerdings noch  andere  Grunde  geltend  machen.  —  Wer  sein  ' 
Wort  bricht ,  hat  die  Vermathung  gegen  sich ,  dafs  er  die 
andere  Parthei  absichtlich  getäuscht  habe.    Wenn  nun 
aus  der  absichtlichen  Täuschung  eines  Andern  die  Verbind- 
lichkeit entsteht,  den  Betrogenen  zu  entschädigen,  indem 
Falle  eines  Wortbruches  aber  der  Schade,   welchen  der 
Wortbruch  seinem  Wesen  nach  der  andern  Parthei  ver- 
ursacht, durch  die  gezwungene  Erfüllung  des  Vertrages 
am  vqllkomroensten  ersetzt  wird ,  so  dürfen  und  sollen  die 
Gesetze ,  zu  Folge  jener  Vermuthnng  und  kraft  der  Grund- 
sätze der  civilrechtlichen  Polizei,  Verträge  überhaupt  für 
verpflichtend  erklären.  —  Zu  demselben  Resultate  gelangt 
man,  wenn  man  die  Vortheile  in  Erwägung  zieht ,  welche 
die  Heiligkeit  der  Verträge  für  die  öffentlichen  Sitten  und 
für  den  öffentlichen  Wohlstand  hat.  —  Jedoch  abgesehn 
von  den  Einwendungen,  welche  sich  gegen  dieStand- 
haftigkeit  dieser  Gründe  erbeben  lassen  möchten,  gehört 
wenigstens  nijr  der  Beweis ,  welcher  oben  für  die  ver- 
bindende Kraft  der  Verträge  geführt  worden  ist,  in  das 
Gebiet  des  Civil  rechts. 

Zu  Folge  dieses  Beweises  sind  zwar  Verträge  über- 
haupt —  und  nicht  Mos  gewisse  Arten  der  Verträge 
~~  verpflichtend.  Noch  immer  aber  bleibt  die  Frage  of- 
fen, ob  alle  Verträge  schlechthin  oderob  gewisse  Ver- 
träge —  und  welche  —  nur  bis  auf  Widerruf  ver- 
pflichten. Zur  Beantwortung  dieser  Frage  hat  man  zu 
«nteraeheiden ,  ob  der  Vertrag  den  gemeinschaftli- 
chen oder  ob  er  den  wechselseitigen  Vortheil  der 
Partheien  oder  ob  er  nur  den  Vortheil  der  einen  Parthei 
bezwecke. •*- Die  Verträge  der  ersten  Art  oder  die  Gesell- 
sehaftsvertrige  kennen  einseitig  aufgekündiget  werden.*) 


♦)Mo*fc,  rtges  *•  Bmtme  Wow,  «fehl  nr  Unzeit;  —  eine  polft- 
xeilicfc«  Vorschrift. 


(JSocietas  unius  dissensu  dissolvitur.)  Denn  sie  sind  nur 
unter  der  Bedingung  verpflichtend ,  dafs  ,  und  mithin  nur  so 
lange,  als  der  Zweck,  zu  welchem  sie  eingegangen  worden 
sind,  ein  gemeinschaftlicher  ist.  —  Die  Verträge  der  zwei- 
ten Art  oder  die  wechselseitigen  Verträge,  (z.  B.  der 
Tauschvertrag  in  der  engeren  Bedeutung  ,  der  Mieth-  und 
der  Pachtvertrag,)  sind  dagegen  für  beide  Theile  schlechthin 
verpflichtend.  Denn  da  bei  diesen  Verträgen  die  Leistung  der 
einen  Parthei  durch  die  der  andern  Parthei  bedingt  ist,  so 
würde  diejenige  Parthei,  welche  von  dem  Vertrage  abstände, 
die  andere  Parthei  nöthigen,  auch  von  ihrem  Rechte  keinen 
Gebrauch  zu  machen.  —  Endlich,  die  Verträge  der  drit- 
ten Art  (_z.  B.  der  Bevollraächtigungsvertrag,  der  Hin- 
terlegungsvertrag ,  die  Schenkleihe , *))  können  von  dem 
Schuldner  einseitig  aufgehoben  werden.  Denn  da  pich 
der  Schuldner  blos  aus  gutem  Willen  (ex  mera  liberali- 
tate  s.  sine  causa)  verpflichtet  hat,  so  ist  anzunehmen, 
dafs  er  sich  das  Recht  der  Aufkündigimg  vorbehalten  habe. 
—  Jedoch  sind  alle  diese  Regeln  mit  Vorbehalt  der  Ein- 
schränkungen und  Ausnahmen  in  Anwendung  zu  bringen, 
welche  in  einem  gegebenen  Falle  entweder  auf  der  Über- 
einkunft der  Partheien  ')  oder  auf  dem  Gegenstande  des 
Vertrages  s)  beruhen  kennen. 


1)  Dm  römische  Recht  unterscheidet  das  precarium  und  das  commo- 
datum.  Diese  Unterscheidung  ist  s  o  zu  deuten :  Wer  eine  Sache 
einem  Andern  xnm  Gebrauche  unentgeltlich  übertatet,  kann  nie 
Sache  In  einem  jeden  Augenblicke  zurücknehmen  ,  wenn  nicht  ans 
den  Worten  oder  aus  dem  Zwecke  des  Vertrages  hervorgeht,  dal* 
der  Geber  auf  dieses  Recht  verzichtet  habe. 

9)  Voluntate  partium  sive  expressa  sive  tacita.  Z.  B.  der  Pfandre*- 
trag.kann  wegen  seines  Zwecks  niefit  von  dem  Sohnidner  «trfgekö- 
ben  werden. 

3)  Z.  B.  eine  Schenkung  kann  von  dem  Geber  nicht  (sine  justa  cans») 
widerrufen  werden.  Denn  der  Scbenknehmer  ist  schon  kraft  des 
Scbenknngs  Vertrages  Eigenthumer  der  geschenkten  Sache.  Je  dock 
können  die  Gesetze  die  Gültigkeit  einer  Schenkung  ,  —  als  etaer 
blosen  Freigebigkeit  oder  kraft  der  dritten  Regel,—  von  der  üeber- 
gabe  der  Sache  oder  tob  einer  gewissen  Form  abhängig  machen. 


s* 


ZWEITES  HAÜPTSTÜCK. 

Von  den 

i 

einzelnen  Arten  der  Verträge. 

Ich  werde  in  diesem  Hauptstücke  den  Versuch  machen. 
die  verschiedenen  möglichen  Arten  der  Verträge  vollstän- 
dig aufzuzählen.  Um  unverdienten  Vorwürfen  «zu  begeg- 
nen ,  welche  der  versuchten  Klassifikation  der  Verträge 
gemacht  werden  könnten,  mufs  ich  jedoch  folgendes  vor- 
ausschicken : 

r 

Nur  die  positiven  Verträge ,  —  nicht  d  i  e  Verträge 
also  ,  welche  die  Partheien ,  die  eine  oder  Beide ,  verpflich- 
ten, etwas  zu  unterlassen,  —  sind  bei  dieser  Klassi- 
fikation berücksichtiget  worden.  In  der  Aufzählung  jener 
Verträge  liegt  wesentlich  zugleich  die  Aufzählung  diesen 

Eben  so  wenig  wird  in  der  weiter  unten  folgenden 
Tabelle  die  Eintheilung  der  Verträge  in  Haupt-  und 
Neben  vertrage  vorkommen.  (Pacta  accessoria  —  ad- 
jecta.)  Die  Nebenverträge  sind  nicht  besondere  Vertrags- 
arten, sondern  nun  bald  Verträge,  welche,  ob  sie  wohl 
auch  für  sich . abgeschlossen  werden  können,  in  einem  ge-  » 
gebenen  Falle  wegen  eines  andern  Vertrages ,  des  Hanpt- 
vertrages,  abgeschlossen  worden  sind,  bald  aber  Verträge, 
welche  Modificationen  der  in  einem  andern  Vertrage  ge- 
machten Stipulationen  enthalten.1 

Dieselbe  Tabelle  wird  bei  der  Aufzählung  der  ver- 
schiedenen möglichen  Arten  der  Verträge  nur  auf  die  ur- 
sprüngliche Gestalt  d.  i.  nur  auf  diejenige  Beschaffen-  , 
heit  der  Verträge  Rücksicht  nehmen,  welche  sie,  wenn 
und  so  lange  der  Tauschverkehr  nicht  durch  ein  Geld  ver- 
mittelt wird,  haben.  Kommt  bei  einem  Volke  ein  Geld, 
ein  wirkliches  oder  ein  künstliches,  #)  in  Umlauf  und  ver- 


*)  Da«  wirkliebe  Geld,  welches  am  allgemeinsten  in  Gebrauch  ist, 
ist  Metallgeld,  das  künstliche  —  Papiergeld.  Ich  werde  da- 
her in  der  Folge  die  Worte:   Wirkliches  und  Metallgeld  ,   to  wie 
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wandelt  sich  nun  mit  der  Zeit  der  unmittelbare  Tausch- 
verkehr in  einen  mittelbaren,  so  vermehrt  sich  deshalb 
nicht  die  Zahl  der  (ursprünglichen}  Vertragsarten,  wenn 
auch  die  Neuerung  in  anderen  Beziehungen  auf  das  Ver- 
tragsrecht einen  wichtigen  Einflufs  hat.*)  Vgl.  unten 
Aber  die  Philosophie  der  positiven  Vertragsrechte. 

Es  giebt  Verträge,  welche  von  einer  zweideuti- 
gen Beschaffenheit  in  dem  Sinne  sind,  dafs  sie  an  sich 
unter  zwei  verschiedene  Arten  der  Verträge,  entweder 
unter  die  eine  oder  unter  die  andere,  gebracht  werden 
können.  —  Beispiele:  Ist  das  Dar  lehn  fmutoum)  seinem 
Wesen  nach  ein  anentgeltlicher  Vertrag  ?  oder  sind  von  ei- 
nem  Dar  lehn  schon  von  Rechts  wegen  Zinsen  zu  entrichten? 
Wenn  einem  Bevollmächtigten  eine  Besoldung  aus« 
gesetzt  wird ,  ist  und  bleibt  der  Vertrag  dennoch  ein  Be- 
vollmächtigungsvertrag oder  verwandelt  er  sich  in  einen 
Dienstvertrag?  (in  eine  locatio  conductio  operarum  oder 
In  einen  contractus  do  iit  facias?J  Ist  ein  Zeitkauf  — 
d.  i.  ein  Vertrag,  welcher  über  die  Lieferung  gewisser 
Staatspapiere  oder  ähnlicher  Schuldverschreibungen  in  der 
Absicht  abgeschlossen  wird,  dafs  nur  die  Differenz  zwi- 
schen dem  Stande  (oder  Kurse}  dieser  Papiere  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  von  der  einen  oder  von  der  andern  P&r- 
thei  ausgezahlt  werden  soll,  —  ist  dieser  Vertrag  in  der 
That  und  Wahrheit  ein  Kauf  (eine  emtio  venditio  spei  3 
oder  nur  eine  Wette  ?  —  In  diesen  und  in  ähnlichen  Fäl- 
len steht  die  Frage  so:  Von  welcher  Voraussetzung  ha- 
ben die  Gesetze  und  hat  man  bei  der  Auslegung  unbe- 
stimmt gefafster  Gesetze  auszugehn?  Zur  Beantwortung 
dieser  Frage  kann  man  nicht  -einen  allgemeinen  Grund- 
satz- aufstellen ,  sondern  nur ,  mit  Rücksicht  auf  die  Be- 
schaffenheit der  einzelnen  Verträge  dieser  Art  von  den 


die  Worte:  Künstliche«  und  Papiergeld,  als  gleichbedeutend  ge- 
brauchen»  Sin  Mehrere«  über  diese  Arten  des  Geldes  in  der  Wirth- 
tchaftslehre. 
*)  Z.  B.  der  Kauf  ist  nicht  eine  eigene  »'der  eine  neue  Vertragsart  ^ 
sondern  nur  ein  Tausch. 


L 


Regeln  Gebrauch  machen ,  welche  von  der  Auslegung  der 
Vertrüge  Oberhaupt  gelten.  —  Hiernach  trägt ,  anlangend 
die  so  eben  angeführten  Betspiele,  ein  Darlehn  schon 
von  Rechts  wegen  Zinsen.    Denn  es  ist  nicht  anzu- 
nehmen, dafs  der  Darleiher  sein  Geld  (oder  andere  ver- 
tretbare Sachen)  dem  Anleiher  umsonst  zur  Benutzung 
iberlassen    wollte.    (Nemo   überaus   esse  praesumitur.) 
Ein  Bevollmächtigungsvertrag  verliert  diese  seine 
Eigenschaft  nicht  dadurch,  dafs  er  dem  Bevollmächtigten 
eine  Besoldung  zusichert.    Denn  weder  der  Wortlaut  des 
Vertrages  noch   die  Absicht  der  Partheien  rechtfertiget 
eine  andere  Auslegung.  ")    Der  so  genannte  Zeitkauf 
ist  nicht  ein  Kauf,  sondern  eine  Wette.    Denn  die  Ab- 
sicht der  Partheien  ist  nicht  die,  dafs  das  Eigenthum  an 
den  Papieren,  über   welche  der  Vertrag   abgeschlossen 
werden  ist,  von  der  einen  Parthei  auf  die  andere  über- 
gehn  soll,  sondern  die,  dafs  die  eine  oder  dafs  die  an- 
dere Parthei  einen  Gewinn  machen  soll,  je  nachdem  die 
eine  oder  die  andere  die  Umstände ,  von  denen  das  Stei- 
gen oder    Fallen   der  Papiere    abhängt,    richtig   beur- 
teilt hat.    Man  hat  zwar  zwischen  dem  Falle  eines  Zeit- 
kaufes und  dem  Falle,  da  man  die  Aussicht  auf  einen 
Erwerb,  z.  B.  einen  Fischzug,  ehe  er  gethan  ist,*)  er- 
kauft, eine  Analogie  zu  finden    geglaubt.    Allein  diese 
Analogie  ist  nicht  treffend.    Die  eratio  venditio  spei  hat 
nur  (gewöhnlich}  die  Folge,  dafs  der  eine  Theil  ge- 
winnt!, der  andere  verliert,  nicht  aber  Gewinn  und  Ver- 
lust zu  ihrem  Gegenstande. 

Nach  dieser  Einleitung  gehe  ich  zur  Klassifikation 
der  Verträge  selbst  über. 

Die  Verträge  sind: 
A)  Er  wer  bungs  vertrage. 

1}  Einseitige,  durch  welche  nur  die  eine  Parthei 
einen  Erwerb  macht 


1)  Dasselbe  gilt  von  dem  s.  g.  depostto  irregulär!. 

f.  &  ff.  de  central,  tat.  vend.  f.  1 1.  in  in.  1. 19.  D.  de  «ct.  emt.  read» 
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1)  Wesentlich  unbedingte.  —  durch  welche 
die  eine  Parthei  ohne  irgend  eine  Gegenleistung 
einen  Erwerb  macht.  —  Die  Schenkung,  der 
Vertrag ,  durch  welche  das  Eigenthum  an  einer 
Sache  oder  an  einem  Vermögen  oder  an  einer 
Forderung  oder  an  einer  Grunddienstbarkeit  von 
der  einen  Parthei  auf  die  andere  unentgeltlich 
übertragen  wird.  A  r  t  e  n  der  Schenkung  sind  das 
Spiel  und  die  Wette.  Der  eine  und  der  an- 
dere Vertrag  ist  eine  Schenkung,  welche  die 
eine  Parthei  der  andern  auf  den  Fall  macht, 
dafs  ein  unter  ihnen  obwaltender  oder  zu  füh- 
render Streit  über  eine  an  sich  oder  beziehungs- 
weise ungewisse  Thatsache  gegen  sie  entschie- 
den wird.  Gilt  der  Streit  einer  Verschiedenheit 
der  Meinungen,  so  wird  diese  Schenkung  eine 
Wette  genannt.  Wird  dagegen  über  die  Mög- 
lichkeit gestritten,  von  zwei  einander  entgegen- 
gesetzten Wirkungen  nach  einer  tinter  den 
Partheien  verabredeten  Regel  entweder  die  eine 
oder  die  andere  hervorzubringen ,  so  heifst  diese 
Schenkung  ein  Spiel. 

2)  Wesentlich  bedingte —durch  welche  zwar 
ebenfalls  nur  der  eine  Theil  etwas  erwirbt,  je- 
doch mit  der  Verbindlichkeit,  den  andern  Theil 
zu  entschädigen,  wenn  er  diesem  einen  von  der 
versprochenen  Leistung  unabhängigen  Aufwand 
oder  Verlust  verursacht  bat.    Dahin  gehört: 

a)  Der  Bevollmächtigungsvertrag,  — 
kraft  dessen  der  eine  Theil  für  den  andern  ein 
gewisses  Geschäft  unentgeltlich,  jedoch 
mit  dem  so  eben  erwähnten  Vorbehalt,  zu 
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verrichten  hat.    Eijie  Art  dieses  Vertra- 
ges ist  das  depositum. 
bj  Die  Schenkleihe,  (das   precarium  and 
das  commodatum,3  —  mittelst  welcher  der 
eine  Theil  dem  andern  eine  Sache  zur  uo- 
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entgeltlichen  Benutzung,  Jedoch  unter  dem* 
selben  Vorbehalte,  üherläfet. 
i\~)  Zweiteilige.    . 

i)  W  e  c  h  s  e  1  s  e  i  t  i  g  e ,  —  durch  welche  beide  Theile 
etwas  von  einander  erwerben,  jedoch  so,  dafs 
der  eine  and  der  andere  Theil  einen  besondern 
V ortheil  von  dem  Vertrage  bezieht.  t  Die  gegen- 
seitigen Leistungen,,  zu  welchen  diese  Verträge 
verpflichten ,.  sind : 
aj  Entweder  gleichartig  —  Tauschvertrage« 
E?  kann  ausgetauscht  werden: 
a)  Eine   Sache  gegen  die  andere,  dem 
Eigenthume  nach. 
,    ß)  Die  Benutzung  einer  Sache  gegen  die 
einer  andern  Sache. 
7)  Ein  Dienst  gegen  einen  andern. 
bj  Oder  ungleichartig. 

a)  Mutuum.  (Das  verzinsliche  Darlehn.) 
(Q  Locatio  conductio  rerum. 
7)  Locatio  conductio  operarum.  Contrac- 
tus  feudalis.  (Nur  um  den  Vortrag  ab- 
zukürzen, habe  ich  die  verschiedenen 
mogliehen  Arten  dieser  Verträge  sofort 
mit  den  üblichen  Namen  bezeichnet) 

2)  Verträge  für  einen  gemeinschaftlichen  Er- 
werb —  Gesellschafts  vertrage. 
d)  Allgemeine, 

6)  besondere  Gesellschaften.    (Societas  re- 
rum, operarum,  mixta.) 

B)  Sicherung* vertrage.    (Patrimonium  non  augent, 
sed  tuentur.)-  Sie  sind: 

I)  In  Beziehung  auf  die  Pariheien ,  welche  der  Ver- 
trag verpflichtet, 

i)  einseitige,  2)  wechselseitige  Verträge. 
(So  können  die  Grundeigenthümer  oder  Grund-: 
herren  eines  Landes  für  einander    gegenseitig 

Zachmriä ,  vom  Staute.    IV,  1(5 


Bürgschaft  leisten,   die    Hauseigenthnmer  ihre- 
Gebäude  einander  versichern.) 

IQ  In  Beziehung  auf  den  Sehaden  oder  Verhut,  wel- 
cher  durch    die  Sicherheitsleistung    abgewendet 
werden  soll, 
13  Verträge,  durch  welche  fttr  die  Erfüllung  einer 
Verbindlichkeit,  der  eigenen  oder  der  eines 
Andern ,  Sicherheit  geleistet  wird ; 
I)  Verträge,  durch  welche  für  den  Ersatz  des  durch 
einen    Unglücksfall    verursachten    Schadens 
oder  Verlusts  Sicherheit  geleistet  wird. 

HI)  In  Beziehung  auf  das  Mittel,  durch  welches  Si- 
cherheit geleistet  wird.  Der,  welchem  Sicherheit 
geleistet  wird,  erwirbt  durch  den  Vertrag 

1)  entweder  ein  persönliches ') 
8)  oder  ein  dingliches  Recht,  und  in  dem  letz- 
teren Falle, 
m)  entweder  ein  dingliches  Recht  an  dem  Ver- 
mögen 
b)  oder  an  der  Person  der  andern  Parthei  *) 
(^Verpflichtung  zur  Haft.) 

Uebrigens  sind  alle  diese  Einteilungen  der  Sicherungs- 
verträge einander  koordinirt.  Man  kann  also,  um  aus  den- 
selben die  einzelnen  Arten  dieser  Verträge  abzuleiten 
(eine  Aufgabe,  die  nicht  schwer  zu  lösen  ist,)  nach  Ge- 
fallen entweder  von  der  einen  oder  von  der  andern  der 
obigen  Eiatheilungen  ausgehn.  Die  Sicherungsverträge, 
von  welchen  die  positiven  Gesetze  namentlich  handeln, 


I)  Dieter  Vertrag  kann  wieder  In  mehr  alt  einer  Gestalt  vorkomme», 
line  sonderbare  Form,  In  welcher  dieser  Vertrag  vormals  In  Deutsch- 
land verkam,  war  die,  dafs  sich  der  Gläubiger  das  Recht  vorbe- 
hielt, den  Schuldner ,  wenn  dieser  nicht  ander  getetsten  Zelt  Zah- 
lung leistete,  einen  Schelmen  au  schelten.  Siehe  Mittermai  er, 
Grundsätze  des  deutschen  Privatrechtt.    g.  1*1. 

f  )  üeher  die  Rechtagültigkon  dienet  Vertraget  s.  unten ,  die  Lehr* 
tob  dem  Vormagen. 
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sind  bald  au  Folge  des  einen,  bald  zu  Folge  des  andern 
der  obigen  Eintheilungsgründe  besondere  Airtenv 


ANHANG. 

Zur  Phifatophie         \' 
der 
positiven  Vertragtrechle. 

Hie  Ureachen,  aas  welchen  die  positiven  Gesetzge- 
bungen überhaupt  theils  von  dem  philosophischen  Rechte 
abweichen ,  theils  unter  sich  verschieden  sind  ?  wirken  auf 
dieselbe  Weise  auch  auf  die  positiven  Vertragsrechte  ein. 
—  Da  im  Staat  nur  die  Rechte  geltend  gemacht  werden 
können,  deren  thatsachüche  Bedingungen  sich  erweisen 
lassen,  so  können  auch  die  positiven  Vertragsrechte 
nicht  alles  das  wiederholen  und  bestätigen,  was  wegen 
der  Vertrage  an  sich  Rechtens  ist.    So  hängt  z.  B.  die 
Gültigkeit  eines  wechselseitigen  Erwerbungsvertrages  an 
sich  von  der  Gleichheit  des  Werthes  der  wechselseiti- 
gen Leistungen  ab.    Da  aber  der  Tauschwerte  einer  Lei- 
stung nicht  mit  vollkommener  Genauigkeit  bestimmt  wer- 
den .  kann ,  da  mithin  jene  Regel ,  wenn  sie  von  den  Ge- 
setzen bekräftiget  würde,    die  Unsicherheit  eines  jeden 
wechselseitigen  Erwerbungsvertrages   zur  Folge  haben 
mutete,  so  haben  die  Gesetze  das  Recht,  einen  solchen 
Vertrag  wegen  der  Ungleichheit  der  Gegenleistung  anzu- 
fechten, billig  auf  den  Fall  einer  sehr  bedeutenden  Ver- 
letzung zu  beschränken.  #)    Eben  so  ist  ein  Vertrag  an 


*)  nie  JL  ,8.  C.  de  resc.  emt  vend.  wird  tob  der  Praxis  mit  Beeilt  all 
.  eise  allgemeine  Regel  angewendet  oder  autdehnend  ausgelegt.  Denn 
sie  beruht  auf  einem  allgemeinen  Bechtssatze.  Dagegen  ist  die 
Torschrift  des  Art.  1674  des  C.  civ.  in  mehr  als  einer  Hinsieht 
mangel-  und  fehlerhaft;  z.B.  weil  sie  nur  dem  Verkäufer  und  nicht 
auch  dem  Käufer  die  actio  propter  laesionem  enormen  ertheilt. 
Der  Grund  der  Klage  ist  ja  nicht  die  Voraussetzung ,  dals  der  eine 
oder  der  andere  Theil  den  Vertrag  nicht  mit  voller  Freiheit  abge- 
tehleesen  habe. 
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sich. «nur  so«binge  verpflichtend,  als  sich  nicht  die  Um- 
stände, weichte  den  ^Schuldner  bestimmten ,  die  Verbiml- 
lichkeit  einzugehn.  *)  Denn  es  verhalten  sich  diese  Um- 
stände zu  dem  geleisteten  Versprechen ,  wie  der  Grand 
zu  seiner  Folge ;  Cessante  causa,  cessat  effectus.  Wollten 
aber  die  Gesetze  jeneReehtsregel  in  der  Allgemeinheit? 
welche  sie  an  und  für  sich  hat,  bestätigen,  so  wurden 
sie  einen  jeden  Vertrag  unsicher  machen ,  der  richterlichen 
Willkühr  Thür  und  Thor  treffen.  Nur  auf  gewisse  be- 
stimmte Fälle  dürfen  und  sollen  sie  jene  Regel  anwenden, 
und  zwar  aof  solche,'  in  welchen  theils  anzunehmen  ist, 
dafs  der  Sehuldner  nur  durch  die  und  die  Umstände  be- 
stimmt worden  sey,  die  Verbindlichkeit  einzugehn,  theils 
erwiesen  werden  kann,  dafs  sich  diese  Umstände  verän- 
dert haben.  *)  —  Eine  andere  Ursache  derselben  Art  ist 
die  Staatsverfassung.  Dafs  z.  B.  in  einigen  deutschen 
Staaten  der  Bauernstand  gewisse  Verträge  nicht  ohne  Zu- 
stimmung der  Obrigkeit  ftbschliefsen  kann  oder  dafs  nach 
dem  altdeutschen  Rechte  nur  der  Adel  lehnsfähig  war , 
ist  auf  diese  Ursache  zurückzufahren.  —  Nicht  weniger 
hat  die  Religion,  zu  welcher  sich  ein  Volk  bekennt,  auf 
sein  Vertragsrecht  Einflufs.  So  erklärt  das  Recht  der  ka- 
tholischen Kirche  ein  Gelübde  für  verpflichtend,  ob  wohl 
das  Versprechen  nicht  im  Namen  der  Kirche  angenommen 
worden  ist,  einen  mit  einem  Eide  bekräftigten  Vertrag, 
obwohl  der  Vertrag  ohne  diese  Bekräftigung  nicht  ver- 
pflichtend seyn  würde. 

Insbesondere  aber  hat  man,  um  sich  von  den  El* 
genthümlichkeiten  und  Verschiedenheiten  der  positive*! 
Vertragsrechte  Rechenschaft  zu  geben,  die  von  diesen 
Rechten  zu  lösende  A  u  f  g  a  b  e  in  nähere  Betrachtang  -zu 
ziehn;  —  die  Aufgabe  also:  Was  haben  die  Gesetze 
wegen  der  Verträge,    als  der  verschiedenen  möglichen 


1)  Clausula:  Rebus  sie  stantibus,  cufflbet  Convention!  ipso  jure  Ines«. 

8)Ein  Beispiel  ist  die  Klage,  durch  welche  eine  Schenkung  ran  dem 
Geber  propter  liberos  supervenientes  widerrufen  wer4en  kann. 
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Rechteformen  des  Tausch  Verkehres  7 ' )  nach  Maasgabe  der 
jeweiligen  Beschaffenheit  and  in  deur Interesse  des  Tausch- 
Verkehres  zu  verordnen? 

Diese  Aufgabe  kann  nun  von  den  positiven  Vertrags- 
rechten schon  um  deswillen  auf  mehr  als  eine  Weise  ge* 
löst  -werden,  weil  die  Gesetze  nicht  dabei  stehen  bleiben 
sollen,  die  verschiedenen  Yertragsarten  ihrem  Wesen  nach 
zu  bestimmen ,  sondern  da  sie  noch  überdieCs  die  einzelnen 
Arten  der  Verträge,  so  wie  die  von  den  Partheien  ge- 
troffenen Verabredungen  nach  der  Ahsicht  der  Par- 
theien durch  besondere  Vorschriften  auszulegen  und  zu 
ergänzen  haben.  Wenn  aber  auch  die  Gesetze,  was  die 
Bestimmungen  der  erstem  betrifft ,  an  dem  philosophischen 
Vertragsrechte  ein  genügendes  Anhalten  haben,  so  kön- 
nen sie  dagegen  die  der  letzteren  Art  nur  aus  dem  ver- 
mnthbaren  Willen  der  Partheien,  also  nur  aus  einem  sehr 
unsicheren  Principe ,  ableiten. a) 

Eine  andere  Ursache,  warum  die  positiven  Vertrags- 
rechte ihre  Aufgabe  bald  so  bald  anders  lösen,  liegt  in  der 
verschiedenen  Beschaffenheit,  welche  der  Tausch- 
verkehr nach  der  Verschiedenheit  der  Völker  und  ihres 
ökonomischen  Zustandes  hat  —  Da  die  Gesetzgebung  ei* 
nes  Volkes  billig  mit  den   Anforderungen  Schritt  hält, 


1)  Unter  dem  Tauschverkehre  verstehe  ich  hier  den  Inbegriff  der 
Rechtshandlungen ,  mittelst  welcher  man  sein  Vermögen  vermehren 
oder  sichern  kann.  In  dieser  (weiteren)  Bedeutung  begreift  also 
der  Tauschverkehr  nicht  etwa  blos  die  Tauschvertrage  unter  sich. 

2)  Zu  den  Vorschriften  der  letzteren  Art  gehören  z.  B.  die,  welche 
die  protestatio  culpae  in  conventionibus  —  das  pactum  de  non  prae- 
standa  evictione  —  die  relocatio  tadta  —  die  revooatio  donaüonu 
propter  ingratitudinem  betreffen.  —  So  zahlreich  die  Vorschriften 
dieser  Klasse  in  den  positiven  Gesetaen  sind,  so  sind  dennoch  die 
der  ersten  Klasse  noch  zahlreicher.  Daher  die  auffallende  Ueber- 
einstimmung,  welche  in  der  Lehre  von  den  Vertrügen  selbst  unter 
Getetsgebungen  eintritt  >  die  in  einer  jeden  andern  Daalehung  eines 
verschiedenen  Geintes  sind.  Man  glanbt  %.  B.  Justtaian'e  Pandek- 
ten Tor  sieh  nu  haben  ,  wenn  man  in  dem  oben  a»  Digest,  of  Hindu 
Law  den  Abschnitt  von  den  Vertragen  liest.  *i 
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welche  das  Leben  an  sie  macht,  so  kennt  sie,  wo  der 
Tauschverkehr  noch  einfach  und  beschrankt  ist,  nur  erst 
einige  Acten  der  Vertrage.  Nach  und  nach  aber,  wenn 
der  Tauschverkehr  mit  der  Zeit  zusammengesetzter  und 
vielseitiger  wird ,  stellen  die  Gesetzte  immer  mehrere  Ver- 
träge unter  ihre  Obhut.  Nicht  selten  verräth  sich  jedoch 
in  der  Gestalt  des  neueren  Rechts  die  Armuth  des  älteren. 
Diesen  Gang  nahm  z.  B.  das  römische  Recht  bei  seiner 
EntWickelung.  —  Eben  so  wichtig,  ja  noch  entscheiden- 
der ist  der  Unterschied ,  der  zwischen  den  positiven  Ver- 
tragsrechten in  so  fern  eintritt,  als  die  einen  den  un- 
mittelbaren, die  andern  den  mittelbaren  Tausch- 
verkehr zu  ihrer  Grundlage  oder  zu  ihrem  Gegenstande 
haben.  *)  Indem  ich  jetzt  zur  Erläuterung  und  Bestäti- 
gung dieses  Satzes  fortgehe,  unterstelle  ich  zuvörderst 
den  Fall,  da  das  Werkzeug  des  mittelbaren  Tauschver- 
kehrs ein  wirkliches  Geld  und  namentlich  Metallgeld 
ist.  Nur  da. also,  wo  der  Tauschverkehr  durch  Geld  ver- 
mittelt wird ,  kann  das  positive  Recht  die  Einzelnen  1)  der 
Notwendigkeit  überheben,  Verträge  einzugehn,  welche 
mit  der  persönlichen  Freiheit  des  Schuldners  unvereinbar 
sind.  Unter  der  entgegengesetzten  Voraussetzung  stellt 
sich  z.  B.  das  Verhältnifs  zwischen  den  Grundeigenthu- 
mern  und  den  Unbegüterten  fast  unausbleiblich  so,  dafs 
diese,  um  ihren  Lebensunterhalt  zu  gewinnen,  ihre  per- 
sönliche Freiheit  zum  Opfer  bringen  müssen,   und  dafs 


*)  Vgl.  über  die  Veränderungen,  welche  da»  Geld  in  der  bürgerli- 
chen Gesellschaft  verursacht:  Busch,  Schriften  über  Htaatswtrth- 
scbaft  and  Handlang.  Banb.  u.  Kiel.  III  Tble.  1764.  —  Ben- 
zenberg, über  den  Kataster.  --  Der  unmittelbare  Tausch  ver- 
kehr verhalt  sich  so  dem  mittelbaren ,  wie  der  Ctodankenverkehr 
mittelst  einer  Nationalsprache  ku  dem  mittelst  einer  allgemeinen 
(oder  Universal*)  Sprache.  Der  unmittelbare  Tauschverkebr  fes- 
selt die  Menschen  mehr  oder  weniger  an  die  Scholle ,  der  mittel- 
bare macht  sie  an  Weltbürgern.  In  dem  heutigen  Ruropa  Ist  die 
kosmopolitische  Tendeas  des  Geldes  besonders  augenfällig.  —  Hier 
wird  jedoch  nur  von  dem  Einflösse  des  Geldes  auf  das  Vertrags» 
recbt  die  Bodo  seyn. 
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Jene  ihre  Grundstöcke ,  um  sie  bewirthschaften  zu  können, 
lehm-  oder  erbbestands  weise-  zu  vertheilen  gcnöthigei 
sind»  Den  Beweis  liefert  die  Geschichte  des  deutschen 
Bauernstandes.  8)  Da  das  Geld  die  Eigenschaft  eines 
allgemeinen  Tanschmittels  hat  und  da  mithin  eine  Zahlung 
in  Geld  in  eine  jede  andere  Leistung  umgesetzt  werden 
kann«  so  verwandelt  der  mittelbare  Tauschverkehr  eine» 
jeden  wechselseitigen  Vertrag,  wenn  and  in  wie  fern  die 
Leistung  der  einen  Parthei  in  Geld  besteht,  in  einen 
Tanschvertrag.  *)  Der  Mieth-  und  der  Pachtvertrag  und 
der  Dienstvertrag  sind  nun  insgesammt ,  so  wie  der  Kauf* 
vertrag,  Tauschverträge.  Ein  Unterschied  zwischen  die« 
sen  Verträgen  kann  nur  in  Besiehung  auf  die  Leistung 
gemacht  werden,  welche  nicht  in  einer  Geldzahlung  be- 
steht. 3)  Indem  das  Geld  den  Gutern  des  Menschen  eine 
neue  Eigenschaft  mittheilt,  die  Eigenschaft,  dafs  sie  nicht 
Mos  ihrer  individuellen  Beschaffenheit  nach ,  sondern  auch 
nach  ihrem  Geldwerthe  Güter  sind,  hebt  es  den  Wider« 
sprach  auf,  welcher  sonst  zwischen  dem  Pfandrechte, 
dieses  als  ein  dingliches  Recht  betrachtet,  und  dem  Ei- 
gentumsrechte eintreten  würde.  Eben  so  mildert  es  bei 
Ablösungsverträgen  die  in  dem  Wesen  dieser  Verträge 
liegende  Ungerechtigkeit  4)  Das  Geld  wird  nun  für  sich 
ein  Gegenstand  des  Tauschvertrags ;  es  wird  eine  Wahre, 
welche  zu  neuen  Anwendungen  der  ursprünglichen  For- 
men des  Tauschverkehres  Veranlassung  giebt.  So  ent- 
steht z.  B.  der  Wechselvertrag ,  (der  contrarius  cambia- 
lis,3  man  kauft  Geld  für  Geld,  mit  der  Nebenbedingung, 
dafs  das  Kaufgeld  an  dem  einen,  die  Wahre  aber  an  ei« 


')  Der  Satis  int  für  die  aaalcglsche  Anwendung  der  positiven  Gesetse 
von  Wichtigkeit.  Die  I.  9.  D.  Ioc.  cond.  sagt :  „Loeatio  eosdocüo 
prcxim»  est  emtfonl  veaditioni ,  Hsdemque  juris  regnlis  oensistlt." 
Der  Art.  1707  den  C.  cW.  enthalt  die  Regel:  „liee  reglet  preecrl- 
te*  pow  le  eontrat  de  reute  a'appllquent  a  l'ecbaoge."  Am  dem 
Standpunkte  der  Wlaseatchaft  die  Sache  betrachtet,  let  der  Tausch- 
vertrag  die  Grvndforia. 


wo 

nem  andern  Orte  abzuliefern  ist  '}  5)  Da  das  Geld  als 
ein  allgemeines  Taaschmittel  zugleich  die  Eigenschaft  ei- 
nes allgemeinen  Werthmessers  hat ,  so  setzt  es  den  Staat 
in  den  Stand,  den  Vorschriften  des  Verlagsrechts,  de- 
ren Anwendbarkeit  von  der  Bestimmung  des  Tauschwer- 
tes einer  Leistung  abhängt ,  Genüge  zu  leisten.  *)  ^t 
einem  Worte ,  das  Geld  ist  der  Schutzheilige  der  bürger- 
lichen Freiheit,  so  wie  überhaupt  so  insbesondere  in  Be- 
ziehung auf  das  Vertragsrecht.  In  dem  andern  Falle  d.  i. 
wenn  bei  einem  Volke  ein  künstliches  Geld,  ein  Pa- 
piergeld, mit  der  Zeit  in  Umlauf  kommt,  dauern  nicht 
nur  alle  die  Folgen  fort,  welche  der  mittelbare  Tausch- 
verkehr  überhaupt  als  solcher  für  das  Vertragsrecht  hat,  *) 
sondern  es  begiebt  sich  nunmehr  noch  überdiefs  mit  allen 
Verträgen,  mit  den  einseitigen  und  mit  den  wechselseiti- 
gen, wenn  und  in  wie  fern  sie  eine  Geldzahlung  zum  Ge- 
genstande haben,  die  wichtige  Veränderung,  dafs.  für  die- 
jenige Parthei,  welche  die  Geldzahlung  zu  leisten  hat, 
ein  Anderer  als  Bürge  gutsagt,  ja  als  Selbstschuldner 
eintritt,  nämlich  der,  welcher  das  Geld  in  Umlauf  gesetet 


1)  Richtig  bemerkt  Busch,  («.  dessen  Handlung!  -  Bibliothek  Bd.  I. 
8.  377,  und  ebend.  Zusätze  zur  Darstellung  der  Handlung  in  Ih- 
ren mannigfaltigen  Geschäften.  Th.  II.  S.  104,)  dafs  der  Wechsel- 
vertrag  eine  Art  des  Kauf*,  oder  Tauschvertr&ge*  *ej\  Nicht  eben 
so  dürfte  dieser  Schriftsteller  Beifall  verdienen ,  wenn  er  schon 
aus  dem  Wesen  dieses  Vertrages  die  Strenge  des  Wechselrechtes 
ableitet.  Diene  beruht  vielmehr  darauf,  dafs  der  Wechsel  vertrag 
kraft  der  positiven  Geeetse  Kugleich  einen  Zusicherung» ver- 
trag enthalt.  Und  der  Grund  dieser  Gesetze  ist  das  Jnterresse  des 
Kredits. 

9)  Actio  propter  laesionem  enormem.  Actio  quanti  minorls.  8.  auch 
den  C.  civ.    Art.  1617.  1687. 

* 

S)  Die  eine  Folge  (s.  vorher  Z.  4.)  wird  noch  überdies  durch  den 
Umlauf  eines  Papiergeldes  so  modlficirt,  dafs  dieses  Geld  nu  neuen 
Anwendungen  der  ursprunglichen  Vertragsformen  Veranlassung 
giebt.  (Auch  Hentenseheine  und  Aktien  kann  man  in  dieser  Bedie- 
nung dem  Papiergelde  gleichstellen.)  Vgl.  Burn,  treatise  on  the 
law  relative  to  Stock- J  ob  bing.  Lond.  180*.  Fremery,  des 
Operations  de  bouroe.    Par.  1883. 
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hat  «nd  4ns*&lb6'  gegen  Metallgeld  einzuwechseln  verbitte 
Öcn  ist.  ')    Denn  tki  ein  Papiergeld  nicht  an  sich  oder 
als  Papier,  sondern  nur  als  etne  Anweisung*  auf  Geld  und 
Gut  d.  i.  nur  in  so  fern  einen  Werlh  hat,   alfr  es  in  Me- 
tallgeld oder  in  ändere  Wahren  umgesetzt  werden  kann; 
die  Möglichkeit  dieses  Umsatzes  aber  von  der  Zahlungs- 
fähigkeit desjenigen  abhfingt,  welcher  das  Papiergeld  airs- 
gegefcen  hat ,  m  ist  es  der  Sache  nach  allein  der  Ausgeber 
des  Papiergeldes ,  welcher  fftr  eine  vertragsweise  verspro- 
chene oder  geleistete  Zahlung  haftet.  a)    Wie  das  Geld 
überhaupt  als  Zahlungsmittel  eine  jede  andere  Leistung 
vertritt,  so*  wird  durch  ein  Papiergeld  ein  Schuldner  an 
die  Stelle  aller  übrigen  gesetzt. 

Eine  nicht  minder  reichhaltige  Quelle  der  Eigentüm- 
lichkeiten und  Verschiedenheiten  der  positiven  Vertrags- 
rechte  ist  das  Interesse  des  Tauschverkehres.  — 
So  nehmen  die  Gesetze,  um  dieses  Interesse  zu  wahren, 
die  Willensfreiheit  der  Partheien  bei  denjenigen  Ver- 
tragen in  ihren  besondern  Schutz ,  bei  welchen  sie  beson- 
ders gefährdet  zu  seyn  scheint.  Sie  machen  daher  z.  B. 
die  Gültigkeit  einer  Schenkung  von  gewissen  Förmlich- 
keiten oder  von  der  Uebergabe  der  geschenkten  Sache 
abhängig.  Denn  sie  erwägen,  dafs,  weil  die  TVlenschen 
•lieber  nehmen  als  geben,  eine  Schenkung  den  Verdacht 
der  Ueberlistung  oder  der  Uebereilung  gegen  sich  hat*) 
Eben  so  erklären  sie,  aus  Hifstrauen  gegen  die  Unbeson- 
nenheit der  Spielsucht,  Spiel-  und  Wettschulden  für  un- 


1)  Unbedingt  gültig  Ist  dieser  Satz,  wenn  das  Papiergeld,  (wie  in 
Großbritannien  die  Noten  der  englischen  Bank,)  einen  gezwunge- 
nen Umlauf,  nur  beziehungsweise,  (z.  B.  in  Beziehung  auf  schon 
geleistete  Zahlungen,)  In  dem  entgegengesetzten  Falle.  —  Ich 
setze  in  dem  Folgenden  den  ersten  Fall  voraus. 

9)  Vielleicht  Hegt  in  diesem  Rechtsgrundsatze  zugleich  der  Schlüssel 
so  des  Ökonomischen  Folgen,  welche  ein  Papiergeld  hat. 

8)  Aus  einem  andern  Grande  sollten  wohl  die  Gesetze  auch  die  Gül- 
tigkeit des  Leibrentenvertrages  von  gewissen  Förmlichkeiten  ab- 
hängig machen. 


wirksam.  *)    Weniger  möchten  diejenigen  Gesetze  m  anl- 
ügen seyn,  welche,  —  um  zu  verhindern,  dafs  nickt  der 
Kapitalist  von  der  Noth  desjenigen,  der  ein  Darlehn  auf- 
nehmen will,  Mifsbraach  mache,  —  für  die  Vertrags&in- 
sen  einen  Haasstab,  ein  Summum,  festsetzen.1)     Nicht 
deswegen  sind  diese  Gesetze  verwerflich,  weil  sie   der 
Freiheit  des  Eigentumes  Eintrag  thon.    Denn  bei  einem 
jeden  wechselseitigen  Vertrage  sollen  von  Rechts  wegen 
Leistung  und  Gegenleistung  einander  gleich  seyn.    Son- 
dern der   Grund,   aus  welchem  Darlehne  zu  verzinsen 
sind ,  (die  causa  obligandi  s.  debendi)  entscheidet  gegen 
diese  Gesetze«    Dem  Darleiher  gebühren  Zinsen,  theila, 
weil  er  den  Gewinn ,  den  er  selbst  mit  dem  Gelde  machen 
könnte,  einem  Andern  zu  machen  uberläfet,  theils,  weil 
er  Gefahr  läuft,   den   Geldstamm,    welchen  er  ausleiht, 
wegen  der  Zahlungsunfähigkeit  des  Schuldners,  zu  ver- 
lieren, oder  wenigstens  mit  der  Rückzahlung  hingehalten 
zu  werden.    In  der  ersteren  Beziehung  sind  die  Darlehns- 
zinsen  ein  Bestandgeld ,  in  der  letzteren  Beziehung  sind 
sie  eine  Versicherungsprämie*    In  der  ersteren  Beziehung 
hat  das  Geld,  wenigstens  in  den  heutigen  europäischen 
Staaten ,  einen  Marktpreis ,  welcher ,  wenn  auch  nach  den 
Wechselfällen  des  Angebotes  und  des  Begehres  Schwan- 
kungen unterworfen,  dennoch  bestimmter  und  bleibender, 
als  bei  anderen  Wahren,  ist    (Dieser  Marktpreis  wird  der 
landübliche  Zinsfufs  genannt')    In  der  letztern  Beziehung 
aber  ist  der  Betrag  der  Zinsen,  welche  sich  der  Darlei- 
her zu  bedingen  berechtiget  ist ,  wesentlich  unbestimmbar; 
denn  er  steht  in    Verhältnifs   mit  einer  unbestimmbaren 
Gröfse  d.  i.  mit  der  Gefahr,  welcher  sich  der  Darleiher 


1)  Doch  möchten  WettsebuMea  mehr  Gunst,  als  Spielschulden ,  Ter- 
diene«,  nenn  die  Lust  am  Wetten  steht  mit  dem  Speculatioas- 
nnd  Untcrnehmungsgeiste  in  einem  genauen  Zusammenhange.  Zu 
Wagspielen  verführt  nur  das  unsinnige  Zutrauen  ,  weiche«  die  Men- 
schen ,  mit  seltnen  Ausnahmen ,  au  ihrem  Glücke  haben. 

m  S)  Biae  der  neuesten  Schriften  über  diese  ▼ielbeenvoehem»  «frage  ist 
die:  De  l'usure.    Par  Lucas.    Paris  ISS». 


aussetzt    Ist  der  Darleiher  in  keiner  Hinsicht  gefährdet, 
so  handelt  er  unrecht,  wenn  er  sich  aufser  dem  landAb- 
lichen  Zinse  noch  eine  Versicherungsprämie  bedingt«  Aber, 
wie  vermag  das  Gesetz,  eine  Scheidlinie  zwischen  diesem 
and  dem  entgegengesetzten  Falle  zu  ziehn?    Halt  man  es 
gleichwohl  für  unumgänglich  noth wendig,  der  Freiheit, 
den  Betrag  der  Darlehnszinsen  vertragsweise  zu  bestim- 
men,   gewisse  Grenzen  zu  setzen,  —  und  in  der  That 
scheinen  die  in  mehreren  Staaten,  z.  B.  in  Oesterreich, 
in  Frankreich,  gemachten    Erfahrungen  für  eine  solche 
Noth  wendigkeit  zu  sprechen,  —  so  sollte  wohl  das  Ge- 
setz nur  den  Richter  ermächtigen,  bedungene  Darlehns- 
zinsen, welche    den   landüblichen   Zinsfufs   überstiegen, 
nach  der  Beschaffenheit  eines  jeden  einzelnen  Falles  bis 
auf  diesen  Zinsfufs  zu  ermäfsigen.  *)  —  In  dem  Interesse 
des.  Tausch  Verkehres  haben  die  Gesetze  ferner  für  die  Pu- 
blicitat  derjenigen  Verträge  zu  sorgen,  bei  welchen  dritte 
Personen  betheiliget  sind.    Verträge   dieser  Art  sind 
z.  B.  Heirathsverträge,  (pacta  dotalia,)   die  Verträge, 
durch  welche  eine  Liegenschaft  verankert  oder  ein  Unter- 
pfand an  einer  Liegenschaft  bestellt  wird ,  Handelsgesell- 
schaften. —  Endlich  aber  gehören  in  die  Kategorie  der  auf 
dem  Interesse  des  Tauschverkehres  beruhenden  Gesetze 
alle  die  Gesetze,  welche  auf  die  Befestigung  und  Steige- 
rung des  Privatkredits  unmittelbar  berechnet  sind.    In 
den  Gesetzgebungen  der  heutigen  europäischen  Staaten 
ist  die  Zahl  dieser  Gesetze  besonders  grofs.    Namentlich 
und  vorzugsweise  sind  die  Handelsgesetze  dieser  Staa- 
ten grofsentheils  Kreditgesetze.    Denn  kein  Stand  bedarf 
des  Kredites  so  sehr,  kein  Stand  kann  von  seinem  Kre- 
dite so  sehr  und  so  leicht  Mifsbrauch  machen ,  als  der  Han- 


*)  Nach  dieser  Ansieht  sind  iwir  Darlehnszinsen  einem  gesetzlichen 
Maasstabe  ssu  unterwerfen.  Dieser  Maasstab  aber  bestimmt  dann 
nur  das  Minimum,  bis  su  welchem  jene  Zinsen  von  dem  Biester 
ermisiget  werden  können.  (Billig  muf»  der  gesetzliche  Zlnsfon, 
er  beetmime  nun  das  Maximam  oder  das  Minimum  der  Darlena», 
«innen,  den  landöblicben  Ziasfub  tun  etwas  übersteigen.) 


detestand.  Aermer  ist  das  römische  Recht  an  Gesetzen, 
welche  das  Vertragsrecht  in  dem  Interesse  des  Tausch- 
verkehres überhaupt  oder  in  dem  des  Handels  modificirten. 
(Die  Handelspolitik  gelangte  bei  den  Römern  nie  zu  der 
Stufe  der  Ausbildung,  auf  welcher  sie  in  dem  heutigen 
Europa  steht,  sey  es,  dafs  die  Römer  durch  Nationalvor- 
ortheile,  oder  daß»  sie  durch  die  Ueberlieferungen  der 
Vorzeit  oder  dafs  sie  durch  ihre  Stellung  zu  andern  Völ- 
kern verhindert  wurden ,  die  ganze  politische  Wichtigkeit 
des  Handels  zu  erkennen.}  Jedoch  verdient' hier  das  Ge- 
setz dieses  Volkes  angeführt  zu  werden,  dafs  derjenige, 
welcher  in  einer  Handschrift  bekannt  hat,  Geld  oder  an- 
dere Sachen  empfangen  zu  haben ,  nach  Ablauf  von  zwei 
Jahren  auf  Zahlung  belangt  werden  kann ,  ohne  dafs  er 
der  Klage  die  Einrede  des  nicht  empfangenen  Geldes  oder 
Werthes  entgegenzusetzen  berechtiget  ist ,  *)  —  ein  Ge- 
setz ,  welches ,  ob  es  wohl  den  Beklagten  in  seinem  Ver- 
theidigungsrechte  beeinträchtiget,  dennoch  mit  der  Vor- 
raussetzung (oder  Präsumtion}  vertheidiget  werden  kann, 
dafs,  in  der  grofsen  Mehrzahl  der  Fälle,  jene  Einrede 
nach  zwei  Jahren  nur  böswilligen  Schuldnern  zu  einem 
Vorwande  dienen  würde,  der  Rückzahlung  zu  entgehn 
oder  sie  zu  verzögern. 


*)  Vgl.  den  tit.  C.  de  nun  minierata  peeunia. 


ZWEITER    THEIL  , 

u  Von  der 

Einheit  der  Güter,  welche  einer  und  derselben  Pemm 

gehören, 

,  oder 
von  dem  \ ermögen  einer  Person. 

ERSTE  UNTERABTHETLLlVG. 

Von  dem 

■■     »  • 

E*genthwne>  welches  eine  Person  an  ihrem.  Vermögen  halt. 
f.   Begriff  des  Vermögens.    (Naturlehrfc) 

Die  Einheit  der  Guter,  welche  einer  und  derselben 
Person  gehören,  mit  andern  Worten,  der  Inbegriff  der 
einer  uhd  derselben  Person  gehörenden  Güter,  diese  als 
ein  Ganzes ,  (als  eine  Gesammtheit ,  als  eine  universitas  ,3 
betrachtet,  wird  das  Vermögen  dieser  Person  ge- 
nannt. *} 

Die  Güter,  welche  einer  und  derselben  Person  gehö- 
ren, haben  jAroch  aus  ^wei  verschiedenen  Gründen  die 
Eigenschaft  einer  Gesamtheit,  einmal  kraft  der  Persön- 
lichkeit* öder  kraft  Gesetzes,  (ipso  jure,)  sodann  aber 
kraft  der  Absicht,  welche  bei  einem  jeden  Menschen  vor- 
ausgesetzt werden  kann,  alle  seine  Güter  als  ein  Ganzes 
zu  besitzen  (oder  de  facto.)  Nur  in  der  ersteren  Bedeu- 
tung ist  das  Vermögen  eine  Recht  s gesammtheit,  eine 
universitas  juris;,  in  der  letzteren  Bedeutung  ist  es  nur 
eine  Sammlung  von  Gütern ,  nur  eine  universitas  facti.  *) 
Hier  ist  die  erstere  Bedeutung  zum  Grunde  zu  legen. 


1)  Moralische  Personen  haben  eben  so  ein  Vermögen,  wie  physische. 
Hier  wird  jedoch  die  Lehre  vom  Vermögen  nur  In  Beziehung  auf 
die  letaleren  vorgetragen  werden.  —  Sehr  beeeMntnd  Ist  das 
Wort :  Vermögen,  Denn  das  Vermögen  begreift  alte*  das  naser  eich, 
wodurch  der  Mensch  etw*s  vermag. 

*)  Eben  so  sind  die  Vereine  unter  Menschen ,  die  tmiversitatea  homi- 
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ihr  pftSrtHMiHtviVii  n.  i:>.  acl  ihn  übergegangen  wäre* .  Denn 
da  .soviatatc  .  Theile  .nur  unter  der  \  oranssetoung  eines 
Ganzenr  denkbar  sind,  so  würden  die  sovieteten  Theile  ei- 
nßs  Xvfmögens  diese  ihre  Eigenschaft  verlieren,  wenn 
durch  biet  die  Jyinjieit  des  Ganzen  d.  L  des  Vermögens  auf- 
gehoben "würde.  Hieraus  folgt  z.  B.  *)  XVenn  zh  einer 
Krbf  chaft  Mehrere  ~  durch  ein  Testament  oder  von  dem 
Gesetze  —  berufen  sind  ,  und  Einer  derselben  diei  Erb- 
schaft .entweder  nicht  antreten  kann  oder  nicht  antrete» 
ivillj  so  verbleibt  sein  KrbtheiJ  den  Miterijeu,  \)  weht 
als  ob.  die  Erbtbeile  dieser  durch  den  Erbtheü  jenes  Er- 
Ittro  einen  Zuwachs  erhielten  (oder  nicht,  ex  jure  aecres- 
cendi,J  sondern  kraft  des  dei*  .Miterben  *n  dem  Nachlasse 
zustehenden „  Gesanuutejgenthuines  (oder  ex  Jure  de- non. 
decrescendo«}  Eben  so  folgt,  dafs,  dem.  strengen  Aechte 
nach,  ein  jeder  einzelne  Miterbe  Jor  die  Schulden  und  La- 
*t?ll.des  Nachlasses  schlechthin-  (in  soüduin)  zu  haften 
habe.  Wenn  das  römische  Hecht  und  andere  Gesetzge- 
bungen die  entgegengesetzte  Hegel  aufstellen ,  so  beruhen 
sio  in,  so  forn  nur  auf  einem  Grunde  der  Billigkeit. s)  — 
6}  Zu  dem  Vermögen  t  einer  Person  gehören  ihre  Güter  nicht 
jjbrer.ijudiyidu eilen  oder  materiellen  Des ch äff en- 
btiit;P<tdi,  nicht  als  einzelne  Gegenstände  ^  sondern 
mur.aWt Güter,  überhaupt  $  mit  andern  Worten,  als  Be- 
etamltlictle  des  Vermögens  einer  Person  .betrachtet ,  sind 
alle  Gnter  einander  .gleichartig,  können  sie  insgesammt 
eilender  gegenseitig  v-ertr.etcja.4)  (Sunt  res  fungibiies.) 


f)  Von  der  Hegel,  neminem  pro  parte  testatuui  pro  parte  intestatum 
•*  'decedere  #o%se,  wird  in  der  Lehre  too  dein  testamentarischen  Erb- 
•  *    Tep||e  die 'Hede  seyn.  - 

2)  Auf  die  Folgerungen ,   die  sich  aus  diesem  Satse  ergeben  ,  so  wio 
auf  die  Einschränkungen ,  welche  er  dem  positiven  Hechte  nach  er- 

.    i  leidet ,  kann  hier  nioitf  eingegangen  werden. 

3)  Hecepta  estregula  ad  evitandum  cireuitum  aetiotnim. 

4)  Die  —  k.   R.  In  dem  französischen  Rechte  vorkonmende  —  Etn- 
■"     thellong  des  Vermögens  in  litgenscbäfüichcs  und  bewegliches  Ver- 
mögen Ist  also  juris  mere  posttivi.     In  das  heutige  französische 
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Denn  das  Vermögen  ist  seinem  Wesen  nach  überall  nicht 
ein  aufs  er  er  Gegenstand.  Nun  scheint  zwar  hieraus  zu 
folgen  ,  dafs  das  Vermögen  eben  so  wenig  ein  Gegenstand 
des  Eigenthumsrechtes  seyn  könne.  Gleichwohl  hat  die 
Idee  des  Vermögens  auch  eine  äufsere  oder  rechtliche 
Wirklichkeit,  weil  und  in  wie  fern  es  zu  Geld  ange- 
schlagen werden  kann,  weil  und  in  wie  fern  die  zu  dem 
Vermögen  gehörenden  Güter  in  Geld  d.  i.  in  eine  allen 
andern  Gütern  gleichartige  Wahre  verwandelt  und 
umgesetzt  werden  können.  *J  (^Hieraus  erklären  sich  zu- 
gleich manche  Eigentümlichkeiten  oder  Unvollkommen- 
heiten  in  den  Erbrechten  derjenigen  Völker,  welchen  ein 

Geld  noch  gänzlich  oder  noch  so  gut  wie  unbekannt  ist) 

« 

IL  Rechtslehre. 

Der  Mensch  hat  ein  Recht  an  seinem  Vermögen. 
Denn  das  Vermögen  ist  die  Persönlichkeit  oder  das  Recht 
eines  Menschen  überhaupt ,  bezogen  auf  den  Ihbegriff  der 
diesem  Menschen  gehörenden  Güter.  Das  Recht,  das  ein 
Mensch  an  seinem  Vermögen  hat,  ist  ein  dingliches 
Recht.  *3  Denn  es  hat  einen  Gegenstand ,  welcher  in  der 
Erfahrung  gegeben  ist.  Dieses  Recht  ist  ein  Eigen« 
th  ums  recht,  weil  es  eben  so  unbeschränkt  ist,  wie  sein 
Grund,  das  Recht  des  Menschen  an  sich  and  unabhängig 
von  seinen  einzelnen  Gegenständen  betrachtet. 

Obwohl  der  Begriff  des  Vermögens  blos  auf  einer  Be- 
ziehung beruht,  in  welcher  die  einzelnen  Güter  eines  Men- 
schen stehn  und  zu  denken  sind,  und  obwohl  also  die 
Rechte,  welche  ein  Mensch  an  seinen  einzelnen  Gütern 
hat,  nicht  durch  das  Eigenthum,  das  ihm  an  seinem  Ver- 
mögen zusteht,  vermehrt  oder  gesteigert  werden  können, 


Becht  Ist  sie  theils  aus  dem  alteren  Rechte  übergegangen,  thetis  mit 
Rucksteht  auf  das  Hypothekensystem  aufgenommen  worden. 

1)  Darum  bezeichnet  die  lateinische   Sprache  das  Vermögen  und  da« 
Geld  mit  demselben  Worte '—  vecunia. 

9)  Daher  ist  die  hereditatis  petitio  eine  dingliche  Klage. 

Zackariä,  vom  Staate,    IV.  1? 
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so  liegt  doch  in  diesem  Eigenthume  mehr,  als 
in  den  Rechten,  welche  ein  Mensch  an  seinen 
einzelnen  Gütern,  als  solchen,  hat 

Denn,  1}  Da  die  einzelnen  Güter,  welche  einem  Men- 
schen gehören ,  als  Bestandteile  seines  Vermögens,  ihrem 
Geldwerthe  nach  sein  Eigenthum  sind,  so  kann  sie  der 
Mensch  eben  so  wohl  in  der  letzteren  als  in  der  ersteren 
Eigenschaft  durch  Zwang  vertheidigen.  —  Wenn  daher 
das  eine  oder  das  andere  seiner  Güter  widerrechtlich  ver- 
letzt oder  zerstört  worden  ist  und  für  das  verletzte  oder 
zerstörte  Gut  nicht  unmittelbar,  (nicht  in  natura)  Ersatz 
geleistet  werden  kann,  oder  wenn  eine  obligatio  ad  fa- 
ciendum  nicht  gutwillig  erfüllt  wird,  so  kann  der  beein- 
trächtigte Theil  kraft  des  ihm  an  seinem  Vermögen  zu- 
stehenden Eigentumes  Schadenersatz  fordern.  \)  — 
Kraft"  desselben  Eigentumsrechtes  kann  derjenige,  aus 
dessen  Vermögen  etwas  in  das  Vermögen  eines  Andern 
verwendet  worden  ist,  für  das  Verwendete  Ersatz  in 
Geld  verlangen,  sey  es,  dafs  das  Verwendete  nicht  mehr 
in  natura  vorhanden  ist,  oder  dafs  es  aus  einem  andern 
Grunde  dem  Andern  zu  lassen  ist.  2)  —  Auf  demselben 
Grunde  beruht  die  Rechtsregel:  In  judiciis  universalibus 
(z.  B.  in  hereditatis  petitione)  res  succedit  in  locum  pre- 
tii  et  pretium  in  locum  rei. 

2)  Das  Eigenthum  am  Vermögen  erstreckt  sich  in 
einem  jeden  Augenblicke  nicht  -  blos  auf  die  Güter,  welche 
der  Mensch  bereits  erworben  hat,  sondern  auch  auf  die, 
welche  er  in  Zukunft  noch  erwerben  kann  und  wird. 
Denn  die  Zeit,  wann  eine  Erwerbung  geschieht,  bezieht 
sich  uur  auf  die  Erwerbung  der  einzelnen  Güter ,  als  sol- 
cher.   Daher  haften  z.  B.  den  Gläubigern  nicht  blos  die 


1)  Ohne  jenes  Eigenthum  würde  steh  das  Recht  auf  Schadenersatz, 
als  ein  auf  dem  Geheize  beruhendes  Recht ,  überaU  nicht  be- 
gründen lassen. 

8)  Beispiele  sind  die  actio  de  in  rem  versio  <~-  die  accessio  industria- 
lis  des  römischen  Rechts. 
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Güter  des  Schuldners ,  welche  der  Schuldner  zur  Zeit  der 
Entstehung  der  Schuld  besäte. 

33  Eben  so  hat  die  Verschiedenheit  der  Orte,  wo  sich 
die  einzelnen  Güter  befinden ,  auf  das  Eigenthum  an  sei- 
nem Vermögen  von  Rechts  wegen  keinen  Einflufs.  Je- 
doch ist  diese  Regel  mit  Vorbeh^t  der  Einschränkungen 
in  Anwendung  zu  bringen ,  durch  welche  sie,  wfenn  das- 
selbe Individuum  Liegenschaften  in  mehr  als  einem  Lande 
besitzt,  mit  der  Verschiedenheit  der  Eigenthümer  dieser 
Länder  in  Uebereinstimmung  zu  setzen  ist.  #)  Mit  diesem 
Vorbehalte  steht  z.  B.  die  gesetzliche  Erbfolge  schlecht- 
hin unter  dein  Rechte  desjenigen  Orts,  wo  der  Erblasser 
seinen  Wohnsitz  hatte. 

Endlich:  4J  Der  Mensch  hört  auch  mit  seinem  Tode 
nicht  auf,  Eigenthümer  seines  Vermögens  zu  seyn.  (Von 
den  Polgerungen,  die  sich  ans  diesem  Satze  ableiten  las- 
sen, in  der  zweiten  Unterabtheilung.)  Seine  einzelnen 
Güter  besitzt  der  Mensch  zu  Folge  gewisser  Thatsachen  5 
Eigenthümer  seines  Vermögens  ist  er  kraft  seiner  Per- 
sönlichkeit, also  kraft  einer  übersinnlichen  Eigenschaft. 

Auf  der  andern  Seite  ist  das  Eigenthum  am  Vermö- 
gen gewissen  Einschränkungen  wesentlich  unterwor- 
fen, welchen  nicht  eben  so  die  Rechte  an  einzelnen  Ge- 
genständen unterworfen  sind. 

Denn:  1)  Das  Eigenthum  am  Vermögen  ist  ein  we- 
sentlich unveräufserliches  Recht  (Eine  testamenta- 
rische Erbeinsetzung  ist  nicht  eine  Veraufserung.  Der 
Erbe  ist  der  Vertreter  oder  Repräsentant  des  Erblassers. 
In  ihm  lebt  der  Erblasser  in  Beziehung  auf  sein  Vermö- 
gen fort,  nachdem  er  das  Eigenthum,  welches  er  an  seinem 
Vermögen  hatte,  nicht  weiter  geltend  zu  machen  im  Stande 
kt)  Denn  eine  Veraufserung  des  Vermögens  würde  die 
Persönlichkeit  des  Eigenthümers  treffen,  würde  diesen 
rechtlos  machen.  —  Jedoch  ist  unter  der  aufgestellten  Re- 
gel nicht  der  Fall  begriffen,  da  Jemand  sein  dermaliges 


1)  Dahtr  äi#  BetMnregel:  Mftbilia  sequimtar  persona*. 
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Vermögen  oder,  richtiger,  die  Güter,  die  er  dermalen  be- 
sitzt ,  einem  Andern  schenkt.  Eine  solche  Schenkung  hat 
das  Vermögen  nicht  als  eine  Rechtsgesammtheit,  (nicht 
als  eine  universitas  juris  ,3  sondern  nur  als  eine  Samm- 
lung einzelner  Güter,  (nur  als  eine  universitas  facti)  zum 
Gegenstande.  *}  Eben  so  wenig  oder  noch  weniger  ge- 
hört hierher  der  Fall,  da  Einer  sein  dermaliges  Vermö- 
gen <  für  einen  Preis  (oder  titulo  oneroso)  veräufsert. 
Dann  liegt  sogar  schon  in  der  Veräufserung  eine  neue 
Erwerbung/  —  Wohl  aber  sind  unter  der  lobigen  Regel 
Vertrüge  begriffen ,  mittelst  welcher  Einer  über  sein  Ver- 
mögen auf  den  Todesfall  —  direkt  oder  indirekt  —  ver- 
fügt. ')  Jedoch  sind  Heirathsverträge  billig  von  dem  in 
dieser  Regel  liegenden  Verbote  auszunehmen.  Der  Grund, 
der  für  diese  Ausnahme  spricht,  ist  nicht  das  Interesse 
der  Ehegatten  oder  die  rechtliche  Gunst ,  auf  welche  Ver- 
träge dieser  Art  Anspruch  machen  können,  sondern  der, 
dafs  Eheleute  von  Rechts  wegen  kein  gezweites  Gut  ha- 
ben. Zu  Folge  derselben  Regel  kann  das  Vermögen  einer 
Person  nicht  als  eine  universitas  juris,  sondern  nur  als 
eine  universitas  facti  der  Gegenstand  einer  Nutzniefsung 
oder  der  eines  Unterpfandsrechtes  seyn.  *)  Ein  dingliches 
Recht  an  einem  Vermögen,  dieses  als  eine  Rechtsge- 
sammtheit betrachtet,  kann  man  nur  mit  der  Person  sei- 
nes Eigentümers  zugleich  erwerben. 


1)  Woraus  folgt,  dafs  der  Schenknehmer ,  der  Donatar,  nicht  »cboa 
von  Rechts  wegen  für  die  Schulden  des  Geben  haftet. 

2)  Einige  positive  Gesetzgebungen,  (z.  B.  der  Code  cir.  Art.  791. 
1130,)  gehen  sogar  so  weit,  dafs  sie  alle  Vertrage  für  ungültig 
erklären,  welche  den  dereinstigen  Nachlafs  eines  noch  Lebenden 
■um  Gegenstande  haben.  Sie  beruhen  in  so  fern  blos  auf  poliaei- 
lichen  Gründen. 

8)  Der  Nutzniefser  einer  Erbschaft  —  oder  eines  sovielsten  TheUea 
einer  Erbschaft  —  hat  also  nicht  schon  von  Rechts  wegen,  (wenn 
auch  nach  einigen  positiven  Rechten,)  für  die  Schulden  des  Erb- 
lassers zu  stehn.  —  Der  Satz  giebt  zugleich  Aufschluß  über  die 
Geschichte  der  Lehre  des  römischen  Rechts  von  dem  Verhältnisse 
zwischen  dem  heres  fiduciarius  und  dem  n.  fldeiconunissarins» 
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?)  Die  Bechtsverbindlichkeitett,  (die  Schul- 
den) einer  Person  haften  auf  ihrem  Vermögen} 
mit  andern  Worten,  das  Vermögen  des  Schuldners  ist  das 
gemeinschaftliche  Unterpfand  der  Gläubigen    Denn,  was 
der  Mensch  schuldet,  schuldet  auch  sein  zweites  Ich,  sein 
Vermögen.  —  Die  Schulden  einer  Person  haften  sogar 
allein  auf  ihrem  Vermögen  d.  i.  die  Glaubiger  können  «ich 
wegen  ihren  Forderungen  nur  an  d  i  e  Güter  ihres  Schuld- 
ners halten,  welche  veräufserlich  sind  und  mithin  in  Geld 
umgesetzt  werden  können ,  nicht  aber  z.  B.  an  die  Person 
des  Schuldners.    Zwar  erstreckt  sich   das  Zwangsrecht 
der  Gläubiger  d.  L  das  Recht  der  Gläubiger,  ihre  Forde« 
rangen  in  Vollziehung  zu  setzen,  an  sich  auf  alle  Güter 
des  Schuldners.    fDatur  jus  belli  in  infinituw.)    Da  aber 
ein  jeder  Zwang ,  welchen  ein  Mensch  gegen  den  andern 
ausübt,  nur  mit  dem  ehrnen  Gesetze  der  Notwendigkeit 
vertheidiget  werden  kann ,  so  ist  jenes  Zwangsrecht  der 
Gläubiger  auf  d  i  e  Güter  des  Schuldners  zu  beschränken , 
welche,  weil  sie  allein  einen  Geldpreis  haben,  eben  so 
allein  s&ur  Befriedigung  der  Gläubiger  dienen  können. ') 
In  dem  Kindesalter  de?  bürgerlichen  Gesellschaft  ist  dem 
Gläubiger  gegen  seinen  Schuldner  nicht  selten  auch  das 
Aeufserste  erlaubt.  So  durfte  nach  dem  altrömischen  Rechte 
ein  Schuldner,  der  mehrere  Gläubiger  hatte,  von  diesen, 
wenn  er  sie  nicht  befriedigen  konnte  r  sogar  körperlich 
getheilt  werden«  *J    So   ist  es  bei  vielen  Völkern  noch 
jetzt  Rechtens,  dafs  der  Schuldner,  der  nicht  Zahlung 
leistet,  entweder  schlechthin  oder  bis  dafs  er  die  Schuld 


1)  Di«  oeMio  bonorum  ddrfte  also  nicht  eine  Mose  Rechtswohlthaft 
«eyn.  —  Uebrigeas  ist  hier  allein  von  den  civilrechtliebea 
Verbindlichkeiten  die  Rede.  Und  auch  wegen  dieser  kann  das 
positive  Recht  —  ausnahmeweise  and  aus  polizeilichen  Gründen  — 
die  Verhaftung  des  Schuldners  gestatten. 

S)  Gellil  Noct.  XX,  1.  FälscMich  legte  man  die  Vorschrift  der  XII 
Tafeln  de  secüone  debitoris  in  partes  in  späteren  Zeiten  von  einer 
Vertheilung  des  Vermögens  au«. 


abverdient  hat,,  der  Knecht  des. Gläubigers  wird.  *)  Auch 
da,  wo  sich  dip  «Strenge  des  .ursprünglichen  Schul drecjits 
mit  der  Zeit  gemildert  hat  ,  erinnern  zuweilen  noch  be- 
sondere Gebräuche .  an  dieses  Recht  Bei  den  jaikischen 
Kosaken  war  es  ehejnals  Sitte,  dafs  der  Gläubiger  seinen 
zahlungsunfähigen  Schuldner  —  jedoch  nur  am  linken 
Arme  —  einfangen  und  ihn  so  lange  gefangen  herumfüh- 
ren durfte ,  bis  er  sich ,  durch  Almosen  oder  Freunde,  ge- 
löst hatte.  *J  In  China  werden  am  Abende  vor  dem  neuen 
Jahre  alle  Schulden  eingefordert.  Zahlt  der  Schuldner 
nicht,  so  wird  er  gescholten ,  gemifshandelt ,  sein  Haus- 
rath  wird  verstört.  Mit  dem  Eintritte  der  Mitternacht  hört 
jedoch  der  Hader  auf;  man  versöhnt  sich  und  trinkt  ge- 
meinschaftlich auf  das  jieue  Jahr.  *}  Der  Schlüssel  zu 
diesen  und  ähnlichen  Gesetzen  und  Gebräuchen  ist  der, 
dafs  die  Idee  des  Vermögens  nur  da  zum  Bewufstseyn  ge- 
langen und  ins  Leben  eingreifen  kann,  wo  alle  Güter  zu 
Geld  angeschlagen  und  für  Geld  eingetauscht  werden« 

\Veil  und  in  wie  fern  die  Schulden  einer  Person  auf 
ihrem  Vermögen  haften,  sind  sie  insgesammt  einander 
gleichartig.  Sie  sind  in  dieser  Beziehung  insgesammt 
Geldschulden,4}  da  ihr  Gegenstand,  das  Vermögen, 
nur  seinem  Geldwerthe  nach  eine  äufsere  oder  rechtliche 
Existenz  hat.  Da  nun  das  Vermögen  einer  Person  das 
gemeinschaftliche  Unterpfand  ihrer  Gläubiger  ist,  so  sind, 
wenn  zu  dem  Vermögen  einer  bestimmten  Person  ein  Gant 
ausbricht,  die  sämmtlichen  Güter  des  Gemeinschuldners  zu 


1)  Aehnliches  geschah  bei  den  Deutschen  der  geschieh  Mienen  Urzeit. 
S.  Tac.  Germao.  c.  24. 

9)  Sammlung  der  besten  und  neuesten  Reisebeschr.  Bd.  XII,  (Berlin 
1774.)   S.  1Ö5. 

8)  y.  Krusenstern,  Heise  um  die  Welt,  Tb.  II,  Abth.  II.  Berlin 
1819.  —  Eben  so  sonderbar  ist  die  Art,  wie  die  Chinesen  ihre 
Schuldner  zur  Zahlung  nöthigen.  S.  Asiat.  Kesearches.  Vol.  IV. 
(Lond.  1807)  p.  389. 

4)  Hieraus  folgt  umgekehrt:  Eine  Verbindlichkeit,  die  nicht  sn  GM 
angeschlagen  werden  kann  ,  haftet  nicht  auf  dem  Vermögen. 
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versilbern  und  die  gelösten  Gelder  unter  die  einzelnen 
Gläubiger  verhältnifsmafsig  {pro  rata  nominunT)  zu  ver- 
theilen.  Mag"  auch  die  eine  oder  die  andere  Schuld,  ih- 
rem Titel  nach,  einen  individuell  bestimmten  Gegenstand 
haben  ?  in  einem  Gante  kann  der  Gläubiger  diesen  Gegen- 
stand nicht  vor  seinen  Mitgläubigern  in  Anspruch  nehmen. 
Sondern  nur  kraft  eines  dinglichen  Rechts  {ex  jure  do- 
minii  vel  pignoris)  kann  ein  Gläubiger  eine  oder  mehrere 
bestimmte  Sachen  von  der  übrigen  Gantmasse  sondern. 

Da  die  Schulden  einer  Person  auf  ihrem  Vermögen 
haften  ?  so  gehen  sie  mit  dem  Vermögen  des  Schuldners 
auf  einen  jeden  Nachfolger  in  dasselbe,  z.B.  auf 
den  Erben  über.  {Sie  werden  —  propter  confusionem  — 
die  eigenen  Schulden  dieses  Nachfolgers.)  Auf  diesem 
Satze  beruht  der  Unterschied  zwischen  allgemeinen 
und  besonderen  Rechtsnachfolgern,  inter  successores 
universales  et  singulares.  Zu  den  ersteren  gehören 
diejenigen  und  nur  diejenigen ,  auf  welche  das  Vermögen 
einer  Person  als  eine  universitas  juris  übergeht,  oder 
welche  die  Person  des  bisherigen  Eigenthümers  in  recht- 
licher Hinsicht  vertreten.  ')  Alle  andere  Rechtsnachfol- 
ger, mithin  auch  diejenigen,  welche  das  Vermögen  eines 
Andern  nur  als  eine  Sammlung  von  Gütern,  nur  als  eine 
universitas  facti,  erwerben,  sind  unter  der  zweiten  Klasse 
begriffen.  Wenn  auch  den  besonderen  Rechtsnachfolgern 
kraft  ihres  Titels,  (z.  B.  kraft  einer  besonderen  Vor- 
schrift der  Gesetze  oder  ex  conventione  vel  testamento,) 
die  Verbindlichkeit  obliegen  kann,  die  Schulden  des  Vor- 
gängers zu  bezahlen,  so  liegt  doch  nur  den  allgemei- 
nen Rechtsnachfolgern  diese  Verbindlichkeit  schon  von 
Rechts  wegen  (ipso  jure}  ob, '}  und  so  hat  doch  die 


1)  Welchen  Rechtsnachfolgern  diese  Eigenschaft  zukomme,  wird 
in  der  bohre  von  der  Erwerbung  eines  fremden  Vermögens  nnoh» 
gewiesen  werden. 

8)  Non  oritnr  ipso  jure  confnsio  inter  utromque  Patrimonium.  —  Diese 
•  Sätze  sind  z.  B.  für  die  Auslegung 'de*  französischen  Erbrechts  ron 
grober  Wichtigkeit. 
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Verbindlichkeit  des  besonderen  Rechtsnachfolgers ,  für  die 
Schulden  seines  Vorgängers  zu  haften,  nur  die  Folgen, 
welche  sich  aus  der  Beschaffenheit  und  dem  Inhalte  des 
Bechtsgrundes  der  Verbindlichkeit  ergeben* 

Das  Eigenthum  am  Vermögen,  belastet  mit  den  Schul* 
den  seines  Eigentümers ,  macht  jedoch ,  —  besonders  un- 
ter der  Voraussetzung  des  Erbrechts ,  —  alles  Eigenthum 
jm  einzelnen  Sachen  überhaupt  unsicher.  Denn  es  kann, 
vermöge  der  auf  dem  Vermögen  haftenden  Schulden,  ei-* 
nem  Jeden  von  seinen  Gläubigern  eine  jede  qnzekie  Sache 
entwährt  werden,  welche  er  erworben  hat  oder  so,  wie  er 
sie  erwirbt  Die  Gefahr  ist  um  so  gröfser,  da  das  Erb-* 
recht  Schuld  förderungen  gleichsam  verewiget.  Darum  ha- 
ben die  Gesetze  denen,  welche  mit  einer  peisönlichen 
([oder  Schuld- 3  Klage  belangt  werden,  die  Einrede  der 
Verjährung  (die  exceptio  praescriptionis ,)  d.  i.  die  Ein- 
rede zu  ertheilen,  mittelst  welcher  eine  Klage  *)  aus  dem 
Grunde  entkräftet  werden  kann,  weil  sie  nicht  in  einer 
bestimmten  Frist  angestellt  worden  ist.  Es  beruht  also 
die  Einrede  der  Verjährung,  in  wie  fern  sie  gegen  Schuld- 
idagen zu  ertheilen  ist ,  auf  demselben  Grunde , ,  wie  die 
Ersitzung ;  sie  bezweckt  eben  so ,  wie  die  Ersitzung ,  die 
Sicherheit  des  Eigenthumes  an  einzelnen  Sachen.  a)  Je- 
doch unterscheiden  sich  beide  von  einander  theils  durch 
die  Verschiedenheit  der  Gefahr,  welche  sie  abwenden  sol- 
len, theils  durch  die  Verschiedenheit  der  Bedingungen, 
unter  welchen  sie  eintreten.  Die  Ersitzung  schützt  das 
Eigenthum  gegen  eine  ihm  unmittelbar,  die  Verjährung 
schätzt  es  gegen  eine  ihm  nur  mittelbar  drohende  Gefahr. 


i)  loh  sage  nicht:  Eine  floh uld klage.  Denn  n.  B.  auoh  die  Br- 
sitzung  bei  dieselbe  Einrede  cur  Folge.  Hier  ist  jedoch  nur  von 
einer  Art  (specles)  oder  von  einer  besondern  Anwendung  der  all- 
gemeinen Einrede  der  Verjährung  (des  genas)  die  Rede. 

9)  Das  benefioiam  oompetendae  s.  ne  egeat,  welches  einigo  Gesetz- 
gebungen gewissen  Schuldnern  ertheilen  ,  beruht  bald  auf  dem  ver- 

mathbaren  Willen  der  Partheien,  bald  auf  einem  Interesse  dritter 
Personen. 


Die  Ersitzung  setzt  schon  eine  —  wenn  auch  nur  relativ 
gültige  —  Erwerbung  des  Eigenthumes  an  einer  Sache 
voraus.  Zur  Verjährung  einer  Schuldklage  ist  weiter 
nichts,  als  der  Ablauf  der  gesetzlichen  Verjährungszeit 
erforderlich.  Denn  in  so  fern  bezweckt  sie  die  Sicherheit 
des  Eigenthumes  an  Sachen  überhaupt.  Uebrigens,  da  für 
die  Einrede  der  Verjährung,  (Jfür  das  genas  ,3  zugleich 
ein  öffentliches  Interesse  spricht,  so  können  die  Gesetze 
diese  'Einrede  auch  gegen  eine  Entwährungsklage ,  fauch 
gegen  eine  rei  vindicatio,)  in  der  Eigenschaft  einer  selbstr 
ständigen  d.  i.  von  der  Ersitzung  unabhängigen  Einrede 
gestatten.  Jedoch  haben  sie  alsdann  billig  zur  Volleadung 
der  Verjährung  eine  längere  Zeit,  als  zur  Ersitzung,  zu 
erfordern.  #") 

Der  Mensch  erwirbt  nicht  das  Eigenthum  an  seinem 
Vermögen;  er  ist  nicht  kraft  einer  Handlung  oder  einer 
Reihe  von  Handlungen,  sondern  ist  kraft  seiner  Persön- 
lichkeit und  mithin  von  Hechts  wegen  der  Herr  seines 
Vermögens.  Er  bat  schon  von  Geburt  ein  Vermögen ;  denn 
er  ist  kraft  seines  Daseyns  in  der  Sinnenwelt  Herr  seinei 
Körpers.  Wenn  er  dann  äufsere  Gegenstände  erwirbt, 
so  sind  auch  diese  nicht  kraft  der  einzelnen  Handlungen  j 
mittelst  welcher  er  sich  diese  Gegenstände  zueignet,  son- 
dern kraft  der  Einheit  oder  Identität  des  Selbstbewufst- 
seyns ,  welches  alle  diese  Handlungen  begleitet ,  Bestand- 
teile seines  Vermögens. 


*)  So  z.  Beispiel  das  römische  (auch,  nach  dessen  Vorgänge,  das 
französische)  Recht  Usucapio  10  vel  SO  annorum,  —  praescrip- 
tio  30  ann.  (Die  nsucapio  hat  schon  ihrem  Wesen  nach  auch  die 
praescriptio  actionis  zur  Folge ;  nicht  umgekehrt.  —  Was  von  der 
Verjährung  der  rei  vindieatio  gilt,  gilt  auch  von  der  pr.  actionis 
coafessoriae  und  hypotheoariae.)  —  Erst  das  spätere  römische  Recht 
erklarte  alle  Klagen  für  verjährbar.  Eben  so  ist  (in  England)  the 
act  of  limitations  erst  neueren  Ursprungs.  Allerdings  ist  der  Grund, 
welcher  für  die  Verjährung  spricht,  nicht  so  dringend,  wie  der, 
welchen  die  Ersitzung  für  sich  hat.  S.  auch  oben  von  dem  Ver- 
fahren .gegen  säumige  Schuldner. 


Nur  das  Vermögen  eines  Andern  kann  man  als  ein 
Vermögen  d.  i.  als  eine  Rechtsgesammtheit  erwerben  , 
und  doch  nur  in  dem  Sinne,  dafs  derjenige,  welcher  das 
Vermögen  erwirbt,  für  die  auf  demselben  haftenden  Schul- 
den zu  stehen  hat.  —  Es  erwirbt  aber  f)  derjenige  ein 
fremdes  Vermögen ,  welcher  die  Person  des  Eigentümers 
erwirbt.  ([Accessorium  sequitur  suum  principale.)  Dem 
Naturrechte  nach  gehört  hierher  allein  der  Fall,  dafs 
nnter  Eheleuten  von  Rechts  wegen  eine  allgemeine  Gü- 
tergemeinschaft besteht,  (ß.  oben  das  Eherecht.}  Noch 
andere  Fälle  dieser  Art  kann  ein  positives  Recht  unter 
der  Bedingung  enthalten,  dafs  es  auch  sonst  die  Erwer- 
bung eines  Eigenthumes  oder  eines  dem  Eigenthnme  ähn- 
lichen Rechts  an  einem  Menschen  gestattet.  #}  8)  Das 
Vermögen  eines  Verstorbenen  geht  auf  den  —  testamen- 
tarischen oder  gesetzlichen  —  Erben  über.  3)  Im  Staate 
ist  das  Vermögen  eines  jeden  einzelnen  Mitgliedes  des 
Staatsvereines  zugleich  das  Eigenthum  der  Volksgemeinde, 
in  dem  Sinne 9  dafs  der  Staatsherrscher  befugt  ist,  die 
Rechtsverbindlichkeiten,  welche  den  einzelnen  Mitgliedern 
des  Staats  vereine* ,  als  solchen,  abliegen,  geltend  zu 
machen. 


.  Der  Mensch  kann  das  Eigenthum,  das  er  an  seinem 
Vermögen  hat,  eben  so  wenig,  als  seine  Persönlichkeit, 
—  durch  irgend  ein  Verbrechen  —  verwirken.  (Daruupt 
ist  die  Strafe  der  Einziehung  des  Vermögens,  die  poena 
confiscationis  omnium  bonorum,  schon  an  sich  und  nicht 
blos  deswegen  rechtswidrig,  weil  sie  meist  nur  di$  Ver- 
wandten des  Verbrechers,  also  Unschuldige,  trifft.  Eben 
so  verwerflich  ist  die  Vorschrift  des  französischen  Rechts, 
dafs  die  Verurtheilung  zu  gewissen  Strafen  den  bürger- 
lichen Tod  #ur  Folge  hdben  soll.}    Nur  die  Ausübung 


*)  Daher,  im  römischen  Reobte,  e.  B.  die  acqnititto  per  arrogationtoi 
—  ex  Solo.  Claudiano. 


der  Rechte  dieses  Eigenthomes,  seifest  das  Jftecht,  eine 
Verfügung  auf  den  Todesfall  zn  treffen ,  nicht  ausgenom- 
men, kann  dem  Menschen  ans  einem  genügenden  .Grunde 
(/ur  immer  oder  für  eine  gewisse  Zeit}  Entzogen  wer- 
de«. —  Eben  so  ist  das  Eigeathum  am  Vermögen,  wfe 
schon  oben  erwähnt  worden  ist,  ein  unveräufserlictoe* 
Recht*  Und,  witn  auch  ein  Ehegatte  das  Vermögen  des 
andern  Ehegatten ,  die  Volksgemetnde  das  Vermögen  efc- 
nes  jeden  einzelnen  Gemeindegliedes  erwirbt,  so  ist  doch 
weder  in  dem  einen  noch  in  dem  andern  Falle  die  Erwer- 
bung von  der  andern  Seite  eine  Verankerung.  Denn  die 
Erwerbung  ist  eine  wechselseitige ;  das  Vermögen  der  et« 
nen  und  das  der  andern  Parthei  wird  Gemeingut. 


ZWEITE  UNTERABTHEILUNG. 

Von  dem 
iLigenthivme  an  dem  Vermögen  eines  Verstorbenen. 

Das  Erbrecht.  *} 

Wie  oben  gezeigt  worden  ist,  verbleibt  dem  Merschen 
auch  nach  «einem  Tode  das  Eigenthum ,  das  er  an  seinem 
Vermögen  hat.  Der  Staat,  verpflichtet ,  dieses  Eigenthum 
wie  ein  jedes  andere  Recht  des  Menschen  in  Schutz  zu 
nehmen,,  hat  dafeer  theils  die  Verfügungen,  welche  ein 
Verstorbener  auf  den  Todesfall  'getroffen  hat ,  aufrecht  zu 
erhalten,  theils  einem  Jeden,  welcher  ohne  ein  Testament 
mit  Tode  abgegangen  ist,  einen  Erben  zu  ernennen. 
Beide  also,  die' testamentarische  und  die  gesetzliche  Erb- 
folge sind  Zweige  desselben  Stammes.  Auch  die  gesetz- 
liche Erbfolge  ist  eine  Art  der  testamentarischen.  Denn 
sie  beruht  auf  einem  Testamente,  welches  das  Gesetz  statt 
des  Erblassers  errichtet  hat  und  (in  subsidiuuf)  zu  terrich- 
ten  hatte. 


*)  Ed.  Gans ,  das  Erbrecht  in  welthistorischer  Entwicklung.    Stuttg. 
1885  ff.  IV  Thle.  (  Mulla  1 ) 
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Allerdings  sprechen  für  die  gesetzliche  Bekräftigung 
des  Erbrechts,  —  des  Rechts,  vermöge  dessen  ein  Jeder 
bei  seinem  Ableben  einen  Vertreter  seiner  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten hin  terlafst,  —  noch  andere  Gründe,  als  der 
so  eben  angeführte.  —  Das  Erbrecht  steht  in  einer  we- 
sentlichen Beziehung  auf  die  Ewigkeit  des  Staates.  Denn 
es  verschlingt  die  Interessen  der  abtretenden  und  die  der 
auftretenden  Generationen  in  einander.  Das  Erbrecht  ver- 
stärkt ferner  und  befestiget  die  Bande  der  Verwandtschaft« 
In  demselben  Rechte  liegt  eine  besondere  Aufforderung 
zum  Arbeitsfleifae  und  zur  Sparsamkeit.  Denn  dieses 
Recht  gewährt  einem  Jeden  die  Gewifsheit ,  dafs  er,  sollte 
er  auch  bald  oder  plötzlich  von  dieser  Welt  abgefordert 
werden,  doch  für  seine  Nachkommenschaft  oder  für  an- 
dere Personen,  die  ihm  theuer  sind,  gearbeitet  und  ge- 
spart habe.  Eben  so  ist  das  Erbrecht  in  vielen  JTällen  die 
Bedingung,  unter  welcher  es  allein  dem  Staate  möglich 
ist,  das  Verdienst  auf  eine  angemessene  Weise  zu  beloh- 
nen. *)  Noch  eine  sehr  wohlthätige  Folge  des  Erbrechts 
beruht  auf  dem  Zusammenhange ,  in  welchem  dieses  Recht 
mit  dem  Privatkredite  steht.  Und  was  könnte  man  wohl 
an  die  Stelle  des  Erbrechtes  setzen?  Soll  der  Staat,  der 
einzige  Erbe  seiner  Unterthanen  seyn?  Oder  «oll  es, 
wenn  ein  Mensch  stirbt,  einem  Jeden  freistehn,  sich  in 
den  Besitz  der  Güter  des  Verstorbenen  zu  setzen?-—  Je- 
doch diese  und  ähnliche  Gründe  ruhen  nicht,  wie  der  von 


*)  Dieser  Zusammenhaue  des  Erbrechtes  mit  der  Pflicht  des  Staates, 
das  Verdienst  zu  belohnen,  ist  besonders  bcachtungswerth.  Die 
Ungleichheit  der  Vermögensumstande  beruht  hauptsächlich  auf  dem 
Erbrechte.  Aber  im  Durchschnitte  kann  man  annehmen,  dafs  der, 
welcher  den  Grund  ku  dem  .Reich th um e  einer  Familie  legte, 
seinen  Reichthum durch  eine  verdienstliche  Handlungsweise 
oder  Handlung  erwarb.  Was  vor  unsern  Augen  geschieht ,  ist  nur 
eine  Wiederholung  dessen,  was  schon  vormals  geschah.  Jene  Un- 
gleichheit hat  mithin  —  kraft  des  Belohnungsrechles  —  auch  eine 
moralische  Sanktion  für  sich. 


dem  Eigentumsrechte  des  Erblassen  entlehnte,  auf  dem 
sicheren  —  Boden  des  Civilrechts.  ') 


I.  Von  der  testamentarischen  Erbfolge.  *3 
Das  Recht,  einen  letzten  Willen  zu  errichten,  beruht 
also  auf  dem  Eigenthume,  welches  der  Mensch  an  sei- 
nem Vermögen  hat.  Es  beruht  allein  auf  diesem  Grunde. 
Wie  die  Rechte ,  welche  der  Mensch  an  einzelnen  Gegen- 
ständen ,  als  solchen ,  hat ,  ihren  Anfang  in  der  Zeit  neh- 
men, so  hören  sie  auch  auf,  wenn  der  Mensch  aus  der 
Zeit  geht. 

Das  Recht,  eine  Verfügung  auf  den  Todesfall  zu  tref- 
fen ,  ist ,  wie  das  Eigenthum  am  Vermögen ,  ein  seinem 
Wesen  nach  unveräufserliches  Recht.  —  Daher  ist 
ein  jeder  Vertrag  nichtig,  durch  welchen  der  Erblasser 
auf  jenes  Recht,  unmittelbar  oder  mittelbar,  verzichtet 
hatte.  Aus  demselben  Grunde  ist  ein  jeder  letzter  Wille 
schlechthin  widerruflich. 8)  Die  Frage,  ob  oder  in  wie 
fern  ein  letzter  Wille  durch  einen  späteren  widerrufen 
worden  sey ,  ist  zwar  eine  quaestio  facti.    Jedoch  ein  Te- 


1)  Kant  (In  «ein»  metaphysischen  Anfangsgründen  der  Rechtslehre) 
gründet  die  rechtliche  Wirksamkeit  einer  Brbeinsetzung  darauf, 
dafe  der  eingesetzte  Erbe,  in  dem  Augenblicke,  da  er  zum  Erben 
eingesetzt  werde ,  das  Recht  erwerbe ,  die  Erbschaft  entweder  an- 
antreten  oder  auszuschlagen.  —  Aber  wie  kann  die  Erbeinsetsung 
für  sich  ein  Recht  ertheilen ,  da  sie  erst  mit  dem  Tode  des  Erblas- 
sers die  Eigenschaft  eines  Rechtstitels  erhält?  und  wie  l&fst  sich, 
nach  dieser  Ansicht ,  die  gesetzliche  Erbfolge  aus  dem  Standpunkts 
des  Civilrechts  begründen? 

3)  Das  genus  ist  —  ein  letzter  Wille  ,  eine  Verfugung  auf  den  Todes- 
fall. Ein  Testament,  die  species,  ist  ein  letzter  Wille,  weloher 
eine  unmittelbare  (direkte)  Erbeinsetzung  enthält.  —  In  der  Folge 
wird  das  Wort:  Testament«  ih  seiner  engeren  (oder römischen) 
Bedeutung  genommen  werden. 

S)  Hieraus  folgt  wieder:  Die  Gültigkeit  und  Wirksamkeit  einen  leis- 
ten Willens  ist  —  dem  strengen  Rechte  nach  —  so  zu  beurtheilen, 
als  ob  dor  letzte  Wille,  von  der  Zeit  an,  da  er  erklärt  worden 
ist,  bis  zu  dem  Tode  des  Erblassers,  In  einem  jeden  Augenblicke 
von  neuem  errichtet  worden  wäre. 
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gtament  enthält  schon  seinem  Wesen  nach  den  Widerruf 
eines  früher  errichteten. 

Der  Erblasser  ist  berechtiget,  über  sein  gesamm— 
tes  Vermögen  auf  den  Todesfall *zu  verfügen.  —  Je- 
doch haben  die  Gesetze  den  Nachkommen  des  Erblassers 
billig  einen  Pflichftheil  (portio  legittma)  vorzubehalten. *) 
Denn  da  der  Mensch  bei  seinem  Eintritte  in  die  Welt  die 
Güter  dieser  Erde,  wenigstens  in  den  heutigen  europäi- 
schen Staaten,  schon  vertheilt  findet,  so  dürfen  und  sol- 
len ihm  die  Gesetze ,  — -  damit  er  sich  über  diese  Verthei— 
lnng  desto  weniger  beschweren  könne  und  damit  er  desto 
mehr  Ursache  habe ,  das  Leben ,  das  er  seinen  Eltern  ver- 
dankt, als  eine  Wohlthat  zu  betrachten,  —  wegen  seiner 
Ausstattung  auf  das  Vermögen  der  Eltern  mit  einem  Pflicht- 
teile anzuweisen.  In  dem  Interesse  der  elterlichen  Ge- 
walt ist  dieser  Theil  eher  zu  niedrig  als  zu  hoch  anzu- 
setzen. Jedoch  ist  bei  der  Bestimmung  seines  Betrags 
zugleich  das  Interesse  der  Staatsverfassung  zu  berück- 
sichtigen. a)  Allemal  aber  ist  den  Eltern  und  den  übrigen 
Ahnen  das  Recht  der  Enterbung ,  (das  jus  exheredandi  ,) 
vorzubehalten  d.  i.  das  Recht,  die  Nachkommen  in  ge- 
wissen —  von  den  Gesetzen  genauer  zu  bestimmenden  — 
Fällen,  von  dem  Pflichtteile  auszuschliefsen.  Denn  einer- 
seits ist  das  Enterbungsrecht  ein  telum  patriae  potestatis, 
und  andererseits  ist  der  Pflichtteil  doch  immer  in  so  fern 
nur  eine  freie  Gabe,  als  es  den  Eltern  MI  stand,  auch 
wenig  oder  nichts  zu  hinterlassen.  8)  —  Einige  Gesetz« 


1)  Das  römische  Recht  fordert,  dafs  die  Pflichterben  in  einem  Testa- 
mente entweder  (quo  ad  portionem  legitimam )  zu  Erben  eingesetzt 
oder  enterbt  werden  müssen.  Dem  strengen  Aechte  entspricht 
diese  Vorschrift  allerdings.  —  Eine  andere  Ausnahme,  s.  oben,  (S. 
255. )  Sie  ist  juris  mere  positivi. 

S)  Das  französische  Recht  (C.  civil  Art  913  )  setzt  den  Pflichtteil  — 
—  in  dem  Geiste  der  Demokratie  —  sehr  hoch  an.  Dem  englisches 
Rechte  ist  ein  Pflichttheil  sogar  gänzlich  unbekannt. 

•)  Auch  hier  ist  das  französisch«  Rocht  den  Eltern  ungünstig.  Dieses 
Recht  kennt  keine  Enterbungsursachen.     Eine  Enterbung ,  nagte 
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gebungen  sichern  auch  den  Ahnen  einen  Pflichttheil  zu* 
Zwar  aus  weniger  dringenden  Gründen.  *  Doch  ist  in  der 
Lehre  von  der  elterlichen  Gewalt  das  Recht  der  Moral  so 
nahe  verwandt,  dafs  jene  Gesetzgebungen  schon  damit 
vertheidiget  werden  können,  dafs  sie  nur  eine  Pflicht  der 
Dankbarkeit  in  eiae  Rechtspflicht  verwandeln.  Dagegen 
geht  das  römische  Recht  wohl  zu  weit,  wenn  es  (bedin- 
gungsweise} iauch  den  Geschwistern  einen  Pflichttheil  vor«» 
behalt. 

Da  der  Mensch  nur  kraft  des  Eigentumes ,  welches 
ihm  an  seinem  Vermögen,  (einer  Rechtsgesammtheit 
oder  universitas  juris,}  zusteht,  das  Recht  hat,  Verfü- 
gungen auf  den  Todesfall  zn  treffen,  so  kann  er  dem 
strengen  Rechte  nach  über  seinen  Nachlars  nur  mittelst 
eines  Testamentes  d.  i.  nur  in  der  Art  verfügen,  dafs 
sein  letzter  Wille  eine  unmittelbare  oder  direkte  Erb« 
einsetzung  enthalt.  Aus  demselben  Grunde  mufii  der 
letzte  Wille  den  eingesetzten  Erben  zur  Nachfolge  in  den 
gesammten  Nachlars  berufen.  ')  —  Jedoch  können  die 
Gesetze  den  ersteren  Folgesatz  so  mildem,  dafs  sie 
den  Erblasser  ermächtigen,  dem  gesetzlichen  Erben  die« 
selben  Lasten  (Vermächtnisse,  Fideicommisse,}  aufzule- 
gen, welche  er  seinem  Testamentserben  auflegen  könnte* 
Denn  der  gesetzliche  Erbe  kann  und  er  soll  Q  zur  Er- 
weiterung der  bürgerlichen  Freiheit}  dem  Testaments«» 
erben  nn,  deswillen  gleichgestellt  werden,  weil  sein  Titel , 
das  Gesetz,  ein  von  dem  Gesetze  statt  des  Erblassers  er- 
richteter  letzter  Wille  ist.  *}  —  Eben  so  haben  die  Ge- 


maiij  fuhrt  meist  zu  Unfrieden  in  den  Familien.    ( Aber  Ist  wohl 
dieser  Grund  hinreichend?) 

1)  1.  7.  De  de  R.  J.  „Jus  uostrum  non  patitur,  eundem  In  paganis 
et  testaio  et  intestato  docessisse;  eorumque  rerum  naturaliter 
inter  se  pugna  est."  Die  Ausnahme  bei  Soldaten  war  also  juris 
mere  positivi. 

2)  Es  ist  merkwürdig,  wie  streng  sich  das  ältere  römische  Eecht  an 
den  Grundsatz  hielt,  dafs  ein  letzter  Wille  ein  Testament  sejn 
müsse.    (Erst  unter  August  erhielten  die  KodieiUe  Krall  und 
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setze  ein  Testament,  welches  gegen  die  andere  Regel 
verstöfst  and  daher  seinem  Wesen  nach  nichtig  ist,  den- 
noch aufrecht  au  erhalten.  Denn  es  ist  zu  Gunsten  des 
Testamentes  anzunehmen,  dafs  der  Erblasser  denn  doch 
lieber  dem  von  ihm  eingesetzten  Erben,  als  dem  gesetz- 
lichen, den  Nachlafs  ganz  zuwenden  wollte. 

Die  positiven  Gesetze  haben  die  Gültigkeit  letzter 
Willenserklärungen  von  den  Beobachtungen  gewisser 
äufserer  Förmlichkeiten  abhängig  zu  machen,  — 
auf  dafs  nicht  dem  Erblasser  nach  seinem  Tode,  wenn  er 
also  nicht  mehr  im  Stande  ist ,  selbst  für  sich  zu  sprechen, 
ein  Wille  untergelegt  werde ,  welcher  nicht  der  seinige 
ist  oder  nicht  die  wahre  Meinung  des  Erblassers  enthält. 
Jedoch  dürfen  diese  Förmlichkeiten  nicht  von  der  Be- 
schaffenheit seyn,  dafs  sie  dem  Erblasset  die  Errichtung 
eines  letzten  Willens  ohne  Noth  erschweren  oder  wohl 
gar  unter  besonderen  Umständen  unmöglich  machen.  *) 

Mit  Beobachtung  der  gesetzlichen  Förmlichkeiten  ist 
der  Erblasser  berechtiget,  eine  jede  Verfügung  über 
seinen  Nachlafs  zu  treffen,  welche  nur  überhaupt  vollzieh- 
bar ist ,  also  z.  B.  auch  Mehrere  zusammen  zu  Erben  ein- 
zusetzen, die  Erbeinsetzung  von  Bedingungen  abhängig 


tigkeit.)    Lag  vielleicht  die  Ursache  in  der  Verbindung,  in  welcher 
die  sacra  privata  mit  der  Erbschaft  standen? 

*)  Das  römische  Recht  scheint  In  diesen  Fehler  zu  verfallen.  —  Bcl, 
sondere  Empfehlung  verdient  das  eigenhändiggeschriebene  Testa- 
ment des  französischen  Rechts.  —  Allemal  haben  die  Gesetze  die 
Fülle  zu  beachten ,  in  welchen  wegen  der  besonderen  Umstände  , 
anter  denen  das  Testament  errichtet  wird  ,  von  den  Förmlichkeiten 
des  gemeinen  Rechts  die  einen  oder  die  andern  nachzulassen  sind. 
(Testamentum  ruri  vel  tempore  pestis  coaditum)  —  Das  testamen- 
tum  ad  pias  causas  hat  keinen  Anspruch  auf  eine  solche  Begünsti- 
gung. Wohl  aber  ist  es  eine  heilige  Pflicht  des  Staates  ,  Vermächt- 
nisse zu  gemeinnützigen  Zwecken  streng  nach  dem  Willen  des  Erb- 
lassers in  Vollziehung  zu  setzen;  auch  zu  dem  Ende,  dafs  Andere 
zu  ähnlichen  Verfügungen  bewogen  werden.    (Was  sind  in  unsern 

;  Tagen  gemeinnützige  Zwecke  — piae  causae  —  in  dieser  Beziehung? 
—  Die  Frage  verdiente  in  einer  besonderen  Schrift  erörtert  zu 
werden.) 
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zu  machen,  für  den  Fall,  dafs  der  eingesetzte  Erbe  die 
Erbschaft  nicht  antreten  kann  oder  nicht  antreten  will,  an 
dessen  Stelle  einen  andern  zum  Nachlasse  zu  berufen ,  den 
eingesetzten  (auch  unter  der  obigen  Voraussetzung,  den 
gesetzlichen)  Erben  mit  einer  jeden  Art  von  Vermächt- 
nissen und  Lasten  zu  beschweren  und  ähnliche  Vorschrif- 
ten auch  wegen  der  in  dem  letzten  Willen  ausgesetzten 
Vermächtnisse  zu  geben.  Das  römische  Recht  ist  in  der 
Aufzahlung  und  Entwicklung  der  Fälle,  welche  in  dieser 
Beziehung  überhaupt  möglich  sind,  besonders  vollständig.1) 
Jedoch  kann  1)  eine  ([direkte)  Erbeinsetzung  dem 
strengen  Rechte  nach  nicht  so  geschehn,  dafs  der  einge- 
setzte Erbe  erst  von  einer  bestimmten  Zeit  an  oder 
nur  bis  zu  einer  bestimmten  Zeit  Erbe  seyn  soll 
Qäeres  neque  ex  die  neque  in  diem  institui  potest.)  Diese 
Regel  beruht  ganz  auf  demselben  Grunde,  wie  die:  Nemo 
pro  parte  testatus  decedere  potest.  a)i  Da  das  Vermögen 
schlechthin  ein  Ganzes  oder  eine  Einheit  ist ,  d.  i.  nicht 
blos  seinem  Bestände  nach ,  sondern  anch  in  der  Zeit,  so 
hat  eine  der  Zeit  nach  beschränkte  Erbeinsetzung  nicht 
das  Vermögen  als  solches  zujhrem  Gegenstände ,  und  so 
ist  mithin  eine  solche  Erbeinsetzung  mit  dem  Wesen  eines 
Testamentes  unvereinbar.  —  Eben  so  ist  8)  eine  (direkte) 
Erbeinsetzung  ungültig,  welche  die  Erbschaft  während 
des  Lebens  einer  oder  mehrerer  Generationen 
herrenlos  läfst/*)    Denn  eine  solche  Erbeinsetzung  steht 


1)  So  enthalten  s.  B.  die  drei  Bucher  der  Pandekten  de  legatie  gröle- 
tentheüa  nur  natürliche*  Beoht. 

2)  Daher  ist  sie  auch  ganz  so,  wie  die  letztere  Regel,  von  den  po- 
sitiven Gesetzen  zu  mildem.    Dies  habeatur  pro  non  adjecto. 

3)  Ein  merkwürdiger  Fall  einer  eolchen  Erbeinsetsong  kam  in  England 
vor.  Der  Banquier  Thelluson,  von  Geburt  ein  Schweizer,  setzte 
in  den  achziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  zum  Erben  «eines 
groben  Vermögens  den  Erstgebornen  seiner  dereinstigen  Ur- 
enkel ein.  Für  die  einstweilige  Verwaltung  seines  Nachlasses  be- 
stellte er  Treuhänder  ,  trusties.  Die  Gültigkeit  dieser  Erbeinsetzung 
wurde  besonders  ans  dem  Grunde  bestritten,  weil  —  nach  einer 

Zackariä,  %>om  Staate.    IV.  18 
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mit  dem  Grundsätze  in  Widerspruch ,  dafs  Alles ,  was  ein 
Gegenstand  des  Eigentumes  seyn  kann  und  keinen  Herrn 
hat,  einem  Jeden  zur  Erwerbung  offen  stehn  soll.  —  End- 
lich: 3}  Kraft  des  Grundsatzes,  dafs  Alles,  was  erwor- 
ben werden  kann,  auch  erwerblich  seyn  soll,  (s.  oben 
die  Lehre  vom  Eigenthume  an  Sachen , J  darf  der  Erblas- 
ser nicht  solche  Verfügungen  auf  den  Todesfall  treffen , 
welche  seinen  Nachlafs  oder  einzelne  zu  seinem  Nachlasse 
gehörende  Gegenstände  dem  Verkehre  entziehen  wür- 
den. (In  der  Sprache  des  französischen  Rechts  lautet 
diesenSatz  so :  Substitutionen  sind  widerrechtlich.  *))  Bei 
der  Anwendung  dieser  Regel  auf  die  Gesetzgebung  eines 
Staates  ist  jedoch  vor  allen  Dingen  der  Geist  seiner  Ver- 
fassung in  Betrachtung  zu  ziehn.  Das  französische  Recht 
beschränkt  die  Substitutionen  eben  so  sehr,  als  sie  (the 
entails)  das  englische  Recht  begünstiget.  Jenes  Recht 
entspricht  dem  Interesse  der  Demokratie,  dieses  dem  In- 
teresse der  Erbaristokratie. 

Letzte  Willenserklärungen  sind  zuvörderst  in  dem 
Sinne  auszulegen,  welcher  für  ihre  Vollziehbarkeit  Ge- 
währ leistet,  sodann  abeV  in  dem  Sinne,  welcher  mit  der 
Absicht  des  Erblassers  am  vollkommensten  übereinstimmt.  *~) 


Wahrscheinlichkeitsrechnung  —  der  Betrag  des  Nachlasses  inntit» 
telst  e^ne  dem  Staate  gefährliche  Hohe  erreichen  müsse*  Gleich- 
wohl wurde  das  Testament,  aus  Achtung  für  das  Recht  des  Erb- 
lassers und  da  kein  Gesetz  eine  solche  Erbeinsetzung  untersagte , 
aufrecht  erhalten.  Nur  für  die  Zukunft  untersagte  eine  Parlia- 
mentsacte  ähnliche  Verfügungen.  (Erst  vor  Jahr  und  Tag  ist  der 
eingesetzte  Erbe  zum  Besitze  und  Genüsse  des  Nachlasses  gekom- 
.  men.  Aber  jene  Wahrscheinlichkeitsrechnung  hat  sich  nicht  besta- 
stätiget.  Processe,  theure  Ankäufe,  Unfälle  haben  eine  ungemes- 
sene Vermehrung  des  Nachlasses  verhindert.  Wohl  belehrend!  Der 
Mensch  darf  sich  nicht  der  Hoffnung  hingeben,  über  eine  ferne  Zu- 
kunft gebieten  zu  können.) 

1)  Vgl.  über  den  Begriff  der  Substitutionen  m.  Handbuch  des  franzö- 
sischen Civilrecbts.  §.  693  ff.  —  Auf  tue  Ausnahmen,  welche  von 
dieser  Regel  selbst  nach  den  Grundsätzen  des  Civil  rechts  billig 
eu  machen  sind,  kann  hier  nicht  eingegangen  werden. 

2)  1.  12.  D.  de  R.  J.     „In  tostamentis    pleniua    voluntates    testan- 
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Diese  Regel  der  Auslegung  beruht  auf  der  rechtlichen 
Gunst,  welche  das  Recht,  Verfügungen  auf  den  Todes- 
fall zu  treffen,  als  die  Krone  der  bürgerlichen  Freiheit, 
für  sich  hat. 

II.    Von  der  gesetzlichen  Erbfolge. 

Wenn  der  Erblasser,  ohne  ein  Testament  zu  hinter- 
lassen, mit  Tode  abgegangen  ist,  oder  wenn  das  von 
ihm  errichtete  Testament  aus  irgend  einem  Grunde  un- 
gültig ist  oder  kraftlos  wird ,  so  tritt  die  gesetzliche  Erb- 
folge ein.  *)  Der  Grundsatz  dieser  Erbfolge  ist:  Das 
Gesetz,  auf  welchem  diese  Erbfolge  beruht,  ist  ein  Te- 
stament, welches  von  dem  Gesetze  statt  des  Erblassers, 
gemäfs  dem  vermuthbaren  Willen  der  Erblasser,  zu  er- 
richten ist. 

Aus  diesem  Grundsatze  folgt  unmittelbar :  Das  Gesetz 
hat  diejenigen  und  nur  diejenigen  zur  Erbschaft  zu  be- 
rufen, welche  der  Erblasser  selbst,  wenn  er  ein  Testa- 
ment, und  zwar  ein  gültiges  und  vollziehbares  Testament, 
hinterlassen  hätte,  zur  Erbschaft  berufen  haben  würde. 

Da  jedoch  die  Gesetze  für  alle  und  jede  Erblasser  nur 
ein  und  dasselbe  Testament  errichten  können  und  ^bedin- 
gungsweise J  errichten  sollen ,  so  haben  sie  der  Lösung 
jener  Aufgabe  eine  allgemeine  Vermuthung  zum  Grunde 
zu  legen.  Diese  Vermuthung  ist,  dafs  der  Erblasser,  wenn 
er  ein  Testament  errichtet  hätte,  seine  Verwandten  zu 
Erben  eingesetzt  haben  würde.  Diese  Vermuthung  be- 
ruht auf  so  nahe  liegenden  und  so  bekannten  Gründen, 


tium  interpretantur."  —  Zu  Folge  dieser  Regel  ist  e.  B.  eine  un- 
mögliche Bedingung,  von  welcher  eine  auf  den  Todesfall  getrof- 
fene Verfügung  abhängig  gemacht  worden  ist ,  als  nicht  geschrieben 
ku  betrachten. 

*)  Also,  <jie  successio  legitim*  ist  nur  eine  «ueoeseto  sebsldiaria.  Daa 
folgt  unmittelbar  aus  dem  Bechtsgrunde  des  Erbrechts.  —  Jedoch, 
wie  schon  oben  bemerkt  worden  ist,  neben  einem  letzten  Willen, 
(neben  einem  Kodicille,)  kann  die  gesetzliche  Erbfolge 
bettehn. 
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dafs  sie  hier  nicht  erst  einer  Rechtfertigung  bedarf.    Sie 
hat  überdiefs  den  consensns  gentium  für  sich« 

Desto  schwieriger  aber  ist  die  Frage,  als  eipe  allge- 
meine Frage  betrachtet:  Welche  Verwandte?  und  ins- 
besondere, in  welcher  Ordnung  sind  die  erbberechtig- 
ten Verwandten  von  den  Gesetzen  zur  Erbfolge  zu  be- 
rufen? Für  die  Beantwortung  dieser  Frage  oder  wenig- 
stens des  zweiten  Theiles  dieser  Frage  scheint  es  an  ei- 
ner allgemeingültigen  Regel  oder  Vermuthung  gänzlich 
zu  fehlen.  Und  eben  so  verläfst  uns  hier  der  consensus 
gentium.  Ja,  man  kann  wohl  behaupten,  dafs  von  den 
verschieden  möglichen  Antworten ,  welche  sich  auf  jene 
Frage  ertheilen  lassen,  kaum  irgend  eine  von  dem  einen 
oder  dem '  andern  positiven  Rechte  unversucht  geblieben 

ist.  0 

Jedoch  möchte  der  Ordnung  der  gesetzlichen  Erb- 
folge, für  welche  sich  das  bürgerliche  Gesetzbuch  Oester- 
reichs  erklärt  hat , ')  der  Ruhm  gebühren ,  dafs  sie  der 
Idee  einer  an  sich  vollkommenen  gesetzlichen  Erbfolge- 
ordnung schlechthin  oder  vorzugsweise  entspreche.  Nach 
diesem  Gesetzbuche  folgen  zuerst  die  (ehelichen)  Nach- 
kommen des  Erblassers ,  nach  den  Stämmen  und  mit  Erb- 
vertretungsrechte;  dann  der  Vater  und  die  Mutter,  oder 
anstatt  des  Vaters,  wenn' dieser  vor  dem  Erblasser  ver- 
storben ist,  die  Nachkommen  des  Vaters  nach  den  von 
der  ersten  Klasse  geltenden  Regeln,  und* eben  so  anstatt 
der  Mutter,  wenn  diese  nicht  mehr  am  Leben  ist,  die 
Nachkommen  derselben.  In  der  dritten  Klasse  folgen  die 
Grofseltern ,  in  der  vierten  die  Urgrofseltern  des  Erblassers 
u.  s.  w.  und  zwar  so,  dafs  an  die  Stelle  eines  Verstor- 
benen allemal  dessen  Nachkommen  (jure  repraesentatio- 


1)  Wie  reich  sind  z.  B.  die  fransösischen  coutumes  an  den  ▼ersehie- 
denartigsten  Erbfolgeordnungen.  S.  Merlin  repert.  t.  propres 
■nd  paterna  pertinis; 

9)  Weder  du  römische  nocTdas  fraosösische  Recht  bernht  in  dieser 
Lehre  auf  irgend  einem  Grundtatze. 


nis  in  stirpes)  eintreten,  auch,  wenn  von  einem  Eltern- 
paare der  eine  Theil  ohne  Nachkommenschaft  verstorben 
ist,  statt  seiner  zugleich  der  andere  Theil  zur  Erbfolge 
gelangt.  *)  Dieser  Erbfolgeordnung  dürfte  jener  Rahm 
gebühren.  Denn  sie  stützt  .sich  auf  die  Stufenreihe  der 
Pflichten,  welche  das  Familienverh&Itnifs  in  seiner  natur- 
gemäfsen  Beschaffenheit  dem  Menschen  auferlegt*  # 

III.    Rechtsregeln,  welche  sowohl  von  der  te- 
stamentarischen als  von  der  gesetzlichen 

Erbfolge  gelten. 

Abgesehn  von  der  Verschiedenheit  ihres  Rechtstitels 
stehen  die  testamentarischen  und  die  gesetzlichen  Erben 
in  rechtlicher  Hinsicht  einander  gleich; 

Sowohl  von  den  einen  als  von  den  andern  gilt  alles 
das,  was  oben  von  den  allgemeinen  Rechtsnachfolgern 
überhaupt  gesagt  worden  ist. 

Sowohl  die  einen  als  die  anderen  sind  nicht  schon 
von  Rechts  wegen  Eigenthümer  des  Nachlasses.  Son- 
dern beide  haben,  kraft  ihrer  bürgerlichen  Freiheit  die 
Wahl,  ob  sie  die  Erbschaft  antreten  oder  nicht  antreten 
wollen.  Aber,  nachdem  der  Erbe  einmal  die  Erbschaft 
angetreten  hat,  kann  er  sich  derselben  nicht  wieder  ent- 
schlagen. *~)  (Semel  heres,  semper  heres.)  Nunmehr 
Vertreter  (oder  Repräsentant)  des  Erblassers  kann  er  auf 
die  Eigenschaft,  die  er  als  Erbe  hat,  eben  so  wenig,  als 
auf  seine  eigene  Persönlichkeit ,  verzichten.  Wenn  also 
der  Erbe  die  ihm  angefallene  und  von  ihm  angetretene 
Erbschaft  z.  B.  verkauft ,  so  ist  der  Nachlafs  nur  als  eine 
Sammlung  von  Gütern,  (nur  als  eine  universitas  facti ,3 
der  Gegenstand  des  Vertrages. 


1)  Diese  Erblelgeordanng  kommt  schon  In  einigen  französischen  coä- 

fcunes  vor.    (Systeme  de  la  refente.) 
9)  Bs  wäre  denn ,  dato  der  Antritt  der  Erbschaft  aus  einem  Grande 

angefochten  werden  könnte,  welcher  gegen  die  Gültigkeit  einer 

Wülenshandlung  überhaupt  geltend  gemacht  werden  kann;  a.  B. 

propter  vim  vel  dolum. 
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ANHANG 

.    %u  der  Lehre  vom  Erbrechte. 

Zur 
Philosophie  der  positiven  Erbrechte. 

Das  Erbrecht  ist  seinem  Wesen  nach  mit  den  summt- 
fichen  öffentlichen  und  heimlichen  Verhältnissen  der  Men- 
schen so  genau  verwebt,  dafs  die  positiven  Erbrechte  un- 
ter dem  Einflüsse  aller  der  Ursachen  stehn,  aufweichen 
die  Verschiedenheit  und  die  Eigentümlichkeiten  der  po- 
sitiven Rechte  überhaupt  beruhn,  und  dafs  sie  eben 
deswegen ,  —  da  diese  Ursachen  hier  so  dort  anders  wir« 
ken,  hier  die  eine  dort  eine  andere  dieser  Ursachen  die 
vorherrschende  ist,  —  eine  grofse  Mannigfaltigkeit  dar- 
bieten. 

So  hat  z.  B.  überall  die  Beschaffenheit  des  Verhält- 
nisses, welches  unter  den  Mitgliedern  einer 
und  derselben  Familie  besteht,  auch  auf  die  Be- 
schaffenheit des  positiven  Erbrechtes  Einflute.  Dieser  Ein- 
ftlifs  tritt  am  augenscheinlichsten  in  der  Thatsache  hervQr, 
dafs  die  positiven  Erbrechte  bald  den  Mannsstamm  dem 
Weibsstamme  vorziehn,  bald  beide  Geschlechter  einander 
gleichstellen.  Der  letztere  Fall  ist  bei  weitem  der  selt- 
nere, da  eine  Gesetzgebung  dieses  Geistes  nur  die  Frucht 
einer  schon  hoch  gestiegenen  Kultur  und  Civilisation  seyn 
kann.  —  Eben  so  die  Lebensart  des  Stammes  oder  Vol- 
kes, seine  wirthschaftlichen  Verhältnisse.  Nur 
einige  Beispiele !  Bei  den  Beduinen  war  schon  vor  Jahr- 
tausenden ,  (wie  die  Geschichte  Esau's  beweist,)  das  Erst- 
geburtsrecht Sitte.  Der  Reichthum  der  Beduinen  sind  ihre 
Heerden.  Getheilt  würde  die  Heerde  eines  Familienhaup- 
tes oft  keinem  seiner  Söhne  einen  genügenden  Unterhalt 
gewähren.  In  viele  deutsche  Bauergüter  folgt  entweder 
nur  der  älteste  oder  nur  der  jüngste  Sohn.  *)    Eine  Thei- 


*)  Auch  darüber  gitbt  die   vorliegende  Ursache  Aufschluf«,  dafs  in 
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lang  des  Gutes  würde  oft  die  Folge  haben,  dafs  kein  Theil 
gehörig  bewirtschaftet  werden  könnte.  Oft  würde  oder* 
müfste  es  auch  an  Kapitalien  zur  Erbauung  neuer  Wirt- 
schaftsgebäude fehlen.  —  Ferner,  die  Staatsverfas- 
sung. Z.  B.  der  Demokratie  frommt  ein  anderes  Erb- 
recht, als  der  Erbaristokratie  oder  der  Monarchie.  —  End- 
lich auch  die  Religion;  bald  so,  dafs  sie  das  Eigen- 
thum  am  Vermögen ,  damit  das  Vermögen  nachdem  Tode 
seines  Eigentümers  den  Erben  erhalten  würde,  unter  den 
Schatz  der  Hausgötter  stellt,  *)  bald  so,  dafs  sie,  die 
Bande  der  Verwandtschaft  anziehend  und  verstärkend, 
die  Grundlagen  der  gesetzlichen  Erbfolge  befestigt,  auch 
wohl  den  Kreis  der  Verwandten,  welche  zum  Erbe  be- 
rufen seyn  sollten ,  genauer  bestimmt. 2) 

Jedoch,  so  verschiedenartig  und  so  mannigfaltig  auch 
aus  diesen  und  anderen  Ursachen  die  positiven  Erbrechte 
sind,  so  dürften  sie  doch  insgesammt  ihrem  Grundcharak- 
ter  nach  unter  zwei  Klassen  gebracht  werden  können. 
—  Die  Gesetzgebungen  der  einen  Klasse  gründen  das 
Erbrecht  auf  ein  Gesammteigen  th  um,  welches  sie 
der  Familie  an  dem  Vermögen  eines  jeden  einzelnen  Fa- 
miliengliedes  zuschreiben 4  die  der  andern  Klasse  be- 
trachten das  Erbrecht  als  eine  Folge  von  dem  Eigenthume, 


einigen  Gegenden  der  Seniors!  oder  die  ftrimogesltnr ,  in  ander» 
der  Juniorat  Rechten*  wurde.  Es  kam  darauf  an,  ob  der  Wirtü 
C wegen  der  größeren  oder  geringeren  auf  dem  Gute  haftenden  La- 
sten) Ursache  hatte,  sich  frühzeitig  oder  erst  in  höherem  Alter  in 
die  Ruhe  zu  setzen. 

1)  Darauf  bezog  sich  die  Regel  des  ältesten  römischen  Erbrechts: 
Sacra  privata  perpetua  et  cum  hereditate  conjuneta  sunto.  Cic. 
de  legibus.  II,  18.  19.  —  Auch  dem  ältesten  deutschen  Rechte 
scheint  diese  Regel  nicht  fremd  gewesen  zu  sevn.  S.  Lex  8al. 
tit.  63.  uud  mein  Progr.  de  originibus  juris  Romani  ex  j/  Gern, 
repetendis.    Heidelb. 

Z)  Nach  den  Gesetzen  der  Hindus  ist  das  ErbfoJgerecbt  von  der  Ver- 
bindlichkeit und  von  dem  Rechte,  an  der  Leichenfeier  Tb?il  zu 
nehmen,  abhängig.  Institutes  of  Uiudu  Laws  or  Ihe  Ordinance*  of 
Menü.  Lond.  1796.  Chap.  IX,  g.  104  ff.-«  S.  auch  Hüllmann, 
Staatsrecht  des  Alterthumes.    Köln  1680. 


welches  dem  Menschen  an  seipem  Vermögen  zusteht,  wenn 
feuch  nicht  in  allen  Gesetzgebungen  der  einen  oder  der 
andern  Klasse  das  Princip ,  auf  welches  sie  zurückgeführt 
Werden  können,  bestimmt  hervortritt  oder  konsequent 
durchgeführt  wird.  Die  Gesetzgebungen  der  ersten  Klasse 
kann  man  so  deuten,  dafs  sie,  gleich  als  ob  die  Volks- 
gemeinde aus  so  vielen  kleineren  Gemeinden,  als  Fami- 
lien, bestehe,  das  Erbrecht  aus  dem  Gesammteigenthume 
ableiten,  welches  eine  Volksgemeinde  an  dem  Vermögen 
eines  jeden  einzelnen  (Jemeindegliedes  hat.  Die  Gesetz- 
gebungen der  zweiten  Klasse  beruhen  auf  dem  oben  auf* 
gestellten  Systeme  des  philosophischen  Erbrechts.  —  Viel- 
leicht vermifst  man  in  dieser  Klassification  der  positiven 
Erbrechte  eine  dritte  Klasse,  —  die  Gesetzgebungen, 
nach  welchen  der  Staat  der  einzige  Erbe  seiner  Unter- 
thanen  ist.  Jedoch  Beispiele  solcher  Gesetzgebungen  kom- 
men höchstens  in  einigen  Negerstaaten  vor,  d.  i.  in  Staa- 
ten, in  welchen  es  in  dem  Verhältnisse  zum  Herrscher 
tiberall  nicht  ein  Sondereigenthum  giebt.  Sonst  aber  be- 
steht auch  in  den  Staaten,  welche  man  zu  den  Despo- 
tieen  zu  rechnen  pflegt,  ein  Erbrecht.  In  der  Türkei  z.  B« 
ist  der  Sultan  nur  der  Erbe  seiner  Beamten  und  Diener; 
kraft  der  Vermuthung,  dafs  diese  ihr  Vermögen  in  dem 
Dienste  ihres  Herrn  —  und  wohl  nicht  mit  Fug  und  Recht 
—  erworben  haben.  Und  auch  dieses  Gesetz  wird  da- 
durch fast  unwirksam  gemacht,  dafs  der  Beamte  eine  Mo- 
schee zum  Erben  einsetzen  kann,  mit  der  Bedingung, 
dafs  die  Nutzniefsun^  des  Nachlasses  der  Familie  ver-* 
bleiben  soll.  *) 


•)  Bleie  Vermächtnisse  werden  Wakfs  genannt.  Vgl.  Travels  in  Eu- 
rope,  Asia  minor  and  Arabia.  By  J.  Griff!  ths.  London  180*. 
(Ich  habe  nicht  gelesen ß  dafs  diese  successio  extraordinaria  do- 
mini  neuerlich  in  der  Türkei  aufgehoben  worden  wäre.)  —  Mit  die- 
ser Erbfolge  darf  man  nicht  die  der  katholischen  Kirche  in  das 
Vermögen  der  Geistlichen  vergleichen.  9.  c.  1.  7.  8.  9.  1Ä.  X.  de 
testam.  c.  1  —  4.  X.  de  peoul.  der.  Diese  beruht  auf  den  beson- 
dern  Pflichten  der  Geistlichen.  Jedoch  auch  diese  Erbfolge  hat  sich 
fast  nirgends  su  behaupten  ▼ermqeht. 


Beide  Systeme,  —  das  System  der  Gesetzgebungen 
der  ersten  und  das  der  Gesetzgebungen  der  zweite* 
Klasse ,  ')  —  sind  einander  fast  in  allen  ihren  Folgen  di- 
rekt entgegengesetzt 

Nach  dem  zweiten  Systeme  *  dem  Systeme  des  philo- 
sophischen Erbrechts,  ist  die  testamentarische  Erbfolge 
die  Regel,  die  gesetzliche  Erbfolge  aber  nur  bestimmt, 
den  Mangel  an  einem  Testamente  zu  ergänzen.  —  Das 
erste  System,  konsequent  durchgeführt,  gestattet  nicht 
einmal ,  einen  letzten  Willen  zu  errichten.  *)  Denn  eine 
Verfügung  auf  den  Todesfall  wäre  eine  Verfügung  über 
fremdes  Eigenthum.  Wenn  eine  Gesetzgebung,  welcher 
dieses  System  zum  Grunde  liegt,  dem  Erblasser  gleich 
wohl  die  Erlaubnifs  ertheileu  will,  über  sein  Vermögen 
(schlechthin  oder  theilweise)  zu  verfügen,  so  kann  sie 
diese  Rechtswohlthat  mit  dem  Grundsatze  nur  so  ver*  * 
einigen,  dafs  dennoch  die  Blutsverwandten  die  alleinigen 
Erben  sind  und  bleiben  und  denselben  nur  die  Verbind- 
lichkeit zur  Vollziehung  der  von  dem  Erblasser  getroffe- 
nen Verfügungen  obliegt.  *)  —  Dagegen  sind  Erb  ver- 
trage d.  i.  Verträge,  durch  welche  die  gesetzliche  Erb- 
folge aufgehoben  oder  abgeändert  wird,  mit  dem  zweiten 
Systeme  vollkommen  vereinbar.  Nicht  als  ob  der  Erblas- 
ser das,  was  er  nicht  in  der  Form  eines  letzten  Willens 
anordnen  kann ,  in  der  Form  eines  Vertrages  ins  Werk  za 


1)  Um  Worte  so  sparen ,  werde  ich  sie  In  der  Folge  das  erste  und 
das  s weite  System  nennen. 

2)  Daher  berichtet  Tacttus,  (German.  oap.  80.)  Ten  dem  deutschen 
Rechte  seiner  Zeit,  einem  Rechte  dieser  Klasse:  Nulluni  testamen- 
ftum.  CDer  Erb  vortrage  gedenkt  Tacitus  nicht.  Vielleicht  des- 
wegen, weil  ihm»  einem  Römer,  die  Sache  unverständlich  war.) 
—  Jedoch  machen  die  deutschen  Rechte  gewöhnlich  einen  Unter- 
schied zwischen  ererbten  und  errungenen  Gutern,  oder  «wischen 
dem  liegenschaftliehen  nnd  dem  beweglichen  Vermögen,  sur  Mil- 
derung des  strengen  Reehts  und  aus  anderen  Ursachen. 

B)  Der  Schlüssel  eu  dem  heutigen  —  obwohl  seinem  Grundsatse  nioht 
immer  treuen  —  französischen  Erbrechte! 


ist 

Hetzen  berechtiget  wäre.  Sondern  wenn  und  in  wie  fern 
Krittelst  eines  solchen  Vertrages  die  Familie,  (der  Erb- 
lasser miteingeschlossen,^  das  Gesammteigenthum  ver- 
aufsert,  welches  ihr  an  dem  Vermögen  der  einzelnen  Fa- 
milienglieder zusteht  iy  » 

Nach  dem  zweiten  Systeme  erwirbt  der  Erbe ,  der  te- 
stamentarische und  der  gesetzliche ,  die  Erbschaft  nur  in- 
dem er  sie  (verbis  vel  factiV)  antritt.  Nach  dem  ersten 
Systeme  geht  die  Erbschaft  kraft  Gesetzes  auf  die 
Erben  über.  *)  (Le  mort  saisit  le  vif.)  Denn  die  Erben 
erwerben  nicht  erst  nach  dem  Tode  des  Erblassers  das 
Eigenthum  an  dessen  Vermögen.  Sondern  es  wird  nur 
mit  dem  Tode  eines  Familiengliedes  das  Eigenthum  voll- 
kommen wirksam ,  welches  die  Familie  qn  dem  Vermögen 
eines  jeden  ihrer  Mitglieder  hat.  (Daher  hat  das  Wort : 
Erbe,  einen  andern  Sinn  nach  dem  ersten,  einen  andern 
nach  dem  zweiten  Systeme.) 

Nach  dem  zweiten  Systeme  vertritt  der  Erbe,  der 
testamentarische  und  der  gesetzliche,  den  Erblasser,  tain, 
quoad  passiva  quam  quoad  aetiva.  Dem  ersten  Systeme 
ist  das  Recht  und  die  Verbindlichkeit  zur  Vertretung  des 
Erblassers  unbekannt.  Zwar  geht  auch  nach  diesem  Sy- 
steme das  Vermögen  eines  Familien/Gliedes,  nach  dem 
Tode  seines  Inhabers  oder  Nutzniefsers  in  der  Eigenschaft 
eines  Vermögens  auf  die  Erben  über.  Aber  nur  deswegen, 
weil  es  ein  Bestandteil  des  Familienvermögens  ist.  Auch 
nicht  so,  dafs  die  Erben,  —  als  welche  kraft  eigenen 
Rechts  in  das  Vermögen  des  Verstorbenen  folgen,  —  für 
die  von  diesem  gemachten  Schulden  zu  haften  hätten. 


1)  Das  deutsche  Recht  forderte  zur  Gültigkeit  eines  Erb  Vertrages  die 
Zustimmung  der  Agnaten.  Aber  der  Sache  nach  war  die  Fa- 
milie die  H  a  u  p  t  parthei. 

2)  Und  zwar  auf  die  sä  mint  liehen  Mitglieder  der  erbberechtigten 
Familie.  Die  Erbfolgeordnung  bezieht  sich  nur  auf  das  VerhaltnUs 
unter  den  Erben. 


Endlich,  das  erste  System  mnfs  fest  unausbleibHek 
dahin  fahren,  da&  das  Gesetz  den  Mannsstamm  ent- 
weder allein  oder  doch  Ter  dem  Weibsstamme  zur  Erb« 
feige  beruft.  Nam  foeraina  est  felis  familiae.  Nicht  eben 
so  steht  ein  Vorzugsrecht  des  Mannsstammes  mit  dem 
zweiten  Systeme  in  einem  wesentlichen  Zusammenhange« 

Man  darf  vielleicht  behaupten ,  dafs  das  erste  System 
die  ursprungliche  Grundlage  aller  positiven  Erbrechte 
war.  Denn  aus  der  Verbindung,  welche  die  Natur  selbst 
anter  den  Mitgliedern  einer  und  derselben  Familie  gestiftet 
hat,  mutete  sich  jenes  System  gleichsam  von  selbst  ent- 
wickeln. Nun  entspricht  zwar  ausschliefslich  das  zweite 
System  dem  Interesse  der  bürgerlichen  Freiheit.  Aber 
ein  Volk  mufs  schon  bedeutende  Fortschritte  in  der  Kultur 
und  Civilisation  gemacht  haben,  um  den  Wer  eh  der  bür- 
gerlichen Freiheit  zu  erkennen  oder  um  seinen  Rechts-* 
zustand  mit  dem  Interesse  dieser  Freiheit  in  Ueberein- 
stimmsng  zu  setzen.  Ueberdiefs  verwebt  sich  ein  einmal 
eingeführtes  Erbrecht  mit  allen  Verhältnissen  des  bürger- 
lichen Lebens,  nicht  selten  auch  mit  der  Staatsverfassung 
in  dem  Grade,  dafs  es  schwer  ist,  sich  von  demselben 
loszureifsen.  Es  darf  daher  nicht  befremden,  wenn  das 
erste  System  seine  Herrschaft  auch  bei  vielen  hochgebil- 
deten Völkern  noch  fortdauernd  behauptet. 

Das  erste  System,  das  System  also,  nach  welchem 
das  Erbrecht  auf  einem  Gesammteigenthume  der 
Familie  beruht,  ist  das  der  Erbrechte  deutschen  Ur- 
sprungs. Schon  in  der  geschichtlichen  Urzeit  der  deutschen 
Nation  lassen  sich  in  ihren  Rechten,  so  mangelhaft  auch 
unsere  Kenntnifs  von  denselben  ist ,  Spuren  dieses  Syste- 
mes  entdecken.  #}  Mit  der"  Zeit  tritt  dasselbe  System  in 
den  Gesetzen  der  Deutschen  immer  bestimmter  hervor. 
In  dem  Rethte  der  Stamm  -  und  der  Lehngüter ,  (der  Ma- 
jorate und  der  Familienfideikommisse ,~)  hat  es  sich  bei 

*)  Dabin  gebor»  dl«  oben  a.  Stelle  des  Tacitus:  NulJu»  testamestoflou 


den  meisten  Völkern  deutschen  Ursprungs  sogar  bis  auf 
unsere  Tage  erhalten.  Ja,  so  wesentlich  nach  der  Rechts- 
zustand  Frankreichs  dnrch  die  Revolution  umgestaltet  wor- 
den ist,  so  beruht  doch  auch  das  Erbrecht  des  Code  civil, 
wie  das  der  aufgehobenen  französischen  Gewohnheits- 
rechte, auf  dem  Grundsatze  des  der  Familie  zustehenden 
Gesammteigenthumes.  *)  —  Dafs  dieses  Princip  die  Grund- 
lage der  deutschen  Erbrechte  wurde,  hatte  noch  eine  be- 
sondere Ursache,  eine  Ursache,  welche  zugleich  auf  die 
einzelnen  Bestimmungen  dieser  Rechte  einwirkte.  Bei 
den  Deutschen  herrschte  einst,  wie  bei  so  vielen  andern 
Tölkern ,  das  Recht  der  Blutrache.  Mit  der  Zeit  wurde 
es  jedoch  Sitte,  dafs  ein  Todschlag  oder  eine  Verwun- 
dung durch  ein  Wehrgeld  gesühnt  werden  konnte,2) 
und  endlich  Rechtens ,  dafs  die  Blutrache  gegen  den  Em- 
pfang eines  Wehrgeldes  aufgehoben  werden  mufste. 
So  wie  nun  ursprünglich  die  eine  Familie  bei  der  Aus- 
übung der  Blutrache,  die  andere  bei  der  Verteidigung 
gegen  die  Blutrache  für  einen  Mann  gestanden  hatte,  so 
war  und  blieb  auch  in  Beziehung  auf  das  Wehrgeld  die 
eine  und  die  andere  Familie  eine  Gesammtheit  So  wie 
«ich  aber  an  diese  Eigenschaft  einer  Familie  die  Idee  ei- 
nes der  Familie  zustehenden  Gesammteigenthumes  gleich- 
sam von  selbst  anreihen  mufste,  so  war  noch  überdiefs 
die  Sammtverbindlichkeit  der  Familienglieder,  (der  Agna- 
ten oder  Schwerdtmagen ,)  von  der  Bedeutung  und  von 
dem  Umfange,  dafs  es  den  Einzelnen  nicht  gestattet  seyn 
konnte,  durch  eine  Verfügung  auf  den  Todesfall  den 
Stamm,  auf  welchem  die  Last  haftete,  —  sey  es  zum 
Nachtheile  der  gesammten  Familie  oder  zum  Nachtheile 
der  zunächst  Verpflichteten,  —  zu  vermindern.    Es  wurde 


4 
1)  Sonderbar  genug  ist  dieses  Princip  des  ursprünglich  deutschen  Erb- 
rechts   von  einigen  deutschen  Rechtsgelehrten  verkannt  worden« 
Und  doch  ist  es  gerade  der  Uauptecblüssel  zu  diesem  Rechte. 

*)  Schon  Tacitus  gedenkt  dieser  Sitte.    German.  c.  91. 
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daher  Rechtens:  Den  Verstorbenen  beerbt  der,  welcher 
für  ihn  das  Wehrgeld  zu  entrichten  verpflichtet  und  mit» 
hin  anch  umgekehrt  das  Wehrgeld  zu  erheben  berechti- 
get .war.  * J  Dagegen  »brach  Theilnng  Felge.«  *~)  Denn, 
wenn  Brüder  oder  Vettern  die  Gemeinschaft,  in  welcher 
sie  bisher  wegen  ihrer  Stammgüter  gestanden  hatten, 
durch  eine  Theilung  gänzlich  aufhoben,')  so  waren 
sie  nicht  weiter  rechtlich  verpflichtet,  einander  zu  ver- 
teidigen oder  das  Wehrgejd  für  einander  zu  entrichten« 
—  Dafs  sich  dieses  Erbrecht  auch  unter  ganz  veränder- 
ten Umständen  erhielt ,  hatte  noch  den  besonderen  Grund, 
dafs  es  mit  dem  Rechte,  nach  welchem  Grund  und  Boden 
besessen  wurde  ,  so  wie  mit  dem  Interesse  der  grundherr- 
lichen oder  adlichen  Geschlechter,  in  dem  genauesten  Zu- 
sammenhange stand. 

Eines  andern  Geistes  ist  das  justinianisch  -  römis ehe 
Erbrecht.  Dieses  beruht  im  Ganzen  auf  dem  zweiten  Sy- 
steme d.  i.  auf  dem  Rechte  des  Erblassers ,  über  sein  Ver- 
mögen eine  jede  beliebige  Verfügung  auf  den  Todesfall 
zu  treffen.  Jedoch  auch  das  römische  Recht  scheint  in 
-der  Lehre  vop  der  Erbfolge  ursprünglich  von  dem  ersten 
Systeme  oder  von  dem  Grundsatze  des  deutschen  Erb- 
rechts ausgegangen  zu  seyn.  *)    Die  Geschichte  des  rö- 


1)  Die  ältesten  deutschen  Rechte  sprechen  fest  ohne  Ausnahme  diesen 
Grundsatz  aus.  S.  z.  B.  Lex  Sal.  tit.  61.  63.  63.  Lex  Ripuar.  67, 
1.  Lex  Fris.  14,  4.  Lex  Longob.  I,  8,  18.  II,  14.  Schwabens». 
Art.  184.  —  Denselben-  Grundsatz  enthält  das  Mosaische  Recht, 
S.  Michaelis,  Mos.  Recht.  §.  78.  181. 

2)  Sachs.  Lehnrecht  Art.  32.    Schwab.  LR.  Art«  63. 

3)  Eine  solche  Theilung  wurde  eine  Tod  theilung  genannt,  zum  Un- 
terschiede von  einer  Muthschierung  d.  i.  von  einer  wieder* 
ruflichen  Theilung» 

4)  Dafür  läfst  sich  z.  B.  anfuhren,  üafs  das  älteste  römische  Recht 
nur  die  Agnaten  zur  Erbfolge  berief.  —  dals  die  XII  Tafeln  den 
Römern  ausdrücklich  das  Recht  ertheilen  mufsteri,  ein  Testament 
zu  errichten.  Auch  das  testamentum  in  comitiis  condltum  läfst  sieh 
mit  dieser  Ansicht  in  Verbindung  setzen.    Man  konnte  ursprünglich 


mischen  Erbrechte  ist  die  Geschichte  eines  Kampfes  5  wei- 
eben  das  zweite  System  mit  dem  ersten  bestand  und  in 
welchem  endlich  jenes,  (unterstützt  von  mnem  mächtigen 
Bundesgenossen ?  dem  prätorischen  Rechte,)  entschieden 
den. Sieg  davon  trug. 


nur  in  der  Volkaversammlung  ein  Testament  errichten ,  weil  der 
Handlung  des  Testirers  die  detestatio  sacrornm  —  der  feierliche  Aus- 
tritt ans  der  Familienverbindung,  oder  die  Versieh tleistung  auf  das 
Mteigenthum  an  dem  Vermögen  der  Familie  —  veransgehn  mulate. 


VIER  UND  ZWANZIGSTES  BUCH. 

Von  der 

■ 

Polizeigewatt  des  Staates.1') 
ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Begriff*  der  Poli%eig€%calt. 

JUa  Folge  der  in  einer  andern  Stelle  des  vorliegenden 
Werkes  versachten  systematischen  Eintheilung  der  Rechte 
der  Machtvollkommenheit ,  hat  die  Polizeigewalt  die  Pflicht 
auf  sich,  die  Grundsätze  der  schützenden  Gerechtigkeit 
in  Vollziehung  zu  setzen ,  mithin  das  Gemeinwesen  und 
die  einzelnen  Unterthanen,  nötigenfalls ,  gegen  die  Ge- 
fahren in  Schutz  zu  nehmen,  von  welchen  sie  in  ihren 
Rechten  bedroht  seyn  können.  *) 

-  Aus  dieser  Begriffsbestimmung  folgt  erstens :  Die  Po- 
lizeigewalt ist  von  dem  Präventionsreehte  des  Staa- 


1)  Gräfe  ist  der  Reichtbum  unserer  Literatur  an  Schriften  über  die 
Polizei.  Zn  den  neuesten  Schriften  dieses  Faches  gehören:  Mo  hl, 
die  Polizeiwissenschaft  nach  den  Grundsätzen  des  Rechtsstaates. 
Tübing.  1838  f.  II  Bde.  —  Ungewitterj  Encyklopadie  der  Pol 
lizeiwissenscbaften.    Karlsr.  1885. 

2)  Vgl.  Theil  I.  8.  28  ff.  und  118  ff.  —  Bekannt  ist  der  Streit  über 
den  Begriff  der  Polizeigewalt  und  über  die  diesem  Begriffe  ver- 
wandten Begriffe.  Man  kann  in  diesem  (und  in  einem  jeden  ähn- 
lichen) Streite  nur  so  zu  einem  sicheren  Resultate  gelangen,  data 
man  von  einer  systematischen  Eintbeilung  der  Hoheitsrechte  ans« 
geht.  Alsdann  kann  man  einem  jeden  Theile  der  Regierungslehre 
sein  eigentümliches  Gebiet  anweisen.  Der  Name  ist  dann  gleich- 
gültig, wenn  er  auch  mit  Röcksicht  auf  den  Sprachgebrauch  m 
wühlen  ist. 


tes  nicht  etwa  blos  dem  Namen  nach  verschieden.  —  Al- 
lerdings steht  dem  Staate,  wie  einer  jeden  physischen 
oder  moralischen  Person,  auch  ein  Präventionsrecht  d.  i. 
auch  das  Recht  zu,  (physische)  Gewalt  durch  (physische) 
Gewalt  abzuwehren.  Denn  ein  jedes  Recht  ist  seiner  Form 
nach,  oder  als  ein' Zwangsrecht  überhaupt  betrachtet, 
zugleich  ein-  Präventionsrecht  in  der  so  eben  bestimm- 
ten Bedeutung  dieses  Worts.  Aber  eben  deswegen  ist 
'das  Präventionsrecht,  in  wie  fern  es  dem  Staate  zu- 
steht, nicht  ein  besonderes  und  selbstständiges  Hoheit- 
recht.  Dagegen  kommt  der  Polizeigewalt  diese  Eigen- 
schaft zu«  Denn  vermöge  seiner  Polizeigewalt  kann  der 
Staat  den  Unterthanen  die  Pflicht  auflegen ,  einander  auch 
gegen  die  Gefahren,  mit  welchen  sie  von  physischen 
Ursachen  bedroht  werden,  Beistand  zu  leisten,  eine  Pflicht, 
welche  er  ihnen  nur  vermöge  des  Grundsatzes  der  schüz- 
zenden  Gerechtigkeit  auflegen  kann»,  Zu  Folge  dessel- 
ben Grundsatzes  kann  er,  um  rechtswidrige  Hand- 
lungen zu  verhindern,  von  Mitteln  Gebrauch  machen, 
für  welche  er  sich  auf  keinen  andern  Rechtsgrund  beru- 
fen könnte.  Er  darf  und  soll  rechtswidrige  Handlungen 
im  allgemeinen  (oder  in  abstracto)  mit  einer  Strafe  be- 
drohn  und  dann  die  einzelnen  Handlungen ,  durch  welche 
diese  Gesetze  verletzt  worden  sind ,  (oder  die  Vergehen 
in  concreto)  mit  der  verwirkten  Strafe  belegen.  (Vgl. 
das  folgende  Buch  %  die  Lehre  von  der  Strafgewalt  des 
Staates.)  Die  Polizeigewalt  ist  so  wenig  mit  da*  Prä- 
ventionsrechte des  Staates  ein  und  dasselbe  Recht,  dafs 
sie  vielmehr  beziehungsweise  den  Zweck  hat ,  die  Aus- 
übung des  Präventionsrechtes  entbehrlich  zu  machen» 

Zweiten*:  Die  Polizeigewalt  hat  nicht  den  Zweck, 
die  Wohlfarth  und  den  Wohlstand  des  Volkes  oder  die 
Macht  der  Regierung  zu  vermehren.  Der  Zweck  der 
Polizeigewalt  ist  nur  ein  negativer;  die  Polizei  90II  nur 
gewisse  Gefahren  von  dem  Gemeinwesen  und  von  seinen 
Mitgliedern  abwehren.  Allerdings  gereicht  das ,  was  den 
Zustand  eines  Volkes  verbessert,  auch  der  Polizei  zum 
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Vortheile.  Es  wird  z.  B.  die  Zahl  der  Gewalttätigkeiten 
in  demselben  Verhältnisse  abnehmen,  in  welchem  sich  der 
Volkscharakter  mildert.  Aber  hieraas  folgt  nicht,  data 
auch  die  Vorsorge  für  das  Gemeinbeste  überhaupt  in  das 
Gebiet  der  Polizeigewalt  gehöre.  Aach  angenommen, 
dafs  der  Staat  nicht  verpflichtet  and  berechtiget  ist,  auf 
das  persönliche  Wohl  und  auf  den  Wohlstand  des  Volks 
direkt  und  positiv  einzuwirken,  die  Polizeigewalt  ist  und 
bleibt  dennoch  ein  Recht  der  Machtvollkommenheit. 

Dritten*:  Eine  jede  Aufgabe,  welche  der  Staat  zu 
losen  hat,  ist  zugleich  eine  Aufgabe  der  Polizei.  Denn 
so  viele  Aufgaben  der  Staat  zu  lösen  hat,  von  so  vielen 
Seiten  ist  er  verwundbar,  ist  er  mit  Gefahren  bedroht 
Es  giebt  eine  Verfassungspolizei , ')  eine  gerichtliche  Po- 
lizei, eine  allgemeine  Sicherheitspolizei  u.  s.  w.  Die  Po- 
lizei gleicht  einer  Schlingpflanze ,  sie  umrankt  alle  Theile 
der  Staatsverfassung,  alle  Zweige  der  Staatsverwaltung. 
—  Umgekehrt  hat  die  Art ,  wie  der  Staat  irgend  eine  an- 
dere d.  i.  eine  nichtpolizeiliche  Aufgabe  löst,  zugleich  ein 
polizeiliches  Interesse.  Eine  Verfassung  z.  B.,  welche* 
den  wahren  Bedürfnissen  des  Volks  entspricht ,  bedarf  am 
wenigsten  iufserer  Stützen.  *) 


ZWEITES  HAÜPTSTÜCK. 

Die  Polizeiwissenschaft. 

Hieraus  (Hauptst  «1«)  folgt  aber:  Die  Polizeiwissen* 
schaftist  nicht  eine  selbstständige  Wissenschaft d. i. 
sie  kann  nicht  ihrem  ganzen  Umfange  nach  gesondert  von 


1)  So  enthält  s,  B.  In  4er  konstitutionellen  Monarchie  die  Wahlord- 
nung und  eben  so  die  Geschäftsordnung  der  Kammern  gröfstentheils 
polizeiliche  Vorschriften. 

S)  Dieses  Verh&ltnifs  der  Wechselwirkung « «wischen  der  Poli«elge- 
walt  und  den  übrigen  Hoheitsreohten  dürfte  eine  der  Ursachen  sejrn, 
warum  über  den  Begriff  der  Police!  «in«  so  grofse  Verschieden- 
heit der  Ansichten  herrscht 

2*e/i/»n«,  00m  Staut*.     IV.  "  IV 


dea  übrige»  Theileo  der  Stftatswisseuschaft  dargestellt 
werden.  Nur  der  allgemeine  T^U  der  Polizeiwissen- 
Schaft,  —  der  Theil,  in  welchem  von  dem  Begriffe,  van 
dem  Grands**?*  und  von  den  Arten  der  Polizei,  so  wie 
von  der  Stellung  der  Polizeiwissenschaft  zu  den  übrigen 
Theilen  der  Staats  Wissenschaft  zu  handeln  i&t,  —  gestat- 
tet und  fordert  eine  besondere  Bearbeitung.  Die  Haupt- 
frage aber:  Welche  Maasregeln  sind  zum  Schutze  de« 
Staates  und  seiner  Untertbanen  zu  ergreifen  ?  —  die  Fragt 
also,  welche  die  Aufgabe  des  angewendeten  Theiles 
dieser  Wissenschaft  ist,  —  kann  auf  eine  genügende 
Weise  nur  so  beantwortet  werden,  dafs  man  in  einem 
jeden  der  übrigen  Theile  der  Staatswissenschaft  zugleich 
die  in  denselben  einschlagenden  polizeilichen  Einrichtun- 
gen und  Maasregeln  erörtert  Wenn  sich  die  Schriftstel- 
ler, welche  in  Deutschland  die  Pohzeiwissenschaft  als 
eine  für  sich  bestehende  Wissenschaft  bearbeitet  haben , 
auch  über  den  angewendeten  Theil  der  Wissenschaft  ver*- 
bieiten,  so  scheint  die  Veranlassung  nur  die  gewesen  zu 
seyn ,  dafs  es  in  den  deutschen  Staaten  Beamte  und  Be- 
hörden giebt,  welche  den  Namen:  Polizeibeamte  u.  s.  w. 
führen.  #) 

Die  Polizeiwissenschaft  ist  in  allen  den  Anwendun- 
gen, welche  von  ihr  gemacht  werden  können  und  zu  ma- 
chen sind,  lediglich  und  allein  eine  Er  fahr  an  gs  Wissen- 
schaft, also  ein  Theil  der  Politik  oder  Staatsklugheits- 
lehre. Nur  die  Aufgabe  der  Wissenschaft  ist  Rechtens. 
Und  nicht  genug,  dafs  die  Lösung  dieser  Aufgabe  über- 
haupt der  Erfahrung  anheimfällt ,  der  Boden ,  auf  welchem 
die  Polizeiwissenschaft  ruht,  ist  noch  äberdiefe  aus  be- 


*)  Warum  beschränkte  sonst  Mo  hl  in  dem  oben  a.  Werke  die  Poli- 
seiwissenschuft  auf  die  Vorsorge  für  das  (persönliche)  Wohl  und 
für  den  Wohlstand  des  Volkes  ?  —  Man  vergleiche  ferner  die  Po- 
liseiwisseaschatl  von*  Jakobs  mit  der  National wirthschaftslehre 
desselben  Verfassers;  beide  Schriften  sind  in  dem  Theile,  in  wel- 
chem sie  tos  der  Befördetuoff  des  öffentlichen  Wohlstandes-  han- 
deln, desselben  Inhalts. 
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sonderen  Gründen  unsicher.  Schoq  darum  sollte  man  ei« 
nerseits  in  den  Ansprächen,  die  man  an  die  Polizei  macht) 
bescheiden ,  *)  und  andererseits  in  dem  Bestreben ,  diesen 
Ansprüchen  zu  genügen,  behutsam  seyn. 

iftr  Grundsatz  der  Polizei  Wissenschaft ,  —  4er 
Grands» tz  der  schützenden  Gerechtigkeit,  —  beruht  sei- 
nem Wesen  nach  auf  einem  Nothstande«»)  Daher  gilt 
das ,  was  von  einem  Notbrechte  d.  i.  von  eineta  Unrechte, 
welches  dieNoth  entschuldigt,  überhaupt  gilt,  5)  auch 
von  der  Polizeigewalt.  —  Es  läfst  sich  also  z.  B.  der  Ent- 
schlafe, von  einer  gewissen  polizeilichen  Maasregel  Ge- 
brauch zu  machen ,  nicht  schon  damit  rechtfertigen ,  dafs 
die  Maasregel  dem  Uebel,  gegen  welches  sie  gerichtet 
ftt ,  vollkommen  abzuhelfen  verspricht.  Vielmehr  sind  die 
Vorfragen  die:  Ist  die  Maasregel  nicht  gleichwohl  das 
gröfsere  Uebel?  oder  wird  sie  nicht,  in  Vollziehung  ge- 
setzt, ein  gröfseres  Uebel  —  unmittelbar  oder  mittelbar  — 
zur  Folge  haben*?  (So  klagt  man  in  England,  dafs  in 
den  neuesten  Zeiten  Verwundungen  durch  Messer-  oder 
Dolchstiche  immer  häufiger  werden;  vielleicht  eine  Folge 
von  den  Vorkehrungen ,  die  man  gegen  öffentliche  Faust- 
kämpfe getroffen  hat.  Eben  so  will  man  in  England  die 
Bemerkung  gemacht  haben,  dafs  seit  der  Stiftung  der 
Mifirigkeitsgesellschaften,  —  der  Gesellschaften  der  Tea- 
totaBers,   —    der   Gebranch    des    Opiums    zugenommen 

* 

habe.  *))  Ferner,  wenn  es  auch  politische  Uebel  giebt, 
gegen  welche  man,  wie  gegen  gewisse  Krankheiten  des 
Körpers,  auch  die  äufsersten  Mittel  anwenden  darf  und 
spll,  so  hat  man  sich  doch  in  den  Fällen,  welche  eine 
solche  Heilart  zu  fordern  scheinen,  mfr  verdoppelter  Strenge 


O  Es  gtefc*  Menschen,  welchen  die  PoUsei  ein  unbekanntes  Etwa*  ist, 
Ton  welchem  sie  alles  Heil  erwarten  und  welchem  sie  alles  Unheil 
««schreiben.  < 

ft)  Vgl.  Bd.  I,  S.  89  ff. 

8)  Vgl.  Bd.  1.  S.  85  ff. 

4)  Woher  der  so  aUg emeJne  and  so  weil  Verbreitete  Hang  der  Men- 
schen snm  Genosse  berauschender  flcsrinke  und 


Aber  die  Fragen  Rechenschaft  zu  geben :    Ist  nicht  viel- 
leicht die  Noth  eine  Schuld?  J)  oder  gewähren  auch  die 
Mittel,  welche  man  anwenden  zu  müssen  glaubt,  die  Si- 
cherheit ,  die  man  sich  von  ihnen  verspricht  ?    Von  Mitteln 
dieser  Art  macht  besonders  die  sogenannte  geheimA  Po* 
lizei  Gebrauch,  die  Polizei,  welche  sich  in  das  Geheim- 
nis hüllt,  um  die  Verfassung  oder  die  Regierung  gegen 
ihre  geheimen  Feinde  zu  sichern.  *)    Aber  wäre  es  nicht 
zuweilen  thunlich  ond  wäre  es  nicht  dann  rathsam,  die 
Quellen  dieser  geheimen  Feindschaft  zn  verstopfen  ?  Giebt 
nicht  die  geheime  Polizei  von  der  andern  Seite,  zum  Ge- 
heimhalten ,  zur  Entstehung  geheimer  Gesellschaften  Ver- 
anlassung?   Sind  die  Erfolge,  welche  diese  Polizei  ge- 
habt hat,  so  entschieden,  dafs  sie  die  Nachtheile  über' 
wögen,   welche  mit  ihr  unausbleiblich  verbunden  sind? 
Wie  viele  Regierungen  sind  in  Frankreich  seit  dem  Jahre 
1789  gestürtzt  worden!    Und  gleichwohl   schützte  und 
schirmte  sich  eine  jede  derselben  durch  eine  geheime  Po«- 


1)  In  Aegypten  gab  es  einst  (Dach  Diod.  DievJ.  680.)  sine  privilo- 
girte  Diebsgesellschaft.  Sie  duldete  keine  andern  Diebe  neben  »ich; 
sie  entrichtete  von  Ihrer  Beute  eine  Abgabe  sunt  Vortheile  der  Be- 
etohlnen!  Eine  Ähnliche  Einrichtung  besteht  in  dem  unabhängigen 
Htaate  Palembang  auf  der  Insel  Sumatra.  Herne  encyclop.  1899. 
Jon.  S.  618.  8.  auch  von  Konstaatinopel:  Travels  in  various  eoun- 
trles  of  the  East  Bjr  Ha  wk  i  ns.  Lond.  1820.  —  Wenn  eine  Po- 
lin*! so  einem  solchen  Mittel  ihre  Zuflucht  nimmt,  so  mu£s  es  mit 
Ibr  selbst  aufs  Aeolserste  gekommen  seyn. 

V)  Hie  Ist  ein  Theil,  oft  der  Haupt|fiell  der  s.  g.  hohen  Polisei. 
(Namen  sind  doch  eine  herrliebe  Sachet)  —  Ueber  die  Mittel,  de- 
ren sieh  diese  Police!  bedient,  —  als  da  sind:  Spione,  (in  Oeste£» 
reich  Nahderer  genannt,  Menschen,  die  sieh  Andern  nahen, 
mn  ihnen  unter  der  Maske  der  Freundschaft  Geheimnisse  absulok- 
ken)  Erbrechen  der  Briefe  ,  Bestechung  n.  s.  w.  —  findet  man  er- 
bauliche Nachrichten  In  den  Denksehliften  von  Bourienne,  von 
Vouehe ,  von  Savary. i  Besonders  in  Frankreich  ist  diese  Pollnei 
ausgebildet  worden.  Doch  war  sie  schon  in  dem  griechisch- römi- 
schen Reiche  nicht  unbekannt  S.  Hei  nee  eil  elem.  j.  German. 
Üb.  ID.  tit.  I.  %.  87.  not 

t)  lesenden  bemerkenswert*  ist  in  dieser  Besiehnng  der  Vorsuch, 


DRITTES  HAUPTSTÜC» 

Van  den 

verschiedenen  Verrichtungen  Coder  Functionen) 

der  PoüxeigemUt. 

Man  kann  die  Polizei ,  in  Beziehung'  auf  die  Verschie- 
denheit ihrer  Verrichtungen ,  in  die  präventive,  die  repres- 
sive und  die  reparative  Polizei  eintheilen. 

Die  präventive  oder  die  vorbauende  Polizei  hat  den 
Beruf ,  die  Störungen,  von  welchen  die  öffentliche  Sicher-» 
heit  oder  die  Sicherheit  der  einzelnen  Bürger  bedroht  ist, 
physisch  unmöglich  zu  machen.  Die  Wirksamkeit 
dieser  Polizei  beschränkt  sich  nicht  etwa  blos  auf  die  Ab- 
wendung physischer  Uebel ,  z.  B.  auf  Vorkehrungen  ge- 
gen Wassers  -  oder  Feuersgefabr ,  gegen  Seuchen ,  gegen 
Hungersnoth.  Die  präventive  Polizei  kann  und  soll  sich 
auch  auf  die  Abwendung  moralischer  Uebel  —  auf  die 
Verhinderung  widerrechtlicher  Handlungen  —  erstrecken. 
Sie  kann  auch  diesen,  wenigstens  in  einem  gewissen  Grade, 
unmittelbar  vorbeugen,  indem  sie  z.  B.  öffentliche  Orte 
unter  eine  besondere  Aufsicht  stellt,  gegen  heimathlos 
herumschweifende  Menschen  streifen  lfifet,  von  Fremdlin- 
gen wegen  ihres  Herkommens  u.  s.  w.  ein  genügendes 
Zeugnifs  fordert.  Könnte  die  Polizei  den  Zweck,  den  sie 
als  vorbauende  Polizei  hat,  vollständig  erreichen,  so  würde 
sie  einer  jeden  andern  Verrichtung  überhoben  seyh. 

Am  wenigsten  vermag  die  präventive  Polizei  ihrem 
Zwecke,  was  widerrechtliche  Handlungen  oder 
Vergehungen  betrifft,  zu  genügen.  Darum  mute  ihr  die 
repressive  oder  die  abhaltende  Polizei  zu  Hülfe  kommen. 
Diese  Polizei  ist  berufen,  Handlungen,  welche  an  sich 
oder  wegen  der  von  ihnen  zu  besorgenden  Folgen  wider« 
rechtlich  sind,  moralisch  oder  psychologisch  un- 


welchen  der  General  Mallet  (im  J.  1819)  machte,  da*  KaUerthiUft 
su  aturzen.    E»  fehlte  weotg,  ao  wftre  der  Vers«*  gelaogeo. 
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möglich  zu  machen  d.  i.  die  Handlangen  dieser  Art  mit 
Strafen  zu  bedrohen  und ,  wenn  die'  Strafdrohung  nicht 
gefruchtet  hat,  die  durch  eine  den  Gesetzen  nach  straf- 
bare That  verwirkte  Strafe,  —  übrigens  unbeschadet  der 
Pflichten  und  Rechte  der  richterlichen  Gewalt ,  —  in  Voll- 
ziehung zu  setzen. 

Endlich ,  wenn  weder  die  präventive  noch  die  repres- 
sive Polizei  einen  Schaden  oder  Verlust  zu  verhindern 
vermochte,  so  kann,  wenn  anders  der  Grundsatz  der 
schützenden  Gerechtigkeit  noch  weiter  reicht,  nur  noch 
Ton  einer  reparativen  oder  Ersatz  leistenden  Po- 
lizei die  Rede  seyn.  Und  allerdings  giebt  es  eine  solche 
Polizei  in  dem  Sinne,  dafs  der  Staat,  kraft  seiner  Po- 
lizeigewalt, Verfügungen  und  Einrichtungen  zu  treffen 
hat,  welche  einen  jeden  Gläubiger  in  den  Stand  setzen , 
zu  der  ihm  von  seinem  Schuldner  zu  leistenden  Zahlung 
nut  Hülfe  des  Staates  am  schnellsten  und  sichersten  zu 
gelangen.  Dagegen  erstrecken  sich  die  Pflichten  der  re- 
parativen Polizei  nicht  so  weit,  dafs  der  Staat,  vermöge 
dieser  Pflichten,  denjenigen,  welche  entweder  durch 
einen  Unglücksfall  oder  durch  ein  Vergehn  einen  Scha- 
den oder  Verlust  erlitten  haben ,  deshalb  Ersatz  zu  leisten 
d.  i.  den  Schaden  oder  Verlust  auf  alle  Mitglieder  des 
'Staatsvereines  zu  vertheilen  hätte.  —  Also  erstens:  Der 
Staat  ist  keineswegs  einer  Gesellschaft  zu  vergleichen, 
deren  Mitglieder  sich  gegenseitig  gegen  einen  jeden  durch 
•inen  Unglücksfall  verursachten  Schaden  versichert 
hätten.  Der  Grundsatz  der  schutMnden  Gerechtigkeit, 
auf  welchen  man  sich  allein  we^ro  dieser  Vergleichung 
berufen  könnte,  —  der  Satz:  Wer  nicht  hilft,  wo  er  al- 
lein helfen  kann,  nimmt,  was  er  nicht  rettet,  —  reicht 
nicht  so  weit,  dafs  man  zu  Folge,  desselben  dem  Staate 
die  Eigenschaft  einer  allgemeinen  gegenseitigen  Versi- 
cherungsgesellschaft beilegen  dürfte  oder  beizulegen  hätte. 
Nur  dann  kann  man  dem  Staate  diese  Eigenschaft  zu- 
schreiben, wenn  man  annimmt,  dafs  im  Staate  *  Alles,  was 
die  Einzelnen  besitzen,  nicht  Sondereigenthum,  sondern 
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Gemeingut  seyl    Es  ist  wahr,  noch  Niemand  ist  so  weit 
gegangen ,  dafs  er  die  Bürgschaft  des  Staates  auf  eine 
jede  Art  von  Unglücksfällen  ausgedehnt  bitte.  *)    DenÄ 
wohin  kennte  und  raüfste   das  führen?    (Giebt  es  eine 
Schuld,    welche    der   Schuldige   nicht   für    ein  Unglück 
hielte?  3    Aber  darin  liegt  nur  ein  neuer  Grund,  eine  solche 
Bürgschaft  überhaupt  nicht  anzunehmen.  —  Eben  so  we- 
nig hat  (xteeitensj  der  Staat  seinen  Unterthanert  für  dfo 
Schaden  zu  haften,  welcher  ihnen  durch  ein  Vergehn  zu- 
gefügt worden  ist.    Denn  die  Verbindlichkeit  zum  Ersätze 
eines  durch  ein  Vergehn  verursachten  Schadens  liegt  nur 
dem  Thiter  des  Vergehn s  ob ;   sie  ist ,  fri  Beziehung  auf 
die  Person  des  Schuldners ,  nicht  von  einet  jeden  andern 
Cfvilverbindlichkeit  verschieden.    Wollte  man  jene  Ver-  ' 
bindlichkeit  noch   aufserdem  deii  übrigen  Staatsbürgern , 
—  der  Gesammtheit  oder  nach  gewissen  Abtheilungen,— 
aufbürden,  so   müfste  man  sie  zugleich  verpflichten  und 
ermächtigen,  über  die  Handlungen  ihrer  Mitbürger  eine 
Aufsicht  zu  führen,  welche  so  weit  ginge,  dafs  das  Ver- 
gehn des  Einen  eben  so  wohl  als  das  Vergehn  der  übri- 
gen  betrachtet  werden  köpnte.    Aber  wer  möchte  wohl  . 
die  Einrichtung  toben  oder  billigen  ,*  welche  in  China  und 
in  Japan  besteht,  dafs  je  zehn  Hausväter  für  die  gesetz- 
widrigen Handlungen ,  welcher  sich  einer  derselben  schul- 
dig gemacht  hat ,  sammtverbindlich  zu  haften  haben  f1)- 


1)  Nur  Versicherungsgesellschaften  gegen  Brandschäden  gtebt  es  In 
einigen  deutschen  Staaten,  welchen  ein  jeder  flaarefgehth&nMr  bei- 
zutreten genöthiget  ist.  ( Sonderbar  1  Auch  wenn  man  die  Haltung 
Aller  für  Unglücksfälle  ,  welche  Einzelnen  widerfahren ,  zur  Regel 
nachen  wallte,  so  sollte  man  doch  gerade  Brandschäden  von  dieser 
Regel  ausnehmen.)  —  Auf  besonderen  Gründen  beruhen  die  Witt« 
wenkassen,  zu  welchen  ein  jeder  Staats  dien  er  zu  steuern  hat» 

9)  Eine  ähnliche  Einrichtung  bestand  einst  bei  den  Angelsachsen,  — 
vielleicht  auch  bei  andern  Völkern  deutschen  Ursprungs.  ( Denn 
die  Einteilung  des  Volkes  in  Zehner  und  Hunderte,  welche  bei 
so  vielen  deutsoben  Volkern  deutscher  Nation  vorkommt,  scheint 
hei  ihnen  in  den  Orgalismus  des  Staaten  sehr  tief  eingegrttfe»  am 
haben.) 
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Allerdings  giebt  es  Fülle ,  •  in  welchen  einzelne  Mitglieder 
des  Staatsvereines  Schadenersatz  von  dem  Staate  d.  L 
von  der  GesammtHeit  der  Staatsbärger  zu  fordern  berech- 
tiget sind.  So  hat  z.  B.  der  Staat  den  Schaden  zu  er- 
setzen ,  welcher  einzelnen  Unterthanen  durch  ein  Vergehn 
oder  Versehn  der  Beamten  zugefügt  worden  ist.  *)  Denn, 
da  die  Unterthanen  verpflichtet  sind,  den  vom  Staate  an* 
gestellten  Beamten,  so  weit  deren  Amtsgewalt  reicht, 
Gehorsam  zu  leisten,  so  hat  der  Staat  die  Handlungen 
seiner  Beamten  ganz  so ,  wie  ein  Jeder  seine  eigenen ,  zu 
vertreten.  Dieselbe  Verbindlichkeit  liegt  dem  Staate  we- 
gen des  Schadens  ob,  welcher  dem  einen  oder  dem  an-* 
dem  seiner  Unterthanen  durch  Feindesgewalt  verursacht 
worden  ist  Diesen  Schaden  haben  die  Einzelnen  nicht 
als  Einzelne,  sondern  als  Mitglieder  der  Volksgemeinde 
erlitten.  Wie  diese  gegen  den  Feind  für  einen  Mann  stehn 
sollen,  so  zählen  sie  auch  gegenseitig,  in  Verhältnis  zum 
Feinde,  nur  für  einen  Mann.  Aber  in  diesen  und  in  ähn- 
lichen Fällen  beruht  die  in  Frage  stehende  Verbindlichkeit 
nicht  auf  dem  Polizeirechte ,  sondern  auf  anderen  und  be* 
ponderen  Gründen. 


VIERTBS  HAUPTSTÜCK, 

Von  der 
Gefährlichkeit  der  Polizei. ») 

Die  Polizei  ist  der  geborne  Feind  der  indivi- 
duellen Freiheit.  Denn  für  die  Sicherheit,  welche  sie 
wirkt,  müssen  fast  immer  •)  diejenigen,  deren  sich  die 


i)  und  —  billig  —  nicht  blos  in  subsidium  d  i.  nicht  blos  dann,  wenn 
der  schuldige  Beamte  nicht  zahlungsfähig  ist 

2)  Vgl.  Schwarz,  System  einer  unvernünftigen  Polizei.  Lpz.  1796« 

S)  Jedoch  giebt  es  Aasnahmen;  z.  B.  wenn  ein  Erblasser,  die  Wahl 
hat,  oh  er  ein  eigenhändiges  oder  ein  öffentliche«  Testament  er- 
richten will. 
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Polizei  annimmt  oder  selbst  dritte  Personen  gewisse  — » 
und  oft  sehr  peinliche  —  Opfer  bringen  oder  auch  gewis- 
sen neuen  Gefahren  sich  aussetzen.  >)  Die  Gefahr ,  welche 
von  dieser  Seite  der  individuellen  Freiheit  droht,  ist  am 
so  gröber,  da  so  vielen  Menschen  (besonders  dem  Alter) 
Ruhe  und  Friede  über  Alles  geht ,  da  ein  Jeder  weise  ge- 
nug zu  seyn  glaubt,  um  einem  Kranken  guten  Rath  zu 
geben ,  da  auch  der  Reiehthum  der  Wissenschaft  zu  einet 
angemessenen  Vennehrung  polizeilicher  Anordnungen  ver- 
leiten kann ,  *)  da  sich  besonders  die  Polizeigesetzgebung 
so  leicht  verfuhren  Ififst,  auf  einzelne  Vorfälle  allgemeine 
und  bleibende  Vorschriften  zu  gründen,  endlich,  da  Po- 
lizeigesetze so  oft  der  Wülkühr  derer,  von  welchen  sie 
anzuwenden  oder  zu  vollziehen  sind,  einen  nicht  gerin- 
gen Spielraum  lassen  müssen.  Dum  paci  consulitur,  über« 
tas  corrumpiturl 

Die  Polizei  kann  äberdiefs  zur  Verschlechterung 
des  Nationalcharakters  auf  mehr  als  eine  Weise 
beitragen.  —  Die  geheime  Polizei  hat  sogar  schon  ihrem 
Wesen  nach  diese  Folge ;  nicht  nur  weil  sie  za  ihren  Werk- 
seugen Schurken  gebrauchen  mufs ,  sondern  auch  weil  sie 
diejenigen,  gegen  welche  sie  gerichtet  ist,  veranlagt  oder 
auffordert ,  ihr  Gleiches  mit  Gleichem  zu  vergelten.  Ueber- 
haupt  aber  kann  die  Polizei ,  auch  wenn  sie  nicht  das  Licht 
scheut,  dem  Nationalcharakter  dadurch  eine  empfindliche 
Wunde  schlagen,  dafs  sie  in  ihrem  Mifstranen  gegen  die 
Menschen  zu  weit  geht/  Mir  hat  es  immer  geschienen, 
dafs  in  Deutschland  das  ehemalige  gute  Vernehmen  zwi- 
schen den  Fürsten  und  ihren  Völkern  in  demselben  Ver>- 
hültnisse  abgenommen  hat,  in  welchem,  (besonders  nach 


i)  Z.  B.  ein  Gesetz  ,  welches  die  Gültigkeit  einer  Rechtshandlung  to» 
der  Beobachtung  gewisser  Förmlichkeiten  abhängig  macht,  setzt  die 
Partheien  der  Gefahr  aus,  dafc  die  Handlung  (ob  defectnm  solea- 
nitatnm)  angefochten  werden  kann. 

t)  Die  deutschen  Schriftsteller  über  die  Polizei  Wissenschaft  ,  besonders 
die  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts,  haben  in  dieser 
Beziehung  nicht  wenig  zu  rejantwortea. 
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dem  Beispiele  Frankreichs,)  der  Wirkungskreis  der  Po- 
lizei erweitert,  ihre  Strenge  gesteigert  worden  ist.  So- 
gar die  Polizeigesetze  können  auf  den  Nationalcharakter 
nacht  heil  ig  einwirken,  welche -an  sich  bestimmt  sind,  dem 
überhaupt  oder  in  einem  gewissen  Stande  eingerissenen 
Sittenverderben  zu  steuern.  Dieser  Tadel  dürfte  nament- 
lich verschiedene  Vorschriften  der.  Gesindeordnungen  tref- 
fen ,  welche  in  mehreren  deutschen  Staaten  in  Kraft  sind.  ') 
Ferner;  da  sich  die  Polizei  so  gern  in  Alles  mischt 
and  mengt,  da  es  ihr,  nachdem  sie  sich  durch  die  Ab- 
stellung der  augenfälligsten  Mtfsbräache  bewahrt  hat,  we- 
der an  Gönnern  noch  an  den  Mitteln  fehlt,  um  immer  wei- 
ter um  sieh  greifen  zu  können,  und  da  sie,  je  weiter  sie 
um  sich  greift,  desto  mehr  die  Menschen  einengt  und  gän- 
gelt, so  droht  sie  überall ,  wo  sie  ihre  Herrschaft  gegrün- 
det hat,  den  Geistesmuth,  die  That-  und  Spann- 
kraft des  Volkes  nach  und  nach  zu  erschlaffen. 
So  unheimlich  auch  die  Zwingherrschaft  ist,  so  entnervt 
sie  do$h  •  nicht  nothwendtg  das  Volk,  auf  welchem  sie 
lastet  Desto*  gewisser  hat  eine  Verfassung ,  deren  Stütze 
eine  allgeschäftige  Polizei  ist,  die  Folge,  dafs  sie  das 
Volk  einschläfert»  Denn  Gewaltstreiche  finden  Widerstand 
oder  Nachahmung.  .Aber  kleine  md  immer  wiederkehrende 
Blackereien  beugen ,  wie  die  kleinlichen1  Mühen  und  Sor- 
gen des  täglichen  Lebeiis ,  auch  den  stolzesten  Nacken. 
Zwar,  auch  die  Despotie  kann  den  Geist  eines  Volkes 
tödten.  Aber  entschieden  hat  si&  diese  Folge  nur  dann, 
wenn  sie  an  Altersschwäche  leidet  oder  wenn  sie  sich  mit 
republikanischen  Formen  umgiebt. *)    Dafs  der  Despotis- 


1)  Z.  B.  die  Vorschriften  dieser  Gesetze,  welche  für  den  Gesindelohn 
ein  Maximum  festsetzen,  oder  der  Kleiderpracht  des  Gesinde«  Ein- 
halt thuo  sollen.  —  Dafs  der  Gesindelohn  steigt,  ist  ein  Beweis, 
dafs  mehr  Arbeit  gesucht  wird  d.  1.  dars  der  öffentliche  Wohlstand 
im  Zunehmen  ist.  Man  kann  den  Charakter  des  dienenden  Standen 
nicht  dadurch  verbessern  ,  dafs  man  die  äufsere  tage  dieses  Stan- 
des verschlechtert.  Vm  gute  Diener  zu  haben,  mal»  man  ein  gu- 
ter Herr  sejrn. 

f)  Der  letztere  Fall  trat  in  dem  aUrömischen  Kaiserreiche  ein. 


mos  nicht  schon  seinem  Wesen  nach  die  Kraft  dor  Völker 
lähme,  kann  man  am  besten  aus  der  Geschichte  der  Völ- 
ker ,  welche  sich  zum  Islam  bekennen ,  ersehn*    Nur  den 
gealterten  Despotismus  hatte  die  Kraft  dieser  Völker  von 
jeher   zu   fürchten.     Und   selbst  dann,  wenn  sie  ihrem 
Scliiksale  erlagen,  glichen  sie  nicht,  wie  die  Chinesen, 
gealterten  Kindern.    (China  verdient,    wenn  anch  nicht 
den  Namen  des  himmlischen  Reichs^  doch  den  des  Hirn*« 
mels  der  Polizei! )  —  In  dem  heutigen  Europa  ist  zwar 
von  der  Polizei  nicht  das  Aeafsenste  in  der  vorliegenden 
Beziehung  zu  fürchten-    Jedteh ,  in  mehreren  Staaten  des 
heutigen  Europa  möchte  eine  Warnung  dennoch  an  der 
Zeit  seyn.    Man  vergifst  r*o*  leicht  in  guten  Tagen  der 
bösen,  die  da  kommen  körnten^  fit  Friedenszeiten  der  Zei- 
ten des  Krieges.    Darum  sollte  man  z.  B.  besonders  die 
Tkorheften  des  Jugendin  einem  mildere»  Lichte  betrachten» 
Bndlich;  schon  in  dem  Worte:  Polizei,  laiftrt  Ge^ 
fahr.    Das  Wort,  —  ein  Fremdwort,  ein  Wort,  das  we- 
der seiner  Abstammung  noch  dem  Sprachgehrauche  nach 
eine  genugsam  bestimmte  Bedeutung  hat,  —  kann  eben  des- 
wegen einer  sonst  durch  niohfe  zu  rechtfertigenden  Aus- 
dehnung der  Staatsgewalt  &w,  Beschönigung  diesen.  Und 
nur  zu  oft  ist  der  Name:  Polizei,  das  Feigenblatt,  mit  wel- 
chem'Willkfl  Ar  und  fcigehmacHt  ilWjBlose  bedecken.    Es 
giebt* Irttehächen ,' welche  von  'der  Polizei,  gleich  als  von 
einer  geheimnifsvoll1  waltenden  Macht,  die  Befriedigung 
aller  ihrer  Bedürfnisse,  di4  Abwendung  eines  jeden  ihnen 
drohenden  Uebels,  erwarten  oder  fördern.    In  ihren  An- 
sprüchen äh  die  Polizei  der  Mafsigung  vergessend,  verb- 
leiten oder  nöthigen  diese  Mensehen  die  Regierung  zur 
Ueberschätzung  ihrer  Hechte.    Der  Sprachgebrauch  pflegt 
noch  überdies  Polizeidachen  und'  Rechtssachen  einander 
entgegenzusetzen,  gleich  als  ob  sich  die  Kompetenz  der 
Gerichte  schlechthin  nicht  auf  das  erstrecke,  was  kraft 
der  Polizeigewalt  verfügt,  geboten  oder  verboten  werde. 
Aber  auch  Polizeisachen  sind*  beziehungsweise  Rechtssa- 
chen; sie  haben  diese  Eigenschaft,  theils  wenn  sich  gegen 


eine  polizeiliche  Maafsregel  der  Einzelne  auf  sein  Reckt 
beruft  ^  theüs  wenn  die  Bestrafung  eines  Polizeivergehns 
in  Frage  steht  Ueberhaupt  besteht  die  Pbiizeigewalt  mir 
in* der  Anwendung  der  drei  Grundgewalten  des  Staates, 
der  gesetzgebenden,  der  richterlichen  und  der  vollziehen« 
den  Gewalt ,  auf  den  besonderen  Zweck  der  Polizei.  Jene 
Gewalt  unterscheidet  steh,  was«  dif  Thätigkeit  der  rich- 
terlichen Gewalt  betrifft,  nicht  von  einem  jeden  anderen 
besonderen  oder  angewandten  Hoheitsrechte. 

Alle  diese  Gefahren,  zusammen -genommen  ^welche  die 
Polizei  in  ihrem  Gefolge,  hat,  erklären  es  sattsam,  i wie 
und  warum  die  Polizei  von  jeher  von  eilen'  denen  mit 
Mifotr&uen  bewacht  worden  ist ,  welche  der  Meinung  wa- 
ren, dafs  der  Staat  etwas  mehr,  als  eine  hl  ose  Polizei- 
anstalt, seyn  solle.  ')  Sie  erwogen  zugleich*  dafc  ein 
geheimer  oder  ein  sich  verstellender  Feind  möhr^  afahder 
offene,  zu  fürchten  sey»   .     .'  ■     :.'f\  > 

FÜNFTES}'"  HAü£TSTÜCK..V''/.1  "\ '.  . 

.  i     »  , 

'    Pküotophie  der  poiUhm  P*Jfe«*ec&fe: 


i  . 


»       * 


Die  Gesetze  und  Einrichtungen  (fer  ^Staaten  sind  kaum 
in  einem  andern  Fache  so  verschieden  voq  einander,  als 
in  dem. der  Polizei.  /  Der  oberste  ojler  dgr  allgemeine  Grund 

dieser  Verschiedenheit  liegt  in  der  Beschaffenheit  der  Auf- 

«  .  w*    »    »  .        * «         , ,   ,  , 

gäbe,  welche  die  Polizei  zu  lösen  hat.  *) 

Unter  den  besonderen  Ursachen,  aus  welchen  diese 
Verschiedenheit  abzuleiten  ist,  sind  die  folgenden  die  vor- 
nehmsten: l 

1)  Die  rechtliche  Grundlage  und  die  Form 
der  Staatsverfassung.  —  Es  giebt  Verfassungen, 
welche,  um  auf  die  Dauer  zu  bestehn,  einer  besonders 


1)  8.  Ferguson,  history  of  civil  sooiety.    8»  SS4.  («asler  ▲«*.) 
S)  S   oben  da«  zweite  Hauptaiüok  4ieee*  B«chet. 
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thitigen  and  umfassenden  Polizei  bedürfen ,  Verfassungen, 
welche  durch  eine  solche  Ausübung  der  Polizeigewillt  dem 
Volke  das  ersetzen  müssen  und  das  in  einem  gewissen 
Grade  ersetzen  können ,  was  ihm  in  andern  Beziehungen 
vielleicht  abgeht.  Von  dieser  Art  sind  die  väterlichen 
Herrschaften.  Daher  enthält  das  Recht  der  katholischen 
Kirche  so  viele  Vorschriften ,  welche  man,,  um  ihnen  von 
dem  Standpunkte  der  Staatswissenschaft  ans  Gerechtig- 
keit widerfahren  zu  lassen,  als  polizeiliche  Vorschriften 
za  befrachten  hat.  Die  Ohrenbeichte  z.  B.  schon  ihrem 
Wesen  nach  eine  geheime  %$uf  die  Erhaltung  der  Hierar- 
chie unmittelbar  berechnete  Polizei,  war  vielleicht  noch 
aberdiefs  zu  der  Zeit,  als  sie  zuerst  (vom  Pabste  Inno« 
ceaz  III.)  allen  Katholiken  zur  Pflicht  gemacht  wurde, 
eine  Maasregel ,  zu  welcher  das  Sittenverderben  des  Zeit- 
altars dringend  aufforderte.  Alle  die  Gesetze  dieser  Kirche, 
welche  zu  gewissen  Zeiten  oder  an  gewissen  Tagen  zu 
fasten  (jejunium  vel  abstinentiam)  gebieten ,  sind  als  Vor- 
schriften der  ärztlichen  Polizei  zu  betrachten.  Grofs  ist 
die  Zahl  dieser  Zeiten  und  Tage.  Aber  der  im  Mittelal- 
ter herrschenden  Unmäfeigkeit  im  Essen  und  Trinken 
konnte  nur  so  Ziel  and  Maas  gesetzt  werden.  Eben  so 
darf  man  annehmen ,  dafs  dieselbe  Kirche  durch  das  Ver- 
bot, Zinsen  von  einem  Dahrlehn  zu  nehmen,  —  ein  Ver- 
bot, welches  das  innerste  Leben  des  Handels  und  Wan- 
dels antastete,  —  den  Gefahren  vorbeugen  wollte %  mit 
welchen  der  unruhige  Geist  des  Handeisverkehres  das 
Verhältnifs  unter  den  verschiedenen  Ständen  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  und  den  mit  diesem  Verhältnisse  auf 
das  genaueste  verwebten  äufseren  Zustand  der  Kirche  be- 
drohte. —  Eine  andere  Politik  entspricht  an  sich  dem  In- 
teresse der  Volksherrschaft.  Ist  jedoch  die  Volksgemeinde 
kleüf,  sollen' die  einzelnen  Bürger  nur  für  das  Ganze  da 
seyn  und  in  demselben  gleichsam  untergehn,  so  kann  die 
Demokratie  sogar  zu  einer  noch  gröfseren  Ausdehnung 
der  Polizeigewalt  fuhren,  als  selbst  die  Verfassung  der 
väterlichen  Einherrschaft.    In   den  altgriechischen  Frei- 


Staaten  erstrecktem  sich  die  Gesetze  wfd  Einrichtung«!! . 
welche  wir  polizeiliche  nennen  wurden,  weit  genug, 

8)  Die  Ursachen,  aus  welchen  die  öffent- 
liche oder  die  individuelle  Sicherheit  hier 
mehr,  dort  weniger,  hier  in  diesen,  dort  in  an« 
demBeziehu'ngen,  hier  mit  diesen,  dort  mit  Ha- 
deren Gefahren  bedroht  seyn  kann;  z»  B.  also  der 
Volkscharakter,  die  Lebensart  des  Volkes,  der  Stand  der 
Bevölkerung,  die  Gleichheit  oder  Ungleichheit  der  Ver- 
mögensumstände. —  In  dem  Kindesalter  der  Staaten  giebt 
es  noch  kaum  oder  nur  einzelne  Spuren  einer  PoKxei. 
Zuweilen  jedoch  trifft  schon  da  ein  Priesterrecht  oder  ein 
jus  sacrum  gewisse  Vorkehrungen  wenigstens  gegeii  die 
dringendsten  Gefabren.  So  besteht  z.  B.  auf  mehreren 
Inseln  der  Südsee  das  Herkommen,  dafs  man  vermittelst  eines 
Gottesbannes ,  welcher  Tabu  genannt  wird ,  gewisse  Per- 
sonen oder  Sachen  unverletzlich  oder  unantastbar  machen 
kann.  #3  Vorschriften  eines  ähnlichen  Geistes  und  Ur- 
sprungs enthalten  die  römischnn  XII  Tafeln.  Ferner:  Je 
zusammengedrängter  die  Menschen  wohnen ,  je  öfterer  sie 
zusammen  kommen  oder  zusammentreffen,  desto  häufiger 
sind  die  Veranlassungen  zu  Zank  und  Hader  unter  ihnen, 
(denn  die  Menschen  sind  ein  streitsüchtiges  Geschlecht,) 
desto  häufiger  sind  die  Fälle,  dafs  eine  gewisse  Gefahr, 
so  wie  sie  Allen  droht,  so  am  besten  oder  •auch  allein  mit 
vereinigter  Kraft  abgewendet  werden  kann ,  —  desto  mehr 
bedürfen  sie  also  einer  Polizei ,  welche  ihren  Händeln  Ziel 
und  Maas  setze,  sie  zum  Kampfe  gegen  die  ihnen  ge- 
meinschaftlich drohenden  Gefahren  rüste  und  leite.  Darum, 
(wenn  auch  nicht  allein  aus  diesem  Grunde,)  *wohnet 
auf  den  Bergen  die  Freiheit«  und  schon  auf  dem  Lande 
mehr  als  in  den  Städten.  In  den  Staaten  deutschen  Ur- 
sprungs waren  die  Städte  sogar  die  Wiege  der  heufigen 
Polizei  überhaupt    Besonders  aber  dringt  sich  die  Noth- 


*)  25.  B.  Wenn  ein  Theil  des  Meere«  für  tabu  erklärt  wird,  so  darf 
iff  diesem  TheUe ,  so  lange  der  Bann  dauert ,  nicht  geanonl  werden. 
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wtftdigkeit  einer  strengeren  und  geschäftigeren  Polizei 
&a  gebieterisch  auf,  wo  das  Volk ,  in  Reiche  und  Arme 
gespalten,  aus  zwei  Partheien  besteht,  welche  einen  of- 
fenen oder  geheimen  Krieg  mit  einander  fähren ,  die  eine, 
am  zu  behalten,  was  sie  hat,  die  andere,  um  zu  erlan- 
gen, was  sie  nicht  hat.  Wenig  sich  auch  in  diesem  Kampfe 
die  Regierung  der  ersteren  Parthei  annehmen  mufs,  f  denn 
auch  der  Regierung  gelten  die  Angriffe  der  andern  Par- 
thei,3  so  kann  sie  doch  diese  nicht,  ohne  zugleich  jener 
Fesseln  anzulegen ,  im  Zaume  halten.  Man  klagt  in  Eng- 
land über  das  Umsichgreifen  der  Polizei.'  Kein  Zweilei , 
dafs  in  England  die  Polizei  in  den  neueren  und  neuesten 
Zeiten  ihr  Gebiet  erweitert,  an  Einheit  und  Nachdruck 
gewonnen  hat.  Dennoch  ist  jene  Klage  ungerecht.  Denn 
schon  hat  sieh  in  England  da»  Verhältnifs  zwischen  den 
Armen  and  den  Wohlhabenden  und  Reichen  so  gestellt, 
dafs  die  Regierung  genöttuget  ist,  um  jene  in  Gehorsam 
zu  halten,  von  der  Strenge  des  Kriegsrechts  mehr  und 
mehr  Gebrauch  zu  machen.  Wenn  auch  alle  andere  euro- 
päische Staaten  jetzt  noch  nicht  in  derselben  Lage  sind ,  so, 
sind  sie  doch  fast  insgesammt  auf  dem  Wege ,  sich  in  diese 
Lage  zu  versetzen.  Denn ,  indem  sie  fast  ohne  Ausnahme 
die  inländische  »Industrie« ,  —  die  Fabrikation  im  Grofsen 
innerhalb  der  Grenzen  des  Landes,  —  durch  Prohibitiv- 
oder,  wie  man  sie  jetzt  zierlicher  nennt,  durch  Schutz- 
zölle begünstigen,  rufen  sie  eine  Bevölkerung  ins  Leben, 
welche,  ohnehin  nur  spärlich  gelohnt,  noch  überdiefs 
durch  die  Wechselfälle  der  Handlung  und  der  Mode  der 
Gefahr  plötzlicher  Verarmung  ausgesetzt  ist,  eine  Bevöl- 
kerung, welche,  weil  sie,  beschränkt  in  ihren  Ansichten, 
durch  ihre  Arbeiten  nur  Andere ,  die  Fabrikherren ,  zu  be- 
reichern glaubt,  desto  williger  denen  das  Ohr  leiht,  die 
eine  neue  Vertheilung  der  Güter  dieser  Erde  predigen. 

Endlich:  3}  Auch  besondere  und  vorübergehende 
Zeitumstände  können  auf  das  Polizeirecht  eines  Vol- 
kes einen  entscheidenden  Einflufs  haben.  —  Das  gilt  na- 
mentlich von  *den  Zeiten  einÄ  Revolution«    Da  hält  leicht 
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die  Part  hei,  welche  einstweilen  die  Oberhand  behalten 
hflt,  ein  jedes  Mittel  für  erlaubt,  um  sich  in  der  unge- 
wissen Herrschaft  zu  behaupten.  Oder  auch  s  o  kann  sich 
in  solchen  Zeiten  der  Fall  stellen,  dafs  fer  Steat  vor 
gänzlicKer  Auflösung  nur  durch  die  äufsersten  polizeilichen 
Maasregeln  bewahrt  werden  kann.  Man  lese  oder  man 
vergegenwärtige  sich  die  Geschichte  der  französischen 
Revolution.  Das  Schreckenssystem  jener  Zeit  ist  das  Po- 
lizeirecht einer  jeden  oder  wenigstens  einer  jeden  vom 
Volke  bewirkten  Revolution.  In  dieser  Eigenschaft  hat 
jenes  System  seine  Vertheidiger  gefunden  und  konnte 
es  seine  Vertheidiger  finden;  selbst  das  berüchtigte  Ge- 
setz des  französischen  Nationalconventes  gegen  die  Ver- 
dachtigen (contre  les  suspects)  nicht  ausgenommen,  eines 
Gesetzes ,  welches  unter  dem  Vorwande  der  Freiheit  viele 
Tausende  ihrer  Freiheit  beraubte.  —  Zwar  ist  eine  Revo- 
lution nur  ein  vorübergehender  Zustand.  Sie  endet  über 
kurz  oder  über  lang  mit  dem  Untergange  oder  der  Gene- 
sung des  Staates.  Aber  dauernder  ist  der  Einflute,  den 
sie  auf  das  Polizeirecht  des  Volkes  hat.  Schon  die  Furcht 
vor  einer  Revolution  nöthiget  oder  verleitet  die  Polizei , 
ihre  Thätigkeit  und  Wachsamkeit  zu  verdoppeln.  Noch 
mehr  aber  die  Furcht,  dafs  sich  die  beendigte  Revolution 
oder  der  unterdruckte  Aufstand  wiederholen  könne. 


SECHSTES  HAUPTSTÜCK. 

"  Von  der 

beaufsichtigenden  Gewalt  de*  Staates.*} 

m 

Die  beaufsichtigende  Gewalt,  (gleichsam  das  Auge 
des  Staates ,}  hat  theils  über  die  Vollziehung  der  Gesetze 


*)  Wenn  auch  diese  Gewalt,  —  zu  Folge  der  im  ersten  Bande  ver- 
suchten systematischen  Eintheilung  der  Hoheitsrechte,  —  nicht  un- 
ter der  Poliseigewalt  begriffen  ,  auch  nicht  ein  objecüves  Hoheits- 
recht ist,  so  ist  sie  doch  der  Polizeigewalt  so  nahe  verwandt,  dafs 
von  ihr  sehen  an  dieser  SteUe  gehandelt  werden  durfte. 
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zu  wachen ,  thefls  die  Nachrichten  einzuziehen ,  deren  die 
Regierang  bedarf,  um  das  zu  thun,  was  noch  sonst  ihres  d 
Amtes  ist,  z.  B.  um  den  Mängeln  und  Gebrechen  der  Ge- 
setze abzuhelfen,  um  unvorhergesehene  Gefahren  abzu- 
wenden. 

Ob  wohl  ein  für  sich  bestehendes  Hoheitsrecht,  kommt 
doch  die  beaufsichtigende  Gewalt  mit  der  Polizeigewalt 
in  so  fern  uberein,  dafs  sie  nach  denselben  Grundsätzen 
und  Maximen,  wie  diese,  auszuüben,  mit  denselben  Ge- 
fahren, wie  diese,  für  den  Staat  verbnnden  ist.  Ja  viel- 
leicht hat  die  individuelle  Freiheit  noch  mehr  von  der  Neu- 
gierde  der  beaufsichtigenden  Gewalt,  als  von  der  Geschäf- 
tigkeit der  Polizei  zu  fürchten. 

Den  heutigen  europäischen  Regierungen  bieten  die 
Zeitungen  und  Zeitschriften  \)  ein  treffliches  Mittel  dar  j 
wie  sie  sich,  ohne  von  ihrem  Rechte  der  Oberaufsicht  ei- 
nen unheimlichen  Gebrauch  zu  machen ,  von  den  Ereig- 
nissen, von  den  Erwartungen  und  Meinungen  des  Tages 
unterrichten  können.  Auch  da,  wo  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften einer  Censur  unterworfen  sind,  z.  B.  also  in  den 
deutschen  Bundesstaaten,  haben  doch  die  Herausgeber  in 
der  Kunst,  mehr  zu  berichten,  als  man  ihnen  zu  berich- 
ten gestatten  will,  merkwürdige  Fortschritte  gemacht.1} 
Ja ,  zuweilen  durchbricht  die  Regierung  selbst,  durch  amt- 
liche Mittheilungen  an  die  Tagesblätter,  die  Schranken, 
welche  sie  der  Freiheit  der  Tagespresse  gesetzt  hat.  Auf 
keinen  Fall  aber  kann  man  den  Zeitblättern  der  Staaten, 
in  welchen  Censurfreiheit  herrscht,  Stillschweigen  aufer- 
legen oder  das  Inland  gänzlich  verschliefsen.  Mit  einem 
Worte,  man  vergleiche  die  heutigen  Zeitungen  mit  denen 
des  letztverflossenen  Jahrhunderts ,  (bis  zum  Jahre  1789,} 


1)  Schon  die  Römer  hatten  Zeitungen.  (Diaro*.)    Aber,  tu  sind  Zei- 
tungen, die  nur  durch  Abschriften  vervielfältiget  werden? 

3)  Indem  sie  z.  B.  ein  Gerücht  widerlegen  oder  tob  einem  Vorfall« 
eine  wahrhafte  Nachricht  geben,  damit  Ihn  nicht  das  Gerücht 
stelle  oder  vergröbere.    (Nitimor  In  ▼etitaml) 

Z  u  «  h  a  r i  ä  ,  vom  Staate»    IV, 


untimxn  wirtfr  ftttdeft,  daf$  wi*  in  einer  andern  und,  — 
(Biicli  was  dh§  Interesse  tief  Regierungen  betrifft,  —  in 
einer  besseren  Welt  lebet*.  —  Ein  anderes  eben  so  unge- 
fährliches Mittel,  sieh  zu  unterrichten,  gewährt  den  heu- 
tigen europäischen  Regierungen  die  Statistik,  die  Wis- 
senschaft, welche  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Staa- 
ten und  Volmer  schildert.  *)  Die  Zeit  ist  nicht  mehr ,  da 
imftr  in  vielen  Staaten  die  Tbateachen  und  Zahlen ,  welche 
diese  Wissenschaft  sammelt  und  ordnet,  als  Staats<reheim- 
nlsse  betrachtet.  Jetzt  wird  die  Bearbeitung  der  Statistik 
von  mehreren  Regierungen  sogar  unmittelbar  gefordert.  *) 
(Zu  dieser  Veränderung  hat  das  Schnldenwesen  der  eu- 
ropäischen Staaten  nicht  wenig  beigetragen.  Der  Kapi- 
talist will  von  den  Geldkräften  desjenigen  unterrichtet  seyn, 
der  ein  Darleim  von  ihm  verlangt  oder  erhalten  hat.)  — 
Endlich ;  besteht  in  einem  Staate  eine  auf  dem  Repräsen- 
tativsysteme beruhende  Verfassung,  so  eröffnet  diese  Ver- 
fassung der  Regierung  noch  eine  besondere  —  und  eine 
eben  so  reichhaltige  als  rechtmäfsige  —  Quelle  des  Un- 
tfertrichts.  Jedoch  nicht  der  Regierung  eines  solchen  Staa- 
tes allein  nützt  diese  Quelle.  Was  in  der  einen  konsti- 
tutionellen Monarchie  in  den  Kammern  verhandelt  wird, 
Aann* leicht  in  die  Sprache  einer  andern  Verfassung  der- 
selben Kfasse  übersetzt,  kann  in  allen  europäischen  Staa- 
ten in  mehr  als  einer  Beziehung  benutzrt  werden.  —  Uebri- 
gens  haben  alle  diese  Mittel  noch  das  ftir  sich,  dafs  sie 
die  Regierung  vor  dem  Kehler  der  Einseitigkeit  bewahren, 
fn  welchen  sie ,  wenn  sie  nur  mit  den  Augen  ihrer  Beam- 
ten sieht,  so  leicht  verfallen  kann. 

Dieselben  Mittel  gewähren  überdiefs  der  obersten  Re- 
gierungsbehörde den  besonderen  Vortheil,  dafs  sie,  um 
die  ihr  untergeordneten  Beamten  zu  beaufsichtigen,  nicht 


1)  Schon  den  Römern  war  das  Interesse,  welches  diese  Wissenschaft 
für  die  Regierung  hat,  nicht  unbekannt.  S.  Tacit.  Annal.  I,  11. 
IV,  4  ff 

t)  Von  geblieben,  Ansichten  über  Zweck  und  Einrichtung  sta- 
tistischer. .Sammlungen  und  Bureaus.    Balle  1880. 


J 


807 


zu  Maasregeln  ihre  Zuflacht  zu  nehmen  braucht,  welche 
die  Diensttreue  und  den  Diensteifer  der  Beamten  eher  tö- 
den  als  beleben.  Sie  braucht  nun  um  so  weniger  eine 
Dienstinquisition ,  (d.  i.  so  genannte  Konduitenlisten,  Be- 
richte ,  welche  der  Vorstand  einer  kollegialischen  Behörde 
aber  das  Verhalten  der  übrigen  Mitglieder  derselben  Be- 
hörde oder  der  höhere  Beamte  über  das  der  ihm  unterge- 
ordneten Beamten  von  Zeit  zu  Zeit  zu  erstatten  hat,) 
einzuführen  oder  sich  von  der  Geschäftstätigkeit  und  Ge- 
schicklichkeit einzelner  Beamten  durch  aufserordentliche 
Visitationen  zu  unterrichten  oder  die  Beamten  überhaupt 
mit  der  geisttödenden  Arbeit  zu  belasten,  dafs  sie  über 
den  Stand  ihrer  Amtsgeschäfte  alljährlich  Tabellen  für  die 
höchste  Behörde  zu  fertigen  haben. 


M6 


FtfNF  UND  ZWANZIGSTES  BUCH. 

Von  der 
Strafgewalt  des  Staates.*) 

ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Von 
Vergelien  und  Strafen  im  Allgemeinen. 

Ciine  Verschuldung,  (culpa,)  ist  die  Verletzung  eines 
praktischen  Gesetzes,  einer  Pflicht.  Ein  praktisches  Ge- 
setz kann  überhaupt  entwfejler  schon  durch  eine  mit  dem 
Gesetze  in  Widerspruch  stehende  Gesinnung  oder  durch 
eine  äufsere  Handlung  verletzt  werden. 


*)  Kapp ler,  Handbuch  der  Literatur  des  Crlminalreohts  uad  der 
philosophischen  und  medicinischen  Hülfewissenschaften  desselben. 
Stuttg.  I.  Abth.  1838.  II.  Abth.  1839.  (Dieses  Buch  überhebt  mich 
der  Notwendigkeit,  die  Schriften  über  das  Strafrecht  einzeln  an- 
zuführen.) —  Ueber  den  obersten  Grundsatz  des  Strafrechts,  also 
über  die  Hauptfrage  Tgl.  Hepp,  kritische  Darstellung  der  Straf- 
rechtstheorieeo.  Heidelb.  1889.  Abegg,  die  verschiedenen  Straf- 
rechtstheorieen  in  ihrem  Verhältnisse  zu  einander  und  au  dem  po- 
sitiven Rechte  und  dessen  Geschichte.  Neustadt  a.  d.  Orla,  1885. 
v.  Preuschen  ron  uud  zu  Liehenstein,  die  Gerechtigkeitis- 
theorie,  so  wie  eine  Darstellung  der  übrigen  Strafrechtstheorieen. 
Giefsen.  1899.  II  Thle.  —  Die  Literatur  keiner  andern  Nation  ist 
so  reich  an  Schriften  über  das  philosophische  Strafrecht  und  insbe- 
sondere über  die  höchsten  Grundsätze  dieser  Wissenschaft,  als  die 
unsrige.  Daher  zugleich  die  bedeutende  Zahl  der  Theorien,  welche 
von  deutschen  Schriftstellern  über  diese  Wissenschaft  aufgestellt 
worden  sind.  Man  wird  die  in  diesem  Buche  enthaltene  Darstel- 
lung der  Wissensohaf  einen  KoaÜÜons  versuch  nennen.  (Denn 
Manchen  ist  es  ein  Trost,  wenn  sie  das  Neue  alt  linden  können!) 
Aber  das  ist  keine  Vereinigung  verschiedener  Theorieen,  wenn 
einer  jeden  die  ihr  gebührende  Stelle  anweist. 
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Eine  Verschuldung  ist  entweder  eine  Sünde,  (peo 
catum,)  oder  ein  V  e  r  g  e  h  n ,  (delictum,)  je  nachdem  das 
verletzte  Gesetz  entweder  ein  Gesetz  der  Tugendlehre 
(oder  Religion)  oder  aber  ein  Rechtsgesetz  ist.  (Auch 
so  kann  man  den  Begriff  eines  Vergehns  bestimmen:  Ein 
Vergeh n  ist  eine  Handlung,  durch  welche  ein  Gesetz  des 
Staats  verletzt  wird,  üenti  was  die  Gesetze  des  Staa- 
tes gebieten  oder  verbieten,  ist  für  die  Unterthanen,  als 
solche,  und  zwar  allein  Rechtens.)  Sunde  ist  schon  eine 
Gesinnung,  welche  mit  einer  Pflicht  in  Widerspruch 
steht;  ')  ein  Vergehn  kann  nur  durch  eine  aufs  er  e 
Handlung  begangen  werden.  —  Jedoch,  wenn  auch  Tu- 
gend- und  Rechtspflichten,  Sunden  und  Vergehn  von  ein- 
ander wesentlich  verschieden  sind ,  so  ist  doch,  (was  nicht 
übersehn  werden  darf,)  die  Rechtswissenschaft  in  keinem 
andern  Theile  mit  der  Moral  so  eng  verbunden,  als  in 
dem  Strafrechte.  Schon  der  Rechtsbegriff  der  Strafe ,  als 
eines  verdienten  Uebels,  würde  ein  Mos  usurpirter  Be- 
griff seyn ,  wenn  er  nicht  das  Verhältnifs ,  welches  nach 
der  Moral  zwischen  Schuld  und  Strafe  eintreten  soll ,  zur 
Grandlage  hätte. 

Eine  Strafe  ist  ein  Uebel,  welches  denjenigen  tref- 
fen soll ,  welcher  sich  der  Uebertretuug  eines  praktischen 
Gesetzes ,  —  einer  Sünde  oder  eines  Vergehns ,  —  schul- 
dig gemacht  hat,  weil  er  das  Gesetz  übertreten  hat. 
(Poena,  sagten  die  scholastischen  Philosophen,  est  ma- 
lum  passionis  propter  maluni  actionis.) 

Die  Strafe  ist  also  1)  ein  Uebel.  »)  Sie  mnfs  ent- 
weder auf  das  moralische  Gefühl  d.  i.  auf  das  Gefühl  für 
Ehre  und  Schande  oder  auf  das  sinnliche  Gefühl  d.  i.  auf 
das  Gefühl  für  Lust  und  Schmerz  oder  auf  beide  zusam- 


1)  Also  z.  B.  schon  die  Absicht,  ein  Vergehn  ssu  verüben.  „Wer 
des  Weibes  eines  Andern  begehrt,  hat  die  Ehe  in  seinem  Hermen 
gebrochen." 

S)  „Ein  Uebel  «etat  den  Werth  des  Zustande»,  das  Böse  *tt?l  den 
Wertb  der  Person  selbst  herab."    Kunt. 
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man  störend  einwirken.    Wie  hiernach  Strafen 
können  oder  sollen,  |bleibt  einstweilen  an  seinen  Ort  ge- 
stellt. 

2)  Der  Grund  der  Strafe  ist  die  Verletzung  ei- 
nes praktischen  Gesetzes.  Nulla poena sine  lege.  \) 
Soll  das  Uebel,  welches  den  Uebert reter  des  Gesetzes 
trifft,  eine  Strafe  seyn,  so  mufs  es  ihn  wegen  seiner  Ver- 
schuldung oder  weil  er  das  Gesetz  übertreten  hat,  und 
ans  keinem  andern  Grund  treffen.  —  Daher  ist  der  Er- 
satz nicht  eine  Strafe,  welchen  der  Thäter  eines  Ver- 
gehns  für  den  durch  das  Vergehn  verursachten  Schaden 
dem  Beschädigten  zu  leisten  hat.  Mag  auch  diese  Ersatz- 
leistung für  den  Thäter  des  Vergehns  ein  Uebel  seyn  Ofler 
von  ihm  als  eine  Strafe  betrachtet  werden,  an  sich  hat 
sie  ihren  Grund  nicht  in  dem  Verhältnisse  der  That  zum 
Gesetze,  sondern  in  dem  der  That  zu  den  Rechten  der 
durch  das  Vergehn  beschädigten  Parthei.  *)  —  Eben  so 
wenig  kommt  den  nachtheiligen  Folgen,  welche  eine 
Verschuldung  für  den  Schuldigen  nach  Naturgesetzen 
hat,  die  Eigenschaft  einer  Strafe  zu.  Denn  diese  Folgen 
hat  die  Verschuldung  nicht  weil  sie  eine  Verschuldung 
ist;  dieselben  Nachtbeile  können  auch  einen  Unschuldigen 
treffen«  *) —  Endlich  sind  von  der  Strafe  auch  die  Rechts  - 
nachtheile  zu  unterscheiden,  welche  die  Strafe,  —  das 
Straferkenntnife  oder  die  Vollziehung  der  Strafe,  —  für 
den  Schuldigen  in  so  fern  haben  kann ,  als  dieser  deshalb 
gewisse  Rechte  verliert.    Diese  Rechtsnachtheile  hat  das 


1)  Man  verwechsle  die«*  Begel  nicht  mit  der:  Nulla  poeaa  eine  lege 
poeneli  i.  e.  sine  lege,  quae  poenam  minata  est.  Jene  Begel 
gilt  von  Strafen  überhaupt. 

S)  Daher  sind  auch  die  Strafbarkeit  eines  Vergehns  und  die  ans  einem 
Vergehn  entstehende  Verbindlichkeit  znr  Ersatzleistung  für  .den 
durch  das  Vergehn  verursachten  Schaden  von  einander  wesentlich 
unabhängig.  Causa  crhninalis  non  praejudicat  civili;  und  umgekehrt. 

f)  &  B.  Man  kann  das  Bein  brechen,  wenn  man  zum  Stehlen  und 
wenn  man  zur  Bettung  eines  Menschenlebens  in  ein  Haus  einsteigt. 
—  Jedoch  kann  nnd  soll  der  Uebertreter  eines  Gesetzes  auch  diene 
Folgen  der  That  als  eine  Strafe  betrachten. 
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Yergdm  sricbt  uamHteltaar,  smdem  mir  mittelbar  uad  ntir 
deswegen  sv  Folge,  weil  derThäter  durch  das  Vergfcfcüj 
desaen  er  für  schuldig  erklärt  werden  ist,  die  Bedingun- 
gen verletzt  hat,  unter  welchen  er  die  Rechte,  die  er  «an 
verliert ,  in  Anspruch  zu  nehmen  oder  ausüben  konnte.  *) 
Wenn  auch  in  Gemäfsheit  des  vorliegenden  Merkmals 
einer  Strafe  Verschuldung  und    Strafe  jedereeit  in  dein 
Verhältnisse,  wie  Grund  und  Folge,  eu  einander  stehen 
müssen,  so  eind  doch,  was  die  Bedingungen  betrifft,  un- 
ter welchen  «wischen   ihnen  dieses    Verhftltnffs  eintritt, 
drei  Fälle  mögiieh.   Entweder  hat  die  Verschuldung  sehen 
ihrem  Wesen  nach  oder  von  Rechts  wegeti  oder  sie  hkt 
nur,   weil  und  in  wie  fern  ihr  das  Oeseta  ausdrücklich 
eine  Straff  gedroht  hat ,  oder  sie  hat  *6wohl>  ans  dem  ei- 
nen als  ans*  den  andern  Grande  die  Strafe  nnr  Folge« 
Der  fc  weile  Fall  tritt  dann  ein,  wenn  ein  auf  einen  gewis- 
sen Fall  zu  leistender  Schadenersalz )  indem  ihn  das  Ge- 
setz oder  ein  Vertrag  im  voraus  bestimmt  und  androht,  In 
eine  »Strafe  verwandelt  wird.    Strafen  dieser  Art  sind  z.  B. 
die  sogenannten  Konventionalstrafen,  ferner  die  Strafen > 
welche  die  Gerichtsordnungen  auf  die  Saumseligkeit  der 
Sachwalter  setzen.    Die  Strafen  dieser  Art  sind  nur  ihrer 
Form  nach  Strafen.    Von  ihnen  wird  in  der  Folge  weiter 
nicht  die  Rede  seyn. 

Uebrigens  giebt  das  in  Frage  stehende  Merkmal  eftier 
Strafe  über  die  Thatsache  Auskunft,  dafs  ungebildete 
Völkerschaften  entweder  von  der  Strafbarkeit  rechtswi- 
driger Handlungen  keinen  Begriff  haben  oder  sich  doeh 
nur  einer  Strarfgewalt  unterwerfen ,  welche  im  Namen  der 
Gottheit  ausgeübt  wird.    Dem  Naturmenschen  ist  der  Ge- 


*)  Bechtsnachtheile  dieser  Art  sind  z.  B.  der  Verl  im  t  des  Staatsbur- 
gerrechts ,  der  Verlust  der  elterlichen  Gewalt.  —  Der  Unterschied 
zwischen  einer  Strafe  und  den  mit  ihr  verbundenen  ftechtanaoh- 
theilen  ist  unter  anderem  für  die.  Folgen,  welche  eine  Begnadi- 
gung hat  ,  von  Wichtigkeit.  Eine  Begnadigung  kanu  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  FäUe  jene  RechtsnachtheUe  aufkebea  oder  nickt 
aufheben. 


danke ,  dafs  ein  Mensch  dem  andern  Gesetze  vorschreiben 
und  Strafen  auferlegen  könne,  noch  ein  Gebeimnifs.  *) 

Endlich;  33  Die  Strafe  ist  nicht  ein  Uebel,  welches 
den  Schuldigen  deswegen,  weil  er  der  Schuldige  ist,  un- 
mittelbar trifft,  sondern  sie  ist  ein  Uebel,  welches  den 
Schuldigen,  als  solchen,  treffen  soll.  Sie  ist  also  ein 
Uebel,  welches  mit  der  Verschuldung  durch  eine  Hand- 
lung zu  verbinden,  über  den  Schuldigen  durch  den  Wil- 
len einer  Person  zu  verhängen  ist.  —  Es  sind  in  dieser 
Beziehung  zwei  Fülle  möglich.  Entweder  kann  sich 
der  Schuldige  selbst  bestrafen,  oder  es  kann  ein  Anderer 
berechtiget  seyn,  die  Strafe,  welche  der  Schuldige  ver- 
wirkt hat,  zu  vollziehe  Es  kann  also  über  die  durch 
eine  Verschuldung  verwirkte  Strafe  entweder  ein  in- 
nerer Richter,  ein  forum  internum,  oder  .ein  iufserer 
flieh ter,  ein  forum  externum,  rechtskräftig  zu  entscheiden 
befugt  seyn.  Unter  dem  ersteren  Falle  sind  auch  die 
Falle  begriffen,  da  das  Strafgericht  zwar  ein  äufseres 
Gericht  ist,  dieses  jedoch  die  Pflicht  und  die  Macht  hat, 
den  Schuldigen  statt  des  Schuldigen  zu  bestrafen,  die 
Fälle  also,  da  das  Recht  zu  strafen  kraft  der  elterlichen 
oder  kraft  einer  geistlichen  Gewalt  ausgeübt  wird.  Der 
andere  Fall  begreift  nur  die  Strafen  unter  sich,  welche 
der  Staat  verhängt.  *  J  —  Der  eine  Fall  unterscheidet  sich 
von  dem  andern  zuvörderst  in  Beziehung  auf  die  Art, 
wie  die  Strafen  als  Uebel  auf  das  Gefühl  wirken.  In  dem 
erstem  Falle  können  sie  unmittelbar,  in  dem  letzteren 
Falle  können  sie  nur  mittelbar  die  Wirkung  hervor- 
bringen, welche  sie  als  Uebel  haben  sollen.  Der  Mensch 
selbst  k*mi  sich  Vorwürfe  machen,  die  ihn  peinigen;  er 

I)  Ein  Engländer  fragte  einen  Indianer,  (in  Nordamerika,)  warum 
•ein  Stamm  den  Mord  nicht  mit  dem  Tode  bestrafe.  Die  Antwort 
war ;  Wie  ?  sollten  wir  wegen  einet  Mordes  einen  «weiten  begehn  ? 

(f)  Nämlich  ein  Staat,  dessen  Gewalt  auf  dem  weltlichen  oder  dem 
Yernuaftrechte  beruht.  Auf  die  Strafen,  welche  von  den  Staaten 
dieser  Klasse  verhängt  werden,  wird  in  dem  folgenden  Haupt« 
•ticke  die  ganze  Untersuchung  beschrankt  werden. 
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weife,  was  ihn  schmerzt.  ')    Aber  die  Strafgewalt  des 
Staates  erstreckt  sich  nur  auf  die  äufsere  Freiheit  des 
Menschen  5  nnr  diese  kann  der  Staat  schmälern  oder  auch 
gänzlich  aufheben.    Nun  kann  man  zwar  annehmen ,  dafs 
in  der  Regel  auch  diese  äufseren  oder  juridischen  Strafen 
Uebel  für  den  Sträfling  seyn  werden.    Denn  ist  es  nicht 
eine  Schande ,  wenn  man  der  Herrschaft  über  seinen  Kör- 
per oder  über  sein  Vermögen  ganz  oder  zum  Theil  wegen 
eines   Vergehns  verlustig    wird?   oder  liegt  nicht   in 
dieser  Herrschaft  zugleich    die  Macht,   Neigungen   und 
Wünsche  tixx  befriedigen?  Gleichwohl  ist  der  Satz,  dafs 
eine  änfsere  Strafe  auch  ein  Uebel  für  den  Sträfling  seyn 
werde,  nicht  in  allen  Fällen  richtig.*)    Man  hat  Bei- 
spiele, dafs  ein  Mensch  ein  Strafgesetz  blos  in  der  Ab- 
sicht verletzte,  um  in  Gemäfsheit  des  Gesetzes  bestraft 
zu  werden.  •)    Noch  weniger  läfst  sich  behaupten ,  dafs 
die    gesetzlichen    Strafen    in   demselben  Verhältnisse,  in 
welchem  sie  die  äufsere  Freiheit  mehr  oder  weniger  tref- 
fen, nothwendig  auch  dem  Eindrucke  nach,   den  sie  auf 
das  Gefühl  machen,  die  härteren  oder  die  leichteren  seyn 
werden ,  oder  dafs  dieselbe  äufsere  Strafe  für  einen  Jeden, 

1)  Von  den  Strafen  ,  die  von  einer  geistlichen  Gewalt  verhängt  wer» 
den,  s.  da*  »weite  Hauptstück. 

3)  Man  hat  daher  die  Frage  aufgeworfen:  Soll  die  Strafe,  welche 
der  Staat  verhangt,  ein  Uebel  seyn?  Allerdings  eine  sonderbare 
frage.  Denn  man  kann  erwidern:  Was  ist  denn  die  Strafe , 
wenn  sie  kein  Uebel  ist?  Gleichwohl  Ififst  sie  sich  in  einem  ge- 
wissen Sinne  verneinen.  8*  Boeder,  an  poena  malum  esse  de- 
beat.    Giefeea  1S89. 

*T)  In  Dresden  geschah  es  einst,  dafs  das  religiöse  Geprange,  mit 
welchem  ein  zum  Tode  Verurteilter  auf  den  Bicatplatz  geführt 
wurde,  einen  Zuschauer,  einen  Soldaten,  bestimmte,  ein  ihm  ganz 
fremdes  Kind  zu  ermorden,  damit  er  eben  so  wohl  vorbereitet, 
wie  jener  Verbrecher,  ans  dieser  Welt  in  eine  andere  überginge. 
—  In  einer  englischen  Zeitung  ist  mir  der  Fall  vorgekommen,  dafs 
ein  ganzlich  Hälfloser  die  Obrigkeit  bat,  ihn  in  ein  Gefangnils  an 
schicken,  und  belehrt,  dafs  ein  Unschuldiger  nicht  zur  Haft  ver- 
«rtheilt  werden  könne,  sich  sofort  umdrehte  und  dem  hinter  il 
stellenden  Polizeidiener  einen  Fanstscblag  versetzte. 
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welcher  mit  ihr  belegt  wird,  in  demselben  Grade  sin  Uebel 
sey.  Woraus  schon  vorläufig  gefolgert  werden  kann, 
dafs  keine  Strafgesetzgebung,  auch  die  beste  nicht ,  ihrer 
Aufgabe  vollkommene  Genüge  zu  leisten  vermag«  —  Ein 
anderer  Unterschied ,  zwischen  den  Strafen ,  welche  der 
Mensch  über  sich  selbst  und  denen,  welche  der  Staat  über 
ihn  verhängt,  ist  der:  Der  Mensch  bedarf  auch  wegen 
der  äufseren  Strafen,  z.  B.  wegen  der, Peinigungen?  de- 
nen er  sich  unterwirft,  keiner  Rechtfertigung.  Denn, 
wenn  auch,  was  diese  Strafen  betrifft 9  die  Moral  der 
Willkühr  des  Menschen  gewisse  Schranken  setzt,  sp  kqon 
doch  Niemand  sich  selbst  Unrecht  thun.  Dagegen  ipt, 
anlangend  die  Strafen,  welche  der  Staat  androht  und  voll- 
zieht, die  Frage  die;  Auf  welchem  Rechtsgrjinde  be- 
ruht die  Strafgewalt  des  Staates  ?  Die  Frage  ist  .zugleich 
die  Grund-  und  Hauptaufgabe  der  gesaramteii  StmftecM*- 
wissenschaft.    Von  ihr  in  dem  folgenden  Uauptstücke* 


ZWEITES  HAUPTSTÜiCK, 

Von  dem 
Rechlsgrunde  der  Strafgewalt  des  Staates. 

ERSTE  ABTHEILUNG. 

Von  dem 
Rechtsgrunde  der  Strafgewalt  in  den  geistlichen  Staaten 

oder 
unter  der  Voraussetzung  eines  geoffenbarten  Rechtes. 

Ein  Herrscher,  welcher  als  ein  verkörperter  Gott  ver- 
ehrt wird,  oder  welcher  kraft  eines  ihm  von  der  Gottheit 
unmittelbar  —  durch  ein  Wunder  —  ertheilteh  Auftrags 
gebietet,  hat  schon  kraft  dieser  seiner  Eigenschaft,  und 
ohne  dafs  er  sich  auf  einen  andern  Rechtsgrund  zu  beru- 
fen brauchte,  eine  Strafgewalt.  Sein  Recht  beruht  un- 
mittelbar auf  der  Idee  der  Gottheit,  als  eines  Wesens, 
welches  den  Willen  und  die  Macht  hat,  das  Böse  »u  be~ 


st* 

«trafen  und  das  Gate  an  belohnen,  auf  einer  Idee,  ve* 
welcher  ein  Volk  schon  ein?  Vorstellung  oder  eine  Ahn-  • 
dang  haben  mufs ,  wenn  bei  Sun  eine  Theokratie  oder  eine 
Hierarchie  entstehen  soll. 

Jedoch  können  die  Strafgesetzgebungen,  welche  auf 
diesem  Rechtsgrunde  beruhn,  nach  der  Verschiedenheit 
der  Glaubensmeinungen ,  auf  welche  sie  sich  stützen ,  ei- 
nes sehr  verschiedenen  Geistes  und  ChaVakters  seyn.  Und 
sie  sind  ans  dieser  Ursache,  wie  die  Geschichte  lehrt, 
nicht  wenig  von  einander  verschieden ,  wenn  sie  auch  ins- 
gesammt  unter  zwei  Hauptklassen  gebracht  werden 
können. 

Ersten*:  Wenn  der  Theokratie  oder  Hierarchie,  vo* 
welcher  eine  Strafgesetzgebung  dieses  Geistes  ausgebt,,* 
die  Idee  des  wahren  Gottes  und  mithin  der  Gedanke  zum 
Grande  liegt,  dafs  durch  den  Staat  oder  durch  die  Kirche, 
(denn  beide  sind  unter  dieser  Voraussetzung  eins  ,3  das 
Reich  Gottes  schon  auf  dieser  Erde  verwirklicht  werden 
soll,  so  erstreckt  sich  die  Strafgewalt  des  Herrschers  so 
weit  als  die ,  welche  der  Mensch  über  sich  selbst  ausüben 
soll,  so  ist  die  Strafgerichtsbarkeit  des  Herrschere  der 
Wiederhall  oder  die  Deutung  der  strafenden  Stimme  des 
Gewissens.  Nicht  Worte  oder  Werks  sind  strafbar,  sonr 
dem  die  Strafen  treffen  die  pflichtwidrige  Gesinnung, 
diese  mag  in  Thaten  übergegangen  seyn  oder  nicht.  Strafe 
bar  ist  die  Gesinnung,  nicht  blos  wenn  sie  mit  einer  Rechts* 
pflicht ,  sondern  auch  wenn  sie  mit  einer  Gewissenspflicht 
in  Widerspruch  steht.  Sie  ist  strafbar,  ohne  dafs  es  eig- 
nes Gesetzes  bedürfte,  welches  die  Strafe  ausdrücklich 
angedroht  hätte.  Wenn  schon  der  Herrscher  nötigen- 
falls auch  zu  aufseren  Strafen  seine  Zuflucht  nehmen  kann, 
so  sind  doch  anch  diese  auf  die  Besserung  des  Schuldigen 
zu  berechnen.  Allerdings  bedarf  ein  auf  dieser  Grund- 
lage beruhendes  Strafrecht  zu  seiner  Vollziehbarkeit  aus- 
serordentlicher Mittel.    Aber  an  Mitteln  dieser  Art  ge- 
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bricht  es  nicht  einer  Herrschaft ,  welche  das  Wander  ihrer 
•  Abkunft  in  einer  jeden  Beziehung  beurkundet  *) 

Ein  Strafrecht  dieser  Art ,  wo  nicht  das  einzige,  doch 
das  vollkommenste  Strafrecht  dieser  Art ,  ist  das  der  ka- 
tholischen Kirche.    Ein  von  dieser  Kirthe  bestelltes  Ge- 
richt hat  die  Pflicht  und  das  Recht,  dieselbe  Strafgerichts- 
barkeit zu  verwalten ,  welche  der  innere  Richter ,  das  Ge- 
wissen, über  den  .Menschen  ausübt    (Daher  forum  inter- 
num  pive  conscientiae  genannt.}    Dem  Richter,  welcher 
in  diesem  Gerichte  Recht  spricht,  haben  alle  Mitglieder 
der  Kirche  alle  ihre  Sünden  zu  bekennen,  also  auch  die 
schuldhaften  Verirrungen  ihres  Verstandes  oder  was  ihr 
Herz  sündhaft  begehrt  hat.    Hierauf  legt  ein  Spruch  die- 
ses Richters  den  ihrer  Sündhaftigkeit   Geständigen  die 
Bufsübungen  auf,  durch  welche  sie  den  Ernst  ihrer  Reue 
zu  bethitigen,  den  Vorsatz,  sich  zu  bessern,  in  sich  zu 
befestigen  haben.    Die  Beschaffenheit  der  aufzuerlegenden 
Bufsen  ist  dem  Ermessen  dieses  Gerichts  anheimgestellt, 
auf  dafs  sie  mit  der  Individualität  der  einzelnen  Schuldi- 
gen und  mit  dem  Maase  ihrer  Schuld  in  die  vollkommenste 
Uebereinstimmung  gesetzt  werden  könne.    Erziehung  und 
Unterricht,  Gewohnheit,  das  Gewissen  selbst,  welches, 
indem  es  dem  Menschen  Vorwürfe  macht,  dennoch  zugleich 
nach  Ruhe  verlangt,  sind  die  Stützen  dieses  merkwürdi- 
gen Strafrechts,  eines  Strafrechts,  das  die  Grundlage 
der  Verfassung  der  katholischen  Kirche  ist.    Wenn  man 
-erwägt,  wie  schwer  es  dem  Menschen  wird,  sich  selbst 
seine  Fehler  zu  bekennen ,  so  darf  man  wohl  behaupten, 
dafs  der  Gedanke,  die  Menschen  zu  bewegen,   dafs  sie 


*)  Auch  durch  die  Eigentümlichkeit  der  polizeilichen  Afaasregeln  , 
▼ob  welchen  sie  Gebrauch  machen  kann.  Z.  B.  Welchen  fast  ma- 
gischen Einflute  haben  Qlaobensmeinungen  durch  den  Begriff  des 
Beinen  und  unreinen,  welchen  sie  mit  gewissen  Handlungen 
verbanden,  ausgeübt.  Das  Grauen,  welches  bei  so  vielen  Völkern, 
s.  B  bei  den  Hindu's,  vor  gewissen  für  unrein  geltenden  Handlungen 
herrscht,  ist  dem  Ekel  verwandt,  welchen  wir  vor  gewissen  Speisen 
—  nicht  selten  aus  Vorurtheü  —  haben. 
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ihr  Inneres  einem  denn  doch  ftufseren  Richter  aufschlössen, 
einer  der  kühnsten  war ,  welche  der  menschliche  Verstand 
gefafst  hat,  dafe  das  Gelingen  des  Planes  das 
stnck  menschlicher  Kunst  ist.  ')  —  Jedoch,  die 
durfte  nicht  hoffen ,  dafs  die  diesem  Systeme  entsprechen- 
den Strafen  in  allen  Fällen  zur  Besserung  der  Schuldigen, 
noch  auch,  dafs  sie  immer  zum  Schutze  gegen  äußerlich 
gefährliche  Handlungen  hinreichen  wurden.  (Setzt  nicht 
die  katholische  Kirche,  so  wie  sie  selbst  ein  Ideal  ist,  so 
auch,  damit  die  Wirklichkeit  diesem  Ideale  entspreche, 
einen  idealen  Zustand  der  Menschheit  voraus?}  Darum 
bestellte  sie  für  gewisse  gesetzwidrige  Handlungen  noch 
andere  kirchliche  Gerichte,  die  bischöflichen,  mit  der  Voll- 
macht, diese  Handlungen  ')  auch  mit  äufseren  oder  juri- 
dischen Strafen  zu  belegen«  Auch  lies  sie,  (obwohl  mehr 
nothgedrungen,  als  konsequent}  neben  ihren  Gerichten 
noch  die  Gerichte  des  Staats  bestehn.  Zugleich  aber  traf 
sie  Vorkehrungen,  dafs  auch  jene  äufsere  den  Bischöfen 
übertragene  Strafgerichtsbarkeit  in  demselben  Geiste ,  wie 
die  innere,  ausgeübt  würde.  *) 

Zweitens :  Jedoclj ,  ein  Strafrecht ,  welches  auf  dem 
Willen  einer  überirdischen  Macht  beruht,  kann  auch  eines 
ganz  andern  Charakters  seyn,  als  derjenige  ist,  welcher 
einem  solchen  Hechte  in  dem  Obigen  —  voraussetzungs- 
weise —  zugeschrieben  worden  ist    Ja  die  Strafrechte, 


1)  Ihre  vollständige  Ausbildung  erhielt  diese  kirchliche  Strafgerichte« 
barkeit  durch  den  Pabst  Innocenz  III.,  —  nach  Gregor  VII.  — den' 
gröCstcn  Gesetzgeber  unter  den  Pabsten.    S.  c.  IS.  X.  de  poenflt. 
et  remiss. 

2)  Z.  B.  die  Kätzerei,  die  Apostasie,  die  Blasphemie,  die  Simonie. 

3)  Omnes  poenae  ecclesiasticae  sunt  arbltrartee.  —  Eocle«ia  non  aiüt 
sanguinem.  —  Processus  inquisitorius.  —  (Der  Grundsatz :  EoolesJa 
non  sitit  sanguinem,  steht  vielleicht  mit  der  peinlichen  Gerichts- 
barkeit in  einem  geschichtlichen  Zusammenhange,  welche  den  Prie- 
stern der  deutschen  vor  der  Einführung  des  Chrtstenthumes  zuge- 
standen hatte.  S.  Tacit.  Germania,  c.  7.  Die  christliche  Geist* 
Henkelt  sollte  und  wollte  auch  in  dieser  Bezitheng  nichts  mit 
heidnischen  Priestern  gemein  haben.) 
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welche  diese  Grundlage  haben,  sind  gewöhnlich  eines 
andern  Geistes.  Die  Straft»,  welche  sie  androhn,  haben 
wie  die,  welche  der  Staat  kraft  eignen  Rechts  verhingt, 
nur  äufsere  Handlungen  zum  Gegenstande ;  sie  sind  eben 
so  nur  äufsfre  oder  juridische  Strafen;  mit  einem 
Worte,  die  Strafgesetzgebungen  dieser  Art,  welche  in 
der  Geschichte  vorkommen ,  sind  in  der  Regel  nicht  ihrem 
Inhalte,  sondern  nur  der  Sanktion  oder  Beglaubigung 
nach,  die  sie  für  sich  haben,  von  den  Strafgesetzgebun- 
gen wesentlich  verschieden ,  welche  auf  der  Strafgewalt 
des  Staates  beruh n.  Und  wie  könnte  es  anders  seyn? 
Wenn  man  sich  die  Gottheit  oder  das  Walten  überirdischer 
Wesen  anthropomorphistisch  denkt ,  —  und  diese  Ansicht 
ist  in  den  positiven  Gotteslehren  die  vorherrschende,  — 
so  hebt  man  den  Unterschied  auf,  welcher  an  sich  zwi- 
schen der  göttlichen  und  der  menschlichen  Strafgerechtig- 
keit eintritt  —  Die  Strafgesetzgebungen,  welche  ein  Got- 
tesrecht zur  Grundlage  haben,  trifft  fast  ohne  Ausnahme 
der  Vorwurf,  dafs  sie  im  Strafen  hart,  ja  wohl  selbst 
grausam  sind.  So  bestrafte  z.  B.  das  altperuanische  Recht, 
das  Recht  einer  Theokratie,  alle  Verbrechen  mit  dem 
Tode.  0  Eben  so  wenig  kanh  das  Mosaische  Strafrecht,  *) 
oder  konnte  das  altrömische,  ein  Priesterrecht,  *)  auf  das 
Lob  der  Menschlichkeit  Anspruch  machen.  Den  Gesetz« 
gebungen  dieser  Art  ist  der  Gott,  in  dessen  Namen  sie 
Strafen  dröhn,  gewöhnlich  ein  Gott   der  Rache.     Denn 


1)  Robertson,  history  of  America.   III,  195.  (Basier  Ausg.) 

2)  Dm  Ansehn ,  eu  welchem  dieses  Recht  durch  das  Christenthvm  bei 
den  Völkern  deutschen  Ursprungs  gelangte,  bat  auf  ihre  Straf- 
rechte ,  z.  B.  in  der  Lehre  vom  Ehebruche ,  einen  keinesweges  er- 
freulichen Rinftufs  gehabt.  (Eine  deutsche  Reichsstadt,  Nürnberg, 
Hers  sieh  ein  kaiserliches  Privilegium  des  Inhalts  ertheilen ,  dafs 
ihre  Bürger  wegen  Ehebruchs  nicht  mit  dem  Tode  bestraft  werden 
sollten!) 

3)  Die  in  den  XII.  Tafeln  mchreremal  vorkommende  Formel:  Du» 
sacer  est©!  ist  so  zu  deuten:  Der  Verbrecher  ist  dem  Tode  ver- 
fallen., unrichtig  dürfte  die  Auslegung  seyn,  welche  Niebuhr  (in 
s.  Rom.  Gesch.  I,  S49)  von  dieser  Formel  giebt. 


diese  Gesetzgebungen  entstehen  in  Zeiten,  in  welchen 
das  Volk  noch  zu  roh  ist,  als  dafs  es  für  eine  Würdigere 
Vorstellung  von  der  Gottheit  empfänglich  wäre  oder  als 
dafs  es  durch  menschlichere  Strafgesetze  gebändiget  wer- 
den könnte.  Den  Männern ,  welche ,  höher  als  ihr  Zeitalter 
stehend,  auch  ihr  Volk  emporheben  wollen,  mufs  es  ge- 
nügen, an  die  Stelle  des  noch  herrschenden  Rechts  der 
Selbstrache  ein  Strafrecht  zu  setzen ,  welches  das  Rächer- 
amt auf  die  Gottheit  überträgt.  »Es  ist  aber,»  wie  Mon- 
tesquieu*) bemerkt,  »ein  schauderhafter  Grundsatz , 
zu  strafen,  um  die  Gottheit  zu  rächen.  Dann  mifst  man 
die  Strafe  an  der  Unendlichkeit  Gottes,  statt  an  der  End- 
lichkeit der  menschlichen  Natur.« 

In  dem  Folgenden  werde  ich  auf  den  in  dieser  Ab- 
theilang  erörterten  Rechtsgrund  der  Strafgewalt  nicht  wie- 
der zurückkommen. 


ZWEITE  ABTHEILUNG. 

Von  dem 

Hechttgrunde  der  Straf  gewall  in  den  weltlichen  Staaten 

oder 
nach  dem  Vernunftrechte. 

Zur  Lösung  der  vorliegenden  Aufgabe  scheint  die  ein- 
fache Antwort  zu  genügen;  Wenn  und  da  der  Staat  be- 
rechtiget ist ,  Gesetze  zu  geben ,  so  mufs  er  auch  berech- 
tiget seyn,  seine  Gesetze  mit  einer  Sanktion  zu  verbin- 
den d.  i.  die  Uebertreter  seiner  Gesetze  zu  bestrafen«  — 
Gleichwohl  ist  diese  Antwort  unzureichend.  Denn  sie 
giebt  nicht  über  die  Frage  Aufschlufs:  Aus  welchem 
Grunde  ist  das  Recht  zu  strafen  insbesondere  eine  Folge 
von  der  gesetzgebenden  Gewalt,  welche  dem  Staate 
Eitsteht?  wie  müssen  also  die  Strafen,  welche  der  »Staat 


1)  De  Pesprit  des  low.    XII,  4. 


I 

verhängt,  beschaffen  seyn,  um  sowohl  an  sich  als  in  Be- 
ziehung auf  die  Unterthanen  gerechtfertiget  werden  zu 
können?  Mit  einem  Worte,  jene  Antwort  ist  nicht  und 
kann  nicht  das  Princip  der  Strafrechtswissenschaft  seyn. 

Die  Theorien,  welche  man  zur  Begründung  dieser 
Wissenschaft  aufgestellt  hat  und  überhaupt  aufstellen  kann, 
sind  die  Theorie  der  absoluten  und  die  der  relativen 
Strafgerechtigkeit.  (Mit  diesen  Namen  pflegt  man  sie  zu 
bezeichnen.)  Nach  der  ersteren  Theorie  beruht  die  Straf- 
gewalt des  Staates  unmittelbar  auf  dem  Grundsatze  der  stra- 
fenden Gerechtigkeit,  nach  der  andern  Theorie  beruht  diese 
Gewalt  auf  dem  Zwecke ,  welchen  sich  der  Staat  bei  sei- 
nen Strafen  setzen  kann  und  soll.  Nicht  so  hat  man  sich 
den  Unterschied  zwischen  der  einen  und  der  andern  Theo- 
rie zu  denken ,  als  ob  nach  der  ersteren  der  Staat  bei  der 
Ausübung  seiner  Strafgewalt  überall  nicht  einen  Zweck 
hätte  und  haben  sollte ,  sondern  nur  so ,  dafs  zur  Begrün- 
dung dieser  Gewalt  nach  der  ersteren  Theorie,  (nicht 
aber  nach  der  anderen,)  schon  der  Zweck  hinreiche, 
welchen  Strafen,  als  die  Folgen  gesetzwidriger  Hand- 
lungen, überhaupt  oder  der  Moral  nach  haben. —  Die  Theo- 
rie der  relativen  Strafgerechtigkeit  begreift  wiederum  die 
Präventions-  und  die  Androhungstheorie  unter  sich. 
Noch  ist  als  eine  Theorie  dieser  Klasse  eine  dritte  aufge- 
stellt worden,  welche  man  die  Ersatztheorie  genannt 
hat.  *)  Ein  Vergehn ,  sagt  diese  Theorie ,  stiftet  allemal 
den  Schaden,  dafs  es,  als  ein  böses  Beispiel,  die  Ach- 
tung theils  für  die  Gesetze  überhaupt ,  theils  für  das  ver- 
letzte Gesetz  iiÄ  besondere  vermindert.  Der  Thäter  des 
Vergehns  ist  daher  zum  Ersätze  dieses  Schadens  ver- 
pflichtet   Der  Ersatz  ist  die  Strafe.    Allein ,  so  unmora- 


*)  Der  Urheber  dieser  Theorie  ist  Welker.  S.  dessen  Schrift:  Die 
letzten  Grunde  von  Recht,  Staat  und  Strafe.  Giefsen  ISIS.  — 
^  Welker  stützt  den  Schaden ,  den  ein  Vergehn  als  solches  dem  Ge- 
meinwesen verursache  ,  auf  mehrere  Gründe.  Jedoch  der  im  Texte 
angeführte  Grund  ist  der  Hauptgrund  oder  der  Grund,  welcher 
allein  einigen  Schein  für  sich  hat. 


lisch  auch  derjenige  handelt  oder  handeln  mag.  welcher 
Andern  ein  böses  Beispiel  giebt,  widerrechtlich  handelt 
er  nicht.'  Vielmehr  ist  derjenige  strafbar,  welcher  das 
Beispiel  nachahmt.  Wohin  könnte  nnd  müfste  es  führen, 
wenn  man  in  einem  bösen  Beispiele  einen  Grand  zum  Stra- 
fen oder  zur  Ausübung  irgend  eines  andern  Zwangs  rech- 
tes finden  wollte?  Von  der  sogenannten  Ersatztheorie 
wird  daher  in  dem  Folgenden  weiter  nicht  die  Rede  seyn. 

1.  Theorie  der  absoluten  Strafgerechtigkeit« 

Diese  Theorie  lautet  im  Wesentlichen  so:  Die  Straf-* 
gewalt  beruht  unmittelbar  auf  dem  Grundsatze  der 
strafenden  Gerechtigkeit,  auf  dem  Grandsatze  also, 
dafs  die  Schuld  Strafe  verdiene«  Zu  Folge  der  Idee  ei- 
ner moralischen  Weltordnung,  und  wenn  man  das  Ver- 
hältnifs  in  Erwägung  zieht,  in  welchem  eine  den  Grund» 
sitzen  des  Rechts  entsprechende  Naturordnung  ( als  con- 
ditio sine  qua  non)  zu  dieser  Idee  steht,  sollten  die  Men- 
schen physisch  d.  i.  ihrer  Macht  oder  ihrer  äufseren  Frei- 
heit nach  nur  in  so  fern  einander  ungleich  seyn,  als  sie 
moralisch  d.  i.  in  Beziehung  auf  Verdienst  und  Schuld  ein- 
ander ungleich  wären.  Mit  dieser  Forderung  stimmt  zwar 
der  Zustand  der  Menschheit  in  dieser  Welt  nicht  schon 
nach  Naturgesetzen  oberem;  auch  steht  es  weder  in  dem 
Rechte  noch  in  der  Macht  der  Menschen,  ihren  Zustand 
mit  dieser  Forderung  vollkommen  in  Uebereinstimmung 
zu  setzen.  Jedoch  darf  und  soll  der  Staat,  zu  gebieten 
und  zu  verbieten  berechtiget,  mit  der  Verletzung  seiner 
Gesetze  die  Folgen  verbinden,  welche  von  Rechtswegen 
eine  jede  Verschuldung  für  die  äufsere  Freiheit  des  Schul- 
digen haben  soll. 

E»  kommt  diese  Theorie  mit  der ,  welche  einen  jeden 
Unterschied  zwischen  Sünden  und  Vergehen,  zwischen  mo- 
ralischer und  juridischer  Strafbarkeit  gänzlich  aufhebt,  — 
oder  mit  dem  Strafrechte  der  katholischen  Kirche,  —  in 
so  fern  überein,  als  sie  die  Vergehen  nicht  nach  ihrer  ob- 

Zachariä,  vom  Staate.     IV.  2t 
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jectiven  yeschaftenheit ,  sondern  lediglich  und  allein  naeh 
Maas<?abe  der  von  dein  Hifiter  durch  seine  That  beürkuii- 
deten  Gesinnung;  zu  bestrafen  gebietet.  Zu  Folge  die- 
ser Theorie  würde  daher  dasjenige  Volk  die  vollkommenste 
Strafgesetzgebung  haben,  dessen  Gesetzgebung  sieh  auf 
die  Aufzählung  der  zu  bestrafenden  Handlungen  beschränkte  • 
oder  auch  noch  überdies  die  Arten  der  znläfeigen  »Strafen 
bestimmte ,  alles  Uebrige  aber  dem  Ermessen  des  Richter« 
überliefse,  auf  dafs  dieser  die  in  einem  jeden  einzelnen 
Falle  zuzuerkennende  Strafe  mit  der  subjeetiven  Strafbar« 
keit  des  Thäters  in  ein  desto  genaueres  VerMUtnife  setzen 
tonnte.  Eine  Strafgesetzgebung  dieses  Geistes  war  die 
französische  vor  den  Zeiten  der  Revolution.  >)  —  Dage- 
gen unterscheidet  sich  die  Theorie  der  absoluten  Strafge- 
rechtigkeit von  jener  andern  s  o ,  dafs  zu  Folge  derselben 
nur  Vergehen , J)  also  nur  rechtswidrige  Handlungen  und 
diese  nur  mit  äufseren  oder  juridischen  Strafen  zu  bele- 
gen sind.  Denn  —  in  den  weltlichen  Staaten  oder  dem 
Vernunftrcchte  nach  —  kann  sich  die  Strafgewalt  nicht 
weiter ,  als  das  Rechtsgebiet  erstrecken ,  und  mithin  nur 
auf  rechtswidrige  Handlungen  und  nur  auf  die  AnweAdu^g 
eines  physischen  Zwanges. 

IL  Theorie  der  relativen  Strafgerechtigkeit. 

Zur  Erleichterung  der  Uebersicht  dieser  Lcfhre  schickte 
ich  eine  Aufzählung  der  verschiedenen  überhaupt  mög- 
lichen Zwecke  voraus,  welche  sich  der  «taut  bei  der 
Ausübung  tter  Strafgewalt  setzen  kann. 


1)  S.  Loore  Legislation civile, criminelle  et commerciale de  la Franc«. 
T.  I.  (Par.  18S7.) 

*)  Der  Staat  kann  von  seiner  Stra%4u*alt  nur  anter  der  Bedingung 
Gebrauch  machen,  dab  ein  Vergehe  verübt  worden  ist.  Er  bat 
aber  das  verübte  Hergehn  nach  Maasgabe  der  durch  dasselbe  ah 
den  Tag  gelegten  CLeeinnuag  eu  bestrafen.  So  ist  der  vorliegen*» 
Satz  des  Textes  mit  dem  von  der  btrafbarkeit  der  Getlmauag  &* 
vereinigen. 
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Der  allgemeine  Zweck 
der  .Strafen,  (welche  der  Staat  verhängt,)  ist,  — 
,  Vergehungen  zu  verhindern. 

Die  besonderen  Zwecke, 
welche  jener  allgemeine  Zweck  der  Strafen  unter 

sich  begreift,  sind: 

I.  Der  Zweck  der  Androhung  der  Strafen  durch  das 
Gesetz.  —  Dieser  ist: 

1)  Die  Unterthanen  überhaupt  von  der  Verübnng 
der  mit  einer  Strafe  bedrohten  Handlung  abzu- 
halten. —  Absoluter  Zweck  der  Strafdrohung. 
(Schon  hier  darf  vorläufig*  bemerkt  werden,  dato 
die  Strafdrohung  diesen  Zweck  entweder  s  o  er- 
reichen kann,  dafs  sie  Furcht  vor  der  Strafe 
oder  so,  dafs  sie  Abscheu  vordem  Vergeh* 
erregt.  —  Abschreckungs-,  Warnungs- 
theorie. Dieser  Verschiedenheit  der  Theorien  liegt 
jedoch  nicht  eine  Verschiedenheit  der  Straf- 
zwecke, sondern  die  Verschiedenheit  der  Straf- 
übel, der  Art,  wie  Strafen  wirken  können  und 
sollen,  zum  Grunde.  Darum  geschieht  auch'  dieser 
Verschiedenheit  der  Theorien  hier  nur  vorläu- 
fig Erwähnung.) 

9)  Eine  Regel  für  das  Urtheil  aufzustellen ,  welch» 
der  Richter  über  verübte  Vergehn  zu  sprechen 
hat  —  Relativer  Zweck  der  Strafdrohung. 

II.  Der  Zweck  der  Strafvollziehung,  (letzteres 
Wort  in  der  weiteren  Bedeutung  genommen,  in  wel- 
cher es  auch  das  gerichtliche  Verfahren  unter  sich 
begreift/)    Dieser  ist: 

1)  Den  Schuldigen  von  der  Wiederholung  des 
Vergehns,  von  einem  Rückfalle,  abzuhalten.  — 

•  Absoluter  Zweck  der  Strafvollziehung.  (Die- 
ser Zweck  kann  entweder  so  erreicht  werden, 
dafs  die  Strafe  dem  in  dieselbe  Verfallenen  einen 
Rückfall  unmöglich  macht ,  oder  so .  dafs  sie  — 
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durch  den  Eindruck,  welchen  sie  auf  das  sinn- 
liche oder  auf  das  sittliche  Gefühl  des  Sträflings 
macht ,  —  ir  diesem   den  Entschlufs ,  das  Ver- 
gehn   zu   wiederholen,    nicht   aufkommen  läfst. 
Uebrigens  bezieht  sich  auch  diese  Verschieden- 
heit der  Fälle  nicht  auf  die  Verschiedenheit  der 
Strafzwecke,  sondern  nur  auch  eine  Verschie- 
denheit der  Straf  übel.) 
*)  Das  Ansehn  des  verletzten  Strafgesetzes 
aufrecht  zu  erhalten.  —  Relativer  Zweck  der 
Strafvollziehung. 
Die  Unterscheidung ,  welche  hier  zwischen  den  ver- 
schiedenen besondern  Zwecken  der  Strafen  gemacht  wor- 
den ist,  hat  nicht  den  Sinn,  als  ob  der  Staat  bei  der 
Ausübung  seiner  Strafgewalt  nur  den  einen  oder  den  an- 
dern dieser  Zwecke  verfolgen  könnte  und  sollte.    Im  Ge- 
gentheile,  so  wie  alle  diese  Zwecke  nur  die  verschiede- 
nen Beziehungen  sind,  in  welchen  der  allgemeine  Zweck 
der  Strafe  steht,  so  kann   und  soll  auch  der  Staat  die 
Ausübung  seiner  Strafgewalt  auf  alle  diese  Zwecke  zu- 
gleich berechnen.    Nur  davon  kann  die  Frage  seyn,   ob 
der  eine  oder  der  andere  von  ihnen  als  der  Hauptzweck 
der  Strafe  zu  beurtheilen  sey.    CDie  Androhungs theo- 
rie  geht  von  dem  absoluten  Zwecke  der    Strafdrohung 
durch  das  Gesetz,  die  Präventionstheorie  von  dem  der 
Strafvollziehung  aus.) 

Andererseits  sind  in  der  obigen  Tabelle  nicht  alle, 
sondern  nur  die  wesentlichen  Zwecke  der  Strafen  ent- 
halten. Allerdings  kann  der  Staat  der  Ausübung  seiner 
3trafgewalt  noch  andere  Vortheile  verdanken;  z.  B.  die 
Erhaltung  eines  friedlichen  Verhältnisses  mit  andern  Völ- 
kern ,*)  eine  Vermehrung  seines  Einkommens  durch  Geld- 
strafen. Doch  sollen  ihm  diese  Vortheile  nicht  zur  Regel 
für  die  Beschaffenheit  oder  für  das  Maas  der  von  ihm  zu 


*)  Indem  er  «.  B.  auch  d  i  e  Handlungen  bestraft,  durch  welche  die 
Rechte  eines  auswärtigen  Staat«  verletzt  oder  gefährdet  werden. 
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verhängenden  Strafen  dienen.  Insbesondere  wird  die  Straf» 
gewalt  dadurch  geradezu  entweiht,  dafs  sie,  —  Vorzugs« 
weise  ein  Majestätsrecht,  —  zur  Bereicherung  der  Staats- 
kasse oder  der  Kasse  des  Herrschers  absichtlich  benutzt 
wird.  *) 

Nach  dieser  Einleitung  komme  ich  jetzt  zuvörderst 
zur  Darstellung  der 

Präventionstheorie. 

Der  Mensch,  sagen  die  Vertheidiger  dieser  Theorie, 
kann  von  dem  Rechte  der  Nothwehr  (sowohl  im  Staate 
als  im  Stande  der  Natur)  nicht  nur  dann  Gebrauch  ma- 
chen ,  wenn  er  gewaltsam  angegriffen  wird ,  sondern  schon 
dann ,  wenn  er  einen  gewaltsamen  Angriffe  mit  genügen- 
der Gewifsheit  entgegensieht.  In  dem  letzteren  Falle 
wird  das  Recht  der  Nothwehr,  das  Recht,  Gewalt  mit 
Gewalt  zu  vertreiben ,  das  Präventions recht  genannt. 
Wie  ein  jedes  in  dem  Rechte  zu  zwingen  enthaltene  Recht, 
so  steht  auch  jenes  Präventionsrecht  dem  Staate  zu.  Nun 
legt  aber  derjenige ,  welcher  ein  Gesetz  des  Staates  ver- 
letzt, seine  Nichtachtung  oder  seine  Verachtung  des  ver- 
letzten Gesetzes  und  so  zugleich  die  Absicht  entschieden 
an  den  Tag,  dasselbe  Gesetz  in  vorkommenden  Fällen 
von  neuem  zu  verletzen.  (Semel  malus  semper  talis  in 
eodem  genere  delicti.)  Es  ist  mithin  der  Staat  berech- 
tigt und  verpflichtet,  gegen  ihn  die  Maasregeln  zu  er- 
greifen, welche  ihn  an  der  Wiederholung  derselben  Tha^ 
verhindern  können,  sey  es,  dafs  ihm  diese  Maasregeln 


*)  „In  einem  namhaften,  nunmehr  standesherrlichen  deutschen  Gebiet* 
gehörte  es  zum  Geschäftsstyle ,  die  Gesuche  um  Ertheiling  tob 
Proklamationsscheinen  so  lange  undekaftirt  au  lassen .  bis  die  geist- 
liche Behörde  die  Schwangerschaft  der  Braut  anzeigte,  —  damit 
*  man  neben  den  Proklamationssporteln  zugleich  die  AatlcJpatlonß- 
etrafe  beziehen  könnte"  .(Von  Alniendinjren)  politische  An« 
sichten  über  Deutschlands  Vergangenheit,  Gegenwart  und  Zukunft. 
1814-  —  £s  ist  doch  in  Deutschland ,  (was  wir  nicht  verg< 
sollten >)  gar  Vieles  anders  und  besser  geworden. 


die  Wiederholung  der  That  unmöglich  machen  oder  sie 
ihn  durch  die  Erinnerung  an  das  Uebel ,  welches  er  erlit- 
ten bat  y  von  einem  Rückfalle  abhalten.  Die  Uebel  aber , 
mit  welchen  der  Staat  die  Uebertreter  seiner  Gesetze  zu 
jenem  Zwecke  heimsucht,  werden  Strafen  genannt. 
Strafen  sind  also  in  so  fern  rechtmässig ,  als  sie ,  nach  der 
Beschaffenheit  des  gegebenen  Falles,  die  zweckmäfeigen 
und  notwendigen  Mittel  sind ,  die  Wiederholung  der  ge- 
setzwidrigen That  zu  verhindern.  Dafs  die  Bestrafung 
des  Uebelth&ters  eine  gesetzliche  Straf drohung  voraus- 
gegangen seyn  müsse,  ist  zur  Rechtfertigung  einer  Strafe 
zwar  nicht  schon  zu  Folge  des  Wesens  oder  Begriffs  der 
Strafe,  wohl  aber  wegen  des  relativen  Zwecks  der  Straf- 
gesetze d.  i.  zu  dem  Ende  erforderlich,  damit  der  rich- 
terlichen Willkühr  Ziel  und  Maas  gesetzt  sey. 
Die  andere  Theorie  dieser  Klasse  ist  die 

Androhungstheorie.  *J 

Wie  die  Präventionstheorie  auf  dem  Grundsatze  der 
ausgleichenden  Gerechtigkeit  d.  i.  auf  dem  aus  diesem 
Grundsatze  sich  ergebenden  Präventionsrechte  beruht,  so 
beruht  die  Androhungstheorie  auf  dem  Grundsätze  der 
schätzenden  Gerechtigkeit.  Sie  läfst  sich  aus  diesem 
Grundsatze  so  ableiten:  Wenn  auch  der  Staat  alle 
ihm  zu  Gebote  stehende  Mittel  anwendet,  iim  gesetzwi- 
drige Handlungen  entweder  unmittelbar,  indem  er  sie  phy- 
sisch unmöglich  macht ,  oder  doch  mittelbar ,  indem  er  die 
Ursachen*  derselben  beseitiget ,  zu  verhindern ,  so  kann 
und  wird  es  ihm  doch  nimmermehr  gelingen ,  diesen  Zweck 
vollständig  zu  erreichen.  Auch  in  dieser  Beziehung  hat 
seine  Gewalt  schon  nach  Naturgesetzen  ihre  Grenzen, 
darf  er  sieh  das ,  was  in  seiner  Macht  stände ,  nicht  im- 


*)  Man  verwechsle  diese  Theorie  nicht  mit  der  Abacbrecknngstbeorie. 
(Sehr  oft  ist  man  in  diesen  Fehler  verfallen!)  Bei  der  Darstellung 
jener  Theorie  ist  die  Frage:  Wie  wirken  Strafen?  dnreh  Ab* 
tebreokong  oder  wie  sonst?  —  einstweilen  noch  Tcäozlich  nn  be- 
rücksichtiget ta»  lassen. 


erlauben.    Damit  also  der  Staat  dem  Grundsätze  der 
schätzenden  Gerechtigkeit,  weil  und  in  wie  fern  dieser 
Grundsatz  rechtewidrige  Handlungen  zu  vetfundern  ge- 
bietet ,  Genüge  leiste,  mufs  er  noch  überdiefs  Sicherheits- 
maasregeln  einer,  andern  Art  treffen;  er  mufs  za  diesem 
Ende  noch  überdiefs  von  einer  psychologischen  N&r 
thigung  Gebrauch  machen  d.  i.  die  Uebertreter  seiner  Ge- 
setze durch  diese  mit  gewissen  Ucbeln,  —  mit  Strafen, 
—  bedrohn.  —  Allerdings  ist  nach  dieser  Theorie  die  Straf- 
gewalt des  Staates  nur  ein   Aus  flu  fs  oder  nur  eine   An- 
wendung der  dem  Staate   zustehenden   Polizeigewalt. 
Gleichwohl  ist  sie,  ihrem  unmittelbaren  Grunde  und  Zwecke 
nach,  ein    besonderes  Recht.    Auch  ist  dieses  jlecht 
oder  diese  Anwendung  der  Polizeigewalt  noch  aus  ewßti 
«ädern  Grunde  mit  einem  besonderen  Namen ,  mit  dem  fifir 
Strafgewalt,  zu  bezeichnen.     (Jenn   da  die  vorlieget 
Theorie  von  dem  Grundsätze  ausgeht ,   4*fo  Strafen,  pip 
gerecht  zu  s#yn,  von  dem  Gesetze  angedroht  worden  $ey,n 
müssen,  oder,  dafs  eine  Handlung  nur  unter  der  Bedin- 
gung ein.Vergehn  ist,  dafs  ihr  das  Gesetz  eine  Strafe 
gedroht  hat, *)  so  ist  jenes  Hecht  nach  dieser  Theorie 
anoh  iai  Sinne  der  Moral  d.  i.  auch  in  dem  Sinne  flin 
Strafrecht,  dafs  die  Strafe  den  Uebertreter  des  Geset&fls 
als  sedchen  trifft.  —  Allerdings  kann  man  der  Androhungs- 
theorie den  Vorwurf  machen,  dafs  sie,  die*  Vergehen  nur  in 
abstracto  betrachtend,  eine  Strafg^setzgebung  zur  F+igfi 
haben  müsse,  welche  in  ihrer  Anwendung  auf  einzelne 
Falle  nicht  selten  ungerecht  seyn  werde;  und  das  um  » 
n»*hr,  da  eine  Drohung,  je  bestimmter  sie  gefafst  wind, 


*)  Null*  poena  sine  leget  e.  null»  poeua  justa  est,  nisi  qnam  lex 
mlnata  est.  —  Man  »darf  übrigen«  den  8aU  nicht  umkehren.  Eine 
Straft  Ist  nicht  deswegen  (an  sich)  gerecht ;  weil  sie  von  den  "€&- 
setae  gedroht  ist,  eise  Handlung  nickt  deswegen  (  ancfi  an  a)c|i ) 
ein  Vergehn,  weil  ihr  das  Gesetz  eine  Strafe  gedroht  tiat.  Viel« 
wehr  wird  zur  Hechtfertigung  einer  Straft! ro hu ng  die  Strafbnrkeit 
4.  K  eH*  ReektswidHgfcelt  der  mit  der  Strafe  bedrohtet!  oder  xu 
bedrohenden  Handlung  roramgesetiu?  * 


an  sich  desto  wirksamer  ist.  Allein,  auch  abgesebn  von 
den  Vorkehrungen,  welche  gegen  diese  Gefahr  getroffen 
werden  können,  (von  diesen  weiter  unten ,)  liegt  es  in 
dem  Wesen  der  schätzenden  Gerechtigkeit ,  dafs  sie  Opfer 
von  einzelnen  fordert.  Man  darf  vielleicht  hinzusetzen: 
Damnum,  quod  quis  sua  culpa  sentit,  non  sentire  videtur. 

Zur  Beurtheilung 

der 
in  dieser  Abtheilung  des  zweiten  Hauptstücks  aufgestellten 

Theorien. 

Zur  Beurtheilung  dieser  Theorien  ist  erstens  der 
Grundsatz  anzuwenden:  Keine  Theorie  des  Strafrechts 
kann  die  richtige  seyn,  welche  die  Strafen,  die  der  Staat 
verhängt ,  nicht  als  solche  d.i.  nicht  in  der  allgemeinen 
oder  moralischen  Bedeutung  dieses  Wortes  rechtfertiget, 
welche  also  dem  Staate  nur  dem  Namen  und  nicht  der 
Sache  nach  ein  Hecht  zu  strafen  zuschreibt.  (Vgl.  oben 
das  erste  Hauptstück.}  —  Vor  diesem  Grundsatze  besteht 
swar- sowohl  die  Theorie  der  absoluten  Strafgerechtigkeit, 
als  die  Androhungstheorie,  nicht  aber  die  Präventions- 
theorie. Diese  Theorie  usurpirt  nur  den  Begriff  der 
Strafe.  Denn  nach  dieser  Theorie  ist  das  Vergehn  nicht 
als  solches  der  "Grund  der  Strafe,  wird  also  der  lieber- 
treter  eines  Gesetzes  nicht  deswegen  bestraft ,  weil  er  das 
Gesetz  übertreten  und  deshalb  die  Strafe  verdient  hat; 
sondern  er  wird  bestraft,  weil  von  ihm  die  Wiederholung 
desselben  Vergehns  zu  befürchten  ist.  (Daher  kann  auch 
nach  dieser  Theorie  nicht  derjenige  bestraft  werden,  wel- 
cher nach  verübtem  Vergehn  Landflüchtig  geworden  ist, 
noch  derjenige,  welchen  irgend  ein, Unfall  aufser  Stand 
gesetzt  hat,  das  Vergehn  zu  wiederholen.}  Wenn  auch 
die  Uebel,  welche  nach  dieser  Theorie  dem  Thäter  eines 
Vergehns  zuzufügen  sind ,  die  Eigenschaft  einer  Strafe 
in  so  fern  haben,  als  sie  das  Gesetz  gedroht  hat,  so  be- 
ruht doch  die  Bechtmäfsigkeit  dieser  Drohung  auf  einem 


der  Präventionstheorie  fremden  Grunde*  —  Nicht  ein» 
mal  eine  eigentümliche  AH  von  Sicherheitsmaasregela 
sind  nach  dieser  Theorie  die  sogenannten  Strafen«  Denn 
ganz  Ähnliche  Maasregeln  sind  auch  gegen  die  zu  ergrei- 
fen, welche  in  einem  krankhaften  Seelenzustande  die 
Rechte  Anderer  verletzt  oder  gefährdet  haben. 

Zweiter  Grundsatz:  Keine  strafrechtliche  Theorie 
kam»  die  richtige  seyn,  ans  welcher  sich  nicht  das  Recht 
zu  strafen,  als  ein  Recht  des  Staates,  ableiten  läfst» 
—  Dieser  Grundsatz  steht  der  Theorie  der  absoluten  Straf- 
gerechtigkeit, —  und  nur  dieser  Theorie  —  entgegen. 
Der  Grundsatz,  von  welchen»  die  Theorie  der  absolute» 
Strafgerechtigkeit  ausgeht ,  spricht  zwar  die  Bedingungen 
ans,  anter  welchen  äufsere  oder  juridische  Strafen  an 
sich  rechtmäfsig  sind.  Aber  er  ermächtiget  eben  so  we* 
nig  den  Staat,  als  Einzelne,  ein  Strafrecht  auszuüben* 
Man  kann  nicht  so  schliefsen:  Es  giebt  ein  Gesetz  der 
strafenden  Gerechtigkeit  Nun  ist  der  Staat  berechtiget 
und  verpflichtet,  die  Gesetze  des  Rechts  überhaupt  za 
bekräftigen  und  zu  vollstrecken.  Mithin  begreift  die  Staats- 
gewalt auch  das  Recht ,  j  e  n  e  n  Grundsatz  in  Vollziehung 
zu  setzen,  unter  sich.  Denn  man  würde  bei  diesem 
Schlüsse  die  eigentümliche  Beschaffenheit  jenes  Grund» 
satzss  übersehn«  Zwischen  den  Rechten  des  Staates  und 
denen,  welche  den  einzelnen  Menschen  im  Stande  der 
Natur  zustehn,  tritt  in  so  fern  kein  Unterschied  ein,  als 
die  Frage  die  ist,  wie  die  einen  und  die  andern  durch 
Zwang  geltend  gemacht  werden  dürfen. 

Dritter  Grundsatz:  Das  Gebiet  der  Strafgewalt  des 
Staates  kann  nicht  ausgedehnter  seyn,  als  das  der 
Staatsgewalt  überhaupt.  —  Nun  stimmen  zwar  alle  die 
strafrechtlichen  Theorien ,  welche  in  der  vorliegenden  Ab- 
theilung dargestellt  worden  sind,  in  dem  Satze  mit  ein« 
ander  überein,  dafs  der  Staat  nur  Vergehen  d.  L  nur 
widerrechtliche  Handlungen  zu  bestrafen  berechtiget 
sey.  Es  scheinen  mithin  alle  diese  Theorien  die  Strafge- 
walt des  Staates  auf  die  Grenzen  zu  beschränken,  welche 


Staategewalt  überhaupt  zu  Folge  ihre»  Zwecke  (dei* 
Venraaftrechie  nach)  hat.  Allein  in  dem  Satze ,  dafs  der 
Staat  nur  rechtswidrige  Handlangen  zu  bestrafen  habe, 
liegt  eine  Zweideutigkeit  Entweder  kann  der  Säte 
den  Sinn  haben,  dafs  der  Staat  die  Vergehen  als  solche 
oder  ihrer  objectiven  Beschaffenheit  nach  d.  i.  weil  und 
in  wie  fern  durch  sie  die  äufsere  Freiheit  Anderer  ([mehr 
oder  weniger)  verletzt  oder  äufeerlioh  gefährdet  *ijffd, 
4>der  aber  den  Sinn,  dafs  er  die  Vergehen  ihrer  subjec- 
tiven  Beschaffenheit  nach  d.  i.  weil  und  in  wie  fern  ei- 
gewissen  Vergehn,  in  abstracto  oder  in  concreto, 
([mehr  oder  weniger)»  gesetzwidrige  Gesinnung  zum 
Grunde  liegt ,  bestrafen  soll.  *)  Und  je  nachdem  eine 
strafrechtliche  Theorie  jenem  Satze  den  einen  oder  den 
andern  Sinn  unterlegt,  bat  nach  ihr  die  Strafgewalt  des 
Staates  dasselbe  oder  ein  ausgedehnteres  Gebiet,  wie  die 
Staatsgewalt  überhaupt ,  läfet  sich  also  nach  ihr  die  Straf- 
gewalt  entweder  rechtfertigen  oder  nicht  rechtfertigen. 
(Denn  woher  diese  Rechtfertigung  nehmen,  wenn  die 
Strafgewalt  des  Staates  nicht  unter  der  Staatsgewalt 
überhaupt  begriffen  ist?  Nimmt  man  jenen  Safe  in  'dem 
«roteren  Sinne ,  so  bleibt  der  Staat'  auch  bei  der  Ausübung 
seiner  Strafgewalt  dem  Zwecke  treu ,  zu  welchem  er  über- 
haupt eine  Gewalt  hat ;  er  bestraft  alsdann  rechtswidrige 
Handlungen  nur,  weil  und  in  wie  fern  sie  mit  dem  Reehts- 
gesetne,  einem  Gesetze,  welche»  nur  äufsere  Gerech- 
tigkeit fordert,  in  Widerspruch  stehn.  Unter  dar  entge- 
gengesetzten Voraussetzung  dehnt  er  aeihe  Strafgewalt 
auch  auf  das  Innere,  auf  die  Gesinnungen  des  Menschen, 
aus ,  überschreitet-  er  die  Linie,  welche  die  juridische  Straf«* 


*)  Die  erstere  Beschaffenheit  eines  Vergeh ns  werde  ich  in  der  Folgp 
Auch  die  ohjective  oder  äufsere  Gefährlichkeit,  so  wie  die  letztere 
ftucfh  die  subjektive  oder  innere  Gefährlichkeit  des  Vergeh« s  nennen, 
loh  gebrauche  die  Worte :  tubjeetire  Geföhrttcbkeit  und  Iamem- 
Utät  der  That  einstweilen  als  gleichbedeutend,  Voa  4*jn  Unter- 
schied _,  den  man  zwischen  der  einen  Und  der  andern  Eigenschaft 
einer  That  machen  kann,  s.  das  dritte  Hauptstuck. 

\       • 


barkeil  von  der  moralischen  scheidet,  verirrt  er  sieh  in 
ein  Gebiet,  atf  welchem  der  Boden  unter  ihm  wankt  «d 
schwankt.    Ja  er  giebt  dann  soger  das  einzige  Prineip 
auf,  ipcb  welchem  er  die  Vergehen  von  einander  unter* 
scheiden  iwd  unter  einander  abstufen  kann.    Denn,  ent-r 
scheidet  die  subjecüve  Gefährlichkeit  der  Vergehen  «her 
ihre  Strafbarkeit ,  so  sind  alle  Vergehen ,  so  verschieden 
sie  auch  ihrer  objectiven  Gefährlichkeit  nach  von  einander 
seyn  mögen,  dennoch  einander  gleich.    Dieselbe  Triebfe* 
der  kann  zu  des  (ihren  Folgen  nach}  schwersten  wie  zu 
den  leichtesten  bestimmen. J)  —  Wendet  man  das  Obig* 
auf  die  verschiedenen  Theorien  des  (weltlichen}  Straft» 
rechts  an ,  so  spricht  der  vorliegende  dritte  Grundsatz  aus- 
schließlich   der  Androhungstheorie   das   Wort.     Sowohl 
nach  der  Theorie  der  absoluten  Strafgerechtigkeit,   als 
nach  der  Präventionstheorie  ist  es  die  subjectjve  Ge- 
fährlichkeit der  That,  gegen  welche  die  Strafe  zu  richten 
ist.    Von  der  ersteren  Theorie  kann  man  sogar  behaup- 
ten ,  dafs  sie  den  Grundsatz  der  strafenden  Gerechtigkeit, 
indem  sie  dessen  Anwendung  auf  Vergehen  besehvänkt, 
seinem  Wesen  nach  aufhebe.    Dagegen  ermächtiget  der 
Grundsatz,  der  schätzenden  Gerechtigkeit,    auf  welchem 
die  ^jidrohungstheorie  beruht,  den  Staat,  Vergehen,  so 
wie  sie  kraft  ihrer  äufseren    Gefährlichkeit   mit   diesem 
Grundsätze  in  Widerspruch  stehn ,  auch  in  derselbe*  Ei- 
genschaft zu  bestrafen. 

Obwohl  hiernach  die  Androhungstheorie  allen  den 
Grundsätzen,  und  zwar  ausschliefslich,  Genüge  leistet*), 
von  welcher   das  Urtheil  über   die  in  Frage  stehenden 


1)  Man  kann  dann  das  Paradoxon  dtr  Stoiker,  omnia  peccata  esse 
aeqnalia,  auch  auf  die  Vergehen  anwonden.  Wer  z.  B.  aus  Rache 
ein  Hausthier  (ödet,  welche«  die  ganze  Freude  seinas  Eigenthü- 
mers  war ,  ist  dann  nicht  weniger  strafbar  >  wie  der  y  welcher  das 
Hans  seines  Feindes  an  Kündet. 

3)  Wie  man  auch  das  Wart:  Vergeh« ,  gewöhnlieh  in  seiner  ehjecti- 
ven  Bedeutung  nimmt  (In  derselben  Bedeutung  wird  das  Wort 
auch  in  diesen  Buche  ta  der  Begel  gebraueil*.) 


Theorien  des  Strafrechts  abhängt,  so  kann  man  ihr  den« 
noch  den  Vorwurf  machen,  dafs  eine  dieser  Theorie  ent- 
sprechende Strafgesetzgebung  bald  strenger,  als  not- 
wendig und  billig ,  bald  weniger  streng ,  als  es  '  das  In- 
teresse der  öffentlichen  und  heimlichen  Sicherheit  fordere, 
seyn  werde.  Wenn  daher  auch  in  der  Darstellung  der 
Strafrechtswissenschaft  von  der  Androhungstheorie  aus- 
zugehn  ist,  so  darf  doch  die  Frage  nicht  unberücksich- 
tigt bleiben,  ob  und  wie  sich  jenem  Vorwurfe,  unbe- 
schadet übrigens  des  Primats  der  Androhungstheorie,  be- 
gegnen lasse.  Sie  wird  von  mir  in  dem  gleichfolgenden 
Hauptstücke  erörtert  werden. 


DRITTES  HAÜPTSTICK. 

#  Von  der 

Rechtmä/rigkeit  der  Strafen  in  Beziehung  auf  die  st* 

bestrafenden  Handlungen. 

i)  Nur  Handlungen,  — nur  Wirkungen,  deren  Ur- 
sache der  Wille  desjenigen  ist,  der  sie  hervorge- 
bracht hat,  welche  also  ihrem  Urheber  zuzurech- 
nen sind ,  '")  —  können   mit  einer  Strafe  bedroht 
werden. 
Denn,  da  Strafdrohungen  nur  auf  und  durch  den  Wil- 
len desjenigen  wirken  können,  an  welchen  sie  gerichtet 
sind ,  so  sind  sie  zwecklos ,  wann  nicht  der  Wille  die  Ur- 
sache der  Rechtsverletzung  ist.    Eben  so  hebt  man  sonst 
den  moralischen  Begriff  der  Strafe  auf. 

Zu  Folge  des  vorliegenden  Grundsatzes  können  nur 
Personen  und  nicht  Sachen,  z.  B.  nicht  Thiere,')  auch 


1)  Das  Wort:  Zurechnung,  imputatio,  wird  hier  Mos  in  dem 
Sinne  gebraucht,  in  welchem  es  sich  auf  die  Bedingung  der  Wil- 
lensfreiheit besieht.  (  Auch  dem  Sprachgebrauchs  nach  hat  es 
nur  diese  Bedeutung.)  Also  von  der  Gesinnung  des  Handelnden, 
von  den  Triebfedern  der  Handlung  ist  hier  Dient  die  Rede. 

9)  Rapport  et  recherches  sur  les  proces  ei  jugemens  reJattf*  aux  aoi- 


■ 

nur  physische  Personen  d.  i.  nur  Menschen,  als  Indivi- 
duen betrachtet,  and  nicht  moralische  Personen  oder  Ge- 
meinheiten bestraft  werden.   Gemeinheiten  haben  als  solche 
nur  ein  ideelles  und  nicht  ein  äufseres  oder  physisches 
Daseyn.  Sie  haben  als  solche  keinen  Willen,  keine  Thatkraft 
Handlungen ,  welche  ihren  Folgen  nach  strafbar  sind, 
können  bestraft  werden,  sie  mögen  aus  Vorsatz  oder 
aus  Fahrlässigkeit  (dolo  vel  culpa3  begangen  wor- 
den seyn.    Auch  Vergehen  aus  Fahrlässigkeit  sind  straf« 
bar.    Denn  ihr  Urheber  hätte  die  rechtswidrigen  Folgen 
seiner  an  sich  unschuldigen  Handlung   voraussehen  kön- 
nen und  sollen.  —  Obwohl  aber  eine  Rechtsverletzung  an 
sich  (oder  in  thesf)  eben  so  wohl  in  dem  Falle,  da  sie 
aus  Fahrlässigkeit ,  als  in  d  e  m  Falle ,  da  sie  mit  Vorsatz 
geschehn  ist,  Strafe  verdient,   so  sind  doch  nicht   die 
Gesetzgebungen  zu  billigen,   welche  die   Fahrlässigkeit 
im  Allgemeinen  d. .  i.  in  allen  den  Fällen  mit  einer 
Strafe  bedrohn ,  in  denen  dieselbe  That,  in  der  Eigenschaft 
eines  vorsät  zlichenV  ergehns,  den  Gesetzen  nach  straf- 
bar ist.    Eine  Strafdrohnng  dieser  Art  ist  zu  unbestimmt , 
als  dafs  sie  wirksam  und  mithin  zweckmäfsig  seyn  könnte. 
Sie  trifft,  ohne  gewarnt  zu  haben!   Sie  umgiebt  das  Le- 
ben mit  Schrecknissen.    Vielmehr  haben  die  Gesetze  die 
Handlungen,  welche,  obwohl  an  sich  nicht  widerrechtlich, 
doch  eine   Rechtsverletzung   zur   Folge   haben  können, 
einzeln  und  namentlich  mit  einer  Strafe  zu  bedrohn.  #3 


toaux.  Par  Berriat-Saint-Prix.  Par.  1829.  (Die  Strafen, 
die  einst  oft  genug  an  Tbieren  vollzogen  wurden,  waren  eine  AH 
der  symbolischen  Strafen.)  —  Aus  dem  im  Texte  angeführten 
Grunde  ist  auch  die  Vollziehung  der  Strafe  an  dem  Bildnisse 
des  Verbrechers  (in  effigie)  verwerflich. 

*)  Z.  B.  die  verschiedenen  Arten,  wie  mit  geladenen  Gewebren  oder 
mit  Feuer  und  Licht  unvorsichtig  umgegangen  werden  kano.  — 
Wer  sich  dann  des  Vergebus  schuldig  gemacht  hat,  ist  propter 
dolum  directum  vcl  iudirectum  zu  bestrafen,  je  nachdem  das  Ver- 
gebn  ohne  die  Folgen  geblieben  ist  oder  aber  die  Folgen  gehabt 
bat,  welchen  das  Gesetz,  indem  es  die  Handlung  mit  einer  Strafe 
bedrohte ,  vorbeugen  wollte. 


i* 
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Der  Urheber  einer  gesetzwidrigen  That  ist  sdilecht- 
hin  nicht  strafbar ,  wenn  ihm  die  That  überall  nicht  zuge- 
rechnet werden  kann.  Im  Itechsten  Grade  strafbar  ist  ein 
Vergehn^  welches  dem  Th&ter  vollständig  zugerechnet 
werden  kann.  Die  Strafbarkeit  einer  That ,  welche  ihrem 
Urheber  zugerechnet  werden  kann,  mindert  sich  in  dem 
Grade,  in  welchem  die  Bedingungen  der  Zurechnung  *) 
nicht  vollständig'  gegeben  sind.  Denn  in  demselben  Ver- 
hältnisse kannte  die  Strafdrohung  nicht  die  Folge  haben , 
welche  sie  haben  sollte,  ist  also  die  Vollziehung  der  dem 
schlechthin  vorsätzlichen  Vergehn  gedrohten  Strafe  unbe- 
gründet 

Zu  Folge  der  zuletzt  aufgestellten  Regel  ist  also  %m 
B.  dasselbe  Vergehn,  wenn  es  eben  so  wohl  aus  Fahr- 
lässigkeit als  aus  Vorsatz  begangen  werden  kann ,  weni- 
ger strafbar  in  dem  ersteren  als  in  dem  letzteren  Falle, 
tot  der  Urheber  eines  vorsätzlichen  Vergehns  zwar  auch 
wegen  der  rechtswidrigen  Folgen  seiner  That,  die  er 
nicht  beabsichtiget  hat ,  jedoch  wegen  dieser  Folgen  nicht 
in  dem  Grade  strafbar,  wie  wenn  er  sie  beabsichtiget 
bitte,  *)  haben  die  Gesetze  gewisse  allgemeine  Min  de- 
r*ags  gründe  der  Strafen  aufzustellen.  s} 

Ueforigens  ist  die  Aufgabe,  Regeln  für  die  Zurechnung 
festzusetzen,  eine  der  schwierigsten  der  Strafgesetzgebung. 


1)  Diese  Bedingungen  sind:  Selbstbewufstseyn ; —  Kenntnifs  de« Straf- 
gesetzes; (tarnen  ex  jure  necessitatis  nocet  ignorantia  juris;)  — 
Bekanntschaft  mit  dem  Verhältnisse  ,  in  welchem  die  Handletg  su 
dem  Strafgesetze  ,  als  eiqe  Verletzung  desselben^  In  concreto  steht. 
—  Aaf  das  Binzelno  haun  hier  nicht  eingegangen  worden. 

2)  In  der  Einteilung  des  Vorsatzes  in  den  dolus  directus  na*  indiree- 
tus  liegt  an  sich  ein  Widerspruch.  Aber  sie  erhält  einen  Sinn, 
wenn  ein  gewisses  positives  Recht  den  Thäter  eines  vorsatstt- 
cheu  Vergehns  eben  so  hart  wegen  der  nicht-  beabsichtigten  als 
wegen  der  beabsichtigten  Folgen  bestraft.  Dann  lautet  sie  mit  an- 
dern Worten  so:  Dolus  est  vel  vere  vel  quasi  talis. 

3)  Ich  unterscheide  Minderung*-  und  Milderungsgrunde  der 
Strafen  causas  minueudi  et  mitigandi  poenas.  Jene  bvziohn. 
sieh  auf  die  Bedingungen  der  Zurechnung,  diese  auf  die  Gesin- 
nung des  Tuäters  etc.  ( In  verbia  simus  d  i  f  fieües.) 


Ja,  vielleicht  kann  eine  Strafgesetzgebung  in  dieser  Be- 
ziehung in  keinen  gröfseren  Fehler  verfallen,  als  wenn 
sie ,  aus  Furcht  vor  der  Willkühr  des  Richters,  alles  selbst 
regeln  and  ordnen  will.  *)  Die  Willkühr  des  Richters 
durfte  in  diesem  Falle,  verglichen  mit  der  Willkühr  des 
Gesetzes,  bei  weitem  das  kleinere  Uebel  seyn.  Gegen 
den  Mifsbranch,  den  der  Richter  von  der  Freiheit  seines 
ürtheiles  machen  kann,  lassen  sich  durch  die  Verfassung 
Vorkehrungen  treffen. 

t)  Handlungen  sind  in  so  fern  und  n  u  r  in  so  fern  straf- 
barT  als  sie  rechtswidrig  sind. 

Denn  nur  gegen  Handlungen  dieser  Art  ist  der 
Staat  sich  und  Andere  zu  beschützen  berechtiget  und  ver- 
pflichtet.   Sein  Gebiet  ist  das  des  Rechtsgesetzes* 

Daher  ist  es  nicht  die  Sache  des  Staats,  die  Hand« 
fangen  zu  bestrafen ,  welche  blos  mit  den  Vorschriften  der 
>Moral  oder  der  Religion  in  Widerspruch  stehn.  —  Je- 
doch  ist  es  nicht  selten  zweifelhaft ,  ob  eine  gewisse  Hand« 
hing  blos  der  Moral  oder  ob  sie  auch  dem  Rechte  nach 
strafbar  sey.  Darf  und  soll  der  Staat  z.  B.  auch  Gran« 
samkeiten,  die  an  Thieren  verübt  werden, *3  oder  grobe 
Verletzungen  des  Anstandes 8)  oder  Mos  unzüchtige  (nicht 
mit  Verletzung  der  Rechte  eines  Dritten  verbundene  J  Hand* 
langen  mit  einer  Strafe  bedrohn?  Diese  und  ähnliche 
Fragen  lassen  sich  leichter  aufwerfen  als  beantworten. 

Eine  Handlung  i  s  t  rechtswidrig ,  also  ein  Vergehn , 


1)  In  diesen  Fehler  scheinen  einige  neuere  Strafgesetzbücher,  s.  B. 
In. der  Lehre  von  dem  Einflüsse  des  jugendlichen  Alters  auf, die 
Zurechnung  _,  verfallen  zu  seyn.  (  Auch  sonst  gleichen  sie  nicht 
selten  mehr  einem  Lehr-  oder  Hechtsbuche,  als  einem  Gesetz* 
buche.)   - 

« 

2)  Die  Lehre  von  der  Scelenwanderung  hat  den  Sinn  und  Zweck, 
die  Thiere  dem  Menschen  iu  rechtlicher  Uioslcht  gleichzustellen. 
—  Vgl.  The  rights  of  animals.    By  S.  Bürdet L    Lond.  1839. 

3)  Vielleicht  ist  der  Begriff  des  Anstandes  (decorum)  denn  doch 
gleich  ein  Rechtsbegriff. 


wenn  sie  die  Rechte  Anderer,  (%•  B.  die  des  Staats*) 
entweder  äufserlich  verletzt  oder  äufserlich  (d.  i.  we* 
gen  der  Folgen,  die  sie  ihrer  äufseren  oder  physischen 
Beschaffenheit  nach  zu  haben  droht ,)  gefährdet.  Die  Ver- 
gehen der  ersteren  Art  sihd  im  Durchschnitte  die  schwere- 
ren ,  die  der  letzteren  Art  die  leichtern.  —  Diese  Eintbei* 
lang  der| Vergehen  liegt  der  in  Verbrechen  (crimina, 
crimes,)  und  Polizeivergehen  zum  Grunde,  weichein 
fast  allen  neueren  Strafgesetzbüchern  vorkommt,  wenn 
sie  sich  auch,  als  eine  Eintheilung  des  positiven  Rechts, 
in  dem  Interesse  der  Praxis  unmittelbar  nur  auf  den  Ge- 
richtsstand der  Vergehen  und  auf  das  gerichtliche  Verfah- 
ren bezieht.*)  —  Die  einzelnen  Vergehen  der  einen 
und  die  der  andern  Art,  (besonders die  Verbrechen)  kön- 
nen zwar  unter  gewisse  allgemeine  Kategorien  ge- 
bracht werden.  Die  Frage  aber,  ob  die  Gesetzgebung 
unter  einer  jeden  dieser  Kategorien  gewisse  Handlungen 
oder  welche  Handlungen  einer  gewissen  Gattung  sie 
mit  Strafen  zu  bedrohn  habe,  ist  in  dem  einen  Staate  so, 
in  einem  andern  anders  zu  beantworten.  Das  crimen  am* 
bitus  z.  B.,  dieses  Verbrechen  in  seiner  ursprünglichen 
Bedeutung  genommen,  also  das  Verbrechen  eines  wider«* 
rechtlichen  Einwirkens  auf  die  Volkswahlen  kann  nicht  in 
einem  jeden  Staate  begangen  werden.  In  den  heutigen 
konstitutionellen  Monarchien  ist  es  wieder  aufgelebt. 

Die  obige  Eintheilung  der  Vergehen  gedenkt  nicht  der 
Fülle,  in  welchen  eine  Rechtsverbindlichkeit  Mos  uner- 
füllt bleibt,  also  nicht  der  Fällä,  in  welchen  blos  ein 
Unterlassen,  (eine  omissio,)  in  Frage  steht;  sie  schliefst 
also  diese  Fälle  von  dem  Begriffe  eines  Vergchns  aus. 


*)  Sie  ist  daher  den  positiven  Rechte  nach  gleichbedeutend  mit  der 
KiotbeihiDg  der  Vergehen  in  schwere  und  leichte.  —  Wo  ich  die 
Worte:  Verbrechen,  Polizei  vergehen,  gebrauche,  nehme  ich  sie 
In  Ihrer  philosophischen  Bedeutung*,  sind  also  Verbrechen 
die  Handlungen,  welche  ihrem  Wesen  nach  die  Rechte  Anderer 
verletzen ,  Polizei  vergehen  die  Handlungen,  welche  an  steh  die 
Rechte  Anderer  nur  gefährden. 


Der  Grund  ist  der,  dafs  Niemand  rechtlich  verpachtet 
ist,  das,  was  er  einem  Andern  zu  leisten  schuldig  ist, 
freiwillig  zu  leisten.    Es  handelt  also  z.  B.  derjenige 
nicht  strafbar,  welcher  die  einem  Andern  gehörende  Sache, 
die  er  besitzt,  nicht  freiwillig  ihrem  Eigenthumer  heraus* 
giebt  oder  ein  Darlehn  nicht  zur  gesetzten  Zeit  zurück- 
zahlt.   Zwar  stellt  sich  die  Sache  anders,  wenn  eine  Un- 
terlassung wegen  ihrer  Folgen  in  ein  Verbrechen  ausartet 
oder  von  den  Gesetzen  für  ein  Polizeivergehn  erklärt  wor- 
den ist.    Es  sind  z.  B.  Eltern  strafbar ,  welche  ihren  Kin- 
dern die  Wartung  und  Pflege  versagen,  deren  die  Kinder 
zor  Erhaltung  ihres  Lebens  und  ihrer  Gesundheit  bedir« 
fen,  oder  Hauseigentümer,  welche  die  von  den  Gesetzen 
vorgeschriebenen  Vorkehrungen  gegen   Feuersgefahr  zu 
treffen  unterlassen.    Aber  in  diesen  und  in  ähnlichen  Fäl- 
len ist  die  Unterlassung  nicht  als  solche,  sondern  wegen 
ihrer  Folgen  und  schon  nach  Maasgabe  des  oben  bestimm- 
ten Begriffs  einer  rechtswidrigen  Handlung  strafbar.   Eine 
Gesetzgebung,  die  weiter  geht,  (wie  z.B.  die  chinesische,) 
kann  zwar  vielleicht  dem  Geiste  der  Verfassung  des  Staate 
entsprechen;  mit  den  Grundsitzen  des  Strafrechts  steht 
sie  nicht  in  Uebereinstimmung. 

Eben  so  wenig  sind  unter  dem  Gattungsbegriffe  eines 
Yergehns  die  Handlungen  enthalten,  in  welchen  zwar  die 
Aeufserung  einer  (subjektiv)  gefährlichen  Gesinnung  liegt, 
-welche  aber  die  Rechte  Anderer  nicht  äufserlich  ver- 
letzen oder  gefährden«  *)  Es  ist  also  z.  B.  weder  der 
Versuch  eines  Yergehns,  wenn  er  anders  nicht  schon  für 
sieh  ein  Vergebn  ist ,  *)  die  Vollendung  des  Vergehns 
mag  übrigens  freiwillig  oder  aus  einer  andern  Ursache 
unterblieben  seyn,  noch  die  Bedrohung  mit  einem  Vergehn, 
noch  die  blose  Billigung  eines  beabsichtigten  oder  verüb- 


1)  So  Ist  die  Regel  st  versteh* :  Cogttatlonis  poenam  nemo  patitur. 

0)  Z.  B.  Der  Versuch  eines  Mordes  kann  für  sich ,  —  als  eine  Ver- 
wundung oder  als  die  Ursache  einer  Krankheit,  —  ein  Vergehn  seys. 

Zachariä f  vom  Staute,    IV, 


te*  Vcrgchne* -strafbar.  Zwar  ist  der  Staat  berechtiget, 
in  den  Füllen  dieser  Art  Sicherheitsmaasregeln 
gegen  denjenigen  *u  ergreifen,  welcher  die  gesetzwidrige 
Gesinonng  an  den  Tag  gelegt  hat  Steht  ihm  doch  das«« 
selbe  Hecht  schon  gegen  diejenigen  zu  1  welche  ans  aNge* 
meinen  Grandes  ,  n.  B.  aJe  Leute  ohne  Hcimath  and  Be- 
ruf, verdächtig  sind«  Aber  jene  Handlungen  gehören  eben 
so  wenig  unter  den  Gattungsbegriff  eines  Vergehn»,  als 
die  deshalb  zu  ergreifende»  Sicherheitsmaasregeln  unter 
den  einer  Strafe*  Wenn  man  die  Handlangen  dieser 
Art  (Ihr  strafbar  halten  dürfte,  so  müfste  die  Strafbarkeit 
der  Vergehen  überhaupt  von  ihrer  subjeetiven  Oefihi Iccfc» 
keit  abhängen*  Der  Unterschied  swischen  Strafen 
den  in  Frage  stehenden  Sicherheitsmaasregeki  liegt 
gern  nicht  etwa  bftes  in  den  Worten.  Diese  Maasregeln 
sind  nur  Bürgschaften  fflr  das  künftige  Wohlverbai- 
tea  derer,  welche' die  gesetzwidrige  Gesnammg  an  den 
Tag  gelegt  haben.  Sie  können  daher  auf  dieselbe  Weise,, 
wie  andere  Sicherheitsleistungen  (oder  Kautionen),  also 
«.  B.  auch  durch  Bürgen  oder  Pfänder,  bestellt  werden. 
Allerdings  kann  der ,  welcher  eine  solche  Gesinnung  ge- 
ftufsert  hat ,  damit  sich  der  Staat  des  künftigen  Wohlver- 
haltens desselben  versichere,  auch  nur  Haft  gebracht  wer- 
den; doch  nur  nöthigenfirilB,  d«  i.  nur  wenn  der  Schuldige 
auf  keine  andere  Weise  Sicherheit  m  leisten  vermag  oder 
wenn  eine  andere  Bürgschaft  nicht  fflr  genügend  erachtet 
werden  könnte.  Eben  so  können  diese  Sicherheitsleistun- 
gen nur  nötigenfalls  d.  i.  nur  in  **  fern  gefordert  wer- 
den, als  in  dem  gegebenen  Falle  na  besorgen  ist,  dafs 
die  geiufserte  Gesinnung  nock  in  Thateo  ibergehn  werde, 
also  z.  B*  nicht,  wenn  der  Schuldige  das  Land  verlassen 
oder  wenn  sieh  mit  um*  derjenige  ausgesöhnt  hat,  welchen 
allein  diese  Aeufserung  galt.  Dieselbe  Gefahr  entscheidet 
auch  aber  die  Zeit,  auf  welche  Sicherheit  m  leisten  ist, 
so  wie  über  die  Frage,  ob  und  wenn  während  dieser 
Frist   die  gestellte   Sicherheit  wieder  erlassen  werden 


kann. ')    Uebrigens  ist  der  vorliegende    (der  zweite) 
Grundsatz  nicht  so  zq  deuten  ,  als  ob  das  Gesetz  die  Hand- 
lungen ,  welche  an  sich  oderwegen  ihrer  wahrscheinlichen 
Folgen  strafbar  sind,  auch  in9gesammt  mit  Strafen  am 
bedrohn  hätte.    Ehe  der  Gesetzgeber  den  Entschlaft  fafst, 
auf  eine  gewisse  Handlang  eine  Strafe  zu  setaen,  hat  er 
«i  erwägen ,  dafe  er  die  Handlung  durch  die  Strafdrohung 
allererst  zu  einem  Yergehn  mache,  *)  dafs  nach  Befin- 
den ,  da  Strafen  in  mehr  als  'einem  Sinne  Uebel  sind , 
Straflosigkeit  auch  das  kleinere  Uebel  seyn  könne,  dato 
eine  Strafgesetzgebung ,  je  weiter  sie  ihre  Drohungen  er- 
streckt, desto  weniger  auf  deren  Vollziehung  rechnen  kann, 
desto  leichter  in  den  Fehler  der  Unbestimmtheit  verfällt 
Es  ist  daher  z.  B.  eine  Gesetzgebung  nicht  zu  billigen, 
welche ,  (wie  die  römische ,)  nachdem  sie  Gewalttaten 
einzeln  verpönt  hat ,  noch  auf  Gewalttätigkeiten  im  All- 
gemeinen eine  Strafe  setzt. 

8}  Vergehen  sind  in  dem  Verhältnisse  mehif oder 
weniger  strafbar,  also  in  dem  Verhältnisse  mit  ei- 
ner härteren  oder  milderen  Strafe  zu  belegen,  in 
welchem  sie  mehr  oder  weniger  rechtswidrig  sind 
d.  i.  in  welchem  sie  die  Rechte  Anderer  äufserlich 
mehr  oder  weniger  verletzen  oder  gefährden« 

Dieser  Grundsatz  folgt  unmittelbar  aus  dem  so  eben 
erörterten  zweiten  Grundsatze.  Er  hat  überdies  das  An- 
sehn fast  aller  positiven  Strafgesetzgebungen  für  sich. 

Desto  mehr  weichen  die  positiven  Strafrechte  in  der 
Anwendung  dieses  Grundsatzes  von  einander  ab.  Das 
darf  schon  deswegen  nicht  befremden ,  weil  es ,  wenn  man 


1)  Die  neueren  deutschen  Straffeesetabucher  erklären  ohao  Ausnahme 
auch  den  conatas  dellnquendt  für  strafbar.  Mir  scheint  es ,  dafa  sie 
«loa  in  so  fem  einer  greisen  Ungerechtigkeit  sohokUg  machen.  Das 
englische  Recht  macht  von  den  hier  in  Frage  stehenden  Kautionen 
einen  sehr  umfassenden  Gehrauch.    Und  mit  Erfolg! 

S)  Durch  ein  Verhol  Ist  die  Sande  in  die  Welt  gekommen. 
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auch  einige  Vergehen  und  eben  so  die  verschiedenen 
Grade  eines  und  desselben  Vergehns  ')  in  Beziehung  auf 
ihre  gröfsere  oder  geringere  Strafbarkeit  mit  einander  ver- 
gleichen kann,  dennoch  an  einem  für  alle  Vergehen  gül- 
tigen Maasstabe  für  die  objective  Abstufung  der  Vergehen 
gänzlich  gebricht  Hierzu  kommt  aber ,  dafs  sich  die  ver- 
hiltnifsmäfsige  Strafbarkeit  der  Vergehen,  nach  Zeit  und 
Umständen ,  bei  dem  einen  Volke  so ,  bei  einem  andern 
anders  stellen  mufs.  Nicht  einer  jeden  Staatsverfassung 
ist  Widersetzlichkeit  gegen  die  Regierung  in  gleichem 
Grade  gefährlich;  dem  einen  Volke  gilt  die  Treue  des 
Weibes  mehr,  einem  andern  weniger;  ein  Volk,  für  wel- 
ches Treu  und  Glaube  im  Handel  und  Wandel  ein  beson- 
deres Interesse  hat ,  mufs  alle  Arten  von  Fälschungen  mit 
besonderer  Strenge  ahnden  u.  s.  w.  Auch  kann  die.  Mei-  • 
nung,  welche  bei  einem  Volke  von  der  besonderen  Schänd- 
lichkeit eines  gewissen  Vergehns  herrscht ,  den  objectiven 
Maasstab  der  Strafbarkeit  in  den  Hintergrund  stellen.  *) 
—  Jedoch  in  allen  diesem  liegt  nicht  eine  Einwendung 
gegen  den  Grundsatz  selbst;  sondern  nur  eine  Erinnerung 
mehr  an  die  Schwierigkeit  der  Aufgabe ,  welche  die  Straf- 
gesetzgebung zu  lösen  hat. 

Wohl  aber  kann  gegen  den  vorliegenden  Grundsatz, 
(wie  schon  zu  Ende  des  zweiten  Hauptstücks  erwähnt 
worden  ist  ,)  erstens  das  geltend  gemacht  .werden ,  dafs 
er  die  subjective  Beschaffenheit  der  Vergehen,  —  die 
gröfsere  oder  geringere  Strafbarkeit  der  Gesinnung  des 
Thäters  oder  der  Triebfedern  zur  That  —  unberücksich- 
tiget  läfst.  —  Wenn  auch  der  Staat  das  Recht  hat,  bei 
der  Bestrafung  der  Vergehen  lediglich  und  allein  ihre  ob- 
jective  Beschaffenheit  zum  Maasstabe  zu  nehmen,  so 


1)  Z.  B.  die  verschiedene  Strafbarkelt  des  Diebstahles,  nach  de*  rer- 
halUüfsmifrtgen  Werthe  der  gestohlenen  Sachen. 

W)  So  dürften  die  Gesetzgebungen  der  Völker  deutschen  Ursprungs 
den  Diebstahl,  (servile  Vitium,  Tacit  bist.  I,  48,)  härter  bestra- 
fen, als  er  an  sich  strafbar  ist.  Die  Homer  langten  viele  Jahrhan-» 
derte  lang  mit  der  actio  furtl  aus. 
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kann  es  ihm  doch  nichts  weniger  als  gleichgültig  seyn, 
ob  die  Strafen,  die  er  zu  Folge  dieses  Maasstabes  ver- 
hängt, mit  der  subjectiven  oder  moralischen  Beschaffen- 
heit der  Vergehen  in  Uebereinstimmung  oder  ita  Wider- 
spruch stehn.  Denn  er  kann  auf  die  Wirksamkeit  seiner 
Strafdrohungen  desto  mehr  rechnen ,  je  mehr  diesen  das 
moralische  Gefühl  zu  Hälfe  kommt,  je  mehr  sich  Also  die 
Strafrechtspflege  dem  Grundsätze  der  strafenden  Gerecht 
tigkeit  (oder  der  Idee  der  göttlichen  Strafgerechtigkeft) 
nähert.  Dagegen  mofs  der  Staat,  von  dem  Beistände  de* 
moralischen  Gefühls  verlassen,  selbst  zu  den  aufteilten 
Mitteln  seine  Zuflucht  nehmen.  Uebrigens  ist  der^Är  die 
Wirksamkeit  der  Strafdrohungen  gefahrlichere  Fall  A*vy 
da  in  einem  gegebenen  Falle  die  Strafe,  anstatt  daft  Sie 
Abscheu  vor  dem  bestraften  Verbrechen  erfteoken-  softtfc, 
durch  ihre  unverhältnifsm&fsige  Härte  Mit  leid«  Ar  de* 
Bestraften  erregt.  Wenn  auch  in  dem  entgegengesetzten 
Falle  das  Urtheil  des  Publikums  dem  Strafeftkenataisse 
eben  so  wenig  zur  §eite  steht,  so  liegt  doch  ift  diesem 
Urtheile ,  wenn  nach  demselben  die  zuerkannte  Strafe  ua* 
verhiltnifsmifsig  mild  ist,  mittelbar  zugleich  eine  Vet^ 
schärfung  der  Strafe« 

Es  enthält  diese  Einwendung  wieder  zwei  bes*|><* 
dere  Einwendungen  unter  sich.  Die  eine  und  die  anriete 
dieser  besonderen  Einwendungen  soll  jetzt  für  sieh  in  Er- 
wägung gezogen  werden. 

Die  vorliegende  Haupteinwendung  stellt  sich  zuvor*» 
d erst  90:  Wenn  man  auch  annehmen  kann,  dafs  die  ob- 
jeetive  Verschiedenheit  der  Vergehen  ein  Moment,  ja  das 
Hauptmoment  sey,  welches  bei  der  Beurtheilung  der 
moralischen  Strafbarkeit  der  Vergehen,  diese  in  Ver- 
hältnifs  zu  einander  betrachtet,  in  Anschlag  komme,  so 
kann  doch  noch  immer  ein  und  dasselbe  Vergehn  aas  sehr 
verschiedenen  Gründen  begangen  werden,  und,  je  nach- 
dem die  Triebfeder  zur  That  diese  oder  eine  andere  ist, 
in  einem  sehr  verschiedenen  Grade  moralisch  strafbar  seyn. 
es  daher  von  den  Strafgesetzen  nur  seiner  objee- 


> 
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tiven  Itefchafcmheit  nach  betrachtet  and  mitbin  nur  Bat 
einer  und  derselben  Strafe  bedroht,  so  wird  die  Strafe 
in  ihrer  Anwendung  auf  einzelne  Fälle  bald  zu  hart ,  bald 
zu  leicht  seyn,  unter  der  einen  wie  unter  der  andern  Vor- 
aussetzung aber,  als  ungerecht,  das  moralische  Gefühl 
verletzen,  das  Urtheil  der  öffentlichen  Meinung  gegen  sich 
haben*  —  Dieser  Einwendung  läfst  sich  jedoch,  (in  wie 
fern  sie  überhaupt  standhaft  ist,)  so  begegnen,  dafs  die 
ßesetze,  dfuait  bei  der  Anwendung  der  Strafe  auf  den 
ein^eln^Q  Fall  die  Inunoraütät  der  That  in  einer  jeden 
getwghfWg  berücksichtiget  werden  könne,  nur  den  höch- 
sten wid  den  niedrigsten  Grad  (nur  das  Mavimum  und  JUS* 
pratun)  der  auf  ein  jedes  einzelne  Vergehn  gesetzten 
Strafte  KU.  bestimmen ,  die  Zumessung  der  Strafe  aber  in- 
nerJtalb*  diesem  Grenzen  dem  Ermessen  des  Richters  an- 
heunzusttjlen  «haben.  *)  Zwar  läfst  nicht  eine  jede  Straf- 
art t  *•  Bt  nicht  die  Todesstrafe,1)  eine  Abstufung  zu. 
Mer  gerade  diejenigen  Strafen,  welche  die  gewöhnlich* 
ateft  Ja  räelleicht  die  allein  statthaften  sind ,  (VergL  das 
vierte üauj^t^ck,)  —  die  Freiheit«-  und  die  Geldstra- 
fen y  — *  komm  auf  diese  Weise  angedroht  werden.  — 
Nicht  eben  so  dürften  die  Gesetzgebungen  zu  billigen 
etym*  welche  noch  überdiefs  gewisse  allgemeine  oder  be- 
sondere BClderungs  -  oder  Verschärfungsgründe  enthalten, 
so  dafs  der  Richter  vermöge  dieser  Gründe ,  das  gesetz- 
liche Maas  der  Strafe  verringern  oder  steigern,  das  Mi- 
nimum oder  das  Maximjim  überschreiten  kann«  Gründe 
dieser  Art  entkräften  geradezu  die  Wirksamkeit  der  Straf- 
drohtingen ,  diese  als  Drohungen  überhaupt  betrachtet.  Sie 
lassen  überdiefs,  wenn  man  anders  das  Principe  auf  wel- 
chem sie  btifuhn,  folgerichtig  durchfuhrt,  den  objectiven 
Naasstab  der  Strafbarkeit  der  Vergehen  —  oder  der  Un- 
terschied zwischen  der  juridischen  und  der  moralischen 


1)  Und  zwar  schlechthin.    Genaue  Vorschriften    für  die  Zumessung 

wiener  Strafen  schaden  mehr  als  sie  nüteen. 
S)  An  0*u4  mehr  gegen  die  Todesstrafe. 
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ßtrafharfceft  gesetzwidriger  Handhingen  —  nebr  dem  Ma- 
nnen als  4er  Sache  nach  kestehn.  Das  seiner  finfsensn  Be- 
schaffenheit nach  leichteste  Verkeim  kenn  in  Beniehmg 
anf  die  Triebfeder  der  That  eins  der  schwersten  seyn; 
und  umgekehrt.  Wer  z.  B.  das  LieblfagstMer  eines  Ein- 
siedlers t&det ,  am  diesen  «einer  einzigen  Lebensfreude  m 
berauben,  ist  vielleicht  in  moralischer  Hinsicht  kann  weni- 
ger strafbar,  als  der,  welcher  ans  Eifersucht  einen  Mord 
begeht.  Aber  man  verßUseht,  aach  zum  Naebthsfle  des 
&ta*tes  9  das  moralische  Urtheil  des  PuMfkwns  ,  wenn  man 
durch  die  fiMrafgesetagebung  den  Unterschied  «wischen 
der  göttlichen  «nd  der  menschlichen  fltraAarkeft  gftnziMi 
anAefcen  will. 

Dieselbe  Haupteeawendung  steht  noch  in  einem  an- 
dern Sinne  oder  noch  in  einer  andern  Beiiehung  dem 
Tarliegenden  (dritten)  Grundsätze  entgegen.  —  fite  kann 
4er  Fall  eintreten  oder  er  tritt  nicht  selten  ein,  dafs  die 
«•rausche  oder  snbjectfre  Strafbarkeit  eines  Yergehns  (In 
thesij  von  seiner  juridischen  oder  objeetiven  Strafbarkeit 
wesentlich  verschieden  ist,  sey  es  an  sieh  oder  nach  der 
Meinung  des  Volks,    dafs  also   das  Vergehn  entweder 
schlechthin  nicht  oder  doch  nicht  in  dem  Grade  für  mo- 
ralisch strafbar  zu  halten  ist  oder  gehalten  wird ,  als  es 
aeiner  objeetiven  Beschaffenheit  nach  ist.  *)  — *  Beispiele 
sind:  Politische  Verbrechen,  Verbrechen,  welche  den 
Umsturz  der  bestehenden  Verfassung  oder  der  verfassui^js- 
mifsigen  Regierung  bezwecken,  wenn  and  in  wie  fern 
nie  ihren  Grund  in  der  Meinung  haben ,  dafs  die  That  durch 
ihren  auf  das  Gemeinbeste  gerichteten  Zweck  gerechtfer- 
tiget werde;  der  Zweikampf,  weil  und  in  wie  fem  nur 
durch  ihn,  nach  den  Begriffen  der  Völker  deutschen  Ur- 
sprungs ,  die  Mannesehre  wiederhergestellt  werden  kann ; 
der  Kindesmord,  weil  und  in  wie  fern  er  von  der  Mut- 
ter eines  unehelichen  Kindes  zur  Bettung  ihrer  Geschlechts- 


*)  Dm  sind  die  Falle,  In  welchen  Iminoralitfit  and  Cer&hrlicfc- 
1c et*  der  Gesinnung  rou  einander  wesentlich  verecUeden  sind. 
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ehre  begangen  wird;1)  Jagd-  und  Forstfrevel,  weil 
und  in  wie  fern  in  den  Augen  des  genteinen  Mannes  das 
Eigentbom  am  Wilde  und  an  wild  wachsenden  Bäumen 
nicht  dieselbe  Heiligkeit  hat,  wie  das  Eigenthum,  welches 
seinen  Ursprung  einer  anf  die  Sache  verwendeten  Arbeit 
verdankt;  die  Umgehung  der  indirekten  Auflagen, 
%.  B.  das  Einschwingen  gewisser  Wahren  in  das  Land, 
weil  und  in  wie  fern  in  diesen  Auflagen  nicht  selten  eine 
Unbilligkeit  oder  Wilikührlichkeit  liegt,  gegen  welche 
sich  das  Redttsgef&hl  sträubt.  —  Kein  Zweifel,  dafs  die 
Gesetze  gleichwohl,  in  diesen  und  in  ähnlichen  Fällen,  *) 
das  Vergeh»  mit  der  Strafe  bedrohn  dürfen,  welche  ihm 
nach  seiner  objectiven  Beschaffenheit  zukommt.  Man  kann 
sogar  die  Frage  aufwerfen,  ob  sie  nicht  in  der  Bestrafung 
dieser  Vergehen  desto  strenger  seyn  müssen,  je  weniger 
ihnen  die  Ueberzeugung  von  der  Unsittlichkeit  dieser  Ver- 
gehen zu  statten  kommt«  •)  Jedoch  können  andere  Grunde 
vorhanden  seyn,  welche  den  Staat  ermächtige»  oder  nö- 
thigen,  bei  einigen  dieser  Vergehen  zugleich  ihre  subjec- 
öv-  geringere  Strafbarkeit  zu  berücksichtigen.  Ein  sol- 
cher Grund  ist  die  Schwierigkeit,  die  strengere  Strafdro- 
hung in  Vollziehung  zu  setzen.  Es  ist  z.  B.  noch  nie 
gelungeil,  bei  den  Völkern  deutscher  Nation  ein  Gesetz 
aufrecht  zu  erhalten ,  welches  den  Zweikampf 


1)  Also,  wenn  weder  die  Schwangerschaft  noch  die  Niederkunft  der 
MoUer  bekannt  geworden  ist.  —  Dnsselbe  Verbrechen  kann  noch 
ans  einem  andern  Grunde  minder  strafbar  seyn,  als  der  Mord; 
wenn  es  nämlich  unmittelbar  bei  oder  nach  der  Geburt  besangen 
worden  ist.  Man  kann  dann  annehmen ,  dafs  die  Mutter  zu  der 
Eeit,  da  sie  das  Verbrechen  verübte,  nicht  in  einem  Zustande  war, 
In  welchem  ihr  die  That  vollständig  augerechnet  werden  konnte.  — 
Das  eine  Princip  ist  von  dem  andern  auch  seinen  Folgen  nach 
verschieden. 

•)  In  ähnlichen  Fallen ,  —  %.  B.  auch  in  der  Trunkenheit  verübte 
Vergehen  durften  in  diese  Kategorie  gehören. 

•)  Vgl.  unten  über  die  zweite  Haupteinwendung.  —  So  bestrafte  Pit- 
takns  die  Vergebungen  der  Trunkenen  harter,  als  die  nüchtern  be- 
gangenen.   Ar  ist.  Polit.  II,  9. 
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oder  wenigstens  die  tfödnng  im  Zweikampfe  mit  der  To- 
desstrafe bedrohte.  a) 

Die  *K>ette  Hanpteinwendnng  gegen  den  vorliegenden 
(den  dritten)  Grundsatz  ist  die:  Da,  zn  Folge  dieses 
Gnmdsatses ,  eben  so  die  Strafibel  nach  ihrer  objecti» 
ven  Beschaffenheit  abzustufen  sind,  wie  die  Vergehen ,  so 
ist  dar  Fall  möglich,  dafs  die  Strafe,  welche  auf  ein  ge- 
wisses Vergehn  seiner  objectiven  Beschaffenheit  nach  an     ' 
setaen  ist,  nicht  nur  Verhinderung  dieses  Vergehns  hin- 
reicht,  dafe  also  der  Eindruck,  den  die  angedrohte  Strafe 
nacht,  nicht  mit  ihrer  objektiven  QualMt  und  Quantitit 
m  Yerhättnife  steht.  —  Dieser  Fall  kann  entweder  so  ein* 
treten,  dafs  die  Strafe  überhaupt  (oder  in  thesi,)  »•  M. 
wegen  einer  eigentümlichen  Stimmung  des  Volkscharak* 
tars  oder  wegen  der  besonderen  Beitee ,  welche  die  Ueber- 
tretung  eines  gewissen  Strafgesetzes  für  das  und  das  Volk 
tet,  ihrem  Zwecke  nicht  Genüge  leistet,  *)  oder  so,  dafe 
der  Urheber  eines  Vergehns,  nachdem  er  wegen  dieses 
Vergehns  bestraft  worden  ist,  durch  die  Wiederholung 
desselben  den  Beweis  der  Unzulänglichkeit  der  Strafe, 
was  ihn  selbst  betrifft,  liefert.    Nun  liegt  aber  am  Tage, 
dafs  sowohl  in  dem  einem  als  in  dem  andern  Falle  das 
Vergehn  mit  einer  härteren  Strafe  zu  bedrohn  ist,  als  es 
nach  dem  dritten  Grundsätze  gescheht  könnte.    Also  liljrt 
steh  dieser  Grundsatz  wenigstens  nicht  vollständig  durch- 
fahren. —  Auf  diese  Einwendung  liefse  sich  zwar  ant- 


1)  Das  englische  Hecht  bestraft  die  Tödung  im  Zweikampfe ,  wie  ei- 
nen andern  Mord.  Aber,  —  der  Beweis  mag  auch  noch  so  schla- 
gend seyn,  der  Spruch  der  Geschwornen  ist:  Nicht  schuldig-  — 
Andererseits  möchten  auch  d  i  e  Gesetzgebungen  nicht  zu  billigen  seyn, 
welche  den  Zweikampf  und  seine  Folgen  gänzlich  unbestraft  lassen. 
Tarnen  est  pessimi  exempll.  Also  bleibt  nur  ein  Mittelweg  übrig. 
Diesen  hat  das  neue  Gesetz  Belgiens  über  den  Zweikampf  einge- 
schlagen. 

»)  Wenn  ein  gewisses  Vergehn  besonders  häufig  verübt  wird  ,  wenn 
die  Zahl  der  Falle  von  Jahr  zu  Jahr  zunimmt,  so  ist  das  vorläufig 
oder  prima  fade  ein  Grand ,  die  gesetzliche  Strafe  für  unzureichend 
so  halten. 
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warte«,  dafs  kein*  Jkgel  ohne  Ausnahme^  scy.  Jedoch 
die  wafcre  Antwort  ist  die:  Alle  Strafen,  welche  -der 
Staat  verhängt,  sind  ihrem  Wesen  nach  nur  indirekte 
Straten,  {ß.  das  ernte  HtofiptetudL)  iSo  wie  nun  die  vom 
4cm  Geseire  gedrohte  Strafe,  wann  sie  flnr  einen  gewin- 
nen Uebertreter  des  Gesetzes  keine  Strafe  aeyn  würde, 
ja  eine  andere  zu  verwandeln  4.  i.  beziehungsweise  «a 
verschärfen  ist,  so  gut  dasselbe  auch  Tan  den  beiden  oben 
gedachten  Fallen.  Aach  in  diesen  Fallen  ist  direkt  er* 
wiesen,  daß*  die  gesetzliche  Strafe  nicht  ein- aar  VerUn~ 
derang  des  Vergnhns  genügendes  Uehel  sey.  *) 

Es  giebt  Strafgesetze,  welche  das  eine  oder  das  an»» 
Jera  Vergebn  deswegen  not  einer  de«  objeetfren  Maas- 
stab der  ätoaffcarkirit  übersteigenden  Strafe  bednohn,  weil 
die  Entdeckung  der  Thal  *der  die  des  Thaters  mit  beean- 
deren  Schwierigkeiten  verbanden  ist  Diese  Gesetze  glei- 
chen einem  Handwerkstnanm,  welcher,  weil  er  Tiefe  Kan- 
den  hat,  die  schlechte  Zahler  sind,  seine  Arbeit  den  übt*- 
gen  desto  hoher  ansetat 


VIERTBS  HAUPTSTÜCK. 

Von  der 

Mtdtinuifngke*  der  Straft*  mjBeaUkmp  maf  dt*  tfcftef, 
mit  wetehen  dk  VmyekeH  au  tettraßn  sind* 

Da  die  Strafen,  welche  der  Staat  verhängt,  einerseits, 
(und  als  Strafen  überhaupt  betrachtet,)  die  praktisch  noth- 
wendige  Folge  der  gesetzwidrigen  Handlungen  sind  und 
seyn  sollen,  durch  welche  sie  verwirkt  werden ,  and  da 
«ie  andererseits ,  (in  der  Eigenschaft  änfserer  oder  joridi- 


*)  Jedoch,  was  den  Rückfall  (Ja  reeidive)  betrifft,  tanm  man  die 
Fcage  aufwarfes^  ob  man  juckt  «tatt  der  vmfikär am  tifcnfe  Haae- 
regela  4er  PrirenthrooJiatf  wftfcje«  feaaaAe  med  ***&»•  Einige 
SUafteaeAzfeucaar  4*4  i»  der  Beatinftins  <d*e  Haekfato  «ehr  als 
hart.    S.  b.  B.  den  Code  penal.    Art.  57  ß. 
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scher  Straftm,)  eben  so  die  *af^ 
treffen  und  treffen  sollen,  wie  dnroh  die  Handlangen,  aaf 
welche  nie  gesetzt  sind,  die  fefrere  Freiheit  Anderer  ver- 
letzt wird,  so  folgt,  dafe  de«  Recht  der  Wiederver- 
geltung, (ßta  je«  talionis,)  —  also  der  Grudsatz,  nach 
welchem  den  Uebelthtter  Gleiches  mit  Gleiche«  (in  <pali 
et  Rannte)  zu  vergelten  ist,  —  der  rechtliche  Maasstab 
aegr,  an  welchen  sich  das  Gesetz  bei  der  Bestimmung  «ad 
Abstufung  der  Strafen  der  einzelnen  Vergehen  au  halten 
hat    Kine  teftditungswertte  AidUmrit&t  für  diesen  Grund- 
satz liegt  überdiefa  in  der  Thntsnche,  dafs  dasselbe  ans 
an  vielen  positiven  Strafrechten  hervorblickt.  *) 

Alkin,  so  gewife  «ich  aneh  jener  Grundsatz  aas  dam 
Wesen  juridischer  Strafen  ergiebt,  so  ist  er  doch  nm  in 
einem  sehr  geringen  Umfange,  ja  hnr  ausnahmsweise,  an 
einem  Principe  der  Gesetzgebung  tauglich.  Dann  vide 
Vergeben,  —  z.  B.  fest  alle  Pehzei vergehen , —  sind  vmi 
der  Beschaffenheit,  dais  es  geradem  unmöglich  ist,  die 
Strafe  dieser  Vergehen  nach  jenem  Grundsatze  na  bestim~ 
men.  In  andern  Fallen  würde  eine  nach  dam  Rechte  dar 
Wiedervergeltung  bestimmte  Strafe  sieht  allgemein  voll- 
siehbar  seyn.  Wieder  in  andern  Füllen  winde  die  An- 
wendung des  Grundsatzes  der  Wiedervergeltung  mit  des 
Voracfariften  des  Rechts  and  der  Moral  in  Widerspruch 
ntahn.  SoM  man  z»  B.  denjenigen  durch  Gift  t&dea«,  wel- 
cher einen  Andern  durch  Gift  getödet  hat?  oder  dürfte 
man  wohl  die  fleischliehen  Vergehen  n*ch  dem  Grundsätze 
4er  iWiedervergettang  bestrafen?  Die  Gesetzgebungen, 
welche  diesem  Grundsätze  baldigen,  sehreiben  sich  ins» 
giesammt  aus  den  Zeiten  her,  in  weichen  ein  Volk  dem 
Hechte  der  Selbsfrache  noch  kaum  entsagt  hatte.  Die 
Rache  greift  am  ersten  zur  Wiedervergeltung.  Warum 
ist  jener  Grundsatz  fai  dem  Sinne,  welchen  er  Ursprung* 


*)  Beispiele  solcher  Hechte  «lud  da»  MeemUofce  und  dm  Älteste  rö- 
stete Seckt    „Qui  membrun  npsit,"  sagt  ein  Gesets  der  XII. 
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lidi  hat,  «08  den  heutigen  europäischen  Gesetzgebungen 
fast  gänzlich  verschwunden? 

Es  bleibt  daher  von  dem  Grundsätze  der  Wiederver- 
geltung, als  einem  allgemeinen  Principe  des  Strafrechts 
und  der  Strafgesetzgebung ,  nur  so  viel  übrig ,  dafs  Ver- 
gehen in  dem  Verhältnisse  mit  einer  grösseren  oder  mit 
einer  geringeren  Strafe  zu  belegen  sind ,  in  welchem  ihre 
objective  Gefährlichkeit  gröfser  oder  geringer  ist.  Hit 
welcher  Strafe  aber  zu  Folge  dieser  Regel  ein  jedes 
einzelne  Vergehn  —  an  sich  und  in  Verhältnifs  zu  ande- 
ren Vergehen  —  zu  bedrohen  sey,  darüber  hat  man  die 
Erfahrung  und  zwar  in  so  fern  zu  befragen,  als  sie  uns 
iber  die  Art  und  Weise ,  wie  Strafen  —  an  sich  und  nach 
des  Verschiedenheit  der  Denk  -  und  Gemüthsart  der  Men- 
sehen —  überhaupt  wirken  können,  Auskunft  giebt. 

Dieses  vorausgesetzt,  kann  man  zur  Beantwortung 
der  Aufgabe  zwei  Theorien  aufstellen. —  Die  eine 
dieser  Theorien  betrachtet  den  Menschen  als  ein  Wesen, 
welches  allein  durch  das  (sinnliche}  Gefühl  der  Lust  und 
der  Unlust  zum  Thun  und  zum  Lassen  bestimmt  wird. 
Nach  dieser  Theorie  wirkt  die  Strafdrohung  durch  die 
Für  clit  vor  dem  angedrohten  Strafübel,  also  indem  sie  mit 
der  Verübung  des  Vergehns  Folgen  verbindet,  welche  von 
4er  That  abschrecken.  Die  andere  Theorie  betrachtet 
•den  Menschen  als  ein  Wesen ,  welches  sich  durch  die  Idee 
der  Pflicht,  durch  dis  Achtung  für  das  Gesetz,  zum  Thun 
und  Lassen  bestimmen  kann  und  soll.  Nach  dieser  Theo- 
rie wirkt  die  Strafdrohung  durch  das  Gefühl  für  Ehre  und 
Schande,  durch  den  Abscheu,  den  sie  vor  dem  Vergehn 
wegen  seiner  inneren  Schändlichkeit  erregt,  durch  die 
Stimme  des  Gewissens,  von  welcher  die  Strafe  gleichsam 
der  Wiederhall  ist  "—  Die  erstere  Theorie  nennt  man  die 
Abschreckungstheorie;  die  letztere  kann  man  die 
Warnungs-  oder  die  Besserungs  theorie  nennen.  Je- 
doch hat  man  den  Namen:  Besserungstheorie  nicht  so  zu 
deuten,  als  ob  diese  Theorie  den  Unterschied  zwischen  juri- 
dischen und  Zucht -Strafen  ganzlich  aufhöbe.    (Die  Bes- 
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serung  des  Thiters  ist  nicht  der  Zweck  der  Strafe ,  son- 
dern bot  der  Erfolg ,  den  man  sich  von  der  Strafe  ver- 
sprechen kann.}  —  Diese  Theorien  sind  in  so  fern  an 
sich  oder  theoretisch  verschieden,  als  man  entweder 
annehmen  kann,  dafs  der  Mensch  nur  durch  das  Gefühl 
der  Lost  oder  Unlust  zum  Handeln  bestimmt  werde,  oder 
aber,  dafs  er  sich  noch  uberdiefs  durch  die  Idee  der  Pflicht, ' 
and  ohne  dafs  er  seinen  Vortheil  in  Anschlag  bringt,  zum 
Handeln  bestimmen  könne«    Jedoch,  auch  wenn  man  die 
letztere  Meinung  zn  der  seinigen  macht,  kann  und  mnfs 
man  noch  immer  die  eine  Theorie  von  der  andern  ihren 
Folgen  nach  oder  in  praktischer  Hinsicht  unterschei- 
den.   Denn  die  Menschen  sind  nicht  immer  das,  was  sie 
seyn  könnten  und  sollten«  —  Vergleicht  man  diese  Theo« 
rien  mit  denen ,  welche  über  den  Rechtsgrand  der  Straf- 
gewalt in  der  zweiten  Abtheilung  des  zweiten  Hauptstäcks 
aufgestellt  worden  sind,  so  ist  zwar  sowohl  die  War«* 
nungs-  als  die  Abschreckungstheorie  mit  der  Androhungs- 
theorie  vereinbar,  so  ist.es,  mit  andern  Worten,  im  All- 
gemeinen eben  so  wohl  möglich,,  den  Zweck  der  Straf- 
drohung durch  warnende  als    ihn  durch  abschreckende 
Strafen  zu  erreichen.    Jedoch  kagn  es  nur  unter  der  Be- 
dingung gelingen ,  bei  der  Anwendung  der  Androhungs- 
theorie auf  die  Gesetzgebung  eines    bestimmten  Volkes 
zugleich  den  Grundsatz  der  absoluten  Strafgerechtigkeit 
—  oder  die  subjective  Gefährlichkeit  der  Vergehen  —  ge- 
nügend zu  beachten ,  dafs  dasselbe  Volk  auch  für  eine  der 
Warnungstheorie  entsprechende  Strafgesetzgebung,  we- 
nigstens in  einem  gewissen  Grade ,  reif  ist.    (Wohl  die 
Ursache,  dafs  man  die  Androhungs-  und  die  Absehrek- 
kungstheorie  so  oft  nur  als  eine  und  dieselbe  Theorie  be- 
trachtet hat.) 

Jetzt  zu  den  Folgerungen ,  welche  sich  aus  der  einen 
und  welche  sich  aus  der  andern  Theorie  ergeben« 

Nach  der 

Ab  $  ehr  eckung  9  the  orte 
ist  der  Staat  berechtiget,  von  einer  jeden  Art  der  Straf- 
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übel,  also  z.  B.  selbst  von  peinigenden,  von  verstümmeln- 
den,  von  beschimpfenden  Strafen,  Gebrauch  zu  machen. 
Wenn  eine  gewisse  Strafe,  in  einem  gegebenen  Staate 
zweckmifsig  and  nothwendig  ist,  mn  dem  und  dem  Ver- 
gehn  Einhalt  zu  than,  so  ist  die  Androhung  derselben 
nach  dieser  Theorie  auch  gerechtfertiget  —  Aach  die  T  o- 
desstrafe  macht  keine  Ausnahme  von  dieser  Regel.  Zwar 
hat  man  behauptet,  dafs,  wie  man  auch  die  Strafgewalt 
des  Staates  begründe,  die  Todesstrafe,  als  eine  an  sich 
rechtswidrige  Strafe,   ffikr  unzulissig  zu  erachten  sey. 
Was  der  einzelne  Mensch,  (so  lautet  diese  Einwendung,]) 
nicht  über  sich  beschliefsen  kann ,  das  kann  auch  das  Ge- 
setz, ein  Menschen  werk ,  nicht  über  ihn  beschliefsen.    So 
wenig  nun  der  Mensch  Herr  Aber  sein  Leben  ist ,  eben  so 
wenig  kann  sieh  der  Staat  einer  Herrschaft  aber  das  Le- 
ben seiner  Unterthanen  anmasen.  *)    Allein  ?  80  richtig 
auch  in  diesem  Syllogismus  der  Vordersatz  ist,  so  irrig 
ist  doch  die  Folgerung,  die  aus  demselben  gezogen  wird. 
Allerdings  darf  der  Mensch  Aber  sein  Leben  nicht  nach 
Gefallen  verfügen.    Aber  er  darf,  ja  er  soll  sein  Leben 
aufopfern,  wenn  von  ihm  die  Pflicht  dieses  Opfer  ver- 
langt.   Ist  diese  Pflicht  eine  Rechtspflicht,  so  kann  sie 
auch  von  den  Staatsgesetzen  bekräftiget  werden.    Sa  ge- 
wifs  nun  der  Staat  seine  Unterthanen  verpflichten  kann, 
ihr  Leben  zur  Verteidigung  des  Vaterlandes  gegen  aus- 
wärtige Feinde  aufs  Spiel  zu  setzen ,  eben  so  gewifs  kann 
er,  wenn  und  in  wie  fern  er  sich  nicht  anders  gegen  seine 
inneren  Feinde  zu  vertheidigen  vermag ,  diejenigen  seiner 
Unterthanen,  welche  sich  eines  bestimmten  Verbrechens 
schuldig   machen  würden,  mit  der  Todesstrafe  bedrohn. 
Dem  Verbrecher,  welcher  zu  Folge  einer  solchen  Straf- 


♦)  In  den  Schriften  der  «riechen  und  der  Römer  Sudel  tum  nirgend« 
einen  Zweifel  an  der  RechtmäTsigkcit  der  Todesstrafe.  Aber  diese 
Völker  betrachteten  das  Leben  wie  ein  Kleid ,  das  man  nach  Gefal- 
len ablegen  kann. 


drokmg  hingerichtet  wird ,  widerfährt  sein  Hecht  *)  Er 
stirbt  zur  Wiederherstellung  des  inneren  Friedensz»tan>» 
des*  wie  der  Kriegsmaim,  der  im  Felde  fallt,  fit  die  Wie- 
derherstellung des  üufseren  Friedeaszfcstandea  das  Leben 
Ufst  Allerdings  ist  die  ZuUssigkeit  der  Todesstrafe 
zweifelhaft.  Aber  der  Zweifel  betrifft  nicht  die  qaaestis 
juris,  sondern  aar  die  quaestio  facti  d.  i.  nur  die  Frage, 
eb  in  einem  gegebenen  Staate  dem  and  de»  Verbrechen 
nur  durch  die  Androhung  der  Todesstrafe  äberhaapt  oder 
genugsam  gesteaert  werden  könne.  Dieser  Zweifel  ist 
ans  so  peinigender,  da  er  sich  nur  nach  dem  Zeugnisse 
der  Erfahrung  and  mithin  mit  vollkommener  Gewifeheit 
weder  für  noch  wider  die  Notwendigkeit  der  Todes« 
strafe  lasen  läfst  *) 

Aach  nach  der  Abschreckangstheorie  sind  die  Strafen 
so  abzustufen,  dafs  das  Gesetz  die  verschiedenen  Ter» 
gehen,  je  nachdem  sie  schwerer  oder  leichter  sind,  mit 
härteren  oder  mit  milderen  Strafen  au  bedrohen  hat  Von 
welcher  Beschaffenheit  auch  die  Strafen  seyn  mögen, 
welche  das  Gesetz  droht,  sie  können  den  Zweck,  Ver- 
gebungen zu  verhindern,  nur  unter  der  Bedingung  errei- 
chen, dafs  sie  mit  der  grösseren  oder  geringeren  Straf- 
barkeit der  Vergehen  in  Verhiltnifs  stehn.  Denn  wenn 
arta  die  leichteren  Vergehen  den  schwereren  in  der  Be- 
strafung gleichstellt,  so  steigen  nicht  jene,  sondern  so 
sinken  diese  in  der  Wagschale  der  öffentlichen  Meinung« 
Drako ,  der  Gesetzgeber  der  Athenienser ,  setzte ,  wie  die 
Sage  berichtet ,  •)  auf  alle  Vergehen ,  auf  die  kleinsten 
wie  auf  die  gröfsten,  die  Todesstrafe.    Befragt  über  den 


1)  Daher  sind  d|e  Beispiele  nicht  selten ,  dafe  der  Thftter  eiste  Kant, 
talrerbrechen*  selbst  den  Tod  ab  „sein  Recht"  verlangt. 

S>  Die  Fräse  Ten  der  Zulien\gke!t  der  Todesstrafe,  Ist  eis  Lieb- 
ttagsthema  unseres  Zeitalters.  Bei  der  Erörterung  derselben  hat 
die  Prunksucht  der  Liberalität  und  Humanität  eine  nicht  geringe 
Bolle  gespielt.  Aber  ,  dem  Verbrecher  gebührt  nsr  Gerechtigkeit, 
Mitleid  mr  dem  ohne  seine  Schuld  Uoniöchüehen, 

S)  PI  utaroh.  in  Dracene. 


Grund,  der  um  au  dieser  Strenge  bestimmt  habe,  antwor- 
tete er :  »Schon  die  kleinsten  Vergehen  schienen  mir  den 
Tod  zu  verdienen,  für  die  gröfseren  und  gröfsten  fehlte 
es  mir  dann  an  noeh  härteren  Strafen.«  Allein  läfst  sieh 
dieser  Grand  nicht  auch  umkehren?  —  Ueberdiefs  aber  ist 
eine  jede  Strafe ,  in  wie  fern  sie  in  Vollziehung  gesetzt 
wird,  zugleich  ein  Aufwand,  welchen  der  Staat  macht, 
ein  Aufwand  im  Sinne  der  Wirthschaftslehre.  Denn  alle- 
mal thut  sie  dem  Erwerbe,  welchen  der  Veurtheilte  sonst 
bitte  machen  können ,  auf  irgend  eine  Weise  Eintrag. '") 
Am  meisten  trifft  dieser  Vorwurf  die  Todesstrafe.  Denn 
diese  Strafe  setzt  nicht  blos  die  Zinsen  eines  Kapitales 
herab,  sondern  sie  vernichtet  das  Kapital  selbst,  das  Ka- 
pital nämlich ,  zu  welchem  ein  jeder  Mensch  angeschlagen 
werden  kann.  Hiernach  aber  liegt  auch  in  der  Maxime 
4er  Sparsamkeit  ein  Grund  für  die  Abstufung  der 
Strafen,  und  ein  besonderer  Grund  für  die  Beschränkung 
der  Todesstrafe  auf  wenige  auf  die  allerschwersten  Ver- 
brechen. ') 

Wenn  auch  nach  der  Abschreckungstheorie  die  Not- 
wendigkeit feststeht ,  die  Strafen  nach  der  gröfseren  oder 
geringeren  Strafbarkeit  der  Vergehen  abzustufen ,  so  giebt 
doch  diese  Theorie  nicht  eben  so  über  die  Art  und 
Weise  einer  solchea  Abstufung  <L  i.  nicht  eben  so  über 
die  Frage  Aufschlufs,  mit  welcher  Strafe  ein  jedes  ein- 
zelne Vergehn,  an  sich  und  in  Verh&ltnifs  zu  anderen 
Vergehen ,  zu  bedrohen  sey.    Vielmehr  geräth  sie ,  bei  der 


t)  Z.  B.  Die  Arbelt  eines  Gefangenen  ist  allemal  weniger  werth,  als) 
die  eines  freien  Arbeiters.  —  Es  ist  also  hier  nicht  von  dem  Auf- 
wände die  Rede,  welchen  die  Vollziehung  der  Strafe  dem  Staate 
selbst  verursacht. 

S)  In  England  gab  es  noch  im  Jahre  1891  nicht  weniger,  als  S80 
Verbrechen,  auf  welche  die  Todesstrafe  getötet  war!  S.  Sererity 
of  punlshment.  Speech  of  Th.  F.  Bnxton  In  the  Bonse  of  Com- 
mon*. Lond.  1SS1.  Auch  jetzt  ist  in  England  die  Zahl  dieser  Ver- 
brechen noeh  grofs  genug.  —  Uebrigens  kann  die  Maxime  der  Spar- 
samkeit noch  in  andern  Beziehungen  für  die  Abstufung  der  Strafen 
etc.  benutzt  werden. 


388 

Beantwortung  dieser  Frage,  auf  eine  Schwierigkeit,  welche 
die  Wissenschaft,  unter  der  Voraussetzung  der  Abschrek- 
kungstheorie ,  überall  nicht  zu  lösen  vermag.  Denn  einer- 
seits sind  nach  dieser  Tfceorie  die  Strafdrohungen,  da  sie 
durch  Furcht  und  Abschreckung  wirken  sollen,  unsiittel-» 
bar  auf  das  Gefühl  der  Lust  und  Unlust  zu  berechnen, 
und  andererseits  haben  die  Strafen ,  welche  der  Staat  an- 
drohen kann,  doch*  immer  nur  mittelbar  die  Eigenschaft 
physischer  Uebel.  (Vgl.  das  erste  Hauptstuck.)  Mag* 
man  auch  von  den  Strafen,  welche  der  Staat  verhängt, 
Oberhaupt  oder  von  gewissen  Arten  dieser  Strafen  mit 
noch  so  grofser  Gewifsheit  annehmen  können  x  dafs  sie 
denjenigen,  welcher  sie,  verwirkt,  schmerzen  werden, 
das  Ye'rhältnifs  wenigstens,  in  welchem  die  eine  Straf- 
art ein  gröfsefes  Uebel,  als  die  andere,  ist,  lfifst  sich'  hi 
voraus  (und  gleichsam  a  priori)  weder  in  abstracto  noch 
in  concreto  bestimmen.  *)  '  Es  bleibt  daher  nach  der  Ab- 
schreckungstheorie nichts  übrig,  als  sich  wegen  der  auf 
die  obige  Frage  zu  gebende  Antwort  an  die  Erfahrung, 
—  an  die  im  Volke  herrschende  Meinung  —  zu  halten. 
Wie. alte  Abgäben  schon  als  solche  ihren  Werth  haben j 
so  hat  man  auch  Von  der  herkömmlichen  Abstufung  der 
Strafen  nicht  leicht  abzuweichen. 

Nach  der  andern  Theorie,  nach  der 

Warnunjttheori'e,  J 

darf  der  Staat  nur  von  gewissen  Strafarten  und  zwar 
nur  von  denen  Gebrauch  taachen ,  als  deren  Zweck  zu- 
gleich der  zu  Bestrafende  selbst",  die  Wiederherstellung 
seiner  durch  die  Uebertretung  des  Gesetzes  verletzten 
Würde.,  betrachtet  werden  kann.  —  Verwerflich  sind  also 
nach  dieser  Theorie:  Die  Todesstrafe,  denn  sie  setzt 


ifi  • 


*)  Diese  Schwierigkeit  erkennend  oder  ahndend ,  hat  sich  der  menscr  ,- 
liehe  Scharfsinn,  am  mittelbare  Strafen  in  unmittelbare  zu  ver- 
wandeln, besonders  in  der  Erfindung  peinigender  Strafen  er- 
schöpft. 

**  AA     '  * 

Zachariu,  vom  Staate    !P\  jBo 


9M       ' 

den  Verbrecher  auftwsr  Stand,  «Me  Arne  «her  sein  Verbre- 
chen durch  die  Tbat  zu  beurkunde»,  sie  macht  dem  irdi- 
schen Daseyn  des  Menschen,  ein  Ende,  ohqp  dafs  der 
Staat  dem  Hingerichteten  die  IJprtdauer  nach  dem  Tode 
verbürgen  könnte ;  —  alje  Strafen ,  weiche  unmittelbar  an 
den  Körper  des  Menscheji  vollzogen  werden,  (allepoe- 
oae  corporis  afflictivae,)  also  %.  B.  verstümmelnde  oder 
entstellende  Strafen,  körperliche  Züchtigungen ,  denn  in- 
dem diese  Strafen  des  Aechtes  nicht  achten*  welches  der 
MensfQh  auf  die  Unverletylwhkeit  seines  Kfuryera,  dear  Wohn- 
st&ttp  seines  Geistes ,  bat ,  stgUep  sie  den  Wegsehen  auch 
in  seinen  eigenen.  Augen  dem  Thiere  gleich;  —  beschim- 
pfende Strafen)  weil  sie  das  Ehrgefühl  in  dem  Menschen 
t öden 5  —  lehenswiexige  Freiheitsstrafen,  denn,  in* 
{lern  diese  Strafen  dem  Verbrecher  die  Aussicht  auf  eine 
Verbesserung  seines  äufseren  Zustande?  versperren,  iäji- 
men  sie  in  ihm  den  Math  zu  dem  Entschlüsse,  seinen  iqi- 
fiern  Zustand  zu  verbessern.  Mit  einem  Worte ,  mm  gpbe 
alle  mir  überhaupt  mögliche  Strafen  <Ju,rch?  und  als  zxir 
i&ssige  Strafen  bleiben  nach  der  Warnmigstheorie  nvr  die 
(zeitwierigen)  Freiheit*-  und  die  Geldstrafen  übrig, 
ja  als.  unbedingt  anwendbare  und  als  unbedingt  vollzieh- 
bare  Strafen  nur  die  ersteren*  *)  Vielleicht  Jtajpn  man  Jfär 
den  Vorzug  der  Ffftiheitpstra/ei»  y*r  allen  andern  Strafen 
auch  das  anführen ,  dafs  sie ,  indem  sif  den  Sträfling  von 
der  menschlichen  Gesellschaft  ausschliefsen  ?  das  Urtheil 


*)  Geldstrafen  baten  4m  gegen,  ntch,  daft  sie,  auf  die  schwereren 
und  schwersten  Vergehen  geint*!*,  nicht  wirkaam  genug  seyn  wür7 
(Jen,  data  sie  von  der  Armath  picht  herbeigetrieben  werden  kön- 
'  '  nen.    (Daher  die  Notwendigkeit ,  sie  alternativ  anzudrohn.)    Nicht 
mit  demselben  Rechte  durfte  Urnen  amen  de«  Vorwurf  g«maoh 6  wer- 
den können,  dafs  dnrch  sie  dem  Reich thume  ein  Privilegium  er» 
theilt  werde.    Rechnet  man  die  Schande  für  nichts?   Ist  Geld  nicht 
Arbeit?  nicht  Zeit?  —   Verglichen  mit  den  Freiheitsstrafen  sind 
gleichwohl  die  Geldstrafen  die  milderen.    (Daher  sind  die  Öesetee, 
welche  sie  alternatir  mit  der  Ge.  fängnilsstrafe  androhn ,  so  aiiasu- 
t  legen,  dafs  die  letztere  Strafe  >  nur  wenn  die  Geldstrale  nicht  voll- 
&  <ehbar  tot,  gewählt  werden  darf.)  —  Wegen  des  veränderlichen 
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der  QfentlfetM»  Meinung  aber  die  Scbtadliefakeit  der  That 
unmittelbar  aussprechen. 

Indem  so  die  Warnungstheorie  die  Freiheitsstrafen 
für  die  in  der  Regel  allein  zulässige  Strafart  erklärt,  fährt 
sie  zugleich,  was  die  Abstufung  der  Strafen  betrifft 9 
x«  einem  weit  befriedigenderen  Resultate,  als  die  Ab- 
schreckungstheorie« Mögen  auch  die  Freiheitsstrafen  noch 
«*  Yersehieden  jnodifizirt  und  so  wieder  unter  einander 
abgestuft  werden  können ,  allemal  lassen  sie  doch ,  wenig« 
stens  in  Beziehung  auf  ihre  Zeitdauer,  eine  Vergleichung 
zu,  allemal  stellen  sie  doch  einerseits  die  Gleichheit  und 
andererseits  die  stufenweise  Verschiedenheit  der  Vergehen 
dar.  Sobald  die  Regel  für  die  stufenweise  $trafbarkeit 
der  Vergehe»  feststeht ,  ist  auch .  die  Regel  für  die  Ab*- 
stnfnng  der  auf  die  einzelnen  Vergehen  sa  setzenden  Stra- 
fen gefunden.  Allerdings  fehlt  es  noch  immer  an  einem 
Maanatabe  für  die  ftufserste  Dauer  der  Freiheitsstrafen. 
Allein  9  in  dem  Geiste  der  Waraungstheorie  und  zu  Folge 
der  Voraw8etwogen,  aufweichen  die  Anwendbarkeit  die* 
eer  Theorie  beruht,  kommt  es  nicht  sowohl  auf  die  lun- 
gere oder  kürzere  Dauer  der  den  einzelnen  Vergehen  ge- 
drehten Freiheitsstrafen,  als  auf  das  Verhältnifs  aa, 
in  welchem  auf  das  eine  Vergehn  eine  langwierigere  auf 
ein  anderes  eine  ihrer  Dauer  nack  beschränktere  Freiheritor- 
ntrafe  gesetzt  ist«  *) 

Die  Fragen,  —  ob  und  wie  nach  der  Warnungstheorie 
die  Freiheitsstrafen  verschärft,  also  abgesehn  von  ihrer 


'*m  m 


.Wertste  des  Geld«  Ist  es  wesenJKoh  notfcwendlgj  die  Ornates, 
weisse  das  Mm«  dieser  Strafen  sesiaimeaj  r«i  3*U  so  2kU  einer 
Bevision  zu  unterwerfen.  —  In  der  Folge  werde  ich  die  Geldstra- 
fen, —  wegen  ihrer  beschränkten  Anwendbarkell  und  YeUsneh» 

barkelt,  —  weiter  nicht  in  Betrachtung  ziehn. 

.   ,  . 

•)  gpttte  hei  der  ftunessung  der  Freiheitsstrafen  aicftt  auch  auf  dM 
•   .  fc  el»  ens  alter  des  *u  bestrafende»  Bucksicht .  genommen  werden  ? 

jpIMe.  JlUmte  steigt  dem  Neunziger  imPreiise/'  schon  den  äWeben- 
,  saget.  ^  Aeenttelte  Fragen  lassen  sich  *a  fleslefeung  auf  dir  Ver- 

sohiefesheift  des  Standes  oder  der  Geistesbildung  der  au  pestrafen- 

den  aufwerfen. 
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Zeitdauer  gesteigert  werden  dürfen  und  sollen,  wie  die 
Behandlung  derer,  welche  zu  einer  Freiheitsstrafe  verur- 
theilt  worden  sind,  beschaffen  seyn  müsse,  damit  sie  mit 
derselben  Theorie  in  Uebereinstimmang ' stehe,  —  diese 
Fragen  sind  von  einem  zu  grofcen  Umfange ,  als  dafs  hier 
auf  sie  eingegangen  werden  könnte.  Ueberdiefs  aber  ist 
die  Lehre  von  den  verschiedenen  Arten  und  Stufen  der 
Freiheitsstrafen  und  von  der  den  Strafanstalten  zu  geben- 
den Einrichtung  schon  so  oft  und  so  ausführlich ,  (in  den 
Vereinigten  Staaten,  in  England,  in  Frankreich,  in 
Deutschland,  u.  s.  w.)  wenn  auch  nicht  immer  von  ihrer 
rechtlichen  Seite  oder  aus  dem  Standpunkte  der  War- 
ntmgstheorie ,  erörtet  worden ,  dafs  kaum  noch  eine  Nach- 
lese übrig  bleibt  Also  nur  s  o  viel :  Nach  der  Abschrek- 
Htangstheorie  ist  die  Frage,  wie  man  die  Freiheitsstrafen 
abzustufen,  die  Sträflinge  zu  behandeln  habe,  lediglich 
und  allein  eine  Aufgabe  der  Politik.  Was  in  dar  einen 
oder  in  der  andern  Beziehung  dienlich  und  erforderlich 
ist,  tu»  die  Freiheitsstrafe  gefürchtet  zu  machen,  die  zu 
dieser  Strafe  Verurtheilten  von  der  Wiederholung  des 
Vergeh ns,  durch  welches  feie  die  Strafe  verwirkt  haben, 
abzuhalten,  davon  darf  nicht  nur  nach  dieser  Theorie, 
sondern  d4Von  soll  nach  ihr  Gebrauch  gemacht  werden. 
Mit  der  Warnungstheorie  durfte  dagegen  nur  die  Abstu- 
fung der  Freiheitsstrafen  und  nur  eine  solche  Behandlung 
der  Sträflinge  vereinbar  seyn,  welche  sich  nach  den  von 
«iner  Disciplinftrgewalt  geltenden  Grundsätzen  recht- 
fertigen lafst.  Daher  ist  es  z.  ß.  auch  nach  dieser  Theo- 
rie erlaubt,  den  Sträflingen  eine  jede  Unterhaltung  mit 
einander  streng  aa  untersagen.  *)    Aber  man  kehrt  zu 


•H'U >    *       w 


*)  The  silenoe  System.  Diese  Maasregel  scheint  sieb  durch  ihren  Er- 
folg bewährt  tu  haben.  Doch  ist  es  zuweilen  gesCbehn,  dals  sich 
die  Sträflinge,  cum  Stillschweigen  genothiget,  durch  Kelchen 
miteinander  unterhielten.  —  Eine  eben  so  erlaubte  als  eweckmaTsige 
Abstufting  der  Freiheitsstrafen  ist  die,  welche  auf  der  Verschie- 
denheit der  Namen  der  Strafanstalten  beruht.  (Oeflfcgnift,  Ar- 
beitshaus, Zuchtbaus.  —  Fettung.) 
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den  Strafen,  weleiie  die  Warnungstheorie  verdammt,  der 
Sache  nach  zurück,  wenn  man  die  Sträflinge,  um  sie  zu 
bessern,  einer  langwierigen,  einsamen  und  dunkeln  Haft, 
d.  i.  einer  geistigen  Tortur ,  unterwirft.  #) 

Sollte  man  übrigens  an  der  geringen  Zahl  der  nach 
der  Warnungstheorie  zulässigen  Strafübel  ein  Aergernifs 
nehmen,  90  darf  man  nur  die  neueren  und  neuesten  Staats- 
gesetzbücher  der  Völker  germanischer  Abkunft  einsehn, 
um  sieh  zu  überzeugen,  dafs  auch  diese,  —  abgesehn  von 
der  Todesstrafe  und  wenn  man  nicht  die  rechtlichen  Fol-* 
gen  einer  Strafe  mit  der  Strafe  selbst  verwechselt,  — 
kaum  andere.  Strafen,  als  Freiheits-  und  Geldstrafen, 
enthalten. 

V011  dem 

Verhältnisse  zwischen  der  Abschreckung*-  und  der 

Warnungstheorie. 

Die  Warnungstheorie  halt  der  Strafgewalt  ein  Ideal 
vor,  welches  nicht  nur,  wie  ein  jedes  andere  Ideal,  unter 
keiner  Voraussetzung  vollständig  in  der  Erfahrung  dar- 
gestellt werden  kanh,  sondern  welches  noch  überdiefs, 
in  einem  jeden  einzelnen  in  der  Erfahrung  gegebenen 
Staate,  nur  bedingungsweise  die  Richtschnur  für  die 
Ausübung  der  Strafgewalt  seyn  darf  und  soll,  nämlich 
nur  unter  der  Bedingung,  dafs  das  Volk  eine  der  War- 
nungstheorie entsprechende  Strafgesetzgebung  ertragen 
kann.  Wenn  eine  Strafgesetzgebung  dieses  Geistes  für 
die  Aufrechthaltung  des  inneren  Friedens  Bürgschaft  lei- 
sten  soll,  so  mufs  sie,  wegen  des  Charakters  der  Milde 
oder  Menschlichkeit,  welcher  in  dem  Wesen  einer  solchen 
Gesetzgebung«  liegt ,  durch  den  Charakter  und  durch  die 
Civilisation  des  Volks  unterstutzt  werden.  Wo  es  ihr  an 
dieser  Stutze  gänzlich  gebrechen  würde,  ist  der  Staat 


•)  The  penitentiary  system.  Der  Erfolg  dieses  Systems  ist  übrigens 
mehr  ab  zweifelhaft.  (Liegt  ihm  nicht  der  Bedanke  zum  Grunde, 
dafs  sich  das  Gewissen  der  Menschen  eben  so  swlngen  lasse,  wie 
ihre  Körper.) 
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nicht  nur  berechtiget,  sondern  selbst  verpflichtet,  seinen 
Strafgesetzen  ausschliefslich  die  Abschreckungstbeorieznm 
Grunde  zu  legen.  Auch  unter  der  entgegengesetzten  Vor- 
aussetzung darf  und  soll  eine  Strafgesetagebung  der 
Warnungstheorie  nur  in  dem  Verhältnisse  entsprechen 
in  welchem  sie,  zu  Folge  des  moralischen  Zustandes  des 
Volks,  diese  Grundlage  haben  kann,  ohne  dafs  sie  des 
Zwecks  verfehlt,  Vergehungen  überhaupt  zu  verhindern. 
D{e  Strafgewalt  des  Staates ,  das  Recht  des  Staates ,  seine 
♦inneren  Feinde  zu  bekämpfen*,  geht  eben  so,  wie  sein 
Recht,  Krieg  gegen  äufsere  Feinde  zu  fähren,  fdas 
Seitenstfick  jener  Gewalt,)  an  sich  bis  ins  Unendliche. 
(Datur  jus  belli  in  infinitum/)  Bei  der  Ausübung  des  ei- 
nen wie  bei  der  des  andern  Rechts  sind  nötigenfalls  auch 
die  äufsersten  Mittel  erlaubt.  Denn  das  erste  ist  der  Sieg. 
—  So  stellte  sich  auch  von  jeher  und  überall  das  Verhalt- 
nifs  zwischen  Theorie  und  Praxis  im  Strafrechte.  Immer 
spiegelte  sich  die  moralische  Verschiedenheit  der  Völker 
in  der  Verschiedenheit  ihrer  Strafrechte.  (Dasselbe  gilt 
von  der  Verschiedenheit  der  positiven  Kriegsrechte.)  Ver- 
schlechterte sich  der  Charakter  eines  Volkes,  z.  B.  im 
Gefolge  einer  Revolution,  so  verhärtete  sich  auch  der 
Charakter  seiner  Strafgesetze.  Aus  dieser  Ursache  und 
in  diesem  Geiste  wurde  z.  B.  das  sehr  milde  Strafrecht 
des  römischen  Freistaates  von  Sulla  und  von  Oktavianns 
Augnstus  umgestaltet*) 

ScMufsbemerkmgen 

%um  • 

dritten  und  vierten  Haupttiücke. 

Prüft  man  das  Gesammtresnltat ,  welches  die  Straf- 
rechtswissenschaft liefert,  seine**  praktischen  Werthe 
nach,  so  ist   es    nichts   weniger  als  befriedigend.     Die 

*)  Auch  die  Strenge  des  Code  peiml  HMst  sieb  (wenigstens  im  Theile) 
auf  diese  Unacbe  surüekflibren.  Billig  ist  sie  dareb  spätere  Ge- 
setze niebt  wenig  gemildert  worden. 
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Krankheiten  des  Staatskörpers ,  welche  Vergehen  genannt 
werden,  lassen  nur  indirekte  Heilmittel  zn.  Schon 
über  die  Natur  dieser  Krankheiten  giebt  die  Wissen- 
schaft einen  nur  ungenügenden  Anfschlnfs;  denn  sie  ver- 
weist den  Staat,  was  die  Gegenstände  seines  Straf  rechts 
betrifft,  auf  die  aufs  er  e  oder  objective  Beschaffenheit  der 
Vergehen.  Noch  unzureichender  ist  die  Belehrung,  welche 
sie  Aber  die  Beschaffenheit  und  Abstufung  der 
Strafen  ertheilt,  mit  welchen  die  Vergehen  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  Staaten  und  Völker  zu  bedrohen  sind. 
In  so  fern  geht  aus  ihr  fast  nur  'das  (negative}  Resultat 
hervor,  dafs  sich  der  Staat  bei  der  Erfahrung  Rathes 
rn  erholen  habe.  Und  neue  Schwierigkeiten  entstehn, 
wenn  es  zur  Anwendung  irgend  einer  Strafgesetzgebung 
auf  einzelne  Fälle  kommt,  z.  B.  wenn  ein  und  dasselbe 
Individuum  wegen  mehrerer  Vergehungen  zugleich  zu  be- 
strafen ist.*)  Mit  einem  Worte,  die  Strafrechtswissen- 
schaft  hat  in  Beziehung  auf  die  Anwendbarkeit  und  Sicher- 
heit ihrer  Resultate  unter  den  Staatswissenschaften  nur 
auf  die  Stelle  Anspruch,  welche  in  derselben  Beziehung 
'die  Heilkunde  unter  den  Naturwissenschaften  einnimmt. 

Alles  dieses  ist  nicht  so  zu  verstehn  oder  zu  deuten, 
als  ob  die  Strafen,  welche  der  Staat  verhängt,  überall 
nichts  fruchteten.  Allemal  kann  die  Strafrechtspflege  und 
sie  wird,  gehörig  verwaltet,  die  Polge  haben,  dafs  sie 
die  Vermehrung  der  Zahl  der  Vergehungen  verhin- 
dert. AHemal  wird  eine  gute  Strafgesetzgebung  dem  Un- 
rechte Ziel  und  Maas  setzen,  welches  sonst  Einzelnen, 
bei  der  Anwendung  der  Strafgesetze ,  widerfahren  kann. 
Wohl  aber  hat  man ,  zu  Folge  des  Obigen ,  die  Erwar- 
tungen herabzustimmen,  welche  man  sonst  von  den  Er- 
folgen der  Strafgewalt  hegen  könnte.  Keiner  Strafge- 
setzgebung ,  wie  sie  auch  lautete  und  wie  streng  sie  auch 


*)  Die  liefere  von  der  mehrfachen  Verscfcnldnng  {de  coneursa  delto- 
torum)  ist  die  orux  Ictm.  Die  Erörterung  dieser  LeJ*re  würde  jen 
einem  Buche  aoteh  wellen. 
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vollzogen  wurde,  ist  es  bisher  gelungen,  Vergebungen 
gänzlich  zu  verhindern*  Man  kann  nicht  einmal  behaup- 
ten, dafs,  alles  andere  gleichgesetzt,  die  Zahl  der  Ver- 
gehen, die  in  einem  Staate  begangen  werden,  mit  der 
Beschaffenheit  seiner  Strafgesetze  in  Verkältnifs  stehe* 
Ueberall  aber  hatte  Straflosigkeit  die  Vermehrung  der  Zahl 
der  Vergehungen  zur  Folge. 

Hieraus  lassen  sich  noch  einige  praktisch  wichtige 
Folgerungen  ableiten. 

Erstens:  Wenn  der  Werth  einer  Strafgesetzgebung 
hauptsächlich  aus  ihren»  Erfolgen  abzunehmen  ist,  so  ge- 
bührt unter  den  Hülfsmitteln,  welche  zur  Verbesserang 
der  Strafgesetze  benutzt  werden  können,  der  Statistik 
der  Strafrechtspflege,  —  einer  (in  Zahlen  aasge- 
drückten) Darstellung  der  Resultate ,  welche-  die  Straf- 
rechtspflege in  einem  bestimmten  Staate  während  eines 
gewissen  Zeitraumes,  z.  B.  von  Jahr  zu  Jahr,  gehabt 
hat ,  —  die  erste  Stelle.  ''Noch  zu  andern  Zwecken  dien- 
lich, belehrt  sie  den  Gesetzgeber  mit  mathematischer  Ge- 
wifsheit  über  die  Zu-  oder  Abnahme  oder  über  die  stän- 
dige Zahl  der  Vergehungen.  Und  wenn  man  auch  z.  B* 
aus  der  Zunahme  der  Vergehungen  einer  gewissen  Art 
auf  einen  Fehler  oder  Mangel  in  den  diese  Vergehen  be- 
treffenden Gesetzen  nicht  unbedingt  schliefsen  kann, 
(denn  diese  Zunahme  kann  auch  andere  Ursachen  haben,) 
so  liegt  doch  allemal  in  dieser  Thatsache  die  Aufforde- 
rung, auch  die  Gesetze  einer  neuen  Prüfung  zu  unter- 
werfen. Wird  die  Strafgesetzgebung  eines  Staates  (über- 
haupt oder  in  Beziehung  auf  ein  gewisses  Vergehn)  we- 
sentlich umgestaltet ,  so  entscheiden  die  Resultate ,  welche 
dann  die  Strafrechtspflege  liefert,  sogar  unmittelbar  über 
den  Werth  des  neuen  Rechts.  —  Eine  sehr  erfreuliche 
Erscheinung  ist  daher  der  Wetteifer,  mit  welchen  in  dem 
laufenden  Jahrhunderte  mehrere  europäische  Regierungen 
für  die  Ausstattung  dieser  Wissenschaft  durch  amtliche 
Arbeiten  gesorgt  haben.  Zuerst  machte  die  französische 
Regierung  vollkommenere  Kriminaltabellen  bekannt.    Dje- 
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sem  Beispiele  folgten  andere  Regierungen,  in  Deutschland 
namentlich  die  badensche  Regierung.  *) 

Zweiten*:  Da  sich,  wenn  es  anch  gewifs  ist,  dafe 
Straflosigkeit  die  Zahl  der  Vergebungen  vermehrt, 
gleichwohl  die  Fragen,  ob  oder  wie  viel  Strafen  über- 
haupt oder.  Strafen  von  einer  gewissen  Beschaffenheit  zur 
Verminderung  der  Zahl  der  Vergehangen  beitragen, 
keine  entscheidende  Beantwortung  zulassen,  so  haben 
mildere  Strafgesetze  die  Vermuthung  für  sich,  daTs  sie 
gegen  Vergebungen  eben  so  wirksam  seyn  werden,  ab 
härtere ,  so  darf  man  sich  also  von  dem  Entschlüsse ,  dm 
Strafrecht  eines  gewissen  Staates  zu  mildern ,  nicht  schon 
durch  die  Besorgnis  oder  durch  das  Vorurtheü  abhalten 
lassen,  dafe  eine  solche  Neuerung  die  Wirksamkeit  ,derx 
Strafgesetze  wesentlich  gefährde.  Wer  mit  dem  Vorsatze 
umgeht,  ein  gewisses  Vergehn  zu  verüben ,  wiegt ,  (wenn 
er  überhaupt  rechnet,)  weit  eher  die  Wahrscheinlichkeit, 
dafe  er  wegen  seiner  That  zur  Verantwortung  und  Strafe 
gezogen  werden  könnte ,  als  die  Beschaffenheit  und  Gröfse 
der  seiner  alsdann  wartenden  Strafe  gegen  die  Vortheile 
ab ,  welche  er  sich  von  der  Verletzung  des  Gesetzes  ver- 
spricht Oder ,  wenn  er  auch  diese  Vortheile  mit  der  ihm 
drohenden  Strafe  vergleicht,  so  giebt  doch,  schwanken 
die  Wagschalen,  die  Wahrscheinlichkeit  oder  die  Un- 
wahrscheinlichkeit ,  dafs  ihn  die  gedrohte  Strafe  treffen 
werde,  den  Ausschlag.  So  viel  auch  die  Regierungen 
der  europäischen  Staaten  Ar  die  Milderung  der  Strafge- 
setze in  den  neueren  Zeiten  gethan  haben,  so  haben  sie 
sich  doch  nur  selten  genöthiget  gesehn,  einen  Schritt  rück- 
wärts zu  thun. 


*)  Die  badenseben  Kriminaltabellen  übertreffen  sogar,  durch  Berück- 
sichtigung aller  mit  dem  Stande  der  Vergebungen  in  Verbindung 
stehenden  Momente,  ihr  Muster,  die  Tabellen  Frankreichs.  —  Anea 
für  die  Bearbeitung  der  gesammelten  Tbsjsaehen,  (die  Hanyt- 
sache!)  ist  schon  Mehrere«  geschehn;  insbesondere  in  Frankreich; 
durch  Ch.  Dupin  und  durch  Gurrj.  (Essai  sur  la  statlstiqae 
morale  de  la  France.    Paris  1838.   4.) 
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Drittens:  Dagegen  folgt  ms  denselben  Vordersitzen, 
dafs  ,  wie  auch  die  Strafgesetze  eines  Staates  beschaffen 
seyn  mögen,  und  wenn  sich  auch  in  fielen  Fallen  schon 
mit  vergleichungsweise  milden  Strafgesetzen  ausreichen 
ttfst,  die  Wirksamkeit  einer  jeden  Strafgesetzgebung  von 
der.  Gewifsheit  abhängig,  mit  welcher  man  auf  die 
Vollziehung  der  gedrobten  Strafen  rechnen  kann.  Dafs 
keine  Verletzung  eines  Strafgesetzes  ungestraft  bleibe, 
mufs  dem  Staate  ein  um  so  dringenderes  Anliegen  seyn, 
da  das  nnmafeige  Vertrauen ,  welches  dte  Mensehen  über- 
haupt in  ihr  Glück  setzen,  auch  den  Verbrecher  zu  der 
Hoffnung  verleitet  y  dafs  er  oder  seine  That  unentdeckt 
bleiben  werde«  Eine  wohlbestellte  strafgerichtliehe  Po- 
lizei, eine  stracke  Strafgerechtigkeitepflege  trägt  zur  Ver- 
hinderung strafbarer  Handlungen  mehr  bei*  als  eine  gute 
Strafgesetzgebung.  Strafgesetze  können  desto  milder 
seyn,  je  strenger  sie  vollzogen  werden.  Im  Mittelalter 
nahm  man  zu  immer  grausameren  Strafen  seine  Zuflucht. 
Alles  fruchtete  nichts.  Dehn  der  Arm  der  Gerechtigkeit 
war  gelähmt ;  es  fehlte  überdiefs  an  Beamten  und  Dienern 
der  strafgerichtlichen  Polizei. 

Bndlich  kann  man  aus  dem  Obigen  noch  die  Folge- 
rung ableiten,  dafs  der  Staat  vor  allen  Dingen  die  Quel- 
len gesetzwidriger  Handlungen  zu  verstopfen  habe.  Je- 
doch die  Aufgabe,  welche  in  dieser  Forderung  liegt,  ist 
identisch  mit  der,  welche  die  Staatswissenschaft  Ober- 
haupt au  beantworten  hat.  Wie  eine  jede  Örtliche  Krank- 
heit mit  einem  allgemeinen  Leiden  des  Körpers  zusam- 
menhingt, so  sind  auch  die  Vergebungen  Einzelne*  die 
Folge  von  einem  krankhaften  Zustande  des  Volkes  über- 
haupt. Wie  ein  jedes  Lebensalter ,  «ein  jeder  Stand  von 
gewissen  ihm  eigentümlichen  Krankheiten  bedroht  ist, 
so  hat  auch  ein  Volk  in  den  verschiedenen  Perioden  sei- 
nes öffenttiehen  Lebens  und  nach  der  Verschiedenheit  der 
Zustände  der  bürgerlichen  Gesellschaft  bald  diese  bald 
einö  andere  Art  oder  Quelle  der  Vergehungen  Vorzugs- 


weise  zv  fürchten.   In  starkbevölkerten  i  StMten  ist  ÜB 
Armuth  das  grobe  Treibhaus  strafbarer  Handlungen. 


FÜNFTES  HAUPTSTÜCK. 

Van  den  \ 

Gründen,  oum  welchen  eine  den  Qeeetoen  nach  verwiiUe 

Strafe  nicht  toter hamit, 

9  oder, 

zuerkannt,  nicht  tollzogen  u>erden  kann  oder  darf.  lJ 

I.   Von. der  Einrede 
des  nothgedrungen   verübten  Vergehns. 

Der  Angeklagte  kann  von  dieser  Einrede  in  zwei 
Füllen  Gebrauch  machen;  erstens,  wenn  er  einen  wi- 
derrechtlich gewaltsamer)  Angriff  auf  seine  Petson ,  *)  in 
dem  Augenblicke ,  da  der  Angriff  geschah  oder  bevorstand, 
durch  Gewalt ,  selbst  durch  die  äufserste,  von  sich  abge- 
wehrt hat;  zweitens,  wenn  er  einen  Andern  getödet 
hat ,  weil  er ,  be wandten  Umständen  nach ,  das  eigne  Le- 
ben nur  um  diesen  Preifs  zu  retten  vermochte.  *) 


1}  Dm  Hauptstadt  enthält  also  mehrere  auch  ihrem  Wests  meh  ver- 
schiedene Fälle.  Die  Klassifioation  ist  leicht.  Ich  lasse  sie  unbe- 
achtet, um  Hiebt  durch  Unterabteilungen  den  Leser  an  ermüden. 

0)  Nicht  nie*  eine»  Angriffe  x  weicher  seiner  Ähre  oder  «einer  Bähe 
galt.  (Bin  Angriff  der  letzteren  Art  ist  jedoch  oft  angleich  ein  An- 
griff, welcher  die  Person  bedroht.) 

3)  tMeser  schauerliche  Fall  kommt,  {*ttm  Glück!)  nur  sielten  vor. 
Beispiele:  Ein  Schiff  treibt  entmastet  auf  der  See  herum.  Das  Trink- 
wasser, die  Lebensmittel  gehen  ans.  Einer  tödet  den  Andern,  am 
mit  dem  Blute  des  Getodeten  den  brennenden  Durst  ea  loschen, 
um  von  seinem  Fleische  za  «Ähren,  {Mir  ist  die  Ersfinlnng  eines  sol- 
chen Vorteiles  in  englischen  Blättert!  vorgekommen.  Das  Loos 
warde  geworfen.  Bin  Madchen  schlachtete  den  eignen  Bräutigam 
ab ,  auf  welchen  das  Loes  gefallen  war.)  —  Eine  0ebnrt  stellt  sich 
so  ,  dafb  entweder  das  Kind  in  dem  Leibe  der  Matter  getftdet  oder 
die  Mutler  —  durch  den  Kaiserschnitt  —  einem  fast  gewissen  Tode 
Prelis  gegeben  werden  an!s, 
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Einrede  kommt  auch  denen  zu  statten,  welche  dem  An- 
geklagten bei  der  That  Hälfe  geleistet  haben.  0 

In  dem  einen  wie  in  dem  andern  Falle  entschuldiget 
die  Einrede  denjenigen,  welcher  erweislich  die  an  sich 
'strafbare  That  begehen  mufete,  um  sich  selbst  zu  retten. 
Aber  in  dem  ersteren  Falle  ist  die  That  unsträflich,  weil 
sich  der  Thäter  aufsein  Recht,  auf  das  Recht  der  Selbst- 
vertheidigung ,  berufen  kanq.  Wen!»  auch  im  Staate 
Selbsthülfe  (in  der  Regel)  verboten  ist',  so  kann  doch 
Niemand  rechtlich  verpflichtet  werdet},  sich  einem  wider- 
rechtlich gewaltsamen  Angriffe  Preifs  zu  gebQji.  In  dem 
andern  Falle  ist  die  That  zwar  ein  Unrecht.  *)  Gleich- 
wohl ist  sie  auch  in  'diesem  Falle  unsträflich ,  da  man  — 
nach  den  von  der  Zurechnung  geltenden  Grundsätzen  — 
annehmen  kann  und  anzunehmen  hat,  dafs  der  Thäter, 
welcher  in  dem  Augenblicke  der  That  das  Aeufserste  zu 
fürchten  hatte,  nicht  mit  Selbstbewufstseyn  handelte.  — 
In  dem  einen  wie  in  dem  andern  Falle  würde  überdiefs 
die  Androhung  einer  Strafe,  selbst  die  der  Todesstrafe, 
unwirksam  seyn.  Denn  hat  man  nur  die  Wahl  zwischen 
dem  gewissen  und  dem  ungewissen  Uebel,  so  ist  es  Thor- 
heit,  das  letztere  zu  wählen.  s) 

IL   Von  der 
Einrede  der  Verjährung  der  Anklage.  4) 

Obwohl  diese  Einrede  das  Ansehn  mehrerer  Gesetz- 
gebungen für  sich  hat,  so  hat  sie  doch  die  Grundsätze  der 


1)  Jedoch  in  dem  zweiten  Falle,  (was  hier  nur  angedeutet  werden 
kann,)  treten  bei  der  Anwendung  dieses  Satzes  noch  besondere 
Rücksichten  ein-  Der  Gerettete  und  der  Getödete  standen  dem 
Rechte  nach  einander  gleich. 

£)  Denn  ein  Nothrecht  ist  überhaupt  ein  Unrecht,  das  die  Noth  nur 
entschuldiget.    S.  Bd.  I,  S.  37. 

8)  Man  verwechsle  diesen  Grund  nicht  mit  den  unmittelbar  vorher 
für  die  in  Frage  «Gehende  Einrede  angeführten  Gründen.  Eine  un- 
sträfliche und  eine  unstrafbare  Thai  sind  zwei  verschiedene  Dinge. 

4)  Nicht  epraohrfchtig  ist  der  Ausdruck:  Verjährung  der  Strafe. 
Doch  hat  er  den  Sprachgebrauch  flär  sich.  —  Dieselbe  Einrede  kann 
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Wiftsens&haft  entschieden  gegen  aieh*  Kann  eine  Ver- 
gebung dadurch  gerechtfertigt  werden,  dafn  der  ThMer 
wahrend  "eines  lungeren  Zeitraumes  nicht  gerichtlich  ver- 
folgt worden  ist  ? 

Jedoch  man  führt  für  die  Zal&ssigkeit  dieser  Einrede 
an,  dafs  es  für  eine  Anklage,  welohe  erst  .lange  Zeit 
nach  der  That  angestellt  werde ,- gewöhnlich  an  einem 
hinreichenden  Beweise  fehle.  Dem  sey  also!  Aber  hier- 
aus folgt  nur,  dafs  die  Anklage  nur  unter  der  Bedingung 
zu  erheben  ist,  dafs  sich  der  Ankläger  getraut,  den  Be- 
setivldigangsbeweis  herzustellen.  Dasselbe  gilt  von  einer 
jeden  Anklage.  -—  Man  sagt  femer,  dafs  eine  verspätete 
Anklage  keinen  Zweck  habe,  weil  inmittelst  das  Anden- 
ken an  die  Thal  verhallt  sey.  Aber  gerade  umgekehrt 
giebt  es  -  keine  bessere  Bürgschaft  für  die  Wirksamkeit 
der  Strafgesetze,  als  wenn  den  Verbrecher,  so  lange* ihn 
auch  das  Auge  der  Gerechtigkeit  nicht  entdecken  oder 
ihr  Arm  nicht  erreichen  konnte,  die  Strafe  endlich  de»» 
noeb  ereilt.  (Sera  nftnrinis  vindicta ,  sedeo  certior.  Sen.) 
•  —  Endlich  beruft  man  sich  für  jene  Einrede  auf  die  Vert- 
mvthung,  dafs  sich  der  Thäter  eines  YcrgekM,  wenn  seit 
der  That  eine-  geraume  Zeit  abgelaufen  ist ,  inmittelst  ge- 
bessert haben  werde.  *)  Aber  Reue  kann  die  moralische, 
nicht  die  juridische  Strafbarkeit  einer  gesetzwidrigen 
Handlung  tilgen. 


auch  inlBeziekung  auf , ein  Strafverfahren ,  da*  liegen  geblieben  tot, 
oder, In  Beziehung  auf  ejn  nicht  vollzogenes  Urtheil  in  Betrachtung 
gezogen  Verden.  Jedoch  die  Grundsätze  sind  dieselben  ,  wie  die, 
welche  fan  Texte  von  der  Verjährung  der  Anklage  aoffeesteUt  wen- 
den sind.  —  Die  heutigen  europäischen  Strafgesetze,  welche  die 
Strafen  für  verjäbrbar  erklären ,  haben  diese  Lehre  aus  dem  rtf- 
mischen  «Beeilte  entlehnt.  (Dem  englischen  Rechte  ist  die  Einrede 
unbekannt/)  Bei  den  Römern  verdankte  die  praesoriptie  aeeusatio- 
nuatihr*  Bntstehuug  den  römischen  Reohtsgeiearten  Diese  wen- 
deten die  praietfortütio  aeliosun,  seeundum  ajm]egiaa,tauf  die  An- 
klagen an»  * 
*)  Stützt  man  die  Verjährung  auf  diesen  Grund  ,  so  emstest  die  Frage, 
ob  und  in  wie  fern  die  Verjährung  durch  spätere  Vergebungen  un- 
teebrocheu  werde.. 
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Was  jedoch  die  leichteren  Vergeh«*  beträft,  därfte 
die  Verjährung  der  Strafe ,  da  sie  onheiuriiühen  Placke- 
reien und  Angebereien  verbeugt ,  das  kleinere  Uebel  aeyi». 
Ja,  wenn  die  Strafen  dieser  Vergehen  Geldstrafen  sind 
kann  man  für  die  in  Frage  siehende  Einrede .  sogar  den 
Rechtegrund  gehend  machen ,  dafs  eine  verwirkte  Geld- 
strafe zugleich  eine  Geldschuld  ist. 

IU,  Von  der 

.Einrede;  Ne  bis  in  idejn  (crimen  inquiratur.) 

Wenn  eine  und  dieselbe  Tbat  unter  mehrere  Strafge- 
setae  gebracht  werden  kann ,  so  darf  der  Ankläger  seine 
Anklage  so  stellen,  dafc  die  Thal  entweder  nach  dem 
einen  oder  nach  dem  andern  dieser  Gesetze  zu  bestrafen 
sey.  Wer  aber,  wegen  einer  gewissen  That  angeklagt , 
*wn  der  Anklage  losgesprochen  werden  ist,  darf  nicht 
Xregen  derselben  That  von  neuem  in  Anklagestand  ver- 
«etat  werden,  sey  es  auch,  dafis  der  neuen  Anklage  ein 
linderes  Gesetz ,  als  der  früheren  Anklage ,  «u  Grund  ge- 
legt wfirde.  J>  Das  »Nichtschuldig«  macht  die  Tbat  ia 
vecbtlicher  Hinsieht  schlechthin  ungeschcfcn«  Sonst  werde 
-es  in  der  Macht  des  Anklägers  stehn,  die  b*g£  des  I*wt- 
gesprochenen  drtekender  n  machen,  als  die  4»  ,Ye*«r*- 
«lurilten  ist. 

*    • 

IV.  Ton  der  Begnadigung*  *) 

Dem  förmlichen  Rechte  nach  d.  i.  da  im  Staate  das 
Ürtheil  über  die  Strafbarkeit  einer  That  ausschliefslich 
4em  Richter  zusteht,  ist  eine  Begnadigung,  als  du  SJacht- 


»<i — p 


1)  I.  14.  D.  4n  aoens.  ei  iatcriat»  „Senate»  tti*NU,  j^ejja.aj»  idem 
«rinea  alaritoM  JegUrns  rens  Serel.«  C  DJ  wer  SeoMWfiMuft  acaeiat 
«•gar,  w«i»  «aji  sie  römiaoae  CtoriohtorerUMiims  i*  Petraehtuag 
sieai,  weiter  au  gehe,  als  der  am  gast«  aitifaateUta  0*4«.)  —  Ia- 
tereasanle  Beitrage  »nr  Auslegung  der  Rechtsregel :  #e  fei*.  |bj  idem! 
Badet  naada  den  gaiwwliMgen  4**  Ä#<*^pru(^  4$f  «hW^H** 

**'Qen£*te« 

2)  Das  Beguadiguigsrecht  ist  ein  Ausftufs  tob  ä*m  jvm  atirflegionmi. 
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sprach,  durch  welchen  die  von  dem  Richter  ^uerfcannte 
Strafe  aufgehoben  oder  gemildert  wird  ,  eine  Vnger&cJ** 
tigkeit,  eine  Ungerechtigkeit  gegen  das  Gemeinwesen  ^ 
eine  Ungerechtigkeit  gegen  alle  die,  gegen  welche  d$m 
Rechte  sein  Lauf  gelassen  wird ,  ja  eine  Ungerechtigkeit 
gegen  den  Begnadigten  selbst,  wenn  dieser  ajtf  s$in  Rec^t 
besteben  sollte.  Dem  wirklichen  Reohte  ,oder  ibse* 
Grunde  nach  aber  kann  und  soll  eine  Begnadigung  eben 
so  eine  Handlnng  der  Gerechtigkeit  seyn»  wie  die 
Lossprechung  oder  Verurteilung  eines  Angeklagten  dwoh 
den  Richten 

Eine  Begnadigung  hat  diese  Eigenschaft  er*tefu> 
wenn  die  von  dem  Richter  ausgesprochene  Verurtheilnng 
um  deswillen  eine  Ungerechtigkeit  enthält ,  weil  das  G  e  - 
s et« 9  welches  der  Richter  anzuwenden  hatte  und  ange- 
wendet bat,  fehlerhaft  oder  mangelhaft  ist;  also,  wen« 
das  angewendete  Gesetz  entweder  überhaupt  unqottiig 
hart  ist  *)  pder  wenn  es  einen  gewissen  Grund  unh?rnCftVr 
sichtiget  gelassen  hat,  aus  welchem  jn  Beziehung  aqfdep 
gegebenen  Fall  die  angedrohte  Strafe  zu  mildern  «Hier  die 
That  für  straflos  zu  erklären  gewesen  y&re.  Unt^rder 
einen  oder  unter  der  andern  Voraussetzung  spricht  die 
Begnadigung  nur  das  Urtheil  aus,  welches  der  lichter 
selbst,  von  den  Gesetzen  nicht  gefesselt t  gefallt  habe? 
würde.  Allerdings  wäre  es  besser,  das  fehlerhafte  oder 
mangelhafte  Gesetz  au  vervollkommnen,  als  durch  Bp* 
gnadigung  zu  helfen.  Aber  einstweilen  ist  vor  allen  Dün- 
gen ein  schon  geschehenes  Unrecht  wieder  gut  zp  machen 
—  Dieselbe  Eigenschaft  kommt  einer  Begnadigung  zwei- 
ten* alsdann  zu,  wenn  sich  der  Richter,  ([auch  Richter 
sind  Menschen!)  hei   der  Benrtheilung  einer  Strafsache 


>■*■*- 


*)  Ans  diesem  Grande  sind  ia  England  die  Begnadigungen  so  HnJIgj 
durch  welche  xüe  Todesstrafe  ia  eine  nrfldern  Strafe  verwandelt 
wird.  —  Bei  politischen  Verbrechen  kann  sieh  der  Fall  aaea  so  «tei- 
len, dab  die  anerkannte  Strafe,  obwohl  tiraoräigUea  «erecht 3 
dennoch  in  der  Folge  ,  unter  Tcr#nderten  Umstanden  j  Maas  and 
Ziel  überschreitet.  # 
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—  in  facto  oder  in  jjore  — -  zum  Nachtheile  des  Angeklag- 
ten entschieden  geirrt  hat,  der  Inrthum  mag  verscheidet 
oder  unverschuldet  seyn.  *)  Vorausgesetzt,  dato  das  Ur- 
theil  nicht  durch  ein  Rechtsmittel  angefochten  werden 
kann ,  ist  alsdann  die  Begnadigung  das  richterliche  Urtheil 
der  höchsten  Instanz.  (Ich  gedenke  nicht  eines  dritten 
Falles ,  in  welchem  eine  Begnadigung  die  Eigenschaft  ei- 
tler rechtmäFsigen  Handlung  zu  haben  scheint,  des  Fal- 
les, da  die  Begnadigung,  ob  sie  wohl  nicht  auf  einem 
Ilechtsgrunde  beruht ,  dennoch  das  einzige  Mittel  ist ,  den 
Staat  vor  einem  gröfseren  Uebel  zu  bewahren.  In  diesem 
Falle  Ufst  sich  die  Begnadigung  zwar  —  nach  dem  Noth- 
rechte  —  entschuldigen,  aber  nicht  rechtfertigen.) 

Allerdings  werden  Begnadigungen  oft  genug  aus  an- 
dern Gründen  —  besonders  in  monarchischen  Staaten  — 
ertheilt.  f  )  Das  Begnadigungsrecht  ist  ein  verführerisches 
Recht.  Es  ist  vielleicht  der  höchste  Genufö,  welchen  die 
höchste  Gewalt  einem  menschlich  fühlenden  Fürsten  ge- 
währen kann,  dafs  er  durch  ein  einziges  Wort  demjeni- 
gen, welcher  das  Leben  verwirkt  hat,  das  Leben  gleich- 
sam 'Wiederzugeben  vermag.  Aber  hieraus  folgt  nur  so 
viel ,  dafs  namentlich  in  der  Monarchie  besondere  Vorkeh- 
rungen gegen  den  Mifsbrauch  des  Begnadigungsrechts  zu 
treffen  sind.  Eine  Vorkehrung  dieser  Art  ist  z.  B.  die, 
dato  Begnadigungsgesuche  durch  den  Justizminister  dein 
Forsten  vorzulegen  und  die  hierauf  erfolgenden  Entschei- 
dungen von  demselben  Minister  (mit  Verantwortlichkeit) 
iu  unterzeichnen  sind;  ferner  die,  dafs,  (wie  z.  B.  in 


1)  Unverschuldet  —  a.  B.  wenn  eich  nach  gesprochenem  Urthefle  her- 
ausstellt, dafs  eich  die  BeschuldigungsBevgen  in  der  Person  dea 
Angeklagten  geirrt  haben.  (Ein  nicht  sehr  seltner  and  gleichwohl 
ein.  sehr  gefährlicher  Fall.) 

•  t)  Ufld  nicht  aHe  andere  Gründe  sind  in  gleichem  Grade  —  moralisch 

—  verwerflich.    Bin  Grand,  —   die  Verdienste,  welche  sich  der 

-'    VerurtheUte  oder  to&svk  Vater  um  den'  Staat  erworben  hat,  — 

•j  dirfte*  sogar  etwa«  von  der  Eigenschaft  eines  Aechtsgrnndes  in  sich 
haben.  * 
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England^  die  Gerichte,  auch  die  Schwurgerichte,  er« 
mächtige t  werden ,  den  Verurtheii ten  zur  Gnade  zu  em- 
pfehlen. 

Unter  einer  jeden  Voraussetzung  aber  ist  es  eins  der 
dringendsten  Anliegen  der  Völker,  dafs  es  im  Staate  eine 
Macht  gebe,  welche,  um  die  menschliche  Gerechtigkeit 
gegen  ihre  Mängel  in  Schutz  zu  nehmen ,  Gnade  vor  Recht 
ergehen  lassen  könne.  Die  Monarchie  zählt  auch  darum 
so  viele  Freunde,  weil  sie  diesem  Anliegen  vorzugsweise 
entspricht.  ')  Ans  demselben  Grunde  findet  man  bei  so 
vielen  Völkern  Freistaten,  Orte,  in  welchen  der  Arm  der 
strafenden  Gerechtigkeit  den  Verbrecher  nicht  erreichen 
konnte ,  weil  sich  dieser  der  Gerichtsbarkeit  eines  höheren 
und  milderen  Richters  unterworfen  hatte.  *) 

Eine  Begnadigung,  sie  mag  auf  einem  Rechtsgrunde 
beruhn  oder  nicht,  ist  der  Sachenach  ein  richterliches  Urtheil 
und  mithin  nach  den  von  richterlichen  Urtheilen  geltenden 
Ifechtsgrundgiitzen  zu  beurtheilen.  —  Daher  darf  z.  B. 
eine  Begnadigung  eben  so  wenig,  als  ein  Richterspruch, 
blos  noch  zur  Zeit  und  in  Ermangelung  mehreren  Ver- 
dachts £s.  ab  instantia}  lossprechen.  Daher  hebt  eine 
Begnadigung  zwar  nicht  die  civilrechtlichen  Folgen  des 
Vergehns ,  wohl  aber  die  Strafe  sammt  allen  ihren  Folgen 
auf.  *)  Daher  kommt  die  dem  Urheber  des  Vergehns  er- 
theilte  Begnadigung  auch  dem  Gehülfen  zu  statten,  wenn 
und  in  wie  fern  diese  den  Gesetzen  nach  nicht  ohne  je- 


1)  „Vera  aut  in  deterius  credita  judice  ab  nno  faettins  discernl ;  odinm 
et  invldiam  apud  multos  valere."  Tac.  Annal.  VII,  10.  S.  auch 
Montesquieu,  esprlt  des  lois  VI,  91. 

S)  Die  Frefot&ten  der  Griechen,  asyla,  waren  nicht  Orte,  wo  man  tob 
aller  Strafe  frei  war,  senden  nur  Orte  •  wo  man  nicht  unter  der 
Gerichtsbarkeit  des  Staates  ,  sondern  unter  einer  höheren  Gerichts- 
barkeit stand,  nur  befreite  Gerichtsstaten.  (Der Name:  Westphaüsche 
Freigerichte,  hatte  denselben  Sinn  )  Daher  mutete  sieh  der  gebor*- 
gene  Verbrecher  gewissen  Sübnungen  (  expiationes )  unterwerfen« 
Vgl.  Grooov.  tbesaur.  antiantat.  Graec.  T.  VI,  p.  »700. 

3)  Jedoch  nur  für  die  Zukunft,  wenn  sie,  wahrend  der  Daner  der 
Strafronciehnng,  ertheilt  wird. 

Z*ek*riü,  **m  Staaü.    IV.  M 
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'aen  angeklagt  werden  konnten«  Daher  sieht  es  sieht  in 
der  Willkühr  des  Begnadigten,  ob  er  die  Begnadigung 
annehmen  oder  ausschlagen  will.  Ist  er  berechtiget, 
den  Staat  zur  Vollziehung  einer  ungerechten  Strafe 
zu  nöthigen?  ') 

Von  der  Begnadigung  verschieden,  obwohl  ihr  ver- 
wandt, ist  die  Amnestie,  die  rechtskräftige  Erklärung, 
welche  die  kompetente  Behörde  wegen  eines  verübten  Ver- 
gehns,  ehe  wegen  desselben  das  Strafverfahren  seinen 
Anfang  genommen  hat  oder  durch  den  Richterspmch  her 
endiget  worden  ist,  erlfifst,  dafs  dieThat  als  nicht  ge- 
schehn  betrachtet  werden  solle.  —  Die  Amnestie  ist  ih- 
rem Wesen  nach  eine  widerrechtliche  Ausdehnung 
der  Machtvollkommenheit.  Denn  sie  ist  ein  Eingriff  in 
den  Gewaltskreis  der  Gerichte.  *)  Nur  in  einem  Noth« 
oder  Kollisionsfalle  also  ist  es  dem  Staate  verstattet, 
von  einer  Amnestie  Gebranch  zu  machen.  Mit  diefeem 
Grunde  kann  daher  z.  B.  eine  Amnestie  vertheidiget  wer- 
den ,  welche ,  um  eine  Revolution  zu  beendigen ,  wegen 
aller  während  der  Revolution  verübten  politischen  Ver- 
gehen, oder  welche,  um  die  Treunehmer  an  einer  Ver- 
schwörung zu  gewinnen ,  nach  Bestrafung  der  Hauptthä- 
ter ,  den  übrigen  Schuldigen ,  oder  welche  denen ,  die  bin- 
nen einer  gewissen  Zeit  fahnenflüchtig  geworden  sind, 
auf  den  Fall,  dafs  sie  sich  stellen,  ertheilt  wird.*)  — 


1)  In  Schweden  kam  der  Fall  (Im  J.  1884)  vor,  dab  ein  MajestiUs- 
vertirecher  die  ihm  gewordene  Begnadigung  ablehnte. 

S)  Daher  durfte  auch  dnroh  ein  Verfassungsgesetn  cu  verordnen  seyn, 
dafs  eine  Amnestie  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  ertheilt 
werden  könne.  ( Indemnity-Bill*  in  Gro(tbritannien.J)  —  In  diesem 
Sinne  ist  der  f.  15  der  Vermssungsurkunde  des  GH.  Baden  an 
deuten:  „Der  Grtftherzog  kann  erkannte  Strafen  mildern  oder 
gafis  nachlassen."^ 

•)  In  England  geschieht  es  häufig,  dals,  wenn  ein  Verbrechen  ron 
Mehreren  verübt  worden  ist,  dem  am  wenigsten  Schuldigen  Am- 
nestie ertheilt  wird  j  damit  dieser  als  Krön  senge  gegen  seine 
Mitschuldigen  aussagen  könne»  —  Es  möchte  sehr  nwetfelhait  sejn, 
ob  in  diese*  PaMe  die  Amnestie  auf  einem  hinretohenden  Grande 
beruhe. 


Eine  Amnestie  entreckt  sich  in  ihren  Kolyen  viel  weiter, 
als  eine  Begnadigung.  Sie  macht  das  Vergehn  selbst, 
als  solches,  in  rechtlicher  Hinsieht  ungeschehn»  Wenn 
also  z.  B.  der  Urheber  einer*  strafbaren  That  Amnestie  er- 
halten hat,  so  können  schon  von  Rechtswegen  auch  des» 
sen  Gehülfen  nicht  wegen  ihrer  Theitnahme  an  dem  Vetv 
gehn  verfolgt  dder  bestraft  werden«  l) 

Das  Gegentheil  einer  Begnadigung  ist  die  Verschlr« 
fang  einer  von  dem  Richter  zuerkannten  Strafe  mittelst 
eines  Gesetzes  oder  einer  Regierangshandhing.  Sie  ist  eine 
dsrch  nichts  zu  rechtfertigende  Verletzung  des  Schutzes, 
welchen  die  Selbstständigkeit  der  Gerichte  der  Unschuld 
gewähren  soll.  Wenn  jedoch  in  einem  einzelnen  Falle 
die  gesetzliche  Strafe  für  denjenigen,  der  sie  verwirkt 
hat,  überall  nicht  ein  Uebel  scyn  würde,  so  bleibt  nichts 
ihrig,  als  sie  in  eine  andere  zu  verwandeln.  *) 

Y.  Yoader 
Versöhnung  der  menschliehen   Gerechtigkeit 

durch  den  Tod« 

So  wie  der  einer  Vergehung  Verdichtige  oder  An- 
geklagte oder  der  zu  einer  Strafe  Verurtheflte  stirbt, 
steht  er  von  Rechts  wegen  nicht  mehr  unter  einem  irdi- 
schen Richter ;  er  steht  nah  vor  dem  Richterstuhle  Gottes« 
(Mit  dem  Tode  wettet  man  den  Kläger  und  bdfset  den 
Richter!  sagt  schon  ein  altdeutsches  Sprichwort.)  Ein 
Jedes  Uebel,  welches  der  Staat  einem  Verstorbenen  wegen 
eines  Vergehns  zufügt,  würde  sich  nicht  durch  irgend  einen 


1)  Zu  Folge  dieses  Satzes  sprachen  die  Geschworenen  diejenigen  frei, 
welche  an  den  (Strafsbnrger)  Versuche  Louis  Napoleoa's,  die  Ver- 
fnssnng  Frankreichs  gewaltsam  inasastüTaen  ,  Thell  genommen  hat- 
ten. Der  Auetor  erlmini*  hatte  Amnestie  erhalten.  Jedoch  schlag  I* 
dieses  fall  noch  die  Frage  ein,  ob  sich  die  Gehilfen  nicht  sogleich 
eines  too  der  naoptthat  unabhängigen  Verbrechens  schuldig  gesucht 

9)  0.  oben  das  erste  Haaamtnck  ua  Ende.  —  Die  Frage  Ist  alsdann 
nur  die:  (MI  das  Beoat  der  StrafverwaadJung  dem  nichter  oder 
der  Bealernng  austonnt 
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Zweck ,  den  das  Uebel  für  den  Verstorbenen  selbst  hätte, 
rechtfertigen  lassen >  ja  könnte  nur,  zu  Folge  eines  im 
Volke  herrschenden  Vorurtheiles,  für  den  Verstorbenen 
ein  Uebel  seyn.  Allerdings  kann  man  nach  der  Ab- 
schreckungstheorie die  Strafgewalt  des  Staates  auch 
über  das  Leben  der  eines  Vergehns  Verdächtigen  oder 
Ueberwiesenen  hinaus  erstrecken«  Aber  es  ist  allemal  ge- 
fährlich ,  Gesetze  auf  ein  Vorurtheil  zu  gründen. 

Daher  darf  gegen  einen  Verstorbenen  weder  eine  An- 
klage erhoben  noch  die  bereits  gegen  ihn  erhobene  An- 
«klage  fortgestellt  werden.  Vielmehr  hat  das  Gesetz  an- 
zunehmen, dafs  den  Verstorbenen  der  Verdacht  oder  die 
Anklage  unverschuldet  getroffen  habe.  War  er  doch 
so  lange  für  unschuldig  zu  halten,  bis  dafs  der  Richter 
ihn  für  schuldig  erklärt  hatte !  Kann  er  sich  doch  gegen  den 
Verdacht  oder  gegen  die  Anklage  nicht  weiter  verteidi- 
gen 1  Aus  demselben  Grunde  sind  selbst  nicht  die  Ge- 
richtskosten ,  welche  das  vorbereitete  oder  das  begonnene 
Strafverfahren  verursacht  hat,  aus  dem  Nachlasse  des 
Verstorbenen  herbeizutreiben.  —  Eben  so  wenig  lassen 
sich  die  Gesetze  vertheidigen ,  welche  eine  zuerkannte 
Strafe  an  dem  Leichname  des  Verurtheilten  zu  vollziehen 
gestatten  *)  oder  welche  die  Todesstrafe  überhaupt  oder 
in  gewissen  Fällen  durch  eine  dem  Leichname  zuzufügende 
Mifshandlung  verschärfen. 

Dieselben  rechtlichen  Folgen  wie  der  Tod,  hat  eine 
Geistes  -  Ofler  Gemüthskrankheit ,  von  welcher  der  Thäter 
eines  Vergehns  nach  verübter  That  heimgesucht  wird. 
Der  Erkrankte  ist  einstweilen,  und  so  lange  die  Krank- 


*)  Eine  Geldstrafe  ist,  Dach  dem  sie  euerkannt  worden  ist*  eine 
Geldschuld.  Sie  kann  also  aus  dem  Nachlasse  des  Verstorbenen 
herbeigetrieben  werden.  —  Dagegen  haben  anatomische  Anstalten 
auf  den  Leichnam  eines  Hingerichteten  etc.  keinen  andern  und  bes- 
sern Anspruch,  als  den,  welchen  sie  (ex  jure  necessitatis)  au/ den 
Leichnam  aller  derer  haben,  welche  sonst  auf  öffentliche  Koste« 
beerdiget  werden  müfsten.    Tgl.  die  britische  Anatom? -BUL 


heil  dauert,  in  moralischer  Hinsicht  als  ein  Toder  zu  be- 
trachten. 

VI.  Von  der 
Flucht  des  Uebertreters  eines  Strafgesetzes. 

Entzieht  sich  der  Uebertreter  eines  Strafgesetzes, 
sey  es  der  Verurtheilung  zu  der  von  ihm  verwirkten  oder 
der  Vollziehung  der  ihm  bereits  zuerkannten  Strafe  durch 
die  Flucht,  so  ist  der  Staat  berechtiget ,  den  Flüchtling, 
gleich  als  einen  Feind  *)  —  auch  ins  Ausland  —  zu  ver- 
folgen. 

Gleichwohl  haben  die  Gesetze,  was  dieses  Verfol- 
gungsrecht betrifft,  billig  einen  Unterschied  zwischen  leich- 
teren und  schwereren  Vergehangen  zu  machen.  Bei  je- 
nen darf  man  annehmen,  dafs  dem  Zwecke  der  Strafdro- 
hung Genüge  geschehn  sey,  wenn  der  Uebertreter  des 
Gesetzes  landflüchtig  geworden  ist  d.  i.  über  sich  selbst 
eine  gröfsere  Strafe ,  als  die  den  Gesetzen  nach  verwirkte, 
verhängt  hat.  \ 

Die  mildeste  und  vielleicht  die  relativ  gerechteste 
Strafgesetzgebuag  würde  die  seyn,  welche  einem  Jeden 
gestattete ,  sich  einer  jeden  Anklage  und  einer  jeden  Strafe 
bis  zu  deren  Vollziehung  durch  die  Flucht  ins  Ausland 
zu  entziebn.  Jedoch  eine  Gesetzgebung  dieser  Art  kann 
für  die  gemeine  Sicherheit  höchstens  da  eine  genügende 
Bürgschaft  leisten,  wo  der  Aufenthalt  im  Inlande  oder 
die  Ausübung  des  Staatsbürgerrechts  höher,  als  ein  jedes 
andere  Gut ,  im  Preifse  steht  Ein  römischer  Bürger  konnte 


*)  Gleich  als  einen  Feind  —  Eines  Vergehns  macht  er  eich  durch 
seine  Flucht  nicht  schuldig.  Denn  Niemand  ist  rechtlich  verflicbtot, 
sich  für  schuldig  «u  halten.  —  Schwieriger  ist  die  Frage ,  ob  oder 
in  wie  fern  er  wegen  einer  Handlung  >  die  er  ,  um  seine  Fluoht  «u 
bewerkstelligen,  begangen  hat,  eu  bestrafen  sey,  wenn  diese 
Handlung  für  sich  ein  Vergehn  ist,  k.  B.  wenn  er,  am  aus  dem 
Gefängnisse  entfliehen  ku  können,  einen  Mord  verübt  oder  Feuer 
in  dem  Gefangnisse  angelegt  hat. 


*»4 

in  den  Zeiten  des  Freistaates,  selbst  wenn  er  eines  Ka- 
pitalverbrechens angeklagt  war,  die  verwirkte  Strafe  da- 
durch von  sich  abwenden,  dafs  er  die  Stadt  Rom  und  de- 
ren Mark  verlies.  4) 


*)  Zu  diesen  Ende  verbannte  sich  der  grobe  P.  CoraeUoe  Seiplo  Afri- 
camit  naeh  Llntermua,  T.  Annlus  MOo  nach  Massilia.  N.  Pia« 
tarch.  In  vRa  SeJpienla»  Asconlas  Pedlanue  In  argum»  orai» 
pre  ICflene.  Cicero  pro  Caedna  c  84.  and  Hat  nee  eil  Aattgnit. 
j.  Rom.  I,  16#  10.  not. 
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SECHS  UND  ZWANZIGSTES  BUCH. 

Von  dem 
Rechte  des  Staats,  Verdienste  zu  belohnen.1) 

ERSTES  HAÜPTSTÜCK. 

Von  dem 
Grunde,  auf  wiehern  dieses  Recht  de*  Staates  beruht. 

Eine  Belohnung1,  —  dieses  Wort  im  Sinne  des  Re- 
gierungsreehts  genommen ,  —  ist  ein  Ausdruck  der  öffent- 
lichen Achtang  für  ein  Verdienst,  welches  sich  Jemand 
um  den  Staat  erworben  hat ,  durch  die  verfassungsmässige 
Staatsbehörde.  Verdienstlich  ist  eine  Handlung  oder 
eine  Handlungsweise ,  *")  welche,  pflichtmäfsig ,  entweder 
nicht  von  dem  Gesetze,  (nicht  durch  eine  Rechtspflicht,) 
geboten  war,  oder  welche,  von  dem  Gesetze  geboten, 
diesem  mehr  als  Genüge  geleistet  hat.  Verdienst  und  Be- 
lohnung verhalten  sich  also  zu  einander,  wie  Schuld  und 
Strafe,  wie  Grund  und  Folge.  (Das  ist  also  z.  B.  nicht 
eine  Belohnung,  wenn  ein  Beamter,  wegen  des  von  ihm 


1)  Der  Theil  der  Staatswissensehaft ,  welcher  von  dem  Belohnung», 
rechte  handelt,  ist  bis  jetzt  nur  wenig  und  selten  bearbeitet  wor- 
den. S.  jedoch:  Theorie  des  peines  et  des  recqmpenses.  Par 
Je  rem.  Bentbam.  Äedigee  en  Francais  d'apres  les  manuscrita 
de  l'antenr  par  Et.  Dumont.    Lond.  1811.  U.  Vol. 

9)  Eine  Handlungsweise  d.  i.  eine  JReihe  von  Handlobgen.  Diese  ist 
sogar  ein  festerer  Grund  zora  Belohnen,  als  eine  eineelae  verdiensfc- 
licbe  Handlung.  Wen  freut  es  nicht,  wenn  der  Fürst  einen  im 
Staatsdienste  rühmlich  ergrauten  Beamten  am  Tage  seines  Dienat- 
jubilinms  durah  eine  Belohnung  auaseiohnett 


um 

r 

kann  keine  StaatererfftMong  geben,  mit  welcher  die  Aa*» 
Übung  der  Strafgewalt  unvereinbar  wäre«  Anders  verhält 
sich  die  Sache  mit  der  Ausübung  des  Belohnungsrechts. 
Es  giebt  daher  Staatsverfassungen,  mit  deren  Geiste  öf- 
fentliche Belohnungen,  die  einen  Einzelnen,  als  solchen, 
auszeichneten ,  (Belobungen  etwa  ausgenommen,}  in  Wi- 
derspruch stehn  würden.  Eine  Verfassung  dieser  Art  ist 
die  Erbaristokratie.  >)  Ein  Erbadel  würde,  sein  Interesse 
schlecht  verstehn,  wenn  er  in  Anderen,  als  in  denen  sei- 
nes Mittels,  das  Verdienst  äufserlich  ehrte.  Aber  auch  in 
diesen  kann  er  das  Verdienst  nicht  durch  Belohnungen 
auszeichnen,  ohne  der  Gleichheit  seiner  Mitglieder,  also 
dem  Principe  dieser  Verfassung,  Eintrag  zu  thun.  Ver- 
möge desselben  Zusammenhanges,  der  zwischen  der  Staats- 
verfassung und  dem  Belohnungsrechte  eintritt,  können 
Belohnungen  ins  geheim  zur  Umgestaltung  einer  Verfas- 
sung benutzt  werden.  Kein  europäischer  Staat  h*t  wohl 
so  viele  Arten  von  Orden,  als  Rufsland.  Das  hat  man 
sich  theils  aus  dem  Plane  der  russischen  Regierung,  die 
Verfassung  des  Reichs  den  Verfassungen  der  Monarchien 
deutschen  Ursprungs  mehr  und  mehr  zu  nähern,  theils 
aus  dem  Wertbe  zu  erklären,  welchen  Ordensverleihun- 
gen für  eine  monarchische  Verfassung  haben ,  die ,  wie  die 
Verfassung  des  russischen  Reichs,  auf  Krieg  und  Erobe- 
rung besonders  berechnet  ist. a)  Eben  so  stiftete  der  letzt- 


1)  Vielleicht  lifo  flieh  der  Satz  auf  eine  jede  Form  der  Aristokratie 
ausdehnen.  Die  lateinische  Kirche  gelohnt  ihre  Heroen  nur  nach 
Ihrem  Tode,  —  durch  Selig-  und  Heiligsprechung. 

f)  Bei  der  Beurthellung  der  Macht  Rufslands  schlagt  man  vielleicht 
seine  Verfassung  nicht  hoch  genug  an.  Diese  paart  das  Feuer' 
der  Demokratie  mit  der  Kraft  der  Monarchie.  Denn  in  Rulslaad 
entscheidet  nioht  der  Geburts-  sondern  der  Dienstadel  über  die 
Stellung  der  Einseinen.  Dieser  Ist  in  gewisse  Klassen  oder  Stufen 
eingetheilt.'Auf  dieser  Stufenleiter  kann  ein  Jeder,  ohne  Unter- 
schied der  Geburt ,  bis  rar  höchsten  Sprosse  hinaufsteigen,  am 
schnellsten  im  Kriegsdienste«  Ein  jeder  Weg  cum  Glucke  aber  , 
sagt  Machiavel  In  seinen  Abhandlungen  aber  den  Livius,  muffe 
dem  Talente  und  dem  Verdienste  offen  stehn,  wenn  ein  Volk 
sehen  Schritts  mächtiger  werden  will. 
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verstorbene  Sultan,  Mahmud,  einen  Orden,  weil  er  den 
Plan  verfolgte,  die  Türken  in  Europier  an  verwandeln. 

So  grofs  aech  der  Einflufs  ist,  weleben  die  Verfas- 
sung eines  Staates  auf  die  Ausübung  seiner  Strafgewalt 
hat,  so  erstreckt  er  sieh  doch  nur  selten  auf  die  Arten 
der  Strafen,  welche  die  Gesetze  androhn.    Desto  mehr 
hingt  die  Besehaffenheit  der  Belohnungen    von 
der  Verschiedenheit   der   Staatsverfassungen  ab.     Dem 
Geiste  der  Demokratie  entsprechen  nicht  die  Belohnungen, 
welche  in  bleibenden  äufseren  Auszeichnungen  des  Be- 
lohnten bestehn.    Dagegen  sind  in  dieser  Verfassung  die 
Belohnungen  an  ihrer  Stelle,  welche  zugleich  dem  Volke, 
in  so  fern  dieses  an  den  verdienstlichen  Thaten  eines  Ein- 
sehen Tbeil  hat,  zu  Statten  kommen,  oder  welche  we- 
nigstens dem  Volke  das  Schauspiel  eines  Prunkzuges  oder 
einer  andern  öffentlichen  Feierlichkeit  gewähren.    Das  Ge- 
gentheil  gilt  von  der  Monarchie.    Dem  Interesse  dieser 
Verfassung  entsprechen  Belohnungen,  welche  in  Orden 
und  andern  Ehrenzeichen,  die  der  Belohnte  an  sich  trägt, 
bestehn.    Indem  sie ,  —  wie  der  Anzug  überhaupt,  *)  — 
mit  dem  Menschen  gleichsam  zusammengewachsen  und  der 
Eitelkeit  vorzugsweise  schmeicheln,  einer  Leidenschaft, 
welche  weit  mehrere  Unterthanen  zählt,  als  der  Stolz, 
erinnern  sie  zugleich  fortdauernd  an  denjenigen ,  dessen 
Geschenk  sie  sind,  an  die  Sonne,  welcher  die  Sterne  ih- 
ren Glanz  verdanken.    So  lange  bei  den  Römern  der  Frei- 
staat bestand,  war  der  Triumph  die  Belohnung  des  Feld- 
herrn, welcher  einen  Krieg   siegreich  beendiget    hatte. 
Schon  das  Yoruberziehn  vor  dem  versammelten  Volke  er- 
innerte den  Triumphator,  dafs  er  seinen  Feldherrnstab  und 
die  Belohnung  dem  Volke  verdanke.    Ueberdiefs  aber  galt 
die  Belohnung  zugleich  dem  Heere,  mit  welchem  und  durch 
welches ,  der  Feldherr  gesiegt  hatte.    Dieses  folgte  dem 
Triumphwagen  des  Feldherrn ;  und ,  damit  sich  der  Trium- 
phator nicht  seines  Glückes  fiberhöbe,  durfte  das  Heer, 


*)  Dm  Sprichwort  «gl  rUMIg:  KieMsr  ■***•»  Lette! 
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nach  einein  alten  Herkommen,  Spottlieder  auf  ihn  absin- 
gen. *3  Doch  kaum  war  an  die  Stelle  des  Freistaats  das 
Kaiserreich  getreten ,  so  wurden  dem  Feldherrn,  der  die 
Feinde  zum  Frieden  genöthiget  hatte,  statt  der  Ehre  des 
Triumphzuges  nur  noch  die  Insignia  triumphalia  bewilli- 
get. Die  Regierungen  der  monarchischen  Staaten  deutschen 
Ursprungs ,  einem  kriegerischen  und  auf  seine  Unabhän- 
gigkeit eifersüchtigen  Adel  gegenüber  gestellt,  erkann- 
ten nach  und  nach  den  Vortheil,  den  sie  von  Ordensstif- 
tungen und  Verleihungen  ziehen  könnten.  Seitdem  sie 
mit  diesem  Mittel  zur  Verstärkung  des  monarchischen  Prin- 
cips  vertrauter  geworden  sind,  spielen  die  Orden  in  der 
Geschichte  der  europäischen  Monarchien  eine  sehr  bedeu- 
tende Rolle.  \)  Sie  sind  z.  B.  auch  jetzt  noch  eine  Stütze 
der  europäischen  Monarchien,  so  Vieles  sich  auch  sonst 
in  dem  Baue  dieser  Verfassungen  im  Verlaufe  der  Zeit 
verändert  hat.  *)  ALs  man  dagegen  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika ,  bald  nach  Beendigung  des  Un- 
abhängigkeitskrieges,  der  europäischen  Glitte  eingedenk, 
mit  dem  PJane  umging,  einen  Orden,  den  Cincinnatusor- 
den,  für  die  Helden  dieses  Krieges  zu  stiften,  fand  der 
Plan  —  und  mit  Grund  —  so  vielen  Widerspruch,  dafs  er 
aufgegeben  werden  mufste. 

Endlich  sind  das  Straf-  und  das  Belohnungsrecht  auch 
in  Beziehung  auf  die  Gefahr  des  Mifsbrauchs,  der  von 
ihnen  gemacht  werden  kann,  nach  der  Verschiedenheit 
der  Staatsverfassungen  von  einander  verschieden.    Mag 


1)  Sueton.  In  Jul.  Caes.  c.  49. 

9)  Das  bis  auf  diesen  Tag  gewöhnlichste  Ordensxeichen ,  das  Kreuc  9 
schreibt  sich  von  den  Krenzzügen  her,  d.  1.  von  dem  Kreuze,  mit 
welchen  sich  die  Kreuzfahrer  und,  nach  einer  bestimmten  Regel, 
die  Mitglieder  der  geistlichen  Bitterorden  beeeichneten.  Diese  Or- 
den waren  zugleich  das  Vorbild  der  weltlichen  Orden.  (Die  geist- 
lichen Ritterorden  haben  der  Kirche  weniger  gefrommt,  als  die 
weltlichen,  das  Nachbild,,  den  Staaten.) 

8)  Ein  besonders  treffende*  Beispiel  nur  Bestätigung  dieses  Satzes 
kann  man  von  der  Ehrenlegion  Frankreichs  entlehnen. 
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auch  z.  B.  die  Verfassung*  einer  Monarchie  die  Strafge- 
walt des  Fürsten  noch  so  unbeschrankt  lassen,  so  wird 
doch  der  Fürst  nnr  auf  eine  besondere  Veranlassung*  von 
seiner  Strafgewalt  einen  unziemlichen  Otbrauch  machen. 
Sein  Zorn,  seine  Rachsucht  oder  seine  Furcht  haben  in 
der  Regel  nur  die  Grofsen  des  Reichs  oder  seine  unmittel- 
baren Umgebungen  zu  fürchten.  Wie  wäre  es  sonst  z.  B. 
erklärbar,  dafs  unter  den  ersten  römischen  Kaisern,  Au- 
gusts Nachfolgern,  die  ohne  Ausnahme  Tyrannen  waren, 
die  innere  Ruhe-  dennoch  fast  ungestört  blieb?  Anders 
steht  die  Sache,  selbst  in  einer  wohlgeordneten  monar- 
chischen Verfassung,  mit  der  Ausübung  des  Belohnungs- 
rechts* Eine  Belohnung  ist  doch  allemal  eine  Gunstbe- 
zeigung in  dem  Sinne,  dafs  sie  nicht  kraft  eines  streng 
erweislichen  Rechts  gefordert  werden  kann.  Schon  in 
dem  Wesen  des  Belohnungsrechts  also  liegt  die  Verfüh- 
rung, von  diesem  Rechte  einen  Mifsbrauch  zu  machen, 
eine  Verführung ,  deren  Macht  um  so  gröfser  ist ,  da  mit 
ihr  das  Herz  im  Bunde  steht  Wohl  kann  man  gegen 
diesen  Mifsbrauch ,  wie  gegen  den  des  Begnadigunsrechts, 
durch  Verfassungsgesetze  gewisse  Vorkehrungen  treffen. 
Aber,  abgesehnvon  dem  Mifstrauen,  welches  man  in  solche 
Vorkehrungen  zu  setzen  hat,  giebt  es  auch  eine  Pedan- 
terie der  Gerechtigkeit. 

Es  giebt  noch  eine  andere  Art  von  Belohnungen, 
welchen  der  Name  und  die  Eigenschaft  öffentlicher 
Belobnungen  zukommt  Das  sind  die  Belohnungen,  welche 
das  Publikum  —  ein  unter  den  Verehrern  eines  Verdienstes 
freiwillig  abgeschlossener  Verein  —  ertheilt.  —  Jedoch 
nicht  eine  jede  Staatsverfassung  kann  de*  öffentlichen  Mei- 
nung gestatten ,  sich  auf  diese  Weise  zu  äufsera ,  #)  wie 


*)  Es  Ist  ein  Zeichen  der  Zelt,  data  neuerlich  Belohnungen  dieser  Art 
immer  bfiofiger  geworden  sind.  „Non  olim  sie  erat!"  Bald  wird 
einem  gefeierten  Volksabgeordoeten  ein  Ehrengeschenk  überreich^ 
bald  einem  verstorbenen  Scbrifsteller  ein  Denkmal  gesetzt.  (  Eine 
Verirrnag  ist's  ,  wenn  man  sn  einem  solchen  Denkmale  die  Stiftung 
einer  wohltätigen  Anstalt  wfthlt,  welche  den  Namen  des  Ventor- 


überhaupt  nicht  in  einem  jeden  Staate,  seifte  Beherrschungs- 
form sey  welche  sie  wolle ,  eine  öffentliche  Meinung,  welche 
neben  der  Meinung  der  Regierung  und  unabhängig  von 
der  Meinung  ddk  Regierung  besteht,  an  ihrer  Stelle  ist» 
(Gans  so  frommt  auch  ein  Gewohnheitsrecht ,  —  als  ein 
Recht,  das  seinem  Wesen  nach  das  Werk  und  die  Schö- 
pfung des  Volkes  ist;  —  nicht  einer  jeden  Verfassung.) 
Wenn  aber  in  einem  Staate  dem  Publikum  das  Recht  zu- 
steht, das  Verdienst  öffentlich  zu  belohnen,  möchte  es 
Fälle  gehen,  in  welchen  dem  Publikum  dieses  Recht  so- 
gar ausschliefslich  vorzubehalten  wäre.  Z.  B.  wenn 
schon  Niemand,  (am  wenigsten  ein  Schriftsteller, )  dem 
Staate  das  Recht  bestreiten  wird,  auch  das  literarische 
Verdienst  zn  belohnen,  so  dürfte  doch  diese  Regel,  wenn 
die  Belohnung  in  der  Errichtung  eines  Denkmales  d.  i« 
eines  bleibend  äufseren  Andenkens,  bestehen  soll,  eine 
Ausnahme  leiden.  Denn  hat  wohl  die  Regierung  ein  Ur- 
theilüber  den  bleibenden  Werth  literarischer  Arbeiten? 
Setzt  sie  sich  nicht,  indem  sie  sich  eines  solchen  Urthei- 
les  unterwindet ,  der  Gefahr  aus ,  in  einen  scbmaligen  Irr- 
thum  zu  verfallen  ?  oder  sich  einer  Ungerechtigkeit  gegen 
den  Würdigeren  schuldig  zu  machen  ?  -  Wie  viele  litera- 
rische Berühmtheiten  sind  im  Strome  der  Zeit  unterge- 
gangen! Wie  so  manche  Bücher  sind  bei  der  Nachwelt 
zu  Ehren  gekommen ,  die  von  der  Mitwelt  des  Verfassers 
kaum  beachtet  wurden!  Auf  jeden  Fall  hat  die  Regie- 
rung mit  einem  solchen  Ausdrucke  der  öffentlichen  Ach- 
tung für  schriftstellerische  Verdienste  noch  weniger,  als 
das  Publikum ,  zu  eilen.  —  Uebrigens  wird  in  den  folgen- 
den Hauptstücken  von  den  Belohnungen,  welche  nicht  der 
Staat,  sondern  das  Publikum  ertheilt,  weiter  nicht  die 
Bede  seyn. 


benen  fähren  soll.    So  ehrt  man  nicht,  sondern  so  benutzt 
<Ui 'Andenken  den  Verstorbenen*) 


ZWEITES  HAUPTSTÜCK. 

Wa  s  darf  und  soll  der  Staat,  belohnen  9 

Der  Staat  darf  und  soll  eine  Handlang-  nur  unter  der 
Bedingung  belohnen,  dafs  sie  verdienstlich  ist.  (Die 
conditio  sine  qua  non.)  Aber  er  ist  nicht  schon  deswe- 
gen berechtiget,  eine  verdienstliche  Handlung  zu  beloh- 
nen, weil  sie  verdienstlich  ist  Die  Handlung  mufo 
ihm  noch  nberdiefe  irgend  einen  V ortheil  gewähren. 
(8.  das  erste  Hauptstück/) 

Hierbei  kommt  es  jedoch  nicht  darauf  an,  ob  die  Hand- 
lung dem  Staate  unmittelbar  oder  ob  sie  ihm  nur  mittel- 
bar vorteilhaft  sey.  Wer  sich  als  Mensch  ein  Verdienst 
um  die  Menschheit  erwirbt ,  erwirbt  sich  zugleich  ein  Ver- 
dienst um  den  Staat ,. welchem  er  als  Burger  angehört. 
Auch  der  Staat  soll  den  Spruch  auf  sich  anwenden :  Homo 
suis,  humani  nihil  a  nie  alienum  esse  puto!  Ja,  nicht  ein- 
mal auf  die  verdienstlichen  Handlungen  der  Inländer 
ist  das  Belohnungsrecht  des  Staats  beschränkt  oder  zu  be- 
schränken. Am  wenigsten  in  den  europäischen  Staaten, 
da  alle  diese  Staaten  gemeinschaftlich  das  Interesse  ha- 
ben, in  Verhältnis  zu  den  übrigen  Staaten  und  Völkern 
der  Erde  das  Ueberge wicht  fortdauernd  zu  behaupten, 
welches  sie  dem  höheren  Stande  ihrer  Kultur  und  Civil** 
sation  verdanken.  *}.  Die  europäischen  Völker,  welche 
peruanischer  Abkunft  sind,  würden  noch  uberdiefs,  wenn 
sie  in  Beziehung  auf  Belohnungen  einen  engherzigen  Un- 
terschied zwischen  In-  und  Ausländern.machten,  der  po- 
litischen Interessen  vergessen ,  welche  sich  an  die  Einheit 
der  Abstammung  dieser  Völker  knüpfen.  —  Eben  so  wenig 
ist  von  den  Belohnungen,  welche  der  Staat  zu  eartheüen 
hat,  irgend  eine  Art  der  Verdienste  auszuschliefeen.  Mag 
sich  das  Verdienst  auf  die  auswärtigen  Verhältnisse ,  (im 
Kriege  oder  im  Frieden ,)  oder  auf  die  inneren  Angele- 


*)  Daher  ■.  B.  die  Sitte*  Ortes  aneh  aa  AutliaHr  m  verleih». 
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genheitert  des  Staats  und,  im  letzteren  Falle,  auf  die  Ver* 
fassung  des  Staates  oder  auf  den  Zustand  des  Volks  9  auf 
dessen  physischen  oder  geistigen  oder  moralischen  oder 
ökonomischen  Zustand ,  beziehn,  ein  jedes  Verdienst  hat 
Anspruch  auf  Belohnung.  Selbst  das  Unterlassen  einer 
Handlung  kann  nach  Zeit  und  Umständen  verdienstlich 
seyn.  Als  nach  dem  für  die  Römer  so  unglücklichen  Tage 
bei  Cannä  der  Consul  Varro,  welcher  an  der  Vernichtung 
des  römischen  Heeres  hauptsächlich  schuld  gewesen  war, 
nach  Rom  zurückkehrte ,  (der  andere  Consul ,  der  mit  je- 
nem zugleich  das  Heer  befehliget  hatte,  war  in  der  Schlacht 
gefallen ,")  da  holten  ihn  die  Burger  aller  Klassen  feierlich 
ein,  um  ihm  ihren  Dank  zu  bezeigen,  dafs  er  sich  nicht, 
an  der  Zukunft  des  Gemeinwesens  verzweifelnd ,  den  Tod 
gegeben  habe.  *)  Vielleicht  waren  die  Römer  in  keinem 
Augenblicke  ihrer  Geschichte  gröfeer,  als  bei  dieser  Ge- 
legenheit. Obwohl  das  Unglück  ungerecht  macht,  ver- 
kannten sie  doch  nicht  theils  die  Gröfse  des  Opfers,  wel- 
ches Varro  durch  den  Entschlufs  gebracht  hatte,  die  Bürde 
des  Lebens  nicht  abzuwerfen,  theils  die  Würde  des  Bei- 
spieles, welches  er  durch  seinen  Geistesmuth  dem  ihrigen 
gegeben  hatte. 

Wenn  auch  ein  jedes  Verdienst  um  den  Staat  einen 
Anspruch  an  den  Staat  auf  Belohnung  begründet,  so  ist 
doch  nicht  ein  jedes  Verdienst  in  gleichem  Grade  von 
deip  Staate  zu  belohnen.  Zur  Bestimmung  des  Grades, 
in  welchem  die  eine  Handlung  eine  gröfsere ,  eine  andere 
eine  geringere  Belohnung  verdient,  bietet  sich  dem  Staate 
ein  zweifacher  Mnasstab  dar;  der  eine  ist  der  Vortheil, 
welchen  der  Staat  von  der  Handlung  gezogen  hat,  der 
andere  die  innere  oder  moralische  Verdienstlich- 
keit der  Handlung.  —  Auf  eine  Ähnliche  Weise  fragte  es 
sich  in  der  Strafrechtswissenschaft:  Soll  der  Vergehung 
ihrer  Gefährlichkeit  oder  ihrer  Unsittlichkeit  nach  die 
Strafe  zugemessen  werden?    Sowohl  diese  als  die  vor- 


*)  Liv.  XXII,  QU 
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Hegende  Aufgabe  ist  nach  denselben  Grundsätzen  zu  be- 
antworten.   In  der  Antwort,  welche  im  tosten  Buche  auf 
jene  Frage  gegeben  worden  ist,  liegt  zugleich  die  Ant- 
wort ,  welche  auf  die  hier  zu  lösende  Frage  zu  geben  ist. 
Tor  allen  Dingen  also  hat  der  Staat  seine  Belohnun- 
gen nach  dem  V  ort  heile  abzumessen,  welchen  die  ver- 
dienstliche Handlung    dem   Gemeinwesen   gebracht  hat. 
Denn  er  hat  das  Recht  zu  belohnen,  weil  es  sein  Inte- 
resse ist,  Belohnungen  zu  ertheilen.    Und  wie  viel  würde 
ihm  zu  belohnen  übrig  bleiben,  wenn  er  nur  das  wahre 
Verdienst  belohnen  sollte?    Wie  mancher  Feldherr  hatte 
schon  seinen  Sieg  dem  Glücke  zu  verdanken!    Oder  darf 
man,  wenn  man  eine  Wohlthat  empfangen  hat,  mit  seinem 
Danke  markten  ?  —  Hiernach  können  in  dem  einen  Staate 
diese,  in  einem  anderen  andere   Handlungen  Belohnung 
verdienen;  oder  es  kann  dieselbe  Handlung,  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  Staaten,   z.  B.  je  nachdem  ihre  Verfas- 
sung beschaffen  ist,  [hier  einen  gröfseren,  dort  einen  ge- 
ringeren Werth  haben.    Ueberall  jedoch  stehen  in  dieser 
Beziehung  ausgezeichnete  Kriegsthaten  im  ersten  Range. 
Und  mit  Recht ,  wenn  auch  Cicero  sagt :   Cedant  arma 
togae!    Denn  im  Kriege  steht  das  Leben  des  Staates  auf 
dem  Spiele.    In  dieses  Spiel  setzt  überdiefs  der  Krieger 
seine  Gemächlichkeit,  seine  Gesundheit,  sein  Leben  ein. 
Der  Sold,  den  er  für  seine  Dienste  bezieht,  steht  in  kei- 
nem Verhfiltnjpse  mit  den  Opfern,  die  er  dem  Dienste  bringt. 
Ein  grofser  Feldherr  steht  auf  der  Stufenleiter  mensch- 
licher Gröfse  schon  deswegen  am  höchsten,  weil  in  ihm 
Geistes  -  und  Charakterkraft ,  zwei  Eigenschaften ,  die  nur 
selten  mit  einander  gepaart  sind ,  vereiniget  seyn  müssen« 
Ausgezeichnete  Kriegsthaten  scheinen  sogar,  wenigstens 
bei  der  grofsen  Mehrzahl  der  Völker,  die  erste  Veran- 
lassung gewesen  zu  seyn,  dafs  man  die  Pflicht  .oder  die 
Rithlichkeit  erkannte ,  Verdienste  um  die  öffentliche  Sache 
öffentlich  zu  belohnen«    Denn  auch  der  Naturmensch  achtet 
die  Hannesehre,  jfc  vielleicht  diese  allein.    Daher  findet 
man  schon  bei  noch  gänzlich  oder  noch  wenig  gebildeten 

Z ach  arid f  vom  Staate.    IV.  JA 


386 

Völkern  den  Gebrauch,  dafs  derjenige,  welcher  trieb  im 
Kriege  hervorgethan ,  z.  B.  einen  oder  mehrere  Feind» 
getödet  hat,  seine  That  durch  Zeichen,  die  er  seinem 
Körper  einätzt  $  oder  durch  eine  andere  äufsere  Auszeich- 
nung *)  zu  beurkunden  berechtiget  ist.  Die  Sitte,  aus- 
schließlich  das  Verdienst  des  Kriegers  zu  belohnen,  über- 
lebt wohl  selbst  den  Stand  der  Verhältnisse,  unter  wel- 
chen sie  ihren  Anfang  nahm.  Die  Römer  z.  B.  kannten 
bis  in  die  späteren  Zeiten  ihres  Staates  kaum  andere  Be- 
lohnungen ,  als  die  für  ausgezeichnete  Kriegsthaten.  *) 
Allemal  aber  kann  man  annehmen,  dafs  ein  Volk  in  den* 
Verhältnisse  auf  einer  höheren  Stufe  der  Kultur  und  Ci- 
vilisation  stehe ,  in  welchem  sich  bei  ihm  die  Belohnungen, 
die  der  Staat  ertheilt,  auch  auf  andere  Arten  des  Ter** 
dienstes ,  als  auf  das  Verdienst  des  Kriegers ,  erstrecken. 
Interessante  Belege  für  diesen  Satz  kann  man  ans  der 
Geschichte  der  europäischen  Orden  entlehnen. 

Wenn  auch  der  Vortheil,  welchen  der  Staat  v*n  ti~ 
ner  verdienstlichen  Handlung  bezogen  hat,  das  Hauptprin* 
cip  ist,  nach  welchem  sich  die  Regierung  bei  den1  Ausl- 
obung des  Belehnungsrechts  zu  richten  hat ,  so  ist  er  desto 
nicht  die  einzige  Regel  für  die  Ausübung  dieses  Recht»* 
Vielmehr  darf  und  soll  der  Staat,  wenn  er  belohnt ^  »fr- 
gleich  den  andern  Maasstab,  die  innere  VerdiensÜichkeit 
oder  die  Sittlichkeit  der  verdienstlichen  That,  ztrrördertt 
in  so  fern  anwenden ,  als  der  erstere  das  M#as  dar  zu  er* 
theilenden  Belohnung  mehr  oder  weniger  nnbestaumt  lilbt  9 
ein  Fall,  der  um  so  häufiger  eintritt,  da  der  von  einer 
Handlung  zu  beziehende  Gewinn,  welcher  nach  dem  er* 
sten  Principe  die  Rechnung  nur  Aufgabe  hat,  oft  erst  in 
Aussicht  gestellt  oder  sonst  unsicher  ist-    Sodann  «tot 


ttUUM 


1)0.  s.  B.  Tacit.  Germania,  s.  81. 

%)  Crenzer,  Abrife  der  römischen  Antiquitäten.  Lf«.  and  Danaei. 
1824.  $.  JeO.  —  Cicdro  führt  es  ab  eine  besondere  ihm  wider- 
fahrene Anszetonnang  ab>  dal»  Ihm,  wrfl  er  den  Aufstand  dt»  da- 
ttltea  unterdrück*  hatte ,  dtt  Ehre  ein**  mtpP***&  lewOff ei  war* 
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zu  den  Tortheilen,  welche  ein  Verdienst  um  den 
flteat  ffir  4m  Staat  hat,  Mch  die  Sittlichkeit  der  Hand- 
lang «eibst,  als  ein  Beispiel  für  Andere.  Sey  es  auch, 
dafs  die  Regierung  eben  so  wenig  über  die  Moralitat  als 
-aber  die  Immoralit&t  einer  That  mit  Sicherheit  artheilen 
kann,  so  darf  sie  doch  eher  in  ihrem  Vertraun  zu  den 
lleaschea,  als  im  Iftfstraun  ireiren  sie,  zu  weit  sehn. 


DRITTES  HAÜPTSTÜCK. 

Wie  darf  und  soll  der  Staat  belohnen? 

Belohnungen  können  überhaupt  entweder  in  Geld  und 
fist  oder  in  Ehrenbezeigungen  irgend  einer  Art  besteh«. 
i(  Diese  Verschiedenheit  der  Fälle  hat  Aehnlichkeit  mit 
der,  d*b  Strafen  entweder  durch  Schmerz  oder  durch 
£tahande  wirken.)  Dem  Wesen  verdienstlicher  Hand- 
entspreehen nur  Belohnungen  der  letzteren  Art. 


Eben  so  stehen-  nur  Belohnungen  dieser  Art  mit  dem 
movatisehen  Zwecke  der  Belohnungen  —  den  «Belohnten 
wd  Andere  zu  Handlungen  aufzufordern,  welche  eben  so, 
-wie  die  belohnte  Handlung,  der  öffentlichen  Achtung  werth 
seyen,  —  in  einem  wesentlichen  Zusammenhange.  Da- 
gegen sind  Belohnungen  in  Geld  und  Gut  allemal  einem 
Lohne  nfther  oder  entfernter  verwandt.  Jedooh  aus- 
mahmweise  lassen  sich  auch  diese  Belohnungen,  selbst 
davon  abgesebn,  dafs  die  meisten  Mensehen  nicht  so  hoch 
stehe**  als  sie  stehen  könnten  und  sollten,  vollkommen 
rvertheidigen.  Sie  können  z.  B.  das  für  sich  haben,  dafs 
man  mittelst  derselben  denjenigen,  welcher  den  Dank  ver- 
dient hatte,  noch  in  seinen  Nachkommen  und  Erben  be- 
lohnen  kann,  wenn  ejr  auch  selbst  nicht  mehr  oder  nicht 
genugsam  belohnt  werden  könnte. 

Die  Sprache,  von  welcher  der  Staat,  bei  dem  Be- 
lohnen mit  Ehre,  Gebrauch  macht,  ist  zwar  auch  die 
Wortsprache,  hauptsächlich  aber  oder  für  die  ausge- 
zeichneteren Belohnungen  nur  eine  symbolische,  da  die 
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Achtung  für  Andere  überhaupt  auf  eine  bezeichnendere 
und  jedenfalls  auf  eine  bleibendere  Weise  durch  Symbole, 
als  durch  Worte,  an  den  Tag  gelegt  werden  kann.  Der  i 
Reichthum  dieser  Sprache,  die  Verschiedenheit  der  bei 
verschiedenen  Völkern  gebräuchlichen  Symbole ,  insbeson- 
dere aber  der  Sinn,  der  in  diesen  Symbolen,  ein  jedes 
für  sich  und  seiner  Beschaffenheit  nach  betrachtet,  liegt, 
so  wie  die  Verschiedenheit  des  Eindrucks,  welchen  sie, 
je  nachdem  sie  so  oder  anders  beschaffen  oder  auch  nur 
benamt  sind,  auf  die  Belohnten  und  auf  dritte  Personen 
machen,  sind  so  viele  Aufgaben,  welche  eine  Sprach-  ! 
künde  (oder  Linguistik)  der  Belohnungen  zu  beantworten 
haben  würde.  So  erinnert  z.  B.  die  gewöhnliche  Form 
der  europäischen  Orden ,  das  Kreutz ,  an  den  wesentlichen 
Zusammenhang,  in  welchem  der  gesammte  Zustand  der 
europäischen  Menschheit  mit  der  christlichen  Kirche  und 
deren  Schicksalen  steht.  Zu  anderen  Betrachtungen  ge- 
ben die  Bilder  des  Adlers  und  des  L öwens  Veranlassung, 
mit  welchen  so  viele  europäische  Orden  bezeichnet  sind. 
Zuweilen  verräth  auch  die  eigenthümliche  Beschaffenheit 
einer  bei  einem  gewissen  Volke  üblichen  Belohnung,  (wie 
z.  B.  die  eines  bekannten  englischen  Ordens,)  einen  ei- 
gentümlichen Zug  des  Nationalcharakters.  *)  —  Allemal 
aber  ist  die  Symbolik  der  Belohnungen  ein  Werk  der  Ein- 
bildungskraft ;  überall  steht  sie  unter  dem  SUnflusse  der 
Meinungen  oder ,  wenn  man  will ,  der  Vornrtheiie ,  welche 
bei  dem  Volke  herrscheu.  Daher  der  Spott ,  welcher  sich 
nicht  selten  über  die  bei  einem  Volke  üblichen  £grmbole 
dieser  Art  der  Fremdling  erlaubt.  Flavius,  der  Bruder 
des  Arminius,  diente  in  dem  Heere  der  Römer.    In  einem 


*)  Ueber  das  Verhiltnifc  öffentlicher  Belohnungen  zum  Staatsdienste 
▼gl.  Fr.  K.  Moiur,  der  Herr  und  der  Diener.  Frankfurt,  1769. 
(Eine  aus  dem  Leben  geschöpfte  und  daher  sehr  lesenswerthe  Schrift 
Jetzt  inst  vergessen!)  Seh  offner,  Gedanken  und  Meinungen 
über  Manches  im  Dienst.  Königsb.  3te  Aufl.  1801.  Rehberg , 
•  über  die  Staatsverwaltung  der  deutchen  Lander  und  die  Diener- 
schaft des  Regenten.    Hanno v.  1807. 
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Kriege  zwischen  diesen  und  den  Deutschen  kam  'es ,  im 
Angesichte  beider  Heere,  zu  einem  Gespräche  zwischen 
den  Brüdern.  Flavins  hatte,  während  er  im  römischen 
Heere  diente,  das  eine  Auge  verloren.  Da  fragte  ihn  der 
Bruder,  welche  Belohnung  ihm  dafür  geworden  sey.  Als 
nun  Flavius  die  Erhöhung  des  Soldes,  eine  Ehrenkette 
und  eine  Krone  und  andere  Ehrengeschenke  nannte,  ver- 
lachte Arminius  diese  ärmlichen  Preifse  der  Knechtschaft 
So  heftig  wurde  hierauf  der  Zwist,  dafs  die  feindlichen 
Brüder,  obwohl  durch  die  Weser  von  einander  getrennt, 
nur  mit  Mühe  abgehalten  werden  konnten ,  sich  auf  ihren 
Streitrossen  in  den  Flufs  zu  stürzen,  um  den  Streit  durch 
die  Waffen  zu  entscheiden.  *)  Aber  auch  den  Urtheilen 
dieser  Art  kann  man  die  Frage  entgegenstellen:  Was 
ist  Wahrheit?  Die  Welt  ist  in  uns.  Eine  Sache'  hat 
schon  deswegen  einen  Werth ,  weil  ihr  die  Menschen  ei- 
nen Werth  beilegen  und  nicht  selten  gerade  deswegen 
den  höchsten,  weil  ihr  Werth  nur  auf  der  Meinung  der  * 
Menschen  beruht.  *)  Wie  müfsten  die  Menschen  herrschen 
und  beherrscht  werden,  wenn  man  die  Herrschaft  von  al- 
len Aufeenwerken  des  Wahnes,  von  allen  Künsten  der 
Täuschung  entblöfste? 

Sparsamkeit  im  Belohnen  dem  Staate  zu  em- 
pfehlen, möchte  wohl,  wenn  und  in  wie  fern  die  Beloh- 
nung in  Geld  und  Gut  besteht  oder  sonst  einen  bedeuten- 
den Aufwand  verursacht,  kaum  Noth  thun.  Desto  mehr 
bedarf  es  dieser  Empfehlung  in  Beziehung  auf  die  Beloh- 
nungen ,  welche  sich  auf  die  Belobung  einer  verdienstlichen 
That  oder  auf  die  Verleihung  eines  wenig  kostbaren  Ehren- 
zeichens beschränken.    Je  mehr  ein  Gut  seinen  Werth 


1)  Taeit.  Annal.  II,  9. 

2)  Eine  merkwürdige  Bestätigung  dieses  Satzes  kann  man  von  dem 
Geldpreifse  entlehnen.  In  welchem  Reliquien  im  Mittelalter 
standen.  Die  Genueser  verpfändeten  für  eine  grofse  Summe  die 
Schussel,  deren  sich  Christus  bei  der  Einsetzung  des  Abendmales 
bedient  haben  seilte.  (II  sacro  cattiuo.)  Das  Pfand  wurde  ange- 
nommen und  in  der  Folge  tingclöfst. 
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Mos  der  Meinung  verdaut,  desto  mehr  verliert  es  an 
Wertb,  wm  es  genein  wird.  (Quotidiana  vüescmit) 
Ehrenzeichen  aber  geboren  unter  die  Kategorie  dieser 
Güter*  Verschwenderisch  qut  desselben  erschöpft  der  Staat 
seinen  Ehreoschatz-  *}  —  Aus  der  Maxime  der  Sparsam- 
jkeit  folgt  noch  ins  besondere,  dafs  der  Staat  nur  das 
ausgezeichnete  Verdienst  m  belohnen,  auch  hei  den 
BetohuoHjage» ,  die  er  ertheilt,  eine  dem  Grade  des  Ver- 
dienstes entsprechende  Abstufung  zu  beobachten  habe* 
Hierauf  beruht  %*  ß.  die  sehr  zweekintifsige  Organisation 
mehrerer  europäischer  Outen*  dafa  die  Orden  in  gewisse 
Klassen,  in  aufsteigender  Ordnung,  eingetheilt  sind.  Uebri- 
gens  ist  es  immer  bedenklieh ,  auf  ein  und  dasselbe  Indivi- 
duara  ao  viele  Belohnungen  zu  häufen ,  dafs  ihm  keine 
Belohnung  mehr  zu  wünschen  nder  zu  erwarten  übrig» 
bleibt  0 

$0  verschieden  auch  Verdienste  um  den  Staat  nach 
#  jtar  Äßfsereji  Beschaffenheit  der  verdienstlichen  Hand- 
lung sind  nder  neyn  mögen,  gleichwohl  sind  sie  nicht  nur 
jus  Verdienste  Oberhaupt  oder  ihren  moralischen  Cha- 
rakter nach.,  sondern  jiuch  als  Verdienste  um  den  Staat 
kraft  der  Einheit  aller  Staats-Interessen ,  einander  gleich- 
Artig.  Sie  können  also  dennoch  auf  eine  und  dieselbe 
Art  4er  Belohnungen  Anspruch  machen.  Darum  sollte 
es  .ftt  B.  in  einem  monarchischen  Staate  von  Rechtswegen 
jwr  einen  einzigen  Orden  geben  9  einen  Orden ,  mit  wel- 
che« «ine  jede  Art  des  Verdienstes  belohnt  wurde.  Diese 
Idee  liegt  dem  französischen  Orden  der  Ehrenlegion  zun 
Grunde.   Derselben  Idee  entsprach  der  riesenhafte  Plan , 


1)  Dafs  die  katholische  Kirche  mit  ihrem  Beichtirame  an  guten  Wer- 
ken nicht  haushälterisch  genug  umgegangen  war,  war  eine  Haupt- 
ursache der  Reformation. 

*)  „Sallustius  Crispus  aetaie  provecta  gpeciem  magis  in  amicitfa  prin- 
cipis  quam  vim  tenuit.  Idque  et  Maecenati  acctferat;  lato  poten- 
tiae  raro  sempiternae;  an  satias  capit,  aut  illos,  cum  omnia  tri- 
buerunt,  aut  hos,  cum  jam  nihil  reliajMim  est  quotf  cuniant/'  Tacit, 
AnnaL  III,  SO. 
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welchen  der  russische  Kaiser  Paul  I.  entwarf,  den  Mal« 
teserorden  zu  einem  europäischen  Orden  so  umzugestal- 
ten und  zu  verjüngen,  dafs  der  Orden  alle  die  umfassen 
sollte,  welche  sich  in  Europa  durch  irgend  eine  Art  des 
Verdienstes  oder  der  Berühmtheit  auszeichneten.  *)  — 
Jedoch  nicht  einer  jeden  Staatsverfassung  wurde  es  from- 
men, wenn  allen  Arten  der  Verdienste  eine  und  dieselbe 
Art  der  Belohnungen  zu  Theil  wurde.  *)  Auch  giebt  es 
Belohnungen,  welche  ihrer  symbolischen  Beschaffenheit 
nach  nicht  auf  eine  jede  Art  der  Verdienste  anwendbar 
sind.  • 


I)  Storch,  Buflsland  unter  Alexander  I.    Bd.  VI.   Lp».  180*. 
S)  MlseeUen  für  die  neueste  Weltkande.    Jahrg.  1806.    No.  76. 
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Des 
VÖLKERRECHTES  ERSTES  BUCH. 

Da* 

Naturrecht  in  seiner  Anwendung  auf  das  Verhältmfs 

unter  Völkern. 

EINLEITUNG 
in  das  gesammte  Völkerrecht.  J) 

L    Begründung  des  Völkerrechts. 

Das  Recht  hat  unmittelbar  nur  das  VerhÄltaifö,  in  welchem 
die  Menschen  als  Einzelne  oder  als  Individuen  zu  einander 
stehn,  zu  seinem  Gegenstande.  Es  fragt  sich,  jetzt:  Er« 
streckt  sich  seine  Herrschaft  auch  auf  das  Verhiltnifs  unter 
Völkern?  und  aus  welchem  Grunde  ?  —  Die  Frage  fuhrt 
wieder  zu  einer  andern,  zu  der  Frage:  Was  ist  ein  Volk?1) 
Ein  Volk  ist  die  Einheit  (oder  die  Gesammtheit)  aller 
derer,  welche  einem  und  demselben  Staatsherrscher  unter- 


1)  üeber  die  Literatur  des  VR.  s.  v.  Ompteda,  Literat,  det  VR. 
Regensb.  1785.  8  Thle.  v.  Kampts,  neue  Literatur  des  VR.  als 
Fortsetsong  und  Ergänzung  jenes  Werkes.  Berlin  18t 7.  Auch 
Kl  über ,  Europ.  VR.  Stuttg.  1891.  —  Neueste  Haodböeher: 
Pinhelro-Ferretra,  cours  de  droit  public  interne  et  externe. 
Par.  1881.  II  Vol.  de  Ray neval ,  instttutlons  du  droit  de  la  na- 
ture  et  des  gens.  Nou.  edlt.  Par.  183».  Wheaton,  dement«  of 
international  law,  with  a  sketcb  of  the  bistory  of  toe  scienoa. 
Lond.  1886.  II  Vol.  Manning  ,  commentaries  on  tue  law  of  na- 
tlons.  Lond.  188».    Mirus,  Europ.  VR.   München  1880. 

*)  Vgl.  Bd.  I.  Buch  II.  Hptst.  2.    Buch  IH.  Hptot.  S—  4. 

Zacharia y  vom  Staate,     V,  * 


worfen  sind«  Diese  bilden  zusammen  de  facto  ein  Ganzes 
oder  eine  Gesammtheit ,  weil  and  in  wie  fern  der  Wille  ei- 
nes und  desselben  Staatsherrschers  über  sie  gebietet.  Sie 
bilden  zusammen  auch  de  jure  ein  Ganzes,  weil  und  in  wie 
fern  der  Wille  des  Staatsherrschers  von  Rechtswegen  als 
der  WiUe  aller  derer ,  welche  jenem  Willen  «u  gehorchen 
rechtlich  verpflichtet  sind ,  und  zwar  eines  jeden  Einzelnen 
unter  ihnen ,  zu  betrachten  ist 

Diesem  Ganzen  oder  dieser  Gesammtheit  kommt  die 
Eigenschaft  der  Persönlichkeit  zu*  Denn  eine  Person 
(in  der  juridischen  Bedeutung)  ist  ein  Subjekt ,  welches 
Andere  rechtlich  verpflichten  und  von  Andern  rechtlich 
verpachtet  werden  kann.»  Da  n*n  der  Wille  des  Souve- 
räns den  aller  Mitglieder  des  Staatevereines  in  sich  ver- 
einiget, —  und  zwar  nicht  kraft  einer  unter  diesen  will- 
kährlich  getroffenen  ITebereirtktmft ,  sondern  kraft  einer 
Rechtepflicht  in  sich  vereiniget,.  *)  —  da  mithin-,  was  von 
dem  Willen  des  einzelnen  Menschen  gilt,  auch  auf  den 
Willen  des  Souvenrines  anwendbar  ist,  dem  Menschen 
aber  die  Eigenschaft  der  Persönlich keft  um  deswillen  (in 
rechtlicher  Hinsicht}»  zukommt,  weil  er  einen  WiHen  hat, 
welche»  vo»  «kr  Willköhr  Anderer*  von  Rechtswegen  un- 
gbhingig  ist,  so-  ist  cm  Volk  eben'  so,  wie  cfer  einzelne 
Bfenseh,  und  aus  demselben  Grande,  wie  dieser,  eine  Per- 
sort ,  —  wenn  aneb  mit  dem  Unterschiede ,  dafe  der  Mensch 
nach  Naturgesetzen,  eil»  Volk  aber  vermögt  einer  That- 
saehe  dir  Eigenschaft  einer  Person  hat ,  der  Mensch  also 
eine  physische,  ein  Volk  eine  moralische  Person  ist, 
-*-  und  so  gelte*  mithin  die  Grundsätze  des  Rechts 
e*en  so  wohl  von  dem  Verhältnisse  unter  Völ- 
kern als  von  dem  unter  einzelnen  Menschen. 
m  Jedoch  hat  ein  Volk  die  Eigenschaft  der  Persönlichkeit 

in  der  jvrid iechen  Bedeutung  dieses  Worts;  nur  in 

*)  Dean  sonst  4.  i.  im  erstem  Falle  wurde  diese  Willenscioheit  für 
dritte  Personen  eine,  res  inter  alios  acta  seyn.  Mao  würde  mithin 
die  Mitglieder  eines  Staatsvereines ,  wie  die  einer  Gesellschaft, 
■ur  als  singolos  su  betrachten  haben. 
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rechtlicher  tiinsfcht  ist  ein  Volk  einem  Menschen  gleich- 
zustellen. Dem  Menschen  kommt  dieselbe  Eigenschaft  noch 
tiberdiefs  in  dem  Sinne  zu,  dafs  er  ein  sittlich  freies 
Wesen  ist,  dafs  ihtii  seine  Handlungen  —  zur  Schuld  oder 
zum  Verdienste  —  zugerechnet  werden  können.    Nicht  so 
einem  Volke !    Denn  nur  in  Beziehung  auf  ihre  äufsere  und 
rechtliche  Freiheit  sind  die  Mitglieder  eines  Staatsvereines 
den  Wilfeft  des'  Herrschers  als  den  ihrigen  anzuerkennen 
verpflichtet. —  Es  giebt  daher  zwar  ein  Völkerrecht  aber 
nicht  tltfe  Völkermoral  oder  eine  Tugendlehre  für  Völker. 
Zwar  habeft  die  Menschen ,  so  wie  als  Glieder  des  Staats- 
Vereines,  z.  B.  als  Staatsbürger,  als  obrigkeitliche  Perso- 
nen, als  TJnterthanen ,  so  als  Glieder  der  Volksgemeinde 
besondere  Gewissenspflic&ten  auf  sich.    Sie  sollen  in  der 
letzteren  Eigenschaft  z.  B.  während  eines  Krieges  ihre  in- 
neren Streitigkeiten,  wie  es  die  Römer  in  den  Blüthezeiten 
ihreä  Freistaates  hielten,  einstweilen  ruhen  lassen,   die 
Beschwerden ,  die  sie  über  die  Regierung  zu  haben  glau- 
ben ,  einstweilen  in  Vergessenheit  begraben  und  den  Feind 
auch'  dann  für* einen  Feind  halten,  wenn  er  ihnen  goldne 
Berge  verspricht.  (Metuo  Danaos  et  dona  ferentes.)  Aber 
ein  Volk,  als  solches,  der  Souverain  als  Vertreter  des 
Volks ,  hat  nur  Rechts-  und  nicht  Gewissenspflichten.  — 
Aus  demselben  Grunde  kann  sich  ein  Volk  zur  Rechtferti- 
gung eines  Krieges,  den  es  mit  einem  andern  Volke  führt, 
nicht  darauf  berufen ,  dafs  es  die  Strafe  in  Vollziehung 
setze,  Welche  der  Feintf  durch  seine  Handlungsweise  rer- 
wfrkjf  habe.  *~)    tter  Unschuldige  soll  nicht  mit  dem  Schul- 
digen leiden !    Ändere  Ansichten  können  jedoch  und  müs- 
sen sogar  bei  einem  Volke  herrschen,  welches  unter  einer 


*)  fiftn  Strafverfahren  Ist  eben  to  wenig  gegen  ein  Volk,  am  fegen 
eine  Im  Staate  bestehende  Gemeinheit  zulässig.  Unlrersitas  de- 
ntiqliere  nisqulsV  (Ueberhaupt  kann  man  nicht  selten  das  Recht  die- 
ser Gemeinheiten'  ans  dem  Völkerrechte  erläutern  and  umgekehrt 
—  das  Unbekanntere  ans  dem  Bekannteren.)  Nach  dem  Natur* 
rechte  kommt  noch  der  Grand  hinzu,  dafs  kein  Volk  der  Herr 
des  andern  ist 


Theokratie  oder  Priesterherrschaft  steht     Wo  sieh 
Machtvollkommenheit  des  Souveraines  eben  sowohl  auf  die 
innere  oder  sittliche  als  auf  die  äufsere  Freiheit  der  Unter- 
thanen  erstreckt,  das  Staatsrecht  keinen  Unterschied  zwi- 
schen Rechts-  und  Gewissenspflichten  kennt ,  da  sind  die 
'Mitglieder  des  Staatsvereines  schlechthin  ein  Ganzes,  da 
kommt  dem  Volke  die  Eigenschaft  der  Persönlichkeit  in 
demselben  Umfange,  wie  dem  einzelnen  Menschen,  also 
sowohl  in  sittlicher  als  in  rechtlicher  Hinsicht,  'zu.     Das 
Staatsrecht  eines  solchen  Volks  wird  dann  die  Grundlage 
sfeines  Völkerrechts.    Kommt  noch  hinzu ,  dafs  der  Glaube, 
zu  welchem  sich  das  Volk  bekennt ,  diesem  gewisse  Vor- 
rechte im  Verhältnifs  zu  andern  Völkern  ertheilt  oder  wohl 
selbst  auf  Weltherrschaft  Anspruch  macht,  so  wird  ein 
solches  Volk  um  so  weniger  Bedenken  tragen ,  gegen  die 
Irrgläubigen  oder  gegen  die  Ungläubigen  Strafkriege  zu 
fuhren.     Die  Strafkriege,  deren  die  Geschichte  gedenkt, 
wareü  daher  fast  ohne  Ausnahme  Religionskriege.     So 
rechtfertigte  das  Volk  Israel  den  Vertilgungskrieg,  den 
es,  aus  Egypten  vertrieben,   gegen  die  Völker  führte, 
welche  das  ihm  gelobte  Land  Palästina  bewohnten,  mit  der 
Abgötterei  dieser  Völker.  Eben  so  waren  die  Eroberungs- 
kriege ,  zu  welchen  einst  der  Islam  seine  Bekenner  begei- 
sterte, Strafkriege,  weil  sie  Religionskriege  waren.    Mo- 
hammed hatte  seinen  Jüngern  geboten,  einen  nie  rastenden 
Kampf  gegen  die  Ungläubigen  zur  Strafe  für  ihren  Un- 
glauben zu  bestehn.     (Aut  credant  aut  serviant.)     Die 
Kreuzzüge ,   ebenfalls  Strafkriege ,   beruhten  auf  einem 
Rechtsgrunde  desselben  Charakters.    Wenn  der  Wfener 
Kongrefs  den  Kaiser  Napoleon,  welcher,  von  der  Insel 
Elba  nach  Frankreich  zurückgekehrt ,  hier  die  Zügel  der 
Regierung  von  neuem  ergriffen  hatte ,  in  die  Acht  erklärte, 
so  war  diese  Erklärung  nur  der  Form  nach  ein  Straf- 
erkenntnifs ,  der  Sache  nach  aber  eine  durch  andere  Grün- 
de sattsam  gerechtfertigte  Kriegsankündigung. 

Die  Eintheilung  der  Menschengattung  in  Völker  ist 
wesentlich  verschieden  von  der  in  Stämme  und  Natio- 


nen.  Die  Menschheit  ist  nach  Völkern  gesondert  und  ge- 
schaart,  kraft  der  Verschiedenheit  der  Staaten,  also  aus 
einem  Rechtsgrunde,  —  nach  Stämmen  und  Nationen, 
kraft  der  Verschiedenheit  der  Abstammung  der  Menschen , 
also  aus  einem  physischen  oder  naturgeschichtlichen  Grun- 
de. Es  giebt  ein  Völkerrecht ,  aber  nicht  ein  gegenseitiges 
Recht  der  Stämme  und  Nationen.  *J  —  Jedoch ,  so  wie  die 
Menschengattung  ursprünglich  überall  in  so  viele  Staats- 
vereine und"  Völkerschaften ,  als  Stämme  oder  Nationen, 
gespalten  war,  so  hatte  auch  die  Stammes-  oder  National- 
verschiedenheit der  Völker  ursprünglich  überall  den  ent- 
schiedensten Einflufs  auf  die  Art  und  Weise,  wie  ein  jeder 
einzelne  Stamm ,  als  Volk ,  sein  Rechtsverhältnifs  zu  an- 
deren Stämmen  und  Völkern  beurtheilte.  Denselben  Ein- 
flufs hat  dieselbe  Ursache  auch  jetzt  noch  da,  wo  jene  na- 
tu rgemafse  und  daher  ursprüngliche  Gestaltung  der  Staa- 
tenwelt nicht  durch  die  Willkühr  der  Menschen,  (z.  B.' 
nicht  durch  Eroberungskriege, )  gestört  oder  verrückt 
worden  ist.  Ja  selbst  diejenigen  Völker,  deren  Staats- 
verfassung dem  Charakter  einer  Stammes-  oder  National- 
verfassung schon  in  einem  hohen  Grade  oder  auch  gänzlich 
untreu  geworden  ist,  richten  sich  nicht  selten  nach  einem 
Völkerrechte,  dessen  Grundlage  die  Stammes-  oder  Na- 
tionalverschiedenheit der  Völker  ist,  nach  einem  Völker- 
rechte, in  welchem  eben  deswegen,  (denn  jene  Verschie- 
denheit beruht  auf  der  thierischen  Natur  der  Menschen ,) 
ein  Geist  der  Abgeschlossenheit  oder  Feindseligkeit  lebt 
So  reiht  sich  z.  B.  in  der  altgriechischen  Völkergeschichte 
fast  Alles  an  die  Verschiedenheit  der  Hellenischen  Stämme 
und  an  die  Nationaleinheit  der  Hellenen.  Der  Peloponne- 
sische  Krieg  war  ein  Kampf  unter  den  beiden  Hauptstäm- 
men  der  Nation  um  das  Primat    Die  Kriege  der  Hellenen 


*)  Das  deutsche  Wort:  Völkerrecht,  bezeichnet  den  Gegenstand  der 
Wissenschaft  des  Völkerrechts  richtiger,  als  ihn  die  Worte:  Jos 
gentium  ,  droit  des  gens ,  international  law  y  —  ihrer  Etymologie 
nach  —  bezeichnen. 
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gegen  die  Parser  waren  Nationalkriege.  Q  /Soll  der  Glanz ^ 
mit  weichest  den  Namen  des  Griechischen  Volks  unsere 
Dankbarkeit  gegen  seine  Schriftsteller  und  Künstler  am- 
giebt  5  nicht  erbleichen ,  so  darf  man  nicht  bei  der  Politik 
verweilen,  welche  die  Hellenischen  Stämme  im  Verhältnifs 
zu  einander  befolgten.  Da  wurde  unverholen  der  Grund- 
satz geprediget  und  ins  Werk  gesetzt :  Die  Herrschaft  ge- 
bührt dem  Stärkeren !  Die  Gefangenen  wurden  nicht  sel- 
ten ermordet  oder  verstümmelt. ').  .  Eben  so.  herrschte  bei 
den  Römern  von  jeher  und  bis  zum  Untergange  ihres  Staa- 
tes die  Ansicht ,  dafs  das  Völkerrecht  die  Regel  für  das 
gegenseitige  Verhältnifs  unter  verschiedenen  Stammen  und 
Nationen,  als  solchen,  enthalte.  Anstatt  den  Grundsatz 
der  Gleichheit  des  Rechts  auf  ihr  Verhältnifs  zu  andern 
Völkern  anzuwenden ,  betrachteten  die  Römer  vielmehr  alle 
die  Völker,  mit  welchen  sie  nicht  in  Vertragsverhältnissen 
standen,  als  Feinde. 8)  Ihr  Völkerrecht  war  das  Resultat 
der  Aqtipathieen ,  welche  zwischen  verschiedenen  Stäm- 
men oder  Nationen,  vielleicht  aus  physischen  Ursachen, 
stattzufinden  pflegen.  Uebrigens  stand  dieses  Völkerrecht 
mit  dem  Römischen  Staatsrechte  ursprünglich  noch  in  dem 
besonderen  Zusammenhange ,  dafs  sich  die  Bosnische  Bür- 
gerschaft, als  sie  nach  und  nach  ganz  Italien  (bis  zum 
Rubikon}  ihrer  Herrschaft  unterworfen  hatte ,  nicht  als  den 
Herrn  des  Landes  sondern  nur  als  das  Haqpt  ein^s  alle 
Völker  Italiens  umfassenden  Völkerbundes  oder  Vqlker- 
staates  betrachtete.  *)     Aehnliche  Vorstellungen  hatten 


1)  Arial.  Polit  III,  1  —  8.  VII,  1.    Thuojrd.  Yl,  80.  8* 

S)  Thuoyd.  V,  SS.  105.  110.    PluUrcb.  ia  Lysandro. 

8)  I.  7.  D»  de  captivis  et  postliminio.    S.  auch  Tac.  German.  e.  41. 

4)  Das  bettum  sociale  wurde  auch  deswegen  mit  so  vieler  RrbitteruDg 
geführt 9  well  der  Streit  der  Frage  ton  der  Nationaleiahelt 
aller  Völkerschaften  Italiens  galt  —  Das  eroberte  Land,  über 
welches  die  Römer  zuerst  ein  Eigentumsrecht  geltend  machten , 
war  Nacedonlen.  (Macedonia  primum  in  proriaciae  formam  re- 
daeta  est)  S.  jedoch  Li?.  IX /SO.  —  Die  lateinwehe  Sprache  ent- 
halt kein  eineeine»  Wort,  welches  das  Gebiet  des  Römischen 
tes  oder  das  Land  der  Römer  bezeichnete.    (Orbls  Roman«*.) 


OMft  die  Deutschen  von  den  Völkerrechte  '} ,  so  wie  /*** 
de«  Bechte  eimes  Staates ,  wefeker  mehrere  fitteme  unter 
«ich  le  griff.  Darum  machten  die  Deutsehen  Völkerschaften, 
welefeq  sich  in  den  Provinzen  des  von  ihnen  zerstörten 
Weströmischen  Reiches  festsetzten ,  von  dem  &reheranga- 
reefate  anfangs  nur  den  Gebrauch,  dafo  die  einseife* 
Wehrmämier,  welche  zusammen  die  ständige  Besatzung 
des  eroberten  fcandes  bildeten ,  von  diesem  *u  unterhalten 
oder  ?v  besolde»  waren* *)  Darum  erhielt  sich  in  den 
Staaten  Deutschen  Ursprungs  so  lange  der  Grundsatz, 
data,  wenn  ein  und  derselbe  Staat  Menschen  verschiedener 
Abstammung  in  «ich  vereinigte,  ein  Jeder  nach  seinem 
Nationalrecbte  lebe  und  zu  richten  sey,  *~  quetalibet  lege 
»na  vivere.  ») 

Wie  die  Begriffe :  Volk  und  Nation ,  von  einander  we- 
sentlich verschieden  sind,  se  gilt  dasselbe  aneh  von  den 
Begriffen:  Volk  und  Staat. «)    Der  letztere  Begriff  ver- 


1)  Nor  in  der  lex  Saxonum  tritt  die  Idee  eines  Staatsgebiete*  md  dl« 
eines  Laadrechis  schon  bestimmt  hervor. 

2)  Wie  die  Deutschen  früher  in  dem  Heere  des  Kaisers  gedient  hat- 
ten y  so  waren  sie  jetzt  bleibend  die  Besatzung  der  Römischen  Pro- 
vinzen. Aber  die  Organisation  des  Heeres  hatte  sich  wesentlich 
verändert.  —  MH  dem  Solde  wurde  es  ballt  «o  gehalten ,  da*  41a 
bisherigen  Grundeigentümer  einen  TheU  ihrpr  Grundstöcke,  (  % 
oder  %  y  sortes  barbaricae,)  den  Eroberern  abtreten  mufsten,  bald 
so,  dafs  die  Eroberer  unter  die  bisherigen  Grundeigentümer  zur 
Verpleguag  ▼  er t bellt  wurden.  8.  v. »nvignr,  gesebichte  des 
Rom.  Rechte  im  Mittelalter  Th,  I.  g.  89.  89. 109.  and  die  dasei** 
a.  Gesetze  und  Sehr.  —  Vicende  della  eroprleta  in  Italia  deQa 
caduta  dell  Imperio  Romano  fino  allo  stablllmento  dei  feudi  JA 
Carlo  Baudi  ei  dl  Splrito  Fossati.    Torino  1096. 

a)  Nach  jetut  ist  dieser  Grundsatz,  ans  den  Reebien  der  Cfermaaisebea 
Völker  nicht  gfineUeh  verschwand  oo.  JIU  Ihm  stuft  *>  %  die  Ge- 
richtsbarkeit,  welche  hin  und  wider,  und  namentlich  im  Oriente 
▼od  den  Handelskonsulen  über  ihre  Stammesgenossen  ausgeübt  wird, 
In  einem  geschichtlichen  Zusammenhange.  Vfel.  Dumont,  eorpe 
dialoaiat.  Tit.  I.  P.  1.  S.  IÄ0.  1«8.  P.  n.  &  940.  W.  809. 

4)  Daher  ist  die  Staatengeschlcbte  nicht  mit  der  Völkergeschichte,  die 
Staatenkunde  nicht  mit  der  Völkerkunde  «u  verwechseln.  Auch 
•  eins  auswärtige  Staatsrecht  aal  einen  andern  Gegenstand  als  das 
Völkerrecht. 
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hitt  sich  zu  dem  enteren,  wie  der  Grand  zu  seiner 
Folge.  Mit  dem  Daseyn  eines  Staates  ist  auch  das  Daseyn 
eines  Volkes  gegeben.  Und  umgekehrt  kann  von  einem 
Volke  nur  unter  der  Voraussetzung,  dafs  ein  Staat  in  der 
Erfahrung  gegeben  ist ,  die  Rede  seyn.  (UM  civitas  ibi  et 
populus.  Sine  civitate  nee  populus.*)  So  verhalten  sieh 
Staat  und  Volk  zu  einander  *  weil  einer  Anzahl  Menschen  , 
wenn  und  in  wie  fern  sie  einem  Staatsherrscher  unterwor- 
fen sind ,  die  Eigenschaft  der  Persönlichkeit  (oder  die  ei- 
ner Gesammtheit)  zukommt  und  nur  aus  diesem  Grunde 
zukommen  kann.    Hieraus  folgt : 

Erstens:  Das  Daseyn  eines  Volkes  ist  von 
den  Bedingungen  abhangig,  von  welchen  das 
Daseyn  eines  Staates  —  die  Herrschaft  eines  einzige* 
Willens  —  wesentlich  abhängt;  es  ist  von  diesen 
und  von  keinen  anderen  Bedingungen  abhängig. 
—  Es  wird  also ,  wie  zu  dem  Daseyn  eines  Staates ,  so  zu 
dem  eines  Volkes  vorausgesetzt,  dafs  über  eine  Anzahl 
Menschen  ein  Herrscher  d.  i.  eine  zur  Ausübung  der  Macht- 
vollkommenheit berechtigte  physische  oder  moralische  Per- 
son gebiete.  Ein  Volk  ist  so  lange  nur  ein  Volk,  als  der 
Staatsverein,  durch  welchen  es  ein  Volk  ist,  einem  und 
demselben  Herrscher  unterthan  ist.  Treten  an  die  Stelle 
dieses  Herrschers  mehrere,  so  spaltet  sich  auch  das  Volk 
in  mehrere  Völker.  Jedoch  können  auch  zwei  oder  meh- 
rere Staaten  in  einem  staatsrechtlichen  Verhältnisse  zu 
einander  stehn,  vermöge  dessen  sie  in  völkerrechtlicher 
Hinsicht  gleichwohl  nur  als  ein  einziger  Staat  —  schlecht- 
hin oder  in  gewissen  Beziehungen  —  zu  betrachten  sind.  *) 
Ferner:  so  wie  einem  Staatsherrscher  eine  Macht  zu  Ge- 
bote stehn  mufs ,  damit  er  im  Stande  sey ,  Gehorsam  nöthi- 
genfalls  zu  erzwingen ,  so  mufs  ein  Volk  eine  Macht  Q>uis- 
sance)  seyn ,  damit  es  seine  Selbstständigkeit  gegen  an- 
dere Völker  geltend  machen  könne.    Ein  Volk ,  das  nicht 


*)  Großbritannien   —  der  Oesteireichtsehe  Eaiserstaat  —  einet  das 
deutsch«  Beioh.    (ünio  cirltatam.) 


eine  Macht  ist,  kann  nur  entweder  in  einem  Vereine  mit 
andern  Tölkern ,  oder  unter  dem  Schatze  eines  mächtigeren 
Volks  oder,  (der  bedenklichste  Fall! 3  durch  die  Eifer- 
sucht seiner  mächtigeren  Nachbarn  sein  Daseyn  erhalten 
oder  fristen.    Beide ,  die  Macht ,  mit  welcher  der  Souverain 
im  Innern  gebietet ,  und  die  Macht ,  mit  welcher  das  Volk 
seinen  Feinden  Widerstand  leisten  kann,  stehen  zugleich 
in  einem  ursachlichen  Verhältnisse  zu  einander.    Z.  B.  Ein 
Volk  kann  Alles  in  sich  vereinigen ,  wodurch  ein  Volk  zu 
einer  Macht  wird ,  und  es  wird  dennoch  nicht  eine  Macht 
seyn ,  wenn  es ,  von  seiner  Macht  gegen  den  Feind  Ge- 
brauch zu  machen ,  durch  die  Verfassung  des  Staates  ver- 
hindert wird.  —  Andererseits  ist  zum  Daseyn  eines  Volkes 
weiter  nichts  erforderlich ,  als  was  zum  Daseyn  eines  Staa- 
tes wesentlich  erfordert  wird.    Es  mag  also  ein  Volk  auch 
seiner  Abstammung  nach  ein  Ganzes  seyn  oder  aus  mehre- 
ren Stämmen  oder  Nationen  bestejin ,  das  Volk  mag  feste 
Wohnsitze  haben ,  (der  Fall ,  welcher  in  der  Folge  immer 
vorausgesetzt  werden  wird,])  oder  nicht,  und  seine  Staats- 
verfassung mag  beschaffen  seyn,  wie  sie  wolle,  das  Volk 
ist  und  bleibt  ein  Volk ,  auf  das  Recht  der  Völker  hat  diese 
Verschiedenheit  der  Fälle  keinen  Einflufs.    Geht  mit  einem 
Volke  in  der  einen  oder  in  der  andern  dieser  Beziehungen 
eine  Veränderung  vor,  so  bleiben  gleichwohl  die  Rechts- 
verhältnisse dieselben,  in  welchen  das  Volk  bisher  zu  an- 
dern Völkern  stand.  *)    Denn  die  Bedingung ,  von  wel- 
cher das  Daseyn  und  die  Fortdauer  einls  Volkes  allein  we- 
sentlich abhängt ,  ist  die  Thatsache,  dafs  eine  Anzahl  Men- 
schen einem  Herrscher  unterworfen  sind  und  unterworfen 
bleibt.    Eine  jede  andere  Bedingung  ist  für  den  Rechts- 
eines  Volkes  gleichgültig. 


*)  AI*  in  Frankreich  durch  die  Revolution  vom  Jahro  1830  eine  neue 
Dynastie  an  die  Stelle  der  bisherigen  gesetat  wurde ,  behauptete 
eine  Partbei,  dar«  Frankreich  nicht  weiter  an  die  von  der  vertrie- 
benen Dynastie  abgeschlossenen  völkerrechtlichen  Vertrage  gebun- 
den aey.  Diese  Meinung  beruhte  auf  einem  Grundsatze,  welcher 
eben  so  widerrechtlich  als  gefährlich  ist. 
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Zweitens:  Die  Rechte  des  Volkes  sind  zu- 
gleich Rechte  des  Souveraines,  diesen  als  den 
Vertreter  des  Volkes  betrachtet;  und  umgekehrt 
sind  die  Rechte,  welche  dem  Souveraine  dem 
Völkerrechte  nach,  (sey  es  kraft  Gesetzes  oder  kraft 
eines  Titels  d.  i.  kraft  einer  Thatsache,")  zustehn,  z  un- 
gleich Rechte  des  Volks.  —  Daher  ist  dem  Völker- 
rechte nach  der  Souverän*  z.  B.  aj?  der  Eigentümer  des 
Landes  zu  betrachten,  welches  sich  das  Volk  als  sein 
Wohnland  zugeeignet  hat.  J)  Man  kann  sich  hiernach  das 
Rechtsverhaltnifs ,  welches  unter  den  Europäischen  Völ- 
kern und  deren  Vertretern,  überhaupt  eintritt,  unter  dem 
Bilde  des  Rechtsverhältnisses  vorstellen,  in  welchem  meh- 
rere selbstständige  Grundherren  zu  einander  stehen  wür- 
den; eine  Ansicht,  welche,  so  wie  sie  den  Recht^begrif- 
fen  der  Germanischen  Völker  vorzugsweise  entspricht,  so 
auch  die  I&sung  mehrerer  völkerrechtlichen  Fragen  beson- 
ders erleichtert.  —  Aus  demselben  Grunde  sind  die  Ehren- 
rechte, welche  dem  Souveräne  dem  Völkerrechte  nach 
zustehn  können  und  dem  Europäischen  Völkerrechte  nach 
wirklich  zustehn,  zugleich  Rechte  des  Volks.  Ein  Krieg 
also ,  welchen  ein  Volk  wegen  einer  seinem  Fürsten  oder 
den  Vertretern  desselben  zugefügten  Ehreojuränkung  be- 
ginnt, ist  ein  rechtmäfsiger  Krieg. 

Drittens:  Ein  Volk  hat  nicht  Iplos  seine  eige- 
nen Handlungen  d.  i.  nicht  blos  die  Handlungen 
der  Regierung,  sondern  auch  die  Handlungen 
der  einzelnen  Mitglieder  der  Volksgemeinde  »), 
wenn  und  in  wie  fern  durcfr  die  einen  oder  durch 


1)  Damit  steht  der  diplomatische  Spraohges<rauoh  In  Zusammenhang, 
dafs  man  von  dem  Lande,  statt  von  dem  Volke  oder  von  seinem 
Oberhaupte,  spricht  Man  sagt  z.  B.  Frankreich  befolgt  hei  der 
und  der  auswärtigen  Angelegenheit  die  und  die  PoliUk. 

9)  TL  B.  wenn  diese  zum  Umstürze  der  Verfassung  eines,  andern  Staa- 
tes einen  Verein,  (eine  Propaganda,)  stiften,  —  oder  wenn  sie 
das  Papiergeld  eines  andern  Staaten  nachmaohen  und  in  Umlauf 
setsen* 


die  andern  die  Rechte  eines  flnder#  Volke?  ver- 
letzt worden  sine}  oder  gefährdet  werden,  ijp 
Verhaltnisse  zu  diesem  Vplke  zu  vertreten- 
Denn  ,  kraft  der  Einheit  eines  Vplkes  sind  fluch  die  Hand- 
lungen der  Individuen,  aas  welchen  das  Volk  besteht,  als 
Handlungen  der  Gesamtheit  zu  betrachten*  Da?  \q\}h 
oder  dessen  Vertreter  ist  für  die  Handlungen  dteser  Indi- 
viduen verantwortlich ,  weil  er  sie  hätte  verhindern  *ol- 
]  en ,  weil  er  den»  Staatsrechte  nach  verpflichtet  ist ,  das 
Urtheil  über  Handlungen  dieser  Art  »Jcbt  einer  auswärti- 
gen Macht  zu  überlassen. 

Endlich  viertens:  Ein  Volk  ist  befugt,  sich 
wegen  einer  ihm  von  einem  andern  Vplke*  —  vop 
der  Gesammtheit  oder  von  einzelnen  Mitgliedern  dieser 
Volksgemeinde,  —  zugefügten  Rechtsverletzung 
nicht  n«r  pn  die  Gesawmtheit  fieser  Volksge- 
gemeinde,  sondern  auch  an  ein  jedes  einzelne 
Mitglied  derselben  w  halten«  Es  erstreckt  sich  dar 
her  das  Kriegsrecht  seinem  Wesen  n^ch  auf  die  Einzelnen, 
aus  welchen  das  feindliche  Volk  besteht*  Eben  so  smd 
Repressalien  dem  Völkerrechte  nach  zulässig« 

H.    Methodologie  des  Völkerrechts. 

Wenn  auch  das  Völkerrecht  seinen  Grundsätzen 
nach  nicht  von  dem  Hechte  dergleichen,  dies«  als  Ein- 
zelne betrachtet  ,  verschieden  ist ,  so  ist  es  doch  für  sich 
als  eine  Wissenschaft  zu  behandeln.  Denn  nicht  in  der 
Verschiedenheit  der  Grundsitze  allein  5  auch  in  der  Ver- 
schiedenheit der  Gegenstände ,  auf  welche  man  einen  und 
denselben  Grundsatz  anwendet ,  liegt  ein  Grand ,  die  Wis- 
senschaften von  einander  zu  sondern.  *) 

Das  Völkerrecht  ist  entweder  philosophisches  (all- 
gemeines) oder  positives  (urkundliches)  Völkerrecht. 
Das  letztere  beruht  entweder«  auf  Verträgen  oder  (in  einem 


wirft  um« 

tiftjp  Wim 
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Völkerstaate)  auf  Gesetzen.  *)  —  Es  giebt  nur  ein  philo- 
sophisches Völkerrecht,  wie  es  nur  eine  Menschen  Ver- 
nunft giebt-  Aber,  in  diesem  wie  in  andern  Fallen  wird 
die  Stimme  der  Vernunft  von  dem  einen  Volke  so  von  einem 
andern  Volke  anders  gedeutet  oder  verstanden ,  je  nach- 
dem die  Cultur  und  Civilisation  eines  Volkes  so  oder  an- 
ders beschaffen  ist,  höher  oder  niedriger  steht.  So  ver- 
schieden die  Völker  in  dieser  Beziehung  von  einander 
sind,  eben  so  sehr  weichen  sie  in  den  Grundsätzen  von 
einander  ab ,  von  welchen  sie  bei-  der  Beurtheilung  ihrer 
gegenseitigen  Verhältnisse  ausgehn.  Ein  anderes  Völker- 
recht haben  z.  B.  Völkerschaften  7  welche ,  weil  bei  ihnen 
noch  die  thierische  Natur  des  Menschen  das  Uebergewicht 
hat ,  Wilde  genannt  zu  werden  pflegen  *) ,  ein  anderes  die 
Völker,  welche  sich  zum  Islam  bekennen5),  ein  anderes 
die  Chinesen  4) ,  u.  s.  w.  Und  gleichwohl  hält  ein  jedes 
Volk  die  ihm  eigentümlichen  völkerrechtlichen  Ansichten 
für  die  allein  richtigen,  für  übereinstimmend  mit  dem  Ver- 
nunftrechte! —  Unter  dem  Europäischen  Völkerrechte 
versteht  man  bald  das  positive  Völkerrecht  der  Europäischen 
Völker,  bald  den  Inbegriff  der  Rechtsgrundsätze,  nach 
welchen  sich  die  Europäischen  Völker  in  Verhältnifs  zu 


l)'ln  dem  einen  und  In  dem  andern  Falle  ist  es  entweder  jus  scrip- 
tum oder  jus  non  scriptum.  Das  jus  non  scriptum  ist  entweder  ein 
Recht,  dessen  Quelle  stillschweigend  <i.  e.  f actis)  abgeschlossene 
Verträge  sind,  oder  beziehungsweise  ein  Gewohnheitsrecht. 

8)  Vgl.  Moeurs  de  saurages.  Par  Lafiteau.  —  Versuch  einer  all- 
gemeinen Beschreibung  des  Zustandes  der  gesitteten  und  der  un- 
gesitteten Völker.  Karlsr.  1766.  —  Gibbon  I,  894.  —  So  man- 
che Eigentümlichkeiten  in  dem  Charakter  der  Wilden  kann  man 
aus  dem  Charakter  der  Raubthiere  erklären. 

8)  Der  Koran  ist  zugleich  der  Codex  juris  gentium  dieser  Volker. 
Vgl.  Zellinger,  Kriegs-  und  Friedensgesetze  der  Muselmänner. 
A.  d.  Arab.    Erlang.  1888. 

4)  Die  Chinesen  betrachten  ihr  Reich  als  das  Reich  der  Mitte,  (als 
das  Reich,  welches  in  dem  Mittelpunkte  der  Erde  liege,)  und  als 
das  himmlische  Reich.  Der  Grundsatz  der  rechtlichen  Gleichheit 
der  Volker  ist  ihnen  unbekannt  Ihr  Kaiser  gewährt  andern  Völ- 
kern nur  entweder  Schute  oder  Gunstbezeugungen. 
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einander  richten,  der  Rechtsgrundsätze,  welche  zugleich 
die  Grundlage  des  positiven  Völkerrechts  dieser  Völker 
sind.    Es  giebt  auch  in  der  letzteren  Bedeutung  ein  Euro- 
päisches Völkerrecht.    (Jedoch  hat  man  bei  der  genaueren 
Bestimmung  dieses  Begriffs  nicht  zu  übersehn ,  theils ,  dafs 
die  Türken ,  ein  Asiatisches  Volk ,  nur  Gäste  oder  Fremd- 
linge in  Europa  sind ,  theils ,  dafs  die  Russen ,  wenn  sie 
auch  zn  den  Europäischen  Völkern  gerechnet  werden  kön- 
nen,  dennoch  nur  die  völkerrechtlichen  Grundsätze  der 
Europäischen  Völkei1  Germanischer  Abkunft  sich  ange- 
eignet haben ,  dafs  also  das  Europäische  Völkerrecht  sei- 
nem Ursprünge  und  seiner  Grundlage  nach  ein  Zweig  des 
Germanischen  oder  Deutschen  Rechtes  ist/)    Die  Einheit 
dieses  Rechts  beruht  auf  der  Einheit  der  Abstammung  der 
grofsen  Mehrzahl  der  Europäischen  Völker ,  auf  der  Ein-* 
heit  ihrer  Cultur  und  Civilisation ,  auf  der  Einheit  des  Glau- 
bens ,  zu  welchem  sie  sich  insgesammt ,  wenn  auch  in  der 
Deutung  desselben  von  einander  abweichend,  bekennen, 
endlich   auf  der  geographischen  Beschaffenheit   unseres 
Welttheiles.     Der  Charakter  dieses  Rechts  ist  Ueber- 
einstimmung  oder  nahe  Verwandtschaft  mit  dem  philoso- 
phischen Völkerrechte ;  der  Grund ,  warum  jenes  Recht  in 
Verbindung  mit  diesem  Rechte  vorgetragen  werden  kann 
und  vorgetragen  zu  werden  pflegt.    Das  Europäische  Völ- 
kerrecht verdankt  diesen  seinen  Charakter  dem  weltbür- 
gerlichen oder  rein  menschlichen  Charakter  der  Europäi- 
schen Cultur  und  Civilisation  überhaupt.  Sowohl  das  Staats- 
ais das  Völkerrecht  hat  bei  allen  noch  ungebildeten  Völ- 
kerschaften  eine  Stammes-   oder  Nationalphysiognomie« 
In  demselben  Grade,  in  welchem  ein  Volk  in  der  Cultur 
und  Civilisation  fortschreitet ,  erweitern  sich  die  Ansichten, 
auf  welche  es  ursprünglich  durch  seine  Nationalität  d.  i. 
durch  seine  physische  Beschaffenheit  beschränkt  war,  wenn 
anders  nicht  eine  positive  Religion  oder  eine  künstliche 
Staatsverfassung  diese  Schranken  bleibend  aufrecht  erhält. 
Bei  den  Völkern  Deutschen  Ursprungs  trat  nie  ein  solcher 
geistiger  Stillstand  ein.     Schon  als  es  in  der  Geschichte 
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der  Duschen  zuOrätf  fra#  wird ,•  harschten  bei  fltrten 
GrtMfdftätsfi*,  welche  f»  das  geistige  Fortschreitet  der  Na- 
ttttt  Äür*scfcafl  leiteten.  Schon  darfmls  war  bei  den  Deut- 
schen die  Etaehte  lleehtena.  Eng  irnd  mannigfaltig  waren 
4fe  Baftde ,  welche  die  Mitglieder  einer  und  derselben  Fa- 
milie unter  Mehr  vereinigten.  Der  freie  Mantf  durfte  nicht 
WfllkArHch  besteuert  werden,  konnte  hack  Gefatfen  im 
In-  oder  ifttf  Aaslartde  bef  thfem  Anführer  seiner  Wahl 
Kriegsdienste  nehme«.  Alle  tMehtfgtire  fttehtfiche  Arfge- 
tegenfceiteft  wurden  *cto  der  Ytfffcs'-  oder  tAndesgemefride 
bttathen.  Dieselbe  Gemeinde  wählte  auch  ihre*  Öbrigttef- 
tet).  Inr  dertr  ChristeftArftme  ethieften  rffe  fieutsifthen  eine 
ftel  fgfon ,  in  welcher  ein  weltbtirgerfichet  Gefet  lebte ,  eine 
Religio*,  Welche,  Stn  Sitten  irfid  Gewohnheiten  der  Deut- 
schen entsprechend,  ebefl  deswegen  bei  der  Nation  leich- 
ter, als  bei  andern1  Nationen,  Eingang  fand.  Und  wenn 
Aach  ltift  dem  Christenflmfoie  zugleich  ein  Kirchenthum  zu 
den  Deutschen  kam,  welches,  Asiatischen  Ursprungs,  mit 
deh  Grundlagen  der  Deutschen  Staateverfasstingen  in  Wf- 
dersptAch  sftfhd ,  so  fcartte  doch  dieser  Widersprach  jenen 
Kampf  zwischen  der  geistlichem  nnd  Weltlichen  Gewalt 
tftr  Fofgtf,  welcher,  so  wie  er  das  Lebenspriricip  der  Ge- 
schichte des  Europaischen  Mittelalters  war,  so  als  die 
Grundtarsache  der  Reformation  zu  betrachten  ist  Auch  be- 
freundete sich  dieses  Kirchenthum  mit  dem  Deutschen  Na- 
tfonalcharakter  und  mit  dem 'Deutschen  Rechte  in  mehr  als 
efiter  Beziehung  so ,  dafe  etf  Auf  die  Fortbildung  des  einen 
nnd  des  andern  eften  urimtttelftar  wohltätigst  fiirifluts 
Äätte.  *7—  Uebrigens  erstreckt  äich  dte  Herrschaft  dieses 
Europäischen  täkerrechts ,  Seitdem  m  ArieWfta  so  viele 
ttm  Europäische*  Völkern  gestiftete  KolbbieeA  selbstetän- 
:e  Staaten' geworden  sintf,  atach  auf  diese  neuehtstande- 


*)  Kreussüge  —  Ritterwesen  —  Ritterorden  —  Reichs'standschfcft.  — 
Der  SatB  des  gphen  lÄfst  sich  auch  umkehren.  Die  VeiflMtatrg'  der 
Lateinischen  Kirche  verdankt  ihre  Ausbildung»  zu  einem  guten  Tkefle 
dem  Umstände,  dafs  die  Völker,  welche  diese  Kirche  unter  sick 
betritt,  grdfsttutbWls  efeutsther  Ibkünft  waten'. 
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it&ti  *—  ihrer  Lage  nach  Amerikanischen  ihrer  Bevölkerung 
Mth  aber  Errropäischen  —  Staaten. 

Da«  Völkerrecht  ist  ferner  entweder  Naturrecht  oder 
Völkerstaatsrecht.     Als  Naturrecht  wird  es  in  dem 
vorliegenden,  als  Völkerstaatsrecht  wird  es  in  dem  fol- 
gertden  Buche  dargestellt  werden.  *)  —  Als  Naturrecht 
enthalt  das  Völkerrecht  die  Rechtsgrundsätze,  welche  das 
Verb&Mnife  unter  Völkern  im  Stande  der  Natur  d.  i.  unter 
der  Voraussetzung  bestimmen ,  dafs  die  Völker  in  Bezie- 
hung auf  Recht  und  Unrecht  ihre  eigenen  Herren  also  in 
ihrem  Urtherte  von  einander  gegenseitig  unabhängig  sind. 
An  sich  eine  Rechtsidee  ist  der  Stand  der  Natur  im  Völker- 
rechte eine  Wirklichkeit.    Mit  wenigen  Ausnahmen  stan- 
den die  Völker  von  jeher  und  stehen  sie  noch  jetzt  in  dem 
Verhältnisse  zu  Einander ,  welches  oben  der  Stand  der  Na- 
tur genannt  worden  ist  a)     Die  Menschen  leben  not- 
gedrungen in  Staaten.    Denn  sie  sind  einzeln  nicht  mäch- 
tig genug,  um  ihre  äufsere  Freiheit  gegen  Gewalttätig- 
keit und  Hinterlist  zu  vertheidigen.    Völker  sind  dagegen 
mächtig  genug,  uai  ihre  Unabhängigkeit  dem  Triebe  der 
Selbsterhaltung  nicht  opfern  zu  müssen.  —    Jedoch  auch 
Volker  können  in  einen  Staatsverein  mit  einander  treten ; 
,  und  die  Geschichte  enthält  Beispiele  von  Staaten ,  welche 
aus  Völkern  bestanden.     Das  uns  am  nächsten  liegende 
«nd   fir  uns  interessanteste  Beispiel   dieser   Art   liefert 
die  Geschichte  der  Europäischen  Völker.     Wie  in  dem 
£8sten  Buche  des  vorliegenden  Werkes  ausführlicher  ge- 
zeigt werden  wird,  besteht  unter  diesen  Völkern  schon 
seit  den  Zeiten  des  Mittelalters  ein  Verein ,  welcher  der 
Idee  eines  Völkerstaates  wenigstens  in  einem  gewissen 
Grade  entspricht. 3)    Es  hat  daher  die  Aufgabe,  das  Völ- 


1)  So  oft  alctf  in  dem  vorliegenden  Buche  von  Völkern  überhaupt  die 
Rede  ist ,  sind  allemal  selbststandige  Völker  su  verstehn. 

*)  Buch  II.  Hptst.  1. 

0>  Andere  Beispiele:  Das  Deutsche  Reich,, so  wie  der  Westphallache 
Friede  die  Verfassung  dieses  Reichs  gestalte*  hatte.  —  Der  Oester- 
relcMscbe  Kaisentaal.  (Denn  nicht  als  einen  einfachen  sondern  als 
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kerstaatsrecht  wissenschaftlich  zu  bearbeiten,  nicht 
blos  ein  theoretisches,  sondern  selbst  ein  praktisches  In- 
teresse für  sich.  Uebrigens  ist  die  Idee  eines  Völkerstaats- 
rechtes keineswegs  neu  oder  unerhört  Sie  schwebte  al- 
len denen  vor ,  welche  bald  diesen  bald  einen  andern  Plan 
in  Vorschlag  brachten ,  wie  unter  den  Europäischen  Mäch- 
ten ein  auf  die  Gewährleistung  für  einen  allgemeinen  und 
bleibenden  Frieden  förmlich  berechneter  Verein  gestiftet 
werden  könnte.  *)  Ein  solcher  Plan  wird  schon  dem  Kö- 
nige von  Frankreich ,  Heinrich  IV,  zugeschrieben.  *)  Ei- 
nen ähnlichen  Plan  entwarf  der  Abbe  von  St.  Pierre ,  ein 
Mann,  welcher  es  sich  zum  Geschäfte  seines  Lebens  mach- 
te ,  diesem  Plane  bei  den  Europäischen  Regierungen  Ein- 
gang zu  verschaffen.  s)  Besonders  aber  erschienen  zur 
Zeit  des  Wiener  Kongresses  und  schon  in  den  Zeiten  der 
Machtherrschaft  Napoleons  eine  grofse  Anzahl  Schriften, 
in  welchen  dieselbe  Aufgabe  zu  lösen  versucht  wurde.  *) 

* 

einen  Völkerstaat  hat  man  den  Oesterreichischea  Kaiserstaal  so 
betrachten ,  um  sich  von  der  Politik  seiner  Regierung  Rechenschaft 
zu  geben.) 

1)  Nachrichten  von  solchen  Vorschlafen  s.  in  der  Schrift:  Der  ewige 
und  allgemeine  Friede.  Gott.  1768.  —  in  der  Eocyclop.  methodiQue, 
in  dem  Theile,  welcher  von  der  economic  politique  handelt ,  unter 
dem  Worte:  Projets  chimeriuues.  —  in  Kl  üb  er 's  Völkerrechte, 
g.  889.  —  in  Bauer's  Naturrechte,  g.  804. 

8)  Die  Nachricht  steht  in  den  Memoiren  des  Herzogs  von  8ally,  die 
freilich  nicht  von  Sully  selbst  .sondern  nur  nach  den  von  ihm  hin- 
terlassen en  Papieren  abgefafst  worden  sind.  —  Zu  Folge  dieser 
Nachricht  war  Heinrich  IV.  im  Begriffe ,  den  Plan  in  Voll  zieh  sog 
Au  setzen  and  zu  diesem  Ende  dem  Hause  Habsburg ,  dessen  Ueber- 
gewicht  er  für  unvereiilbar  mit  der  Ruhe  von  Europa  hielt,  den 
Krieg  anzukündigen,  als  seinem  Leben  der  Dolch  eines  Morden 
ein  Ende  machte. 

8)  Er  reiste  nn ermüdet  in  ganz  Europa  herum,  erschien  auf  allen 
Friedenskongressen ,  um  die  Minister  und  Gesandten  der  europäi- 
schen Mächte  für  seinen  Plan  zu  gewinnen.  —  Ueber  ein  ähnliches 
Friedensprojekt,  das  dem  Kardinale*  Alberont  zugeschrieben  wird, 
s.  Moore,  Life  of  Cardinal  Alberoni.  II.  Edit.  Lond.  1814.  S.  184. 

4)  S.  z.  B.  De  la  reorganisation  de  la  societe  Europeenue.  Par  le 
comto  de  Saint-Simon.  Par.  1814.  —  Neuere  Schriften: 
Schmidt-Pbis eideck,   der  Europäische  Bund.    Kopenh.  1881. 
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Jedoch  betrachten  die  Urheber  dieser  Vriedensprojekte  die 
Aufgabe ,  mit  welcher  sie  sich  beschäftigen ,  mehr  als  eine 
Aufgabe  der  Politik ,  als  in  der  Eigenschaft  einer  Aufgabe, 
welche  unmittelbar  aus  dem  Rechtegesetze ,  dieses  auf  das 
Verhältnifs  unter  Völkern  angewendet,  hervorgehe.  Als 
in  das  Gebiet  der  Rechtswissenschaft  gehörend  wurde 
das  Völkerstaatsrecht  zuerst  von  dem  berühmten  Deutschen 
Philosophen,  Christian  Freiherrn  v.  Wolff,  dargestellt.  *) 
Und  noch  entschiedener  sprach  Kant s)  den  Grundsatz  aus, 
dafs  den  Völkern  eben  so  die  Rechtspflicht  obliege ,  sich  zu 
einem  Völkerstaate  zu  vereinigen ,  wie  die  einzelnen  Men- 
schen von  Rechtswegen  in  Staaten  leben  sollen ,  dafs  also 
das  Völkerstaatsrecht  in  einer  jeden  Beziehung  das  Seiten- 
Stack  zu  dem  Staatsrechte  sey. 

III.   Die  auswärtige  Politik  und  die  Diplomatie. 

Auch  in  ihrer  Anwendung  auf  das  Verhältnifs  unter 
Völkern  soll  die  Politik  dem  Rechte  dienstbar  seyn,  — • 
soll  sie  nur  die  Aufgaben  lösen ,  welche  das  Recht  zwar 
aufstellt ,  aber  nicht  zu  lösen-  vermag ,  so  wie  die  Art  und 
Weise  an  die  Hand  geben,  wie  das,  was  das  Recht  ge- 
bietet, nach  Zeit  und  Umstünden  am  besten  in  Vollziehung 
gesetzt  werdep  könne.  In  Beziehung  auf  das  Verhältnifs , 
in  welchem  Recht  und  Politik  zu  einander  stehn ,  tritt  zwi- 
schen einem  Privatmanne  und  der  Regierung  überhaupt  nur 
in  so  fern  ein  wesentlicher  Unterschied  ein ,  als  eine  Hand- 


Nouveau  projet  de  pafac  perpetuelle  entro  tous  les  peuples  de  la 
caretiennete.  Par.  18Ä8.  Sartorius,  Organen  des  vollkommenen 
Friedens.  Zürich  1897.  (Diese  Schrift  entspricht  jedoch  ihrem 
Titel  nur  sehr  unvollkommen.)  An  essay  on  a  oongress  of  aatlons 
*  for  the  adjastment  of  internatteoal  disputes  wtthout  resort  to  war. 
0j  W.  Ladd.    Lond.  1840» 

1)  S.  dessen  Jos  gentium  methodo  scientific»  pertractatum.  Halle 
1749.  Vgl.  y.  Ompteda,  Uterat.  d.  Völkerrechts.  Th.  I.  8.  SM. 
(Wolff 's  jus  gentium  voluntarium  ist  der  Sache  nach  Völker- 
Staatsrecht.) 

3)  S.  dessen  Abb.:  Zum  ewigen  Frieden.  —  Vgl.  aach  meine 
Schrift:  Janus.    Lpz.  1809.    (Eine  Jugendarbeit.) 

Zaeh arid,  voqt  Staate,     l'\  * 
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längs weise  ,  welche,  ohne  wtderrecbtlieh  zu  seyn,  vor* 
theilhaft  ist,  Jenem  nur  rechtlich  erlaubt,  dieser  aber 
rechtlich  geboten  ist.  Der  Privatmann  verwaltet  sein  ei- 
genes ,  die  Regierung  nur  ein  ihr  anvertrautes  Gut 

Gleichwohl  ist  die  Klage  eben  so  allgemein  als  ge- 
gründet ,  dato  sich  die  Völker  gegenseitig  nicht  das  Recht 
sondern  ihren  Vortheil  zur  Richtschnur  ihres  Verhaltens 
machen  und  von  jeher  gemacht  haben.  Die  Schwäche  be- 
ruft sich  auf  das  Recht,  die  Macht  auf  sich  selbst  Die 
mächtigeren  Völker  bewachen  einander  mit  M ifetrauen,  den 
Augenblick  erlauernd,  welcher  sie  dieses  Mttstrauens, 
durch  die  Demüthigung  des  Gegners,  entledigen  kann. 
Nur. Furcht  oder  Erschöpfung  gebietet  einen  allemal  un- 
sicheren Frieden  oder  Waffenstillstand.  Dieser  ist  dann 
Vorbereitung  zu  neuen  Kriegen.  Mit  einem  Worte,  wenn 
man  einen  prüfenden  Blick  auf  die  Völkergeschichte  wirft, 
ao  ist  mau  versucht,  das  Völkerrecht  in  das  Gebiet  der 
Träume  oder  in  4as  4er  frommen  Täuschungen  zu  verwei- 
sen. >)  —  Eine  Ursache  dieser  Erscheinung  liegt  in  dem 
Charakter  der  Menschenguttuag.  Die  Menschen  sind  den 
Raubthieren  verwandt  Man  mufs  sie  zähmen  oder  fesseln, 
um  sieh  ihnen  ungestraft  nahem  fc»  können.  Und  dann 
blickt  ihre  ursprüngliche  Natur  noch  oft  genug  durch. 
{Damm  ist  z.  B.  ein  Eroberer,  wenn  er  auch  Tausende  zur 
tiehluchtbank  geführt,  in  seinem  Uebetwrthe  keines  Ge- 
setzes geachtet  hat  ,  dmnooh  der  Abgott  seines  Volks.) 
Aber  eine  nicht  minder  wirksame  Ursache,  zugleich  eine 
Entschuldigung  der  WiUkühr,  welche  in  dem  Verkehre 
unter  Völkern  z«  herrschen  seheint ,  liegt  in  der  Beschaf- 
fenheit .des  Verhältnisses ,  in  welchem  die  Volker  in  der 
Regel  zu  einander  stehn.  Dieses  Verhältnis,  der  Stand 
der  Natur,  ist  seinem  Wesen  nach  ein  Nothstand.  *) 


*••- 


1)  Von  Gager n,  Kritik  des  Völkerrechts.  Mit  praktischen  Anwen- 
dungen auf  unsere  Zeit.  I*ps.  1840.  ( Jedoch  enthält  dio  Schrill 
nicht  sowohl  eine  Kritik  der  Wissenschaft,  nie  interessante  Bs» 
wsontengen  über  das  Völkerrecht,  mit  Rucksicht  auf  die  Gegenwart) 

2)  Vgl.  Vattel,  droit  des  geos.    II,  9. 
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Wenn  in  den  auswärtigen  Verhältnissen  die  Politik  so  oft 
mit  dem  Rechte  in  Widerspruch  geräth ,  so  sollte  man  jene 
vielmehr  mit  dem  Namen  eines  Nothrechtes  bezeichnen.  *) 
Man  wurde  sich  jedoch  irren,  wenn  man  dem  Völker- 
rechte, wenigstens  dem  Europäischen,  allen  praktischen 
Werth  ,  einen  jeden  Einflute  auf  die  Begebenheiten  ab- 
spräche.   Das  Europäische  Völkerrecht  ist  eine 
Macht.    Je  nachdem  eine  Europäische  Macht  das  Völker- 
recht für  oder  gegen  sich  hat,  hat  sie  an  jener  Macht 
entweder   einen   mächtigen  Bundesgenossen   oder  einen 
mächtigen  Feind.     Denn  sie  hat  die  öffentliche  Meinung 
uftter  der  fcrsteren  Voraussetzung  für  unter  der  letzteren 
aber  gegen  sich.    Seitdem  in  Europa  die  Tagesliteratur 
und  .die  Publicität,  mit  welcher  in  so  vielen  Staaten  die 
öffentlichen  Angelegenheiten  verhandelt  werden ,  den  Ka- 
binetten kaum  noch  Geheimnisse  übrig  gelassen  haben, 
seitdem  die  Europäischen  Völker  durch  die  Art,  wie  in  den 
neueren  Zeiten  Kriege  geführt  werden ,  (nämlich  mit  gro- 
fsen  Missen,)  durch  die  Schulden,  welche  auf  allen  gröfse- 
ren  Europäischen  Staaten  haften,   und  durch  die  Fort-» 
schritte,   welche  das  Repräsentativsystem  gemacht  hat, 
auch  in  völkerrechtlichen  Angelegenheiten  zu  einem  offe- 
nen oder  geheimen  Stimmrechte  gelangt  sind,  und  seitdem 
der  Verkehr  unter  den  Europäischen  Völkern  an  Vielsei- 
tigkeit und  Lebendigkeit  in  dem  Grade  zugenommen  hat, 
dafs  diese  Völker  gleich  als  ein  einziges  Volk  betrachtet 
werden  konne%  giebt  es  eine  Europäische  öffentliche 
Meinung,  deren  Spruche  keine  Europäische  Regierung, 
ohne  sich  selbst  zu  schaden ,  unbeachtet  lassen  kann.  Und, 
so  wie  sich  die  öffentliche  Meinung  schon  als  solche  für  die 
Erörterung  der  Rechtsfrage  hinneigen  wird ,  so  lä&t  sich 
noch  überdief*  behaupten,   dafs  Achtung  für  Recht  und 
Gerechtigkeit  von  jteher  ein  hervorstechender  Zug  in  der 
Denk-  und  Sinnesart  der  Völker  Deutscher  Abstammung 
war. 


*)   8.  IM.  I,  0.  87. 
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Wenn  also  auch  eine  jede  Regierung  ein  ihr  eigen- 
thiimliche^  System  in  der  auswärtigen  Politik  haben  und 
befolgen  darf  und  soll*  —  ein  System,  welches  auf  die 
gesammten  Interessen  des  Staates,  so  wie  sich  diese  In- 
teressen nach  Zeit  und  Umstanden  stellen  und  gestalten, 
zu  gründen  ist,  \)  —  so  mufs  doch  das  System  der  aus- 
wärtigen Politik ,  welches  einer  Europäischen  Regierung 
in  unseren  Tagen  zur  Richtschnur  dienen  soll,  entweder 
mit  dem  Völkerrechte  in  Uebereinstimmung  stehn  oder  mit 
Achtung  für  dieses  Recht  in  Vollziehung  gesetzt  werden, 
wem»  es  nicht  in  der  seinem  Zwecke  entgegengesetzten 
Richtung  wirken  soll.  Ludwig  XIV.  und  Napoleon ,  beide 
waren  Eroberer,  beide  also  befolgten  eine  Politik ,  welche, 
des  Krieges  nicht  zu  ersättigend ,  ihrem  Wesen  nach  wi- 
derrechtlich ist.  Schon  Ludwigs  XIV.  Macht  wurde  durch 
diese  Politik  erschüttert ,  Napoleon  erlag  ihr. 

Upter  der  Diplomatie  versteht  man  bald  die  Kunst, 
das  auswärtige  Interesse  eines  Volkes  im  Verkehre  mit 
andern  Völkern  durch  friedliche  Mittel  zu  wahren  und  zu 
befördern  *),   bald  den  Inbegriff  der  Kenntnisse,  deren 


1)  Mao  hat  in  einem  Systeme  dieser  Art  die  (vergleich  ungs weite) 
ständigen  und  die  auf  vorübergehende  Zeitumstände  berechneten 
(oder  die  transitorischen)  Maximen  von  einander  zu  unterscheiden. 
Die  ersteren,  —  zu  welchen  vorzugsweise  diejenigen  gehören, 
welche  auf  der  geographischen  Beschaffenheit  und  Lage  des  Lan- 
des beruhn,  —  sind  von  besonderer  Wichtigkeit  oder  lassen  allein 
eine  wissenschaftliche  Darstellung  zu.  Mir  ist  kein  Werk  bekannt, 
welches  die  standigen  Maximen  der  auswärtigen  Politik  aller  ein- 
zelnen Europäischen  Begierungen  umfefste.  An  Vorarbeite«  fehlt 
es  jedoch  nicht.  , 

2)  Eine  interessante  Schilderung  der  (falschen)  Diplomatie  findet  man 
in  dem  Lustspiele:  Die  Hochzeit  des  Figaro.  Von  Beaumarchais. 
III.  Aufz.  8.  fteene.  „Sieb  stellen,  als  ob  man  das  wisse,  was 
man  nicht  weifs  und  das  nicht  wisse,  was  man  weife;  dal*  man 
begreife,  was  man  nicht  versteht,  und  nicht  höre,  was  man  hört; 
besonders  aber  dafc  man  mehr  zu  vermögen  vorgebe,  als  man 

-  vermag;  oft  sehr  heimlich  thun,  nm  zu  verbergen,  dar«  man  kein 
Geheim oi rs  habe;  sich  einschlicfeen >  um  Federn  zu  schneiden' 
und  sehr  ernst  und  tief  zu  scheinen ,  wahrend  man  doch  nur  leer 
und  hohl  ist;  denselben  Gegenstand  nach  Gefallen  entweder  van 
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der  Diplomat  bedarf,  um  seinem  Berufe  gehörig  vorzu- 
stehn.  —  In  wie  fern  die  Diplomatie  eine  Kunst  ist ,  kann 
sie,  wie  eine  jede  andere  freie  KuAst,  nicht  erlernt  wor- 
den. Nur  von  demjenigen  darf  man  sich  vorzügliche  Lei- 
stungen in  dieser  Kunst  versprechen,  welcher  Urteilskraft, 
eine  gewisse  Divinationsgabe ,  das  Talent,  die  Menschen 
richtig  zu  beurtheilen  und  einen  Jeden  nach  seiner  Indivi- 
dualität zu  behandeln ,  Geinüthsruhe,  Geschmeidigkeit  und 
Charakterfestigkeit,  gesellschaftliche  Bildung  und  die  Gabe 
sich  geltend  zu  machen ,  der  Natur  oder  dem  Glücke  ver- 
dankt. Jedoch  machen  auch  in  dieser  Kunst  nur  Uebung 
und'  Bekanntschaft  mit  den  Arbeiten  der  vorzüglichsten 
Kunstgenossen  lJ  den  Meister.  —  Die  Diplomatie  in  der 
andern  Bedeutung  ibt  ein  Gegenstand  des  Lernens  und 
des  Wissens.  Der  Diplomat  mute  in  dem  Völkerrechte ,  in 
der  Völkergeschichte,  in  dem  geschichtlichen  Theile  der 
auswärtigen  Politik  und  in  der  Statistik  J)  zu  Hause  seyn , 
er  mufs  Sprachkenntnisse  besitzen  *J ,  damit  er  von  den 


seiner  Licht-  oder  von  seiner  Schattenseite  darstellen ;  Spione  aus- 
senden und  Verräther  besolden;  Siegel  erweichen;  Briefe  auffan- 
gen ;  die  AermlichkeU  der  Mittel  durch  die  Wichtigkeit  des  Zweckes 
adeln ;  —  das  ist  die'  Diplomatie. 

1)  In  dieser  Hinsicht  ist  besonders  das  Lesen  der  Denkschriften  zu 
empfehlen  ,  in  welche  ausgezeichnete  Diplomaten  ihr  Verfahren  und 
Ihre  Erfolge  niedergelegt  haben. 

8)  Insbesondere  bedarf  der  Diplomat  einer  genaueren  Kejintnlfs  der 
Verfassung  derjenigen  Staaten,  mit  welchen  er  ku  unterhan- 
deln hat  Nicht  nur,  damit  er  an  eine  auswärtige  Regierung  nicht 
Forderungen  richte,  welche  von  dieser  nicht  ohne  eine  Verletzung 
der  Landesverfassung  bewillig!  werden  konnten.  Sondern  auch, 
weil  allemal  die  auswärtige  Politik  eines  Staates  von  dem  Geiste 

/  seiner  Verfassung  —  mehr  oder  weniger  —  abhängt.  Napoleon 
'iulserte  in  seinem  Exile,  dals  er  xu  spät  den  fitnflurs  gewahr  ge- 
worden sey,  welchen  der  aristokratische  Bestandteil  des  Oestor- 
reichlscben  Kaiserstaates  auf  die  auswärtige  Politik  dieses  Staates, 
(auf  die  Ständigkeit  dieser  Politik,)  ausübe. 

8)  In  Buropa  war  einst  (bis  in  die  Mitte  des  17ten  Jahrhunderts) 
die  allgemein  gebräuchliche  diplomatische  Sprache  die  Lateinische. 
An  die  Stelle  dieser  Sprache  trat  dann  die  FrnnKösische.  Vgl. 
(anaer  den  älteren  Schriften  von  Schwab  und  Rivarol,)   AI- 
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Naturgaben  und  von  den  Glucksumstfnden ,  auf  welchen 
sein  Beruf  zum  Diplomaten  im  Allgemeinen  beruht ,  den 
Gebrauch  machen  könne,  welchen  er  von  ihnen  nach  Hechts- 
grundsfitzen  und  zu  Folge  der  in  der  Erfahrung  bestehen- 
den Verhältnisse  zu  machen  hat.  So  mannigfaltig  sind 
schon  die  Kenntnisse,  deren  ein  Diplomat,  um  seinem 
Berufe  Genüge  zu  leisten ,  bedarf  * J ,  dafs  man  geneigt  ist, 
diesen  Beruf  für  einen  der  schwierigsten  zu  halten.  Doch 
tröstete  der  berühmte  Schwedische  Kanzler  Axel  Oxen- 
stierna  seinen  Sohn ,  Johann  Oxenstieraa ,  als  dieser  we- 
gen seiner  Jugend  Bedenken  trug,  die  Krone  Schweden 
auf  dem  Westenphalischen  Friedenskongresse  zu  vertre- 
ten, mit  den  Worten:  Mein  Sohn!  du  weifst  nicht,  mit 
wie  wenig  Verstand  die  Welt  regiert  wird 1 


ERSTER  odbb  THEORETISCHER  THEIL. 

Des 

Völkerrechts 

ERSTER  ABSCHNITT. 

Von  den 
ursprünglichen  Gittern  eines  Volkes. 

Ein  Volk  ist  schon  deswegen,  weil  es  ein  Volk  ist, 
(also  ipso  jure  und  ohne  dafs  eine  Handlang  oder  Willens- 
erklärung des  Volkes  hinzukommen  müfste,)  erstens 
berechtiget,  die  einzelnen  Gemeindeglieder  ge- 
gen eine  jede  Rechtsverletzung,  welche  dem  ei- 


1  on,  aar  l'unWersaltte  de  In  langue  Prancalse.  Par.  189S.  S.  auch 
die  Schlulsakte  des  Wiener  Kongr.  Art.  180.  -r  Jetist  nacht 
ihr  die  Englische  Sprache  die  Alleinherrschaft  streitig.  —  Ein  Ge- 
sandter soUte  bUIig  die  Sprache  des  Volkes  versteha,  hei  dessen 
Regierang  er  beglaubiget  ist. 

*)  H.  Winter,  Systeme  de  diplomatie  etc,  Bert.  1S80.  (Eine  Auf- 
zahlung aller  der  Wissenschaften  und  Kenntnisse,  welche  sich 
der  —  vollkommene  —  Diplomat  zu  eigen  zu  machen  hat.) 


neu  oder  dem  andern  Gemeindegliede  von  einem 
andern  Volke,  —  von  der  Gesammtheit  oder  von  Bin-* 
zejnen  dieses  Volkes ,  —  zugefügt  wiirde,  gleich  als 
wäre  sie  dem  ganzen  Volke  zugefügt  worden, 
?ii  vertheidigen.  Denn  ein  Volk  hat  durch,  die  einzel- 
nen Menschen,  aus  welchen  es  besteht,  und  n»r  durch 
diese,  ein  infeeres  Daseyn,  —  Das  in  Frage  stabende  Hecht 
ist  seinem  ganzen  Umfange  nach,  hei  den  Völkern  oder 
Stämmen  in  Kraft,  welche  entweiter  noch  keinen  festen 
Wohnsitz  haben  oder  welchen  wenigstens  der  Begriff  eines 
Staatsgebietes  noch  fast  unbekannt  ist.  Wenn  z.  B.  in 
Nordamerika  zwei  Indianer,  welche  verschiedenen  Slam« 
roen  angehören ,  in  einen  Streithandel  mit  einander  ver- 
wickelt werden ,  so  nimmt  sich  sowohl  der  Stamm  des  ei- 
nen als  der  dps  andern  Theiles  dar  Sache ,  als  der  eigenen, 
an*  »Sind  dagegen  die  Staaten  nach  Gebieten  die  Volker 
nach  Ländern  von  einander  scharf  gesondert,  m  kann  je- 
nes Recht  nur  selten  zur  Anwendung  kommen.  Denn  als- 
dann trifft  die  Rechtsverletzung^  welche  dem  Einzelnen 
zugefügt  wird,  fast  immer  entweder  diesen  in  der  Eigen- 
schaft, in  welcher  er  zugleich  Untertban  (z.  B.  snbdftns 
temporarius}  des  andern  Staates  ist,  oder  aber  zugleich 
unmittelbar  das  Volk,  als  ein  Ganzes.  ') 

Zweitens:  Ein  Volk 'hat  in  seinen  Verfa*~ 
9ung*angelegenheiteti  ein  Recht  auf  Selbsts- 
tändigkeit. Es  handelt  also  ein  Volk  widerrechtlich., 
wenn  es  ein  anderes  Volk  zu  einer  Veränderung  seiner 
Verfassung  zwingt  oder  dasselbe  von  einer  Veränderung 
seiner  Verfassung  zwangsweise  abhält.  *)    Nur  so  viel  ist, 


1)  Vgl.  unten  über  da«  dritte  Recht.  —   Z.  B.  Ein  Einwohner  des 
*    Landes  A.  treibt  aus  dem  Lande  B.  eine  einem  Privatmanne  gehö- 
rende Scbaafbeerde  fort.     Die  Handlung  ist  zugleich  eine  Ver- 
letzung* des  Staatsgebietes. 

S>  Man  nennt  ein  solches  Verfahren  eine  „Intervention"*  dieses 
Wort  in  seiner  engeren  Bedeutung  genommen.  (Dieselbe  Bedeu- 
tung ist  in  den  Folgenden  mit  dem  Werte  «n  verbinden.)  Der 
im  Texte  aufgestellte  Grundsato  ist  also  der  GrondaaU  der  Wi- 
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wenn  bei  einem  Volke  der  innere  Friede  gestört  oder  be- 
droht ist,  einer  auswärtigen  Regierung  erlaubt,  dafs  sie 
zur  Wiederherstellung  oder  Erhaltnag  des  Friedens  durch 
Vermittlang  oder  durch  Rathschläge ,  die  sie  den  Partheien 
oder  auch  nur  der  einen  Parthei  giebt,  beitragen  kann« 
Ja  selbst  eine  Einmischung  dieser  Art  ist  sowohl  für  den 
einen  als  für  den  andern  Theil  nicht  ohne  Gefahr.  Es  ist 
mit  dem  Landfrieden,  wie  mit  dem  Hausfrieden«  Am  be- 
sten bleiben  die  streitenden  Partheien  sich  selbst  überlas- 
sen« —  Unter  dem  Grundsatze  der  Widerrechtlichkeit  einer 
Intervention  ist  jedoch  nicht  der  Fall  begriffen,  da  sich 
ein  Volk  —  durch  eine  Revolution ,  welche  bei  ihm  ausge- 
brochen ist,  —  in  zwei  oder  mehrere  Völker  gespalten  hat, 
und  nun  ein.  drittes  Volk  in  dem  Kampfe ,  der  zwischen  den 
Theilen  des  bisherigen  Ganzen  fortdauert,  für  den  einen 
oder  für  den  andern  Theil  Parthei  nimmt.  In  diesem  Falle 
gilt  der  Streit  nicht  weiter  den  Verfassungsangelegenhei- 
ten eines  und  desselben  Volkes,  sondern  dem  Verhältnisse 
zwischen  zweien  selbstständigen  Völkern.  In  diesem  Falle 
hängt  die  Rechtmäfsigkeit  des  Beistandes,  welchen  ein 
drittes  Volk  dem  einen  oder  dem  andern  Theile  leistet ,  nur 
von  der  Vorfrage  ab ,  ob  die  Spaltung  des  Volkes  oder  die 
Losreifsung  eines  Theiles  vom  Ganzen  bereits  (de  facto} 
als  bewerkstelliget  zu  betrachten  sey  oder  nicht  *")  Eben 
so  wenig  ist  unter  jenem  Grundsatze  der  Fall  begriffen, 
da  ein  Volk  in  den  Verfassungsangelegenheiten  eines  an- 


derrecktlichkeit  einer  Intervention.  —  Vgl.  v.  Kampts, 
rung  des  Rechte  dor  Europ.  Mächte  ,  in  die  Verfassung  eines  ein« 
»einen  Staates  sieh  eu  mischen.  Berlin  1891. 
*)  Die  Beantwortung  dieser  Frage  ist  in  den  meisten  Fallen  mit  nicht 
geringen  Schwierigkeiten  verbunden.  —  Beispiele  solcher  Falle: 
IiOsreKsnng  eines  greisen  Theiles  der  Britischen  Kolonien  in  Nord« 
amerika  vom  Mutterlande.  —  Desgleichen  der  Spanischen  Kolonien 
in  Südamerika.  —  LosreUsung  des  Königreichs  Griechenland  von 
der  Türkei.  —  Spaltung  des  K.  der  Niederlande  in  das  K.  Holland 
und  In  das  K.  Belgien.  —  Streit  »wischen  der  Türkei  und  Mehmet 
,Ali.  —  Vgl.  Roest  van  Limburg,  de  jnre  reipublioae  cum  de- 
flcienttbus  ab  alla  republica  provineils,  vclntl  cum  d  vitale  sul  ju- 
ris, agendi*    Lugd.  Baiav.  1881. 
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dem  Volks  entweder  bereits  intervenirt  ist  oder  zu  Inter- 
venten beabsichtiget  und  sich  ein  drittes  Vdlk  der  Inter- 
vention mit  bewaffneter  Macht  widersetzt  ')    Wer  sich  im 
Zustande  der  Nothwehr  befindet ,  dem  ist  ein  Dritter  Bei- 
stand zu  leisten  berechtiget.    Dagegen  behält  es  bei  dem- 
vorliegenden  Grundsätze  sein  Bewenden  d.  i.  eine  Inter- 
vention ist  auch  dann  widerrechtlich ,  wenn  eine  Regierung  ' 
der  nach  dem  bisherigen  Rechte  verfassungsmäfsjgen 
Regierung  eines  andern  Staates  gegen  ihre  Unterthanen 
beisteht.  Wollte  man  diesen  Fall  von  dem  Grundsatze  aus- 
scbtfefeen ,  so  würde  man  den  Grundsatz  selbst  aufheben. 
Einer  auswärtigen  Regierung  steht  entweder  in  keinem 
oder  es  steht  ihr  in  einem  jeden  Falle  ein  Urtheil  über  die 
Rechtsfrage  zu  9  wenn  ein  anderes  Volk  wegen  der  mit 
seiner  Verfassung  zu  treffenden  Veränderungen  in  Par- 
theien gespalten  ist. s)  —   Der  in  Frage  stehende  Grund- 
satz leidet  eine  Ausnahme,  es  ist  also  ein  Volk  zu  einer 
Intervention  berechtiget,  wenn  seine  äufsere  Sicherheit 
durch  die  Verfassung  eines  andeVen  Volkes  bedroht  ist.  *) 
Nur  die  Vorfrage,  ob4  eine  solche  Gefahr  vorbanden  sey, 
hat  ihre  Schwierigkeiten,    Nicht  aber  ist  von  dem  Grund- 
satze der  Fall  auszunehmen,    da  eine  Intervention  den 
Zweck  hat,  die  bei  dem  intervenirenden  Volke  bestehende 
oder  neueingefülyte  Staatsverfassung  aufrechtzuerhalten 
oder  zu  befestigen.  *)    Denn  ist  ein  Volk  rechtlich  ver- 

1)  Vgl.  die  (beräumte)  Rede,  welche  Canning,  damals  Minister  der 
a.  A.  in  Großbritannien  ,  im  Parlamente  hielt ,  als  er  den  Vor- 
schlag eo  einer  Intervention  in  Portugal  machte. 

9)  Eben  so  wenig  oder  noch  weniger  spricht  die  Politik  einer  In- 
tervention in  diesem  Falle  da»  Wort.  Die  Intervention  verlän- 
gert dann  nur  den  Kampf  unter  den  Parthelen.  Sie  giebt  öber- 
diefs  fast  unausbleiblich  der  heftigeren  Parthei  das  Ueberge- 
wicht.  Penn  diese  macht  dann  der  Gegenpartei  den  Vorwurf, 
an  das  Ausland  verkauft  su  seyo.  (Doch  wer  hört  auf  die  Mah- 
nungen der  Geschichte?) 

8)  Mit  diesem  Grunde  rechtfertigte  b.  B.  Napoleon  seinen  Einfall  in 
Spanien. 

4)  Die  Frage  kam  s.  B.  so  Anfange  der  französischen  Revolution 
nur  Sprache« 
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pflichtet,  einem  andern  Volke  zur  Erhaltung  oder  Verän- 
derung seine»  Staatsverfassung  behülflich  zu  seyn?  oder 
handelt  ein  Volk  widerrechtlich,  wenn  es  z»  B.  durch  eine 
Veränderung  seiger  Verfassung  andern  Völkern  ein  böses 
Beispiel  giebt?  Haltbarer  scheint  die  Ausnahme  zu  seyn, 
da  sich  das  intervenirende  Volk  wegen  seines  Hechts,  das 
andere  Volk  an  einer  Veränderung  seiner  Verfassung  zu 
verhindern,  auf  einen  Vertrag  berufen  kann,  durch  wel- 
chen ep  für  die  Verfassung  des  andern  Volkes  Gewahr 
geleistet  oder  gewisse  in  diese  Verfassung  eingreifende 
Rechte  erworben  hat  Jedoch  von  dieser  Ausnahme  wird 
weiter  unten  9  in.  der  Lehre  von  den  Vertrügen  unter  Völ- 
kern, die  Rede  seyn,  — *  Uebrigons  wird  man  nicht  über-« 
•eben  ,  dafs  das  Interveqtinasrecht  in  dem  Obigen  nur  aus 
dem  Standpunkte  des  Naturrechts  in  Betrachtung  ge- 
zogen worden  ist.  Andere  Grundsätze  stellt  das  Völker- 
staatsrecht über  denselben  Gegenstand  auf.  Das  Inter- 
ventionsrecht ist  in  Europa  während  der  letztverflossenen 
f5  Jahre  besonders  deswegen  so  oft  zur  Sprache  gekom- 
men, weil  sich  das  unter  den  Europäischen  Völkern  be- 
stehende Verhältnis  der  Idee  eines  Yölkerstaatps  nähert. 

Dritten*:  Auch  was  seine  Regierimgtange- 
legenheiten  betrifft,  hM  ein  Volk  ein  Recht  auf 
Selbstständigkeit!  —  Hiernach  ist  eine  Regierung 
dem  Völkerrechte  nach  ermächtiget,  innerhalb  des  Staats- 
gebietes alles  das  zu  thun  oder  zu  lassen,  was  sie  nur 
überhaupt  thun  oder  lassen  kann  und  wilL  *)  Mag  auch 
eine  Mafsregel ,  welche  von  der  Regierung  ergriffen  wird , 
für  ein  anderes  Volk  noch  so  nachtheilig  seyn ,  völker- 
rechtswidrig ist  die  Mafsregel  nicht.  Es  sind  also  z.  B. 
nicht  die  Gesetze  völkerrechtswidrig,  durch  welche  eine 
Regierung  die  Aus-  oder  die  Einfuhr  gewisser  Waaren 


*)  Dem  Staatsrechte  nach  kann  sie  «Jen  Unterthanen  auch  solche  Ver- 
bindlichkeiten auferlegen,  welchen  sie  in  Auslande  nachzukom- 
men haben.  Da  ist  die  Regierung,  nur  was  die  Vollsieh- 
barksit  ihrer  Vorschriften»  etc.  betrifft,  *uf  das  Staatsgebiet 
beschrankt. 
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verbietet  oder  (d*rch  hohe  Zftle)  erschwert  oder  nuch 
dea  Handelsverkehr  zwischen  dem  In*  und  dem  Auslände 
gänzlich  einstellt.  ')  —  Eben  so  ist,  was  die  Alleinherr- 
schaft dir  Regierung  innerhalb  des  Staatsgebietes  betrifft, 
nicht  zwischen  den  verschiedenen  Arten  der  Untertbanen 
und  der  Unterth&nigkeit,  dem  Völkerrechte  nach,  ein  Un* 
terschied  zu  machen.  Es  sind  daher  die  Ausländer,  welche 
sich  im  Inlande  (vorübergehend)  aufhalten  oder  welche  in 
demselben  bewegliches  oder  unbewegliches  Gut  besitzen, 
der  Regierung  des  Inlandes  eben  so  unbedingt,  wie  die 
Inländer ,  unterworfen.  CQqicquid  est  in  territorio ,  *  est  de 
territorio.)  Angenommen  g,  B,  dsfs  eine  Regierung  ge- 
gen einen  Ausländer ,  den  sie  in  ihrer  Gewalt  hat,  wegen 
eines  von  ihm  verübten  Vergehens  oder  ans  einem  andern 
Grunde  mit  einer  wenn  auch  keineeweges  zu  rechtfertigen- 
den Härte  verfährt  oder  dafs  sie  sich  eines  Wortbruchs 
gegen  ihre  auswärtigen  Gläubiger  schuldig  macht  *) ,  vol- 
kerrechtswidrig handelt  sie  gleichwohl  weder  in  dem  einen 
noch  i#  dem  andern  Falle«  Keine  Regierung  also  ist  be- 
rechtiget, jhre  Unterthanen  zu  vertreten,  wenn  diesen  von 
einer  andern  Regierung,  welcher  sie  vorübergehend  oder 
beziehungsweise  untertbänig  waren,  Unrecht  geschehen 
ist  Nur  dann  stellt  sich  die  Sache  anders ,  wfnn  die  Maß- 
regel, durch  welche  eine  Regierung  einem  Ausländer  Un- 
recht gethan  hat,  nicht  gegen  den  Ausländer  für  seine 
Person,  sondern  gegen  das  Volk»  welchem  der  Ausländer 
angehört,  gerichtet  war  *),  mit  andern  Worten,  wenn  die 


1)  In  dem  Zeitalter  dar  Refermattoa  k*m  4fe  Frage  v*r:  Darf  sieh 
ein  protestantischer  Fürst  seiner  GJituheiutgeDossep  annehmen, 
welche  unter  einem  katholischen  Pursten  steho,  wenn  sie  von 
diesem  wegen  ihres  Glaubens  bedr&ngt  werden?  Luther  ver- 
neinte die  Frage.  Hortleder.,  Geschichte  des  Schmalkaldi- 
schen  Krieges.    Bd.  I.  Bach  VI.  o.  1.  S.  1403. 

9)  Die  Englischen  Kapitalisten  habe*  hei  den  Staatsanlehnen,  welche 
die  Südamerikanischen  Freistaaten  aufgenommen  haben,  grofse 
Summen  verloren.  Die  Britische  Regierung  bat  sich  immer  ge- 
weigert, d)e  Sache  4iejer  Kapitalisten  zu  der  ihrigen  su  machen. 

«)  Der  FaU  tritt  *.  ».  hü  «wesjgliea,  ein, 


Mafsregel  nur  eine  Einkleidung  des  Kriegsrechtes  war, 
welches  die  Regierung  gegen  dieses  Volk  zu  haben 
glaubte.  —  Zu  Folge  des  in  Frage  siehenden  Grundsatzes 
haben  umgekehrt ,  wenn  ein  und  dasselbe  Individuum  meh- 
reren Regierungen  zugleich  unterthanig  ist  oder  mehreren 
Regierungen  naeh  einander  unterthanig  wird,  die  Hand- 
lungen der  einen  Regierung  (dem  Völkerrechte  nach)  nicht 
in  dem  Gebiete  der  andern  Regierung  die  Kraft  Rechtens. 
Es  kann  also  z.  B.  die  exceptio  litis  pendentis  nicht  auf 
einen  bei  den  Gerichten  des  Auslandes  anhängigen  Rechts- 
streit, die  exceptio  rei  judfcatae  nicht  auf  ein  im  Auslande 
gesprochenes  Urtheil  gegründet  werden.  —  Allemal  aber 
ist  der  vorliegendo  Grundsatz  nur  mit  der  Einschränkung 
in  Anwendung  zu  bringen ,  dafs  eine  Regierung  weder  sich 
selbst  noch  ihren  Unterthanen  Handlungen  erlauben  darf, 
welche,  ihren  Folgen  nach  betrachtet,  die  Rechte  eines 
andern  Volks  verletzen  oder  gefährden  würden.  Es  han- 
delt daher  eine  Regierung  völkerrechtswidrig,  wenn  sie 
z.  B.  das  von  einer  andern  Regierung  ausgeprägte  Geld 
nachprägt  oder  nachzuprägen  gestattet,  oder  wenn  sie  in 
ihrem  Gebiete  Verbindungen  duldet,  welche  den  Zweck 
haben ,  die  Verfassung  eines  andern  Staates  gewaltsam  zu 
verändern ,  oder  wenn  sie  ihren  Unterthanen  die  Erlaubnifs 
ertheilt ,  bei  einer  mit  einem  dritten  Volke  Krieg  fährenden 
Macht  Kriegsdienste  zu  nehmen.  *)  Eben  so  unstatthaft 
ist  es ,  wenn  eine  Regierung  diejenigen  in  Schutz  nimmt , 
welche  sich,  um  einer  im  Auslande  verwirkten  Strafe  zu 
entgehn ,  auf  flüchtigen  Fufs  gemacht  haben.  Der  fluchtige 
Verbrecher  ist  zwar  nicht  weiter  der  Unterthan  der  Re- 
gierung, aus  deren  Gebiete  er  sich  geflüchtet  hat.  Diese 
aber  ist  berechtiget,  den  flüchtigen  Verbrecher ,  gleich  als 


*)  Jedoch  die  Völker  deutscher  Nation  haben  den  Kriegsdienst  von 
jeher  als  eine  freie  Kunst  betrachtet  Tacitus  (Gettnan.  c  14.) 
berichte!  von  den  Deutschen:  wSi  dvitas,  in  qua  orti  sunt,  Jooga 
pace  et  0U0  torpeat,  plerique  nobilium  adolescenüum  petuot  ultro 
eas  nationes,  quae  tun  bellum  aliquod  genint."  —  Vgl.  die  Ver- 
handlungen im  Britischen  Unterbau**  Tom  7ten  Juli  18*8. 
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"einen  Feind,  zu  verfolgen.     Es  steht  daher  die  Regie- 
rung, in  deren  Gebiet  sich. der  Verbrecher  geflüchtet  hat, 
zn  diesem  und  zu  der  Regierung,  in  deren  Gebiete  das 
Verbrechen  verübt  worden  ist ,  in  demselben  Verhältnisse , 
in  welchem  zu  zwei  mit  einander  Krieg  führenden  Völkern 
ein  drittes  Volk  steht.     Sie  hat  also,  (dem  Naturrechte 
nach  ,)  die  Wahl >  ob  sie  —  zur  Bewahrung  ihrer  Neutra* 
litat  —  den  flüchtigen  Verbrecher  zur  Landesräumung  an- 
halten oder  aber' der  einen  oder  der  andern  Part  hei,  gleich 
als  ein  Verbündeter  derselben,  Beistand  leisten  d.  i.  ent- 
weder den  Verbf  echer  ausliefern  oder  die  Auslieferung  des 
Verbrechers  verweigern  will.    In  dem  letzteren  Falle  kann 
sie  von  der  Regierung,  aus  deren  Gebiete  sich  der  Ver- 
brecher geflüchtet  bat,  als  der  Verbündete  des  Feindes 
dieser  Regierung,  feindselig  behandelt  werden;  und  zwar 
auch  dann,  wenn  ihr  die  Landesgesetze  die  Auslieferung 
untersagen  sollten«    Für  die  Regierung,  welche  den  Ver- 
brecher verfolgt  t  sind  diese  Gesetze  nicht  verpflichtend.  *") 
—  Auch  durch  Vertrüge  unter  zweien  oder  mehreren 
Völkern  kann  die  Anwendbarkeit  des  vorliegenden  Grund- 
satzes beschränkt  werden*    Jedoch  von  der  Rechtsgültig^- 
keit  solcher  Vertrage  kann  und  wird  erst  weiter  unten  die 
,Bede  seyn*    Vgl.  auch  Buch  XXX» 

Viertens:  Wie  die  Menschen  als  Einzelne 
berechtiget  sind,  sowohl  den  Erdboden  sammt 
seinen  Schützen  und  Erzeugnissen  sieh  zuzueig- 
nen, als  mit  einander  in  Verkehr  zu  treten,  so 
haben  sie  auch  zu  Völkern  vereiniget  dieselben 
Rechte.  s)  Denn  es  sind  diese  Rechte  die  Bedingungen, 
unter  welchen  allein  sowohl  di^  Menschen  als  die  Volker 
ihre  iufsere  Freiheit  ergänzen  und  erweitern  können.  Je- 
doch stehen  diese  Rechte  den  einen  und  den  anderen  nur 


1)  Wnrum  pflegen  die  meisten  Kurop&iuehen  Beglerungen  die 
lieferung  politischer  Verbrecher  ru  verweigern ?  Ein  in  mehr 
alt  einer  Hinsicht  interessantes  Problem !  Vgl.  unten  in  diesem 
Bunde  das  80sfte  Buch. 

t)  Vgl.  Vau el ,  drei!  des  gen«.    U,  11. 
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mit  den  Etnsehrinkangen  zu ,  ohne  welch«  sie  der  Selbst- 
ständigkeit and  der  Hechtsgleichheit  eines  jeden  einseinen 
Mensehen  oder  Volkes  Eintrag  thün  bürden.  Es  kann  sich 
z*  B.  gleichwohl  ein  Volk  von  dem  andern,  schlechthin 
♦der  beziehungsweise  1  abschliefsen.  Widerrechtlich  aber 
handelt  ein  Volk,  wenn  es  andern  Völkern  nicht  gestattet, 
mit  einander  zu  verkehren ,  z.  B.  die  Erzeugnisse  des  ei- 
nen Landes  gegen  die  des  andern  Landes  auszutauschen.  *) 
~~  Uebrigens  ist  der  vorliegende  Grundsatz  das  Band,  wel- 
kstes die  Beehrte ,  die  ein  Volk  an  lofseren  Gegenständen 
.erwerben  kann ,  an  seine  ursprünglichen  Hechte  anknüpft. 
Der  folgende  Abschnitt,  welcher  von  jenen  Rechten  han- 
delt, wird  daher  die  Anwendung  und  Aasfthmbg  dieses 
Grundsatzes  enthalten* 

Unter  den  ursprünglichen  Rechten  eines  Volkes  fet  nicht 
auch  das  Recht  auf  gewisse  Ehrenbezeigungen  be- 
griffen« *  Sondern  rar  kraft  einer  Uebereinkunft  (^oder, 
in  einem  Völkerstaate,  kraft  eines  Gesetzes}  kann  unter 
Völkern  ein  gewisses  Ceremoniell  Rechtens  seyn,  z.  B. 
also ,  das  Oberhaupt  des  Staates  auf  einen  gewissen  Titel 
und  Rang  in  Verhältnis  zu  andern  Völkern  Anspruch  ma- 
chen« Wie  die  Geschichte  and  die  Erfahrung  lehren ,  be- 
steht eine  solche  Uebereinkunft  selbst  unter  ungebildeten 
Völkern.  Die  erste  Veranlassung  zur  Entstehung  eines 
Völkerceremoniells  war  wohl  die,  dafe  die  Völker  in  ih- 
rem Verkehre  mit  einander  von  denen  vertreten  wurden, 
welche  dem  Staatsrechte  nach  gewisser  Ehrenanszeieh- 
nungen  genossen  und  nun  ihre  Wfflrde  aueh  gegenseitig 
neigen  und  geltend  machen  wollten.  Künstlicher  wurde 
dieses  Ceremoniell  ausgebildet,  als  Jfcan  in  der  Folge  er- 
kannte, dafs  in  demselben  ein  sehr  wirksames  Mittel  liege, 
das  Verhältnife  unter  Völkern  friedlicher  zu  stellen.  —  Die- 
sen V  ort  heil  gewährt  ins  Besondere  das  Europäische 
Völkerceremoniell ,  so  wie  sieh  dieses  Ceremoniell  fan  Ver- 


S)  Besonders  für  die  Rechte  neutraler  Volk  et  fe&firend  eines  See- 
krieges ist  dieser  Satr.  wo  Wteetfg kell 
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laufe  der  Zeit  Ausgebildet  hat J)  Wenn  eine  Europäische 
Regierung  der  andern  auch  noch  so  unangenehme  Wahr- 
heiten zu  sagen  oder  auch  noch  so  bittere  Vorwurfe  zu 
machen  hat,  so  legt  ihr  doch  der  Anstand  und  die  Ge- 
messenheit der  herkömmlichen  diplomatischen  Sprache  die 
Noth wendigkeit  auf,  sich  wenigstens  in  der  Wortfassung 
zu  mäfsigen,  welche  sie  für  ihre  Mittheilung  wählt.  *)  Ein 
jeder  Tadel  oder  Vorwurf  aber  verwundet  nicht  sowohl  an 
sich ,  als  wenn  er  schonungslos  ausgedrückt  wird.  Einen 
nicht  minder  wohlthätigen  Einflufs  auf  das  Verhältnifs  un- 
ter den  Europäischen  Völkern  hat  das  Ceremoniell,  wel- 
ches die  Europäischen  Fürstenhäuser  in  ihrem  Verkehre 
mit  einander  zu  beobachten  pflegen«  *) 


1)8.  die  Literatur  dieses  Theiles  des  Europäischen  Völkerrechts  ta 
aiuber's  Europ.  VB.  J.  dO.  lieber  das  Seeceremoalell  tobeson- 
dere  vgl.  Wbeaton,  Clements  of  international  law.  I,  198.  — 
Auf  die  Ausbildung  des  Europäischen  VölkerceremouielJs  hatte  das 
Ceremoniell  des  Byzantinischen  Hofes  einen  nicht  geringen 
Einflute;  theils  unmittelbar,  theils  (durch  den  pftbstlicben  Hof) 
mittelbar* 

9)  Wie  könnte  sonst  die  Mittheilung  mit  der  Formel  enden  f  J^at 
Phonneur  ,  dtätre  arec  une  haute  consideratton  etc. 

d)  VerwwjulUcbafUnauMJSi ,  welche  die  regierenden  Herren  einander 
ertheilea.  —  Kondolenzen ;  Hoftrauer.  —  Glückwünsche.  —  Or- 
densverleihungen,   ü.  s.  w. 
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ZWEITER  ABSCHNITT. 

Von  den 
Rechten  der  Völker  an  dufteren  Gegenständen* 

ERSTE  ABTHEILUNG. 

Von  den 
Rechten  der  Völker  an  Sachen 

oder 
das  Sachenrecht  in  seiner  Anwendung  auf  da*  Völkerrecht. 

ERSTES  HAÜPTSTÜCK. 

Von  dem 
Etgenthume,  das  einem  Volke  an  seinem  Lande  zusteht.  *) 

I.    Von  dem  Rechtsgrande  dieses  Eigenthumes. 

Es  giebt  kaum  einen  Theil  der  bewohnbaren  Erde, 
welchen  sich  nicht  irgend  ein  Volk  zugeeignet  hätte.  Ein 
Land  grenzt  an  das  andere.  Ja  die  beglaubigte  Geschichte 
reicht  sogar  nicht  bis  zu  einer  andern  Ordnung  der  Dinge 
hinauf. 

Mit  welchem  Rechte  haben  nun  die  Völker  den  Erd- 
boden unter  sich  vertfieilt  ¥  —  Eine  keineswegs  müfsige 
Frage !  Zwar  die  Europäischen  Völker  können  sieb  ge- 
genseitig wegen  der  von  ihnen  bewerkstelligten  Verkei- 
lung des  Europäischen  Bodens  auf  die  Verträge  berufen , 
welche  sie  unter  sich,  theils  ausdrücklich  tbeils  still- 
schweigend ,   zur  Sicherung  ihres  Besitzstandes  abge- 


*)  Ich  beschränke  die  Untersuchung  auf  das  Eigenthum  am  Lande. 
Das  Eigenthum  am  Lande  begreift  auch  das  Eigenthum  an  dea  be- 
weglichen Sachen  unter  sich,  welche  sich  innerhalb  des  Landes 
befinden.  —  Man  sollte  übrigens  nioht  die  Worte:  Land  und 
Gebiet,  Staatsgebiet,  als  gleichbedeutend  gebrauchen.  Ein 
Land  (in  sensu  juris)  ist  der  TbeU  des  Erdbodens ,  welcher  das 
Eigenthum  eines  Volkes  Ist,  ein  Gebiet -der  Theil,  über  welchen 
sich  die  Machtvollkommenheit  eines  Staats  her  rachers  erstreck!. 
Jeuer  Begriff  gehört  in  das  Völkerrecht  >  dieser  in  das  Staatsrecht. 
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schlössen  haben.  Aber  nicht  alle  Völker  der  Erde  stehen 
in  Vertragsverhältnissen  zu  einander.  Und  selbst  die  Eu- 
ropäischen Völker  sind  bei  jener  Frage  unmittelbar  bethei- 
liget. Denn  sie  können  theils  mit  andern  Völkern  der  Erde 
theils  unter  sich  in  andern  Theilen  der  Erde  in  Berührun- 
gen kommen,  in  welchen  jene  Frage,  obwohl  die  Vor- 
frage, dennoch  nicht  durch  Verträge  entschieden  ist.  Ja, 
auch  die  Verträge,  welche  die  Europäischen  oder  welche 
andere  Völker  wegen  des  Umfangs  und  der  Grenzen  ihrer 
Länder  unter  sich  abgeschlossen  haben ,  würdep  eines  ge- 
nügenden rechtlich  verpflichtenden  Grundes  entbehren,  wenn 
man  das  Eigentumsrecht ,  das  sie  bestätigen ,  schlechthin 
als  eine  Schöpfung  menschlicher  Willkühr  zu  betrachten 
hätte.  Die  vorliegende  Frage  ist  in  so  fern  nur  eine  Wie- 
derholung oder  nur  eine  neue  Stellung  der  Frage:  Auf 
welchem  allgemeinen  Rechtsgrunde  beruhen  die  Staatsge- 
setze, kraft  welcher  die  einzelnen  Mitglieder  des  Staats- 
vereines ein  Sondereigenthum  an  Grund  und  Boden  erwer- 
ben können  ? 

Ein  Recht,  dessen  Quelle  eine  göttliche  Offenba- 
rung ist,  mufs  seinem  Wesen  nach  bei  der  Beantwortung 
der  vorliegenden  Frage  von  dem  Grundsatze  ausgehn :  Ein 
Volk  hat  in  so  fern  und  nur  in  so  fern  ein  rechtskräftiges 
Eigenthum  an  einem  Theile  des  Erdbodens,  als  es  densel- 
ben in  der  Eigenschaft  eines  Gotteslehnes  besitzt  oder 
in  Anspruch  nimmt.  —  Die  eine  Anwendung ,  welche  ein 
solches  Recht  von  diesem  Grundsatze  machen  kann ,  ist 
die,  dafe  es  nur  einem  einzelnen  Volke  und  diesem  nur 
einen  bestimmten  Theil  des  Erdbodens ,  jedoch  für  ewige 
Zeiten  zueignet.  So  hatte  dem  Volke  Israel  der  Gott  sei- 
ner Väter,  Jehova,  Palästina  verhiefsen;  und  gestützt  auf 
diese  Verheifsung,  (gleichsam  auf  eine  Eventualbeleh- 
nung  ,3  vertilgte  oder  vertrieb  das  Volk  in  der  Folge  die- 
jenigen Völkerschaften,  welche  das  Land  bisher  wider- 
rechtlich oder  ohne  einen  Titel  besessen  Ratten.  —  Weiter 
erstreckt  sich  eine  andere  Anwendung ,  welche  von  dem- 
selben Grundsatz?  gemacht  werden  kann  und  gemacht  wor- 

Zuchariä,  vom  Staate»     f\  3        *       . 
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den  ist.  Eine  Offenbarung,  welcher  die  Idee  des  einigt» 
und  wahren  Gottes,  und  nicht  blos  die  einer  Nationalgott- 
heit, zum  Grunde  liegt,  führt  unmittelbar  zu  der  Ansicht, 
dafs,  so  wie  ein  jeder  Mensch  alles,  was  er  hat,  der 
Gnade  Gottes  verdankt ,  so  auch  ein  jedes  Volk  an  seinem 
Lande  den  ihm  von  Gott  verliehenen  und  beschiedenen  An- 
theil  an  äufseren  Gütern  besitze.  Und  wenn  sich  dann  aus 
einer  solchen  Offenbarung  die  Idee  eines  die  gesäumte 
Menschheit  umfassenden  äufseren  Gottesstaates  entwickelt 
oder  wenn  diese  Idee  in  einer  solchen  Offenbarung  selbst 
liegt ,  so  kann  es  nicht  fehlen ,  dafs ,  zu  Folge  jener  An- 
sicht, das  sichtbare  Oberhaupt  dieses  Staates  die  Lehns- 
herrlichkeit über  alle  Länder  der  Erde  in  Anspruch  nimmt 
Dieses  Geistes  war  einst  —  und  ist  (in  thesf)  noch  jetzt — 
das  Völkerrecht  der  römisch-katholischen  Kirche.  Der 
Pabst ,  das  sichtbare  Oberhaupt  dieser  Kirche ,  eines  Got- 
tesstaates, betrachtete  sich  als  den  obersten  Lehnsherrn 
aller  Länder  der  katholischen  Christenheit  Wenn  auch 
auf  die  Gestaltung  dieses  Lehnsverhältnisses  das  weltliche 
Lehnswesen  des  Mittelalters  einen  sehr  erheblichen  Einflufs 
ausübte,  so  lag  doch  der  innere  Grund  jenes  Verhältnisses 
in  der  Eigenschaft,  welche  der  Pabst  als  Stellvertreter 
Gottes  auf  Erden  hatte.  Und  nicht  an  den  Ländern  der 
Christenheit  allein  nahm  der  Pabst  das  Obereigenthum  in 
Anspruch.  Als  in  der  zweiten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts die  Portugiesen  den  Weg  nach  Ostindien  um  das 
Vorgebirge  der  guten  Hoffnung  herum,  die  Spanier  Ame- 
rika entdeckt  hatten ,  da  geriethen  diese  Völker  bald  we- 
gen ihrer  Ansiedelungen  und  Eroberungen  in  den  neuent- 
deckten  Ländern  mit  einander  in  Streit  Beide  Theile  leg- 
ten den  Streit  dem  Pabste  zur  Entscheidung  vor,  gleich 
als  könne  dieser  über  alle  Länder  der  .Erde ,  als  über  sein 
Eigenthum,  verfügen.  Der  Pabst,  Alexander  VI,  —  nicht 
ahndend ,  dafs  die  Erde  die  Gestalt  einer  Kugel  habe ,  — 
verordnete  durch  eine  Bulle  vom  Jahre  1493,  dafs  alles 
Land,  welches  jenseits  der  Linie,  die  er  von  Pol  zu  Pol 
100  Meilen  westlich  von  den  Azoren  zog ,  entdeckt  wer- 


den  würde ,  den  Spaniern  ,  4as  Land  diesseits  dieser  Linie 
den  Portugiesen  gehören  seile. 

Nach  dem  Vernunftrechte  ttfst  sich  die  ursprüng- 
liche nder  einseitige  Erwerbung  eines  Landes,  (occupatio,) 
—  und  mittun  die  «ran/angliche  Theilung  der  Erde  unter 
die  Volker,  die  sie  in  Besitz  genommen  haben ,  auf  eine 
doppelte  Weise  rechtfertigen. 

Ersten» :  Wie  der  einzelne  Mensch,  so  hat  auch  ein 
Volk  das  Becht ,  sich  auf  der  Erde  an  irgend  einem  Orte 
aufzuhalten.  Zwischen  einem  einzelnen  Menschen  und 
gscben  einem  Volke  tritt  jedoch  in  dieser  Beziehung  der 

nrsehied  ein  9  dafs  sich  Jener  ,  unbeschadet  seiner  Per» 
sönlichkeit ,  bald  an  diesem  bald  an  einem  andern  Orte  auf- 
halten kann ,  ja  in  dem  Interesse  seiner  persönlichen  Frei- 
heit nicht  an  einen  und  denselben  Aufenthaltsort  gebannt 
seyn  darf*),  ein  Volk  aber,  um  wegen  seiner  Existenz 
vollkommen  gesichert  zu  seyn ,  einen  Theil  des  Erdbodens 
ab  sein  Eigenthun  d.  i.  dergestalt  besitzen  mufs ,  dafs  es 
sich  auf  diesem  Tbeile  des  Erdbodens,  also  in  seinem  Lan- 
de, bleibend  aufhalten,  ein  jedes  andere  Volk  von  der 
Ausübung  irgend  eines  Rechts  innerhalb  dieses  Landes 
oder  über  dasselbe  ausschliefsen  kann.  Denn  aus  mehreren 
Menschen  bestehend ,  nur  deswegen  ein  Ganzes ,  (ein  cor- 
pus,) weil  die  einzelnen  Mitglieder  des  Vereines  einem 
«nd  demselben  Herrscher  unterworfen  sind ,  hat  ein  Volk 
eben  so  wenig  ohne  ein  Land ,  als  der  Staat  ohne  ein  Ge- 
biet 9  ein  rollständiges  und  auf  die  Dauer  gesichertes  äus- 
seres Daseyn.  Wenn  sich  daher  ein  Volk  einen  Theil  des 
Erdbodens  zueignet,  so  hat  dieses  Volk  aus  demselben 
Grunde  ein  Eigentumsrecht  an  diesem  Theile  des  Erd- 
bodens ,  aus  welchem  es  ein  Recht  auf  Unabhängigkeit  von 
der  Willkuhr  anderer  Völker  hat  Jenes  Eigentumsrecht 
ist  die  physische  Bedingung  der  Selbstständigkeit  des 
Volks«  —    Zweiten*:  Der  allgemeine  Rechtsgrund  des 


*>  Jedoch,. anch  wm  die  Menschen  als  Einzelne  betrifft,  beruht  auf 
dem  Rechte,  sich  Irgendwo  aufeuhalteiij  das  H eimather echt. 


m 
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Eigenthumsreehtes  (an  Sachen)  lautet  so  2) :  Die  JHen  - 
sehen  dürfen  und  sollen  den  Erdboden  so  wie  seine  Schätze 
und  Erzeugnisse  dem  Eigenthume  nach' unter  sich  vertei- 
len ,  auf  dafs  sie  ,  der  Früchte  ihrer  Arbeit  gewifs ,  unver- 
drossen die  Arbeit  verrichten ?  welche  sie,  um  ihre  Be- 
dürfnisse desto  reichlicher  und  vollkommener  zu  befiriedi- 
gen ,  auf  den  Erdboden  und  seine  Produkte  zu  verwenden 
haben.  Auf  diesen  Rechtsgrund  kann  sich  ein  Volk  für 
das  Eigenthum  an  dem  Lande ,  das  es  in  Besitz  genommen 
hat ,  in  so  fern  berufen ,  als  es  das  Land  urbar  und  sonst 
wohnlicher  gemacht  hat  Es  kann  sich  auf  diesen  Recl 
grnnd  desto  mehr  berufen  ,  je  gröfser  das  Kapital  ist, 
dies  das  Volk  in  dem  Lande  angelegt  hat.  —  Dagegen 
läfst  sich  die  ursprüngliche  Erwerbung  eines  Landes  nicht 
schon  auf  die  Rechtsregel  gründen ;  Eine  herrenlose  Sache 
gehört  dem ,  welcher  sich  die  Sache  zuerst  zueignet.  (Res 
nullius  cedit  primo  occupanti.3  Allerdings  kann  man  sich 
nicht  eine  Sache  zueignen ,  welche  schon  ihren  Herrn  hat. 
Aber  darin  9  dafs  eine  Sache  herrenlos  ist ,  liegt  noch  nicht 
ein  Grund,  warum  ein  Einzelner,  z.  B.  ein  Volk,  durch 
sein  Machtwort  alle  Andere  von  der  Erwerbung  der  Sache 
äusschliefsen  könnte.  Daher  ist  das  Europäische  Völker- 
recht im  Irrthume ,  wenn  es ,  was  Länder  oder  Inseln  be- 
trifft, welche  von  einer  Europäischen  Macht  in  andern 
Welttheilen  entdeckt  werden ,  das  Recht  der  ersten  Ent- 
deckung und  Besitznahme  unbedingt  d.  i.  selbst  in  dem 
Falle  für  gültig  erachtet ,  da  das  Volk ,  welches  die  Ent- 
deckung gemacht  hat,  in  dem  Lande  oder  auf  der  Insel 
keine  Ansiedelung  (oder  Kolonie}  stiftet.  »} 

1)  S.  Bd.  IV.  s.  US. 

2}  Vgl.  über  dieses  Recht  der  ersten  Entdeckung  und  Besitznahme, 
welches  so  manche  Streitigkeiten  unter  den  Europäischen  Mäch- 
ten veranlagt  hat,  Story,  commentaries  on  the  Constitution  of 
tue  United  States.  I,  ö.  —  Ich  setze  übrigens  im  Texte  vor- 
aus, dafs  das  entdeckte  Land  oder  die  entdeckte  Insel  noch,  un- 
bewohnt ist.  In  dem  entgegengesetzten  Falle  ist  die  Besitz- 
nahme schon  aus  einem  andern  Grunde  widerrechtlich.  Dann  M 
das  Land  oder  die  Insel  nicht  mehr  ein«  res  nullius. 
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Der  erste  der  obigen  Gründe  ist  schon  für  sich  hinrei- 
chend, die  ursprüngliche  Erwerbung  eines  Landes  zu  recht- 
fertigen. Nicht  deswegen  sind  die  Menschen  rechtlich  ver- 
pflichtet ,  sich  zu  Völkern  zu  schaaren ,  weil  der  Erdboden, 
seine  Schätze  und  Erzeugnisse  Arbeit  von  ihnen  fordern , 
sondern  weil  sie  unter  sich  selbst  ein  dem  Rechtsgesetze 
entsprechendes  geselliges  Verhäknifs  verwirklichen  sollen. 
Nicht  deswegen  also  hat  ein  Volk  ein  Eigenthum  an 
dem  von  ihm  in  Besitz  genommenen  Lande ,  weil  es  Arbeit 
auf  das  Land  verwendet  hat,  sondern  des  wegen,  weil  es  ohne 
ein  Land  nicht  wegen  seiner  Existenz  gesichert  seyn  wür- 
de. Allemal  aber  erhalt  das  Eigenthum  am  Lande  durch  die 
Arbeit,  welche  das  Volk  auf  das  Land  verwendet,  eine  neue 
—  sowohl  eine  rechtliche  als  eine  moralische — Sanktion.  '3 
Denn  ein  Volk,  welches  sein  Land  auf  eine  der  Beschaf- 
fenheit desselben  entsprechende  Weise  bebaut  und  benutzt, 
verdient  sein  Land  zu  besitzen.  Der  Besitzstand  eines 
solchen  Volkes  ist  auch  in  den  Augen  anderer  Völker  ehr- 
würdiger, oder  man  mufste,  (gegen  das  Zeugnifs  der  Ge- 
schichte,} moralischen  Ideen  allen  Einflufs  auf  die  Hand- 
lungsweise der  Völker  absprechen«  Sollte  auch  ein  solches 
Volk  seine  Selbstständigkeit  verlieren,  so  darf  es  doch 
hoffen ,  dafs  den  gewesenen  Gemeindegliedern,  als  Einzel- 
nen, der  Besitz  des  Grundes  und  des  Bodens  ganz  oder 
gröfsttntheils  verbleiben  werde« 

Die  Völker  sind  berechtiget,  einen  jeden  Theil  der  Erd- 
oberfläche in  Besitz  zunehmen,  ausgenommen  das  Welt- 
meer. Wie  dem  Staatsrechte  nach  Strafsen  und  schiff- 
bare Flusse  dem  gemeinen  Gebrauche  vorzubehalten  sind, 
so  fordert  das  Völkerrecht,  dafs  das  Weltmeer,  —  diese 
von  der  Natur  selbst  gebahnte  Strafse ,  auf  welcher  allein 
alle  Völker  der  Erde  zu  einander  gelangen  können,  —  das 
Gemeingut  der  Völker  bleibe.  *)  —   Wenn  aber  ein  jedes 


1)  Vgl.  Bd.  IV.  S.  156. 

f )  Ueber  die  Ausnahmen  ,  welche  das  Europäische  Völkerrecht  Cava 
mehreren  und  besonderen  Gründen)  von  der  Begel  mach*,  dafs 
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• 

Volk ,  welches  vermöge  der  Lage  seines  Lindes  das  Welt- 
meer beschiffen  kann,  dieses  gleich  als  eine  öffentlicke 
Strafse  zu  benutzen  berechtiget  ist ,  so  müssen  auch  die 
Seeschiffe ,  welche  unter  der  Flagge  eines  Volkes  segeln , 
in  der  Eigenschaft  schwimmender  Inseln  derselben  Unver* 
letzlichkeit,  wie  das  feste  Land  des  Volkes ,  gcmefn«. 
Eben  so  könnte  man  aas  der  Eigenschaft  7  welche  das 
Weltmeer  als  ein  Gemeingut  der  menschlichen  Gesellschaft 
hat,  die  Folgerung  ziehn,  dafis  Seeschiffe ,  welche  ihre 
eigene  Flagge  führe*,  gleich  als  selbständige  Länder,  die 
Mannschaften  dieser  Schiffe  gleich  als  Wandervölker  zu 
betrachten  wären,  auch  angenommen,  daFs  die  Mannschaf- 
ten dieser  Schiffe  gegen  die  Schiffe  aller  andern  Volker 
Krieg  fährten.,  Gleichwohl  gestattet  das  Europäische  Völ- 
kerrecht, Seeschiffe  dieser  Art,  wenn  sie,  um  Beute  tt 
machen ,  ausgerüstet  Sind ,  als  Räuberherbei'gen ,  und  die, 
von  welchen  sie  bemannt  sind,  (nicht  nach  dem  Kriegs*- 
rechte ,  sondern!  als  Seeräuber  d.  i.  als  Verbrecher  zd  be- 
handeln, welche  die  Macht,  die  ihrer  habhaft  wird,  m 
richten  und  zu  bestrafen  befugt  ist  Und  mit  Grund  t  Die 
Männschaft  eines  solchen  Schiffes  fuhrt  mit  allen  die  See 
befahrenden  Völkern  einen  Krieg,  der  steh  durch  nithte 
rechtfertigen  läfst»  Unterliegt  sie  in  dieseih  Kriege,  sb 
darf  gegen  sie  das  Kriegsrecht  in  seiner  ganzen  Strenge 
in  Vollziehung  gesetzt  werden.  Schon  das  ist  eine  Milde- 
rung dieses  Rechts,  dafs  Seeräuber,  wehn  auch  nach  ei- 
nem ihnen  fremden  Gesetze ,  gerichtet  und  nicht  ohne  Utr^ 
theil  und  Recht  hingerichtet  werden»  *~) 


dam  Weltmeer  da«  Gemeing**  der  Vdlker  eey,  **  Jata.  ff  est, 
conmentarles  on  Aaierioau  law.  T.  I.  (Newyork  1896.)  fik  S§, 
Wheaton,  elemeate  of  international  law.  T.  I.  chap.  4. 

*)  Kent  In  dem  a.  W.  I,  171  ff, 
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IL    Von  den 

Rechten,  welche  einem  Volke  kraft  des  Eigenthumes  an 

dem  Lande ,  das  es  in  Besitz  genommen  hat,  zustehn. 

Das  Eigenthum,  welches  ein  Volk  an  seinem  Lande 
hat,  enthält  ganz  dieselben  Rechte,  wie  das  Eigenthum 
an  Grand  und  Boden  überhaupt. 

Dem  Völkerrechte  nach  also  kann  ein  Volk  sein  Land 
oder  einen  Theil  seines  Landes  ganz  so  veräufsern,  wie 
ein  Privatmann  sein  Grundstück  '),  ist  derjenige,  welcher 
das  Volk  im  Verhältnis  zu  andern  Völkern  überhaupt 
zn  vertreten  berechtiget  ist,  auch  bei  einer  Veräufse- 
rung  des  Landes  der  rechtmafsige  Vertreter  des  Volkes. 
Daher  ist  z.  B.  in  der  absoluten  Monarchie  der  Fürst  dem 
Völkerrechte  nach  befugt,  über  das  Land  oder  über  einen 
Theil  des  Landes  zum  Vortheile  eines  andern  Volkes  zu 
verfügen.  Nicht  als  ob  er  dem  Staatsrechte  nach  Ei- 
genthümer  des  Landes  wäre.  Dem  Staatsrechte  nach 
ist  der  Monarch  nur  der  Landesherr  d.  i.  ist  er  nur  berech- 
tiget, die  Pflichten  der  Unterthanen  in  Beziehung  auf  den 
Grund  und  Boden  des  Landes  zu  bestimmen  und  geltend 
zu  machen.  Er  ist  dem  Staatsrechte  nach  selbst  dann  nur 
der  Landesherr ,  wenn  er  auch  aus  einem  andern  Grunde 
(kraft  eines  andern  Rechtstitels)  ein  Eigenthum  des  bür- 
gerlichen Rechts  an  dem  Lande  hätte.  *)  Sondern  weil  er 
als  Souverain  zugleich  eine  andere  rechtliche  Eigenschaft 
hat,  die  eines  Vertreters  oder  Repräsentantens  der  Volks- 


1)  Der  eine  and  der  andere  Fall  ist  den  Staatsrechte  nach  einer 
wesentlichen  Umgestaltung  der  Verfassung  nahe  verwandt. 

8)  Daher  ist  umgekehrt  der  Satz,  dafs  in  der  unbeschränkten  Mo- 
narchie der  Fürst  das  Land  ku  veräußern  befugt  sey ,  nicht  auf 
die  sogenannten  Patrimonial Staaten  xu  beschränken.  Auch  da, 
wo  der  Monarch  dem  bürgerlichen  Rechte  nach  Eigentümer  des 
Landes  ist,  ist  er  dennoch  dem  Staatsrechte  nach  nur  der  Lan- 
desherr ,  wenn  es  auch  in  den  Staaten  dieser  Art  nicht  an  einer 
Verwechselung  beider  Eigenschaften  und  an  Kollisionen  zwischen 
ihnen  fehlen  kann.  (Daher  gab  es  In  Deutschland  ehemals  Län- 
der, quae,  —  wie  Patt  er  sich  ausdrückte,  —  modo  magis  he* 
rill  regebantur.) 
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gemeinde.  ')  Jedoch,  wenn  in  irgend  einem  Falle,  (die 
Verfassung  sey  übrigens  welche  sie  wolle,}  die  Pflichten, 
welche  der  Souverain  als  solcher  auf  sich  hat,  mit  den 
Rechten,  die  ihm  al?  dem  Vertreter  der  Volksgemeinde 
zusfehn,  kollidiren,  so  ist  es  in  dem  Falle  einer  Veräufse- 
rnng  des  Landes.  Denn ,  indem  der  Souverain  das  Land 
veränfsert,  entschlagt  er  sich  zugleich  der  Pflichten,  wel- 
che ihm,  als  Souveraine,  gegen  die  Einwohner  des  Lan- 
des oblagen.  Daher  wird  eine  solche  Veräufsernng  von 
der  öffentlichen  Meinung  nur  in  den  Fällen  gebilliget,  da 
sie  sich  durch  einen  besonderen  Grund  rechtfertigen 
läfst;  also  nur  dann,  wenn  erstens  in  einem  Friedens- 
schlüsse eine  Provinz  —  ohne  oder  gegen  eine  Vergeltung 
—  abgetreten  wird,  oder  wenn  zweitens  ein  von  dem 
Gebiete  eines  oder  mehrerer  anderer  Staaten  eingeschlos- 
sener (eine  enclave)  oder  ein  von  dem  Haupt körper  des 
Landes  entfernt  liegender  Bezirk  der  Gegenstand  der  Ab- 
tretung ist,  oder  wenn  drittens  ein  unbewohnter  Theil 
des  Landes  veräufsert  wird.  *)  In  dem  ersten  Falle  läfst 
sich  die  Abtretung  als  ein  für  den  Frieden  gezahlter  Preis, 
also  durch  einen  Nothstand  rechtfertigen ;  in  dem  zweiten 
Falle  kann  man  annehmen,  dafs  sie  die  Zustimmung  der 
unmittelbar  Betheiligten  für  sich  habe ;  in  dem  dritten  Falle, 
(wenn  anders  dieser  unter  die  Regel  gehört  ,)  kann  man 
sie  als  eine  in  dem  Interesse  des  Staatshaushaltes  ergrif- 
fene Mafsregel  betrachten.  —  Anders  urtheilte  die  öffent- 
liche Meinung ,  als  in  den  achtziger  Jahren  des  letztver- 
flossenen Jahrhunderts  Oesterreich  den  Plan  verfolgte ,  die 
Niederlande  gegen  Baiern  zu  vertauschen. 

Eben  so  kann  ein  Volk  in  seinem  Lande,  mit  Aus*» 
echlufs  eines  jeden  andern  Volkes,  schalten  und  wal- 
ten, wie  es  ihm  beliebt.    Ein  jedes  Recht  des  Souveraines 


1)  S.  oben  Band  1.  Buch  III.  HptsL  4. 

8)  Fälle  der  dritten  Art  kommen  in  Europa  selten  oder  Die,  desto 

häufiger  in  andern  WelttheUen  ,  namentlich  in  Nordamerika ,  vor. 

Vgl«  Indian  treaties  and  law»  and  regulations  relating  to  Indian 

affaira.    Washington  1887. 
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ist  zugleich  ein  Recht,  welches  dem  Volke,  kraft  seines 
Eigenthumes  am  Lande ,  zusteht  Das  Grundeigentum  ist 
an  sich  —  oder  im  Stande  der  Natur  —  die  Machtvollkom- 
menheit selbst  bezogen  auf  einen  bestimmten  Theil  des 
Erdbodens.    (Vgl.  das  nächstfolgende  Hauptstück.) 

Endlich  hat  ein  Volk ,  kraft  des  ihm  an  seinem  Lande 
zustehenden  Eigenthumes ,  das  Recht ,  einem  jeden  andern 
Volke,  das  sich  widerrechtlich  in  den  Besitz  des  Landes 
gesetzt  hat,  dieses  zu  entwähren.  (Jus  vindicandi.) 
Begründet  ist  dieses  Entwährungsrecht  9  wenn  in  einem 
Kriege  die  eine  kriegführende  Macht  einen  Theil  des  Lan- 
des der  andern  erobert  hat  \) ,  —  oder  wenn  ein  Theil  des 
Landes  widerrechtlich ,  Qd.  u  von  dem ,  welcher  das  Volk 
entweder  überhaupt  nicht  oder  nicht  in  dieser  Beziehung 
zu  vertreten  berechtiget  war,)  veräufsert,  —  oder  wenn 
durch  eine  Revolution  ein  Theil  vom  Ganzen  abgerissen 
worden  ist 2) ,  —  oder  wenn  zwischen  zwei  Völkern  Strei- 
tigkeiten wegen  der  Landesgrenzen  obwalten.  Dagegen 
ist  der  Fall,  da  ein  Volk  aus  seinem  bisherigen  Wohn- 
lande auswandert,  als  ein  Verzicht  zu  beurt heilen,  welchen 
das  Volk  auf  das  Eigenthum  an  diesem  Lande  geleistet 
hat.  Denn  mit  welchem  Rechte  könnte  das  Volk  andere 
Völker  von  der  Besitzergreifung  des  Landes  ausschliefsen  ? 
—  So  gewifs  aber  auch  in  dem  Eigenthume  am  Lande  das 
Recht  enthalten  ist,  das  Land  dem  widerrechtlichen  Be- 
sitzer zu  entwähren,  so  ist  es  doch  widerrechtlich,  ver- 
altete Ansprüche  zu  erneuern. 8)    Zwar  läfst  das  Natur- 


1}  Hat  sie  das  Land  der  andern  Macht  ganz  erobert,  so  ist  der 
Fall  als  eine  durch  äufsere  Gewalt  verursachte  Revolution  zu  be- 
trachten. 

8)  In  diesen  Fall  greifen  jedoch  zugleich  die  von  Revolutionen  gel- 
tenden Grundsätze  ein. 

'S}  Napoleon  berief  sich,  als  er  den  Kirchenstaat  mit  dem  Französi- 
schen Kaiserreiche  vereinigte ,  unter  anderem  auf  die  Widerrecht- 
lich keit  der  Schenkungen  Pipins  und  Karls  des  Grofsen,  welchen 
der  Kirchenstaat  seine  Entstehung  verdanke!  Ein  Gewaltstreich, 
4er  beschöniget  wird,  erbittert  desto  mehr.  Dann  kommt  zur 
Gewalttbat  noch  Verhöhnung  hinzu. 


\ 

\ 
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recht  die  zur  Ersitzung  erforderliche  Zeitfrist  unbestimmt. 
Aber  unter  Völkern  soll  schon  das  Rechtens  seyn ,  was  der 
Billigkeit  gemäfs  ist. 

Zu  Folge  der  Rechte,  welche  den  Völkern,  weil  und 
in  wie  fern  sie  Eigentümer  der  von  ihnen  in  Besitz  ge- 
nommenen Länder  sind,  s&ustehn,  kann  man  den  Begriff 
des  Völkerrechts  auch  so  bestimmen:  Das  Völkerrecht 
ist  das  Recht,  welches  die  gegenseitigen  Ver- 
hältnisse unter  Völkern,  diese  als  Grundeigcn- 
thümer  betrachtet,  zum  Gegenstande  hat.  Die 
Selbstständigkeit  eines  Volkes  ist  gegen  einen  jeden  phy- 
sischen Zwang  vollkommen  gewahrt,  wenn  und  so  lange 
das  Volk  in  seinem  Lande  ausschliefslieh  Herr  und  Meister 
ist.  (Daher  bewachen  auch  die  Regierungen  die  Unver- 
letzlichkeit de»  Staatsgebietes  billig  mit  besonderer  Eifer- 
sucht.} 

Diese  Ansicht  liegt  insbesondere  auch  dem  Euro- 
päischen Völkerrechte  zum  Grunde.  (Daher  setzt  die 
in  Europa  übliche  diplomatische  Sprache ,  wenn  sie  ein  be- 
stimmtes Volk  oder  den  Stellvertreter  desselben  nennen 
will,  so  häufig  den  Namen  des  Landes.  Sie  sagt  z.  B. 
Frankreich  oder  Rnfsland  hat  in  dem  und  dem  Falle  das 
und  das  Interesse.)  Es  steht  diese  Ansicht  in  einem  we- 
sentlichen Zusammenbange  mit  den  Begriffen,  welche  einst 
den  Rechten  der  Völker  Deutschen  Ursprungs  überhaupt 
zum  Grunde  lagen.  Da  diese  Rechte  den  Staat  als  einen 
unter  den  Land-  und  Grundherren  des  Landes  abgeschlos- 
senen Verein  und  den  Monarchen  als  den  Landesherrn  d.  i. 
als  den  Oberherrn  dieser  Land-  und  Grundherren  betrach- 
teten *),  so  konnte  sich  ihnen  das  Recht,  das  wir  Völker- 
recht nennen ,  nur  in  der  Gestalt  eines  Rechtes  darstellen , 
welches  das  gegenseitige  Verhältnifs  unter  den  Herren 
verschiedener  Länder  oder  unter  diesen  Ländern  selbst 
zum  Gegenstande  habe.  *)    Auch  das  Lehnswesen,  eine 


1)  S.  oben  Bd.  III.  S.  156  IT. 

»)  Dftfs  diu*  Ansicht  eine  den  Deutschen  elgenthumliolie  Anrieht  Ist» 
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Modifikation  der  Grandhmlichkeitsverf assung ,  trag  stir 
Befestigung  «ml  zur  Verbreitung  dieser  Vorstellungen  das 
Sciiige  bei  ,  munal  da  es  auf  das  VerMIteifs  unter  den  Eu- 
repfiischen  Staaten  Deutschen  Ursprungs  unmittelbar  an- 
gewendet wurde» 

An  diese  Ansieht ,  welche  die  Völker  Deutscher  Nation 
vom  Völkerrechte  haben ,  reihte  sieh  sehen  frühzeitig  eine 
andftrfe  ihr  nahe  verwandte  an.  Man  betrachtete  and  man 
betrachtet  in  einem  gewissen  Grade  nach  jetat  das  Völker- 
recht als  ein  Recht,  welches  die  gegenseitigen  VcrhÜt* 
nisfee  der  Europäischen  Herrschergeschlechter  wsam  Gagen» 
blande  hat.  —  Schon  zu  der  Zeit,  da  es  zuerst  in  der  Ge- 
schichte der  Deutschen  tagt,  seheint  diese  Nation  aaf  Vetf- 
scfcwägerangen  und  Verwandtschaften  unter  ihren  Königs- 
und  Fürstenhäusern  ein  besonderes  Gewicht  gelegt  äu  ha- 
ben.  Denn  Tacitus  *)  berichtet  ?  dafs ,  obwohl  bei  den 
Deutschen  die  Einehe  Rechtens  war ,  dennoch  einige  Kö- 
nige and  Fürsten  der  Nation  mehrere  ihnen  ebenbürtige 
GeaaAhlinnen  hatten  ,  auf  dafs  die  eigene  Macht  durch  die 
Macht  der  ihnen  verschwägerten  Familien  verstärkt  würde» 
Eben  sb  wird  die  politische  Wichtigkeit  saldler  Verschwä- 
gertngert  durch  die  Nachrichten  beurkundet r  welche  uns 
dferfcelbe  Schriftsteller  von  den  Familienverhältnissen  Ar- 
«ins  aufbewahrt  hat.  0    Aach  nach  der  sogenannten  gro- 


daten  kann  maa  steh  am  besten  durah  eise  Vergleiclung  jener 
Ansicht  mit  dm  Meinungen  anderer  Völker  überzeugen.  Z»  S. 
bei  den  altgriechischen  Schriftstellern  ist  nicht  von  dem  Kampfe 
zwischen  Griechenland  und  Persien  —  sondern  zwischen  den  Grie- 
chen «der  den  Hettencn  und  den  Persern  —  die  Rede.  Dieselben 
Schriftsteller  stellen  den  Peloponneetechen  Krieg  als  einen  Kampf 
zwischen  den  beiden  Bauptstimmen  der  Griechischen  Nation  dar. 
s.  Ariit.  Polii.  1,  1.  HI,  1—8.  VII >  1.  Tbucyd.  VI,  80.8». 
Die  Römer  hatte»  nicht  einmal  einen  Namen  für  ihr  Land. 

1)  Germania  e.  IS.  „Germani  prope  seü  barbaromm  atnaatia  nxo- 
ribns  content!  sunt;  excepüs  admodnm  pauds,  jal  aoa  libidiae, 
aad  ab  noMÜtatem  plnribaa  ttapttts  ambinatar." 

S)  AnnaL  I,  W  £  Armin  hatte  die  Tochter  Sogest1*  gerannt.  Da- 
her  Halb  mtd  Zwietracht  zwischen  dem  Schwiegervater  aad  dem 
Schwiegersöhne ;  ein  Verh&itnUs,  welches  aaf  den  Kampf  gegen 
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ifeen  Völkerwanderung  und  während  des  Mittelalters  fehlt 
es  nicht  an  Beispielen,  dafs  die  Deutschen  Königs-  und 
Fürstenhäuser  auf  Verschwägerungen  unter  sich  fort- 
dauernd einen  besonderen  politischen  Werth  legten.  So 
bediente  sich  schon  Theodorich,  König  der  Ostgothen,  zur 
Ausfuhrung  des  Planes,  den  er  verfolgte,  unter  den  sud- 
europäischen Staaten  Deutschen  Ursprungs  einen  dauer- 
haften Frieden  zu  stiften  '},  auch  des  Mittels,  dafs  er 
Yerschwägerungen  unter  den  Königshäusern  dieser  Staa- 
ten zu  Stande  brachte.  *)  Noch  entscheidender  aber  wur- 
den die  Familienverhältnisse  unter  dert  Europäischen  Dy- 
nastieen  für  das  Europäische  Völkerrecht  von  dem  Ende 
des  fünfzehnten  Jahrhunderts  an.  Von  dieser  Zeit  an  und 
bis  in  die  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  war  in  Eu- 
ropa die  Eifersucht  zwischen  den  Häusern  Habsburg  und 
Bourbon  ein  Hauptthema  der  auswärtigen  Politik.  *Nqn  hat 
sich  zwar  in  den  neueren  und  neuesten  Zeiten  auch  in  die- 
ser Beziehung  nicht  wenig  in  Europa  geändert.  Die  mei- 
sten Völker  sind  auch  in  den  auswärtigen  Angelegenheiten 
—  öffentlich  oder  heimlich  —  zu  einer  Stimme  gelangt. 
Weil  die  grofsen  Staaten  gröfser  oder  mächtiger ,  der  klei- 
nen «Staaten  wenigere  geworden  sind ,  stehen  bei  einem 
Kriege  gröfsere  und  allgemeinere  Interessen  auf  dem  Spiele. 
Gleichwohl  ist  auch  jetzt  noch  nicht,  —  wie  z.  B.  die  Ge- 
schichte Napoleon's  beurkundet ,  —  das  Band  zwischen  dem 
Familienrechte  der  Europäischen  Dynastieen  und  dem  Eu- 
ropäischen Völkerrechte  gänzlich  gelöfst ,  noch  das  Fami- 


Bom  einen  entscheidenden  Einflute  gehabt  zu  haben  scheint.  Viel- 
leicht wurde  die  Thusnelde  eine  nicht  minder  wichtige  Bolle  in 
der  Geschichte  der  Deutschen  spielen  ;  wie  die  Helena  in  der 
Geschichte  der  Griechen,  —  wenn  die  Nachrichten  bei  Tadtus 
mehr,  als  Bruchstucke,  w&ren.    (Garet  vate  sacro.) 

1)  Es  lag  diesem  Plane  die  Idee  eines  politischen  Gleichgewichtes 
zum  Grande. 

9)  Budolph  von  Habsburg  verheirathete  seine  Tochter  mit  den  welt- 
lichen Churfflrsten  des  Reichs.  —  We  langwierigen  Kriege^  »wi- 
schen England  und  Frankreich  während  des  Mittelalters  waren 
Familienkriege. 
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lieninteresse  jener  Dynastieen  ohne  Einftnfs  auf  die  aus- 
wärtige Politik. J)  —  Nimmermehr  wurden  FamiKenver- 
bindnngen  unter  den  Herrschergeschlechtern  zu  dieser  po- 
litischen Bedeutung  in  Europa  gelangt  seynj  wenn  nicht 
bei  den  Völkern  Deutscher  Abkunft  die  Einehe  von  jeher 
Rechtens  gewesen  wäre«  Jedoch  reicht  die  Herrschaft  die- 
ses Rechts  noch  nicht  hin ,  die  in  Frage  stehende  Thatsache 
zu  erklären.  Den  Byzantinischen  Kaisern  z.  B.  war  diese 
FamiHenpolitik  unbekannt. ')  Eben  so  wenig  geben  über 
Jene  Thatsache  die  besondere  Achtung,  in  welcher  das 
weibliche  Geschlecht  von  jeher  bei  den  Deutschen  stand  •), 
und  der  Geist  des  Deutschen  Familienrechts  schon  für  sich 
eine  genugende  Auskunft.  Sondern  man  mufs,  um  den 
Zusammenhang  der  Familienverhältnisse  unter  den  Euro« 
päischen  Herrschergeschlechtern  mit  den  Verhältnissen  un- 
ter den  Europäischen  Völkern  auf  seine  Ursachen  zurück- 
zuführen, noch  überdiefs  die  Verfassungen  der  Staaten 
Deutschen  Ursprungs  zu  Hälfe  nehmen.  Fast  in  allen  die- 
sen Staaten  gab  es  einen  landsässigen  Adel.  Obwohl  in 
so  viele  besondere  Körperschaften  getheilt,  als  das  Ger« 
manische  Europa  Staaten  zählte ,  bildete  er  doch ,  dessel- 
ben Ursprungs ,  derselben  Gesinnung  und  Sitte ,  und  ohn- 
gefähr  derselben  Vorrechte  theilhaft,  zugleich  eine  einzige 
grofse  Körperschaft.  Wie  hätten,  sich  nicht  eben  so  die 
in  diesen  Staaten  herrschenden  Geschlechter  als  zu  einem 
einzigen  Stande ,  dem  hohen  Europäischen  Adel,  gehörend 
betrachten  sollen? 


1)  Für  Deutschland  ist  dieser  Einflufs  von  besonderer  Wichtigkeit. 
Man  könnte  eine  eigene  Abhandlung  unter  dem  Titel  schreiben : 
De  Germania,  seminario  ▼irginum  Ulustrium.  In  den  neuesten 
Zeiten  hat  man  auch  die  Könige  In  Deutschland  gesucht. 

9)  Tgl.  Luitprandi  legatio  ad  Nicephorum  Phocam.  p.  186  ff.  (In 
ej.  Opp.  Antwerp.  1640.)     Lultprand  hatte  unter  anderem  den 

>  Annrag ,  um  die  Griechische  Prln&essia  Theophaala  für  Otto  II. 
anzuhalten. 

3)  Taoit.  Germ.  c.  8.  „Inesse  quin  eiiam  sanetum  aliquid  et  pro- 
vldum  foemtnis  putant."  (Eine  kaum  erklärbare  Eigentümlich- 
keit des  Deutschen  Nationalcharakters  I) 
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Nicht  gering  sind  die  Yortbefle  anzuschlagen.,  wekhe 
die  Ansicht,  —  dafe  das  Europäische  Völkerrecht  als  eis 
Recht  au  betrachten  sey ,  welches  das  gegenseitige  Ter-* 
hiltnifs  unter  den  Europäischen  Herrschergeschlechtern^ 
zun  Gegenstande  habe ,  —  für  die  Europäische  Menschheit 
gehabt  ha*.  Der  Standes-  d.  u  der  Adelsgeist,  weicher  in 
diesen  Geschlechtern,  dem  hohen  Gennanisch^EnropÄischea 
Adel,  herrschte*  (er  war  derselben  Art,  wie  der,  wel- 
cher den  niederen  nder  grundherrlichen  Add  in  dem  Ger- 
manischen Europa  oharakterisirte,)  hatte  in  völkerrecht- 
licher Hinsicht  »ehr  woMthätige  Folgen.  Er  führte  nn  ei- 
ner gewissen  Mäfsigung.  bei  der  Verhandlung  völker- 
rechtlicher Angelegenheiten.  Die  Souveraine  der  Germa- 
nischen  Staaten  redeten  einander  mit  Verwandtsehaflbs- 
namen  an,  sie  beneigten  einander  ihre  Theilnahme  bei  be- 
sonders erfreulichen  oder  schmerzlichen  Famütenerejgnis- 
sen9  auch  sonst  fehlte  es  nicht  an  Veranlassungen  z« 
freundlichen  Mitfheilnngen  unter  ihnen ;  wie  hüten  sie  also 
bei  diplomatischen  Verhandlungen ,  und  selbst  in  Kriegs* 
neiten,  des  Anstände«  gänzlich  vergessen  können,  wel- 
chen Stande»-  und  Familieaverhtttniasfe  ihnen  gegenseitig 
nur  Pflicht  machten?  Die  Standes«  und  die  Herrscher- 
rechte eines  Souveraines  waren  einander  jbu  nahe  ver- 
wandt ,  als  dafs  sich  die  Achtung  für  jene  von  der  Achtung 
für  diese  gänslich  losreifsen  konnte.  Derselbe  in  denJDy- 
nastieen  der  Germanischen  Staaten  herrschende  Adels-  und 
Familiengeist  sicherte  überdiefs  die  einzelnen  Sou- 
veraine, auch  die  minder  mächtigen,  in  dem  Besitze 
ihrer  Länden  (Mit  andern  Worten,  es  stand  dieser 
Geist  mit  dem  Principe* der  Legitimität  in  einem  wesent- 
lichen Zusammenhange.)  Denn,  wenn  auch  ein  Erbadel 
neine  Stufen  haben  kann,  so  kann  doch  diese  Abstufung, 
was  die  wesentlichen  Hechte  des  Adels  betritt,  der  Gleich- 
heit und  Ebenbürtigkeit  seiner  Mitglieder  keinen  Eintrag 
thun.  Daher  hatten,  aus  dem  vorliegenden  Grunde j  alle 
Europäische  Sou veraine,  so  ungleich  sie  auch  der  Macht 
nach  einander  seyn  mochten ,  denselben  Anspruch  auf  Ach- 
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fang  für  die  Hoheit, iber  ihre  Länder}  was  für  den  f Blair 
sehen  Zustand  unseres  Welttheiles  eine  um  so*  gröfsere 
Bedeutung  hatte,  je  ungleicher  der  Europäische  Boden 
unter  die  einzelnen  Völker  und  Völkerschaften  und  deren 
Souveraine  vertheilt  war.  *)  Andererseits  ist  ein  Erbadel 
nicht  nur  auf  diejenigen  eifersüchtig ,  welche  zur  Aufnahme 
in  seine  Körperschaft,  sey  es  durch  Verdienst  oder  durch 
Glück,  gelangt  sind,  sondern  auch  auf  diejenigen,  welche, 
obwohl  der  Geburt  nach  &tandesgenossen ,  dennoch  eine 
die  llechtsgleichheit  aller  Standesgenossen  bedrohende 
Macht  an  sich  reifsen  wollen.  Dieselbe  Eifersucht  war  eine 
der  Ursachen ,  warum ,  wenn  ein  Emporkömmling  oder  ein 
Eroberer  den  Besitzstand  anderer  Souveraine  bedrohte, 
allemal  der  hohe  Germanisch  -  Europäische  Adel  den  her- 
kömmlichen Besitzstand  aufrecht  zu  erhalten  suchte»  (^Na- 
poleon. —  Ludwig  XIV.  Friedrich  II.)  Endlich  kann  man 
von  der  in  Frage  stehenden  Eigentümlichkeit  des  Euro** 
painchen  Völkerrechts  auch  das  rühmen ,  dafs  sie  das  Ei- 
genthum  am  Lande  unmittelbar  unter  den  Sehnte  der  Grund- 
satze stellte ,  durch  welche  das  Deutsche  Recht  das  Grund« 
eigenthuin  überhaupt  vorzugsweise  heiliget 

Dieselbe  Eigentbümlicheit  des  Europäischen  Völker- 
rechts hat  jedoch  auch  ihre  Schattenseite.  —  Wenn  auch 
das  JSigenthum  am  Lande  von  der  Hoheit  über  das  Staats- 
gebiet wesentlich  verschieden  ist,  und  wenn  auch  dem 
Souveraine,  —  dem  Monarchen  *),  —  nicht  deswegen, 
weil  er  dem  Völkerrechte  nach  Eigenthümer  des  Landes 
ist,  auch  dem  Staatsrechte  nach  ein  Eigenthum  an  dem 
Staatsgebiete  zusteht,  so  kann  doch  ein  Völkerrecht,  wel- 
ches, wie  das  Europäische,  das  Verhältnifs  unter  Völkern 
als  ein  Verhältnifs  unter  Grundeigenthümern  betrachtet, 


1)  In  den  neueren  und  neuesten  Zeiten  haben  aus  der  oben  angege- 
benen Ursache  die  kleinen  Staaten  diese  Stutze  in  einem  gewis- 
sen Grade  verloren. 

S)  Ich  beschranke  den  Satz  auf  einen  Monarchen,  weil  in  der  Mo- 
narchie die  Verwechselung  beider  Begriffe  besonders  au  befürch- 
ten ist. 


leicht  zu  einer  Verwechselang'  zwischen  jenen  beiden  Be- 
griffen d.  i.  zu  dem  Irrthuine  verleiten ,  als  ob  der  Sou- 
verän auch  über  das  Staatsgebiet  und  in  demselben  die 
in  dem  Eigenthume  enthaltenen  Rechte  ausüben  könnte. 
Und  das  Europäische  Völkerrecht  hat  nur  zu  sehr  Ver- 
anlassung zu  diesem  Irrthume  gegeben.  Wie  hatte  man 
sonst  z.  B.  auf  den  Gedanken  verfallen  können,  ein  Land 
zum  Gegenstande  einer  Belehnung  zu  machen?  —  Eben  so 
war  der  Einflufs ,  welchen  die  verwandtschaftlichen  Ver- 
haltnisse  unter  den  Europäischen  Herrschergeschlechtern 
auf  die  auswärtigen  Verhältnisse  der  Europäischen  Staaten 
hatten,  für  die  Völker  Europa's  vielleicht  nicht  weniger 
nachtheilig,  als  vorteilhaft.  Ein  Familienzwist  oder  die 
Eifersucht  zwischen  zwei  mächtigen  Herrschergeschlech- 
tern wurde  nicht  selten  Veranlassung  zu  einem  blutigen 
Kampfe.  Oder  es  wurden  Streitigkeiten  über  das  Recht 
zur  Regierungfenachfolge,  z.  B.  wenn  die  Dynastie  im 
Mannsstamme  erlosch,  —  Streitigkeiten,  welche  an  sich 
nur  die  inneren  Angelegenheiten  eines  Staates  betrafen 
und  in  dieser  Eigenschaft  innerhalb  dieses  Staates  zu  er- 
ledigen waren,  —  in  völkerrechtliche  Streitfragen  ver- 
wandelt. (Spanischer  —  Oesterreichisch^r  Erbfolgekrieg.) 


ZWEITES  HAUPTSTÜCK. 

Von  dem 

Rechte  der  Dienstbarkeit, 

welches 

einem  Volke  an  dem  Lande  eines  andern  Volkes 

zuslehn  kann 

Man  pflegt  mit  dem  Namen  der  völkerrechtlichen 
Dienstbarkeiten  zwei  wesentlich  verschiedene  Lasten 
zu  bezeichnen  f) ,  —  die  Land  es  dienstbarkeiten,  Be- 

*)  Servitutes  juris-  gentium  s.  juris  public!.  —  Noch  weniger  ist  eine 
andere  (allgemein  übliche)  Terminologie  zu  billigen ,  welche  >  ohne 
beide  Arten  von  einander  «u  unterscheiden,  alle  diese  Dienstbar- 
keiten Staats  dienstbarkeiten  nennt 
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scbränkungen ,    welchen   die   Eigentumsrechte   eines 
Volks  an  seinem  Lande ,  nnd  Staats  dienstbarkeiten,  Be- 
schränkungen, welchen  die  Ho  hei  tsrechte  des  Staats« 
herrschers  kraft  eines  einem  andern  Volke  —  beziehungs- 
weise an  dem  Lande  oder  an  dem  Staatsgebiete  des  bela- 
steten Theiles  —  zustehenden  dinglichen  Rechts  unter- 
worfen sind.    Z.  B.  Die  servitus  viae  militaris  gehört  in 
die  erste ,  das  Recht  eines  Staates ,  in  dem  Gebiete  eines 
andern  Staates  eine  Gerichtsbarkeit  auszuüben,  gehört  in 
die  zweite  Klasse  der  völkerrechtlichen  Dienstbarkeiten.  *) 
Die  Land  es  dienstbarkeiten  sind  ganz  in  demselben 
Sinne  dingliche  Rechte  an  einer  fremden  Sache,  an  dem 
Grund  und  Boden  des  Landes  eines  andern  Volkes ,  in  wel- 
chem das  bürgerliche  Recht  die  Worte:  Dienstbarkeilen , 
Grunddienstbarkeiten,  gebraucht.  •)  Eben  so  ist  der  Grund, 
mit  welchem  sioh  die  Landesdienstbarkeiten ,  obwohl  Be- 
schränkungen des  Grundeigenthumes ,  rechtfertigen  lassen, 
identisch  mit  dem,  aus  welchem  das  bürgerliche  Recht  die 
Zulüssigkeit  der  Grunddienstbarkeiten  ableitete.    Die  Ver- 
keilung der  Erde  unter  mehrere  Völker  kann  eben  so,  wie 
die  Vertheilung  des  Bodens  eines  und  desselben  Landes 
unter  die  einzelnen  Bürger ,  die  Folge  haben ,  dafs  der  eine 
oder  der  andere  Theil  entweder  schlechthin  nicht  oder  nicht 
gehörig  benutzt  werden  kann ,  wepn  nicht  mit  dem  Eigen- 
thume  an  demselben  ein  Recht  der  Dienstbarkeit  verbunden 
wird«    Da  mufs  es  also  den  Eigentümern  der  Theile  des 
ursprünglichen  Ganzen  freistehn ,  einander  Dienstbarkeiten 
zu  verwilligen.    Die  Verhältnisse  können  sich  in  der  Er- 
fahrung sogar  so  steifen,  dafs  ein  Volk  gegen  das  andere 
schon  von  Rechts  wegen  eine  gewisse  Landesdienst- 
barkeit  in  Anspruch  nehmen  kann.  So  hat  z.  B.  die  Schiurs- 
akte des  Wiener  Kongresses,  indem  sie  festsetzt,   dafs 


1)  Mehrere  andere  Beispiele  ven  völkerrechtlichen  Dienstbarkeiten 
s.  in  Klüber's  Kurop.  Volkerrechte.  §.  137.  Nur  sind  sie  nicht 
nach  der  Klassenverschiedenheit  solcher  Dienstbnrkeiten  geordnet. 

2)  S.  Bd.  IV.  S.  166  ff, 

Zachar iä y  vom  Staate.     V,  4- 


Flüsse,  weJcfre  zwei  Lieder  von  einfindet  scheiden  oder 
mehrere  Länder  nach  einander  durchströmen ;  den  sämmt*- 
liehen  Uferbewohnern  zur  Beschulung  offen  seyn  sollen, 
wohl  nur  einen  Grundsatz  ausgesprochen  and  bekräftiget, 
welcher  schon  an  sich  Rechtens  ist.  *")  Und  eben  so  kann 
ein  Uferstaat,  welcher  durch  einen  Flufsbau,  den  ein  an- 
derer Uferstaat  beabsichtigt  oder  unternimmt,  mit  einer 
yeber§chw  entlang  bedroht  wird,  schon  kraft  eigenen 
Rechts  Einsprache  thun.  —  Mit  ejnein  Worte  also ,  v*u 
den  Jjandesdienst^*tfkeiten  gelten  schlechthin  die  Grund- 
gffttze ,  welche  das  bürgerliche  Recht  von  den  Grunddienst- 
barkeiten aufstellt)  wenn  auch  zwischen  der  einen  und  der 
afuterp  Art  der  —  politische  —  Unterschied  eintritt  %  dtf* 
eine  Regierung  v  indem  sie  eine  Landesdienstbarkeit  be- 
siegt, mittelbar  zugleich  cjer  Staatshoheit  Fesseln  anlegt 

Pageg^n  haben  die  so  genannten  Staats  dienstbar^ 
ketten  nur  um  deswillen  un<|  nur  in  sq  fern  etwaa  von  der 
Natur  einer  Dienstbereit,  weil  und  in  wie  fern  sie  -r-  naefr 
der  Absicht  der  Partheien  —  bleibende  tasten  sind.  Iv 
Übrige  beruhen  s^e  weder  auf  einem  dinglichen  Rephte 
üh^rb^upt  noch  ^uf  efoeuÄ  dingliche«  Rechte  *o\  einer  Sache- 
W  Qe^enstand  ist  nicht  das  L*nd  >  sondern  die  Jbande*- 
^fiheit  oder  die  Machtvol^owaenheit  in  ihrer  Beziehung 
a»(  das  Staatsgebiet,  StftQtsdienstbivrkeiten  qwd  Vertraga- 
Yfr^dlichkeiten  und  *te  «obM  n*<*  de*  Wft  Vertrags* 
TOt^r  Ye|k^rn  ifterlwiflt  geltend«»  Grund^^  zu  h*- 


4f)  Cremer  vaMöo  ^ejfgh^  JW^orta  hovanw  Ifflff  deianbm 
comnuniiup  navfgt tlone.   fyeyde^  l$36* 


■•»■ 
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DRITTES  HAUPTSTCCK. 

Von  dem 
Pfandrechte  in  seiner  Anwendung 

auf  da* 
Verhältnift  unter  Völkern* 

Eine  Regierung  kann  eine  ihr  als  Sondereigenthum 
gehörende  bewegliche  oder  unbewegliche  Sache  eben  «o 
wohl  einer  andern  Regierung,  als  einem  Privatmanne, 
verpfänden..  Eine  solche  Verpfändung  ist  schlechthin  nach 
den  Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts  zu  beurtbeilen» 

Dagegen  kann  der  Pf andvertrag ,  diesen  Vertrag  im 
Sinne  des  bürgerlichen  Rechts-  gedeutet ,  wenn  er  unter 
Völkern  abgeschlossen  wird,  weht  das  Land  oder  einen 
Tbeil  des  Landes  zum  Gegenstande  haben*  Denn  ein  Volk 
würde  seine  Selbstständigkeit  geradezu  aufopfern,  es  würde 
sich  zu  einem  Zubehöre  des  Landes ,  das  es  sich  zugeeig- 
net hat,,  herabwürdigen  y  wenn  es  an  seinem  Lande  einem 
andern  Volke  da» Recht  einräumen  wollte,  welches  dem 
bürgerlichen  Rechte  nach  dem  Pfandgläubiger  zusteht,  das 
Recht  >  sich  durch  die  Veräußerung  des  Landes  oder  sonst 
mit  dem  Lande  bezahlt  zu  machen.  Ein  solcher  Vertrag 
würde  eben  so  wenig  mit  den  Grundsätzen  des  Völkerrechts 
ab  mit  denen  des  Staatsrechts  vereinbar  seyn. 

Hit  diesem  Falle  ist  jedoch  nicht  der  Fall  zu  verwech- 
seln y  da  ein  Volk  ,  sey  es  um  einer  Beeinträchtigung  seiner 
Rechte  vorzubeugen  oder  um  für  ein  ihm  widerfahrnea  Un- 
recht Genugthuung  zu  erhalten,  das  Land  eines  andern 
Volkes  in  Beschlag  nimmt  oder  in  einem  eroberten  Lande 
nach  wiederhergestelltem  Frieden  einstweilen  eine  Be- 
satzung zurückläGst.  *>  In  diesem  Falle  ist  nicht  von 
der  Erwerbung  eines  Pfandrechts  in  der  civilrechtlichen 
Bedeutung  dies  Worts,  sondern  von  einer  Sicherheitsmafs- 
regel  die. Frage ,  welche  das  Volk,  das  von  ihr  Gebrauch 
macht,   kraft  eigenen  Rechts  zu  ergreifen  befugt  ist. 


*)  Chamcnsen  sü  Anfang  des  siebenjährigen  Krieges.  —  Frankreich 
Int  Jttbr*  10* ä. 


Auch  angenommen ,  dafs  dieses  Volk  wegen  dieser  Mafs- 
regel  einen  Vertrag  mit  der  Gegenparthei  abschliefst ,  so 
ist  doch  dieser  Vertrag  nicht  als  ein  Pfandvertrag  des  bür- 
gerlichen Rechts  sondern  kraft  des  Rechts ,  welches  durch 
ihn  anerkannt  wird,  verpflichtend. 


ZWEITE  ABTHEILUNG. 

Von  dem 
«wischen  Kolomeen  und  dem  Mutter- 
lande.  >) 

Wie  das  Kind  von  seinen  Eltern  so  stammt  tine  Kolo- 
nie von  der  Nation  ab,  welche  sie  gestiftet  oder  von  wel- 
cher sie  sich  abgelöst  hat.  Die  Menschengattung  erneuert 
und  vermehrt  sich  durch  Zeugungen.  Aus  Kolonien  ent- 
stehen neue  Staaten  und  Völker.  Betrachtet  man  daher 
das  Verhfiltnifs  zwischen  dem  Mutterlande  und  seinen  Ko- 
lonien als  ein  thatsächliches  Verh&ltnifs  oder  aus  dem 
Standpunkte  der  Naturlehre,  so  ist  es  demjenigen  zu 
vergleichen ,  welches  zwischen  Eltern  und  Kindern  eintritt. 

Aber  auch  in  rechtlicher  Hinsicht  ist  das  erstere  Ver- 
hiltnifs  dem  letzteren  gleichzustellen.  So  wie  das  In- 
teresse der  Kinder  der  Mafsstab  der  elterlichen 
Gewalt  ist,  so  ist  das  Interesse  der  Kolonien  der 
Mafsstab  der  Pflichten  und  Rechte,  welche  das 
Mutterland  im  Verhältnifs  zu  seinen  Kolonien 
hat.  »)    Das  Kind  ist  ein  werdender  Mensch ,  die  Kolonie 


1)  S.  oben  Bd.  III.  S.  1 8  ff.  —  Od  the  colonial  pollcy  ofthe  andeute. 
By  W.  J.  Buttler.  Lond.  1840.  —  Martin,  bistory  of  the 
British  colooies.  Loml.  IV  Vol.  —  Die  Briten  baben  in  den  neue- 
sten Zeiten  so  grofse  Fortschritte  in  der  Kolonialpolitik  gemacht; 
dals  man  bei  der  vorliegenden  Lehre  besonders  die  Werke  Eng- 
lischer Schriftsteller  zu  Bathe  zu  sieben  hat.  Vgl.  Martin,  co- 
lonial policy  of  the  British  Empire.  —  -Bespoitsible  government  for 
eolonies.    Lond.  1840. 

8)  So  wie  das  Verhaltnifs  der  Kinder  zu  den  filtern  ein  Mittelding 
zwischen  Selbstständigkeit  and  Abhängigkeit  ist,  so  seh  webt  aoohi 
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ein  werdendes  Volk.  Beide  können  die  Hülfe ,  deren  sie 
bedürfen«  nm  ihre  Bestimmung  zu  erfüllen,  von  denen  ver- 
langen ,  welche  sie  ins  Daseyn  gerufen  haben.  Diese  ha- 
ben über  beide  nur  d  i  e  Rechte ,  welche  sie  haben  müssen , 
um  jene  Hülfe  leisten  zu  können. 

Hieraus  folgt:  Wenn  eine  Kolonie  schon  bei  ih- 
rer Entstehung  nicht  des  Schutzes  und  Beistan- 
des des  Mutterlandes  bedarf,  so  handelt  das 
Mutterland,  (die  Metropolis,)  widerrechtlich,  wenn 
es  sich  dennoch  eine  Herrschaft  über  die  Kolonie 
anmafst.  Die  Griechen  statteten  ihre  Kolonien  so  aus, 
dafs  sich  diese  sofort  als  selbstständige  Gemeinwesen  be- 
haupten konnten.  Zwar  bestand  fortdauernd  eine  Verbin- 
dung zwischen  dem-Mutterlande  und  seinen  Kolonien.  Aber 
diese  Verbindung  hatte  nur  die  Einheit  der  Abstammung 
und  die  zwischen  beiden  Theilen  eintretende  Gemeinschaft 
der  Rechte,  Sitten  und  Gebräuche  zur  Grundlage.  Auch 
aus  der  Geschichte  der  neuesten  Zeit  kann  man  einige  Bei- 
spiele entlehnen,  dafs,  unter  besonderen  Umständen,  Ko- 
lonien sofort  in  der  Eigenschaft  selbstständiger  Staaten 
gegründet  wurden.  (Liberia  in  Afrika.  Kolonie  in  Port 
Natal.  Die  Englischen  Ansiedelungen  in  Neuseeland  sind 
erst  im  Jahre  1840  unter  die  Herrschaft  des  Mutterlandes 
gestellt  worden.)  Vielleicht  ein  Vorzeichen,  dafs  der  Eu- 
ropäischen Kolonialpolitik  eine  wesentliche  Veränderung 
bevorsteht!  —  Auch  angenommen,  dafs  eine  Kolo- 
nie, um  zu  gedeihen,  der  Herrschaft  des  Mutter- 
landes unterworfen  bleiben  mufs,  so  soll  doch 
diese  Abhängigkeit  der  Kolonie,  so  lange  sie 
dauert,  mit  dem  jeweiligen  Bedürfnisse  der  Ko- 
lonie in  Verhältnifs  stehn,  mithin,  so  wie  sich  dieses 
Bedürfnifs  nach  und  nach  vermindert,  stufenweise  abneh*- 
men,  zu  keiner  Zeit  aber  die  Folge  haben,  dafs  dieKolo- 


dn*  Verhältnis  der  Kolonien  m  dem  Mutterlande  swieenen  einem 
völkerrechtlichen  and  einem  •UaUrechüichen  Verhältnisse  In  der 

mite. 
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sie  von  dem  Bf utterlande  nur  gleich  als  ein  nutzbares  Be- 
sitztum ausgebeutet  wird.  Denn  ganz  so  haben  aach  El- 
tern die  Gewalt,  die  ihnen  über  ihre  Kinder  zusteht,  in 
dem  Verhältnisse  zu  erm&fsigen,  in  welchem  das  Kind 
älter  wird ,  überhaupt  aber  das  Kind , '  nicht  um  es  zu  be- 
nutzen, sondern  seiner  Bestimmung  gemäfs  zu  erziehn. 
Die  Britischen  Kolonien  erhatten  von  dem  Mutterlande,  ent- 
weder  gleich  anfangs  *)  oder  sobald  sie  für  eine  gewisse 
Selbstständigkeit  reif  geworden  sind ,  eine  der  Verfassung 
Großbritanniens  nachgebildete  Verfassung.  Und  wenn  auch 
das  Britische  Kolonialrecht  dem  vorliegenden  Grundsätze 
nur  in  dieser  Beziehung  entspricht,  so  steht  es  doch  schon 
deswegen  mit  der  Bestimmung ,  welche  ein  jedes  Kolonial- 
system erfüllen  soll,  in  einem  wesentlichen  Zusammen- 
hänge.  —  Diese  Bestimmung  ist,  dafs  Kolonien,  wemp  sie 
nicht  gleich  anfangs  als  vom  Mutterlande  unabhängige  Ge- 
meinwesen gegründet  werden,  mit  der  Zeit  zu  selbststän- 
digen Staaten  und  Völkern  heranwachsen  sollen.  (Was 
die  Kolonien  der  Europäischen  Völker  betrifft,  reiht  sich 
an  diese  Bestimmung  noch  die ,  dafs  diese  Kolonien  Euro- 
päische Cultur  und  Civilisation ,  —  vielleicht  auch  die  Eu- 
ropäische Menschenrasse  —  über  andere  Theile  der  Erde 
verbreiten  sollen.}  Wenn  daher  eine  Kolonie,  wel- 
che bisher  in  ihrem  eigenen  Interesse  die  Herr- 
schaft des  Mutterlandes  über  sich  anerkannte, 
in  dem  Grade  erstarkt  ist,  dafs  sie  sich  als  ein 
selbstständiger  Staat  durch  eigene  Kraft  zu  ver> 
theidigen  vermag,  so  ist  die  Zeit  gekommen, 
dafs  das  Mutterland  die  Kolonie  zu  emancipiren 
A.  i.  sich  seiner  Gewalt  über  die  Kolonie  zu  be- 
geben hat.  Ganz  so  hat  auch  die  elterliche  Gewalt  ihr 
Ziel  erreicht,  sobald  das  Kind  zu  seinen  Jahren  gekommen 
ist.  Wird  das  Mutterland  nicht  gewahr,  dafs  jene  Zeit  da 
sey ,  so  entsteht  über  kurz  oder  über  lang  ein  Bürgerkrieg, 

*)  So  die  Kolonien,  aas  welchen  die  Vereinigten  Statten  vea  Nord- 
amerika erwachten  sind,  —  Das  Britische  Ostindien  ist  nicht  eino 
Kolonie,  sondern  eine  Eroberung  der  Briten. 


efn  Krieg  *witteheii  dem  Mutterland*  und  de*  Kolonfe,  ein 
Krieg ,  in  welchem  denn  doch  das  Recht  metfr  äirf  der  Seite 
der  letzteren  als  auf  der  der  enteren  Parthei  seyh  möchte. 
Untf  so  Vorteilhaft  auch  eine  friedtiehe  Lösung  der  bishe- 
rigen Bande  für  beide  Theile  sey  n  würde ,  so  fcrf  sie  doch 
mehr  äü  wünschen  als  zu  hoffen.  Auch  Eltef n  verfallen  oft 
genug  in  den  Fehler ,  ihren  Kindern  gebf etei)  «ü  wolleit , 
x  wenn  sie  ihnen  nur  noch  rathen  können. 

In  der  Geschichte  der  Kolonien ,  welche  von  defl  Vöh- 
kern  des  heutigen  Europa  gegründet  Worden  sind ,  spielt 
das  fihftdelsinteresse  dieser  Völker  eine  beüoriders  Wichtige 
Holle.  Bisher  hat  dieses  Interesse  mehr'  äüi*  Verkennüng 
als  zur  Anerkennung  der  Rechtsgrdndsäfae  beigetragen, 
nach  welchen  das  Verhältnifs  zwischen  dem  Bfutteflandte 
und  seinen  Kolonien  zu  beürtheiteö  ist.  Jedttfh  dässeHfe 
Interesse  läfst  auch  eine  andere  Deutung  zu.  Und  seitdem 
rfreh  die  Europäischen  Kolonien  in  Nord-  und  in  Südamerika 
gfftfetentheifa  von  Europa  unabhängig  gemacht  haben ,  Hat 
auch  Air  das  Europäische  Kolonialrecht  eine  neue  Zeit  b£- 
gortnen. 


DRITTE  ABTHEILUNG. 

Von  den 
Rechten,  welche  ein  Volk  gegen  das  andere  durch  Ver- 
träge erwerben  kann. 

ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Grundsätze, 

welche 

van  den  Verträgen  unter  Völkern  überhaupt  getten. 

Ein  Volk  ist  schon  seinem  Wesen  nach  soWdhl  phy- 
sisch ajs  faktisch  befähiget ,  Verträge  mit  andern  Völkern 
absuschliefsen.  Die  Frage  also :  W  e  r  ist  zur  Abschlie- 
femig  ein»  Vertrages  befähiget?  wiederholt  sieb  im  Völ- 
kerrechte nur  in  Beziehung  auf  diejenigen ,  welche  das  den 
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Vertrag  absehliebende  Volk  zu  vertreten  befugt  sind.  In 
so  fern  aber  ist  die  Antwort  auf  diese  Frage  aus  dem  Ver- 
fassungsrechte des  Volkes  zu  entlehnen.  Uebrigens 
haben  die  Verfassungsgesetze  dieses  Vertretungsrecht  so 
wenig,  als  möglich,  an  lastige  Bedingungen  und  Formen 
zu  binden.  Denn  auf  diplomatische  Unterhandlungen  ist 
die  Maxime  vorzugsweise  anwendbar :  Rapienda  est  occa- 
sio ,  quae  benignius  responsum  praebet.  Auch  bedürfen  die 
Politik  —  und  die  Liebe  —  oft  genug  des  Geheimnisses, 
weil  beide  nicht  selten  auf  Nebenwegen  sind.  Q 

Auch  Verträge  unter  V  ölkern  sind  als  nicht  geschlos- 
sen zu  betrachten  ,  wenn  die  eine  oder  die  andere  Parthei 
aus  Irrthum  eingewilliget  hat. *)  Jedoch  kann,  wenig« 
stens  in  Europa ,  nicht  leicht  der  Fall  eintreten ,  dafs  sich 
ein  Volk  der  Vollziehung  eines  Vertrages  aus  dem  Grunde 
weigerte  ,  weil  es  zur  Abschliefsung  des  Vertrages  durch 
einen  Irrthum  bestimmt  worden  sey.  Nicht  genug,  da£s, 
ehe  ein  Vertrag  unter  solchen  Partheien  abgeschlossen 
wird,  Alles  aufs  reiflichste  und  von  Männern,  welchen  man 
die  zu  dem  Geschäfte  erforderlichen  Kenntnisse  und  Ein- 
sichten zutrauen  kann,  erwogen  wird.  Auch  wenn  sich 
eine  Regierung  in  den  Berechnungen  geirrt  hätte ,  welche 
sie  zur  Abschliefsung  des  Vertrages  bestimmten,  wurde 
sie  noch  immer,  aus  Achtung  für  sich  selbst,  Bedenken 
tragen ,  den  Irrthum  einzugestehn.  Es  giebt  übrigens  Ver- 
träge, bei  deren  Abschliefsung  die  Regierung  der  Gefahr, 


X)  Nach  der  Deutschen  Reichsverfassnng  konnte  der  Kaiser  nur  mit 
Zustimmung  des  Reichstages  Frieden  scjüiefsen  etc.  (Wahlkap. 
IV,  8.  11.)  Und  was  waren  die  Folgen?  —  Dafs  in  der  kon- 
stitutionellen Monarchie  völkerrechtliche  Vertrage,  welche  zu  ei- 
ner Geldzahlung  verpflichten  ,  nicht  ohne  Zustimmung  der  Kam- 

.  mern  rechtskräftig  sind,  gehört  keineswegs  zu  den  Glanzselten 
dieser  Verfassung. 

9)  Wer  bei  einem  Vertrage  überlistet  worden  ist,  war  in  einem  Irr- 
thume*  Er  ist  nicht,  weil  er  überlistet  worden  ist,  sondern  weil 
und  in  wie  fern  er  sich  geirrt  hat,  an  den  Vertrag  nicht  gebun- 
den« —  Es  wird  daher  hier  von  der  Ueberlistang  nicht  weiter  die 
Bede  sejrn. 
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sich  zu  irren ,  besonders  ausgesetzt  ist.  Vertrage  dieser 
Art  sind  z.  B.  die,  durch  welche  sich  die  Partheien  die 
Herabsetzung  der  auf  die  Einfuhr  gewisser  Waaren  geleg- 
ten Zölle  gegenseitig  bedingen.  Da  ist  es  rathsam,  die 
verbindende  Kraft  des  Vertrages  auf  eine  bestimmte  Frist 
zu  beschränken. 

Die  Einrede  der  erzwungenen  Einwilligung*)  kann 
zwar  auch  gegen  einen  Vertrag,  welchen  selbstständige 
Völker,  ([Völker  im  Stande  der  Natur,)  mit  einander  ab- 
geschlossen haben ,  geltend  gemacht  werden.    Wenn  aber 
die  Parthei,  welche  den  Zwang  angewendet  liat,  erwidert, 
dafs  sie  nur  von  einem  rechtmäfsigen  Zwange  Gebrauch 
gemacht  habe,  so  löst  sich  der  Streit  in  den  über  die  Rech  t- 
mäfsigkeit  eines  Krieges  auf.  —    Dagegen  ist  ein  unter 
Völkern  abgeschlossener  Vertrag  seinem  Wesen  nach  un- 
gültig, wenn  derjenige,  welcher  das  eine,  oder  das  andere 
Volk  vertrat,  fz.  B.  der  Monarch  oder  sein  Gesandter,) 
nicht  für  seine  Person  frei  war.    In  diesem  Falle  steht  in 
der  That  nicht  die  Einrede  der  erzwungenen  Einwilligung 
sondern  die  des  ermangelnden  Vertretungsrechts,  (gleich- 
sam die  exceptio  deficientis  legitimationis  ad  processum,) 
in  Frage.    Als  Franz  I ,  König  von  Frankreich ,  den  Ver- 
trag widerrief,  den  er,  (nach  der  Schlacht  bei  Pavia,) 
ein  Gefangener,  mit  dem  Kaiser  Karl  V.  abgeschlossen 
hatte ,  gieng  er  mit  Recht  von  dem  Grundsatze  aus ,  dafs 
ein  Fürst  auch  de  jure  nicht  mehr  Fürst  oder  Souverain 
sey,  wenn  er  de  facto  nicht  mehr  die  Macht  habe,  ab 
Fürst  zu  gebieten.     Zur  Beseitigung  derselben  Einrede 
wurde  es  von  dem  Wiener  Kongresse  (1815)  für  not- 
wendig erachtet ,  dafs  der  König  von  Sachsen ,  ehe  er  den 
Vertrag  wegen  der  Theilung  Sachsens  unterzeichnete,  aus 
dem  Lande,  in  welchem  er  bisher  als  Gefangener  enthalten 
worden  war ,  in  den  Oesterreichischen  Kaiserstaat  versetzt 
würde. 


*)  Irriham  und  Zwang  sind  swd  von  einander  wesentlich  versokie- 
dena  vitia  consensus.   Error  ad  factum,  vi«  ad  jus  pertiitol. 


«6 

Verträge  unter  Völkern  sind  zwar  nicht  schon  von 
Rechtswegen  an  eine  gewisse  äuTsere  Form  gebunden. 
Jedoch  war  eine  der  ersten  Anwendungen,  welche  man 
von  einer  Schrift  machte ,  immer  die ,  dafs  man  diese  so 
wichtigen  Verträge  aufzeichnete,  auf  dafs  der  Gefahr  eines 
Streites  ober  die  Frage ,  ob  und  unter  welchen  Bedingun- 
gen der  Vertrag  abgeschlossen  worden  sey,  desto  sicherer 
vorgebeugt  würde.  *)  —  In  Europa  pflegen  die  verschie- 
denen Stipulationen  eines  Vertrages  unter  Völkern  in  so 
viele  Artikel  eingekleidet  zu  werden ,  weil  diese  Fassung 
von  der  fortlaufenden  Rede  den  Vorzug  hat,  dafs  sie  den 
Vertrag  mehr  zusammenzudrängen  gestattet  und  selbst  no- 
thiget.  Auch  wird ,  wenn  eine  Vertragsurkunde  von  den 
Gesandten  der  Partheien  unterzeichnet  wird ,  den  kontra- 
hirenden  Mächten  selbst  noch  die  Ratifikation  vorbehalten , 
auf  dafs  der  Vertrag,  da  er  erst  nach  einer  nochmaligen 
Prüfung  und  Unterzeichnung  verbindende  Kraft  erhält,  de- 
sto gewissenhafter  gehalten  werde. 

Endlich :  ein  Vertrag  unter  Völkern  ist  nur  unter  der 
Bedingung  verpflichtend ,  dafs  er  eine  sowohl  an  sich  als 
beziehungsweise  —  in  Beziehung  auf  die  Partheien  und  in 
Beziehung  auf  dritte  Völker  —  rechtmafsige  Leistung 
zum  Gegenstande  hat.  Es  ist  also  z.  B.  ein  Vertrag  un- 
gültig ,  in  welchem  der  Vertreter  des  einen  oder  der  des 
andern  Volks,  (also  in  der  Monarchie  der  Fürst,)  ein  Ver- 
sprechen leistet  oder  annimmt ,  welches  er  nach  den  Ver- 
fassungsgesetzen des  Volkes,  das  er  vertritt,  nicht  leisten 
Oder  nicht  annehmen  konnte;  und  eben  so  ein  Vertrag, 
durch  welchen  die  Vertragsverbindiichkeiten  verletzt  wer- 
den ,  die  der  einen  oder  der  andern  Partikel  gegen  ein  drit- 
tes Volk  obliegen. 


*)  Nach  einer  Nachricht  in  v.  Langidorfs  Reite  am  die  Welt 
sind  auf  mehreren  Inseln  der  Sudsee  die  Häuptlinge  deswegen  so 
reich  tatowirt,  weil  sie  durch  die  ihnen  eingeätzten  Figuren  das 
Andenken  an  die  Verträge  aufbewahren  ,  welche  der  Stamm  mit 
andern  Stämmen  abgeschlossen  hat.  (Glücklicher  sind  die  Euro- 
päUcfcen  Dittlomaten.) 


Jedoch,  ein  Vertrag  kann  allen  diesen  Bedingungen 
entsprechen,  (sie  sind  insgesammt  nnr  negative  Bedin- 
gungen ,  nur  conditiones  sine  fuibus  non  ,3  gleichwohl  ist 
er,  dem  Naiurrechte  nach,  deshalb  noch  nicht  verpflich- 
tend» Denn ,  —  wie  in  einer  andern  Stelle  dieses  Werkes 
gezeigt  worden  ist,  *)  —  deinjfaturrcchte  nach  hat  eist 
Vertrag  nicht  schon  al%juß0Krd.  i.  nicht  schon  als  ein 
gegebenes  und  angenommenes  Versprechen ,  sondern  nur 
vermöge  eines  besonderen  VerpAichtungsgrundes \  (nur 
ex  causa  obltgandi  *peciaü,)  verbindende  Kraft.  Es  bleibt 
also,  was  Verträge  unter  Völkern  betrifft*,  ungeachtet  der 
obigen  Ausführung,  noch  immer  die  Frage  übrig:  Haben 
diese  Verträge  oder  haben  wenigstens  gewisse  Arten  der- 
selben einen  dem  Naturrechte  nach  hinreichenden  Ver- 
pflicbtungsgrund  für  sich  ?  Von  dieser  Frage  in  dem  fol- 
genden Hauptstücke  d.  i.  in  der  Lehre  von  den  verschie- 
denen Arten  der  Verträge ,  mit  welchen  sie  in  einem  we- 
sentlichen Zusammenhange  steht, —  Uebrigens  ist  die  Frage 
selbst  in  Beaiehung  auf  das  Europäische  Völkerrecht 
nicht  ohne  Interesse.  Zwar  erklärt  dieses  Hecht  einen 
jeden  Vertrag  unter  Völkern ,  wenn  er  mir  mit  den  obigen 
(Jäos  negativen)  Bedingungen  übereinstimmt,  für  verpflich- 
tend. Auch  läfet  sich  diese  Vorschrift  des  Europäischen 
Völkerrechts  auf  jeden  Fall,  d.  i.  wie  man  auch  jene  Frage 
beantworte ,  als  eine  Regel  des  Schuterechts  und  in  dem 
Interesse  des  unter  den  Europäischen  Völkern  zu  erhalten- 
den Friedens  vollkommen  vertheidigen.  Aber  nicht  so  fest 
steht  dieser  Grund  jener  Regel,  nicht  so  unverbrüchlich 
werden  Verträge  von  den  Europäischen  Völkern  gehalten, 
dafs  es  in  praktischer  Hinsicht  gleichgültig  wäre ,  ob  und 
wie  man  die  aufgeworfene  Frage  beantworte.  Auch  ist  mit 
dieser  Frage  feine  andere  verflochten ;  die  Frage :  Welche 
Verträge  darf  ein  Volk  abschliefsen  ?  welche  nicht  ? 

Man  mag  nun  entweder  Verträge  überhaupt  oder  nur 
gewisse  Arten  derselben  für  verpflichtend  erachten ,  alle- 


*)  8.  Bd.  IV.  8.  S8i  c 
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mal  liegt  in  einem  Vertrage,  dieser  seinem  Wesen  oder 
dem  Naturrechte  nach  betrachtet,  eine  Bedingung  oder 
Klausel ,  welche  die  Vollziehung  eines  jeden  Vertrages 
wesentlich  gefährdet  —  die  so  genannte  clausula  rebus  sie 
stantibus.  *)  Ein  jeder  Vertrag  setzt  eine  die  Partheien,— 
beide  Partheien  oder  (bei  einseitigen  Verträgen)  die  eine  . 
Parthei ,  —  verpflichtende  Willenserklärung  voraus«  Diese 
aber  läfst  sich  nicht  von  dem  Grunde  trennen,  welcher 
die  Partheien  oder  die  Parthei,  sich  zu  verpflichten,  be- 
stimmt hat  Dieser  Grund  also  ist  eine  eben  so  wesentliche 
Bedingung  der  verbindenden  Kraft  des  Vertrages ,  wie  die 
Willenserklärung  selbst.  Das  einmal  gegebene  Verspre- 
chen kann  die  Parthei  nicht  zurücknehmen ;  denn  das  war 
ihr  Werk.  Wenn  sich  aber  in  der  Folge,  ohne  Zuthun 
der  Parthei,  die  Umstände  wesentlich  verändern,  welche 
der  Grund  waren,  dafs  die  Parthei  das  Versprechen  lei- 
stete ,  so  hört  das  Versprechen  mit  seinem  Grunde  zugleich 
auf,  verpflichtend  zu  seyn.  (Es  hört  nach  Naturge- 
setzen auf,  verpflichtend  zu  seyn.  Cessaifte  causa  cessat 
effectus.)  Allerdings  wird  durch  die  in  Frage  stehende 
Klausel  die  verbindende  Kraft  der  Verträge  überhaupt  er- 
schüttert; daher  auch  die  positiven  Gesetze,  (z.B.  die  Ro- 
mischen ,3  nur  in  gewissen  Fällen  den  Partheien  gestatten, 
einen  Vertrag  wegen  einer  seit  der  Abschliefsung  dessel- 
ben eingetretenen  Veränderung  der  Umstände  anzufechten. 
Aber,  was  die  Vertragsverhältnisse  unter  selbstständigen 
Völkern  betrifft,  hat  und  behält  die  Klausel  ihre  volle  Kraft, 
wenn  es  auch,  da  in  einem  Vertrage  alle  Verträge  ange- 
tastet werden,  der  Klugheit  gemäfs  ist,  diese  Klausel  nur 
in  den  äufsersten  Fällen  geltend  zu  machen.  Die  Europäi- 
schen Mächte  haben  sich  oft  genug  auf  diese  Klausel  be- 


*}  Der  Satz  gilt  nicht  blos  von  Verträgen  unter  Völkern,  sondern 
von  Vertragen  überhaupt,  die  Partbeien  seyen  welche  sie  wol- 
len, —  wenn  er  auch  hier  vorzugsweise  in  der  ersten  Beziehung 
In  Betrachtung  kommt. 
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rufen.  *)    Friedrich  II.  hat  sie  in  seinen  Schriften  nimm« 
wanden  gerechtfertiget. 

Von  jeher  bat  man  auf  Mittel  Bedacht  genommen ,  wie 
sich  ein  Volk  von  dem  andern  Sicherheit  gegen  einen 
Wortbruch  verschaffen  könne.  —  Bald  hat  man  zu  diesem 
Ende  die  moralisch  bindende  Kraft  des  gegebenen  Ver- 
sprechens zu  steigern  gesucht.  Man  schlofs  Verträge  z.  B. 
mit  gottesdienstlichen  Feierlichkeiten  ab ,  auf  dafs  sie  von 
den  Partheien,  aus  Scheu  vor  Gott  oder  vor  den  Göttern, 
desto  heiliger  gehalten  wurden.  *)  Oder  man  hielt  sich 
von  dem  schuldenden  Theile  Bedingungen  aus ,  welche  ihn 
entweder  aufser  Stand  setzen  oder  durch  Furcht  abhalten 
könnten,  den  Vertrag  zu  verletzen.  Man  liefs  sich  also 
z.  B.  Geiseln  stellen  oder  das  Besatzungsrecht  in  gewissen 
festen  Plätzen  des  zweideutigen  Schuldners  einräumen.  — 
Jedoch  die  beste  Burgschaft  für  die  Vollziehung  eines  Ver- 
trages, den  ein  Volk  mit  dem  andern  abgeschlossen  hat, 
ist  die,  dafs  der  Vertrag  sowohl  für  die  eine  als  für  die 
andere  Vertragspartei ,  und  ohngefähr  in  demselben  Gra- 
de ,  vorteilhaft  ist. 


ZWEITES  HAUPTSTÜCK. 

Von  den 
verschiedenen  Arten  dieser  Verträge* 

Die  Verträge  unter  Völkern  sind  ihrem  Gegenstande 
nach  entweder  civilrechtliche  oder  staatsrechtliche 
oder  völkerrechtliche  Verträge.     Die  civilrechtli- 


1)  Beispiele:  Der  »weite  Schlesische  Krieg.  —  Untergang  des  Fran- 
zösischen Heeres  in  Rufsland  im  J.  ISIS.  Hierauf  hoben  Oester- 
reich  und  Preufsen  das  Bündnifs  auf,  das  sie  mit  Frankreich  ab- 
geschlossen hatten. 

9)  Collegium  fecialium  der  Römer.  —  Im  Europäischen  Mittelalter: 
Bestärkung  dieser  Verträge  durch  einen  Eid,  welchen  der  Ver- 
treter des  Volks,  mit  einer  Anzahl  von  Eideshelfern,  leistete. 
Die  Klausel,  dafs  sich  die  Parthei,  welche  den  Vertrag  verletzen 
würde ,  der  päpstlichen  Straffcerieltsbarkeit  unterwerfe« 


ehern  Verträge  haben  das  Sondereigenthum  der  Regierag 
oder  das  Staatsgut  *_),  —  die  staatsrechtlichen  haben 
•fie  ifteheftsreehte  —  die  völkerrechtlichen  haben  das 
Verhältnis  des  Volkes  za  andern  Völkern  (oder  die  mun» 
wirtigen  Verhältnisse  de»  Staates)  zu  ihrem  Gegenstände. 
Diese  Verschiedenheit  der  Verträge  unter  Völkern  besieht 
sich  zugleich  auf  die  Verschiedenheit  der  Grande ,  ans  wel- 
chen diese  Verträge  verpflichtend  sind» 

L    Von  den  civil-  oder  privatrechtlichen  Verträgen 

unter  Völkern. 

Wenn  eine  Regierung  der  andern  gewisse  Sachen, 
(m  B.  Schiffe,  Kriegsvorräthe ,  ein  Grundstüdi)  verkanft 
oder  eine  Summe  Geld  darleiht ,  oder  wem»  eine  Regierung 
für  ein  Darlehn ,  das  eine  andere  Regierung  aufzunehmen 
gedenkt  oder  aufgenommen  hat,  Bürgschaft  leistet,  oder 
wenn  eine  Regierung  der  andern  für  eine  Schuld  durch  ein 
ttaustpfand ,  (z.  B.  in  Juwelen ,)  Sicherheit  bestellt ,  oder 
wenn  ein  Souverain  dem  andern  ein  Geschenk  macht,  — 
in  diesen  so  wie  in  allen  ähnlichen  Fällen  gehört  der  Ver- 
trag in  die  Klasse  der  civilrechtlichen  Verträge.  Denn  er 
hat  das  Sondergut  der  Regierung  oder  das  Staatsgut  in  der 
engeren  Bedeutung,  —  das  Gut,  welches  die  Regierung 
als  ihr  Sondereigenthum  besitzt  oder  kraft  des  Besteue- 
rungsrechts zu  ihrem  Sondereigenthume  machen  kann ,  — 
zu  seinem  Gegenstande. 

Die  Verträge  dieser  Klasse  unterscheiden  sich  in  Be- 
ziehung auf  ihren  Verpffichtungsgrund  überall  nicht  von 
den  Verträgen,  welche  dem  Civihrecbte  nach  von  Privat- 
personen abgeschlossen  werden  können.  Was  also  eben  *), 
fti  dem  allgemeinen  bürgerlichen  Rechte,  von  dem  Ver- 
pflichtungsgrunde der  Verträge  dieses  Rechte  gesagt  wor- 


1)  Diese  Vertrage  können  ebensowohl  auch  unter  Privatpersonen 
eingegangen  werden,  Daher  nun  sie  auch  privat  rechtliche  Ver- 
träge nennen  kann. 

2)  S.  Buch  Ulli,  fik  »at  r.  «e»  vorlegende«)  Bandes). 
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den  ist ,  gilt  von  denselben  Verträgen  auch  dann,  wenn 
Völker  die  Vertragspartheien  sind.  In  beiden  Fällen  gel- 
ten überhaupt  von  diesen  Verträgen  dieselben  Grund« 
sätze ,  ausgenommen ,  dafs  ein  Privatmann  nur  durch  rieh* 
terljehe  Hülfe  ein  Volk  aber  durch  Selbsthülfe  den  Schuld- 
ner  zur  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeit  anhalten  kann. 

Den  Verträgen  dieser  Klasse  sind  an  sich  auch  dieje- 
nigen Verträge  beizuzählen ,  durch  welche  eine  Regierung 
eine  Anzahl  ihrer  Unterthanen  einer  andern  Regierung  zur 
Verrichtung  gewisser  Arbeiten  oder  zur  Leistung  gewisser 
Dienste  überläfst ;  z,  B.  also  die  Verträge ,  durch  welche 
eiae  Regierung  einen  Theil  ihrer  Kriegsmannschaft  einer 
andern  Regierung  in,  Sold  giebt.  Allein  Verträge  dieser 
Art  haben  so  wenig  einen  Verpflichtungsgrund  lür  sich, 
dafs  sie  vielmehr  mit  den  Pflichten ,  welche  dem  Souveraine 
gegen  sein  Volk  und  gegen  einen  jeden  Einzelnen  im  Volke 
abliegen ,  geradezu  in  Widerspruch  stebn*  Wohl  mag  der 
einzelne  Bürger ,  unbeschadet  seines  Bürgerrechts ,  in  die 
Dienste  einer  andern  Regierung  treten  ,  selbst  Kriegsdien- 
ste nicht  ausgeschlossen.  Wenigstens  haben  es  die  Deut- 
schen von  jeher  ^3  für  erlaubt  gehalten,  im  Auslande  Kriegs- 
dienste zu  nehmen ,  damit  sie ,  wenn  ihrer  dereinst  das  Va- 
terland zu  seiner  Vertheidigung  bedürfte ,  des  Krieges  de- 
sto kwdiger  wären.  Ab  er ,  was  der  einzelne  Mensch  Aber 
sich  beschliefsen  darf,  darf  nicht  schon  deshalb  auch  der 
Staat  über  ihn  beschliefsen. 
* 
IL    V<m  den  staatsrechtlichen  Verträgen  unter 

Völkern. 
Die  Verträge   dieser  Klasse  können  zuvörderst  die 
Verfassungsangelegejiheiten  der  Vertragspartheien 
zum  Gegenstände  haben.    Verträge  dieser  Art  sind  daher 


#)  Tacit.  Gennan.  c.  14.  —  Ander*  und  strengere  (und  mithin  iin- 
deqtsche)  Ansichten  liegen  den  Verordnungen  kam  Grunde,  wel- 
che Napoleon  in  den  letzten  Jahren  seiner  Herrschall  über  den 
in  auswärtige  Civil-  und  Militärdienste  erliefe 
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die  Verträge,  dareh  welche  ein  Volk  für  die  Aufreehthftl- 
tung  der  Staatsverfassung  oder  eines  gewissen  Bestand- 
teiles der  Staatsverfassung  eines  andern  Volkes  Gewähr 
leistet ,  ferner  die  Verträge,  durch  welche  sich  der  eine 
oder  der  andere  Theil  verpflichtet,  mit  seiner  Staatsver- 
fassung eine  gewisse  Veränderung  vorzunehmen.  Die 
deutsche  Bundesakte  enthält  mehrere  Beispiele  von  Stipu- 
lationen der  einen  und  der  anderen  Art.  ') 

Sodann  aber  können  die  staatsrechtlichen  Verträge  die 
Regierungsangelegenheiten  der  Vertragspartheien 
betreffen.  —  Verträge  dieser  Art  sind  ersten*  die  Ver- 
träge ,  welche  die  eine  Regierung  ermächtigen  9  in  dem 
Gebiete  der  andern  ein  gewisses  Hoheitsrecht  oder  auch 
mehrere  Hoheitsrechte  auszuüben  ,  welche  also  z.  B.  eine 
so  genannte  Staatsdienstbarkeit  begründen.  So  hat  z.  B. 
in  der  Türkei  ein  jeder  Handelskonsul  die  Gerichtsbarkeit 
über  die  Unterthanen  derjenigen  Regierung,  welche  ihn 
bestellt  hat.  *")  —  Zweiten*  die  Verträge,  durch  wel- 
che eine  Regierung  in  Beziehung  auf  die  Ausübung  ihrer 
Hoheitsrechte  gewisse  —  positive  oder  negative  —  Ver* 
bindlichkeiten  zum  Vortheile  der  andern  Vertragsparthei 
übernimmt.  Es  können  alsdann  die  bedungenen  Verbind- 
lichkeiten entweder  zum  Vortheile  der  Regierung  gerei- 
chen, welche  sie  bedungen  hat,  d.  i.  zum  Vortheile  des 
andern  Staats,  diesen  als  ein  Ganzes  betrachtet.  Von 
dieser  Art  ist  z«  B.  der  Vertrag,  welcher  eine  Regierung 
in  dem  Rechte  beschränkt,  ihre  Kriegsflotte  oder  das  Land- 
heer nach  Gefallen  zu  vermehren  *);  ferner  der  Vertrag, 


1)  S.  auch  die  Schlofsabte  des  Wiener  Kongresses.  Art  VI.  (Krakau.) 
9)  Diese  Gerichtsbarkeit  steht  in  einem  geschichtlichen  Zusammen- 
hange mit  dem  Grundsätze  des  altdeutschen  Rechts,  quemUbet 
lege  sua  vivere.  Vgl.  die  Reise  meines  Sohnes  in  den  Orient. 
Heldelb.  1840.—  Desselben  Ursprungs  ist  der  privilegirte  Gerichts- 
stand der  Engländer  in  Portugal.  —  S.  auch  (von  den  Vorrechten 
der  Hanse)  Dumont;  oorps  diplomatique.  T.  VI.  P.  I.  p.  406. 
8)  Die  Romer  legten  diese  Bedingung  nicht  selten  einem  gedemütfcig- 
ten  Feinde  auf.  So  e.  B.  den  Karthaginlensern  in  dem  Friedens- 
schlüsse ,  welcher  den  zweiten  Punischen  Krieg  beendigte. 
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durch  weiche  sich  die  eine  Regierung  von  der  andern  die 
Auslieferung  fluchtiger  Verbrecher  versprechen  läfst  ,  eben 
00  der  Vertrag,  durch  welchen  sich  die  eine  Regierung 
verpflichtet ,  die  Strafe  der  Deportation  an  denen  zu  voll- 
suehn ,  die  in  dem  Lande  der  andern  Regierung  zu  dieser 
Strafe  verurtheilt  werden.  *")    Oder  es  gerdchen  die  be- 
dungenen Verbindlichkeiten  zum  Vortheile  der  einzelnen 
Unterthanen  der  Regierung ,  welcher  das  Versprechen  ge- 
leistet worden  ist.     Beispiele  solcher  Verträge  sind  die 
Verträge ,  f  durch  welche  die  Unterthanen  beider  Mächte 
entweder  in  Beziehung  auf  das  Civilrecht  überhaupt  *)  oder 
in  Beziehung  auf  gewisse  Civilrechte  *7  einander  gleich- 
gestellt werden,  —  die,  durch  welche  die  Vertragspar- 
theien das  Schrifteigenthum  gegenseitig  in  Schutz  neh- 
men *),  —  die,  welche  den  Handelsverkehr  zwischen  den 
kontrahirenden  Völkern  betreffen.    Die  zuletzt  gedachten 
Verträge,  die  Handelsverträge,  Qes  traites  de  commerce,3 
kommen  in  der  Geschichte  der  heutigen  Europäischen  Völ- 
ker am  frühzeitigsten  und  häufigsten  vor.    Auch  durch  den 
Einflute,  den  sie  auf  die  Verhältnisse  unter  diesen  Völkern 
gehabt  haben  und  noch  haben,  zeichnen  sie  sich  vor  den 
übrigen  die  Hoheitsrechte  betreffenden  Verträgen  aus.    Die 
erste  Veranlassung  zur  Abschliefsung  von  Handelsverträ- 
gen gaben  die  Plackereien  und  Unbilden ,  welchen  im  Mft- 


1)  Der  ssletes  erwähnte  Vertrag  tat  übrigen  des  staatsrecht- 
lichen Grund  gegen  sich,  dafs  er  die  Regierung;  welche  die 
Verurthellten  einer  andern  Regierung  nur  Deportation  überl&fst, 
eufeer  Stand  seist,  über  die  nrthoilama'laige  Vollziehung  der  Strafe 
zu  wachen. 

9)  Sin  solcher  Vertrag  besteht  zwischen  Frankreich  and  der  Sehweis. 

3)  Nach  dem  Rechte  mehrerer  Kantone  der  Schwein  stehen  in  einem 
Gante  die  ausländischen  Gläubiger  den  inländischen  nach.  Dan 
hat  Veranlassung  su  vielen  Vertragen  mit  der  Schwein  gegeben, 
in  welchen  diese  Ungleichheit  des  Rechts  wechselseitig  aufgehoben 
wird.  (Der  neueste  Vertrag  dieses  Inhalts  ist  der  zwischen  Baiern 
und  der  Schweiz  vom  Jahre  1884.) 

4)  Einen  solchen  Vertrag  bat  z.  B.  Oesterreich  mit  Sardinien  im  Jahre 
1840  abgeschlossen. 

Zachariä,  90m  Staate.     V,  Ä 
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telalter  der  Seehandel  ausgesetzt  war.  Die  Ältesten  Han- 
delsverträge waren  daher  die,  welche  die  Seemächte  zur 
Sicherung:  ihrer  SeeschilflWirt  mit  einander  abschlössen.  *) 
Jedoch  bald ,  —  zum  Theil  schon  im  14ten  und  noch  allge- 
meiner im  loten  Jahrhunderte ,  —  veränderte  sich  der  Cha- 
rakter der  Handelsvertrage.  *)  Die  Europäischen  Staa- 
ten, besonders  die  Seemächte ,  fingen  an,  die  Einfuhr  und 
bei  gewissen  Waaren  auch  die  Ausfuhr  mit  hohen  Zollen 
zu  belasten ,  den  inländischen  Schilfen  vor  denen  des  Aus- 
landes gewisse  Vortheile  einzuräumen.  Es  suchte  also  eine 
Macht  von  der  andern  die  Abstellung  oder  wenigstens  eine 
firmafsigung  dieser  auf  den  auswärtigen  Handelsverkehr 
-gelegten  Lasten  vertragsweise ,  gegen  Bewilligung  Stm- 
licher  .Begünstigungen ,  zu  erlangen.  Auch  die  Handels- 
verträge der  folgenden  drei  Jahrhunderte  wurden  in  dem 
Geiste  dieser  Politik  abgeschlossen;  wie  auch  derselbe 
Geist  noch  in  der  Mehrzahl  der  Handelsvertrage  des  lau- 
fenden Jahrhunderts  lebt.  Denn  fast  alle  Europäische  Re- 
igierungen  haben  sich  nach  tmä  nach  für  das  System Ür*- 
klärt i  nach  welchem  man  den  Wohlstand  eines  Volkes  am 
besten  und  sichersten  auf  Kosten  des  Wohlstandes  anderer 
Vilker  -befördern  kann.  •)  Ja  es  ist  dieses  System  im  Ver- 
4aufe  der  Zeit  von  den  Europäischen  Regierungen  nur  noch 
-künstlicher  ausgebildet  und  nur  noch  konsequenter  durch- 
geführt worden.  Nur  in  einer  Beziehung  hat  das  entge- 
gengesetzte System ,  das  System  der  Handelsfreiheit ,  in 
den  Handelsrverträgen  der  neuesten  Zeit  Anerkennung  ge- 
funden. Es  pflegen  diese  Verträge ,  wenn  sie  unter  See- 
mächten abgeschlossen  werden,  die  gegenseitige  Stipula- 
tion zu  enthalten,  dafe  die  Ein-»  und  Ausfuhrzölle  dieselben 


1)S,  Dumont,  corpS  diplom.  T.  I.  P.  T.  p.  180.  198.  P.  II.  p.  10. 

189.  S8S.  240.  965.  886.  T.  II.  P.  I.  p.  808.  888. 
9)  S.  D  u  m  o  n  t  T.  II.  P.  II.  p.  289.  T.  IN.  P.  I.  p.  8.  445.  689. 

8)  Es  giebt  kaum  eine  schwierigere  Aufgabe  für  einen  Diplomaten, 
als  die  ,  einen  vorteilhaften  Handelsvertrag  nach  den  Grundsätzen 
dieses  Systeme»  abzuschließen.  Zwei  Raufleute  wollen  sich  wech- 
selseitig ,  der  eine  auf  Kosten  des  andern  ,  bereichern. 
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*eyn  sollen ,  die  Waaren  mögen  von  In-  oder  von  Auslän- 
dern auf  den  Schiffen  des  In-  oder  auf  denen  des  Auslan- 
des, ein-  oder  aasgeführt  werden.  (Grundsatz  derReci- 
procitat.) 

Das  Europäische  Völkerrecht  hält  die  staatsrechtlichen 
Vertrage,  wie  andre  Verträge,  die  unter  Völkern  abgeschlos- 
sen werden,  für  verpflichtend.  Nach  allgemeinen  Rechts- 
grundsStzen  aber  ermangeln  alle  staatsrecht- 
liche Verträge,  keine  Art  derselben  ausgenommen, 
kraft  der  Beschaffenheit  ihres  Gegenstandes,  eines  recht- 
liehen Verpflichtungsgrundes.  Ein  Volk  han- 
delt sogar  widerrechtlich,  wenn  es  einen  staats- 
rechtlichen Vertrag  mit  einem  andern  Volke  ab- 
schliefst. Denn  ein  jeder  Vertrag  dieser  Art  beschränkt 
seinem  Wesen  nach  dii  Machtvollkommenheit  des  Staats- 
herrschers ,  des«  Vertreters  dqp  Volks.  Nun  beruht  aber 
die  Machtvollkommenheit  des  Staatsherrschers  auf  einer 
Pflicht,  —  auf  der  Pflicht,  welche  dem  Souveraine  gegen 
seine  Unterthanen  obliegt,  die  Idee  einer  dem  Rechtsge- 
setze entsprechenden  Ordnung  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft so  darzustellen,  wie  es  die  in  der  Erfahrung  gege- 
benen Verhaltnisse  in  jedem  Augenblicke  gestatten  oder 
fordern.  Indem  also  ein  staatsrechtlicher  Vertrag  den 
Souverain  in  der  Ausübung  seiner  Machtvollkommenheit 
beschränkt,  enthält  er  der  Sache  nach  eine  Verzichtleistung 
auf  die  Erfüllung  einer  Pflicht.  Kann  man  aber  auf  eine 
Pflicht  Verzicht  leisten  ?  Die  Grenzen  einer  Pflicht  kön- 
nen nur  in  dem  Wesen  der  Pflicht  selbst  liegen.  Der  Macht- 
vollkommenheit, diese  als  eine  Pflicht  betrachtet,  sind  nur 
dem  Staatsrechte  und  nicht  dem  Völkerrechte  nach  gewisse 
Schranken  gesetzt  und  durch  die  Verfassung  zu  setzen. 
Man  kann  den  Beweis  des  vorliegenden  Grundsatzes  auch 
«o  führen:  Staatsrechtliche  Verträge  ermächtigen  allemal 
zu  einer  Intervention  in  den  inneren  Angelegenheiten  eines 
andern  Volkes.  Sie  sind  also  mit  dem  Grundsatze  der 
Nichtintervention  unvereinbar*  —  Nicht  besser  empfehlen 
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sich  diese  Verträge ,  wenn  man  auf  sie  den  Sprach  anwen- 
det :  An  ihren  Früchten  sollt  ihr  sie  erkennen  I 

Jedoch,  man  wird  einwenden:  Also  nicht  einmal  die 
staatsrechtlichen  Vertrage  sollten  rechtlich  verpflichtend 
seyn ,  welche  nur  das ,  was  schon  an  sich  Rechtens  ist , 
bekräftigen?  z.  B.  nicht  einmal  die  Verträge,  durch  wel- 
che die 'Freiheit  der  Auswanderung  oder  die  Freiheit  des 
Warenverkehrs  gesichert  oder  erweitert  wurde  ¥  Ist  das 
nicht  eine  Theorie ,  welche  mit  dem  rechtlichen  Interesse 
der  menschlichen  Gesellschaft  geradezu  in  Widersprach 
steht  ¥  —  Diese  Einwendung  wurde  allerdings  Beachtung 
verdienen ,  wenn  sich  der  Zweck  der  Verträge ,  welche 
das,  was  ah  sich  Rechtens  ist,  in  ein  Vertragsrecht  ver- 
wandeln ,  nicht  auf  einem  andern  Wege ,  —  und  zwar  mit 
derselben  Sicherheit  und'  ohne  dafs  man  seine  Zuflucht  zu 
einem  widerrechtlichen  Mittel  zu  nehmen  brauchte,  —  errei- 
chen liefse.  Es  kann  ja  eine  jede  Regierung  einseitig 
und  kraft  eignen  Rechts  erklären,  dafs  sie  die  und  die 
Vortheile  einem  andern  Staate  oder  den  Unterthanen  eines 
andern  Staates  unter  der  Bedingung  der  Gegenseitigkeit 
angedeihen  lassen  wolle.  Nach  der  Verschiedenheit  der 
Fälle  kann  diese  Erklärung  an  alle  auswärtige  Regierun- 
gen oder  nur  an  eine  einzelne  Regierung  gerichtet  seyn, 
kann  es  nothwendig  seyn  oder  nicht ,  dafs  der  Erklärung 
oder  der  Anwendung  dieser  Erklärung  diplomatische  Un- 
terhandlungen vorausgehn  u.  s.  w.  •  Dieser  Weg  hat  vor 
dem  andern  den  Vorzug ,  dafs  er  weder  die  eine  noch  die 
andere  Parthei  in  dem  Rechte  beschränkt,  ihre  inneren 
Angelegenheiten  nach. Gefallen  zu  ordnen.  Denn  die  eine 
und  die  andere  Parthei  kann  eine  solche  Erklärung  wider- 
rufen, ohne  sich  eines  Wortbruchs  schuldig  zu  machen« 
Ueberdiefe  ist  es ,  so  wie  eine  Vorschrift  der  Moral ,  so  eine 
Maxime  der  Politik,  sich  nicht  ohne  Noth  eine  Verbindlich- 
keit aufzulegen.  Denn  man  führt  sonst  sich  selbst  in  Ver- 
suchung. Wenn  wir  beten  sollen:  Herr,  fähre  uns  nicht 
in  Versuchung $  wie  dürften  wir  uns  selbst  in  Versu- 
chung Ähren !    Erfreulich  ist  daher  die  Erscheinung ,  dafs 


60 

man  in  den  neuesten  Zeiten  einen  Anfang  gemacht  hat  , 
diesen  Weg  zu  betreten.  *) 

Uebrigens  wird  man  nicht  übersehn,  dafs  der  Grund- 
satz: Staatsrechtliche  Verträge  sind  nicht  verpflichtend; 
nur  als  ein  Grundsatz  des  Naturrechts  aufgestellt  wor- 
den ist.  Dem  Völkerstaatsrechte  nach  ist  er  eben  so 
wenig ,  als  der  Grundsatz  der  Nichtintervention ,  Rechtens. 
Selbst  auf  einen  Völkerbund  ist  er  nicht  unbedingt  an- 
wendbar. Denn  ein  Völkerbund  nähert  sich  allemal  (de 
facto)  und  soll  sich  sogar  (de  jure)  der  Idee  eines  Völ- 
kerstaates nähern. 

III.    Von  den 
völkerrechtlichen  Verträgen  unter  Völkern. 

Zu  den  Verträgen  dieser  Klasse  gehören  ersten*  die 
Verträge ,  welche  einen  friedlichen  Verkehr  unter  Völkern, 
diese  ab  Gemeinheiten  oder  moralische  Personen  betrach- 
tet, überhaupt  möglich  machen  oder  diesen  Verkehr  be- 
günstigen und  befördern;  also  z.  B.  die  Verträge,  welche 
die  Rechte  der  Gesandten  betreffen.  —  Zweitens  die  Ver- 
träge, welche  unmittelbar  die  Erhaltung  des  Friedens  be- 
zwecken; also  z.  B.  Neutralitäts vertrage,  ferner  Verträge 
zur  gütlichen  Beilegung  eines  Rechtsstreites.  —  Dritten* 
die  Verträge,  durch  welche  ein  Volk  dem  andern  zur  Ver- 
folgung seiner  Rechte  Beistand  zu  leisten  verspricht;  also 
z.  B.  Bündnisse,  (alliances ,)  Subsidienverträge,  Verträge 
wegen  gegenseitiger  Auslieferung  flüchtiger  Verbrecher. 
Die  Bündnisse  werden  unter  anderem  in  Of-  und  in  De- 
fensivbündnisse eingetheilt;  eine  Eintheilung,  deren  hier 
theils  wegen  ihres  Zusammenhanges  mit  der  Frage  von  der 
Bechtmäfsigkeit  dieser  Verträge  theils  wegen  ihrer  Zwei- 


*)  Nach  einer  Akte  de*  Britischen  Parliaments  geniefrea  in  Grer*- 
britannien  auswärtige  Verleger  —  unter  der  Bedingung  der  Ge- 
genseitigkeit —  desselben  Schutzes  gegen  den  Nachdruck,  wie 
die  des  Inlandes.     Vgl.  die  ZeitschrM  für  die  Gesetzgebung  und 
.    BecatswisseasehaA  des  Auslandes.  Bd.  XI.  0.  194  *.    Eine  ttn- 
-    liehe  Erklärung  hat  Prenlsen  erlassen. 
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deutigkeit  besonders  zu  gedenken  ist  *)  Man  kann 
Eintheilung  entweder  auf  die  conditio  juris  oder  auf  die 
conditio  facti  beziehn,  unter  welcher  der  casus  foederis 
eintreten  d.  i.  das  Bündnifs  wirksam  werden  soll.  Ein 
Bündnifs  hat  die  Eigenschaft  eines  Defensivbündnisses 
in  der  ersteren  Bedeutung,  wenn  es  auf  den  Fall  eines 
gerechten  Krieges,  in  der  letzteren  Bedeutung,  wenn 
es  auf  den  Fall ,  dafs  die  andere  Parthei  zuerst  mit  bewaff- 
neter Macht  angegriffen  wird,  beschränkt  ist  Da  jedoch 
die  erstere  Beschränkung  schon  von  Rechts  wegen  in  ei- 
nem Bündnisse  liegt,  die  letztere  aber  eben  so  unwesent- 
lich in  rechtlicher  als  gefährlich  in  politischer  Hinsicht  ist, 
so  ist  es  besser,  die  Bündnisse ,  die  abgeschlossen  werden, 
([in  Uebereinstimmung  mit  der  neueren  Praxis ,)  überall 
nicht  mit  einem  Zunamen  zu  bezeichnen.  —  Viertens  die 
Verträge,  welche  (^gewöhnlich  nur  während  eines  Krieges) 
Aber  die  Art ,  wie  das  Kriegsrecht  ausgeübt  werden  soll , 
eingegangen  werden ;  also  z.  B.  Kapitulationen ,  Waffen- 
stillstandsverträge,  Verträge  über  die  Behandlung  oder 
Auswechslung  der  Gefangenen.  —  Endlich  fünften»  die 
Verträge,  welche  die  Wiederherstellung  des  Friedens  zum 
Gegenstande  haben;  also  z.  B.  Friedensschlüsse,  Verträge 
zur  Vollziehung  des  geschlossenen  Friedens. 

Völkerrechtliche  Verträge  sind  verpflichtend*  Denn 
selbstständige  Völker,  ([Völker,  welche  im  Stande  der 
Natur  leben ,)  müssen  von  diesen  Verträgen  Gebrauch  ma- 
chen, auf  dafs  ihre  gegenseitigen  Verbältnisse  mit  den 
Grundsätzen  des  Rechts  so  sehr  als  möglich  in  Üeberein^ 
Stimmung  oder  so  wenig  als  möglich  in  Widerspruch  stehn. 
Der  Verpflichtungsgrund  dieser  Verträge  hat  Aehnlichkeit 
mit  dem  Grunde ,  kraft  dessen  die  Menschen  eine  äufsere 
Gewalt,  die  Staatsgewalt,  über  sich  anzuerkennen  ver- 
pflichtet sind. 

*)  Andere  BintheUungen,  —  in  einseitige  und  wechselseitige  ,  in  be- 
schränkte und  unbeschränkte,  —  haben  mehr  ein  politisches  In- 
teresse. 
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VIERTE  ABTHEILUNG. 

Van  dem 
'  Vermögen  eines  Volkes.  l] 

ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Van  dem 
EigeHthumCj  weichet  einem  Volke  an  seinem  Vermögen 

zusteld. 

Das  Vermögen  eines  Volkes  ist  die  rechtliche  Gesamt- 
heit (oder  die  rechtliche  Einheit}  aller  der  Güter,  welche 
ein  Volk  erworben  hat  oder  in  Zukunft  erwerben  wird.  * ") 
Die  Guter,  welche  der  Mensch  zu  irgend  einer  Zeit  erwirbt, 
sind  kraft  der  Einheit  und  Identität  seines  Selbstbewufst- 
seyns  in  rechtlicher  Hinsicht  als  ein  Ganzes  zu  betrachten; 
der  Mensch  hat  also  ein  Vermögen ,  weil  er ,  ungeachtet 
des  Wechsels  seiner  Zustande,  dennoch  immer  eine  und 
dieselbe  Person  ist  und  bleibt.  Die  Gilt  er,  welche  ein 
Volk  zu  irgend  einer  Zeit  erwirbt ,  bilden  eine  Rechtsge- 
samintheit,  weil  ein  Volk  d.  i.  eine  Gemeinde  oder  morali- 
sche Person  nur  eine  Idee  ist,  wenn  auch  diese  Idee  von 
menschlichen  Individuen  dargestellt  (Vepräsentirt)  wird, 
weil  also  ein  Volk,  ungeachtet  die  menschlichen  Indivi- 
duen, durch  welche  es  in  der  Erfahrung  besteht,  sterben, 
wechsein,  dennoch  als  eine  moralische  Person  unsterblich, 
dem  Wechsel  nicht  unterworfen  ist. 

Man  verwechsle  nicht  die  Begriffe:  Volks  vermögen 
und  Staatsvermögen  mit  einander.  Der  erstere  Begriff 
gehört  in  das  Völkerrecht,  der  letztere  in  das  Staatsrecht. 
Das  Volksvermögen  ist  das  Eigenthum  des  Volks,  die^ü 
als  ein  Ganzes  ([als  eine  universitas  hoininum")  betrachtet, 
das  Staatsvermögen  jst  das  Eigenthum  des  Souveraines. 


1)  Vgl.  Bd.  IV.  S.  9A8  ff. 

9)  Zu  dem  Vermögen  eines  Volkes  gehören  seine  ursprünglichen 
Güter  i&war  nichl  an  sich,  wohl  aber  in  so  fern,  als  sie,  ver- 
tatst ,  ein  Recht  auf  Schadenersatz  cur  Folge  haben. 
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Das  erstere  ißt  schlechthin  ein  Ganzes ;  das  letztere  ist  Nie- 
der in  das  Staatsvermögen  in  der  engeren  Bedeutung  und 
in  das  Volksvermögen  *)  gespalten  und  einzuteilen.  Das 
Staatsvermögen  in  der  engeren  Bedeutung  begreift  theila 
die  Güter  unter  sich ,  welche  die  Regierung  dem  gemeinen 
Gebrauche  vorzubehalten,  theiis  die,  welche  sie  sich  zu 
ihrem  eigenen  Gebrauche  zuzueignen  hat.  Das  Volksver- 
mögen, dieses  als  einen  Theil  des  Staatsvermögens  be- 
trachtet, ist  die  Gesammtheit  der  Güter,  welche  den  Un- 
terthanen  gehören.  —  Hier  ist  nur  von  dem  Volksvermögen 
in  der  zu  Anfang  dieses  Hauptstäcks  bestimmten  —  also  in 
der  völkerrechtlichen  —  Bedeutung  die  Rede. 

Das  Vermögen  eines  Volkes  ist  zwar  ein  Bestand- 
teil der  Nacht  aber  nicht  eins  mit  der  Macht  des  Volkes. 
Ein  Volk  ist  nicht  in  dem  Verhältnisse  mächtiger,  in  wel- 
chem es  reicher  ist.  Wie  häufig  sind  in  der  Geschichte  die 
Beispiele,  dafs  ein  reiches  Volk  von  einem  armen  unter- 
jocht wurde!  Auch  angenommen,  dafs  die  Macht  eines 
Volkes  zugleich  von  seinem  Reichthume  abhängt,  so  ist 
doch  der  Antheü ,  welchen  der  Reichthum  eines  Volkes  an 
seiner  Macht  hat ,  nach  Zeit  und  Umständen  bald  gröfser 
bald  geringer.  —  Da  in  dem  heutigen  Europa  der  relative 
Reichthum  der  Volker  auf  den  Ausgang  der  Kriege  einen 
sehr  bedeutenden  Einflufs  hat,  so  ist  man  nicht  selten  in 
den  Irrthum  verfallen,  den  Reichthum  eines  Volkes  zum 
Mafsstabe  seiner  Macht  m  machen.  (Man  hat  daher,  wenn 
z.  B.  bei  Friedensunterhandlungen  von  der  Abtretung  einer 
Provinz  gegen  eine  andere  die  Frage  war,  nicht  selten 
die  Rechnung  so  gestellt,  dafs  man  den  Verlust  und  den 
Jßrsatz  allein  oder  vorzugsweise  in  Geld  anschlug.)  Auch 
deswegen  hat  dieser  Irrthum  Eingang  gefunden,  weil  man, 


*)  Hier  wird  da*  Wort:  Volk,  in  seiner  staatsrechtlichen  Be- 
deutung genommen*^  in  welcher  es  die  Gesammtheit  der  Unter- 
thanen  im  Yerhfltnifs  zur  Regierung  bezeichnet  —  In  der  Folge 
wird  das  Wort;  Staatsyermdgen^  immer  in  der  weiteren  Be- 
deutung (in  der  vorliegenden  Lehre)  gebraucht  werden. 
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in  dem  Geiste  des  Europäischen  Staatsrechts  *)  ,  die  Her 
Präsentanten  der  Europäischen  Völker  auch  in  Beziehung 
au/  die  vorliegende  Frage  als  Grundeigenthümer  oder 
Grundherren  betrachtete.  Allein  die  Rechnung  ist  weit 
zusammengesetzter.  Selbst  in  dem  heutigen  Europa.  Wenn 
man  auch  annehmen  kann,  dafs  die  Völker  des  heutigen 
Europa  in  demselben  Verhältnisse  mächtiger,  wie  reicher, 
sind ,  wenn  es  ihnen  insbesondere  auch  gelungen  ist ,  sich 
vor  dem  verweichlichenden  Einflüsse  des  Reichthums  zu 
bewahren  *) ,  so  hängt  doch  auch  in  dem  heutigen  Europa 
die  Macht  der  Völker  noch  von  einer  Menge  anderer  Be- 
dingungen ab.   • 

Wie  der  Mensch  so  hat  auch  ein  Volk  ein  Eigen- 
tumsrecht an  seinem  Vermögen.  Beide  haben  dieses 
Eigentumsrecht  kraft  ihrer  Persönlichkeit,  kraft  des  Rechts, 
über  sich  selbst  zu  gebieten.  Beide  haben  an  ihrem  Ver- 
mögen ein  von  Zeitbedingungen  unabhängiges  Recht ;  dar 
Mensch  jedoch  nur  de  jure,  denn,  ein  sterbliches  Wesen, 
kann  der  Mensch  nur  in  einem  Erben  fortdauern ,  ein  Volk 
aber  aueh  de  facto,  denn  es  ist  unsterblich. 

Betrachtet  man  die  einzelnen  Guter,  welche  einem 
Volke  (oder  einem  Menschen)  gehören ,  als  Gegenstände 
oder  Bestandteile  seines*  Vermögens,  so  verlieren  sie 
gleichsam  ihre  Individualität.  Sie  können  nur  noch ,  ab 
Güter  überhaupt,  zu  Geld  angeschlagen  werden.  Ob- 
wohl die  Eigenschaft*,  welche  die  Güter  eines  Volkes  ata 
Bestandteile  seines  Vermögens  haben,  nur  eine  ideelle 
Eigenschaft  d.  i.  nur  eine  Beziehung  zu  seyn  scheint,  in 
welcher  sie  gedacht  werden  können  oder  zu  denken 
sind,  so  greift  sie  doch  ins  Leben  in  so  fern  ein,  als  sie 
auf  die  Verfolgung  der  Rechte ,  welche  einem  Volke  an 
seinen  Gütern  zustehn,  einen  wesentlichen  Einflufs  hat« 


1)  S.  oben  S.  49. 

f)  Und  10  eise  Aatjase  au  losen ,  welche  die  groTtftea  Staatasisner 
AHfrieelealaade  für  usasfiasbar  Meltes.  -  Wie  Ist  ifcnes  dieeee 
geloagen?   Eise  iakaletoliwere  Aeifcabe! 
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Weil  ein  Volk,  ab  Eigentümer  seines  Vermögens, 
ihm  gehörenden  Guter  zu  Geld  anzuschlagen  berechtiget 
ist  y  kann  es  ,  in  seinen  Rechten  an  diesen  Gütern  von  ei- 
nem andern  Volke  beeinträchtiget ,  von  diesem  Ersatz  i  n 
Geld  fordern,  wenn  auch  eine  Genugtuung  in  natura 
unmöglich  seyn  sollte  oder  nicht  zu  erlangen  wäre.  Man 
darf  vielleicht  behaupten y  dafs  das  Geld,  indem  es  den 
Völkern  das  Mittel  an  die  Hand  gab ,  einen  erlittenen  Ver- 
lust und  den  zu  leistenden  Ersatz  genauer  zu  bestimmen, 
die  Kriege  seltner  gemacht,  die  Wiederherstellung  des 
Friedens  erleichtert  hat. 

Da  ein  Volk  kraft  der  Eigenschaft , .  welche  ihm  ab 
einer  (moralischen)  Person  zukommt,  ein  Eigeuthnm  an 
seinem  Vermögen  bat ,  da  also  das  Vermögen  eines  Volkes 
gleich  als  das  Zubehör  des  Volkes  zu  betrachten  ist,  so 
haften  alle  Rechtsverbindlichkeiten,  welche  einem  Volke 
gegen  andere  Völker  obliegen ,  zugleich  auf  dem  Vermö- 
gen desselben.  Es  erstreckt  sich  also  das  Kriegsrecht, 
(das  jus  persequendi  hostem,)  auch  auf  das  Vermögen 
des  Feindes.  *}  Und  zwar,  dem  strengen  Rechte  nach, 
sowohl  auf  das  feindliche  Privat-  als  auf  das  feindliche 
Staatsgut.  Denn  in  Beziehung  auf  das  Völkerrecht  sind 
Staats-  und  Privatgut  ein  Ganzes. 


ZWEITES  HAUPTSTÜCK. 

Von  der 
Nachfolge  in  da*  Vermögen  eines  Volkes. 

Der  Fall  einer  Nachfolge  in  das  Vermögen  eines  Vol- 
kes ist  ersten*,  dann  gegeben ,  wenn  sich  ein  Volk  —  auf 
irgend  eine  Weise,  sey  es  in  der  Güte,  oder  in  Folge  ei- 
ner Revolution  oder  durch  Feindesgewalt ,  —  in  mehrere 


*)  Auch,  aber  nicht  allein  auf  da«  Vermögen  des  Feindes.  Denn, 
wie  wäre  sonst  das  Recht,  sieh  nn  4em  Yeracgeji  des  Feindes 
■u  erholen  —  Im  Stande  der  .Katar  —  vollniehbar? 
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Volker  spaltet  *}>  nnd  wwiten*  dann,  wenn  ein  Vcflk  oder 
ein  Theil  desselben  —  auf  irgend  eine  Weise  —  mit  einem 
andern  Volke  zu  einem  einzigen  Volke  vereiniget  wird.  *) 
Der  eine  und  der  andere  Fall  läfst  wieder  mehrere  Modifi- 
kationeh  zu  >  welche  er  durch  Verträge  erhalten  kann.  Hier 
wird  jedoch,  zur  Abkürzung  der  Darstellung ,  vorausge- 
setzt, dafs  die  Spaltung  oder  die  Vereinigung  unbedingt 
war. 

Grundsatz:  Wenn  sich  ein  Volk  in  mehrere 
spaltet,  so  dauert  das  Volk  in  Beziehung  auf 
sein  Vermögen  d.  i.  in  Beziehung  auf  die  Gesammtheit 
seiner  Rechte  und  Rechtsverbindlichkeiten  in  den  Thei- 
len  fort,  in  welche  es  sich  aufgelöst  hat,  —  so 
sind  also  diese  Theile  gleich  als  Erben  oder  allgemeine 
Rechtsnachfolger  jenes  Volkes  zu  betrachten.  Dasselbe 
ist  umgekehrt  Rechtens,  wenn  aus  mehrern  Völ- 
kern ein  einziges  Volk  erwachsen  ist. 

Dieser  Grundsatz  beruht  unmittelbar  auf  der  Einheit 
und  Ewigkeit  des  Staates,  —  eines  Volkes.  Er  ist  nur 
ein  anderer  Ausdruck  für  den  Satz ,  dafo  im  Staate  Einer 
für  Alle  und  Alle  für  Einen  stehn. Ä).  Er  hat  überdiefs  den 
Grundsatz  der  Nichtin tervention  für  sich,  da  er  eine  Stütze 
desselben  ist.  —  Derselbe  Grundsatz  ist  zugleich  ein 
Grundsatz  des  Staatsrechts ;  u^d  zwar  in  so  fern,  als  der 
Sonverain  der  Vertreter  der  Volkfigen^wde  im  Verhältnis 
su  den  einzelnen  Gemeindegliedern  ist.  4J    Hier  ist  er  je- 


1)  Beispiele:  Auflösung  des  Deutschen  Reichs.  ~  Die  Trennung*  Grie- 
chenlands von  der  Türkei.  —  Die  Spaltung  des  Königreichs  der 
Niederlande  in  das  K.  Holland  and  in  das  K.  Belgien. 

S)  So  verloren  durch  die  Abschliefsung  des  Rheinbundes  mehrere 
Länder  ihre  Selbstständigkeit.  Jedoch  die  Periode  der  Europäi- 
schen Völkergeschichte  vom  Jahre  1790  bis  zum  Jahre  1815  ist 
überhaupt  reich  an  Beispielen  solcher  Fälle. 

3)  Universitär  in  uno  capite  conünuatur. 

4)  S.  oben  Bd.  I.  S.  96  ff.  —  Hieraus  folgt  sc  B.  (s.  unten  in  diesem 
UaunUtuoke  die  »weite  Folgerung^)  Wenn  ein  Staat,  welcher 
ein  Darlehn  aufgenommen  hatte,  in  mehrere  zerfallt  oder  in  meh- 
rere gespulten  wird,  so  sind  die  Staatsgläubiger  von  Rechts- 
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doch  nur  als  ein  Grundsatz  des  Völkerrechts  in  Befrach- 
tung zu  ziehn. 

'  Zu  Folge  dieses  Grundsatzes  gehen  ersten*  alle  Rech- 
te, in  dem  Falle  einer  Spaltung  des  Staates  in  mehrere 
Staaten ,  von  dem  Ganzen  auf  die  Theile  und ,  in  dem  ent- 
gegengesetzten Falle,  ron  den  Theilen  auf  das  Ganze 
über;  vorausgesetzt  jedoch,  dafs  nicht  das  eine  oder  das 
andere  Recht ,  weil  es  seiner  besondern  Beschaffenheit  nach 
mit  der  neuen  Ordnung  der  Dinge  unvereinbar  ist,  erlischt 
oder  untergeht  Z.  B.  Wenn  sich  mehrere  Völker  zu  ei- 
nem einzigen  Volke  vereinigen ,  so  stehen  sie  nicht  weiter 
in  völkerrechtlichen  Verhältnissen  zu  einander.  Wenn  da- 
her in  einem  Friedensschlüsse  eine  eroberte  Provinz  an  die 
Macht,  welche  sie  erobert  hat,  abgetreten  worden  ist,  so 
ist  ihr  Verhfiltnib  zu  dem  Lande,  von  welchem  sie  nun- 
mehr ein  Bestandteil  ist,  nicht  weiter  nach  dem  Erobe- 
rungsrechte sondern  nach  dem  Staatsrechte  zu  beurtheilen. 
Was  hier  von  der  Nachfolge  in  die  Rechte  eines  Vol- 
kes gesagt  worden  ist,  gilt  zweiten*  eben  so  und  kraft 
desselben  Grundsatzes  von  der  Nachfolge  in  die  Verbind- 
lichkeiten, welche  ein  Volk  gegen  andere  Völker  auf 
sich  hat  —  Wenn  sich  z.  B.  ein  Volk .  in  mehrere  Völker 
auflöst,  so  sind  die  Verbindlichkeiten,  welche  dem  Volke, 
so  lange  es  ein  Ganzes  war,  gegen  andere  Völker  ob- 
lagen ,  nunmehr  von  allen  den  Völkern ,  in  welche  sieh  das 
Volk  aufgelöst  hat,  zu  halten  und  zu  erfüllen,  die  Verbind- 
lichkeiten mögen  nun  ihrem  Gegenstande  nach  eine  Thei- 
hmg  zulassen  oder  nicht  zulassen ;  übrigens  unter  der  bei 


wogen  betagt,  einen  jeden  dieser  Staaten  in  soiidum  zn  be- 
Ungen.i  (Die  Rechte regel :  Nomina  aereditaria  ipso  jure  inter  he-» 
rede«  divisa  sunto ,  beruht  nicht  auf  einem  civil  rechtlichen 
Grande«  Sie  ist  nur  ntilitatis  causa  —  nur  um  Processe  abzuschnei- 
den ^  —  eingeführt  worden.)  Nur«  zu  oft  Ist  das  zum  NachtheUe 
der  Staatsglaubiger  übersehn  worden.  (Könnte  und  sollte  man 
nicht  in  Fällen  dieser  Art  eine  gemeinschaftliche  Schulden- 
tilgnngskasse  stiften?)  —  Haas,  über  das  Beprisentationsprin* 
dp  der  Staatseohulden  bei  LanderzerstuckelungeBL    1881.  4. 
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dem  ersten  Folgesatz  angefahrten  Voraussetzung.  Ein 
jedes  dieser  Völker  hat  wegen  aller  dieser  Verbindlichkei- 
ten den  Gläubigern  sammtverbindlich  (in  solidum)  zu 
hallen.  Denn  im  Staate  stehen  Alle  für  Einen  und  Einer 
für  Alle.  Die  Schuld  eines  Volks  ist  zugleich  die  eines 
jeden  einzelnen  Mitgliedes  der  Volksgemeinde.  Jedoch 
nur  im  Verhftltnifs  zu  den  Gläubigern  d.  j.  die  Frage 
nm  dem  Standpunkte  des  Völkerrechts  betrachtet  *) ,  tritt 
diese  Sammtverpflichtong  ein«  Betrachtet  man  dagegen  die 
Völker,  in  welche  sich  ein  Volk  aufgelöst  hat,  im  Ver- 
haltnifs  zu  einander,  so  haftet  ein  jedes  dieser  Völker 
nur  zu  seinem  Antheile  (nur  pro  rata}  für  jene  Schulden. 
Denn  in  so  fern  ist  die  Frage  nur  zufallig  eine  völkerrecht- 
liche ,  ihrem  Wesen  nach  aber  eine  staatsrechtliche  Frage« 
Wie  die  Schuld ,  so  lange  diese  Völker  ein  einziges  Volk 
bildeten,  unter  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  oder  unter 
die  einzelnen  Bezirke  des  Staatsgebietes  zu  vertheilen  g** 
weseji  wäre ,  so  d.  i.  nach  demselben  M afsstabe  ist  sie  jetzt 
unter  die  Völker  zu  vertheilen  ,  in  welche  sich  das  Ganze 
aufgelöst  hat.  Freilich  ist  dieser  Bfalsstab  der  Verkei- 
lung, in  seiner  Anwendung  auf  einzelne  Fülle,  noch  im- 
mer unsicher  genug.  *)  (Ganz  so  kann  in  dem  entgegen- 
gesetzten Falle ,  d.  i.  wenn  mehrere  Völker  zu  einem  ein- 
zigen vereiniget  werden,  obwohl  nunmehr  dieses  Volk, 
als  ein  Ganzes ,  für  die  Schuld  der  Theile ,  aus  deren  Ver- 
einigung es  entstanden  ist,  den  Gläubigern  zu  haften  hat, 
dennoch  die  Regierung  nur  den  Theil  ihres  Gebietes,  auf 
welchem  allein  die  Schuld  ursprunglich  haftete,  mit  der 
Verzinsung  und  Tilgung  der  Schuld  ausschliesslich  be- 
lasten.} 


1)  S.  auf  «alte  75  Am.  4. 

8)  Man  kann  für  diesen  Matetob  —  sowohl  dem  Volker*  als  dem 
Staatsrechte  nach  ~  auch  die  Formel  wählen:  So  viel  die  Lin- 
der ,  so  lange  sie  Theile  desselben  Landes  waren ,  au  den  öffent- 
lichen Lasten  alljährlich  beitrugen,  so  viel  haben  sie  —  im  Ver- 
hftltatfs  so  einander  •*-  von  der  unter  sie  au  verthellenden  Sobald 
sn  äbemehmon. 


Wenn  in  diesem  Falle  d:  i.  bei  der  Vertheilang  der 
Schulden  eines  Landes  anter  die  Linder,  welche  an  die 
Stdtle  des  bisherigen  Ganzen  getreten  sind,  die  Schwie- 
rigkeit der  Aufgabe  nicht  den  Marsstab  der  Vertheilang 
fetffbst  sondern  nur  die  Anwendung  dieses  Mafsstabes  be- 
trifft, so  fehlt  es  dagegen,  wenn  die  Abschätzung  eines 
Landes  -oder  einer  Provinz  *)  in  Frage  steht,  weil  z.  B. 
teine  kriegführende  Macht  von  der  andern  die  Abtretung 
^fries  Landestheiles  oder  einen  Ländertausch  als  Preifs  des 
'Friedens  verlangt,,  sogar  gfinzftch  an  einem  auch  nur  eini- 
germafsen  genügenden  Mafsstabe.  Zwar  lassen  sich  die 
•Momente,  welche  bei  der  Frage  an  beachten  sind:  Wie 
"hoch  ist  die  Macht  eines  Volkes ,  diese  an  sich  und  im  Ver- 
htttnifs  zu  der  Macht  anderer  Völker  betrachtet,  anschla- 
gen? mit  einiger  Vollständigkeit  aufzählen.  Denn  die 
flauptmomente ,  auf  welche  es  bei  der  Lösung  dieser  Frage 
~*ftikommt ,  sind  der  Umfang  und  die  Fruchtbarkeit  des  Lan- 
des <,  seine  Beschaffenheit  und  Lage  für  den  Handel  und 
Ar  den  Krieg ,  die  Volkszahl ,  der  gesautmte  physische , 
geistige  und  moralische  Zustand  des  Volkes,  seine  Ver- 
ntögensverh&ltiiisse  und  Staatseinrichtungen.  Aber  meh- 
rere von  diesen  Momenten  lassen  sich  nicht  in  Zahlen  be- 
istimmen '3  5  selbst  bei  denen ,  welche  eine  solche  Bestim- 
mung zulassen,  fehlt  es  meist  an  genügenden  Datis,  am 
die  Rechnung  mit  Genauigkeit  zu  fähren  •) ;  auf  jeden  Fall 
-kann  man  ein  jedes  Moment  nur  für  sich  in  Zahlen  oder 
nach  Graden  anschlagen  und  mithin  nicht  die  Macht  eines 
Volkes  als  ein  Ganze  8  mit  der  eines  andern  Volkes  ver- 
*  gleichen.  Neue  Schwierigkeiten  entstehn ,  wenn  die  Frage 


1)  Der  an  sich  anstofsJge  Ausdruck:  Abschätzung  eines  Lande«; 
wird  gleich  hernach  die  Deutung  erhalten,  deren  er  bedarf. 

*)  Z.  B.  nicht  das  Moment ,  welches  auf  der  Geisteskraft  und  auf 
dem  Charakter  (der  Nationalität)  des  Volks  beruht.  Dieses  Mo- 
ment erinnert  an  die  Imponderabilien  der  Physik. 

* 

8)  Besonders  gegen  die  Berechnung  des  VermSgeas  eines  Volkes, 
welche  von  den  Statistikern  so  oft  Versucht  wird,  hat  man  Ur- 
sache mifstrauisch  cu  seyn. 


die  ist:  Wieviel  gewinnt  ein  bestimmter  Staat  durch  diu 
und  die  Vergröfserung  oder  wieviel  verliert  er  durch  die 
und  die  Verkleinerung  seines  Gebietes  ?  Mit  einem  Worte 
also ,  die  vorliegende  Aufgabe ,  —  eine  der  schwierigsten 
der  Diplomatie,  —  kann  nur  annäherungsweise  und  nur 
mittelst  einer  Wahrscheinlichkeitsrechnung  gelöst  werden« 
Nichts  ist  unbeachtet  zu  lassen ,  was  in  dem  Bereiche  des 
Volkes  steht  ,  dessen  Macht  der  Gegenstand  der  Rechnung 
ist.  Denn  in  der  Hand  der  Klugheit  verwandelt  sich  Alles 
in  Macht. 


ZWEITER  odrb  PRAKTISCHER  THEIL 

des 
Völkerrechts» 


ERSTER  ABSCHNITT. 

Das  Recht  des  Friedens. 

herrscht  Friede  unter  Völkern,  wenn  unter  ihnen 
die  Waffen  ruhn,  sey  es,  dafs  sie  nicht  in  Rechtsstreitig- 
keiten mit  einander  verwickelt  sind,  oder  dafs  sie  ihre 
Streithändel  im  Wege  der  Gute  schlichten.  Der  Friedens- 
znstand ist  nicht  ein  schlechthin  rechtmäfsiger  Znstand. 
Denn  es  fehlt  ihm  an  einer  genügenden  Bürgschaft  für 
seine  Fortdauer.  Wohl  aber  steht  er,  dem  Natur- 
rechte nach,  vergleichungsweise  allein  mit  den 
Grundsätzen  des  Rechts  in  Uebereinstimmung; 
es  soll  unter  Völkern,  so  lange  sie  im  Stande 
der  Natur  beharren  d.  i.  so  lange  sie  in  Rechts- 
sachen ihre  eigenen  Herren  sind  und  bleiben,  wenigstens 
Friede  herrschen.  Im  Frieden  widerfährt,  wenigstens 
einstweilen ,  Niemanden ,  im  Kriege  allemal  entweder  dem 
einen  oder  dem  andern  Theile  Unrecht. 

Zu  Folge  des  Grundsatzes:  Selbstständige  Völ- 
ker sollen  wenigstens  in  Frieden  mit  einander 
leben  I  —  der  Grundlage  des  gesammten  praktischen 
Völkerrechts,  —  hat  ein  Volk  erstens  das  Recht,  im  Frie- 
den zu  beharren;  also  z.  R.  während  eines  Krieges, 
den  andere  Völker  mit  einander  fähren,  neutral  zu  biet- 


81 

ben  ')  ,  ferner ,  sich  zu  rösten  ,  damit  es ,  auf  den  Krieg 
gefafst,  desto  weniger  den  Ausbrach  eines  Krieges  zu 
furchten  habe.  *) 

Vermöge  desselben  Grundsatzes  ist  ein  Volk  zweitens 
berechtiget ,  Völkern ,  welche  in  Rechtsstreitigkeiten  oder 
in  einen  Krieg  mit  einander  verwickelt  sind,  Vermitte- 
ln g,  (seine  bona  officia,)  zur  Erhaltung  oder  Wieder- 
herstellung des  Friedens  anzubieten.  Eine  bewaffnete 
Vermittelung  ist  jedoch  nur  dann  erlaubt ,  wenn  der  Ver- 
mittler den  Krieg ,  mit  welchem  er  droht,  für  sich  d.  i.  mit 
der  Gefahr  rechtfertigen  kann,  welche,  wenn  der  Friede 
unter  jenen  Völkern  nicht  erhalten  oder  wiederhergestellt 
wird ,  seiner  eigenen  Sicherheit  droht. 

Drittens :  Der  dem  Rechtsgesetze  allein  entsprechende 
Zweck  der  auswärtigen  Politik  ist  die  Erhaltung 
des  Friedens.  .Widerrechtlich  ist  dagegen  die  Politik, 
welche  auf  den  Krieg  oder,  was  (in  hypothesi)  das- 
selbe ist,  auf  das  Erobern  berechnet  ist. 

Die  Politik,  welche  die  Erhaltung  des  Friedens  zum 
Zwecke  hat ,  —  oder  die  Politik  des  Friedens ,  —  ist  zu- 
gleich an  sich  d.  i.  auch  abgesehn  von  der  Rechtsfrage, 
die  richtigere.  Denn  sie  allein  verfolgt  einen  Zweck,  der 
seinem  Wesen  nach  bestimmt  und  begrenzt  ist.  Dagegen 
ist  die  Politik  des  Eroberns  auf  ein  Ziel  gerichtet ,  das  sich 
entfernt ,  indem  man  sich  ihm  nähert.  Gieng  auch  der  Plan 
anfangs  nur  auf  die  Ausdehnung  des  Staatsgebietes  bis  zu 
einer  bestimmten  Grenze,  so  nöthiget  doch  das  Gelingen 
dieses  Planes ,  bald  weil  die  gemachte  Eroberung  gegen 
neue  Feinde  zu  vertheidigen  ist,  bald  weil  sie  die  Unzu- 
länglichkeit des*  ursprünglichen  Planes  aufdeckt  oder  auch 
diesen  Plan  erweitert,  zum  Fortschreiten  auf  der  einmal 


1)  Vgl.  den  zweiten  Abschnitt  dieses  Baches.    Hptst.  II.  Anhang  3. 

9)  Jedoch  können,  wenn  ein  Volk  außerordentliche  Kriegsrihtungen 
vornimmt ,  andere  Volker,  gegen  welche  diese  Rüstungen  gerich- 
tet seyn  könnten,  (aus  demselben  Grunde)  eine  Erklärung  von 
ihm  wegen  de*  Zwecks  der  Rüstungen  fordern. 

Zackariä,  vom  Staate,     F.  6 
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betretenen  Bahn.  Wo  ist  dann  Stillstand  ?  —  Den  Erobe- 
rer warnt  noch  überdiefe  die  Endlichkeit  des  menschlichen 
Lebens  vor  einem  Wege,  der  kein  Ende  hat.  (Tita  bre- 
vis  spem  yetat  inchoare  longam)  Um  Griechenland  von 
seinem  alten  und  von  seinem  gefährlichsten  Feinde  zu  be- 
freien, bekriegte  Alexander  den  Perserkönig.  Sieger  in 
diesem  Kampfe,  schritt  er  $u  immer  neuen  Eroberungen 
fort,  sey  es,  dafs  er  derselben  zur  Sicherung  seiner  ersten 
Eroberung  bedurfte,  sey  es,  dafs  ihn  das  Gelingen  seines 
ursprünglichen  Planes  a&ijr  Verfolgung  eines  weit  riesen- 
hafteres) Planes  ermuthiget  hatte.  J)  Doch  plötzlich  rief 
ihn  der  Tod  von  dem  Schauplätze  seiner  Thätigkeit  ab. 
Sein  Reich  zerfiel  unmittelbar  nach  seinem  Tode.  Ein  Ähn- 
liche« Schicksal  hatte  unter  ähnlichen  Umständen  das  Reich 
Aitila's  und  das  eines  unserem  Zeitalter  angehörenden 
Eroberers.  —  Minder  gefährlich  oder  unhaltbar  ist  die  Po- 
litik des  Eroberns,  wenn  sie  die  ständige  Politik  eines 
Staates  oder  Volkes  ist  j  doch  nur  in  so  fern ,  als  die  Ge- 
fahren ,  mit  welchen  "sie  droht ,  dann  langsamer  in  Erfül- 
lung gehn.  Die  Römer,  Meister  in  der  Kunst,  Eroberun- 
gen zu  machen  und  zu  behaupten  *),  erstreckten  nach  upd 
nach  ihre  Herrschaft ,  mit  weiser  Redachtsamkeit  vorwärts 
schreitend ,  über  drei  Welttheile.  Ungeachtet  des  herein- 
brechenden Verfalles  ihres  Reiches  im  Innern  wufsten  sie 
sieh  dennoch  in  dem  Resitze  ihres  Gebietes  Jahrhunderte 
lang  zu  vertheidigep.  Aber  auch  sie  ernteten  die  Früchte, 
welche  die  Politik  des  Eroberns  über  kurz  oder  über  lang 
trägt.  Sie  hätten,  um  die  nördliche  Reichsgrenze  zu  si- 
chern, auch  ganz  Germanien  ihrem  Gebiete  einverleiben 
müssen.    Doch  der  Plan  mifslang.  s) 


1)  Vgl.  H-eynej  de  Alexandra  H.  id  ageate,  ut  totum  terranun  er- 
ben mutuls  conunerctlf  jüngere*.    In  ejue  Opuso.  acad. 

S)  Tgl.  Tlalling,  de  Romanorum  prudentia  in  populks  sub  imperiim 
säum  subjungendis  conepicua.    Grdning.  1S84. 

«)  Die  eiMichtf  volleren  Bomiachen  Staatsmänner  wnfaten  recht  wohl, 
Ton  welcher  Seite  die  Gefahr  drohe.    S.  Tacit.  Gem.  c.  99.  57. 
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-  Allein  so  verwerflich  auch  die  Politik  de*  Eroberns  ist 
6der  seyn  mag ,  es  giebt  dennoch  Staaten ,  welche  genö- 
thiget  sind ,  diese  Politik  zu  der  ihrigen  zu  machen.  Das 
sind  zuvörderst  diejenigen  Staaten,  dercjn  Gebiet  so  ge- 
staltet z.  B.  zerrissen  ist ,  dafs  es ,  in  dem  Interesse  der 
Landesverteidigung,  einer  Ergänzung  oder  Abrnndung 
bedarf.  Das  sind  ferner  diejenigen  Staaten,  welche  im 
Yerhältnifs  zu  ihren  Nachbarn  mittler  Gröfse  sind.  Sie 
haben  Macht  genug ,  um  sich .  wenn  die  Umstände  günstig 
sind .  zu  vergröfsern ,  nicht  genug ,  um  sich  mit  dem  der- 
maligen Umfange  ihres  Gebiets  zu  begnügen.  Die  fried- 
lichsten Staaten  des  heutigen  Europa's  sind  die  kleinen. 
Von  Vielen  begehrt ,  nur  dem  Machtneide  der  grofsen  Staa- 
ten* ihre  Fortdauer  verdankend ,  können  sie  in  einem  Kriege 
nur  verlieren. 

Nicht  darin  besteht  die  Politik  des  Friedens ,  dafs  sich 
ein  Volk ,  um  den  Frieden  zu  bewahren ,  von  andern  Völ- 
kern Alles  gefallen  lassen  soll.  Ein  Volk ,  das  nicht  von 
andern  Völkern  gefürchtet  wird ,  wird  eben  so  wenig  von 
ihnen  geachtet.  Die  Achtung  aber,  in  welcher  ein  Volk 
bei  andern  Völkern  steht,  ist  eine  nicht  minder  gute  Bürg- 
schaft für  seine  Sicherheit,  als  die  Furcht  vor  seiner  Macht. 
Schon  einen  Beweis  von  Nichtachtung  kann  ein  Volk  nicht 
ohne  Gefahr  verschmerzen,  da  es  sich  sonst  schwereren 
Unbilden ,  und  schon  gebeugten  Muthes ,  aussetzt  Auch 
darauf  beschränkt  sich  die  Politik  des  Friedens  nicht ,  dafs 
ein  V  olk  Alles  zu  vermeiden  hat ,  was  einem  andern  Volke 
Veranlassung  zu  einer  Beschwerde  oder  zn  einem  Kriege 
geben  könnte.  Sondern  die  Hauptmaxime  dieser  Politik 
ist  die :  Si  rw  habere  pacemj  para  bellum  1  Um  auf  die 
Erhaltung  des  Friedens  rechnen  zu  können,  mufs  ein  Staat 
gerüstet  seyn !  Und  auch  diese  Maxime  ist  nicht  etwa  blos 
wörtlich  d.  i.  nicht  blos  von  Kriegsrüstungen  in  der  eigent- 
lichen Bedeutung  zu  verstehn.  —  Zwar  mufs  der  Staat, 
um  auf  die  Erhaltung  des  Friedens  rechnen  zu  können, 
\qt  allen  Dingen  ein  schlagfertiges  Heer  in  Bereitschaft 
haben.    (Einer  von  den  vielen  Gründen ,  aus  welchen  die 
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Kriegswissenschaften  auch  dem  Diplomaten  nicht  fremd 
aeyn  dürfen,)  Aber,  das  ist  nicht  die  einzige  Bedingung', 
unter  welcher  ein  Staat,  weil  er  zum  Kriege  wohl  gerästet 
ist,  den  Forderungen  einer  friedlichen  Politik  Gehör  geben 
kann.  —  Auf  die  Kriegsmacht  eines  Volkes  hat  auch  die 
Beschaffenheit  seiner  Staatsverfassung  Einflute. 
Die  dem  Interesse  dieser  Macht  vorzugsweise  entspre- 
chende Verfassung  ist  die  unbeschränkte  Einherrschaft. 
(Man  kann  daher  in  der  vorliegenden  Beziehung  behaup- 
ten, dafs  diese  Verfassung  besser,  als  eine  jede  andere, 
für  die  Erhaltung  des  Friedens  Gewähr  leiste.}  Da  in  der 
unbeschränkten  Einherrschaft  alle  Gewalt  in  den  Händen 
eines  Einzigen  ist,  da  dieser  Alleinherrscher,  wenn  seine 
Geyvalt  ererbt  ist,  desto  selbstständiger  gebieten  kann, 
so  vermag  er  der  Kriegsmacht  diejenige  Einheit  und  That- 
kraft  mitzutheilen ,  von  welcher  die  Erfolge  eines  Heeres , 
dieses  als  ein  Ganzes  betrachtet ,  wesentlich  abhängen. 
Das  gerade  Gegentheil  dieser  Verfassung  ist  in  derselben 
Beziehung  die  E^rbaristokratie,  wenn  anders  nicht  der  herr- 
schende Adel  zahlreich  genug  ist,  um  selbst  zur  Vertei- 
digung des  Landes  hinzureichen.  Mißtrauisch  gegen  ihre 
Unterthanen ,  mifstrauisch  selbst  gegen  die  Einzelnen  ihres 
Mittels  haben  Erbaristokratieen  nicht  selten  den  mifelichen 
Entschlufs  gefafst ,  ihre  Kriege  mit  einem  aus  Fremdlingen 
bestehenden  Heere  zu  führen  oder  doch  den  Kriegsbefehl 
einem  Fremdlinge  anzuvertrauen.  *)  In  der  Mitte  zwischen 
beiden  Verfassungen  steht  in  der  vorliegenden  Beziehung 
die  Volksherrschaft.  Wenn  auch  ein  Volk ,  welches  eine 
demokratische  Verfassung  hat,  da  ein  Krieg,  welchen  es 
fährt,  nur  der  Wunsch  und  Wille  der  Gesammtheit  seyn 
kann,  besonders  zu  fürchten  ist;  so  ist  doch  anderseits, 
wenn  sich,  der  Krieg  in  die  Länge  zieht  oder  wenn  sich  das 


*)  Beispiele  findet  man  bei  Muratorl;  Antiquitates  Italiae.  II,  26. 
Ueber  die  Vortheile  und  Nachtheile  der  Festungen  in  Beziehung 
auf  die  Verschiedenheit  der  Staatsverfassungen  s.  A  r  i  s  t.  Polit. 
VII,  10.  Machiavel,  Abbalgen,  über  den  Liviu».  II,  94.  8*. 
Bicholieu,  testament  polit. 
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Kriegsglück  für  den  Feind  erklärt,  nicht  auf  die  Bestän- 
digkeit der  Menge  zu  rechnen.  Man  berufe  sieh  gegen 
dieses  Urtheü  über  die  Demokratie  nicht  auf  das  Beispiel 
der  Römer.  Allerdings  bewahrten  die  Römer  ihre  alte  Kraft 
und  Ausdauer  auch  dann  noch  in  ihren  Kriegen ,  als  sich 
ihre  Verfassung  zu  einer  Demokratie  umgestaltet  hatte. 
Aber  der  Charakter  eines  Volkes  kann  noch  grofsere  Min-' 
gel  und  Gebrechen  der  Staatsverfassung  ergänzen  und  ver- 
bessern. Auch  hatte  die  Verfassung  des  Römischen  Frei- 
staates die  Eigentümlichkeit,  dafs  sie  in  ausserordent- 
lichen Zeiten  einen  unbeschränkten  Herrscher,  —  einen 
Diktator,  —  einzusetzen  gestattete.  ')  —  Wie  die  Staats- 
verfassung, so  steht  auch  die  Staatsverwaltung  in 
einer  wesentlichen  Beziehung  auf  die  Macht  eines  Volkes. 
Wenn  auch  diese  Beziehung ,  einen  jeden  der  verschiede* 
nen  Verwaltungszweige  seiner  eigentümlichen  Beschaffen- 
heit nach  betrachtet,  bei  dem  einen  näher  bei  einem  andern 
entfernter  ist  *} ,  so  kann  doch  die  Staatsverwaltung  über- 
haupt in  dem  Sinne  eine  militärische  seyn,  dafs  sich  in 
ihr  der  Geist ,  in  welchem  ein  Heer  zu  befehligen  ist, 
gleichsam  wiederholt  Sie  ist  dieses  Geistes,  wenn  z.  B. 
die  Regierungsgeschäfte  möglichst  centralisirt  sind ,  wenn 
in  Rechtssachen  der  Instruktions-  und  der  Untersuchungs- 
prozefs  eingeführt  auch  sowohl  in  Rechts-  als  in  Regie- 
rungssachen die  Zahl  der  Instanzen  beschränkt  ist.  Und , 
wenn  sie  dieses  Geistes  ist,  kann  die  Regierung  mit  desto 
mehr  Nachdruck  nach  Aufsen  auftreten,  je  weniger  ihre 
Macht  im  Inneren  gehemmt  oder  zersplittert  ist.  —  Endlich 
kann  sich  ein  Staat  auch  so  auf  den  Krieg  gefafst  machen, 
dafs  er  auf  Bündnisse,  (auf  Alliancen ,3  Bedacht  nimmt. 


1)  Vielleicht  sollte  die  Verfassungsurkunde  einer  konstitutionellen 
Monarchie  eine  ähnliche  Vorschrift  enthalten« 

*)  In  der  nächsten  Beziehung  auf  das  Kriegswesen  steht  die  Staats- 
haushaltung. Doch  bemerkt  Maehiavel ,  (»um  Liyius  II ,  10. 17.) 
dafs  auch  jetzt  noch  nicht  das  Geld,  sondern  die  Tapferkeit  und 
die  Kriegssacht  der  uervus  belli  sey. 
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Jedoch  so  grofs  sind  die  Forderungen ,  welchen  ein  Bönd- 
nifa  entsprechen  maus  9  auf  dafs  man  Vertrauen  in  dasselbe 
setzen  könne,  dafs  auf  diese  Bürgschaft  für  die  Erhaltung 
des  Friedens  am  wenigsten  ein  Gewicht  zu  legen  ist.  Vor 
allen  Dingen  mufs  das  Bündnifs  zum  Vortheile  beider 
Partheien  gereichen.  Ueberdiefs  aber  mufs  der  VortheH, 
welchen'  das  Bündnifs  den  Partheien  gewährt ,  gleich 
grofs  ja  selbst  gleichartig  seyn.  Ein  Bundesgenosse 
also,  welcher  in  der  Sache  der  andern  Parthei  nicht  zu- 
gleich die  eigene  führt,  wird  seinem  Versprechen  nur  so 
lange  treu  bleiben,  als  er  zu  ohnmächtig  ist,  die  Last  ab- 
zuschütteln« *3  Napoleon  machte  im  Jahre  1813  Von  neuem 
die  Erfahrung:  Tempora  si  fuerint  nubila,  solus  eris !  Eben 
so  hat  ein  kleiner  Staat,  der  sich  in  den  Schutz  einer  gro- 
ben Macht  begiebt,  für  seine  Selbstständigkeit  eher  zu 
furchten,  als  zu  hoffen*  Jedoch,  sey  es  auch,  dafs  ein 
Bündnifs  an  und  für  sich  eine  genügende  Grundlage  habe , 
dennoch  steht  es  auf  einem  schwankenden  Boden,  wenn 
andere  Verhältnisse  Spannungen  oder  Reibungen  unter 
den  Verbündeten  veranlassen.  Daher  z.  B.  Bündnisse  un- 
ter  Nachbarvölkern  nur  selten  von  Dauer  sind.  •}  J*  schon 
eine  jede  Verschiedenheit  oder  Ungleichheit  der  Interes- 
sen ,  welche  unter  Verbündeten  eintritt ,  bedroht  die  Innig- 
keit oder  die  Dauer  ihres  Zusammenhaltens.  Das  gilt  ins- 
besondere von  der  Verfassung  der  verbündeten  Staa- 
ten. Gleichheit,  welche  unter  ihnen  in  dieser  Beziehung 
eintritt,  hat  unter  ihnen  politische  Sympathieen  vorzugs- 
weise zur  Folge.  Sogar  können  sich  in  der  Erfahrung  die 
Verhältnisse  s  o  stellen ,  dafs  bei  der  Wahl  eines  Bundes- 
genossen auf  jene  Gleichheit  vor  altem  andern  Rück- 


1)  Wie  Vegettas  berichtet,  war  es  bei  den  Römern,  in  den  Zeiten 
ihrer  Kraft,  Grundsatz,  dafs  das  Heer  nicht  über  die  Hälfte  aus 
Hülfs Völkern  bestehen  durfte.  S.  auch  Macniav. ,  II  principe 
Kap.  1*.  18.  —  Dies«  Maxhne  Ist  auf  die  in  Frage  stehend« 
Bundnisse  Oberhaupt  anwendbar. 

S)  Stehe  mit  deinen  Nachbar  gut,  neck  besser  an*  dem  Nachbar  dei- 
nes Nachbars ,  —  war  eine  Maxime  der  HepnHUk  Ten  Venedig. 
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sieht  zu  nehmen  ist.  *)  So  waren  während  des  Pelopon- 
nesischen  Krieges  die  demokratischen  Freistaaten  mit  den 
Atheniensern ,  die  aristokratischen  mit  den  Spartanern  ver- 
bündet. So  wurden  in  den. Bund  der  Achäer  nur  Freistaa- 
ten, welche  eine  demokratische  Verfassung  hatten,  auf- 
genommen. 93  Andere  Beispiele  kann  man  aus  der  Ge- 
schichte der  Kriege  der  Französischen  Revolution  entleh- 
nen. Wenn  in  ein£m  Kriege  zugleich  über  politische  Mei- 
nungen gestritten  wird ,  kann  ein  Bfindnifs  nur  unter  denen 
von  Dauer  seyn ,  welche  derselben  politischen  Farbe  sind. 
Also  —  si  vis  habere  pacem,  para  bellum !  Aber,  in- 
dem sich  ein  Volk  zum  Kriege  rastet,  um  im  Frieden' be- 
harren zu  können,  läuft  es  gleichwohl  Gefahr,  sich  zur 
Befolgung  der  entgegengesetzten  Politik  hinrelfsen  zu  las- 
sen. Denn  der  mächtige  will  noch  mächtiger,  wie  der 
Reiche  noch  reicher  seyn.  Alles  das  also ,  was  nach  dem 
Obigen  die  Kriegsmacht  eines  Volkes  steigert,  hat  eben 
sowohl  eine  kriegerische  als  eine  friedliche  Tendenz.  Die 
stehenden  Heere  z.  B. ,  so  gewifs  sie  auch  plötzlichen 
Friedensstörungen  vorbeugen,  sind  dennoch  so  viele  Herde 
des  Krieges.  Denn  nur  im  Kriege  kann  man  im  Kriegs- 
dienste schnell  sein  Gluck  machen.  s3  Eben  so  ist  die  Mo- 
narchie ,  in  ihrer  Beziehung  auf  Krieg  und  Frieden ,  ein 
zweischneidiges  Schwert.  —  Es  bedarf  daher  die  Politik 
des  Friedens ,  wenn  sie ,  ungeachtet  der  Zweideutigkeit 
der  Mittel ,  von  welchen  sie  Gebrauch  zu  machen  hat ,  die 
ständige  Maxime  einer  Regierung  werden  soll,  noch  äufse- 
rer  Stützen  und  Bürgschaften.   Ob  und  in  wie  fem  sie  diese 


1)  Jedoch  ist  auch  hier  der  Kern  voo  der  Schale  zu  unterscheiden. 
<PoMtfrche  Sympathieen  der  Englischen  Tories  in  der  auswärtigen 
Politik.) 

8)UbboEmm]aS;  veteris  Graeciae  T.  III.  repraesentaris  Graeco- 
.  mm  respublicas.    JLugd.  Batav.  1690.  p.  974. 

8)  Der  Herzog  von  Bovigo  (Snvary)  bemerkt  in  seinen  Deoksehrif- 
schriften  ,  dafs  in  den  Zelten  des  französischen  Kaiserreichs  die 
Kriegslast  der  jüngeren  Offlciere  nicht  wenig  zu  der  kriegerischen 
Qtimmnng  der  Regierung  beigetragen  habe. 
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in  dem  heutigen  Europa  hat,  wird  in  dem] folgenden  Bliche 
(zu  Ende)  erörtert'  werden.  Jedoch  ist  schon  hier  des 
Schatzes  zu  gedenken,  welchen  sie  in  Europa  dem  Or- 
ganismus der  Staatsverwaltung  in  Beziehung 
auf  die  auswärtigen  Angelegenheiten  verdankt* 
In  den  gröfseren  Europaischen  Staaten  besteht  überall  für 
diesen  Verwaltungszweig  ein  eigenes  Ministerium,  das 
Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten.  Eine  dem 
Interesse  einer  friedlichen  Politik  unmittelbar  entsprechende 
Einrichtung!  Denn  so  erhalten  die  diplomatischen  Ver- 
handlungen, als  die  ständigen  Amtsgeschäfte  einer  beson- 
dern Staatsbehörde,  einen  gewissen  Charakter  von  Be- 
dächtüchkeit  und  Mäfsigung;  es  wird  namentlich  in  der 
Monarchie  dem  nachtheiligen  Einflüsse  Ziel  und  Mafs  ge- 
setzt ,  welchen  die  augenblickliche  Stimmung  des  Fürsten 
auf  die  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  haben 
kann.  Es  ist  nun  das  persönliche  Interesse  desjenigen, 
welcher  an  der  Spitze  des  Ministeriums  des  Auswärtigen 
steht,  so  wie  derer,  die  mit  oder  unter  ihm  arbeiten,  den 
Frieden  zu  erhalten.  Denn ,  wenn  das  Kriegsheer  ins  Feld 
rückt ,  bezieht  der  Minister  der  auswärtigen  Angelegenhei- 
ten die  Winterquartiere  mit  seinem  Heere.  Dieselbe  Ein- 
richtung trägt  endlich  auch  dazu  bei ,  dafs  die  auswärtigen 
Angelegenheiten  nach  einem  Systeme  geleitet  werden; 
da  nun  die  Fäden  aller  diplomatischen  Verhandlungen  in 
denselben  Mittelpunkt  zusammenlaufen  und  vpn  diesem  aus, 
schon  damit  sie  sich  nicht  unter  einander  verwirren,  nach 
gewissen  allgemeinen  und  ständigen  Maximen  zu  richten 
und  zu  lenken  sind ,  da  sich  überdiefs  in  dem  Ministerium 
des  Auswärtigen  mit  der  Zeit  gewisse  Traditionen  und  Re- 
geln gleichsam  von  selbst  bilden.  Eine  auswärtige  Politik 
aber ,  welcher  ein  System  zum  Grunde  liegt ,  mufs  allemal 
in  einem  gewissen  Grade  eine  friedliche  seyn ,  da  sich  die 
auswärtige  Politik  überhaupt  nur  als  eine  Politik  des  Frie- 
dens auf  ein  System  zurückfähren  läfst  Dasselbe  Lob  ge- 
bührt einer  systematischen  Politik  auch  in  so  fern ,  als  sie 
vorzugsweise  geneigt  ist,  den  Zeitpunkt  abzuwarten,  wo 
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ein  gewisser  Vortheil  im  Wege  der  Gate  oder  gelegentlich 
erreicht  werden  kann. 

Ein  Hauptmittel,  wo  nicht  das  vollkommenste,  ein 
Volk  für  den  Frieden  zu  stimmen ,  würde  eine  Staatsver- 
fassung seyn<,  welche  durch  ihre  Form  oder  durch  ihren 
Geist  der  Kriegslust  Ziel  und  Mafs  setzte«  Aber  noch 
scheint  es  dem  menschlichen  Verstände  nicht  gelungen  zu 
seyn,  eine  solche  Verfassung  zu  ersinnen.  Was  den  Hang 
zum  Erobern  betrifft,  ist  ein  Unterschied  zwischen  Ein- 
herrschaften und  Freistaaten  etc.  in  der  Geschichte  nicht 
bemerkbar.  Eben  so  wenig  zwischen  geistlichen  und  welt- 
lichen Staaten.  Die  Religion  hat  jenem  Hange  von  jeher 
bald  zum  Mittel  bald  zum  Vorwande  gedient.  Schon  die 
Bekehrungssucht  ist  die  Schwester  oder  die  Tochter  der 
Eroberungssucht.  ')  Desto  entscheidender  ist  umgekehrt 
der  Einflufs,  welchen  die  Art  und  Weise ,  wie  die  Kriegs- 
macht eines  Staates  organisirt  ist,  auf  die  Beschaffenheit 
seiner  Verfassung  hat,  auf  den  Stand  des  Partheikampfes 9 
welcher  in  dem  Innern  eines  jeden  Staates  über  den  Besitz 
der  Macht  offen  oder  heimlich  geführt  wird. 5}  So  ent- 
scheidend ist  dieser  Einflufs,  dafs  man  die  Verfassungs- 
geschichte eines  Staates  fast  immer  an  die  Veränderungen 
anreihen  kann,  welche  sich  mit  dem  Bestände  seines  Hee- 
res begeben  haben.  Das  gilt  z.  B.  von  der  Verfassungs- 
geschichte Deutschlands.  Als  die  Lehns-  und  Dienst- 
mannschaft, ein  stehendes  Heer,  an  die  Stelle  der  Land- 
wehr ,  welche  ursprünglich  den  Kern  des  Heeres  gebildet 
hatte ,  getreten  war ,  gelangte  der  Adel ,  der  hohe  und  der 
niedere,  zu  dem  ausschließlichen  Besitze  der  Macht,  die 


1)  Man  erinnere  sich  z.  B.  an  die  Kreuzzüge,  an  die  Missionen. 
(Die  letzteren  spielen  auch  jetzt  noch  eine  nicht  unbedeutende 
Bolle  in  der  auswärtigen  Politik.) 

2)  Ueber  die  Vortheil e  oder  Nachtheile,  welche  ein  Staat,  je  nach- 
dem seine  Verfassung  so  oder  anders  beschaffen  ist,  vom  Krieg- 
fuhren zu  erwarten  hat,  s.  Plutarcb.  in  Peloplda.  Montesquieu 
des  causes  de  la  grandeur  des  Romains,  c.  9.  Ferguson,  oa 
the  progress  of  civil  sooiety. 
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er  bis  dahin  mit  den  Gemeinen  getheilt  faulte.  Als  in  der 
Folge  bewaffnete  Bürgerschaften  entstanden,  erhielt  die 
Verfassung ,  die  Reichs-  und  die  Territorialverfassung, 
von  neuem  einen  demokratischen  Bestandteil.  Hierauf 
erstarkte  durch  den  Miethsoldaten  und  dann  durch  das  ste- 
hende Heer  die  landesfürstliche  Gewalt.  In  den  neuesten 
Zeiten  endlich  sind  wieder  die  Landwehren  aufgeboten 
worden ;  eine  Veränderung  im  Kriegswesen ,  mit  welcher 
sich  so  manche  Erscheinungen  der  Gegenwart,  so  manche 
Aussichten  in  die  Zukunft  in  Verbindung  setzen  lassen, 
zugleich  ein  merkwürdiges  Beispiel  von  dem  Kreisläufe, 
welchen  menschliche  Angelegenheiten  so  oft  beschreiben.  ■) 
—  Jedoch  es  bedarf  ein  Staat,  um  im  Frieden  zum  Kriege, 
im  Kriege  zum  Kampfe  gerüstet  zu  seyn ,  eben  sowohl  des 
Geldes  als  eines  Heeres.  Wie  daher  die  Verfassung  des 
Heeres  auf  die  Verfassung  des  Staates  Einflufs  hat,  so  gilt 
dasselbe  auch  von  dem  Staatshaushalte.  *}  Da  kann  sich 
nah  der  Fall  auch  so  stellen ,  dafs  die  eine  Ursache  in  die- 
ser ihrer  Wirksamkeit  durch  die  andere  Ursache  geheinmt 
oder  neutral isirt  wird.  Z.  B.  Die  Freunde  politischer  Frei- 
heit haben  fast  ohne  Ausnahme  die  stehenden  Heere  als 
Feinde  dieser  Freiheit  betrachtet.  Allein ,  wenn  auch  die- 
ses Mifstrauen  im  allgemeinen  für  wohlbegründet  zu  er- 
achten seyn  möchte,  und  zwar  selbst  unter  der  Voraus- 
setzung ,  dafs  das  stehende  Heer  nur  in  dieser  Eigenschaft 
von  dem  Volke  geschieden  und  gesondert  ist 5) ,  so  hat 


•1)  Tacit.  Annal.  III,  56.  Tacitus  spricht  hier  von  einer  Verände- 
rung xum  Besseren,  welche  tlch  mit  dem  sittlichen  Znstande 
Roms  unter  Vespasian  begeben  habe.  Nachdem  er  die  Ursachen 
dieser  Veränderung  angegeben  hat,  fügt  er  hinzu:  „Nisi  forte 
rebus  cunctis  tuest  quidam  velut  orbis,  ut,  quemadmodum  tem- 
porum  vices,  ita  roorum  vertäuter." 

8)  Vgl.  Historische  fintwickeluog  der  Deutschen  Steuerverfassung. 
Von  K.  H.  Lang.  Berl.  1793.  (Der  Vf.  zeigt,  wie  in  Deutsch- 
land Veränderungen  im  Kriegswesen,  in-  der  Staatstaushaltung 
und  in  der  Staatsverfassung  mimer  Hand  in  Hand  mit  einander 
giengen.) 

8)  Dafs  also  das  Heer  durch  Konskription  ergänzt  wird,  —  dafs  es, 
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doch  der  Einflufs,  welchen  ein  solches  Heer  zum  Nach- 
tbeile der  politischen  Freiheit,  wo  diese  existirt,  haben 
kann ,  in  den  heutigen  Europäischen  Staaten  ein  Gegen- 
gewicht in  dem  verschuldeten  Zustande  dieser  Staaten. 
Eine  Regierung,  welche  mit  Schulden  belastet  ist,  steht 
unter  der  JLontrole  eines  Publikums ,  welche  allen  Gewalt- 
schritten abhold  ist ,  —  unter  der  Kontrole  ihrer  Gläubiger. 

In  Gemäfeheit  des  (zu  Anfang  dieses  Abschnittes  auf- 
gestellten) Grundsatzes,  —  dafs  Volker,  auch  wenn  sie 
Richter  in  ihrer  eigenen  Sache  sind ,  in  Frieden  mit  einan- 
der leben  sollen,  —  stehen  viertens  alle  die  Mittel 
und  Mittelspersonen  unter  dem  Schatze  des  Völ- 
kerrechts, welche  einen  friedlichen  Verkehr  un- 
ter Völkern  möglich  machen  oder  einen  solchen 
Verkehr  auch  nur  befördern.  Ja  nicht  Mos  auf 
Schutz,  sondern  selbst  auf  eine  besondere  Gunst 
können  diese  Mittel  und  Mittelspersonen  dem  Völkerrechte 
nach  Anspruch  machen.  Denn  alles ,  was  die  Wirksamkeit 
dieser  Mittel  oder  den  Einflufs  dieser  Mittelspersonen  ver- 
mehrt ,  steigert  zugleich  die  Hoffnung  auf  Erhaltung  des 
Friedens.  Es  geniefsen  daher  dieses  Schutzes  und  dieser 
Gunst  z.  B.  Depeschen,  Kuriere,  diplomatische  Agenten 
d.  i.  diejenigen ,  welche  von  einer  Regierung  bevollmäch- 
tiget sind ,  in  ihrem  Namen  in  den  auswärtigen  Angelegen- 
heiten des  Staates  zu  handeln«  In  Europa  wird  der  fried- 
liehe  Verkehr  unter  Völkern  hauptsächlich  durch  diplomati- 
sch Agenten  vermittelt. 

Das  Europäische  Völkerrecht  kennt  mehrere  Arten  di- 
plomatischer Agenten,  —  Gesandte,  Unterhändler,  (z.  B. 
geheime ,)  welche  nicht  mit  dem  Charakter  eines  Gesand- 
ten bekleidet  sind,  Handelskonsulen  *) ,   Kriegsbefehls- 


abgesehn  von  den  Vergebungen  gegen  den  Kriegsdienst,  unter 
den  Gesetzen  und  Gerichten  des  gemeinen  Hechte«  steht.  Vgl. 
Blackstone,  comment.  on  the  laws  of  England.    I,  18. 

*)  On  the  erigin,  natura,  progreas  and  Influence  of  eonaular  esta- 
bUthment.  By  War  den.  Lond.  1818.    De  l'origine  et  de»  fonc- 
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haber ,  weil  und  in  wie  fern  diese  schon  als  solche ,  d.  i. 
ohne  dafs  sie  einer  ausdrücklichen  Vollmacht  bedürfen« 
ermächtiget  sind ,  innerhalb  der  Grenzen  ihres  Kriegsbe- 
fehles1), in  Angelegenheiten,  welche  die  Führung  des 
Krieges  betreffen,  mit  den  Führern  des  feindlichen  Heeres 
zu  unterhandeln  und  Verträge  abzuschliefsen.  Unter  die- 
sen Arten  oder  Klassen  ist  die  der  Gesandten  aus  mehr  als 
einem  Grunde  die  vornehmste.  a) 

Ein  Gesandter  unterscheidet  sich  (dem  Europäischen 
Völkerrechte  nach)  von  andern  Regierangsbevollmächtig- 
ten in  völkerrechtlichen  Angelegenheiten,  (also  von  an- 
dern diplomatischen  Agenten ,)  s  o ,  dafs  er  seinen  Macht- 
geber nicht  Mos,  wie  ein  jeder  andere  Bevollmächtigte, 
in  Beziehung  auf  das  ihm  übertragene  Geschäft ,  sondern 
dafs  er  ihn  schlechthin  in  rechtlicher  Hinsicht  vertritt, 
(repräsentirt ,)  dafs  ihm  also  überhaupt  dieselben  Rechte 
zustehn,  wie  der  Regierung,  von  welcher  er  bevollmäch- 
tiget ist,  wenn  auch  mit  Vorbehalt  gewisser  Einschrän- 
kungen, von  welchen  in  der  Folge  die  Rede  seyn  wird. 
Der  Repräsentativcharakter  eines  Gesandten  ist  also  kei- 
neswegs eine  Folgerung  aus  der  Rechtsregel :  Mandans  et 


iions  des  consuls.  Par  Bore!.  Lpz.  1830.  Vgl.  auch  meines 
Sohnes  Reise  ia  den  Orient.  Heidelb.  1840.  —  Der  Ursprung 
der  HandelJkonsulen  steht  mit  dem  Grundsatze  des  altdeutschen 
Rechts  iu  einem  geschichtlichen  Zusammenhange:  Quilibet  lege 
sua  vivic.  Die  Rechte  dieser  Konsulen  haben  sich  vorzugsweise. 
im  Oriente  ungeschmälert  erhalten. 

1)  „Innerhalb  der  Grenzen  ihres  Kriegsbefehles."  Ein  Hauptmerk- 
mal I  Hat  der  Kriegsbefehlshaber  diese  Grenzen  bei  einem  Ver- 
trage, z.  B.  bei  einer  Kapitulation,  überschritten,  so  kann  der 
Vertrag  von  der  höheren  Behörde  widerrufen  werden.  (Kapitu- 
lation vom  Kloster  Zeven  im  7jährigen  Kriege.  Kapitulation  der 
ITestMu;  Dresden  im  Jahre  1818.) 

3)  Vgl.  M  ei  sei,  cours  de  style  diplomatique.  Dresd.1888.  v.  M  ar- 
ten« ,  manuel  diplomat.  ou  precis  des  droits  et  des  fonctions  des 
agens  diplomat.  Lpz.  1891.  Eben  der«.,  guide  diplomatique. 
Lpz.  1888.  Pinheyro-Ferreira,  observaiions  über  diesen 
Wegweiser.  Par.  1888.  Ambassador's  Secretary-  Lend.  1887. 
IV  Vol. 
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mandatArias  habentar  pro  una  persona.  Denn  diese  Rechts- 
regel hat  nur  den  Sinn,  dafs  ein  Bevollmächtigter,  so 
weit  seine  Vollmacht  reicht,  im  Namen  und  an  Statt  seines 
Mactygebers  Rechte  erwerben  und  Verbindlichkeiten  ein- 
gehn  kann,  nicht  aber  auch  den  Sinn,  dafs  ein  Bevoll- 
mächtigter, als  solcher,  dieselben  Rechte,  wie  sein  Macht- 
geber, habe,  dals  in  der  Person  des  Bevollmächtigten  zu- 
gleich die  seines  Machtgebers  verletzt  werde.  Eben  so 
wenig  ist  dieser  Repräsentativcharakter  der  Gesandten  mit 
der  besonderen  Heiligkeit  und  Unverletzt  ich  k  ei  t  zu  ver- 
wechseln ,  welche  selbst  von  ungebildeten  Völkern  als  das 
Recht  einss  Gesandten  betrachtet  wird.  (Nomen  legato- 
rüm  etiam  apud  barbaras  gentes  sanctum.9  In  jenem  Cha- 
rakter liegt  weit  mehr,  als  in  dieser  Unverletzlichkeit. 
Die  Unverletzlichkeit  ist  nur  eine  Folge  von  dem  Repräsen- 
tativcbarakter  eines  Gesandten.*)  —  Darum  aber  er- 
theilt  das  Europäische  Völkerrecht  den  Ge- 
sandten den  Repräsentativcharaktef ,  damit  sie 
ihrem  Berufe,  als  Herolde  des  Friedens,  desto 
vollkommener  Genüge  leisten  können. 

Ein  Gesandter  ist  also  erstens  ein  Bevollmächtig- 
ter seiner  Regierung.  —  Die  Grundsätze,  welche  von 
Bevollmächtigten  überhaupt  ( dem  philosophischen  Reohte 
nach)  gelten,  sind  insgesammt  auch  auf  Gesandte  anwend- 
bar 5  z.  B.  also  der  Grundsatz ,  dafs  ein  Bevollmächtigter , 
welcher  gegen  seine  Vollmacht  handelt  oder  ober  seine 
Vollmacht  hinausgeht,  seinen  Machtgeber  nicht  verpflichte. 
Jedoch  können  sich  die  Verhältnisse  in  der  Erfahrung  so 
stellen,  dafs  es  die  Pflicht  eines  Gesandten  ist,  auch  ohne 
Vollmacht  oder  gegen  seine  Vollmacht  eine  Verbindlichkeit 
einzugehn,  (einen  Vertrag  sub  spe  rati  abzuschliefsen.) 
Wenn  von  einer  Verzögerung  das  Aeufeerste  für  den  Staat 


*)  Die  Schriftsteller  über  das  Europäische  Volkerrecht  haben  meist 
nicht  genug  den  Unterschied  herausgehoben ,  welcher  zwischen 
diesem  Rechte  und  dem  Rechte  anderer  Völker  iu  der  Bestim- 
mung des  Begriffs  eines  Gesandten  eintritt. 
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zu  furchten  ist,  so  mafe  der  Gesandte  auch  das  für  ihn 
Aeufserste  aufs  Spiel  setzen.  —  Die  Vollmacht  eines  Ge- 
sandten ist  nicht  ein  Amt  Denn  ein  Amt  ist  eine  Voll- 
macht, durch  welche  der  Staat  seinen  Bevollmächtigten 
mit  der  Ausübung  einer  Gewalt  beauftragt.  So  wenig 
aber  einem  Volke  über  das  andere  Gewalt  zusteht ,  so  we- 
nig hat  die  Vollmacht  eines  Gesandten  die  Eigenschaft  ei- 
nes Amtes.  ■)  In  Europa  werden  von  den  Gesandten  al- 
lerdings zugleich  Geschäfte  verrichtet ,  welche  ihrer  Natur 
nach  nur  von  einem  Beamten  verrichtet  werden  können.  *) 
Aber  zur  Verrichtung  dieser  Geschäfte  ist  der  Gesandte 
nicht  als  solcher,  sondern  nur  kraft  eines  besondern  Rechts- 
grün  des  (ex  lege  vel  man  dato  specialf)  ermächtiget. 

Ein  Gesandter  ist  zweitens  (dem  Europäischen  Völker- 
rechte nach}  der  Vertreter  oder  Repräsentant  seiner 
Regierung ;  in  ihm  ist  das  Volk  oder  der  Souverain ,  von 
welchem  er  bevollmächtiget  ist,  gleichsam  verkörpert.  — 
Daher  ist  1 J  veine  dem  Gesandten  für  seine  Person  zuge- 
fügte Rechtsverletzung ,  z.  B.  eine  an  ihm  verübte  That- 
lichkeit ,  ganz  so  zu  betrachten ,  als  ob  sie  den  Souverain. 
welcher  den  Gesandten  bevollmächtiget  hat,  unmittelbar 
getroffen  hätte.  (Recht  der  Gesandten  auf  persönliche 
Unverletzlichkeit. ")  —  Daher  sollten  einem  jeden 
Gesandten  8)  dieselben  Ehrenvorrechte,  wie  seinem 
Nachtgeber,  zustehn.  Zwar  weicht  das  Europäische  Völ- 
kerrecht von  dieser  Regel  in  so  fern  ab ,  als  es  nach  die- 
sem Rechte  eine  Klassenordnung  unter  den  Gesandten  gibt 
und  nur  die  Gesandten  der  ersten  Klasse ,  die  Botschafter 
(die  Ambassadeurs)  und  die  päbstlichenNuncien,  schlecht- 
hin einen  Repräsentativcharakter  in  der  vorliegenden  Be- 
ziehung (oder  den  Repräsentativcharakter  in  der  engeren 


1)  Der  Unterschied  y  der  zwischen  einen  Gesandten  und  einem  Be- 
amten eintritt,  ist  besonders  auch  in  staatsrechtlicher  Hinsicht  von 
Wichtigkeit;  x.  B.  bei  der  Frage,  ob  da«  Gesetz  die  persönlichen 
Rechte  der  Beamten  auch  auf  die  Gesandten  auszudehnen  habe» 

V)  &.  B.  Visfrung  der  Passe.  —    S.  auch  den  C.  N.  Art.  48. 


Bedeutung)  haben«  0  Jedoch  ttfet  sich  Miese  Inkonse- 
quenz des  Europäischen  Völkerrechte  damit  rechtfertigen , 
dafs  in  Beziehung  auf  JE  hr  en  vor  rechte  die  Einheit  zwischen 
dem  Gesandten  nnd  seinem  Machtgeber  Kodifikationen 
zuJafst , ,  ohne  dafs  man  zu  befürchten  hätte ,  deshalb  des 
Zweckes  zu  verfehlen ,  welcher  durch  jene  Einheit  über- 
haupt erreicht  werden  soll.  —  Auf  derselben  Eigenschaft 
beruht  endlich  3}  das  Recht  der  Extr.aterritoriali~ 
tat  der  Gesandten.  Kraft  dieses  Hechts  ist  das  Verhält- 
nifs,  in  welchem  der  Gesandte  zu  der  Regierung  steht,  an 
die  er  abgeordnet  ist ,  ganz  so  zu  beurtheilen ,  als  ob  er 
sich  nicht  iir  dem  Gebiete  dieser  sondern  in  dem  Gebiete 
derjenigen  Regierung  befände,  von  welcher  er  bevoll- 
mächtiget ist ;  woraus  folgt ,  nicht  nur ,  dafs  ein  Gesandter 
nicht  den  Gesetzen  und  Behörden  des  Staates ,  bei  dessen 
Regierung  er  die  seinige  vertritt,  unterworfen  ist,  sondern 
auch}  dafs  die  Regierung,  bei  welcher  der  Gesandte  be- 
glaubiget ist  ,  wenn  sich  dieser  einer  völkerrechtswidrigen 
Handlung  schuldig  macht,  zu  dem  Gesandten  in  demselben 
Verhältnisse,  wie  zu  einem  Feinde,  steht.  •)  Das  Euro- 
päische Gesandtschaftsrecht  unterscheidet  sich  von  dem 
Gesandtschaftsrechte  anderer  Völker  vorzugsweise  da- 
durch ,  dafs  es  den  Gesandten  das  Recht  der  Extraterrito- 
rialität zueignet.  Durch  diese  Eigentümlichkeit  schützt 
das  Europäische  Völkerrecht  die  Gesandten  vorzugsweise 
vor  einer  Abhängigkeit ,  welche ,  so  rephtmäfsig  sie  auch 
wäre,  dennoch,  der  Vollziehung  .des  ihnen  gewordenen  Auf- 
trages %um  Nachtheije  gereichen  könnte ,  vor  der  Abhän- 
gigkeit von  der  Regierung ,  bei  welcher  sie  beglaubiget 

1)  Diese  Klassenordnung  ist  nach  und  nach,  (vielleicht  nicht  ohne 
Mitwirkung  der  Rangstufen  unter  den  päbsilichen  Legateu,)  durch 
das  Herkommen  eingeführt  und  dann  auf  dem  Wiener  Kongresse 
genauer  besternt  worden.  S.  auch  das  Aacimer  Konferenz* Pro- 
tokoll v.  31.  Nov.  1818.    Vgl.  Kl  über,  Völkerrecht.  $.  179. 

9)  Das,  was  von  dem  Rechte  des  Staates,  einen  flüchtigen  Verbre- 
cher in  Auslande  zu  verfolgen,  gilt,  kann  auch  zur  Entschei- 
dung der  den  vorliegenden  Fall  betreifenden  Rechtsfragen  benutzt 
werden. 


96 

»  * 

sind.  Es  hat  dlher  das  Recht  der  Extraterritorialität,  wenn 
sich  auch  der  Umfang  desselben  nicht  im  Allgemeinen  ge- 
nau bestimmen  läfst,  doch  allemal  eine  besondere  rechtliche 
Gunst  für  sich. 

Der  friedlichen  Tendenz ,  welche  das  Europäische  Ge- 
sandtschaftsrecht in  so  fern  hat ,  als  es  den  Gesandten  ei- 
nen Repräsentativcharakter  beilegt,  kommt  überdiefs  das 
Herkommen  der  immerwährenden  Gesandtschaf- 
ten zu  Statten.    So  grofs  sind  die  V  ortheile,  welche  die- 
ses Herkommen ,  (das  sich  schon  im  siebenzehnten  Jahr- 
hunderte feststellte,}  ftir  die  Erhaltung  des  Europäischen 
Friedens  hat,  dafs  man  eine  Abweichung  von  demselben, 
(wenn  z.  B.  eine  Regierung  den  Gesandten,  den  sie  bei 
einer  andern  Regierung  beglaubigt  hatte ,  .abberuft ,  ohne 
ihm  einen  Nachfolger  zu  geben ,)  billig  als  einen  Beweis 
feindseliger  Gesinnungen  betrachtet.  —  Es  hat  jenes  Her- 
kommen eine  friedliche  Tendenz  hauptsächlich  deswegen, 
weil-  die  immerwährenden  Gesandtschaften  die  Veranlas- 
sung und  das  Mittel  sind ,  eine  jede  besondere  völkerrecht- 
liche Angelegenheit,  d.  i.  eine  jede  Angelegenheit,  welche 
an  sich  nur  zwei  oder  nur  einige  Staaten  betrifft,  in  eine 
allgemeine  Europäische  zu  verwandeln.     Nur  in  der  Er- 
haltung und  nicht  in  der  Störung  des  Friedens  aber  können 
sich  die  Interessen  aller  Europäischen  Staaten  vereini- 
gen. —  Jedoch  auch  in  so  fern  tragen, die  immerwährenden 
Gesandschaften  zur  Erhaltung  des  Friedens  bei,   als  sie 
den  Rechten  zur  Stütze  dienen ,  welche ,  wie  oben  gezeigt 
worden  ist ,  den  Gesandten  dem  Europäischen  Völkerrechte 
nach  in  dem  Interesse  des  Europäischen  Friedens  zustehn. 
Denn  die  immerwährenden  Gesandtschaften  haben  veran- 
lafst,  dafs  die  Gesandten,  welche  bei  einer  und  derselben 
Regierung  beglaubiget  sind ,  in  der  Hauptstadt  des  Staates 
eine  Körperschaft,  das  corps  diplomatique,  bilden,  einen 
Verein,  welcher  über  die  Rechte  seiner  Mitglieder  mit  Ei- 
fersucht wacht.  *)  —    Endlich  hat  das  in  Frage  stehende 


*)  Zugleich  stehen  diese  Vereine  In  einem  genauen  Zusammenhange 
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Herkommen  eine  Theilung  der  Arbeiten  zur  Folge  gehabt, 
welche  für  die  Erhaltung  des  Friedens  von  nicht  geringer 
Wichtigkeit  ist.  Denn  diesem  Herkommen  ist  es  zuzu- 
schreiben ,  dafs  sich  in  den  ("gröfseren)  Europäischen  Staa- 
ten ein  eigener  Stand  gebildet  hat,  dessen  ausschliefsli- 
cher  Beruf  die  Vermittelung  eines  friedlichen  Verkehres 
unter  den  Völkern  ist,  der  Stand  der  Diplomaten.  Diese 
Sonderung  der  diplomatischen  Geschäfte  von  den  übrigen 
Staatsgeschäften  hat  zuvörderst  für  den  Zweck  jener  Ge- 
schäfte dieselben  wohlthätigen  Folgen ,  welche  eine  jede 
Vertheilung  verschiedenartiger  Arbeiten  beziehungsweise 
hat.  Nun  können  sich  diejenigen,  welche  die  diplomati- 
sche Laufbahn  zu  betreten  beabsichtigen ,  auf  ein  besonde- 
res Fach  beschränkt ,  für  dieses  desto  besser  vorbereitet). 
Nun  ist  denjenigen  , .  welche  Talent  und  Neigung  für  die % 
Diplomatie  haben ,  eine  Laufbahn  eröffnet ,  auf  welcher  sie 
ihr  Glück  machen  können.  Und  gerade  von  den  Gaben, 
welche  der  Mensch  nur  der  Natur  verdanken  kann ,  hängen 
die  Erfolge  eines  Diplomaten  vorzugsweise  ab.  Mit  Recht 
sagte  der  Fürst  Kaunitz:  „Einem  geschickten  Diplomaten 
ist  nichts  unmöglich !u  Denn  demjenigen  würde  nichts 
unmöglich  seyn,  welchem  das  Innere  der  Menschen  voll- 
kommen aufgeschlossen  wäre  und  welcher  zugleich  die 
Gabe  hätte,  einen  Jeden  so  zu  behandeln ,  wie  er  seiner 
Denk-  und  Sinnesart  nach  zu  behandeln  ist.  Demjenigen 
aber,  welcher  unter  ungünstigen  Sternen  zum  Leben  er- 
wacht ist,  ist  in  der  einen  und  in  der  andern  Beziehung 
Alles  unmöglich.  Ja  auch  der,  welcher  zum  Geschäfts- 
inanne geboren  ist,  wird  als  Diplomat  nur  unter  der  Be- 
dingung glänzen ,  dafs  er ,  berufen ,  einander  widerstrei- 
tende Interessen  und  Ansprüche  zu  versöhnen,  noch  die 
besondere  Gabe  hat,  einen  Mittelweg  (einem  medius  ter- 
minus}  aufzufinden.  Dieselbe  Vertheilung  der  Arbeiten  ist 
überdiefs  für  die  Erhaltung  des  Friedens  auch  in  so  fern 


mit  dem  erwähnten  Haaptvortheile,  welchen  die  Immerwährenden 
Gesandtschaften  für  die  Erhaltung  de«  Friedens  haben. 

Zach+ridf  vom  Stmatc.     V.  7 
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vorteilhaft,  als  sich  buh  Verhältnisse  und  Formen  der 
Geselligkeit  unter  den  Diplomaten  bilden ,  welche  so  viele 
Bürgschaften  für  einen  friedlichen  Verkehr  unter  den  von 
ihnen  repräsentirten  Regierungen  sind.  Endlich,  (vielleicht 
die  Hauptsache! )  wenn,  wie  in  Europa,  die  Diplomatie 
der  Beruf  eines  eigenen  Standes  ist,  so  ist  die  Aufrecht- 
haltung des  Friedens  zugleich  das  persönliche  Interesse 
derer  >  welche  zu  diesem  Stande  gehören.  Denn  kommt  es 
zum  Kriege,  so  hat  der  Diplomat  seines  Zweckes  verfehlt 
Napoleon  nahm  seine  Gesandten  gewöhnlich  aus  dem  Heere. 
\U  er  auf  der  Insel  St.  Helena  sein  früheres  Leben  noch 
einmal  durchlebte,  erkannte  er  (zu  spät)  den  begangenen 
Fehler.  *)  In  Europa  kann  man  zu  den  friedlichen  Gesin- 
nungen des  Standes  der  Diplomaten  noch  aus  einem  beson- 
deren Grunde  Vertrauen  hegen.  Gewöhnlich  entscheiden 
sich  für  die  diplomatische  Laufbahn  diejenigen ,  welche 
von  Adel  sind.  Der  Adelsgeist  aber  ist  ein  Geist  der  Ma- 
fsigung,  des  JSrhaltens,  der  Achtung  für  das  Bestehende. 
Denn  müfste  nicht  ein  Erbadel ,  (von  diesem  allein  ist  hier 
die  Rede  ,3  für  seine  Zukunft  fürchten ,  wenn  er  sich  von 
der  Vergangenheit  losrisse  ? 


*)  Vgl.  die  Denkschrift  tob  St.  Helena.  —  Einet,  ble  in  die  Mitte 
de*  17teo  Jahrhunderts  ,  spielten  bei 'diplomatischen  Verha*<Han~ 
lungen'  die  Doctores  juris  eine  Hauptrolle.  Waren  sie  aber  in 
Welthändeln  genugsam  unterrichtet,  um  gute  Diplomaten  eu  seyn  ? 
(Eine  Vergleich  ang  des  damaligen  Ganges  diplomatischer  Verband* 
luegea  mit  dem  heutigen  würde  nicht  ohne  Interesse  seyn.)  — 
Wäre  es  nicht  rathsam,  einem  Gesandten,  der  einen  greisen 
Staat  ku  vertreten  hatte ,  einen  rechtsgelehrten  und  einen  kriegs- 
kandigen  Halb,  besonders  bei  FriedeneunterhandluDgen ,  zuau- 
erdnen? 
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ZWEITER  ABSCHNITT. 

Das  Recht  des  Krieges.  ') 

EINLEITUNG. 

Der  Grandsatz  dieses  Rechts  ist  kein  anderer ,  als 
der,  von  welchem  auch  das  Recht  des  Friedens  auszugehn 
hat,  —  das  Verhältnis,  welches  unter  selbst- 
st&ndigen  Völkern  von  Rechts  wegen  eintreten 
soll,  ist  der  Zustand  des  Friedens.  *)  Die  Folge- 
rungen nun,  die  sich  aus  diesem  Grundsätze  theiis  für 
das  Recht,  einen  Krieg  anzufangen,  theiis  ffir  das  Recht, 
6m  während  eines  Krieges  unter  den  kriegführenden  Mäch- 
ten £ilt,  theih)  für  die  Wiederherstellung  des  Friedens 
ableiten  lassen,  sind  der  Gegenstand  des  vorliegenden 
Abschnittes. 

Der  Krieg  —  die  Verhandlung  eines  Rechtsstreites 
unter  Völkern  mittelst  wechselseitiger  Anwendung  phy- 
sischer, (mechanischer J  Gewalt s) ,  —  ist  nicht  die  einzige 
Art  der  Selbsthälfe ,  von  welcher  ein  Volk  gegen  das  an- 
dore  Gebrauch  machen  kann.  Auch  so  kann  sich  ein  Volk 
von  dem  andern  Genugthuung  für  ein  ihm  widerfahrenes 
oder  Sicherheit  gegen  ein  ihm  drohendes  Unrecht  verschaf- 
fen, dafs  es  in  seinem  Lande  eine  feindselige  Mafsregel 
gegen  das  andere  Volk  in  V  ollziehung  setzt ,  z.  B.  die  in 
seinen  Häfen  befindlichen  Schilfe  des  Gegners  mit  Beschlag 
belegt;  —  oder  so,  dafs  es  sich  von  der  Erfüllung  einer 
positiven  Verbindlichkeit,  die  es  gegen  das  andere  Volk 


1)  lo  der  staatsrechtlichen  Bedeutung  ist  das  Kriegsrecht  (oder  das 
Martialgesets)  das  Recht ,  nach  welchen  ein  Ort  oder  ein  Bezirk 
—  In  einem  Kriege  oder  In  einem  Aufstaade  —  (krall  eines  Not- 
standes) unter  die  Gewalt  der  Militärbehörden  gestellt  wird. 

£)  Mars  Ist  der  Tyrann,  der  Gott  des  Friedens  ist  der  König  der 
Menschenwelt!  —  Worte  des  Timotheus  bei  Plutarch  In  der  Le- 
bensbeschreibung des  Demetrius. 

*)  Was  unter  Völkern  der  Krieg  ist,  das  Ist  anter  eioKelnen  Men- 
sehen der  JBweikampf.  —  Bellum  —  duellum. 
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auf  sich  hatte,  loszählt;  —  oder  so,  dafs  es  zwar  Feind- 
seligkeiten ,  jedoch  nur  Feindseligkeiten  einer  gewissen 
Art,  gegen  das  andere  Volk  ausübt,  ,z.  B.  also,  dafs  es 
sich  auf  eine  Blokade  der  Kästen  oder  Häfen,  des  andern 
Volkes  beschränkt J)  Obwohl  diese  Arten  der  Feindselig- 
keiten, wenn  man  sie  ihrer  physischen  Beschaffenheit  nach 
betrachtet,  beziehungsweise  entweder  der  Art  oder  dem 
Grade  nach  von  einem  Kriege  verschieden  sind,  so  sind 
sie  diesem  doch  in  rechtlicher  Hinsicht  schlechthin  gleich- 
zuachteh.  Das  erstreckt  sich  auch  auf  die  Fälle,  in  wel- 
chen diese  Zwangsmittel  (man  könnte  sie  friedliche  Feind- 
seligkeiten nennen}  in  die  Rechte  dritter  Völker,  in  die 
der  Neutralen,  eingreifen.  —  Ein  Fall  dieser  Art,  der 
gewöhnlichste,  ist  der,  da  eine  Seemacht  gegen  die  Küsten 
oder  Häfen  einer  andern  Seemacht  eine  Blokade  in  Frie- 
denszeiten verhängt.  Mit  denselben  Gründen  und  unter 
denselben  Bedingungen,  mit  welchen  und  unter  welchen 
man  eine  solche  Blokade  in  Kriegszeiten  rechtfertigen 
kann ,  kann  man  sie  auch  in  Friedenszeiten  rechtfertigen. 
Der  einzige  Unterschied  betrifft  eine  quaestio  facti.  Da 
eine  Blokade  in  Friedenszeiten  eine  vereinzelt  stehende 
Zwangsmafsregel  ist ,  so  ist  sie  im  Verhältnifs  zu  den  neu- 
tralen Mächten  für  sich  d.  i.  als  ein  in  dem  gegebenen 
Falle  .zur  Wiederherstellung  des  Friedens  taugliches  und 
notwendiges  Mittel  zu  rechtfertigen. ')  Eine  Blokade  in 
Kriegszeiten  aber  hat  ihre  Rechtfertigung  in  sich  selbst 


1)  Ist  die  eine  oder  die  andere  dieser  Mafsregeln  Erwiderung  einer 
ähnlichen  Handlungsweise  der  Gegenparthei,  so  sagt  man,  dafs 
die  eine  Regierung  gegen  die  andere  Repressalien  ergriffen 
habe.  Von  diesen  verschieden  ist  die  Retorsion,  —  die  Er- 
widerung einer  Regierungsmaferegel >  welche,  obwohl  nicht  völ- 
kerrechtswidrig ,  dennoch  dem  andern  Volke  naehtbelUg  ist.  Vgl. 
Buch  XXIX.  Hptst.  4. 


t)  Daher  entsteht  nicht  selten  die  Frage  ,  ob  eine  Blokade  iu 
densaeiten  von  einer  dritten  Macht  anzuerkennen  sey.  Selten 
wird  das  Anerkenntnis  verweigert,  —  unter  dem  stUlsohweigen- 
dt n  Vorbehalte  des  Reoiprocl  für  künftige  Falle. 
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d.  i  in  dem  Rechte ,  welches  einer  kriegführenden  Macht 
zusteht,  gegen  den  Feind  eine  jede  Art  von  Zwangs- 
mitteln zu  gebrauchen. 


ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Von  dem 
Rechte  eines  Volke* ,  mit  andern  Völkern  Krieg  zu 

führen. 

Ein  Krieg  ist  unter  der  Bedingung  ein  rechtmäfeiger 
Krieg,  dafs  er  ein  Verteidigungskrieg  ist.  Dhgegen 
hingt  die  Rechtmässigkeit  eines  Krieges  nicht  von  der  Be- 
schaffenheit des,  Gegenstandes  ab,  auf  welchen  sich 
das  zu  verteidigende  Recht  bezieht.  Dieser  Gegenstand 
sey  weleher  er  wolle,  sein  Werth  sey  grofs  oder  klein, 
der  Rechtsgrund  eines  Krieges  ist  von  seinem  faktischen 
Grunde  unabhängig. 

Der  Satz,  dafs  nur  ein  Vertheidigungskrieg  ein 
rechtmäfsiger  Krieg  seyn  könne,  hat  nicht  den  Sinn, 
dafs  in  einem  Kriege  das  Recht  jederzeit  auf  der  Seite  des 
angegriffenen  das  Unrecht  auf  der  des  angreifenden 
Theiles  sey.  Denn  da  selbständigen  Völkern  Selbsthülfe 
erlaubt  ist,  so  kann  die  Frage  von  der  Rechtmäßigkeit 
eines  Krieges  nicht  von  der  Frage  abhängen :  Welches 
Volk  war  der  angreifende  Theil  V  Anders  verhält  sich  die 
Sache  mit  dem  Rechte ,  welches  dem  Menschen  im  Staate 
zusteht,  Gewalt  mit  Gewalt  zu  vertreiben,  oder  mit  dem 
Rechte  der  Nothwehr.  Da  hat  der  angreifende  Theil  un- 
recht ,  weil  im  Staate  Selbsthülfe  verboten  ist. 

Sondern  ein  Krieg  ist  unter  der  Bedingung  ein  Ver- 
theidigungs-  und  mithin  ein  gerechter  Krieg ,  dafs  er  ent- 
weder ein  Genugthungs-  oder  ein  Präventionskrieg 
ist.  Ein  Krieg  hat  die  ers t er e  Eigenschaft,  wenn  ein 
Volk  denselben  führt,  um  für  ein  ihm  widerfahrenes  Un- 
recht Ersatz  von  dem  Feinde  zu  erlangen  oder  um  den 
Feind  zur  Erfüllung  einer  diesem  obliegenden  positiven 
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Verbindlichkeit  anzuhalten.  Er  hat  die  letztere  Eigen- 
schaft ,  wenn  ihn  ein  Volk  fährt ,  um ,  mit  einer  Beeinträch- 
tigung' seiner  Rechte  von  einem  andern  Volke  bedroht,  dt* 
ihm  drohende  Unrecht  von  sich  abzuwenden,  demselben 
zuvorzukommen.  —  Obwohl  aber  der  Krieg  an  sich  (oder 
in  thesf)  sowohl  mit  deih  einen  als  mit  dem  andern  Grande 
in  gleichem  Grade  gerechtfertiget  werden  kann ,  da  die 
äufsere  Sicherheit  eines  Volkes ,  sowohl  von  der  Gültigkeit 
des  einen  als  von  der  des  andern  Grundes  abhängt,  so  tritt 
doch  im  Leben  (oder  in  hypothesij  zwischen  dem  einen 
und  dem  andern  Grunde  der  Unterschied  ein,  dafe  sich  . 
die  Frage,  ob  ein1  genügender  Rechtsgrund  zu  einem 
Kriege  thatsächlich  (oder  de  facto}  vorhanden  sey,  weil 
leichter  und  entscheidender  in  dem  Falle  eines  Genug- 
thuungs-  als  in  dem  eines  Präventionskrieges  beantworten 
läfst.  Denn  in  dem  letzteren  Falle  hängt  die  Beantwor- 
tung dieser  Frage ,  kraft  des  Wesens  eines  Präventions- 
krieges ,  jederzeit  von  einer  Wahrscheinlichkeitsrechnung 
ab.  Da  stellt  sich  die  Frage  so :  Ist  das  Volk  in  seinen 
Rechten  überhaupt  von  einem  andern  Volke  bedroht  ?  wird 
die  Möglichkeit  über  kurz  oder  über  lang  zur  Wirklichkeit 
werden  ?  kann  die  Gefahr  nicht  auf  eine  andere  Weise ,  als 
durch  einen  Krieg,  abgewendet  werden?  Gleichwohl 
kommen  gerade  Präventionskriege  am  häufigsten  in  der 
Geschichte  vor.  Was  um  so  weniger  befremden  darf,  da 
der  Stand  der  Natur,  —  das  Verhältnifs,  in  welchem  selbst- 
ständige  Völker  zu  einander  stehn ,  —  sogar  seinem  We- 
sen nach  die  Sicherheit  eines  jeden  einzelnen  Volkes  be- 
droht. Besonders  sind  die  Kriege  unter  Völkern,  deren 
Verhältnisse  in  dem  Grade  in  einander  verschlungen  sind, 
dafs  das  ganze  System  bedroht  ist ,  wenn  ein  Theil  dessel- 
aus  seiner  bisherigen  Stellung  zum  Ganzen  heraustritt, 
der  grofsen  Mehrzahl  nach  Präventionskriege.  Da  läfst 
sich  ein  Krieg  selbst  durch  den  »metus  crescentis  potentiae« 
rechtfertigen  oder  beschönigen.  Die  Europäischen  Völker 
stehen  in  diesem  Verhältnisse  zu  einander.  Darum  enthält 
die  Geschichte  dieser  Völker  so  viele  Beispiele  von 
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refitioiitikriegen.  (Der  Spanische  Suecessionskrieg.  Der 
siebenjährige  Krieg.  Die  Kriege  der  Französischen  Re- 
volution.) 

Nor  in  der  Eigenschaft  eines  Genugthuungs-  oder  in 
der  eines  Präventionskrieges  aber  läfst  sich  ein  Krieg 
rechtfertigen.—  Widerrechtlich  also  sind  i)  Sffaf- 
kriege.  Denn  eine  Gemeinde  und  mithin  eine  Volksge- 
meinde  kann  sich  ihrem  Wesen  nach  nicht  eines  Vergehns 
schuldig  machen.  Das  Urtheil  über  Recht  and  Uürecht, 
tvelches  einem  selbstständigen  Volke  zusteht  ,  ist  zwar  für 
Mine  eigene  Handlungsweise  rechtskräftig,  nicht  aber  ein 
Gesetz  für  andere  Völker.  Eben  so  widerrechtlich  sind 
■)  Meinungs  kriege,  Kriege  zur  Ausbreitung  oder  inGc-* 
mäfaheit  gewisser  religiöser  oder  politischer  Meinungen. 
Denn  ein  Volk  wird  nicht  dadurch  in  seinen  Rechten  ge- 
kränkt ,  dafs  seine  Meinungen  und  Ansichten  nicht  die  an- 
derer Völker  sind.  Eben  so  wenig  ist  irgend  eiü  Volk 
berechtiget,  sich  zum  Schiedsrichter  über  Wahrheit  und 
Irrfhum  aufzuwerfen.  Dennoch  kommen  wenigstens  Re- 
ligio n  s  kriege  häufig  genug  in  d  er  Gesch  ichte  vor.  ([Kriege 
des  Volkes  Israel  gegen  die  früheren  Bewohner  Palästi- 
na^. Kriege  der  Araber  in#den  er&ten  Jahrhunderten  des 
Islams.  Die  Kreuzzüge.)  Allemal  aber  berief  man  sich 
zur  Rechtfertigung  eines  Religionskrieges  auf  eine  be- 
stimmte Offenbarung,  auf  einen  von  Gott  ertheilten  Auf- 
trag, und  nicht  auf  einen  dem  Verstände  begreiflichen 
Rechtsgrund.  Daher  auch  die  Schrecknisse  dieser  Kriege. 
Denn  wohin  mufs  es  kommen ,  wenn  es  der  Mensch  für  er- 
laubt hält,  die  göttliche  Gerechtigkeit  sich  zum  Mafsstabe 
seiner  Handlungen  zu  machen?  In  dem  Kreuzzuge  gegen 
die  Albigenser  lag  da4  Heer  der  Kreuzfahrer  vor  der  Stadt 
Beziers,  welche,  obwohl  gröfstentheils  von  Albigensern 
bewohnt,  doch  auch  eine  Anzahl  guter  Katholiken  zu  Ein- 
wohnern hatte.  Das  Kreuzheer,  entschlossen,  den  Platz 
zu  stürmen,  mächte  sich  jedoch  ein  Bedenken  wegen  die- 
ser Katholiken,  welche  bei  dem  Sturme  mit  den  Kätzern 
zugleich  den  Tod  finden  würden.    Der  bei  dem  Heere  ge- 
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genwärtige  pabstliche  Legat  ,  wegen  dieses  Zweifels  be- 
fragt ,.  antwortete:  „Tödtet  sie  Alle;  denn  Gott  kennt  die 
Seinen ! u  Der  Sturm  gelang.  Und  Alle  ,  Rechtgläubige 
und  Irrgläubige,  wurden  niedergemetzelt.  *)  Endlich  3) 
sind  auch  die  Kriege  widerrechtlich,  welche  ein  Volk  Mos 
deswegen  führt ,  um  sich  einen  gewissen  Vortheil ,  z.  B. 
bessere  Mündungen  für  seinen  Ausfuhrhandel ,  zu  verschaf- 
fen. Jedoch ,  wenn  auch  ein  Krieg  dieser  Art  nimmermehr 
gerechtfertiget  werden  kann,  so  läfster  sich  doch  zuwei- 
len mit  einem  Nothstande  entschuldigen;  wie  z.  B.  in  dem 
Falle ,  da  der  Krieg  unternommen  wird ,  um  dem  Lande 
eine  zu  dessen  Verheidigung  taugliche  Grenze  zu  geben , 
oder  um ,  in  den  Zeiten  innerer  Unruhen ,  die  im  Inneren 
tobenden  Leidenschaften  durch  einen  Krieg  mit  dem  Aus- 
lande zu  beschwichtigen. 

Ein  Krieg  ist  nur  unter  der  Bedingung,  dafs  er  den 
einen  oder  den  andern  der  oben  angeführten  Rechtsgründe 
für  sich  hat,  nicht  aber  schon  deswegen,  weil  er  dieser 
Bedingung  entspricht ,  ein  rechtmäfsiger  Krieg.  fJ  Denn 
er  ist  und  bleibt  doch  immer  eine  Selbsthülfe ,  ein  Rechts- 
handel ,  der  nicht  im  Wege  Rechtens  verhandelt  und  ent- 
schieden wird.  Es  fragt  sich  also:  Wie  läfst  sich  der 
Krieg  in  Beziehung  auf  die  Art,  wie  durch  denselben 
Völker  ihre  Rechte  geltend  machen ,  rechtfertigen  ? 

Nicht  so  kann  man  diese  Rechtfertigung  fuhren,  dafs 
man  sich  auf  die  vorteilhaften  Folgen  beruft ,  welche  der 
Krieg  für  die  Menschheit  hat.  —  Es  ist  wahr,  dafs  der 
Krieg  so  vieler  Kenntnisse,  Erfindungen  und  Berechnun- 
gen bedarf,  dafs  er  zur  Kultur  der  Menschen  mächtig  bei- 
trägt, zumal  er  die  Völker  zugleich  zu  einem  geistigen 
Wettkampfe  auffordert  oder  nöthiget,  —  dafs  er,  ([den 
Stürmen  vergleichbar,  welche  das  Meer  aufwühlen,  da- 


1)  Die  Worte  des  Legaten  waren:  „Tues  —  les  toi»;  ear  Dien 
connatt  eux  qul  sont  a  lul!"  S.  Histoire  des  croisades  eontre  les 
AlMgeels.    Par  Barr  au  et  Dar  rag  on.    Par.  1840.  p.  88. 

S)  Der  Rechtsgrund  ist  die  causa  sine  qua  non,  aber  nicht  die  causa 
propter  quam. 
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mit  es  nicht  in  Ftfulnife  übergehe ,)  die  Völker  vor  den 
Lastern  bewahrt,  die  im  Gefolge  der  Verweichlichung 
sind ,  — •  dafs  er  die  verborgenen  Mängel  und  Gebrechen , 
an  welchen  vielleicht  der  Staat  leidet,  an  den  Tag  bringt '), 
—  dafs  er  sogar,  weil  und  in  wie  fern  er  die  Regierung 
vom  Volke  abhängig  macht,  der  Freund  politischer  Frei- 
heit ist,  u.  s.  w.  *)  Aber,  nicht  zu  gedenken,  dafs  man 
dieser  Lobrede  eine  nicht  weniger  begründete  Anklage 
entgegensetzen  könnte ,  eine  Rechtfertigung  des  Krieges  ,~ 
welche  von  den  wohlthatigen  Folgen  desselben  entlehnt 
wird,  ist  dem  Principe  nach  unhaltbar.  Denn  sie  beruht 
auf  dem  Grundsatze,  dafs  der  Zweck  die  Mittel  heilige.  •) 
Nicht  genügender  ist  eine  andere  Art,  wie  man  den 
Krieg  zu  rechtfertigen  versucht  hat  Sie  lautet  so:  Da 
selbstständige  Völker  keinen  Richter  auf  Erden  über  sich 
haben ,  da  sie  gleichwohl  nicht  Richter  in  der  eigenen  Sa- 
che seyn  sollen,  so  bleibt  ihnen  nichts  übrig,  als  ihre 
Rechsstreitigkeiten  der  Entscheidung  des  höchsten  Rich- 
ters, —  einem  Gottesurtheile ,  —  zu  unterwerfen.  Der 
Krieg  ist  nun  das  Mittel ,  ist  sogar ,  wenigstens  in  Erman- 
gelung eines  Orakels,  das  einzige  Mittel,  wie  Völker 
die  göttliche  Willensmeinung  über  Rechtsfragen ,  die  unter 
ihnen  streitig  sind ,  erforschen  können.  Wie  der  Mensch 
Alles  der  Gottheit  verdankt,  so  verdankt  ihr  auch  ein 
Volk  den  Sieg.  Diejenige  kriegführende  Macht  also  hat 
das  Recht  auf  ihrer  Seite,  welcher  der  Gott  der  Schlachten 
den  Sieg  verleiht.  —  Allein  in  dieser  Rechtfertigung  des 
Krieges  würde  die  Rechtfertigung  einer  jedön  Gewaltthat 
liegen,  welche  der  Erfolg  gekrönt  hätte.  Diese  Recht- 
fertigung des  Krieges  also  würde  zwischen  der  göttlichen 


1)  Diese  Erfahrung  nachte  Preußen  in  den  Jahren  1806.  1807. 

2)  Eine  Lobrede  auf  den  Krieg  findet  man  in  Ladet's  Entwicke- 
lang der  Veränderungen  der  bnrgerl.  Gesellschaft.  Bd.  I.  S.  118f 

ft)  Ana  demselben  Grande  nufs  ein  jeder  Versuch  einer  Theodicee 
mifsglucken.  —  Wie  oft  könnte  man  den  Philosophen  «urufen: 
Ms  hieher  und  nieht  weiter! 
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und  der  menschlichen  Gerechtigkeit  eine  unheilbare  Zwie- 
tracht stiften.  Wie  oft  mfifste  man  dann  in  die  Worte  des 
Dichters  einstimmen :  Victrix  causa  Diis  placuit ,  sed  vieta 
Catoni!  —  Gleichwohl  findet  man  fast  bei  allen  Völker» 
der  Erde  Sitten  und  Gebräuche ,  welche  mit  dieser  Ansicht 
von  der  Rechtmäßigkeit  der  Kriege  im  Zusammenhange 
stehn.  Selbst  in  den  heutigen  Europaischen  Staaten  wird 
nach  einer  Schlacht  von  dem  Sieger  —  oder  auch  von  bei« 
den  Theilen  —  ein  Te  Deum  angestimmt.  Es  erinnert  die 
weite  Verbreitung  dieser  Ansicht  aus  mehr  a|s  einem  Grün- 
de an  den  nicht  weniger  verbreiteten  Gebrauch ,  die  Ent- 
scheidung der  vor  Gericht  anhingigen  Rechtssachen  eine» 
Gottesurtheille  zu  überlassen. 

Sondern  zur  Rechtfertigung  des  Krieges  kann  man  sieh 
nur  auf  einen  Nothstand  berufen.  Wenn  auch  Selbst- 
hälfe schlechthin  widerrechtlich  ist ,  so  ist  man  doch  1  was 
das  Verhältnifs  unter  selbstständigen  Völkern  betrifft ,  auf 
die  Wahl  zwischen  zwei  Uebeln  beschränkt.  Entweder 
sind  selbstständige  Volker  gänzlich  rechtlos  ,  oder  sie  Bläs- 
sen befugt  seyn,  zur  Vertbeidigung  ihrer  Rechte  Selbst* 
hälfe  anzuwenden.  Offenbar  aber  ist  das  Recht  der  Selbst- 
hülfe das  kleinere  Uebel.  Der  Stand  der  Natur  ist  ein  fort- 
dauernder Zustand  der  Nothwehr. 

Wenn  die  Rechtmäfsigkeit  des  Krieges  nur  mit  einem 
Nothstande  d.  i.  nur  mit  dem  Grunde  vertheidiget  wer- 
den kann ,  dafs  der  Krieg  die  Bedingung  ist ,  von  weicher 
die  Wirksamkeit  der  Rechte  eines  selbstständigen  Volks 
wesentlich  abhängt,  so  folgt  ertten*:  Em  Volk,  das  erneu 
rechtmäfsigen  Grund  zum  Kriege  hat,  soll  gleichwohl,  ehe 
es  zum  Kriege  schreitet ,  kein  Mittel  Unversucht  lassen, 
um  zu  einer  friedlichen  Abhülfe  seiner  Beschwerden  zu 
gelangen.  Nur  wenn  diese  Mittel  erschöpft  sind  oder  wenn 
die  Gegenparthei  mit  den  Feindseligkeiten  schon  den  An- 
fang gemacht  hat,  ist  es  erlaubt,  zu  den  Waffen  zu  grei- 
fen. Es  ist  ein  Glück  für  die  Völker  des  heutigen  Europas, 
dafs  schon  die  unter  ihnen  üblichen  Verhandlungsformen 
gegen  eine  übereilte  Entscheidung  der  Frage»  über  Krtef 
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und  Frieden  eine  gewisse  Bürgschaft  leteten« —  Zweiten*: 
Auch  dann ,  wenn  sich  der  Krieg  nach  der  so  eben  aufge- 
stellten Hegel  rechtfertigen  liefse .  soll  das  Volk  nur  unter 
der  Bedingung  zu  diesem  fiufsersten  Mittel  greifen,  dafe 
es  nicht  den  Zweck  des  Krieges  durch  eine  andere  und 
mildere  Art  der  Feindseligkeiten.*)  erreichen  kann.  End- 
lich dritten*:  Nicht  das  ist  ein  Nothstand  in  dem  Sinne , 
in  welchem  der  Krieg  mit  einem  Nothstande  gerechtfertiget 
werden  kann ,  wenn  die  Regierung  durch  die  im  j  Lande 
herrschende  kriegerische  Stimmung  zum  Kriege  genöthi- 
gtt  wird.  Vielmehr  stellt  das  Völkerrecht  an  die  Politik 
die  Aufgabe ,  der  Gefahr  einer  solchen  Notbigung  vorzu- 
beugen* Es  dürfte  daher  wenigstens  zweifelhaft  seyn,  ob 
man  von  der  jetzt  in  Europa  herrschenden  Publieität,  wel- 
che den  Kabinetten  kaum  noch  Geheimnisse  uhrig  lifst ,  für 
die  Erhaltung  des  Europäischen  Friedens  vorteilhaftere 
oder  nachtheiligere  Folgen  zu  erwarten  habe»  Diese  Pa- 
blicität  kann  eine  Aufregung  im  Volke  zur  Folge  haben , 
welche  selbst  die  Regierung  mit  sich  fortreifst  oder  wel- 
cher die  Regierung-  nicht  gewachsen  ist.  Aas  demselben 
Grunde  darf  man  ein  M ifstrauen  gegen  alle  die  Verfassun- 
gen hegen,  welche  die  auswärtigen  Angelegenheiten  des 
Staates  eben  so ,.  wie  die  inneren ,  der  Berathung  des  Vol- 
kes oder  der  einer  Versammlung  seiner  Vertreter  unter-» 
werfen.  Die  Geschichte  der  Griechischen  Demokraten , 
namentlich  die  des  Atheniensischen  Freistaates ,  (diese  z, 
B»  in  den  Zeiten  des  Peloponnesischen  Krieges ,  in  denen 
Philipps  von  Macedonien ,)  rechtfertiget  nur  zu  sehr  ein 
solches  Mifstrauen.  Aber  auch  die  Repräsentativverfas- 
sung  hat  ihre  Gefahren  in  dieser  Beziehung.  Im  Jahre 
1739  wurde  Jenkins ,  Kapitain  eines  Englischen  Kauffar- 
theischiffes,  in  das  Britische  Unterhaus  eingeführt  Die 
Spanier  hatten  ihm,  weil  er  mit  ihren  Koionieen  Schleich- 
handel getrieben  hatte ,  die  Nase  aufgeschlitzt  und  die  Oh- 
ren abgeschnitten  j   die  Schiffsmannschaft  war  in  Ketten 


*)  Vgl.  oben  die  BinteHtiBg  ru  dem  vorllegeute*  Abtckattte. 
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gelegt  worden.  Mit  seemännischer  Kürze  erzählte  er  dem 
Unterhause  die  Geschichte  seines  Unglücks.  »Ab  man 
mich  so  verstümmelt  hatte " ,  so  schiofs  er  seine  Anrede , 
„  drohte  man  mir  mit  dem  Tode.  Ich  erwartete  ihn ,  indem 
ich  meine  Seele  Gott  empfahl  und  meine  Rache  dem  Vater- 
lande." Alles  brach  in  einen  Schrei  des  Entsetzens  aas. 
Die  Minister  sahen  sich  genöthiget,  den  Spaniern  den 
Krieg  zu  erklären. 

Die  Frage  von  der  Rechtmäfsigkeit  des  Krieges  ist  in 
dem  Obigen  nur  ans  dem  Standpunkte  des  Völkerrechts  in 
Betrachtung  -gezogen  worden.  Dieselbe  Frage  aber  wie- 
derholt sich  im  Staatsrechte.  —  Hier  stellt  sie  sich  zuvor- 
derst s  o :  Aus  welchem  Grunde  steht  das  Recht ,  Krieg  zu 
führen,  ausschliefslich  dem  Staatsherrseber  —  und  nicht 
auch  einem  jeden  einzelnen  Mitgliede  des  Staats  Vereines — 
zu  ?  Der  Zweifel,  welcher  zu  dieser  Frage  Veranlassung 
giebt,  ist  der:  Wenn  auch  ein  Volk,  als  eine  moralische 
Person ,  seine  Rechte  eben  so ,  wie  der  einzelne  Mensch , 
durch  physischen  Zwang  und  zwar,  im  Stande  der  Natur, 
durch  Selbsthülfe  vertheidigen  darf,  so  scheint  doch  hier- 
aus noch  nicht  zu  folgen,  dafs  nicht  auch  ein  jedes  ein- 
zelne Mitglied  der  Volksgemeinde,  wenn  es  in  seinen 
Rechten  von  einem  auswärtigen  Feinde  gekränkt  wird , 
von  demselben  Vertheidigungsrechte  Gebrauch  machen 
dürfe.  Jedoch ,  dieser  Zweifel  hebt  sich ,  wenn  man  den 
Grund  in  Erwägung  zieht,  aus  welchem  ein  Volk  ein  Volk 
ist  d.  i.  die  Eigenschaft  einer  moralischen  Person  hat.  Ein 
Volk  hat  diese  Eigenschaft,  weil  sein  Daseyn  auf  einem 
andern  Verhältnisse,  auf  dem  zwischen  dem  Staatsherr- 
scher  und  den  Unterthanen,  beruht.  Die  Staatsgewalt 
würde  überall  nicht  eine  Gewalt  d.  i.  nicht  ein  unbedingtes 
oder  absolutes  Recht  seyn,  wenn  sie  nicht  in  einer  jeden 
Beziehung  ein  unbedingtes  Recht  wäre ,  wenn  sie  also  den 
Unterthanen ,  als  Einzelnen ,  die  Freiheit  liefse ,  in  Bezie- 
hung auf  auswärtige  Feinde  ein  rechtskräftiges  Urtheil  zu 
fällen.  Und  umgekehrt  ist  es  die  Pflicht  des  Staatsherr- 
schers ,  die  Unterthanen  in  einem  jeden  Rechtsverhältnisse 
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zu  vertheidigen ,  weil  sie  in  einem  je4en  Rechtsverhaltnisse 
unterthan  sind.  —  Sodann  aber  läfst  sich  ein  Krieg  dem 
Staatsrechte  nach  nur  anter  der  Bedingung  rechtfertigen, 
dafs  es  rathsara  ist,  den  Krieg  zu  fahren,  den  einzigen 
Fall  ausgenommen ,  da  der  Feind  schon  zu  den  Waffen  ge- 
griffen hat.  (Dum  deliberant  Roroae,  perit  Saguntum.) 
In  dieser  Beziehung  wird  zur  Rechtfertigung  eines  Krieges 
13  die  Wahrscheinlichkeit  des  Sieges  erfordert  Die  Be- 
urtheilung  dieser  Wahrscheinlichkeit  ist  zwar  vorzugs- 
weise die  Sache  des  Kriegsministers.  Jedoeh  gebührt  da- 
bei auch  dem  Minister  des  Frfedens,  (d.  i.  dem  Minister 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  ,3  eine  Stimme.  Denn , 
auch  angenommen ,  dafs  der  Staat ,  welcher  den  Krieg  zu 
fuhren  beabsichtiget ,  in  diesem  Kriege  auf  den  Sieg 
rechnen  kann,  so  sind  doch  bei  der  in  Frage  stehenden 
Berathung  zugleich  die  entfernteren  oder  die  mittelbaren 
Folgen  des  Sieges  in  Anschlag  zu  bringen.  Der  Sieg  kann 
dem  Staate  neue  und,  gefährlichere  Feinde  erwecken.  *") 
In  derselben  Beziehung  wird  zur  Rechtfertigung  eines 
Krieges  93  erfordert,  dafe  der  Aufwand ,  welchen  der 
Krieg  verursachen  würde ,  (^das  Wort :  Aufwand ,  in  sei- 
ner weitesten  Bedeutung  genommen,)  nifcht  die  Fruchte 
des  Steges  —  nach  einem  vorläufigen  Anschlage  —  über- 
steige. Auch  deswegen  ist  in  dem  heutigen  Europa  die 
Frage  von  der  R&thlichkeit  eines  Krieges  allemal  zugleich 
eine  Geldfrage.  So  unsicher  ist  übrigens ,  sowohl  was  die 
Wahrscheinlichkeit  des  Sieges  als  was  die  Opfer  betrifft, 
welche  der  Krieg  fordert ,  die  zu  führende  Rechnung ,  dafs 
die  Erwägung  dieser  Unsicherheit  die  beste  Bürgschaft  für 
die  Erhaltung  des  Friedens  seyn  würde,  wenn  die  Men- 
schen in  dem  Vertrauen  auf  ihr  Glück  weniger  Thoren 
wären. 


*)  Rufeland  bat  (seit  dem  Anfange  des  18ten  Jahrhundert«)  haupt- 
sächlich deswegen  so  grofsc  Eroberungen  gemacht,  weil  es  für 
seine  Eroberungskriege  immer  den  Zeitpunkt  abwartete ,  da  das 
westliche  Europa  mit  sich  selbst  beschäftiget  war.  —  Nicht  we- 
niger ysrstanden  sich  die  Römer  auf  diese  methodus  expectatira. 
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Die  erste  oder  die  Vorfrage,  welche  eine  Regie- 
rung an  sich  zu  richten  hat,  ehe  sie  den  Entsehhifs  fafet, 
einen  Krieg  zu  führen,  ist  zwar  allemal  die,  ob  sieh  der 
Krieg  dem  Völkerrechte  nach  rechtfertigen  lasse.  Wenn 
sich  aber  die  Regierung  für  den  Krieg ,  sey  es  mit  Recht 
oder  mit  Unrecht ,  entschieden  hat ,  so  hat  diese  Entschei- 
dung dem  Staatsrechte  nach  (oder  in  Beziehung  auf  die 
Unterthanen  der  Regierung)  die  Kraft  und  Gültigkeit  eines 
Gesetzes.  Im  Verhältnifs  zu  ihren  Unterthanen  hat  die 
Regierung  recht,  die  Gegenpartei  unrecht.  Dem  Staats- 
rechte nach  also  ist  der  Krieg  sowohl  von  der  Seite  der 
einen  als  von  der  Seite  der  andern  kriegführenden  Macht 
ein  gerechter  Krieg*  —  Hieraas  folgt  z.  B. :  Den  Kriegs- 
gefangenen verbleiben  in  dem  Staate ,  welchem  sie  vor  der 
Gefangenschaft  angehörten,  alle  die  Rechte,  welche  ihnen 
in  diesem  Staate  vor  der  Gefangenschaft  zustanden.  Sie 
können ,  auch  während  sie  in  der  Gefangenschaft  enthalten 
werden,  Rechte  in  diesem  Staate  erwerben  und  über  die 
Güter 3$ die  sie  in  dem  Gebiete  dieses  Staates  besitzen, 
Verfügungen  treffen. ')  Hat  der  Feind  Beute  gemacht  und 
wird  ihm  die  Beute  wieder  abgenommen ,  so  fallen  die  dem 
Feinde  wiederentrungenen  Sachen  an  ihre  früheren  Eigen- 
thümer  schon  von  Rechtswegen  zurück.  *)  Wie  könnte 
eine  Gefangenschaft,  die  widerrechtlich  ist,  dem  Stande 
der  Gefangenen ,  wie  könnte  ein  Raub  dem  Rechte  des  Ei- 
genthümers  Eintrag  thun  ?  —  Doch  schliefst  die  Recht- 
fertigung ,  welche  ein  Krieg  schon  in  dem  Urtheile  der  Re- 
gierung hat,  nicht  das  Bedürfnifs  einer  anderen  Rechtfer- 
tigung aus ,  der ,  welche  er  dem  Urtheile  der  öffentlichen 
Meinung  verdanken  kann. 


1)  Das  jus  posülnrinii  der  Römer  beruhte  auf  der  (irrigen)  Voraus- 
setzung, dafs  der  Gefangene  in  die  Sklaverei  verfalle.  —  Man 
darf  daher  das  in  einigen  Europäischen  Staaten  bestehende  Gesetz 
der  Härte  beschuldigen,  nach  welchem  den  Offideren  bei  dem 
Dienstalter  die  Jahre  der  Gefangenschaft  nicht  angerechnet  werden. 

2)  Beschränkt  wird  dieser  Satas  durch  die  den  Seekrieg  betreffenden 
Gesetze  einiger  Europäischen  Staaten. 
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ZWEITES  HAüPTSTÜCK.   ) 

Von  dem 
Hechte  während  eines  Krieges 

oder 
van  dem  Kriegerechte  in  der  engeren  Bedeutung.  J) 

Das  Recht  der  Waffen  a)  ist  in  dem  Sinne  ein  unbe- 
schränktes Recht,  dafs  es  keine  anderen  Grenzen  and 
Schranken  hat,  als  diejenigen,  welche  ihm  durch  seinen 
Zweck  gesetzt  sind.  (Datur  jus  belli  infinitum.)  Dage- 
gen ist  es  in  dem  Sinne  ein  beschränktes  Recht,  dars 
die  Ausübung  desselben  nur  durch  seinen  Zweck  gerecht- 
fertigt werden  kann.  Dieser  letztere  Satz,  —  der  Grund- 
satz des  Kriegsrechts,  —  kann  auch  so  ausgedruckt 
werden:  Der  Zweck  des  Krieges  ist  der  Friede! 

Zu  Folge  dieses  Grundsatzes  lassen  sich  erstens 
nur  die  Feindseligkeiten  rechtfertigen,  welche 
eine  kriegführende  Macht  gegen  die  andere  an- 
wenden mufs,  um  den  Zweck  des  Krieges  zu  er- 
reichen —  welche  sich  also  zu  ihrem  Zwecke  wie  not- 
wendige Mittel  verhalten. 

Diese  Regel  gilt  zuvörderst  von  dem  unter  dem  Waf- 
fenrechte begriffenen  Rechte  über  Leben  und  Tod.  — 
Es  ist  daher  dieses  Recht  billig  auf  denjenigen  Theil  des 
feindlichen  Volkes  zu  beschränken,  welcher  die  Waffen 
trägt.  83    Denn  ist  dieser  besiegt,  so  steht  weiter  nichts 
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1)  In  dieser  engeren  Bedeutung  wird  das  Wort:  Kriegsrecht,  in 
tlem  vorliegenden  Hauptstucke  jederzeit  genommen  werden. 

% )  Ich  unterscheide  zwischen  dem  Rechte  Krieg  zn  fuhren  und  dem 
Waffenrecbte,  inter  jus  bellmidi  et  jus  armoruni.  Das  letztere 
ist  das  Recht  Krieg  zu  führen  ,  in  Beziehung  auf  die  Feindselig- 
keiten betrachtet ,  von  welchen  im  Kriege  Gebrauch  gemacht  wer- 
den darf. 

B)  Freilich  ergeben  sich  bei  der  Anwendung  dieses  Satzes  auf  die- 
jenigen, welche,  ohne  die  Waffen  zu  tragen,  doch  zum  Heere 
gehören,  (z.  B.  auf  Feldprediger,  auf  Wundarzte,)  noch  manche 
Schwierigkeiten.  —  Wenn  bei  dem  Sturme  einer  Festung  die  Wuth 
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der  Wiederherstellung  des  Friedens  im  Wege.  Darum  hat 
der  Bestand  der  bewaffneten  Macht  allemal  einen  entschei- 
denden  Einflnfe  auf  den  mehr  oder  weniger  blutigen. Cha- 
rakter der  Kriege.  Die  Kriege  unter  ungebildeten  Völker- 
schaften endigen,  (z.  B.  in  Nordamerika,}  nicht  selten 
mit  der  gänzlichen  Vertilgung  der  einen  oder  der  andern 
Parthei.  Denn  bei  diesen  Völkerschaften  ist  ein  jeder  er- 
wachsene Mann  ein  Krieger.  Dagegen  haben  die  stehen- 
den Heere  die  Kriege  menschlicher  gemacht.  Unheimlicher 
ist  in  Europa  die  Aussicht  in  die  Zukunft.  —  Auch  gegen 
das  Heer  des  Feindes  ist  nicht  von  Waffen  und  Geschos- 
sen Gebrauch  zu  machen,  welche,  ohne  eine  gröfsere  Zahl 
der  Feinde  kampfunfähig  zu  machen,  nur  schmerzlicher 
verwunden.  *)  —  Zu  Folge  derselben  Regel  ist  gegen 
Gefangene  nur  das  erlaubt,  was  nothwendig  geschehen 
mufs ,  um  sie  von  der  ferneren  Theilnahme  am  Kampfe  ab- 
zuhalten. Jedoch  werden,  damit  diese  Forderung  Gehör 
finde,  so  manche  Bedingungen  —  ein  gewisser  Grad  von 
Civilisation  und  selbst  äufsere  Verhältnisse  —  vorausge- 
setzt, dafs  es  nicht  befremden  darf,  wenn,  besonders  was 
die  Behandlung  der  Gefangenen  betrifft,  die  Recjite  und 
Gewohnheiten  so  sehr  von  einander  abweichen.  So  ist 
z.  B.  bei  allen  noch  ungebildeten  Völkerschaften,  wo  nicht 
der  Tod  4) ,  doch  Knechtschaft  das  Loos  der  Gefangenen. 
Wo  hätten  diese  Völkerschaften  andere  Mittel ,  die  Gefan- 
genen unschädlich  zu  machen  ?  wie  wäre  von  ihnen  zu  er- 
warten ,  dafs  sie ,  wuthentbrannt  im  Kampfe ,  nach  dem 
Siege  zur  Milde  überspringen  würden  ?  Mit  der  Zeit  stel- 
len sich  zwar  die  Verhältnisse  günstiger  für  die  Gefange- 


dtr Stürmenden  keinen  Unterschied  swischen  den  friedlichen 
wohnern  nnd  der  Besatzung  des  Platzes  nacht ,  so  JaTst  sich  die- 
ses Verfahren  (wenn  überhaupt,)  nur  mit  der  Voraussetzung  ent- 
schuldigen ,  dafs  auch  jene  an  der  Verteidigung  des  Platzes  ei- 
nen th&tigen  Antheil  genommen  haben. 

1)  Schiefsen  mit  Glasscherben ,  mit  gehacktem  Bleie. 

2)  Dieses  Ursprungs  ict  wohl  die  Menschenfresserei,  —  eioe  der 
schrecklichsten  Erscheinungen  in  der  Menschenwelt. 
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nen ;  ihr  Schicksal  mildert  sich.  Doch  dauert  es  noch  lan- 
ge, bis  data  der  Sieger  auf  das  herkömmliche  Eigenthams«- 
recht  an  einem  Gefangenen  unentgeltlich  verzichtet.  Aach 
die  Deutschen  machten  einst  ihre  Gefangenen  zu  Sklaven, 
(zu  Leibeigenen.)  Dann  wurde  die  Auslösung  der  Ge- 
fangenen Rechtens.  Anfangs  so ,  dafs  ein  Jeder  die  Ge- 
fangenen ,  die  er  gemacht  hatte,  so  lange  in  seiner  Gewahr- 
sam behielt,  bis  dafs  sie  sich  loskauften,  „ ranc ionirten u. 
Späterhin  aber,  im  töten  und  17ten  Jahrhunderte,  so, 
dafs  die  Auslösung  die  Sache  der  Regierungen  wurde.  Dar 
Preis  der  Auslösung  wurde, nun  durch  Verträge,  —  mit 
Rucksicht  auf  die  verschiedenen  Dienststufen  der  Gefange- 
nen und  mit  Vorbehalt  der  Auswechselung,  —  bestimmt,.1) 
Erst  im  töten  Jahrhunderte  stellte  sich  das  noch  beste- 
hende  Recht  fest,  nach  welchem  Gefangene  entweder  wäh- 
rend des  Krieges  ausgewechselt  oder  nach  wiederherge- 
stelltem Frieden  unentgeltlich  in  ihre  Heimath  entlassen 
werden.  Es  wäre  zu  wünschen ,  dafs  man  eine  Bürgschaft 
entdeckte ,  gegen  welche  ein  jeder  Gefangene  alsbald  wie- 
der freigegeben  werden  könnte. 

Sodann  gilt  die  oben  aufgestellte  Regel  auch  von  dem 
unter  dem  Waffenrechte  begriffenen  Rechte  auf  das 
Vermögen  des  Feindes,  (auch  von  tfer  occupatio  bel- 
lica. J  —  Es  darf  daher  dieses  Recht ,  wenn  ihm  auch  das 
Eigenthum  des  feindlichen  Staates  preisgegeben  ist, 
gleichwohl  nicht  auf  das  Sondergut  der  Einwohner  des 
feindlichen  Landes  ausgedehnt  werden. a)  Denn  mit  dem 
Volke,  als  einem  Ganzen,  und  nicht  mit  den  einzelnen 


1)  Der  älteste  Vertrag  dieser  Art,  der  bei  Dumont  (T.  VII.  P.  I. 
S.  881)  vorkommt;  ist  von  Jahre  1678.  S.  auch  dasselbe  Werk 
T.  VII.  P.  I.  S.  808:  P.  II.  S.  970.  810.  —  -Die,  welche  sich 
der  Gefangenschaft  durch  die  Flucht  befreit  hatten,  nannten  sich 
Selbstranzionirte. 

9)  Waffen  etwa  ausgenommen.  —  Alle  Regeln  des  Kriegsrechts 
sind  von  der  Beschaffenheit ,  dafs  sie  nach  Zeit  und  Umstünden 
Ausnahmen  zulassen«  In  diesem  Sinne  ist  der  Satz  zu  deuten: 
Necessitas  non  habet  legem. 

Zachariä,  vom  Staate.     F.  8 


1)  Ob  «od  in  wie  fern  eüs  flrfer  eisen  Anspruch  auf  Beategelder 
bat,  ist  eine  Wtog e  tfes  ätaaWecHts  und  der  Politik.  Die  Gesetse 
Grolsbritanniens  berücksichtigen  vor  andern  'diesen  Ansprticb. 

9)  Die  Römer  beraubten  ttrlecbenlaad  seiner  Kanstsebitxe.  <VgL 
Heynes  opuseula  aeadenrtca.)  Napefeon  folgte  diesen  Beispiele; 
wenn  or  anders  eines  'Beispiele*  bedurfte. 

t)  Kben  so  des  Vergiften*  der  Bronnen,  —  der  Lebettsnritte). 
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-Mehschen,  am  welchen  das  Volk  besteht,  wird  der  Krieg 
geführt.  Die  Habe  der  Eineeinen  steht  mit  der  Kriegs- 
macht des  Feindes  nicht  in  dem  Zusammenhange,  dalfe 
der  Zweck,  des  Krieges,  nicht  ohne  jene  anzutasten,  er- 
reichbar wäre.  —  Jedoch  auch  das  Staatsgut  des  feind- 
lichen Volkes  ist  dem  Rechte ,  Beute  zu  machen ,  nicht  un- 
bedingt sondern  nur  in  so  fern  unterworfen ,  bis  dieses  Gut 
die  Kriegsmacht  des  Feindes  erhöht.  ')  In  wie  fern  also 
das  Staatsgut  z.  B.  in  Kunstschätzen  oder  in  literarischen 
Sammlungen  besteht,  soll  das  Eigenthum  an  demselben 
a«ch  von  dem  Feinde  geehrt  werden.  In  der  That  sind 
diese  Schätze  und  Sammlungen  nicht  sowohl  Eigenthum 
des  Staates ,  als  ein  dem  Staate  anvertrautes  Gut  Der 
Raub  erbittert  dab  beraubte  Volk ,  ohne  dessen  Macht  zu 
schwächen.  ■)   IV gl.  den  ersten  Anhang,  von  dem  Er- 

oberungsrechte.3 

Zu  Fol£e  des  zu  Anfange  diese*  Htauptstöckes  aufge- 
stellten Grundsatzes  hat  eine  kriegführende  Macht  zwei- 
ten* alles  dftS  zn  unterlassen,  was  die  Wieder- 
herstellung des  Friedens  unmöglich  machen  oder 
doch  erschweren  würde,  vieltaehr  alles  das  zu 
thun,  was  der  Wiederherstellung  des  Friedens 
förderlieh  ist,  —  übrigens  unbeschadet  des  ihr 
zustehenden  Waffenrechts. 

Zu  Folge  des  ersten  Theiles  dieser  Regel  haben  sieh 
kriegführende  Mächte  z.  B.  deb  Geftraudhs  vergifteter  Waf- 
fen &u  enthalten. s)  Wenn  auch  dfese  Waffen  tödtender 
sind,  als  andere  Waffen,  fco  zerstört  doch  der  Gebrauch 
derselben  in  dem  Grade  alles  Vertrauen  unter  den  krieg- 
führenden Völkern,   dafs  er  die  Wiederherstellung  des 
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Friedens  so  gut  wie  unmöglich  macht  Aas  demselben 
Grande  würde  eine  kriegführende  Wucht  widerrechtlich 
handeln ,  wenn  sie  sich  des  Meuchelmordes  bedienen  woll- 
te,  um  das  Haupt  des  feindliehen  Staates  oder  Heeres  oder 
sonst  einzelne  ihr  besonders  gefährliche  Feinde  aus  dem 
Wege  zu  räumen.  —  Eben  .so  wenig  sollen  kriegführende 
Mächte  einander,  (wie  die  Homerischen  Helden,)  durch 
Schmähungen  und  Beschimpfungen  bekämpfen.  Ueber- 
mnth  schmerzt  mehr  als  eine  Gewjdtthat  *)  Er  nährt  und 
steigert  die  Feindschaft  —  Auch  Ausspäher  (Spione)  ste- 
hen nicht  unter  dem  Schutze  des  Völkerrechts  d.  i.  sie  kön- 
nen nicht,  wenn  ihrer  der  Feind  habhaft  wird,  verlangen, 
als  Kriegsgefangene  behandelt  zu  werden.  Denn  der 
Krieg  soll  eine  orfene ,  ehrliche  Fehde  seyn  5  er  soll  offen 
jsnd  redlich  geführt  werden,  wie  ein  vor  den  Gerichten 
anhängiger  jRechtshandel.  Wenn  auch  ein  Heerführer 
Spione  gebrauchen  mute,  nm  von  dem  ihm  anvertrauten 
Heere  das  äufserste  Schicksal  abzuwenden ,  so  ist  er  doch 
ans  demselben  Grunde  berechtiget,  den  Spionep,  die  ge- 
gen ihn  gebraucht  werden,  das  äufserste  Schicksal  wider- 
fahren zu  lassen.  —  Endlieh  wurde  ein  Volk  auch  dann  der 
Wiederherstellung  des  Friedens  ein  fast  pnübersteigliches 
Hmdernib  in  den  Weg  legen,  wenn  es,  ohne  eine  Kriegs- 
erklärung *)  vorauszuschicken,  zu  Feindseligkeiten 
schritte. 8).  Wäre  es  erlaubt,  den  Krieg  mit  einem  Ueber- 
falle  zu  beginnen ,  so  wurde  sogar  ein  ewiger  Krieg,  ein 
Krieg,  der  nur  mit  der  gänzlichen  Vertilgung  des  Feindes 
endigen  kannte,  (ein  bellum  internecutum ,)  einem  in  ei* 


1)  Thucyd.  I,  77.    Bfaohtav.  Abndlgen  aber  den  IMa*.  II,  M. 

9)  Ein  anderes  ist  die  Bedrohung  nrit  einem  Kriege.  Be  Ist  sogar 
bedenklich,  einen  casus  belli  Im  voraus  festzusetzen,  d.  I.  auf 
etuen  gewissen  noch  nicht  eingetretenen  Fall  entschieden  mit  ei* 
nem  Kriege  au  dröhn. 

*}  Bei  den  Buropaischen  Völkern  Deutschen  Ursprungs  scheint  der 
««brauch,  den  Feindseligkeiten  eine  Kriegserklärung  vorauszu- 
schicken, den  Ctesetaen  des  Ritterwesens  seine  Entstehung  an 
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nem  jeden  Augenblicke  unsicheren  Frieden  vorzuziehen 
seyn ;  wie  denn  auch  unter  Völkerschaften ,  welche  in  der 
Kultur  \ind  Civilisation  noch  nicht  weit  genug  vorgeschrit- 
ten sind ,  um  sich  von  der  Widerrechtlichkeit  eines  An- 
griffs ,  welchem  keine  Kriegserklärung  vorausgegangen 
ist,  überzeugt  zu  haben,  Vertilgungskriege  häufig  genug 
sind.  Von  einer  s  o  entscheidenden  Wichtigkeit  ist  die  in 
Frage  stehende  Bedingung  der  Rechtmäfeigkeit  eines  Krie- 
ges, -dafs  nur  die  Völker  ein  Kriegsrecht  überhaupt 
haben  können,  bei  welchen  Kriegserklärungen  im  Gebrau- 
che sind.  Bei  den  Römern  hatte  einst  eine  eigene  Priester- 
schaft das  Collegium  Fecialium,  den  Auftrag,  den  Krieg 
mit  besonderen  religiösen  Feierlichkeiten  anzukündigen.  l~) 
Aehnliches  findet  man  bei  andern  Völkern.  Diese  Völker 
heiligten  eine  Sitte ,  welche  ihnen  zuerst  geoffenbart  hatte, 
dafs  es  auch  im  Kriege  ein  Recht  geben  könne.  In  dem 
heutigen  Europa  ist  es  herkömmlich ,  den  Krieg  mittelst 
eines  an  das  ganze  Europäische  Publikum  gerichteten  Ma- 
nifestes zu  erklären ,  also  den  Krieg ,  vor  oder  bei  dem 
Ausbruche  der  Feindseligkeiten ,  vor  dem  Richterstuhle  der 
öffentlichen  Meinung  von  ganz  Europa  zu  rechtfertigen. 
Ein  Herkommen,  dessen  Ursprung  und  dessen  Zweck  mit 
den  Eigentümlichkeiten  des  Europäischen  Völkerrechts 
in  dem  genauesten  Zusammenhange  steht ,  von  welchen  in 
dem  folgenden  Buche  die  Rede  seyn  wird. a) 

Jedoch ,  nicht  genug ,  dafs  kriegführende  Mächte  der 
Wiederherstellung  des  Friedens  kein  Hindernifs  in  den 
Weg  legen  sollen,  sie  können  unbeschadet  ihrer  Waffen- 
rechtes und  sie  sollen  daher  die  Wiederherstellung  des 
Friedens  auch  positiv  befördern.  —  Aus  diesem  Gründe 
sind  alle  die  Verträge  rechtlich  verpflichtend ,  welche  eine 


1)  Genaue  Nachrichten  von  diesen  Feierlichkeiten  giebt  Liviu*. 

2)  Dieses  Herkommen  verlassend  rechtfertigte  Napoleon  einen  Krieg, 
den  er  beschlossen  hatte  ,  in  einem  Vortrage  an  den  Senat  und 
durch  ehr  Senatuskonsnlt.  Die  Neuerung  betraf  nicht  Mos  die 
Form. 


kriegführende  Macht  mit  der  andern ,  sey  es  um  die  Feind- 
seligkeiten zu  ermäfsigen ,  sey  es  um  den  Frieden  vorzu- 
bereiten, abschliefst,  also  z.  B.  Kapitulationen,  Verträge 
wegen  Auswechselung  der  Gefangenen,  Waffenstillstands-» 
vertrage,  Vertrage  wegen  Eröffnung  eines  Friedenskon- 
gresses. ')  Vielleicht  sollte  aus.  demselben  Grunde  der 
Krieg  in  Europa  nicht  die  Folge  haben,  dafs  die  kriegs- 
führenden Mächte  ihre  Gesandten  gegenseitig  abberiefen. 

Man  kann  den  Grundsatz  des  Kriegsrechts:  Der  Zweck 
des  Krieges  ist  der  Frieda!  —  auch  ßo  ausdrücken:  Der 
Zweck  des  Kriegsrechtes  ist,  die  Schrecknisse  des  Krie- 
ges zu  mindern  und  zu  mildem !  —  So  ausgedrückt  deu- 
tet er  schon  durch  seine .  Wortfassung  auf  den  Zusam- 
menhang hin,  in  welchem  der  jeweilige  Stand  der 
Kriegskunst  und  der  der  Krieg&vertvaltung  mit 
dem  Kriegsrechte  steht.  Man  darf  wohl  behaupten ,  dafs 
die  Kriegskunst  in  den  letztverflossenen  fünfzig  Jahren 
Fortschritte  gemacht  hat,  welche,  indem  sie  die  Folge 
haben,  dafs  der  Krieg  schnell  zu  einem  entscheidenden 
Resultate  führt ,  die  Wiederherstellung  des  Friedens  selbst 
noch  mehr  beschleunigen ,  als  sich  dieser  Erfolg  von  dem 
Kriegsrechte  erwarten  läfst.  *)  Eben  so  und  in  derselben 
Periode  milderten  sich ,  was  die  Verwaltung  eines  erober- 
ten Landes  betrifft,  die  Schrecknisse  des  Krieges.  So 
schwer  auch  die  Lasten  waren ,  welche  Frankreich  in  den 
Kriegen  der  Revolution  den  Deutschen  Staaten  auferlegte, 
so  ist  doch  der  Zustand,  in  welchem  Deutschland  aus  die- 


1)  Verträge  dieser  Art  pflegen  sogar  treuer  erfüllt  zu  werden,  all 
Andere  Verträge,  welche  Volker  mit  einander  abschliefsen.  Denn 
—  hodie  mihi,  cras  tibi. 

8)  Man  nennt  diese  Kriege  Invasionskriege.  Sie  werden  mit  gro- 
ben Massen  geführt.  Ihr  Ziel  —  das  Operationsobjekt  —  Ist  die 
Hauptstadt  des  feindlichen  Landes.  (Der  unglückliche  Ausgang, 
welchen  im  Jahre  1818  die  Invasion  Rufslands  für  die  Franzosen 
nahhij  wurde  auch  dadurch  herbeigeführt,  data  Rufsland  awel 
Hauptstädte  hat.)  Verfehlt  die  Invasion  ihren  Zweck,  so  hat  sie 
gleichwohl  —  für  den  angreifenden  Theil  —  ein  nioht  weniger 
entscheidendes  Resultat. 
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gen  Kriegen  hervorgieng ,  flicht  mit  demjenigen  zu  ver- 
gleichen, in  welchen  Deutschland  durch  frohere  Kriege, 
z.  B.  durch  den  dreißigjährigen  Krieg,  versetzt  wurde. 
Man  hatte  die  Kriegslasten  gleicher  und  regelmässiger  ver- 
teilen gelernt  —  Auch  daran  erinnert  der  Grundsatz  des 
Kriegsrechtes  iu  der  andern  Wortfossung,  dafs  es  eine 
Politik  des  Krieges  gebe,  welche  dem  Kriegsrechte  zu 
Hülfe  kommen  kann  und  soll.  Lykurg  verbot  den  Sparta- 
nern ,  zu  oft  mit  demselben  Volke  Krieg  zu  fuhren ,  damit 
sie  nicht  den  Feind  durch  den* Krieg  in  4er  Kriegskunst 
unterrichteten.  Napoleon  führte  die  Französischen  Heere 
von  Siegen  zu  Siegen,  bis  dafs  ihm  die  Feinde  das  Ge- 
heimnifs  seiner  Siege  abgelernt  *  hatten.  Des  Eroberns 
nicht  zu  ersättigend,  stiftete  er  zugleich  Einigkeit  unter 
seinen  Feinden,  uneingedenk  der  Maxime:  Divide,  it 
vincasl 


ERSTER  ANHANG. 

Recht*§rund*ät%e , 

nach  weichen 

der  Fall  einer  Eroberung  mt  bewriheUen  ist.  *} 

Die  Frage:  Was  ist  in  dem  Falle  einer  Eroberung 
Rechtens?  ist  sowohl  eine  Staats-  als  eine  völker- 
rechtliche Frage  5  und  so  nahe  grenzen  hier  Staats-  und 
Völkerrecht  an  einander  oder  so  schwer  sind  sie  hier  von 
einander  zu  scheiden ,  dafs  die  vorliegende  Frage  sowohl 
in  der  einen  als  in  der  andern  Eigenschaft  in  dem  Folgen- 
den zu  erörtern  war.  Uebrigens  wird  bei  dieser  Erörterung 
nur  der  Fall  untergestellt  werden,  da  nur  ein  Theil  des 
feindlichen  Landes  erobert  worden  ist  Wird  das  feindliche 
Land  seinem  ganzen  Umfapge  nach  erobert,  so  hört 


*)  Die  Literatur  dieser  Lehre  ■.  in  KläberVa  Europ.  Völkerrechte, 
g.  858  f.  und  bei  Pfeiffer,  d«e  Recht  der  Kriegtorobenuig  ia 
Besleaang  auf  Siaatakapitalieo.    Kaaael  1888, 
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das  feindüche  Yolk  pijf ,  als  ein  Volk  za  existireu ,  so  ge-r 
bort  mithin  die  Frage :  \Vas  ist  in  dem  Falle  einen  Erobe- 
rung Rechtens?  nicht  weiter  in  das  Gebiet  cjes  Völker- 
rechts. *) 

Zuerst  von  den  in  diese  Frage  einschlagenden  Grund- 
sätzen des 

Völkerrechts. 
Von  diesen  zuerst.  Denn,  was  dem  Eroberer  dem  Völ- 
kerrechte nach  nicht  erlaubt  ist ,  kann  ihm  eben  so  wenig 
dem  Staatsrechte  nach  verstattet  seyn,  da  seiq  Titel, 
(sein  titulus  ad  acquirpndujn  habilis,)  auf  dem  Völker- 
rechte beruht. 

Die  Eroberung  giebt  dem  properer  ein  Bechf 
an  dem  eroberten  Lande;  sie  macht  ihn  zum 
Herrn  des  eroberten  Landes  nnd  der  Einwohner 
desselben.  Das  Hecht  des  Eroberers  erstreckt  sich  so- 
gar in  einem  gewissen  Sinne  weiter,  als  das  Recht  dep 
yerfassungsmfsigen  Souveraines.  Denn  der  Eroberer  darf 
seinem  Rechte  ejne  Ausdehnung  geben,  welche  der  ver- 
fassungsmäßige Herrscher  seiner  Gewalt  zu  geben  nicht 
berechtiget  seyn  würde,  vorausgesetzt,  dafe  seine  Hand- 
lungsweise als  noth  wendig,  am  den  Feind  zjun  Frieden  zu 
zwingen,  gerechtfertiget  werden  kann.  —  Alles  diescjs 
folgt  aus  dem  Rechte,  welches  einer  kriegführenden  J^typht 
zusteht ,  überhaupt  physische  Gewalt  gegen  den  Feind  zju 
gebrauchen, 

Das  Recht  des  Eroberers  ist  nur  ein  ipiderr 
rufliche*  Recht  Denn  die  Partheien  stehen  einander 
gleich  j  beide,  sowohl  der  JEr  oty&r  er ,  alp  dpsyojjt,  wej,- 
shes  durch  die  Eroberung  aus  dem  Be&ijtze  des  eroberten 
Aan4te*  gesetzt  wftrd/en  ist5  können  «(ich  gegenseitig  auf 
ihr  Aecht  herufen ;   dß*  Urthoil  beider  ist  in  g^jchqp 


*)  Es  w&re  dann,  da/s  das  Volk  durch  .die  pazwisclienkunft  eine» 
dritten  Volkes  wieder  in  den  vorigen  Stand  eingesetzt  wurde. 
Aladann  Aber  aind  die  Grandafttne ,  die  von  dem  andern  Falle  gei- 
tpoj  acfa^ectytjiif  auqfc  auf  fliegen  FaU  asppnjUtar. 
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Grade  rechtsgültig.  Unwiderruflich  wird  das  Recht 
des  Eroberers  erst  dadurch ,  dafs  es  von  der  Gegenparthei 
in  dem  Friedensschlüsse  anerkannt  worden  ist.  Doch  hat 
dieses  Anerkenntnis ,  wenn  es  erfolgt,  rückwirkende 
Kraft  (Non  est  novus  titulus ,  sed  confirmatio  tituli ,  quo 
occupatio  bellica  nititur.)  Wenn  daher  in  dem  Friedens- 
schlüsse die  eine  Parthei  der  andern  eine  von  dieser  er- 
oberte Provinz  abtritt,  so  bestätiget  sie  damit  zugleich 
alles  das,  was  der  Eroberer  kraft  seines  Eroberungsrech- 
tes vor  dem  Friedensschiasse  gethan  oder  verfügt  hat 

Der  Eroberer  hat  sich  einer  jeden  Ausübung 
seines  Eroberungsrechtes  zu  enthalten,  welche 
die  Wiederherstellung  des  Friedens  erschwe- 
ren würde.  Vielmehr  soll  er  das  eroberte  Land  einst- 
weilen nur  als  ein  ihm  anvertrautes  Gut  verwalten.  Er 
darf  daher  z.  B.  nicht  die  Landesverfassung  umgestal- 
ten oder  sonst  den  Rechtszustand  des  Landet  wesentlich 
verändern;  er  darf  nicht  das  Staatsgut  veraufeern,  noch 
das  Land  mit  Schulden. belasten.  —  Aber,  so  gewifs  auch 
.aus  dem  Grundsatze :  Der  Zweck  des  Krieges  ist  der  Frie- 
de I  die  Regel  gefolgert  werden  kann ,  dafs  sich  der  Er- 
oberer nur  als  einen  mandatarius  in  rem  suam  zu  betrach- 
ten habe,  so  wird  doch  die  Anwendung  dieser  Regel  da- 
durch in  einem  hohen  Grade  unsicher  gemacht,  dafs  die 
Regel  selbst  nur  eine  Ausnahme  von  einer  andern  Regel , 
von  der  zuerst  aufgestellten,  ist,  d.  i.  gleichwohl  dem 
Eroberer  auch  das  Aeufserste  erlaubt  ist,  wenn  er  auf  keine 
andere  Weise  den  Feind  zum  Frieden  nöthigen  kann.  Be- 
sonders in  Meinungskriegen  ist  das  Ansehn  dieser  Regel 
gefährdet  Wie  im  Peloponnesischen  Kriege  die  Athenien- 
ser  in  allen  den  Städten ,  deren  sie  Meister  wurden ,  die 
demokratische  und  eben  so  die  Spartaner  die  aristokrati- 
sche Verfassung  einführten,  wie  im  dreifsigjährigen  Krie- 
ge ,  je  nachdem  sich  der  Sieg  für  die  Sache  der  katholi- 
schen oder  für  die  der  protestantischen' Reichsstände  er- 
klärte, der  Religionszustand  der  Deutschen  Länder  und 
Gebiete  in  dem  Interesse  der  siegenden  Parthei  umgestaltet 
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wurde ,  so  verfahr  Aach  derselben  Maxime  das  republika- 
nische Frankreich.  —  Jedoch  die  Unsicherheit  der  in  Frage 
stehenden  Regel  ist  ^iur  ein  Grulbd  mehr ,  die  Regel ,  als 
eine  Regel ,  einzuschärfen. 

Dem  Staatsrechte  nach 
ist  eine  Eroberung  als  eine  Revolution  zu  be- 
trachten, welche  durch  äufsere  Gewalt,  durch 
Feindesgewalt,  ins  Werk  gesetzt  worden  ist. 
Eine  Eroberung  setzt  an  die  Stelle  des  verfassungsmafsi- 
gen  Herrschers  gewaltsam  einen  andern,  den  Souverain 
des  Staates ,  welcher  die  Eroberung  gemacht  h%t.  Eine 
jede  gewaltsame  Umgestaltung  der  Grundverfassung  eines 
Staates  aber,  die  Gewalt  komme  von  einer  Seite,  von 
welcher  sie  wolle,  ist  eine  Revolution. 

Hieraus  folgt  unmittelbar :  Dem  Staatsrechte  nach 
gilt  von  einer  Eroberung  alles  das,  was  von 
Revolutionen  überhaupt  gilt  *),  wenn  auch  bei  der 
Anwendung  dieses  Grundsatzes  die  Eigenthümlichkeiten 
nicht  unberücksichtigt  bleiben  dürfen,  welche  eine  durch 
Feindesgewalt  bewerkstelligte  Revolution  ihrer  Ur- 
sache und  ihrem  Zwecke  nach  hat. 

In  Gemäfsheit  dieses  Grundsatzes  gehen  ebensowohl 
die  Verbindlichkeiten  als  die  Rechte  des  verfassungs- 
mäfsigen  Herrschers' auf  den  Eroberer  über.  Denn,  wenn 
auch  eine  Revolution  dem  Staate  eine  neue  Grundverfas- 
sung giebt ;  so  ist  sie  doch ,  so  tief  sie  auch  in  den  aus  der 
Vergangenheit  sich  herschreibenden  Rechtszustand  ein- 
greifen mag,  nicht  eine  Auflösung  des  bisherigen  und  die 
Stiftung  eines  ganz  neuen  Staatsvereines.  Sondern  der 
durch  sie  umgestaltete  Staat  ist  dennoch ,  kraft  der  Ewig- 
keit des  Staates,  nur  eine  Forsetzung  fcontinaatio) 
desselben  Staates.  Ueberdiefs  kann  das  Unrecht ,  welches 
in  dem  Wesen  einer  jeden  Revolution  liegt,  nur  dadurch 
gemindert  oder  gemildert  werden ,  dafs  sich  der  neue 
Rechtszustand ,  so  weit  es  nur  der  Zweck  der  Revolution 


*)  S.  oben  Bach  XV.  Hptst.  5. 
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also,  in  der  votierenden  Beziehung,. der  Zweck  der  Er-* 
Oberung,  gestattet,  an  den  vormaligen  Recbtszustand  aus- 
schliefet. Es  sollen  also  auch  dem  Eroberer  z.  B.  die 
Rechte  heilig  seyn,  welche  von  einzelnen  Einwohnern  des 
eroberten  Landes ,  sey  es  durch  Verträge  oder  sonst  auf 
eine  rechtmäfsige  Weise,  sey  es  gegen  die  Regierung 
oder  gegen  Privatpersonen,  erworben  worden  sind.  Eben 
so  hat  der  Eroberer  nicht  weniger ,  als  der  verfassungs- 
mäßige Staatsherrscher ,  für  eine  unpartheiische  Gerech- 
tigkeitspflege Sorge  zu  tragen.  Ja,  nur  durch  die  Er- 
füllung dieser  Pflicht  kann  der  Eroberer  zwischen  sei- 
ner Herrschaft  und  der  eines  Zwingherrn  eine  Scheidlinie 
wehn. 

In  Gemäfsheit  desselben  Grundsatzes  hat  die  Herr- 
schaft des  Eroberers  nicht  dieselbe  rechtliche  Sanktion  für 
sich,  wie  die  des  verfassungsmäfsigen  Souveraines.  Die 
Herrschaft  des  Eroberers  steht  sogar  weniger  fest,  als  die 
eines  andern  revolutionären  Herrschers.  Eine  Gewalt, 
die  durch  eine  andere  Revolution  eingesetzt  worden  ist, 
hat  denn  doch  nach  Beendigung  der  Revolution  einen 
Rechtsanspruch  auf  Gehorsam.  So  lange  aber  der  Erobe- 
rer kraft  seines  Eroberungsrechts  gebietet ,  —  bis  d^fs  ihm 
also  das  eroberte  Land  durch  einen  Friedensschlufs  abge- 
treten worden  ist,  —  kann  von  einer  Beendigung  der 
durch  die  Eroberung  bewerkstelligten  Revolution  überall 
nicht  die  Rede  seyn.  Ein  jeder  revolutionäre  Herrscher 
hat  zwar  die  Parthei  derer  zu  fürchten,  welche  die  ge- 
stürzte Staatsverfassung  zurückwünschen.  Aber  dem  Er- 
oberer ist  diese  Parthei  desto  gefährlicher ,  je  achtungs- 
werther  die  Treue  ist,  welche  sie  der  vertriebenen  Regie- 
rang, z.  B.  dem  angestammten  Herrscher,  bewahrt.  — 
Hieraus  erklärt  sich  einerseits  die  Härte  der  Mittel ,  durch 
welche  Eroberer  gewöhnlich  ihre  Herrschaft  aufrecht  zu 
halten  suchen,  (vae  victisl)  und  andererseits  die  Billi- 
gung, welche  einem  Aufstande  gegen  den  Eroberer  von 
der  öffentlichen  Meinung  zu  Theil  zu  werden  pflegt. 
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Wenn  mm  in  dem  Lande ,  welches  der  Feind  erobert 
hatte,  die  verfassungsmäfsige  Regierung,  —  sey  es  durch 
die  Gewalt  der  Waffen  sey  es  durch  den  Friedensschlufs,  — 
wiederhergestellt  wird,'  so  ist  diese  Wiederherstellung« 
f  oder  Restauration}  nicht  als  eine  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  d.  i.  nicht  so  zu  beurt heilen,  als 
ob  das  Land,  so  lange  der  Eroberer  in  dem  Besitze  des- 
selben war,  (de  jure}  ohne  eine  Regierung  gewesen 
wäre,  als  ob  mithin  die  wiederhergestellte  verfassungs- 
mässige Regierung  berechtiget  wäre ,  alles  das ,  was  der 
Eroberer  als  solcher  gethan  hat ,  als  ungültig  zu  betrach- 
ten, das  alles,  so  weit  nur  seine  Macht  reicht,  ungesche- 
hen su  machen.  Diese  Ansicht  wurde  mit  der  Ewigkeit 
des  Staates  geradezu  in  Widerspruch  stehn;  sie  würde 
eben  so  verwerflich  sey»,  wie  die,  nach  welcher  man 
auch  in  anderen  Fällen  zwischen  dem  Souveraine  de  facto 
und  dem  de  jure  unterscheidet*  Sondern  der  Fall  ist  nach 
den  Grundsätzen  zu  beurtheilen,  welche  von  der  Beendi- 
gung einer  Revolution  gelten»  Die  Regel  ist  und 
Meibt  zwar  die,  dafs,  so  wie  der  Eroberer  (dem  Staats- 
rechte Mch}  als  der  Rechtsnachfolger  der  Verfassung*- 
mäfeigen  Regierung  zu  betrachten  ist ,  dasselbe  auch  von 
dem  Verhältnisse  dieser  zu  dem  Eroberer  gilt.  Woraus 
z.  B.  folgt,  daft  die  Regierongshandlungen  des  Eroberers, 
wenn  und  in  wie  fern  sie  von  de*  wiederhergestellten  ver- 
fassungsmäfoigen  Regierung  nicht  ausdrücklich  widerrufen 
werden,  ihre  Kraft  und  Gültigkeit  fortdauernd  behalten,, 
ferner,  dafs  diese  Regierung  nicht  diejenigen  zur  Verant- 
wortung zu  ziehen  berechtiget  ist,  welche,  Einwohner  des 
eroberten  Landes,  dem  Feinde  etwa  Dienste  geleistet  bä- 
hen. *3     Da  jedoch  die  verfassungsmäfsige  Regierung , 


*)  Dleae  letzte  Folgerfing  Ist  sogar  unbedingt  gültig.  •  4R>  dieser 
Beziehung  bedarf  es  überall  nicht  einer  Amnestie.)  Wollte  die 
wiederhergestellte  verfassungsmaistge  Begierung  wagen  solcher 
Dienstleistungen  Strafen  verhängen  ,  so  würde  sie  den  Grundsatz , 
auf  welchem  jene  Folgerung  beruht,  schlechthin  aufheben. 
Sie  wurde  ihren  Gesetzen  rückwirkende  Kpft  beilegen.  — 
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indem  sie  wiederhergestellt  wird,  einem  revolntionairen 
Zustande  ein  Ende  macht  und  ein  Ende  machen  soll,  so  ist 
sie  allerdings  (ausnahmsweise])  berechtiget,  diejenigen« 
Regierungshandlungen  des  Eroberers  zu  widerrufen  oder 
für  die  Zukunft  aufser  Kraft  zu  setzen ,  deren  forldauernde 
Gültigkeit  oder  "deren  fortdauernde  Wirksamkeit  mit  dem 
gemeinen  Besten  d.  i.  mit  dem  Zwecke ,  welchen  die  wie-» 
derhergestellte  verfassungsmäfsige  Regierung',  um  jenen 
Zustand  zu  beendigen,  zu  verfolgten  hat,  unvereinbar  seyn 
wüdre.  Wenn  sich  auch  zwischen  der  Regel  und  der  Aus- 
nahme keine  bestimmte  Scheidlinie  ziehen  läfst,  so  ergiebt 
sich  doch  aus  den  Grundsätzen ,  vofi  welchen  in  der  Lehre 
von  der  Beendigung  einer  Revolution  überhaupt  auszugehen 
ist,  die  Folgerung,  dafs  im  Zweifel  die  Regel  vor  der 
Ausnahme,  —  die  Aufrechthaltung  der  Regierungshand- 
lungen des  Eroberers  vor  der  Entkräftung  dieser  Hand- 
lungen ,  —  den  Vorzug  verdiene.  Dieser  Maxime  kommt 
auch  das  zu  statten ,  dafs  sie  zur  Milderung  des  Rechts , 
welches  die  Eroberung  giebt,  wesentlich  beiträgt.  Kann 
der  Eroberer  auf  die  Rechtsgültigkeit  seiner  Handlungen 
nur  so  lange  rechnen ,  als  er  die  Macht  hat ,  "sich  in  dem 
Besitze  seiner  Eroberung  zu  behaupten ,  so  mufs  oder  so 
wird  er  der  Gegenwart  desto  mehr  aufbürden,  je  weniger 
er  von  der  Zukunft  erwarten  kann.  *)  Wenn  übrigens  die 
Eroberung  von  längerer  Dauer  gewesen  ist,  wenn  man 
allcf  Ursache  hatte,  sie  für  eine  bleibende  zu  halten,  so  spre- 
echen jener  Maxime  noch  besondere  Gründe  das  Wort.  *) 


Dagegen  gehört  die  Stipulation  eines  Friedensschlüsse«,  welche 
wegen  der  in  Frage  siehenden  Dienstleistungen  Amnestie  verleiht, 
in  die  Klasse  derjenigen  Vertrage,  welche  oben  (in  der  Lehre 
von   den    Vertragen   unter   Völkern)  Staats  vertrage  genannt 


worden  sind, 
flmn 


1)  nlo  kann  z.  B.  von  Anlehnen  nicht  die  Rede  seyn. 

8)  Die  hier  erörterten  Fragen  haben  bei  Gelegenheit  der  Auflösung 
des  Königreiches  Westphalen  eine  besondere  —  für  Viele  sehr 
schmernliche  —  Celebrität  erhalten. 
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Wird  bei  der  Wiederherstellung  des  Friedens  das  er** 
oberte  Land  der  Macht,  welche  das  Land  erobert  hat,  — 
oder  auch  einer  dritten  Macht ,  —  abgetreten ,  so  sind  von 
nun  an  die  Fragen ,  welche  das  Verhältnifs  zwischen  dem 
Eroberer  und  dem  eroberten  Lande  betreffen ,  nur  noch  Fra- 
gen des  Staatsrechts  und  der  inneren  Politik.  Die  Haupt»' 
frage  ist  dann  die:  Wie  kann  sich  3er  Eroberer  der 
von  ihm  gemachten  Eroberung  auf  die  Dauer 
versichern?  J) 

Das  gründlichste  Mittel  ist,das,  die  Einwohner  des 
eroberten  fjandes  zu  vertilgen  oder  zu  vertreiben  oder  zu 
versetzen  oder  in  den  alten  Landestheilen  zu  verstreun. 
Von  diesem  Mittel  machen  z.  B.  die  Vereinigten  Staaten 
in  ihren  Kriegen  mit  den  Indianern  Gebrauch.  Aber  so  si- 
chert man  das  Eigenthum  an  dem  eroberten  Lande ,  nicht 
die  Treue  der  Besiegten.  Und  ist  Verödung  Friede?  (So* 
litndinem  pacem  appellant    Tacit.) 

Abgesehn  von  diesem  Mittel,  dem  äufsersten,  giebt  es 
drei  Wege,  welche,  ein  jeder  für  sich,  zu  dem  in  Frage 
stehenden  Ziele  führen. 

Erstens :  Der  sicherste  ja  vielleicht  der  allein  sichere 
Weg  ist  der  Plan,  beide,  die  Sieger  und  die  Besiegten, 
zu  einem  Ganfeen  zu  verschmelzen,  nicht  nur  zu 
einem  einzigen  Volke ,  sondern  auch ,  wenn  die  eiiien  von 
den  andern  der  Nationalität  nach  verschieden  sind ,  zu  ei- 
ner einzigen  Nation.  —  Es  kann  dieser  Plan  auf  mehr  als 
eine  Weise  und  er  mufs  dach  Zeit  und  Umständen  bald  so 
bald  anders  ausgeführt  werden.  Es  kann  das  Volk ,  wel- 
ches die  Eroberung  gemacht  hat,  seine  Verfassung  auf 
das  eroberte  Land  ausdehnen,  seine  Nationalität  dem  Be- 
siegten mittheilen.  Dahin  .kam  es  z.  B.  im  Weströmischen 
Kaiserreiche.  *)    Zum  Gelingen  dieses  Planes  wird  vor- 

1)  Vgl.  Montesquieu^  esprit  des  lois.    Liv.  X. 

9)  Die  Geschichte  der  Hemer  vordient,  auch  was  die  Mittel  betrifft, 
wie  Eroberungen  behauptet  werden  können,  gans  besonders  stu- 
dirt  ku  werden.  Die  Böraer  haben  alle  die  Wege,  aufweichen 
dieser  Zweck  erreicht  werden  kann,  nach  ein  an  a>*^r  ersucht. 


IM 

ausgesetzt ,  dafs  das  Siegervolk  den  Besiegten  an  Koltor 
and  Civiüsation  entschieden  überlegen  sey.  ')  Unter  der 
entgegengesetzten  Voraussetzung  kann  auch ,  wie  z.  B» 
die  Geschichte  Cbina's  unter  der  jetzigen  Dynastie  beur- 
kundet ,  der  umgekehrte  Fall  eintreten.  *)•  Endlich  kann 
die  Verschmelzung  zwischen  beiden  Völkern  und  Nationen 
auch  so  vor  sich  gehn ,  dafs ,  wenfa  die  Sieger  in  das  er- 
oberte Land  einwandern ,  ans  der  Mischung  der  Sieger  und 
der  besiegten  mit  der  Zeit  ein  neues  Volk  und  eine  neue 
Nation  hervorgeht  So  entstanden  in  den  Provinzen  des 
weströmischen  Reichs ,  nachdem  diese  Provinzen  von  Völ- 
kern Deutschen  Ursprungs  erobert  worden  waren,  neue 
Staaten  und  Nationen,  welche  durch  ihren  halb  Deutschen 
halb  Römischen  Charakter  an  die  Zweittltigkeit  ihrer  Ab- 
kunft erinnerten.  —  Welche  Mittel  in  einem  jeden  die- 
ser Fälle  am  sichersten  zum  Ziele  fähren,  kann  man  am 
besten  aus  der  Geschichte  der  Völker  abnehmen,  welche 
den  einen  oder  den  andern  jener  Wege  mit  Erfolg  einge- 
schlagen haben.  Der  für  die  Besiegten  schmerzlichste  Fall 
ist  d  e  r ,  da  der  Sieger  auf  die  Vernichtung  der  Nationali- 
tät der  Besiegten  hinarbeitet;  und  gleichwohl  ist  gerade 
-dieser  Fall  der  gewöhnlichere.    Auch  in  dem  heutigen  Bu- 


Vgl.  Montesquieu,  des  euuses  de  1*  grandeur  dw  Roauüas. 
Cbap.  6.  Herder,  Meea  wir  eosahiehte  der  .Menschheit.  An* 
XIV.  H  e  y  n  e  ,  Romanoram  prndentia  In  finiendis  belli«.  In  e.  j  u  s 
Opuso.  acad.  IV,  29.  T res llng,  Diss.  duae,  de  Romanornni 
prndentia  in  populls  sab  imperium  snum  stAyangendto  oonspioan. 
Grdning.  1884.  1Ä85. 

1)  Daran  milslang  den  Römern  dieser  Plan  In  de«  binden! ,  wsel- 
ehe  eine  firieobisebe  Bevölkerung  hatten. 

B)  Besonders  beacbtenawerth  sind  süe  Jtftttel,  weiche  die  jete*  in 
China  berrsehende  Dynastie  angewendet  bat ,  um  die  Sieger  und 
dio  Besiegten  in  eine  Nation  su  verschmelzen,  ohne  jedoch  den 
Siegern  die  Vorrechte  su  entziehn,  ohne  welche  sie  nicht  (hu 
Verhältnis  zu  den  gegen  die  Dynastie  feindselig  gesinnten  Chi- 
nesen) die  Stützen  des  Thrones  seyn  könnten  und  wurden.  Vgl. 
China  oder  allg.  Beschreibung  der  Sitten  und  Gehrauche  etc.  etc. 
der  Chinesen.  Von  J.  F.  DatIs.  A.  d.  B.  von  Wesen feld. 
Magdeb.    II  Tale.    1880. 
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ropa  gehören  die  Beispiele  von  der  Anwendung  dieser 
Maxime  nicht  zu  den  Seltenheiten;  ja  vielleicht  weniger, 
als  ehemals;  *)  Denn  unser  Zeitalter  hat  besondere  Ver- 
anlassung gehabt ,  sich  von  dem  politischen  Gewichte  su 
überzeugen ,  welches  in  der  Nationaleinheit  eines  Volke*) 
so  wie  in  der  Nationalverschiedenheit  der  Völker,  liegt.  — 
Jedoch ,  so  gewifs  auch  das  beste  Mittel ,  eine  Eroberung 
zu  sichern ,  in  einer  durchgreifenden  Vereinigung  zwischen 
den  Siegerh  und  den  Besiegten  besteht,  so  können  sich 
doch  in  einzelnen  Fällen  der  Anwendung  dieses  Mittels 
unüberateigliche  Hindernisse  in  den  .Weg  stellen.  Gin  Fall 
dieser  Art  ist  der ,  wenn  die  Sieger  und  die  Besiegten  ih- 
rer Nationalitat  oder  ihrem  Glauben  nach  oder  sowohl  in 
der  einen  als  in  der  andern  Hinsicht  von  einander  wesent- 
lich verschieden  sind,  wenn  insbesondere  auch,  ([denn 
Verschwägerungen  sind  ein  Hauptmittel,  Nationen  mit 
einander  zu  verschmelzen ,)  bei  den  Einen  die  Einehe 
bei  den  Anderen  die  Vielehe  Rechtens  ist.  Darum  gelang 
es  Alexandern,  dem  Macedpnier,  nicht,  die  Griechen 
und  die  Perser  zu  einer  Nation  zu  vereinigen,  so  sehr 
«r  sich  auch  diese  Vereinigung  angelegen  seyn  liefe.  *J 
Darum  sind  im  Türkischen  Reiche  die  Sieger  und  die 
Besiegten  bis  auf  diesen  Tag  von  einander  getrennt 
Sin  anderer  Fall  ist  der,  da  beide  Völker  zwar  ihrer 
Nationalität  nach  und  sonst  einander  verwandt  sind ,  beide 
ntber  sehen  bedeutende  und  ohngefahr  dieselben  Fort- 
schritte in  der  Kultur  und  Civilisation ,  übrigens  <em  jedes 
in  seiner  Art,  gemacht  haben.  Darum  vermochten  z.  B. 
die  Römer  nicht ,  auch  Griechenland  zu  romanisiren.  Eben 
«o  kann  sich  der  Ausführbarkeit  einer  solchen  Vereinigung 
die  Verfassung  des  Staates,  welcher  die  Eroberung  ge- 
macht hat,  entgegenstellt.  Die  Demokratie,  (die  auto- 
kratische,) und  die  Monarchie  stehen  auch  in  dieser  Be- 


!■>     !■ 


1)  Polen,  —  die  Ortseeprovtnzen  de*  Russischen  Retths. 

8)  S.  J.  Gillios,  ihehiMiorj  of  andeut  Greee.    V,  895  ff.    (Bm- 
'  ler  Amg.  1790.) 
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Ziehung  mit  einander  im  Gegensatze.  Ein  Plan  dieser  Art 
entspricht  am  "wenigsten  dem  Geiste  und  dem  Interesse  der 
Demokratie  5  desto  günstiger  ist  ihm  die  monarchische 
Verfassung. ,  Nicht  genug ,  dafs  in  der  Demokratie  eine 
jede  bedeutendere  Ausdehnung  des  »Staatsbürgerrechts  den 
Werth  dieses  Rechts  (  oder  die  Aktie  eines  jeden  einzelnen 
Staatsbürgers])  herabsetzt ,  dieselbe  Ausdehnung  droht. der 
Verfassung  selbst  Gefahr.  Als  die  Römer  sich  genöthiget 
sahen,  ihr  JSürgerrecht  allen  Völkerschaften  Italiens  (bid 
zum  Rubikon}  zu  verleihn  J) ,  unterzeichneten  sie  das  To- 
desurtheil  ihres  Freistaates.  Anders  stellt  sich  alles  dieses 
in  der  Monarchie. 

Zweitens:  Es  kann  der  Sieger  in  ein  Bund  es  verhalt-* 
nifs  mit  den  Besiegten  treten,  d.  i.  den  Besiegten  zwar  in 
ihren  inneren  Angelegenheiten  die  bisherige  Selbstständig- 
keit ,  £  wenn  auch ,  nach  Befinden ,  mit  gewissen  Einschrän- 
kungen ,)  lassen,  dagegen  sich  mit  ihnen  zu  Schutz  und 
Trutz  gegen  auswärtige  Feinde  auf  die  Dauer  vereinigen. 
• —  Eine  Vereinigung  dieser  Art  kann  wiederum  bald  diese 
bald  eine  andere  Grundlage,  bald  diese  bald  eine  andere 
äufsere  Gestalt  haben.  Gewöhnlich  lautet  der  Vertrag  so , 
dafs  der  Sieger  das  Protektorat  —  die  Schutz-  und  Schirm- 
herrschaft —  über  die  Besiegten  übernimmt,  diese  ihm  in 
seinen  Kriegen  Hülfsvölker  zu  stellen  versprechen.  •)  In 
diesem  Verhältnisse  stand  Rom ,  unmittelbar  vor  dem  Aus- 
bruche des  Krieges  mit  den  Bundesgenossen,  zu  den  übri- 
gen Völkern  Italiens.  •)    Rom  d.  i.  die  Römische  Bürger- 


1)  Das  war  der  endliche  Ausgang  des  Krieges  mit  den  Bundesgenos- 
sen. (Bellum  sociale.)  Selbst  Sulla ,  obwohl  das  Haupt  der  den 
Bundesgenossen  entgegengesetzten  Parthci,  mufste  sich  dem  Drange 
der  Verhaltnisse  fugen.  Vgl.  m.  Schrift:  Sulla  als  Ordner  der 
Römischen  Staatsverfassung  dargestellt.    Heidelb.  1838. 

8)  Der  Vertrag ,  welchen  Karl  der  Grofse  mit  den  Saehsen  zu  Sei* 
Schlots,  gehört  nicht  in  diese  Kategorie.  Er  hatte  vielmehr  den 
Zweck,  die  Franken  und  die  Sachsen  zu  einem  Volke  und  zu 
einer  Nation  zu  vereinigen. 

8)  Doch  nicht  zu  allen.    Einige  waren  Unterthanen  der  Römer. 
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schaft  war  damals  das  Haupt  eines  grofsen  Itafischen  Bun- 
des, und  nicht  der  Herr  und  Beherrscher  des  Landes. 
Desselben  Geisteis  und  oft  desselben  Ursprungs  war  im 
Mittelalter  das  Lehnsverhältnifs ,  wenn  und  in  wie  fern  es 
zwischen  zwei  Staaten  bestand.  Auch  des  Rheinbundes 
wird  man  sich  erinnern.  ')  —  Es  werden  jedoch ,  wenn 
dieser  Plan  das  leisten  soll,  was  von  ihm  Erwartet  wird, 
Bedingungen  vorausgesetzt ,  welche  wenigstens  auf  die 
Dauer  selten  oder  nie  in  der  Erfahrung  gegeben  seyn  kön- 
nen. Der  Schutzherr  mufs  mächtig  genng  seyn ,  um  sich 
der  Treue  seiner  Schutzgenossen  nötigenfalls  mit  den 
Waffen  versichern  zu  können;  er  mute 'mächtig  genug 
seyn ,  um  seine  Bundesgenossen  gegen  auswärtige  Feinde 
beschützen  zu  können ;  er  kann  noch  immer ,  auch  wenn  er 
die  Macht  hat ,  sich  bei  Freund  und  Feind  gefürchtet'  zu 
machen,  an  der  Klippe  scheitern,  dafs  er,  bei  seinen  Krie- 
gen nur  den  eigenen  Vortheil  verfolgend ,  den  Bundesge- 
nossen Bürden  auferlegt,  welche,  weil  sie  ohne  alle  Ver- 
geltung sind,  desto  unwilliger  getragen  werden.  Im  be- 
sten Falle  kann  nur  ein  sehr  mächtiger  Staat  Vertrauen  in 
diesen  Plan  setzen. 

Endlich  drittens:  Der  Sieger  kann  die  Besiegten  als 
seine  Unter thanen  —  mit  mehr  oder  weniger  Strenge  — 
behandeln.  —  Wie  dieser  Plan  ins  Werk  zu  setzen  sey, 
läfst  sieh  nicht  im  Allgemeinen ,  sondern  nur  mit  Rücksicht 
auf  die  Beschaffenheit  eines  jeden  einzelnen  Falles,  bestim- 
men.' Die  Römer  verfuhren  auch  bei  der  Anwendung  die- 
ses Planes  mit  besonderer  Klugheit.  Wenn  sie  eine  ge- 
machte Eroberung  in  ein  ihnen  unterthäniges  Land  (pro- 
vincia)  verwandeln  wollten,  ernannten  sie  eine  aufser- 
ordentliehe  Behörde ,  (quinque  vel  deeem  legatos,}  welche 
die  Verfassung  dieses  Landes  (die  lex  s.  formula  provin- 
ciae)  mit  Rücksicht  auf  dessen  frühere  Verhältnisse  zu  be- 
stimmen hatte.  *")    Dem  einen  Lande  fiel  ein  härteres  dem 

1)  F.  fi.  Berg,  de  foederibus  patrocinli.    Amsterd.  18JB4. 

2)  Die  der  Zeit  nach  erste  Eroberung,  welche  sie  auf  diese  Weise 
organisirten  ,  war  Macedonien.    S.  Liv.  XIV,  99. 

Zachuriä ,  vom  Staate,     V*  9 
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andern  ein  milderes  Loos,  je  nachdem  Mifstrauen  Strenge 
oder  Furcht  Schonung  gebot.  In  derselben  Provinz  hatten 
wieder  einzelne  Gemeinden ,  als  Kolonien ,  als  Municipieu , 
ihre  Vorrechte.    Eben  so  wurden  einzelne  Einwohner  der 
Provinz  durch  Verleihung  des  Römischen  Bürgerrechts  aus- 
gezeichnet.   U eberall  war  Spaltung,  Zwietracht,  Macht- 
neid.   Auf  eine  ähnliche  Weise  hielten  die  Venetianer  ihre 
Unterthanen  auf  dem  Festlande  und  auf  den  Inseln  in  Ge- 
horsam.   Sie  stifteten  unter  ihnen ,  durch  Titel  und  durch 
andere  Vorrechte ,  welche  sie  Einzelnen  oder  einem  ge- 
wissen Stande   verliehen,   eine  Eifersucht,   welche,  je 
kleinlicher,   desto  bitterer  war.     Auch  von  den  Russen, 
anch  von  den  Engländern  kann  man  lernen,  wie  Untertha- 
nen 7  welche  eine  Macht  dem  Siege  verdankt ,  am  besten 
ans  Gehorchen  gewöhnt  werden  können.  Von  den  enteren 
z.  B.  die  Maxiine ;  sich  des  Sieges  anfangs  mit  besonderer 
Mäfsigung  und  selbst  zu  Gunsten  des  eroberten  Landes  zu 
bedienen ;  von  den  letzterem,  dafs  bei  der  Behauptung  ei- 
ner Eroberung  vielleicht  noch  mehr  auf  den  persönlichen 
Werth  derer,  durch  welche  das  eroberte  Land  verwaltet 
wird,  als  auf  die  Waffenmacht  des  Siegers  ankomme.  — 
Jedoch,  so  viel  auch  Kunst,  in  Verbindung  mit  dem  gei- 
stigen und  moralischen  Uebergewichte  der  Sieger ,  für  das 
Gelingen  des  dritten  Planes  thun  kann,  dieser  hat  doch 
alles  das  gegen  sich,  was  gegen  den  zweiten  Plan  geltend 
gemacht  werden  konnte.     Er  ist  sogar  in  einem  höheren 
Grade  unsicher,  als  dieser.    Denn  in  demselben  Verhält- 
nisse, in  welchem  Unterthanen  weniger,  als  Schutzgenos- 
sen, ihre  eigenen  Herren  sind,  werden  sich  die  Besiegten 
in  dem  ersteren  Falle  unwilliger,  als  in  dem  letzteren,  in 
ihr  Schicksal  fügen*     Wenn  daher  dieser  dritte  Plan  dem 
Sieger  durch  die  Umstände  nicht  aufgedrungen  wird, 
so  ist  er  nur  in  so  fern  zu  empfehlen ,  als  er  in  dem  gege- 
benen Falle  das  Mittel  ist,  die  Ausführung  des  ersten  Pla- 
nes vorzubereiten.    Bei  den  Römern  hatte  er ,  wenn  anch 
nicht  diesen  Zweck,  doch  diesen  Erfolg. 

Uebrigens  wird  dieser  dritte  Plan  allemal  in  dem  Grade 
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gelingen ,  in  welchem  die  Sieger,  auch  als  Einzelne, 
den  Besiegten  in  intellektueller  und,  (Vielleicht  dte  Haupt- 
sache! )  in  moralischer  Hinsicht  überlegen  sind.  Man 
schlügt  die  eingeborne  Bevölkerung  des  Britischen  Ost* 
indiens  zu  100  Millionen ,  die  Zahl  der  Engländer  in  dem 
Britisch-Ostindischen  Reiche ,  (Soldaten  und  Nichtsoldaten 
zusammengenommen ,  zu  100,000  Seelen  an.  (Also  1  auf 
1000-3  I"  e'nem  eroberten  Lande  ist  ein  jeder  Einzelne , 
der  zu  dem  gebietenden  Volke  gehört ,  eine  Macht. 


ZWEITER  ANHANG.     . 

Von  dem 
Kriegsrechte  in  Seekriegen.  ') 

Die  Grundsätze  des  (philosophischen)  Kriegsrechtes , 
welche  in  dem  zweiten  Hauptstücke  aufgestellt  Worden 
sind,  gelten  ebensowohl  von  See-  als  von  Landkriegen. 
Zwar  sind  die  Verhältnisse  zum  Theil  verschieden,  auf 
welche  diese  Grundsätze ,  je  nachdem  der  Krieg  ein  See- 
oder ein  Landkrieg  ist ,  anzuwenden  sind.  (Vgl.  den  drit- 
ten Anhang.)  Aber  die  Grundsätze  >  von  welchen  dfede 
verschiedenen  Anwendungen  zu  machen  sind  >  bleiben  die- 
selben. 

Dagegen  ist  das  in  Seekriegen  geltende  Europäi- 
sche Völkerrecht  in  Beziehung  auf  einen  Grundsatz  we- 
sentlich verschieden  von  dem  Rechte,  welches  die  Euro- 
päischen Völker  in  Landkriegen  anerkennen«  Dieses 
Recht  schätzt  das  Feindesgut,  welches  Privateigrtrthutit 
ist;  jenes  Recht  aber  giebt  alles  Feindesgut ,  dasselbe 
mag  Staats-  oder  Privateigentum  seyn,  dem  Beuterechte 
(dem  juri  occupationis  bellicae)  preis. 


*J  Für  die  öeschichte  diätes  Rechts  ist  folgende«  Werk  von  beson- 
derer Wichtigkeit :  Collection  den  lots  maritimes  anterieuret  au 
18ne  slftele.    Par  Pardessue.    Pnr.  1SÄO. 
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Die  Ursache ,  warum  das  Europäische  Völkerrecht  die- 
sen Unterschied  zwischen  Land-  und  Seekriegen  macht, 
liegt  schon  in  der  Natur  eines  Krieges,  der  zur  See  ge- 
führt wird.  —  Ein  Seekrieg  kann  den  Feind  selten  oder 
nie  direkt  zum  Frieden  zwingen.  Sondern  nur  fndirekt 
kann  er ,  wenigstens  in  der  Regel ,  diesen  Erfolg  haben , 
d,  i.  nur  entweder -so,  dafs  er  einen  direkten  Angriff  ayf 
die  Besitzungen  des  Feindes  möglich  macht ,  oder  so ,  dafs 
er  den  Seehandel  des  Feindes  vernichtet  und  auf  diese 
Weise  eine  Quelle  vielleicht  die  Hauptquelle  des  Wohl- 

• 

Standes  des  feindlichen  Volkes  verstopft  Da  sich  nun  die 
Verhältnisse  in  der  Erfahrung  so  stellen ,  dafs  ein  Seekrieg 
diesen  letzteren  Zweck  jederzeit  ja  oft  allein  diesen 
Zweck  haben  kann,  so  sind  im  gewöhnlichen  Laufe  der 
Dinge  alle  Seekriege  zugleich  oder  allein  Handelskriege 
d.  i.  Kriege ,  bei  welchen  es  darauf  abgesehn  ist,  den 
Seehandel  des  feindlichen  Volkes  zu  vernichten.  *)  Wie 
wäre  aber  dieser  Zweck  erreichbar,  wenn  nicht  Käuffar- 
theischiffe  eben  so  gut,  wie  Kriegsschiffe,  weggenommen 
und  für  gute  Prisen  erklärt  werden  dürften  ?  In  Europa 
mufsten  übrigens  die  Seekriege  um  so  mehr  als  Handels- 
kriege geführt  werden,  da  die  auswärtige  Politik  der  Eu- 
ropäischen, Seemächte  mit  ihrer  Handels-  und  Kolonial- 
politik  in  dem  genauesten  Zusammenhange  stand.  Dieses 
vorausgesetzt,  bietet  zugleich  vorzugsweise  der  Seekrieg 
Mittel  und  Gelegenheiten  dar,  sich  des  Eigenthumes  des 
Feindes  zu  bemächtigen.  Denn  er  wird  auf  einem  Ele- 
mente geführt,  welches,  seiner  Natur  nach  beweglich, 
diese  Beweglichkeit  auch  der  Kriegsmacht  mittheilt ,  wel- 
cher es  zum  Kampfplatze  dient. ,  Die  Grundbedingung 
aber,  von  welcher  die  Macht  des  Menschen  über 
die  Körperwelt  abhängt,   ist  seine  Beweglich- 


*)  Aach  die  zwei  ersten  Kriege  zwischen  Bora  and  Karthago  waren 
zugleich  Handelskriege.  Wichtig  sind  in  dieser  Beziehung  die 
Handelsverträge  zwischen  diesen  beiden  Mächten ,  von  welchen 
die  Urkunden  auf  uns  gekommen.  S.  eine  Abb.  über  diese  Ver- 
träge in  Heynii  opusc.  acad. 
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Reit  und  sein  Vermögen,  Bewegung  hervorzu- 
bringen, ')  Wie  wäre  nun  zu  erwarten ,  dafs  Seemächte 
der  Verführung  widerständen ,  von  jenen  Mitteln  und  Ge- 
legenheiten Gebrauch  zu  machen. 

Jedoch ,  um  sich  den  heutigen  Stand  des  Europäischen 
Völkerrechts  in  der  vorliegenden  Lehre  genügend  zu  er- 
klären, mufs  man  zugleich  die  Geschichte  zu  Hülfe  neh- 
men. —  Einst,  im  Mittelalter,  war  in  Europa  der  See- 
handel so  wenig  geschützt ,  dafs  Seeräuberei ,  ([wenn  an- 
ders dieser  Ausdruck  hier  an  seiner  Stelle  ist  ,3  allgemein 
für  ein  ehrliches  einem  Jeden  nicht  nur  in  Kriegs-  sondern 
auch  in  Friedenszeiten  offenes  Gewerbe '  gehalten  wurde, 
sey  es,  dafs  man  noch  nicht  gelernt  hatte,  das  Recht, 
Krieg  zu  fuhren,  ausschliefslich  dem  Staate  zuzuschrei- 
ben, oder  dafs  jenem  Zeitalter  die  Ansicht  unbekannt  war, 
nach  welcher  Seeschiffe ,  gleich  als  schwimmende  Inseln , 
zu  dem  Gebiete  desjenigen  Staates  gehören ,  unter  dessen 
Flagge  sie  segeln.  Insbesondere  machten  sich  die  An- 
wohner der  Nord-  und  die  der  Ostsee  durch  ihre  Unterneh- 
mungen zur  See  berühmt  und  gefürchtet.  Bei  iffhen  war 
es  sogar  herkömmlich,  dafs  die  jüngeren  Brüder  eines  Kö- 
niges, als  Seekönige,  (Vikings,)  mit  einer  Anzahl  be- 
waffneter Schiffe,  gleichsam  ihrer  Ausstattung,  ihr  Glück 
zur  See  versuchten.  —  Nur  nach  und  nach  gieng  das  Eu- 
ropäische Seerecht  aus  diesem  Zustande  der  Barbarei  her- 
vor. Es  wurden  bald  von  diesen  bald  von  andern  See- 
mächten  Verträge  abgeschlossen,  durch  welche  sich  die 
Partheien  "verpflichteten,  ihren  Unterthanen  die  Ausrüstung 
von  Kriegs-  oder  Kaperschiffen  nicht  weiter  in  Friedens- 
zeiten zu  gestatten.  *)    Endlich  wurde  diese  Regel  ge- 

1)  Darum  sind  vielleicht  die  größten  Veränderungen  in  der  Mofi- 
schenwelt  durch  Erfindungen  und  Entdeckungen  hervorgebracht 
worden  ,  durch  welche  die  Beweglichkeit  oder  die  Bewegungskraft 
der  Menschen  gesteigert  wurde.  —  Erfindung  des  Pulver«,  der 
Buchdruckerkunst,  der  Dampfmaschinen. 

8)  Vertrage  dieser  Art  findet  man  in  grober  Zahl  in  Dumont'a 
Codex  j.  g.  (S.  z.  B.  T.  I.  P.  II.  p.  222.  T.  II.  P.  L  p.  3*».) 
Vgl.  auch  Sartorius,  Geschichte  der  Hause. 
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meines  Recht.  Dagegen  blieb  es  in  Kriegszeiten  fort- 
dauert bei  dem  Herkommen  ,  dafs  es  einem  Jeden  im 
Lande  freistand ,  Kriegsschiffe  (Kaper)  auszurüsten ,  wel- 
che eben  so ,  wie  die  Kriegsschiffe  des  Staate*,  berechtiget 
waren ,  die  Schiffe  des  Feindes  aufzubringen ,  Handels- 
schiffe nicht  ausgenommen*  —  Dasselbe  Herkommen  be- 
steht auch  jetzt  noch ,  mit  dem  einzigen  Zusätze ,  dafs  ein 
Kaper,  um  unter  dem  Schutze  des  Kriegsrechtes  zu  stehn, 
von  der  Regierung ,  unter  deren  Flagge  er  sein  Gewerbe 
treibt,  mit  einer  schriftlichen  Erlaubnifa,  (mit  einem  Ka- 
perbriefe,  lettre  de  marque,)  versehn  seyn  mufe.  Nicht 
genug  also,  dafs  die  Kriegsflotte  des  Staats  ebensowohl 
gegen  die  Handels-  als  gegen  die 'Kriegsschiffe  des  Fein- 
des Krieg  führt,  es  giebt  noch  überdiefs  in  dem  heutigen 
Europa  in  einem  jeden  Seekriege  legitimirte  Seeräuber! 
Das  möchte  denn  doch  selbst  für  die  eifrigsten  Lobredoer 
des  Mittelalters  zu  viel  seyn. 

Nicht  nur  läfst  sich  ein  solches  Kriegsrecht  nicht  aus 
dem  Zwecke  des  Krieges  ableiten  >  d.  i.  nicht  als  ein  zur 
Wiederherstellung  des  Friedens  führendes  Mittel  rechtfer- 
tigen. Dasselbe  steht  sogar  mit  diesem  Zwecke  im  Wider- 
spruche; es  verhindert  die  Wiederherstellung  des  Frie- 
dens.    Denn,  indem  es  den  Handel  zwischen  den  krieg** 
führenden  Völkern  ganzlich  einstellt,  auch  den  Handel  der 
neutralen  Machte  auf  mehr  ais  eine  Weise  beeinträchtiget, 
stört  es  den  Plan  der  Natur,  durch  den  Handelsverkehr 
Völker  mit  einander  zu  vereinigen  und  zu  versöhnen.  Eben 
so  unheimlich  ja  vielleicht  hoch  unheimlicher  wirkt  es.  in 
so  fern,  als  es  den  Unter thanen  gestattet,  auf  eigne  Rech- 
nung Krieg  mit  dem  Feinde  zu  führen.    Nun  ist  die  Fort- 
dauer des  Krieges  das  Anliegen  aller  derer,  welche,  diese 
Erlaubnifa  benutzend,  Kaper  ausgerüstet  haben.    Nun  ist 
das  Recht,  Krieg  zu  führen,  selbst  wenn  es  von  St**ü- 
wegen  ausgeübt  wird,  ein  zweideutiges  Recht,  Privat- 
leuten Q und  welchen  ?)  überlassen  dem  Mifsbraucfae  desto 
mehr  unterworfen.    Und  wenn  schon  dem  Mißbrauche  die- 
ses Rechts  dadurch  einigermafsen  vorgebeugt  ist ,  dafs  die 
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Bigenthäiner  etc.  der  Kaper  vor  den  Gerichten  und  Behör- 
den des  Staates ,  von  welchen  sie  ihre  Kaperbriefe  haben , 
zur  Verantwortung1  gezogen  wenden  können  *) ,  so  ist  es 
doch  allemal  besser ,  wenn  man  ein  Unrecht  nicht  geschefm 
ttfat,  als  wenn  man  es,  nachdem  es  geschehn  ist,  wieder 
«ngeschehn  zu  machen  sacht. 

Jedoch ,  so  widerrechtlich  auch  das  in  Frage  stehende 
Herkommen  ist ,  so  ist  es  doch  mit  der  gesammten  Politik 
der  Europäischen  Seemächte  an  genau  verflochten,  als  dato 
man  sich  der  Hoffhung  hingeben  dürfte ,  an  die  Stelle  des* 
selben  ein  anderes  und  besseres  Recht  treten  zu  sehn. 
Der  Vertrag«  durch  welchen  Im  Jahre  1796  Frenzen  und 
die  Vereinigten  Staaten  mit  einander  übereinkamen ,  daftr 
im  Falle  eines  anter  ihnen  ausbrechenden  Krieges  die  Han- 
delsschiffe beider  Partheieit  unangefochten  bleiben  sollten , 
steht  noch  immer  vereinzelt  da.  (Der  Vertrag  hatte  ohne- 
hin mehr  ein  wissenschaftliches  als  ein  praktisches  Inter- 
esse.) Doch  darf  man  an  der  Zukunft  nttht  verzweifeln , 
sobald  sie  in  der  Macht  der  Menschen  steht. 


DRITTER  ANHANG. 

Von  dem 
Heckte  der  NeutratituL  *J 

Ist  ein  Volk  mit  einem  andern  in  einen  Krieg  ver- 
wickelt, so  hat  ein  jedes  dritte  Volk  das  Recht,  entweder 
dem  einen  dieser  Vdlker  Beistand  zu  leisten  oder  aber  neu- 
tral zu  bleiben.  Denn  eben  so  ist  der  einzelne  Mensch  be- 
rechtiget nicht  aber  rechtlich  verpflichtet ,  demjenigen  Bei- 


1)  In  England  vor  (fear  Court  of  Adtntrahty ,  ehiem  softatflt&ndigen 
Gericht*  ,  in  ffr  auftreten  tot  dem  Coaeeil  des  prises  ,  einer  R0- 
gieröngsbehorde.  —  Die  (in  Druck  erschienenen)  fSUuunUungefc 
der  Rechtssprüche  dieser  Behörden  sind  für  das  Seerecht  von  be- 
sonderer Wichtigkeit. 

3)  Lampredi,  del  commercio  dei  popoli  neutrali  in  tempo  di  gnerra. 
Mafftmd  183  t. 
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stand  zu  leisten ,  welcher  sich  in  dem  Zustande  der  Noth- 
wehr  befindet»  .   ' 

Die  Frage  ist  jetzt  die :  In  welchem  Rechtsverhält- 
nisse stehen  die  kriegführenden  und  die  neutralen  Mächte 
zu  einander?  —  Erwägt  man  die  vielen  Streitigkeiten, 
zu  welchen  dieses  Verhältnifs  Veranlassung  giebt,  so  darf 
man  vermuthen,  dafs  diesen  Streitigkeiten  ein  Noth- 
stand  zum  Grunde  liege  d.  i.  dafs  in  der  Erfahrung  die 
Rechte  der  kriegführenden  und  die  der  neutralen  Völker 
mit  einander  kollidiren.  Und  diese  Vermuthung  bestätiget 
sich ,  wenn  man  das  in  Frage  stehende  Verhältnifs ,  so  wie 
es  sich  in  der  Erfahrung  stellt ,  einer  genaueren  Prüfung 
unterwirft 

Auf  der  einen  Seite  können  die  neutralen  Mächte  mit 
vollem  Rechte  behaupten ,  dafs  sie  zu  den  kriegführenden 
Machten  fortdauernd  ül  demselben  Verhältnisse  stehen ,  in 
welchem  sie  zu  ihnen ,  wenn  der  Krieg  nicht  ausgebrochen 
wäre ,  stehen  würden ,  sey  es  übrigens  auch ,  dafs  der  Ge- 
brauch, welchen  sie,  die  neutralen  Mächte,  von  ihren  Rechten 
machten,  die  Führung  des  Krieges  der  einen  kriegführenden 
Macht  erleichterten,  der  andern  erschwerten.  Denn  ein  Krieg 
ist  inBeziehung  auf  die  neutralen  Mächte  eine  res  inter  alios 
acta.  Denn  er  kann  die  kriegführenden  Mächte  nicht  der 
Verbindlichkeiten  entledigen ,  welche  sie  gegen  eine  dritte 
d*  i*  gegen  die  neutrale  Macht  auf  sich  haben  und  mithin 
nicht  die  Rechte  schmälern,  welche  der  neutralen  Macht 
im  Verhältnifs  zu  den  kriegführenden  Mächten  zustehn. 
Und  eben  so  wenig  kann  sich  die  neutrale  Macht  von  den 
Verbindlichkeiten  y  welche  ihr  gegen  die  kriegführenden 
Mächte  obliegen,  um  deswillen  loszählen,  weil  diese  Mächte 
Krieg  mit  einander  führen.  —  Zu  Folge  dieses  Grundsatzes 
handelt  eine  neutrale  Macht  nicht  rechts-  oder  neutralitäts- 
widrig, wenn  sie  ihren  Unterthanen  z.  B.  gestattet,  bei- 
den kriegführenden  Mächten  Kriegsbedürfnisse  zuzuführen 
oder  abzulassen,  sollte  "auch  diese  Erlaubnifs,  bewandten 
Umständen  nach ,  nur  der  einen  kriegführenden  Macht  in 
Beziehung  auf  die  Führung  des  Krieges  zu  statten  kom- 
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men.  Ja  selbst  dann  handelt  die  neutrale  Macht  nicht 
rechte-  oder  neutralitätswidrig ,  wenn  sie  dieselbe  Erlaub- 
nifs  auf  den  Verkehr  mit  der  einen  kriegführenden  Macht 
beschränkt.  Eben  so  kann«  die  neutrale  Macht ,  unbescha- 
det ihrer  Neutralität ,  den  Durchzug  durch  ihr  Land  den 
Heeren  beider  kriegführenden  Mächte  oder  auch  nur  dem 
Heere  der  einen  kriegführenden  Macht  verwilligen.  Denn 
in  allen  diesen  Fällen  thut  die  neutrale  Macht  weiter  nichts, 
als  was  sie  im  Verhältnifs  zu  den  jetzt  kriegführenden, 
wenn  diese  in  Frieden  mit  einander  lebten ,  zu  thun  berech- 
tiget seyn  würde. 

Auf  der  andern  Seite  können  die  kriegführenden 
Mächteerwidern:  Zugegeben,  dafs  der  Krieg,  welchen 
wir  mit  einander  führen,  für  eine  jede  dritte  Macht  eine 
res  inter  alios  acta  ist ,  so  steht  doch  einer  kriegführenden 
Macht  das  Hecht  zu,  von  allen  den  Mitteln  Gebrauch  zu 
machen ,  von  welchen  sie ,  um  den  Feind  zum  Frieden  zu 
zwingen,  Gebrauch  machen  kunn  und  mufs.  Nun  stellen 
sich  aber  in  der  Erfahrung  die  Verhältnisse  nicht  selten  so, 
dafs  die  Ausübung  dieses  Rechts ,  des  Waffenrechts ,  der 
einen  oder  der  andern  kriegführenden  Macht  dadurch  er- 
schwert oder  selbst  unmöglich  gemacht  wird ,  dafs  sich  die 
neutrale  Macht  der  Rechte  bedient ,  welche  in  der  Neutra- 
lität wesentlich  enthalten  sind.  Da  stehen  also  zwei  Rechte 
einander  gegenüber ,  welche ,  obwohl  an  sich  gleich  heilig 
und  unverletzlich ,  dennoch  ihren  Folgen  nach  in  einzelnen 
Fällen  unvereinbar  mit  einander  sind.  Ja,  verfolgt  man 
das  eine  oder  das  andere  dieser  Rechte  bis  zu  seiner  äu- 
fsersten  Grenze ,  so  wird  das  eine  durch  das  andere  sogar 
schlechthin  aufgehoben.  (Es  ist  in  der  obigen  Darstel- 
lung dieses  Streites  nicht  des  Falles  gedacht  worden,  da 
die  neutrale  Macht  durch  ihr  Verhalten  gegen  die  krieg- 
führenden Mächte  die  Absicht  an  den  Tag  legt,  der  einen 
oder  der  andern  Parthei  —  verdeckt  —  Beistand  zu  leisten. 
Kein  Zweifel,  dafs  in  diesem  Falle  die  kriegführende 
Macht,  gegen  welche  der  Betetand  absichtlich  geleistet 
wird,  einen  recbtmäfsigen  Grund  zu  einem  Präventions- 
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kriege  hat  Kein  Zweifel  ferner ,  dafs  sich  eise  kriegfüh- 
rende Macht  nicht  selten  gerade  darüber  beschwert,  dafs 
der  Handlungsweise  der  neutralen  Macht  jene  Absicht  zum 
Grande  liege.  Alsdann  aber  beruht  die  Beschwerde  der 
kriegführenden  Macht  auf  den  gemeinen  Reckte ,  und  sieht 
auf  der  eigentümlichen  Beschaffenheit  des  Verhältnisses 
zwischen  ihr  iumJ  '  der  neutralen  Macht) 

Kollisionen  zwischen  den  Rechten  der  kriegführenden 
und  denen  der  neutralen  Mächte  kommen  weit  häufiger  in 
See*  als  in  Landkriegen  vor.  Die  Ursache  dieses  Unter- 
schiedes liegt  auch  hier,  (wie  in  einem  t ahnlichen  schon 
oben  angeführten  Falle,)  in  der  Beweglichkeit  des  Staats- 
gebietes einer  Seemacht,  weil  und  in  wie  fern  dieses  in 
Seeschiffen  besteht.  Jedoch  auch  im  Landkriege  bieten  sich 
KollisionsfäUe  dieser  Art  zuweilen  dar ;  und  »war  beson- 
ders so :  Die  geographische  Lage  eines  gewissen  Landes 
kann  von  der  Beschaffenheit  seyn ,  dafs  die  eine  kriegfüh- 
rende Macht  den  Feind ,  ohne  die  Neutralität  dieses  Lan- 
des au  verletzen,  entweder  überall  nicht  oder  nicht  mit 
Vortheil  angreifen  oder  verfolgen  kann.  Offenbar  stehen 
alsdann  die  Verhältnisse  so,  dafs  entweder  das  Recht  der 
Neutralität  oder  dafs  das  Recht  der  Waifen  nicht  in  Voll- 
ziehung gesetzt  werden  kann.  So  standen  n.  B.  die  Ver- 
bältnisse, als  im  Jahre  1809  der  Marschall  Bernadotte  bei 
seinem1  Zuge  aus  Hannover  an  die  Donau  die  Neutralität 
der,  damals  noch  Preufsischen  Fürstenthümer  Ansbach  und 
Baireuth  oder  als  im  Jahre  1814  das  Heer  der  gegen 
Frankreich  verbündeten  Europäischen  Mächte  die  Neutra- 
lität der  Schweift  verletzte. 

Betrachtet  man  die  Frage,  was  die  neutrale  oder  was 
die  kriegführende  Macht  in  Beziehung  auf  Kollisionsfälle 
dieser  Art ,  (in  einem  See«  oder  in  einem  Landkriege,}  zu 
tbun  oder  zu  lassen  haben,  aus  dem  Standpunkte  der  Po- 
litik, so  lassen  sich  allerdings  schon' gewisse  allge- 
meine Regeln  oder  Maximen  zur  Beantwortung  dieser 
Frage  aufstellen.  Es  wird  %.  B.  eine  neutrale  Macht  für 
die  Aufrechthaltung  ihrer  Neutralität  am  besten  so  sor~ 
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gen ,  dafs  sie  unter  den  kriegführenden  Mächten  die  voll- 
kommenste Gleichheit  hält ,  data  sie  die  Ausfuhr  der  Waa- 
reu,  deren  die  eine  Macht  mehr,  als  die  andere,  bedarf, 
lieber  ganz  verbietet,  dafs  sie,  um  eine  Verletzung  ihrer 
Neutralität  zu  verhindern ,  ihr  Heer  in  einen  schlagfertigen 
Zustand  versetzt«  » 

Dagegen  würde  man  sich  tauschen,  wenn  man  hoffte, 
Rechtsgrundsätze  aufstellen  zu  können,  nach  welchen 
jene  Kollisionsfälle  zu  entscheiden  wären.  Diese  Falle  sind 
ja  eben  deswegen  dem  Namen  und  der  Sache  nach  fcol- 
lisionsfälle,  weil  sie  keine  rechtliche  Entscheidung  zu- 
lassen. Sondern,  nur  durch  ein  positives  Recht  kann 
das  Verhältnifs  zwischen  den  kriegführenden  und  den  neu- 
tralen Mächten  eine  rechtsgültige  Norm  und  Ordnung  er- 
halten. .  Von  Rechtswegen  mufs  dieses  positive  Recht  mit- 
telst eines  Vergleichs  zwischen  den  so  eben  genannten 
Partheien  zu  Stande  kommen ;  sowohl  die  eine  als  die  an- 
dere Parthei  mufs  etwas  von  ihrem  Rechte  nachlassen,  auf 
dafs  der  einen  und  der  andern  Parthei,  wenn  auch  nicht  ihr 
Recht,  dennoch  so  weuig  als  möglich  Unrecht  widerfahre. 
Jedoch  hat  schon  die  einseitige  Erklärung  der  einen  oder 
der  andern  Parthei  eine  rechtliche  Gunst  in  so  fern  für  sich , 
als  sie  der  Billigkeit  gemäfs  ist  d.  i.  als  sie  dasjenige  ob- 
wohl einseitig  ausspricht,  was  ein  Vergleich  wechselseitig 
bekräftigen  sollte. 

Mit  dieser  Ansicht  steht  auch  der  heutige  Stand  des 
Europäischen  Völkerrechts  in  der  vorliegenden  Lehre  in 
Uebereinstimmung,  Es  bestehen ,  besonders  für  den  See- 
krieg, Verträge  unter  den  Europäischen  Völkern,  durch 
welche  bald  diese  bald  andere  Seemächte  ihr  gegenseitiges 
Verhältnifs  auf  den  Fall,  dafs  die  eine  oder  die  andere  Par- 
thei mit  einer  dritten  Macht  in  einen  Krieg  verwickelt  wer- ' 
den  sollte ,  im  voraus  bestimmt  haben.  Verträge  ähnlichen 
Inhalts  werden  nicht  selten  beim  Ausbruche  oder  während 
eine»  Krieges  von  der  einen  oder  von  der  andern  krieg* 
führenden  Macht  mit  einer  neutralen  Macht  abgeschlossen. 
Endlich  giebt  es  auch  einseitige  Erklärungen ,  welche  in 
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den  das  Recht  der  Neutralität  betreffenden  Fragen  bald  den 
kriegführenden  ■)  bald  den  neutralen  Mächten  zur  Richt- 
schnur dienen.  In  die  letztere  Kategorie  gehört  insbeson- 
dere das  „System  der  bewaffneten  Neutralität  zur 
See",  *3  ein  System,  welches,  selbst  abgesehn  von  sei- 
nem innern  Werthe,  schon  deswegen  auch  hier  ausfuhr- 
licher zu  erörtern  ist ,  weil  es  die  vorliegende  Lehre  fast 
ihrem  ganzen  Umfange  nach  umfafst. 

Schon  im  siebenjährigen  Kriege  £1756  —  1763}  hatten 
sich  die  Klagen,  welche  von  den  neutralen  Seemächten 
über  die  Verletzung  ihrer  Neutralitätsrechte  bereits  in  frü- 
heren Seekriegen  geführt  worden  waren ,  nicht  nur  wie- 
derholt sondern  auch  mit  neuen  vermehrt.  Wie  immer  in 
einem  Seekriege  die  schwächere  Macht  der  geborne  Freund 
die  stärkere  der  geborne  Feind  der  neutralen  Flagge  ist, 
so  hatte  auch  in  jenem  Kriege  Großbritannien  das  Ueber- 
gewicht,  zu  welchem  es  in  demselben  Kriege  gelangt  war, 
den  Neutralen  fühlen  lassen.  Alle  diese  Klagen  erwachten 
von  neuem ,  als  der  Aufstand  mehrerer  Britischer  Kolo- 
nieen  in  Nordamerika  gegen  das  Mutterland  einen  Seekrieg 
in  Europa  zur  Folge  hatte.  Da  stellte  nun  Katharina  II, 
damals  Kaiserin  von  Rufsland,  in  einer  an  die  kriegführen- 
den Mächte,  —  an  Großbritannien  und  an  Frankreich  und 
seine  Alliirten,  —  gerichteten  Erklärung  (vom  28sten  Fe- 
bruar 17803  die  Grundsätze  auf,  nach  welchen  sich  Rufs- 
land'in  seinem  Handelsverkehre  mit  den  kriegführenden 
Mächten  richten  würde,  mit  dem  Zusätze,  dafs  Rufsland 
eine  Verletzung  dieser  Grundsätze  von  Seiten  der  einen 
oder  der  andern  kriegführenden  Mächte  als  eine  Kriegs« 
erklärung  betrachten  werde.  *)    Zugleich  erliefs  die  Kai« 

1)  Dieses  Inhalts  sind  zum  Theil  in  Großbritannien  die  Orders  is 
Council. 

S)  Van  de  Pol),  de  principiis  foederis,  quod  dicitur  neutralitas  ar- 
mata.  Leyden  16dl. 
*  8)  Frankreich  und  dessen  Alliirte  versprachen,  sich  nach  diesen 
Grundsätzen  richten  w.n  wollen.  Großbritannien  erklärte  nur, 
dar«  es  den  von  ihm  eingegangenen  Vertragen  auch  ferner  nach- 
kommen werde. 
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serin  an  die  übrigen  neutralen  Mächte  ')  die  Einladung, 
jener  Erklärung  beizutreten.  Dieser  Einladung  wurde 
auch  fast  von  allen  jenen  Mächten  entsprochen. 

Grundsätze  des  Systeme?  der  bewaffneten  Neutrali- 
tät :  13  Wenn  auch  das  Europäische  Völkerrecht  das  jus 
occupationis  bellioae  in  Seekriegen  sowohl  auf  das  Privat- 
ais auf  das  Staatsgut  des  Feindes  erstreckte,  so  wurde 
doch  darüber  gestritten ,  ob  eine  kriegführende  Macht  auch 
das  in  einem  neutralen  Schiffe  verladene  Gut  des  Feindes 
wegzunehmen  berechtiget  sey,  oder  ob  die  neutrale  Flagge 
auch  Feindesgut  decke.  Die  kriegführenden  Mächte  be- 
riefen sich  auf  die  Rechtsregel :  Ubi  rem  meam  invenio , 
ibi  eam  vindico,  die  neutralen  Mächte  auf  die  Unverletz- 
lichkeit, welche  einem  neutralen  Lande  gebührt  und  mit- 
hin den  unter  der  Flagge  einer  neutralen  Macht  segelnden 
Schiffen  gebühre.  Das  System  der  bewaffneten  Neutralität 
erklärte  sich  für  die  Rechtsregel :  Frei  Schiff  frei  Gut  1  2) 
93  Es  war  (und  es  ist  auch  jetzt  noch}  in  Europa  unbe- 
stritten Rechtens ,  dafs  die  neutralen  Schiffe  weder  der  ei- 
nen noch  der  andern  kriegführenden  Macht  Kriegsbe- 
dürfnisse zuführen  dürfen.  Und  man  kann  dieses  Verbot 
damit  vertheidigen ,  dafs  der  indirekte  Beistand  zum  Krie- 
ge, welcher  allemal  in  der  Zufuhr  solcher  Waaren  liegt, 
in  vielen  Fällen  einem  direkten  Beistande  (de  facto)  gleich 
kommt'  Aber  dieses  Verbot  gab  zu  einer  Streitfrage  Ver- 
anlassung, welche  ihrem  Wesen  nach  nur  durch  eine  Vor-, 
schrift  des  positiven  Rechts  entschieden  werden  konnte, 
zu  der  Frage,  welche  Arten  von  Waaren  das  Verbot  un- 
ter sich  begreife.  Diese  Frage  wurde  nun  durch  das  Sy- 
stem der  bewaffneten  Neutralität  so  erlediget,  dafs  die 
neutralen  Mächte ,  welche  dem  Systeme  beitraten ,  die  ei- 
nen diesen  die  andern  einen  andern  Vertrag ,  in  welchem 


1)  An  alle  Seemächte,  auch  an  einige  Landmächte. 

3)  An  abridged  hiatory  of  the  priocipal  treaties  of  peace  etc.  with 
reference  to  the  quettion  of  the  neutral  Flag  protecting  the  pro- 
perty  of  an  enemy.    Bj  Vurneauz.    Lond.  1837. 
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diese  Frage  bereits  entschieden  war,  zur  Regel  für  ihr 
Verhalten  gegen  die  kriegführenden  Möchte  in  Beziehung 
auf  dieselbe  Frage  wählten«  Den  kriegführenden  Mächten 
sollte  zwar,  aar  Aafrechthaltung  jenes  Verbotes,  nach  wie 
vor  das  Recht  zusteht),  durch  ihre  Schiffe  die  neutralen 
Schiffe  visitiren  zu  lassen.  *)  Jedoch  wurde  dieses  den 
Neutralen  besonders  lästige  Recht  gewissen  Einschrän- 
kungen, (z.  B.  in  dem  Falle',  da  Handelsschiffe  unter 
einem  Geleite  segeln  würden,)  unterworfen.  Endlich: 
3}  Dem  Europäischen  Völkerrechte  nach  ist  in  einem  See- 
kriege die  eine  und  die  andere  Macht  befugt,  die  Küsten 
und  Häfen  des  Feindes  zu  blokiren.  Die  Frage  ist  aber 
die:  Wenn  ist  eine  Blokade  als  rechtgültig  und  mithin 
als  ein  Gesetz  für  die  neutralen  Mächte  zu  betrachten  ?  so 
dafs  das  neutrale  Schiff,  welches  die  Blokade  bricht ,  mit 
Fug  und  Recht  genommen  (für  eine  gute  Prise  erklärt) 
werden  darf?  Mufs  der  blokirte  Hafen  etc.  von  den 
feindlichen  Schiffen  so  umstellt  seyn,  dafs  das  Einlaufen 
mit  augenscheinlicher  Gefahr  für  die  neutralen  Schiffe  ver- 
bunden ist?  oder  genügt  schon  die  Erklärung,  dafs  der 
und  der  Hafen  etc.  in  Blokade  zustand  versetzt  sey,  wenn 
auch  für  die  Wirksamkeit  dieser  Erklärung  nicht  durch  eine 
hinreichende  Anzahl  vor  dem  Hafen  etc.  kreuzender  Schiffe 
gesorgt  ist  ?  Das  System  der  bewaffneten  Neutralität  ent- 
schied diese  Frage,  —  in  der  Erwägung ,  dafs  eine  Blokade 
der  letzteren  Art  weit  weniger  dem  Feinde  als  den  Neu- 
tralen Schaden  zufüge  und  dafs ,  wenn  eine  solche  Blokade 
rechtsgültig  wäre ,  mittelst  des  Blokaderechts  dem  Handel 
der  Neutralen  beziehungsweise  gänzlich  ein  Ende  gemacht 
werden  könnte,  —  so,  dafs  nur  eine  Blokade  der  erste« 
ren  Art  für  die  Neutralen  verpflichtend  seyn  solle. 


+)  üeber  dieses  Recht,  das  eur  Aufrecbthaltung  des  in  Frage  ste- 
henden Verbotes  eben  so  nothweodlg,  als  für  die  Neutralen  de- 
müthigend  ist,  wird  noch  immer  mit  besonderer  Lebhaftigkeit  ge- 
stritten. Vgl.  Allson,  bistory  of  Kurope  during  the  French  re- 
▼olutton.  Lond.  1840.  (Hier  findet  man  eine  ausführliche  — 
gleich  die  neueste  Erörterung  dieses  Rechts.) 
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Dieses  System  der  bewaffneten  Neutralität  entsprach 
den  Forderungen  der  Billigkeit  in  dem  Grade,  dafs  man 
hoffen  durfte,  dasselbe  werde  mit  der  Zeit  ku  dem  Ansehn 
eines  gemeinen  Europäischen  Rechts  gelangen  und  so,  mit 
den  Ergänzungen  und  Verbesserungen ,  deren  es  bedürfen 
möchte,  die  Grundlage  eines  friedlicheren  Europäischen 
Seerechtes  werden.  Allein,  wenn  man  auch  diese  Hoff- 
nung noch  immer  nicht  aufgeben  darf  ') ,  so  haben  doch 
die  Kriege  der  Französischen  Revolution ,  so  wie  sie  so 
manche  audere  völkerrechtliche  Anomalien  zur  Folge  hat- 
ten, so  auch  nicht  nur  die  Erneuerung  und  Ent Wickelung 
des  Systemes  der  bewaffneten  Neutralität  verhindert ,  son- 
dern sogar  zu  einer  seerechtlichen  Praxis  gefuhrt ,  welche 
mit  den  Grundsätzen  dieses  Systemes  geradezu  in  Wider« 
spruch  steht.  Schon  in  den  ersten  Jahren  des  Krieges , 
welcher,  durch  die  Französische  Revolution  veranlafst, 
zwischen  Grofsbritannien  und  Frankreich  ausbrach ,  wur- 
den besonders  von  der  ersteren  Macht,  Mafsregeln  ergrif- 
fen, welche  die  Schifffahrt  der  neutralen  Mächte  in  einem 
der  Vorzeit  unbekannten  Grade  benachteiligten.  Der 
Kampf  wurde  in  seinem  Verlaufe ,  je  länger  er  dauerte , 
desto  erbitterter«  Endlich  wurde  von  Frankreich  (von  dem 
Kaiser  Napoleon)  das  sogenannte  Kontinentalsystem  auf- 
gestellt, von  Grofsbritannien  Gleiches  mit  Gleichem  erwi- 
dert« Nicht  genug  7  dafs  dieses  System  die  Kästen  Grofs- 
britanniens  und  beziehungsweise  die  Frankreichs  ihrer 
ganzen  Ausdehnung  nach  in  Blokadezustand  ver- 
setzte, auch  dem  Handelsverkehre  unter  den  neutralen 
Mächten  that  es  auf  mehr  als  eine  Weise  Eintrag.  •)    Von 


1)  In  den  Wirren  der  Gegenwart  (1S40),  als  ein  Krieg:  «wischen 
Grofsbritannien  und  Frankreich  unabwendbar  zu  seyn  schien,  ist 
auch  die  Wiederherstellung  des  Systems  der  bewaffneten  Neutra- 
litat in  Anregung  gekommen. 

9)  Zugleich  wurde  auf  dem  Festlande  gegen  alles  Britische  Eigen- 
ftaam,  das  in  dem  Bereiche  der  Französischen  Waffenmacht  war, 
gewiithet.  Was  in  Seekriegen  für  erlaubt  gehalten  wird  ,  wurde 
auf  den  Landkrieg  ausgedehnt. 
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den  Forderungen  oder  von  der  Stimmung  des  Augen- 
blicks überwältiget ,  vergafs  man  des. Rechts,  das  doch 
für  alle  Zeiten  gältig  ist.  0 

Jedoch ,  aus  dem  Kontinentalsysteme  gieng  unmittelbar 
and  schon  in  den  Zeiten  seiner  Herrschaft  ein  anderes  Sy- 
stem hervor ,  welches  vielleicht  dereinst  in  der  Geschichte 
des  Eurpäischen  Seerechts ,  als  eine  Stufe  oder  Einleitung 
zur  Vervollkommnung  dieses,  Rechts ,  eine  wichtige  Rolle 
spielen  wird ,  das  System  der  Licenzen.  Wenn  auch  das 
Kontinentalsystem  darauf  berechnet  war ,  den  Handelsver- 
kehr zwischen  den  Britischen  Inseln  und  dem  Festlande 
gänzlich  abzubrechen ,  so  konnte  doch  der  Menschen 
Witz  und  Wahn  nicht  alle  die  Bande  der  Abhängigkeit 
lösen ,  in  welche  die  Natur ,  indem  sie  dem  einen  Lande 
diese  einem  andern  andere  Schätze  verlieh,  die  Völker 
gegenseitig  versetzt  hat.  Es  sab  sich  also  Frankreich  ge- 
nöthiget,  Licenzen  d.  i.  Erlaubnifsscheine  auszustellen, 
kraft  welcher  die  mit  einem  solchen  Scheine  versehenen 
Schilfe  Waaren  von  einer  bestimmten  Qualität  und  Quanti- 
tät (direkt  J  nach  Grofsbritannien  ausführen  und  aus  Grofs- 
britannien  einführen  durften.  *)  Vielleicht,  dafs  diese  Po- 
litik in  künftigen  Kriegen  wieder  hervorgesucht  und  so 


1)  Die  Geschichte  des  Konünentalsvstems-  prediget  ganz  besonders 
die  Lehre :  Gerechtigkeit  ist  die  beste  Politik  !  —  Das  Kontineotal- 
system  nährte  den  Krieg,  anstatt  den  Frieden  zu  beschleunigen. 
Da  es  den  Kaufleuten  Großbritanniens  leichter  war,  Waaren  auf 
,  das  Festland  einzuschwärzen  ,  als  Waaren  vom  Festlande  zu  be- 
ciehn,  so  war  es  das  Interesse  dieser  Kaufleute  9  alle  die  Maß- 
regeln ihrer  Regierung  zu  unterstutzen-,  durch  welche  diese  Re- 
gierung genöthigt  wurde,  Ausgaben  auf  dem  Festlande  zu  ma- 
chen. Denn  so  wurde  das  Festland  in  den  Stand  gesetzt,  die 
Waaren  zu  bezahlen,  die  es  aus  Großbritannien  bezog. 

8)  Zu  den  Waaren,  welche  kraft  einer  solchen  Erlaubaifs,  aus 
Frankreich  ausgeführt  werden  durften,  gehörten  auch  Bücher. 
Da  wurden  die  Buchlfiden  von  ihren  alten  Hütern  befreit  Die 
Ladung  wurde  dann  entweder  ins  Meer  geworfen  oder  in  Eng- 
land als  Makulatur  verkauft.  —  Eine  Regierung  ist  allemal  im 
Nachtheile ,  wenn  sie  es  mit  dem  Eigennütze  der  Menschen  auf- 

•  nimmt. 
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einem  Setrechte  der  Weg  gebahnt  wird,  welches  den  Han- 
delsverkehr unter  kriegführenden  Völkern  eben  so,  wie 
den  Handel  der  neutralen  Buchte ,  in  Schatz  nähme. 


DRITTES  HAUPTSTÜC1L 

Von  der 
Wiederherstellung  den  Friedens. 

Kriegfährende  Mächte  haben  in  einem  jeden  Augen« 
blicke  das  Recht ,  Frieden  mit  einander  zu  scbliefsen. 
Eine  kriegfahrende  Macht  handelt  sogar  widerrechtlich, 
wenn  sie  sich  anbedingt  weigert ,  mit  dem  Feinde  in  Frie- 
densanterhandlungen  zu  treten,  oder  wenn  sie  einen  Krieg 
fortsetzt  ,  welcher  nicht  weiter  eine  Ursache  hat  oder  des- 
sen Ursache  die  kriegfahrende  Macht  zu  beseitigen  bereit 
ist  Denn  der  Zweck  des  Krieges  ist  der  Friede. 
—  Jedoch  steht  deshalb  nicht  einem  dritten  Volke  das 
Recht  zu ,  die  kriegführenden  Mächte  zu  einem  Friedens- 
schiasse za  nöthigen.  Denn  kein  Volk  ist  zum  Herrn  and 
Richter  aber  die  Handlangen  anderer  Völker  gesetzt.  Eine 
„beVaffnete  Vermittlung"  läfst  sich  nur  unter  der 
Bedingung  rechtfertigen ,  dafs  der  Vermittler  fflr  seine  ei- 
gene Sicherheit  zu  furchten  hat ,  wenn  die  kriegführenden 
Mächte  nicht  Frieden  mit  einander  schliefsen. 

Die  Beendigung  eines  Krieges,  welche  allein 
mit  den  Grandsätzen  des  Völkerrechts  in  Ueber- 
einstimmung  steht,  ist  ein  Friedenttchlufs.  — 
Ein  Waffenstillstand  also,  ein  Vertrag,  durch  welchen 
die  anter  den  Partheien  aasgebrochenen  Feindseligkeiten 
Mos  ffir  eine  bestimmte  Zeit  oder  bis  auf  Widerruf  einge* 
stellt  werden,  ist,  wenn  nach  als  eine  Vorbereitung  zum 
Frieden ,  doch  nicht  in  so  fern ,  als  er  die  Stelle  eines  Frie- 
densschlusses vertreten  soll,  ein  rechtmäßiger  Vertrag. 
Mohammed,  welcher  es  den  Bekennern  seiner  Lehre  zur 
Pflicht  machte,  mit  den  Ungläubigen  nur  Waffenstillstand 

Zackariä ,  vom  Staate.    V.y  10  i4 
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x»  §  tMStfeen;*,  erwog  in  seinem  Bekehrwngstifcr  nicht,  Amt* 

ei»  Itotigifttttotifter  sein  Aasehn  aufs  Spiel  setzt,  wen*  *r 
^seinen  Schülern  Pflichten  auferlegt,  z«  deren  ErfÜllng 
Waffenmacht  vorausgesetzt  wird.  —  .  Eben  so  wenig  ist 
ein  Vertilgungskrieg  (bellum  internecinum")  mit  den 
Grundsätzen  des  Völkerrechts  vereinbar.  Ein  Krieg  im 
Sinne  des  Vpikerr&hts  wird  von  einem  Volke  gegen  das 
andere,  beide  als  Gemeinden  oder  moralische  Personen 
betrachtet,  und  nicht  gegen  die  Einzelnen  geführt  j  aus 
welchen  das  feindliche  Volk  besteht.  Kann  ein  solcher 
Vertilgungafcampf,  (afeo  ».  B.  der  Kampf ,  welchen  jetzt 
dte  VttfeinigteiY  Staaten  gegen  die  Indianer  in  Florida  zu 
Mstehdn  h» bort ,)  gerechtferttgef  werden,  so  kaftn  die 
Rechtfertigung  wenigstens  nicht  aus  den*  Völkerrechte 
ttttlehnt  werderii  ^-  Dasselbe  gilt  vo*  dem  Falle,  da  ehk 
Krieg  durch  die  Vernichtung  der  Selbstständigkeit 
da»  feindlichen  Volkes  beefttigetwlftl.  Das  isl  eine  Re- 
würtfoft,  welche  dtrreh  FeirideAgftwalt  ([darch  eine  Intär- 
ventiwO  ins  Werk  geset&t  Vvorden  tot. 

Im?  Staate  kann  ein  Rechtsstreit  entweder  durch  eteen 
Vergtefch  «der  durch  einen  Spruch  des  Richtete  beendigt* 
wetdeJ^  toa  Stande  der  Natur  nur  auf  die  erstere  Weise. 
Bin  Ffiedensaehlnre  i*t  und  *df/  von  Rechtswe- 
gen ein  Vergleich  seyn^  durch»  wetoh**  krieg- 
Jährende  Mächte  den  Rechtsstreit,  4#t  unter  ih- 
nen bisher  mii  den  Waffen  verhandelt  worden 
tet)  in  #er  Gute  beilegen^  Wie  bei  titnem  Verglei- 
che unter  Privatpersonen  bteifct  dte  Rechtsfrage,  über 
welche  anter  den  kriegföhJtenden  Mächten  gestritten  wurde, 
•ne  fit  schied  eu  yvtit  in  eitttm  Vergleiche  unter  Privat- 
p*t«onea  ha«  dfe  eine  und  die  andere  kriegfahrende  Madkt 
rea  den  Rechten  5  für  welche  sie  bisher  gekämpft  hat ,  et- 
was  tt*eh£tdas&en ,  kann  die  eine  oder  die  andere  die  geh* 
teeren  Opfer  eu  bringen  haben.  Dem  Hechte  nach  aber 
alehen  beide  Parthefen  in  Beziehung  auf  den  abzuscftKe» 
ftpenden  Frieden  einander  gleich.  Denn  keine  dieser  Pwv 
freien  ist  der  Richter  der  andern.  Aber  darin  unterscheidet 
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sfW*  elb  tfrtedetoschluifs  Tön  einem  Vergleiche  unter  Pri- 
vatpersonen, dafs  eiri  Friedensschlufs  von  der  einen  Seite 
ein  errungener  Vergleich  seyn  kann,  ein  Gesetz,  zu 
d&steh  Ännahtae  der  Sieger  die  Besiegten  genöthiget 
hat  Dieser  Zwang  ist  (de  jure  oder  von  Rechts  wegen) 
nicht  so  zö  deuten,  als  ob  der  Sieg  —  also  physische* 
Übergewicht  —  dem  Sieget  ein  kecht  gäbe ,  als  ob  mithin 
iifcr  Sieger,  so  weit  sich  nur  immer  seine  Macht  erstreckt, 
vfae  Jede  Bediilgtfng  den  besiegten  vorschreiben  dürfte, 
üondefri  s  o ,  däfs  der  Sieg  den  Sieger  nur  in  den  Stand 
setät,  die  Rechte,  die  er  abgesehn  von  dem  Siege  hat, 
diu  üfechfe,  welche  seinem  Urtheile  nach  von  der  Gegen- 
ptfrfhef  beeiiitriichtiget  worden  sind ,  gegen  diese  geltend 
jfcu  machen.  Auch  dann  also,  wenn  der  Friedens- 
d£htttf£  Voh  der  eindn  Seite  ein  erzwungener 
Vertrag  ist,  soll  er  noch  immer  die  Natur  eines 
Vergleiches  haben  d.  i.  noch  immer  so  abgeschlossen 
werdet!,  dafs  der  Sieger  den  Besiegten  nur  die  Bedingun- 
gen vorschreibt,  welche  er  ihnen  kraft  der  Rechte,  zu 
dferfcü  Veriheidigung  er  den  Krieg  geführt  hat,  (ad  tollen- 
üäs  belli  cäusasj  vorzuschreiben  befugt  ist,  und  dafs  £r, 
Ultte  Rechte  nicht  bis  aufs  Aeufsfcrste  erstreckt.  —  Gleich- 
wohl stellt  steh  in  der  Erfahrung  die  Sache  gewöhnlich 
JMtders.  Nur  dann,  wenn  der  Krieg  Weder  dem  einen  noch 
jätm  Andern  Theile  ein  entschiedenes  Uebergewicht  gege- 
ben hat ,  darf  man  holten ,  dafs  der  Friede ,  welcher  unter 
Ihnen  Abgeschlossen  wprd ,  in  der  That  und  Wahrheit  ein 
Vergleich  seyn  wird-  In  dem  entgegengesetzten  Falle*, 
Wfctrtr  also  der  Sieger  die  FViedensbedingungen  vorschreibt, 
wird  der  Friedensvertrag  leicht  den  Grundsätzen  eines  Ver- 
trags untreu  werden.  Derfn  es  ist  hoch  schwerer,  sich  des 
Gtfficks  nicht  zu  überheben,  als  im  Unglücke  das  Gleich- 
gewicht nicht  zu  vertieren.  Wozu  kommt ,  dafs  die  mei- 
sten Kriege  entweder  gleich  anfangs  Präventionskriege 
sind  oder  in  ihrem  Verlaufe  Präventionskriege  werden, 
also  Kriege ,  deren  Ursache  auch  die  härtesten  Bedingun- 
gen rechtfertigen  oder  beschönigen  kann ,  welche  der  Sie- 
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ger  den  Besiegten  auferlegt  —  Je  häufiger  die  Fälle  sind , 
dafs  sich  der  Sieg  entschieden  für  die  eine  kriegfahrende 
Macht  erklärt ,  desto  bedenklicher  würde  es  mit  dem  An- 
sehn des  Grundsatzes  stehn ,  dafs  ein  Friedensschlufs  den 
Charakter  eines  Vergleiches  haben  soll,  wenn  nicht  in 
denselben  Fällen  für  die  Befolgung  dieses  Grundsatzes 
fast  immer  auch  Gründe  der  Politik  sprächen.  Schon  das 
Lob  der  Mäfsigung,  welches  sich  der  Sieger  erwirbt,  wenq 
er  von  seinem  Uebergewichte  nicht  den  äufsersten  Ge- 
brauch bei  den  Friedensbedingungen  macht,  die  er  den 
Besiegten  vorschreibt ,  kommt  dem  Ansehn  jenes  Grund- 
satzes zu  statten.  (Parcere  subjectis  et  tlebellare  spper- 
tos.)  Sodann  aber  läuft  ein  Volk,  welches  rasch  von  ei- 
ner Eroberung  zur  andern  fortschreitet ,  Gefahr ,  dafe  das 
schnell  aufgeführte  Gebäude  seiner  Macht,  eben  sq  schnell 
wieder  zusammenstürze.  ^Vuch  hpi  einer  jeden  einzelnen 
Erweiterung  des  Staatsgebietes,  31^ welche/  eiq  Volk  den 
errungenen  Sieg  benutzt  oder, benutzen  kann,. ist  das  Ver- 
haltnrfs',  in  welchem  die  Macht  des  Volkes  zu  der  Erobe- 
rung  und  diese  zu  jener  steht,  in  Rechnung  z,u  nehmen. 
Wenn  sich  auch  die  Grenze  nicht  im  Allgemeinen  bestim- 
men läfst ,  auf  welche  ein  Volk  den  Umfang  seines  Landes 
zu  beschränken  hai,  wenn  es  nicht  der  Gefahr,  in  sich 
selbst  zu  zerfallen  oder  sein  Land  nicht  weiter  nach  allen 
Seiten  hin  vertheidigen  zu  kennen,  ausgesetzt  seyn  soll, 
.so  giebt  es  doch  für  ein  jedes  einzelne  Votyt  eine  solche 
Grenze.  Eben  so  kann  eine  Eroberung  die  Stacht  des  Vol- 
kes, welches  die  Eroberung  macht,  anstatt  zu  steigern, 
sogar  vermindern $  z.  B.  wenn  die  Eroberung  die  militäri- 
schen Grenzen  des  Landes»,  dieses  seiner  bisherigen  Ge- 
stalt nach  betrachtet ,  verrückt ,  oder  wenn  sie  einer  Art 
der  Verteidigung  bedarf,  welcher  die  Kriegsmacht  des 
Siegervolkes  nicht  gewachsen  ist  *),  oder  wenn  sie,  Völ- 


*)  Großbritannien ,  eine  Seemacht,  hat  seine  Eroberungen  in  Europa 
weislich  auf  oine  Anzahl  Inseln ;  (auf  einen  Gürtel,  der  Europa 
umgiebtj)  beschrankt.  —    Algier. 
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kcr  einer  verschiedenen  Nationalitat  an  einander  schmie* 
dend ,  einen  Zwiespalt  im  Innern  zur  Folge  hat.    Der  Be- 
folgung dieser  Maximen  verdankten  die  Römer  die  Stetig- 
keit der  Fortschritte,  welche  die  Römer,  als  Eroberer,  bis 
zu  dem  Ziele  machten,   das  sie  sich  kläglich  setzten.  ') 
Sie  brachen  nur  die  Kraft  des  Feindes,  wenn  ihnen  auch 
der  Sieg  die  Macht  gab ,  den  Feind  zu  vernichten.     Das 
Ziel  nie  aus  den  Aiigen  verlierend ,  übereilten  sie  doch  nie 
ihre  Unternehmungen.     Sie  schlössen  Frieden,  um  einen 
andern  Feind,  den  sie  bisher  übersehn  zu  haben  schienen, 
anzugreifen.     Sie  befestigten  ihre  Macht  zuerst  in  dem 
Mittelpunkte  ihrer  Herrschaft,   ehe  sie  die  Stärke  ihres 
Armes  entfernteren  Ländern  fühlen  liefsen.     Sie  gaben 
das  Erobern  auf,  als  es  räthlicher  war ,  auf  die  Erhaltung 
als  auf  die  Vergrofserung  des  Baues,  den  sie  aufgeführt 
hatten,  Bedacht  zu  nehmen.    Dieser  Bau  hat  Jahrhunderte 
lang  gedauert,  weil  Jahrhunderte  lang  an  demselben  ge- 
arbeitet worden  war.  *)    Dagegen  sind  die  Reiche,  welche 
ihre  plötzliche  Entstehung  einem  Eroberer,  (dieses  Wort 
in  seiner  engeren  Bedeutung  genommen ,3   verdankten, 
fast  immer  eben  so  schnell  wieder  zerfallen ,  als  sie  zusam- 
mengefügt worden  waren. 

Ein  Friedensschlufs  hat  für  die  Dauerhaf- 
tigkeit des  wiederhergestellten  Friedens  Bürg- 
schaft zu  leisten.  Er  leistet  diese  «Bürgschaft ,  wenn 
er  unter  billigen  Bedingungen  abgeschlossen  wird.  Er 
kann  sie  und  er  darf  in  den  äufsersten  Fällen  sie  auch  so 
leisten ,  dafs  er  durch  die  Härte  der  Bedingungen ,  welche 
der  Sieger  den  Besiegten  vorschreibt ,  diesen  die  Erneue- 
rung der  Feindseligkeiten  unmöglich  macht  *)  —    Auf 


1)  Vgl.  die  S.  85.  Anm.  8.  a.  Sehr. 

8)  Wir  wurden  die  Römer,  alt  Eroberer  und  als  Erhalter  des  Er- 
oberten ,  vielleicht  noch  mehr  bewundern ,  wenn  wir  das  System, 
-welches  die  Römer  zur  Sicherung  und  Verteidigung  ihrer  Lan- 
desgrenze befolgten,  theils  seinem  inneren  Zusammenhange  nach, 
Iheils  in  allen  seinen.  Einzelheiten  kennten. 

S)  Ein  Friedensschluß,  der  den  Mittelweg  halt,  ist  nur  ein  Waf- 
fenstillstand. 
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keinen  Fall  darf  in  dem  Friedensschlüsse  seibat 
der  Keim,  oder  der  Beiz  zu  einem,  neuen  Kriege 
liegen.  Daher  ist  vorzugsweise  bei  einem  Friedens- 
schlüsse darauf  zu  sehn ,  dafs  nicht  durch  die  Dunkelheit 
oder  Zweideutigkeit  der  Wortfassung  neue  Streitig- 
keiten unter  den  Partheien  veranlafst  werden.  Daher  sind 
in  einem  Friedensschlüsse  ferner  alle  die  Streitfragen  und 
zwar  endgültig  (definitiv)  zu  entscheiden,  welche  den 
nun  beendigten  Krieg  verursacht  haben.  Sollte,  es  be wand- 
ten Umständen  nach  unmöglich  oder  unthunlich  seyn  *)*  dfo 
eine  oder  die  andere  dieser  Fragen  sofort  endgültig  zu  ent- 
scheiden, so  ist  in  denk  Friedensvertrage  die  Art  genau  zu 
bestimmen ,  wie  die  Frage  (und  zwar  demnächst)  erlediget 
werden  soll.  Es  ist  sogar  rathsam ,  auch  diejenigen  unter 
den  Partheien  streitigen  Fragen  durch  den  Friedenssqhlufe 
zu  beseitigen,  welche,  obwohl  nicht  die  Veranlassung  zu 
dem  jetzigen  Kriege,  dennoch  den  Atisbruch  eines  neuen 
Krieges  unter  denselben  Partheien  zur  Folge  haben  könn- 
te, ')  Aus  demselben  Grunde  lassen  sich  die  Friedens- 
bedingungen  nur  in  den  üufsersten  Füllen  rechtfertigen, 
welche,  •der  Sache  nach,  dem  bisherigen  Kriegszustände 
auch  nach  wiederhergestelltem  Frieden  Fortdauer  geben; 
z.  B.  also  die  Bedingung  der  Entrichtung  einet  Kriegs- 
kontribution zur  Erstattung  der  Kriegskosten,  ferner  die 
Bedingung,  dafs  das  Heer  der  einen  Macht  noch  eine  #eit 
lang  in  dem  Lande  der  andern  Macht  bleiben  solle.  Da- 
gegen hat  ein  Friedensschlufs  nötlugeniajls  zugleich  die 
Art  und  Weise  zu  bestimmen,  wie  der  Friedensvertrag  in 
Vollziehung  gesetzt  werden  soll. 

Durch  den  Friedensschlufs  wird  nicht  etwa  ein  schlecht* 
hin  neues  Rechtsverhältnifs  unter  den  Partheien  begründet, 


1)  Ti  B.  wenn  et  cur  Bestimmung  der  Seheidlinie  »wische*  zwei 
Ländern  an  hinlänglich  genauen  Landkarten  fehlt,  (Friede,  zwi- 
schen Grofsbritannien»  und  den  Vereinigten  Sftatea  v«a  J.  1814) 
—  oder  wenn  Gefahr  bei  einem  Verzuge  ist. 

9)  Z.  B.  also  dem  Friedensschlüsse  einen  Verzicht  auf  veraltet« 
„Prätentionen"  einzuverleiben. 


sondern  nur  das  Rechtsverhaltnifs ,  das  unter  ihnen  vor 
dem  Ausbräche  des  Krieges  bestand ,  wiederhergestellt , 
wenn  aufch  mit  Vorbehalt  der  Veränderungen,  welche  in 
diesem  Verhaltnisse  durch  den  Frtedensschlufs  selbst  ge- 
troffen worden  sind.  Denn,  da  die  rechtlichen  Folgen  ei- 
nes Krieges  nicht  über  den  Nothstaid ,  dqreli  ijetekon  der 
Krieg  allein  gerechtfertiget  werden  kann,  ausgedehnt 
werden  dürfen ,  so  ist  ein  Krieg  nur  als  eine  einstweilige 
Einstellung  (oder  als  eine  Suspension)  und  nicht  als  eine 
gänzliche  Vernichtung  des  Rechtsverhältnisses  zu  betrach- 
ten, welches  unter  den  Partheien  vor  dem  Ausbruche  deb 
Krieges  bestand. .  Es  tabes  daher  nach  wiederhergestell- 
tem Frieden  z.  B.  die  Vertragsverbindlichkeiten ,  welche 
diese  Partheien  vor  dem  Kriege  gegen  einander  hatten, 
schon  von  Rechtswegen  wieder  stuf,  wenn  es  auch  rathsam 
seyn  kann,  die  fortdauernde  Gültigkeit  dieser  Verbindlich- 
keiten in  dem  Friedensschlüsse  ausdrücklich  zu  bestä- 
tigen. *) 


*)  Eine  von  dieser  Frage  verschiedene  Frage  Ist  die:  Haben  die 
Gerichte  eines  Staates  nach  den  Verträgen,  welche  die  Regie- 
rung .dieses  Staates  mit  der  Macht,  nüi  der  sto  jett*  in  einen 
Krieg  verwickelt  ist,  früher  abgeschlossen  bat,  auch  währen^ 
der  Daner  dieses  Krieges  xn  sprechen?  Die  Frage  ist  nicht  eine- 
YÖlkejrrocaulftcae  senden  «Ins  Finge  des  WaHbürgesreeuUk  sie 
Ast  in  «ejnaCshett  dieses  Rechts  zu  bejphn j  je***  mit  den»  Ves> 
behalte  ,  dato  diese.  Verträge  anch  als  Normen  richterlicher  Ent- 
scheidungen von  der  einen  und  von  der  andern  kriegführenden 
Macht  einstweilen  «anber  Kraft  genetut  werden  kennen1.  VgP. 
»ein  sjMdfcutdi  den  Faaii&  4ftrike*Jtf*.    g.  S.  Atm.  4. 


IM 


ACHT  UND  ZWANZIGSTES  BUCH. 


Des 

VÖLKERRECHTES  ZWEITES  BUCH. 

Das  Vötkerstaatsrecht. 


ERSTE  ABTHEBLUNG. 

Van 
Vtikertlaaten  überhaupt. 

ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Der  Völker ttaat  eine  Rechtridee.  *) 

In  rechtlicher  Hinsicht  ist  ein  Volk ,  —  gleichsam  ein 
künstlicher  Mensch,  —  einem  Menschen  gleichzustellen. 
Denn  beiden,  einem  Volke  und  einem  Menschen,  kommt 
die  Eigenschaft  der  Persönlichkeit  zn  d.  i.  das  Vermögen , 
Andere  —  andere  physische  oder  moralische  Personen  — 
rechtlich  zu  verpflichten  und  von  Anderen  rechtlich  ver- 
pflichtet zu  werden.  So  wie  daher  den  Menschen,  als  Ein* 
zelnen,  die  Pflicht  obliegt,  einen  Staats  verein  mit  einander 
abzuschliefsen ,  so  haben  dieselbe  Pflicht  auch  Völker  ge- 
gen einander.    In  der  einen  und  in  der  anderen  Beziehung 


+)  Von  dem  Unterschied*  zwischen  einem  Völkerstaate  and  eilen 
susammengesetBten  Staate  s.  Bd.  III.  S.  10.  —  Die  Werte: 
Staat,  (ohne  den  Zusatz:  Volk  erstaal,)  einfacher  Staat,  bs- 
seichnen  in  dem  vorliegenden  Buche  aUemal  den  Staatsvceis, 
dessen  Mitglieder  ein  seine  Menschen  sind.  Dasselbe  gtt  von 
dem  Worte:  Staatsrecht. 
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beruht  diese  Pflicht  auf  der  Rechtlosigkeit  des  Nfrtnrstan- 
des  d.  L  desjenigen  Znstandes ,  in  welchem  der  Mensch 
oder  ein  Volk  sein  eigener  Richter  über  Recht  und  Unrecht 
ist.  Wie  daher  das  Völkerstaatsrecht  seinen  Grundla- 
gen nach  von  dem  Staatsrechte  nicht  wesentlich  verschie- 
den ,  so  ist  es  auch  seinem  Inhalte  nach  von  dem  letzteren 
Rechte  nicht  wesentlich  verschieden.  Nur  die  Verhältnisse 
sind  verschieden ,  auf  welche  dieselben  Grundsätze  in  der 
einen  und  in  der  andern  Wissenschaft  anzuwenden  sind. 

Zwar  setzt  das  Völkerstaatsrecht  noch  andere  That- 
sachen  voraus,  als  die,  welche  das  Staatsrecht  voraussetzt, 
—  die  Thatsacheq,  dafs  mehrere  Völker  neben  einander 
existiren  und  dafs  sie  in  dem  Verhältnisse  der  Wechsel- 
wirkung zu  einander  stehn.  Aber  diese  Voraussetzung 
beruht  auf  eben  so  ewigen  Naturgesetzen,  als  die  Voraus- 
setzung des  Staatsrechts ,  dafs  sich  die  Menschen  zu  ein- 
ander gesellen  können  und  dafs  sie  zu  einander  gesellt 
Sind. 

Neue  Rechtsfragen  bieten  sich  dar,  wenn  man  sich 
den  Fqll  denkt ,  dafe  mehrere  Völkerstaaten  neben  einan- 
der oder  dafs  neben  einem  Völkerstaate  selbstständige 
Staaten  existiren,  allemal  übrigens  das  Verhältnifs  der 
Wechselwirkung  vorausgesetzt.  Auch  diese  Fragen 
werden  in  dem  vorliegenden  Buche.,  wepigstens  im  All- 
gemeinen, zu  erörtern  seyn. 

Der  Satz:  Auch  Völker  sollen  in  einen  Staatsverein 
mit  einander  treten,  —  ist  eben  sowohl  eine  Maxime  der 
Politik  als  ein  Gebot  des  Rechts,  Denn  —  nulla  salus  hello, 
pacem  deposcimus  omnes!  Aber,  wenn  beide,  die  Politik 
und  das  Recht ,  zu  demselben  Resultate  führen ,  so  ist  es 
sogar  eine  Forderung  der  Politik ,  das  Resultat  vor  allen 
Dingen  aus  Rechtsgründen  abzuleiten.  Denn,  die  Stimme 
des  Rechts  ist  die  entscheidendere;  sie  spricht  zugleich 
zum  Gewissen» 


*   ' 
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ZWEITES  HAUPTSTUCK. 

Ton  dem 
^Unterschiede  zwischen  einem  Völker  staute  und entern 

Völkerbunde.  ') 
« 
Ein  Völkerbund  (une  confederation)  ist  ein  unbe- 
dingter Gesellschaftsvertrag,  welchen  mehrere  Völker, 
theils  zum  Schutze  und  Trutze  gegen  ihre  auswärtigen 
Feinde ,  theils  zur  gütlichen  Beilegung  ihrer  gegenseitigen 
Streitigkeiten,  mit  einander  absch]iefsen.  £r  ist  ein  un- 
bedingter Verein,  d.  i.  eine  jede  Beschränkung  des  Ver- 
eines, sey  es  dafs  sie  die  Zeitdauer  desselben  oder  dafs 
sie  die  Fülle  oder  das  Ufafs  *)  des  zu  leistenden  Beistan- 
des, oder  dafs  sie  die  Beschaffenheit  der  in  der  Güte  bei- 
zulegenden Streitigkeiten  beträfe,  ist  mit  dem  Wesen  eines 
Völkerbundes  unvereinbar.  —  So  ist  der  Begriff  eines 
Völkerbundes  in  Beziehung  auf  die  Aufgabe  des  vorliegen- 
den Hauptstücks  zu  bestimmen.  8)  Denn,  nur  wenn  man 
den  Begriff  so  bestimmt,  ist  ein  Völkerbund  einem  Völker- 
Staate  am  nächsten  verwandt ,  ist  es  also  vorzugsweise 
nothwendig ,  den  einen  Begriff  von  dem  andern  zu  unter- 


1)  Vgl.  The  Federallst ,  od  the  Constitution  of  tbe  UnUed  State«. 
Ry  Hamilton,  Maddison  and  Jay.  N.  A.  Philadelphia  1826, 
Briefe,  geschrieben  von  Männern,  welche  an  der  Ausarbeitung 
der  Verfassung  der  Union  einen  sehr  ^richtige«  Anehe#  hatten 
und  in  diesen  Briefe«  die  Qruade  (die  ratienes)  des  Gesetaea  die* 
ser  Verfassung  erörtern;  ein  Werk,  das  zugleich  für  die  Lehre 
von  der  Verfassung  eines  Völkerstaate«  oder  Völkerbundes  über- 
haupt von  der  gröfsten  Wichtigkeit  ist. 

9}  Eine  Bundesmatrikel  beschrankt  niohl  die  Beitragspflichtigkeft 
der  einzelnen  Biindeeglieder  wm  den  luadeslastan.  Sendern  sie 
vertheilt  diese  Lasten  nur  unter  die  .einzelnen  BuneeqgKedar; 
übrigens  allemal  mit  dem  Vorbehalte,  dafs  diese  nötbjgenfalls 
auch  mit  ihrer  ganzen  Macht  Beistand  zu  leisten  haben. 

3)  Höchst  unbesümmt  sind  die  Definitionen  ,  welche  man  von  diesem 
Begriffe  bei  audern  Schriftstellern  findet.  S.  z.B.  Kl  üb  er,  Völ- 
kerrecht.   $.  US» 
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scheiden.  Indem  mim  übrigens  einen  Völkerstaat  von  eure* 
Völkerbande,  unter  der  Voraussetzung  jenes  IJegrilfe«, 
unterscheidet ,  unterscheidet  nun  ihn  mgleicjk  vtn  einein 
Jßundiiisse  (aUiance)  unter  Völkern.  Denn  ein  Bündnif* 
int  nur  ein  in  irgend  einer  Beziehung  beschranktem 
Bund. 

Es  tritt  nun  zwischen  einem  Völkerbünde ,  das  Wort 
in  der  so  eben  bestimmten  Bedeutung  genommen ,  und  ei« 
nem  Vftlkerstaata  an  sich  (oder  in  tbesi)  ein  vierfache!; 
Unterschied  ein.  V)  Der  Grund ,  auf  welchem  die  BechtQ 
und  Verbindlichkeiten  «der  Verbündeten  beruhn ,  ist  eia 
Vertrag,  ein  Gesellsch^ftsverlrag.  Die  rechtliche  Grande 
läge  eines  Völkerstaates  ist  unmittelbar  das  Rechtsge«* 
seta,  ist  die  Pflicht,  an  die  Stelle  des  Natuiptaades  de* 
$taat,  (das  Gegeqtheil  von  jenem  Zustande)«  a*n  setzen» 
wenn  auch  zu  dieser  Grundlage  die  andere  4».  i  6in  Ver- 
trag hinzukommen  kann,  welcher  aber  alsdann  nur  als  da* 
(faktische)  Anerkenntnis  jener  Pflicht  zu  betrachten  ißU  — * 
ft)  In  einem  Völkerstaate  sind  die  einzelnen  Völker,  au& 
welchen  der  Verein  besteht,  einer  Gewalt  d.  i.  einem  an 
sich"  unbedingten  Zwangsrechte  unterworfen»  Verbündete* 
haben  als  solche  nur  die  Verbindlichkeiten  gegenseitig  auf 
sich,  welche  sie  einander  gelobt  haben.'1)  In  einem,  Völ-* 
kerstaate  mnfs  daher  ein  Wille  gebieten^  in  eisern  Völr* 
Herbunde  gilt  dagegen  von  Rechtswegen  die  Stimme .  de*> 
einen  Volkes  so  viel,  als  die  dqs  andern  *},  4fa  Mehrheit, 
der  Stimmen  also  nur  vermöge  einer  besonderen  Uebereinr 
kunffc  Auch  können  die  Verbündeten  nacJU  Gefallen  einer 
solchen  Uebereinkunft  Einschränkungen-  und  Ausnahmen; 


1)  Man  sollte  nicht  von  Rechton  sprechen,  welche  der  Bund  gegen 
sein«  einzelnen  Mitglieder  habe,  noch  von  Verbindlichkeiten  des 
Bundes  gegen  diese.  (Dasselbe  gUt  von  einer  jeden  GeseU- 
scbaftO  Sonst  verfällt  man  leicht  in  den  Irrthum ,  einen  Bund  als 
eine  Körperschaft,  als  eine  Universita*  ,  zu  betrachten.  At  sin- 
guli  debent,  singidis  debetur. 

S)  In  einem  Bunde  gilt,  (wie  in  einer  jeden  Gesellschaft,)  von 
Rechtswegen  die  Regel :  Melior  est  prohibentis  couditio. 
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einverleiben.  *)  —  3)  Die  Gewalt ,  wefche  über  einen 
Völkerstaat  gebietet  y  erstreckt  sich  eben  deswegen ,  weil 
sie  eine  Gewalt  ist,  also  ihrem  Wesen  nach  eben  sowohl 
auf  die  inneren  als  quf  die  auswärtigen  Angelegenheiten 
der  unter  dem  Vereine  begriffenen  Staaten ,  wenn  sie  auch 
in  der  ersteren  Beziehung ,  damit  sich  der  Völkerstaat  nicht 
in  einen  einfachen  Staat  verwandle,  durch  die  Verfassungs- 
gesetze zu  beschränken  ist.  Dagegen  hat  ein  Völkerbund 
nur  die  auswärtigeii  Verhältnisse  der  Verbündeten  zu  sei- 
nem Gegenstande.  Denn  sonst  würde  er  in  die  Kategorie 
der  Staats  vertrage  gehören  d.  i.  der  Verträge,  welche 
eines  rechtlichen  Verpflichtungsgrundes  ermangeln.  *}  — 
Endlich ,  4)  so  wenig  ein  Theil  eines  Staatsgebietes  von 
dem  Ganzen  losgerissen  werden  darf,  so  wenig  steht  es 
den  einzelnen  Mitgliedern  eines  Völkerstaates  frei,  aus  dem 
Verbände  herauszutreten.  Dagegen  macht  ein  Verbünde- 
ter ,  wenn  er  den  Bund  aufkündiget ,  nur  von  seinem  guten 
Rechte  Gebrauch.  Denn  ein  Gesellschaftsvertrag  ist  für 
den  einzelnen  Gesellschafter  nur  unter  der  Bedingung  ver- 
pflichtend ,  dafs  der  Zweck  der  übrigen  Gesellschaftsglie- 
der auch  der  seinige  ist 

Jedoch,  so  gewife  sich  auch  ein  Völkerstaat  und  ein 
Völkerbund  ihrem  Wesen  nach  ([oder  in  thesf)  von  ein- 
ander unterscheiden,  in  der  Erfahrung  ([oder  in  hypo- 
thesi)  lflfst  sich  gleichwohl  nicht  zwischen  den  Vereinen 
der  einen  und  denen  der  andern  Art  eine  scharfe  Scheid- 
linie ziehn.  So  wenig  sich  in  einem  Völkerstaate  eine 
Macht  begründen  läfst,  welche  in  seinem  Inneren  einem 
jeden  Widerstände  gewachsen  wäre ,  eben  so  wenig  kann 
man  sich  wegen  der  Fortdauer  eines  Völkerbundes  auf  den 


1)  Wie  z.  B.  in  der  Deutschen  Bundesakte  (Art.  VII.  $.  *•)  gesche- 
hen ist.  Ob  es  rathsam  sey ,  die  Uebereinkunft  auf  diese  Weise 
eu  beschränken,  ist  eine  andere  Frage.  —  Eine  ähnliche  Vor- 
schrift enthielt  der  Westphälische  Friede  über  die  Gültigkeit  der 
mehreren  Stimmen  auf  dem  Deutschen  Reichstage.  Er  verwandelte 
so  das  Deutsehe  Reich ,  der  Sache  nach ,  in  einen  Völkerband. 

9)  Vgl,  oben  S.  67. 
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guten  Willen  der  Verbündeten  allein  verlassen.  So 
mg  ein  Völkerstaat  die  Selbstständigkeit  der  unter  ihm  be- 
griffenen Staaten  auch  in  ihren  inneren  Angelegenheiten 
gänzlich  aufheben  kann  und  darf,  eben  so  wenig  könnte 
ein  Völkerbund  auf  die  Dtf  er  bestehn ,  welcher  die  Selbst* 
ständigkeit  der  Verbündeten  in  ihren  inneren  Angelegen- 
heiten gänzlich  unbeschrankt  lie&e.  In  der  Erfahrung  also 
sind  Völkerstaaten  und  Völkerbünde  nur  dem  Grade  und 
nicht  ihrem  Wesen  nach  verschiedene  Vereine,  lassen  sie 
sich  von  einander  nur  in  so  fern  unterscheiden ,  als  sieh  die 
einen  mehr  der  Idee  eines  Völkerstaates  die  anderen  mehr 
der  Idee  eines  Völkerbundes  nähern.  In  diesem  Sinne  kann 
man  z.  B.  sagen,  dafö  sich  in  dem  Deutschen.. Bunde  der 
Charakter  eines  Völker  Staat  es,  den  dieser  Bund  schon 
ursprünglich  in  einem  gewissen  Grade  hatte,  seitdem  Jahre 
1819  noch  mehr  entwickelt  habe.  (Die  Worte:  Völker* 
Staat  und  Völkerbund ,  werden  daher  in  der  Folge  als 
gleichbedeutend  gebraucht  werden.])  ^    *  ; -\ 

Mit  dieser  Ansicht  von  der  nahen  Verwandtschaft, 
welche  in  der  Erfahrung  zwischen  Völkerstaaten  und  Völ- 
kerbünden eintritt,  stimmt  auch  das  Zeugnifs  der  Ge* 
schichte  allenthalben  überein.  Jüan  nehme  z.  B.  ans  der 
Griechischen  Vorzeit  den  Bund  der  Aetolier  oder  den  Achti* 
sehen  Bund  \),  oder  .ans  der  Voraeit  Italiens  den  Latiner»* 
bund  ') ,  oder  aus  den  neueren  Zeiten  das  Deutsche  Reich 
und  den  Deutschen  Bund,  die  Schweizereidgenossenscbaft, 
die  Union  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  — 
alle  diese  Vereine ,  wenn  auch  den  Namen  und  den  Fop» 


1)  Vgl.  Ubbo  EmmiiiAu  Vetos  Graecia.  T.  III.  (Lugd.  Bat.  1696.) 
p.  874.  Der  Bund  der  Aetolier  entstand  erst  nach  dem  Tode  Ale- 
xanders; der  Ach&ische  Bund  ,  (welcher,  unter  aeioem  grobe« 
Feldherrn  Philopömen,  den  düstern  Abendhimmel  der  Griechi- 
schen Freiheit  noch  durch  einen  Sonaenbliek  erleuchtete,)  scheint 
schon  früher  bestanden  zu  haben. 

2)  Vgl.  Nie b ubr,  Römische  Geschieht*.  —  Vielleicht  war  jedoch 
dieser  Bund,  wenigstens  anfangs,  nicht  ein  Völker-  sondern 
ein  National-Band, 
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ü*ch  vom  einander  Verschieden,  haben  dennoA  die 
^auffallendste  Famfliohabnlicbeit,,  sind  dennoch  desselben 
schwankenden  Charakters.  So  giefct  es  «.  B.  in  der  Ifaien 
der  Vereinigten  Staeten  eine  Parthei  >  welche  die  Uiiafr- 
hn*£igkeit  der  einzelnen  -Staatey  von  der  Centralregieraiig 
n*  erhaltet  und  an  steigern  trachtet,  eine  andere,  welche 
in  der  entgegengesetztem  Aichtang  tbütig  ist»  Dieselbe 
Partbtinng  herrscht  auch  in  der  Schwein. %  Eben  so  war 
nie  in  dem  Deutschen  Beiehe  nicht  unbekannt«  *)  So  wie 
eihe;  Partheiimg  dieser  Art  aus  dem  Wesen  eine«  V91k?er* 
Stentes  oder  Völkerbundes  hervorgeht,  fto  entwich*  sie 
ungleich  den  wesentlichen  Interessen  eines  solchen  Ver* 
eiies»  Wfar  rtenft  die  eine  oder  die  andere  Parthei  ent- 
schieden das  Uebtrgewicht  erhält,  droht  dem  Vereine  Cte~ 
fchr,  —  beziehungsweise  die  Gefthr  des  Uebergange*  in 
einen  einfachen  Staat,  oder  die  Gefahr  der  Auflösung. 

Verschieden  von  einem  Völkerstaale  oder  Völkerbmde 
ist  ein  Natiönalbuid,  — -  einb  Verbindimg,  welche  die 
verschiedenen  Stämme  einer  und  derselben  Nation  mit 
eiüatoder  unterhalte*  *  um  das  Andenken  an  ihre  gemein- 
«elmftliche  Abstammung  von  Zeit  in  Zeit  feierlich  nn  er* 
neuem  und  sich  an  die  Pflichten  &a  erinnern  $  welche  ihnen, 
ala  Zweigen  eines  und  desselben  Stamme»,  gegenseitig 
eUiegen.  -*  Bin  soleher  Bund,  und  nicht  ein  Völker- 
bund ,  war  einst  in  Griechenland  der  Bund  der  Amphiktio- 
nen.  *J  E*** in  dOT  Kriegen  der  Griechen  mit  den  P4rsem 
bildet*  sich  tatet  den  Griechischen  Staaten  ein  Verhfiltnifs, 
welches  mit  dem  unter  den  Mitgliedern  eines  VölRerbomlw 
eintretenden  einige  Aehnlichkeit  hatte.  Zugleich^,  aber 
hatte  dieses*  Verhältnifs  so  vieles  Eigentümliche ,  dafs 
feine  kurze  Darstellung  desselben  dem  Gegenstande  des 


1)  Bs  gab  eise  Zeil,  4a  man  die  deutschen  Pnbllclsten  in  „Casa- 
riaser"  «ad  »ftiretaeria&er"  eintheiltef   (Gluckliche  Zeit!) 

S)  Die  Schreibart  des  Wertes  ist  zweifelhaft.  Einige  ichrelbeo,  wie 
im  Texte,  Amph  »ktioaen ;  (die  Herumwohnendett,)  Andere  Abh 
ebyktlonen,  von  Aaiphykftott ,  dem  angeblichen  Stifter  deu  Bun- 
de*. —    F.  W.  Tittmana,  über  den  Bttttd  de*  A.   Serlitt  ISIS. 
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umliegenden  Haarptstüekes  nicht  fremd  seyn  wird.  *)  Al- 
ya,  «i  Anfang  jener  Kriege  gelangte,  im  Drange  der  Um- 
frtftnde,  Athen,  der  damals  mächtigste  Griechische  Staat, 
OTT  Hegemonie  d.  i.  zur  Leitung  des  Heeres  der  Griechen 
gegta  den  gemeinschaftliche*  Feind.  Aach  nachdem  es 
dm  Griechen  gelangen  war ,  den  Feind  von  ihrem  Boden 
«u  vertreiben  und  die  Gefahr  nnr  noch  ans  der  Ferne  drohte, 
Mte  dennoch  der  Gedanke,,  dafs  ein  Griechischer  Staat 
die  -übrigen,  ein  Stamm  die  ganze  Nation  in  Beziehung 
auf  ihre  auswärtigen  Angelegenheiten  und  namentlich  in 
Verhfiltnifs  zu  den  Persern  zu  lenken  und  zu  leiten  habe, 
ftti  Volke  fort  Er  griff  sogar  mit  der  Zeft  mehr  nnd  mehr 
ins  Leben  ein;  ja  der  Kampf  nm  die  Hegemon!«?  oder  die 
!>ldherr)icMeit,  (denn  diese  wechselte  unter  den  Griechi- 
schen Freistaaten  so  wie  der  eine  oder  der  andere  (fieser 
Staaten  das  Uebergewicht  über  die  übrigen  erhielt,)  wurde 
endlich  der  Haupthebel  der  Griechischen  Politik.  So  heftig 
und  dauernd  war  dieser  Kampf,  dafs  in  ihm  eine  Haupt- 
ursache der  Erschöpfung  der  Griechischen  Freistaaten  lag, 
welche  dem  Könige  Philipp  von  Macedonien  den  Sieg  über 
die  Freiheit  der  Griechen  erleichterte.  Und  so  grofs  war 
das^  Gewicht ,  welches  die  Nation  auf  die  Hegemonie  legte, 
dafs  sich  selbst  Philipp  von  Macedonien ,  schon  im  Rathe 
der  Amphiktionen  der  Erste,  schon  Gebieter  in  Griechen- 
land, noch  zum  Feldherrn  der  Griechen  gegen  die  Perser 
ernennen  liefs,  um  die  Gewalt,  welche  der  Sieg  in  seine 
Hand  gelegt  hatte ,  in  eine  nach  den  Ansichten  der  Grie- 
chen rechtmässige  Gewalt  zu  verwandeln.  Gleichwohl  war 
die  Hegemonie  weniger  ein  Vorrecht  als  ein  Vorzug;  sie 
steigerte  weniger  die  Macht ,  als  das  Ansehn  und  den  Ein- 
flufs  des  Staates,  welcher  zu  ihr  gelangte.  So  unvoll- 
kommen war  der  Verein,  welcher  die  Grundlage  oder  die 
Folge  dieser  FeMfaerrtichkeit  war ,  dafs  er  Kriege  unter 
den  Griechen  selbst  eher  veranlafste  als  verhinderte.    Er 


*)  Heeren,  Ideen  über  die  Politik  etc.  der  vornehmsten  Völker 
der  alten  Welt,  Griechenland.    Aehter  Abschnitt. 
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stand  mit  der  Nationaleinheit  der  Griechen  in  einem  so  an- 
mittelbaren Znsammenhange  *  dafs  er  eben  so  viel  von  der 
Natur  eines  Nationalbundes  als  von  der  eines  Völkerbun- 
des hatte.  —  Auch  sonst  ist  die  Geschichte  reich  an  Bei- 
spielen von  Nationalvereinen.  80  bestand  einst ,  wie  ans 
Tacitus  berichtet  *")  >  ein  solcher  Verein  in  Deutschland  an- 
ter den  verschiedenen  Stimmen  der  Sueven.  —  Den  Par- 
theien und  dem  Zwecke  nach  von  Völkerbünden  verschie- 
den unterscheiden  sich  die  Nationalvereine  von  diesen  auch 
durch  die  Art  und  Weise ,  wie  die  Verbindung  aufserlkh 
unterhalten  wird.  Zu  bestimmten  Zeiten  kommt  die  Nation 
an  einem  Orte  zusammen,  welchen  die  Sage  geheiliget 
hat. *)  Den  Schutzgöttern  4er  Nation  werden  Opfer  ge- 
bracht. Es  folgen  Spiele  und  andere  Festlichkeiten.  Mit 
einem  Worte,  es  wird  ein  Familienfest  im  Grofsen  gefeiert. 


DRITTES  HAUPTSTÜCK. 

Van  den 
Bedingungen,  unter  welchen  Völkerstaaten  und 

enlstehn 

und 

von  den 
Gewährleistungen  für  die  Fortdauer  dieser  Vereine. 

Völkerstaaten  oder  Völkerbunde  entstehen  entweder 
s  0 ,  dafs  gewisse  Völker  einln  Staatsverein  oder  einen 
Bund  allererst  mit  einander  abschließen ,  oder  soß  dafs 
ein  einfacher  Staat  in  einen  Völkerstaat  übergeht  d.  i.  dafs 


1)  Tacit.  Germania,  c.  89.  —  8.  auch  ebend.  c.  40.  (Auch  hier 
ist  offenbar  von  einem  Nationalbunde  die  Rede,  welcherinehreT« 
norddeutsche  Völkerschaften  unter  »ich  begriff,  von  einem  Sunde, 
ans  welchem  sich  vielleicht  der  in  der  Geschichte  erst  später  her- 
vortretende Sachsenbund  entwickelte.) 

S)  So  erzahlt  Tacitus  von  den  Sueven :  Stato  tempore  coeuat  in  sil- 
vam  „auguriis  patrum  et  prisca  formidine  sacram"  —  in  einem 
Hain,  „durch  die  Weihe  der  Väter  und  altes  Grauen  geheiligt. u 
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sich  ein  Volk  in  mehrere  Völker  spaltet ,  diese  jedoch,  ver- 
einiget zu  einem  Völkerstaate ,  den  früheren  Verein  in  ei- 
ner andern  Gestalt  fortsetzen.  Auf  die  erstere  Weise  hat 
sich  z.  B.  der  Verein  gebildet ,  welcher,  wie  in  der  folgen- 
den Abtheilung  dieses  Buchs  gezeigt  werden  wird,  unter 
den  Völkern  des  heutigen  Europas  besteht  *)  •  Des  letz- 
teren Ursprungs  ist  z.  B.  die  Schweizer  Eidgenossenschaft, 
die  Union  in  Nordamerika,  der  Deutsche  Bund. 

Dafs,  wenn  sich  ein  Staat  in  mehrere  Staaten  spaltet, 
die  Theile  des  bisherigen  Ganzen  dennoch  als  Glieder  eines 
Völkerstaates  öder  Bundes  mit  einander  vereiniget  bleiben, 
Legt  so  ganz  in  der  Natur  der  Verhältnisse ,  dafs  man  sich 
unter  dieser  Voraussetzung  leichter  die  Entstehung  des 
neuen  Vereines ,  als  die  gänzliche  und  bleibende  Auflösung 
des  früheren  erklären  kann«  *)  Wenn  auch  das  äufsere 
Band,  welches  diese  Staaten  bisher  zu  einem  einzigen 
Staate  vereinigte ,  gelöst  oder  zerrissen  worden  ist ,  so 
giebt  es  doch  noch  andere  Bande ,  welche  ihnen  eine  poli- 
tische Verbindung,  wenn  auch  eine  anders  gestaltete,  zum 
Bedürfnisse  machen.  Sogar  kann  sich  der  Fall  so  stellen, 
dafs  einerseits  die  Errichtung  eines  Bundes  das  Mittel  ist, 
die  Auflösung  des  Staates  ins  Werk  zu  setzen  und  dafs 
andererseits  in  der  Verfassung  des  nun  aufgelösten  Staa- 
tes schon  der  Grundrifs  zu  der  dem  Bunde  zu  gebenden 
Verfassung  liegt.    (So  stellte  sich  z.  B.  der  Fall ,  als  sich 


1)  In  den  Zelten  des  Untergänge«  des  Weströmischen  Reichs  tritt  in 
Deutschland  Inet  plötnlich  der  Bund  der  Franken,  der  Bund  der 
Alemannen  und  der  Bund  der  Sachsen  herver.  Ueber  die  Entste- 
hung dieser  Vereine  giebt  uns  die  Ctoschichte  kaum  irgend  eine 
Auskunft.  Unstreitig  waren  sie  des  Im  Texte  nuerst  angeführten 
Ursprungs.  Vielleicht  wurde  jedoch  ihre  Entstehung  mehr  durch 
Kampfe  im  Innern  Deutschlands  als  durch  den  Kampf  gegen  Rom 
veraulalst. 

2)  Die  Spanisch- Sudamerikanischen  Kolonieen  sind  seit  ihrer  Tren- 
nung vom  Mutterlande  In  mehrere  Staaten  zerfallen,  unter  ande- 
rem deswegen,  weil  es  die  Politik  des  Mutterlandes  war,  diese 
Kolonieen  von  einander  getrennt  su  erbalten,  Zwietracht  und 
Eifersucht  unter  ihnen  zu  stiften. 

Zaehariä,  vom  Staate.     V.  « 
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Staaten  der  Union  ven  Gr+febritamien  tssrissen.}  Hit 
einem  Worte ,  ein  VSlkerstaat  erier  Bond ,  der  anf  diese 
Wti**  entsteht,  hat,  schon  ww  seinen  Ursprung  betriff, 
eine  Geschichte.  Aueh  verbürgen  ihm  dieselben  Ursa- 
che», welehea  et  seine  Entstehung  verdankt,  zugleich 
seine  Daten  —  Von  dieser  Art,  wie  solche  Vereine  ent- 
stehen könne»,  wird  in  der  Folge  weiter  nicht  die  Rede 
seyn. 

Schwieriger  ist  die  Entstehung  dieser  Vereine  unter 
der  entgegengesetzten  Voraussetzung  auf  ihre  Ursachen 
Mfdckiuföhven.  —  Zwar  icheinen  dieselben  Gründe ,  wel- 
che die  einzelnen  Manschen  nöthigen ,  ihr  Heil  im  Staate 
no  sn^hen  *  nach  die  Volker  na  demselben  Entschlüsse  be- 
stimmen, nn  iaisstil.  Ja ,  aoeh  angenommen ,  dafa  ein  Volk 
führ  die  Unvertetnliehkeit  seines  Rechte  weniger ,  ata  der 
einzelne  Menseh  für  seine  Sicherheit  im  Stande  der  Natur 
»u  furchten  hnt ,  so  droht  doch  ein  Krieg ,  welcher  inter 
Yilkern  ausbricht,  einer  Unnahl  Menschen  zugleich  Tod 
«nd  Verderben ,  und  so  wirken  doch  die  Ursachen ,  welche 
die  Menschen  überhaupt  enteweien,  als  Ursachen  der  Kriege 
unter  Völkern ,  im  Srofsen  und  in  neuen  Gestalten.  So  bat 
es  z.  B.  dm  Völkern  des  Nordens  von  jeher  mid  überall, 
(in  Suropa,  in  Asien,  in  Amerika,}  nadh  den  Schätzen 
des  Südens  gelüstet.  —  Allein,  wenn  che  Mensehen  fast 
überall*),  die  Völker  nnr  ausnahmsweise  zn  Staaten  ver- 
einiget sind,  so  erklärt  sich  dieser  Unterschied  daraus, 
dafe  nicht  leicht  jemand  gehorcht,  wenn  er  nicht  gehor- 
chen mufs.  f Gehorsam  ist,  wie  —  naoh  Brown  —  das 
Leben,  ein  gezwungener  Zustand.)  feinem  Volke  aber 
dringt  sich  die  Nothwendigkeit ,  Ruh'  u\nd  Friede  mit  einem 
Theile  seiner  Selbstständigkeit  au, erkaufen,  in  dem  Grade 
weniger  auf,  als  dem  einzelnen  Menschen,  in  welchem  es 
mächtiger  als  ein  einzelner  Mensch  ist     Wäre  auch  das 


*)  Ausnahmen  findet  man  nur  bei  Stammen ,  Weifen*  den  Thiere  naaer 
stehen ,  als  dem  Menschen ,  oder  Welchen  dito  Ungunst  des  Elia*'* 
oder  dte  Unfruchtbarkeit  des  Landes  kein  anderes  4ttsammenlebcB> 
als  das  in  Familien,  gestattet 
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Volk  nicht  eine  Macht  der  ersten  Gröfee,  so 
doch  eine  jede  Macht  ihre  Kräfte-  Ja,  wäre  auch  das  Volk, 
als  ein  Ganzes  betrachtet ,  noch  so  friedliebend,  so  ist  doch 
die  Regierung,  im  Innern  des  Gebietens  gewohnt,  schwer- 
lich geneigt,  ihre  Selbstständigkeit  in  den  auswärtigen 
Verhältnissen  aufzugeben«  —  Das  ist  die  Auflösung  des 
Räthsels  1 

Es  mnfs  daher,  wenn  sich  Völker  entschliefsen  sollen, 
in  einen  Staatsverein  oder  in  einen  Bund  mit  einander  zu 
treten,  die  Gefahr,  die  ihnen  von  aufsen  droht,  aus  beson- 
deren Gründen  so  grofs  und  so  dringend  seyn,  dafs  die 
Furcht  jeden  Widerwillen  zu  überwinden  vermag.  Und 
die  Gefahr  ist  von  dieser  Art ,  wenn  entweder  eine  Anzahl 
Staaten  von  einem  ihnen  bei  weitem  überlegenen  Nachbar 
(oder  auch  von  mehreren}  gemeinschaftlich  und  auf  die 
Dauer  bedroht  werden  oder  wenn  eine  Anzahl  Staaten  in 
einem  Verhältnisse  zu  einander  stehn,  dafs  einer  deü  an« 
dern  in  einem  jeden  Augenblicke  zu  fürchten  hat,  keiner 
aber  mächtig  genug  ist,  um  den  übrigen  die  Spitze  zu 
bieten.  Auf  die  eine  oder  auf  die  andere  dieser  Ursachen 
(oder  auch  zuweilen  auf  beide  Ursachen  zugleich")  kann 
man  die  Ursprünge  eines  jeden  Völkerstaates  oder  Bun- 
des, er  gehöre  der  Vergangenheit  oder  der  Gegenwart  an, 
zurückführen.  Selbst  die  Völkerstaaten  machen  nicht  eine 
Ausnahme  von  der  Regel ,  welche  ein  geoffenbartes  Recht 
zur  Grundlage  haben  oder  hatten.  Die  Offenbarung  ist 
dann  nur  das  Gewand,  in  welches  das  aus  dem  Interesse 
der  unter  dem  Vereine  begriffenen  Völker  eingekleidet 


Jedoch,  selbst  wenn  diese  Bedingungen  der  Entste- 
hung eines  Völkerstaates,  die  eine  oder  die  andere  oder 
beide  zusammen,  gegeben  sind,  mufs  noch  immer  eine 
weitere  Bedingung  hinzukommen,  wenn  ein  solcher  Verein 
zu  Stande  kommen,  oder  wenigstens,  wenn  er  von  Dauer 
seyn  soll.  Diese  Bedingung  ist,  dafs  die  Völker,  welche 
einen  solchen  Verein  unter  sich  abschliefsen  wollen  oder 
abgeschlossen  haben ,  ein  jedes  derselben  für  sich  betrach- 
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tet,  auch  ihrem  inneren  Zustande  nach  einander  ver- 
wandt seyn  müssen.  Denn  die  Centrifugalkraft ,  welche 
sie  aus  einander  treibt ,  ist  zu  mächtig ,  als  dafe  ihr  die 
auswärtigen  Staatsinteressen  die  Waage  halten  könnten. 
Ein  Völkerstaat  mufs  in  so  fern  einem  Volke  gleichen ,  das 
in  der  That  und  Wahrheit  ein  Ganzes  ist.  Die  Mitglieder 
eines  solchen  Vereines  müssen,  was  ihre  Nationalität,  (and 
besonders  in  dieser  Beziehung  ,)  —  ihre  Verfassung  —  ih- 
ren Glauben  —  ihre  Handelsinteressen  — -  ihre  Kultur  und 
Civilisation  betrifft,  gleich  als  ein  Volk  betrachtet  werden 
können.  Jedoch  ist  das  nicht  so  zu  deuten,  als  ob  eine 
jede  Verschiedenheit  oder  Ungleichheit  oder  Partheiung 
unter  ihnen  mit  dem  Gedeihen  des  Vereines  unvereinbar 
wäre  oder  als  ob  nicht,  nach  Zeit  und  Umständen,  eine 
Ausnahme  von  der  Regel  dem  Ganzen  vorteilhaft  seyn 
kennte«  Sind  doch  selbst  in  einem  einfachen  Staate  Ein- 
heit und  Mannigfaltigkeit,  Einigkeit  und  Partheiung  mit 
einander  vereinbar.  So  steht  z.  B.  der  Deutsche  Bund  al- 
lerdings deswegen  fester  als  ds,s  Deutsche  Reich ,  weil  es 
unter  seinen  Mitgliedern  eine  weit  geringere  Zahl  Frei- 
staaten giebt,  als  es  unter  den  Ständen  des  Deutschen 
fleiches  gab.  Aber ,  wenn  auch  die  vier  freien  St&dte  des 
Deutschen  Bundes  noch  immer  ein  fremdartiger  Zusatz  zu 
dem  Deutschen  Bunde  zu  seyn  scheuten,  so  können  sie 
doch ,  als  Freihafen  für  den  Handel  mit  dem  Auslande ,  den 
Stützen  des  Deutschen  Bundes  beigezählt  werden.  *  ) 

Ein  Völkerstaat  oder  Bund,  der  schon  längere  Zeit 
bestanden  hat,  hat  in  sich  selbst  eine  Bürgschaft  für  seine 
Fortdauer.  Je  ausgedehnter  das  Gebiet  des  Vereines  und 
je  gröber  die  Zahl  seiner  Mitglieder  ist ,  desto  stärker  ist 
Bürgschaft. 


*)  Man  kann  daher  die  Präge  aufwerten,  ob  es  nicht  rathsam  ge- 
wesen wäre,  die  freie  Stadt  Frankfurt  tum  Eintritt  in  den  Pren- 
f «Jachen  Mauthverein  nicht  sn  veranlagten. 
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VIERTES  HAUPTSTÜCK. 

Von  der 
Verfassung  einet  Völkerstaates. 

Die  verschiedenen  möglichen  Verfassungsformen,  wel- 
che in  dem  dritten  Bande  dieses  Werkes  unter  der  Voraus- 
setzung einfacher  Staaten  aufgezählt  worden  sind ,  können 
auch  die  eines  Völkerstaates  seyn.  Es  kann  also  ein  Völ- 
kerstaat z.  B.  eine  monarchische  oder  eine  aristokratische 
oder  eine  demokratische  Verfassung  haben  d.  L  es  kann  in 
einem  solchen  Staate  entweder  einem  Staate  oder  eini- 
gen Staaten  oder  der  Gesammtheit  der  Staaten  des 
Vereines  die  höchste  GewalJ  zustehn.  Und  die  Geschichte 
lehrt ,  dafs  der  Plan ,  Völker  zu  einem  Staate  zu  vereini- 
gen ,  bald  in  dieser  bald  in  einer  anderen  Gestalt  in  Voll- 
ziehung gesetzt  werden  ist  *) 

Ein  Völkerstaat  kann  in  der  Form  der  Monarchie  nur 
unter  der  Bedingung  auf  die  Dauer  bestehn,  dafs  ein 
Staat  den  übrigen  Staaten  des  Vereines  zusammen  an  Macht 
überlegen  ist,  —  in  der  Form  der  Aristokratie,  dafs 
einerseits  dasselbe  Uebergewicht  bei  einigen  Staaten  des 
Vereines  ist  und  dafs  andererseits  unter  diesen  Staaten 
ein  Gleichgewicht  der  Macht  eintritt,  —  endlich  in  der 
Form  der  Demokratie,  dafs  alle  Staaten  des  Vereines 
einander  an  Macht  ohngefähr  gleich  sind,  dato  sich  also 
das  Gleichgewicht  der  Macht,  von  welchem  in  dem  zwei- 
ten Falle  die  Fortdauer  der  Verfassung  nur  beziehungs- 
weise abh&ngt,  auf  alle  Staaten  des  Vereines  erstreckt. 
Diese  Bedingungen ,  unter  welchen  ein  Völkerstaat  bald 
diese  bald  eine  andere  Verfassung  haben  kann ,  sind  keine 
anderen ,  als  die ,  von  welchen  auch  in  den  einfachen  Staa- 
ten die  Verschiedenheit  der  Verfassungsformen  abhingt 
oder  abhängen  sollte.     Aber  eine  Verfassungsform,  wel- 


*)  Ich  beziehe  mich  einstweilen  auf  da«,  was  in  der  zweiten  Ab- 
theilung  dieses  Bachs  von  dem  Wechsel  der  Verfassung  des  Eu- 
ropäischen Vöikerstaates  gesagt  werden  wird. 
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che  nicht  die  Machtverhältnisse  zur  •Grundlage  hat,  die  un- 
ter den  Mitgliedern  des  Staatsvereines  bestehn ,  kann  sich 
noch  eher  in  einem  einfachen  Staate ,  als  in  einem  Völker- 
staate behaupten.  Denn  über  jenen  vermag  die  Kunst 
mehr,  als  aber  diesen;  dieser  bedarf  mehr,  als  jener,  eines 
freiwilligen  Gehorsams.  (Doch  lehrt  das  Beispiel  der  Völ- 
kerstaaten gleichsam  im  Groben ,  was  auch  den  einfachen 
Staaten  kl  dieser  Besiehung  noth  thue.)  Nichts  gefährdet 
daher  die  Fortdauer  eines  Völkerstaates  so  sehr ,  als  wenn 
seine  Verfassung  mit  der  relativen  Macht  der  einzelnen 
«nter  dem  Vereine  begriffenen  Staaten  in  Widersprach 
steht.  An  diesem  Fehler  Iftt  die  Deutsche  Reichsverfas- 
simg, nachdem  sich  das  Deutsehe  Reich  entschieden  in  ei- 
nen Völkerstaat  oder  Völkerbfnd  verwandelt  hatte.  Da- 
her z.  B.  die  feindliche  Stellung  des  Hauses  Brandenbarg 
gegen  diese-  Verfassung. 

Eine  jede  dieser  verschiedenen  Verfassungsformen, 
welche  ein  Völkerstaat  habe«  kann,  hat  einen  Keim  des 
Verderbens  in  sich.  (Auch  in  dieser  Beziehung  erin- 
nert das  Schicksal  der  Völkerstaaten  an  das  der  einfachen 
Staaten.)  —  Die  monarchische  Form  setzt  den  Volkerstaat 
der  Gefahr  ans ,  dafs  er  sich  in  einen  einfachen  Staat  ver- 
wandle. —  Hat  ein  Völkerstaat  eine  aristokratische  Ter- 
fassung,  so  ist  es  um  ihn  geschebn,  wenn  es  unter  den 
Mächten  ?  welche  in  seinen  Angelegenheiten  die  entschei- 
dende Stimme  haben,  zu  einer  Spaltung  kommt.  (Die 
Bürgschaft  für  die  Fortdauer  des  Deutschen  Bundes  ist  die 
Einigkeit  zwischen  Gestenreich  und  Preufsen.)  —  Ist  die 
Verfassung  eines  Völkerstaates  das  Analogon  einer  Demo- 
kratie, so  kann  und  wird  es  nicht  an  inneren  Unruhen  feh- 
len, weiche  die  Einheit  des  Staates  bedrohn  oder  wenig- 
stens geinen  Zweck  vereiteln. 

Wie  auch  die  Verfassung  eines  Völkerstaates  ihrer 
Grundform  nach  beschaffen  sey,  allemal  verdient  die 
einfachere  Organisation  vor  einer  zusammengesetz- 
teren den  Vorzug.  Formen  sind  ein  treffliches  Mittel,  der 
Herrscher willkühr  einen.  Damm  entgegenzusetzen.    Aber 
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in  einem  Vftlketataate  ist  sieht  die**  Modern  <Ke  Uftbehol- 
ftaheit  zu  ffirehien,  mit  wdeher  steh  ein  m  kuastiieher  and 
ein  so  zusammengesetzter  Körper,  wie  ein  V  Wkerartaat  is  t? 
bewegt.  Da  ist  meto  die  Ungezwungenheit  diplamatfiMJher 
Verhandlungen  an  Ihrer  Stelle.  Man  kamt  daher  die  Frage 
aufwerten ,  ob  Ae  Verfifcsttng  de»  deutschen  Bunte*  fliM- 
dorch  gewonnen  bat*  daß  sie  die  Bttode&versfcittaitang  fr 
den  engeren  Rath  and  in  das  Plenum  eihtheflt.  fJcddeh 
stellen  eich  die  Verhältnisse  in  der  Wirklichkeit  *o  j  dafc 
diese  Eintheilung  kaum  irgend  einen  Nachtheil  Air  die  Be* 
aehlennigung  der  Verbandhingen  hat.) 

Wie  die  Gesetze  eines  einfachen  Staate«  AU  pertfrn* 
«che  Freiheit  der  einzelnen  Uftterthaaen  beschränken  kfttf* 
nen  9  so  können  auch  die  eine*  VttkeretaatW  feiaän  jeflfeft 
mater  dem  Vereine  begriffenen  Staate  die  VerbÜidlicM£it 
auferlegen ,  seine  Verfassung  nicht  ohne  ZnatÜrtöHutg  dfeA 
Vereines  abzuändern*  Angenommen  nun,  dafe  *ie  *fiie 
Vorschrift  dieser  Art  enthatten,  M  itt  «rntofet  sfttfrtftffraft} 
dafe,  wenn  der  eine  oder  der  andere  Jfener  Staaten  difes* 
Vorschrift  wertetet,  der  Regierung  dtfc  tglkerstaäfeä  ein 
„Interventionsrecht"  zustehe.  Jedoch  auch  unter  der 
entgegengesetzten  Voraussetzung  steht  einem  Völkerstaate 
dasselbe  Recht  zn.  Denn  es  kann  einem  solchen  Staate 
auf  keinen  Fall  gleichgültig  aeynT  pb  dte  Alfter  ihm  begrif- 
fenen Staaten  ihre  bisherige  Verfassung  beibehalten  oder 
aber  sie  einseitig  abändern.  Am  wenigsten  kann  er  gleich* 
ffiltig  anseht*  7  wen»  in  dem  einen  «der  fa  dem  ahdern 
Staate  eine  Revolution  aasbmcfat  «der  «unantaecben  droht: 
Dean  eine  solche  Begebenheit  erschüttert  allemal  die  Ve** 
faeeungmid  die  Macht,  ja  aie  bedreht  tbgatt  die  Fartdaaer 
de»  Vereines  v  als  etneeGanzeifc    •   '• 

Aiies  das  also ,  waa  in  4em  varigen  üeehe  £tm  Natur- 
fechte)  gegen  das  Interveatidnsreebt  an-' «tfd  ausgefihrt 
woadea  int,  int  aaf  eint»  Völfcersteat  nicht  anwendttu*. 
Vielmehr  steht  dieses  Recht  de*  Regterang  ehves  »fliehen 
Staaten  eben  so  unbedingt  und  at) besehrankt  zn,  wie  da» 
Recht ,    Gewalttätigkeiten  «nter  den  Mitgliedern  des 
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Vereines  20  verhindern.  Wenn  daher  unter  den  Staaten 
des  heutigen  Europa'*  so  häufig  über  das  Recht  der  Inter- 
vention gestritten  wird,  so  gilt  der  Streit  in  der  That  der 
Frage,  ob  das  anter  diesen  Staaten  bestehende  Verhältnis 
naeb  den  Grundsätzen  des  Naturrechts  oder  nach  denen 
des  Staatsrechts  zu  beurtheilen  sey.  Dafs  in  dem  heuti- 
gen Europa  der  Grundsatz  der  Nichtintervention  eben  so 
oft  verletzt  als  aufgestellt  wird ,  ist  der  beste  Beweis ,  dafs 
sich  Jenes  Verhältnifs  der  Idee  eines  Völkerstaates  wenig- 
stens nähere. 

Uebrigens  ist,  was  Interventionen  betrifft,  nur  die 
Rechtsfrage  in  dem  Obigen  erörtert  worden.  Eine  an- 
dere Frage  ist  die,  ob  es  in  einem  gegebenen  Falle  rath- 
a am  sey,  von  dem  Interventionsrechte  Gebrauch  zu  ma- 
chen. Die  Beantwortung  dieser  Frage,  einer  Frage  der 
Politik ,  hängt  von  dem  mehr  oder  weniger  genauen  Zu- 
sammenhange ab,  in  welchem  die  Verfassungsangelegen- 
heiten der  einzelnen  unter  dem  Vereine  begriffenen  Staaten 
oder  des  in  dem  gegebenen  Falle  unmittelbar  betheiligten 
Staates  mit  dem  Interesse  der  Gesammtheit  stebn. 


FÜNFTES  HAÜPTSTÜCK. 

Das  Regiei-ungsrecht  eines  Völkerstaates. 

Aus  dem  Wesen  eines  Völkerstaates  oder  Bundes  er- 
giebt  sieh  für  das  Begiearungsrecht  eines  solchen  Vereines 
der  Grundsatz:  Staaten,  welche  sich  zu  einem 
Völkerstaate  oder  Bunde  vereiniget  haben,  be- 
halten ihre  Selbstständigkeit  in  ihren  inneren 
Regier ungsangelegenheiten,  sie  verlieren  sie 
in  ihren  auswärtigen  Angelegenheiten.  Denn  nur 
unter  der  Bedingung, ,  dafs  sie  ihre  Selbstständigkeit  in 
der  einen  Beziehung  behalten  und  in  der  andern  verlieren, 
ist  der  Verein  einerseits  nicht  ein  einfacher  Staat  und  an- 
dererseits doch  ein  Völkerstaat  oder  Bund. 
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Also  erstens:  Ein  jeder  der  unter  einem  sol- 
chen Vereine  begriffenen  Staaten  ist  nnd  bleibt 
unabhängig  in  seinen  inneren  Regierangsange- 
legenheiten. —  Es  beruht  dieser  Satz  nicht  blos  auf 
dem  Wesen  sondern  zugleich  auf  dem  Interesse  eines 
Völkerstaates  oder  Bundes.  Denn  eine  jede  Fessel ,  wel- 
che den  Staaten  des  Vereines  ohne  Noth  angelegt  wird, 
ist  für  diese  Staaten  zugleich  eine  Verleitung ,  dem  Ver- 
eine überhaupt  abtrünnig  zu  werden.  Der  Tarif,  durch 
welchen  vor  einigen  Jahren  der  Kongrefs  der  Nordameri- 
kanischen Union ,  zur  Beförderung  der  inneren  Industrie , 
die  Einfuhr  gewisser  Fabrikate  mit  hohen  Zöllen  belastete, 
hatte  fast  die  Auflösung  der  Union  zur  Folge  gehabt  — 
Jedoch  leidet  die  aufgestellte  Regel  in  so  fern  eine  Aus- 
nahme ,  (wenn  anders  nicht  diesfe  Beschränkung  der  Regel 
schon  auf  ihrem  Grunde  beruht  ,3  als  ein  Völkerstaat  aller- 
dings berechtiget  ist ,  seine  Mitglieder  gegenseitig  zur 
Befolgung  der  Grundsätze  zu  verpflichten,  welche  das 
Weltburger-  und  das  Staatenrecht  über  das  Verhaltnifo 
zwischen  dem  In-  und  dem  Auslande  enthält ;  (vgl.  die  fol- 
genden beiden  Bücher  des  vorliegenden  Bandes}  als  mit- 
hin die  Gesetzgebung  eines  Völkerstaates  z.  B.  vorschrei- 
ben kann,  dafs  unter  den  Staaten  des  Vereines  Freiheit 
der  Aus-  und  Einwanderung ,  Freiheit  des  Handelsverkeh- 
res, Sicherheit  des  literarischen  Eigenthumes,  Vollzieh  - 
barkeit  der  im  Auslände  gesprochenen  Urtheile  Rechtens 
seyn  solle*  *)  Denn  in  so  fern  handelt  es  sich  von  Mafs- 
regeln,  welche  eben  so  nothwendig  sind,  die  unter  dem 
Vereine  begriffenen,  Staaten  durch  ihre  inneren  Interessen 
mit  einander  zu  vereinigen,  als  Zwiespalt  unter  diesen 
Staaten  zu  verhindern. 

Zuteilen*:  Ein  jeder  unter  einem  Vereine 
dieser  Art  begriffene  Staat  verliert  seine  Selbst- 
ständigkeit, was  seine  auswärtigen  Angelegen- 


*)  Die  Gesetze  des  Deutschen  Bundes  enthalten  mehrere  Bestimmun- 
'  gen,  welche  dieser  Ansieht  entsprechen. 


betten  betrifft  —     Zwar  Erstreckt  sich  dieser  Satz, 
fsiteAg  genommen,  nur  auf  das  Recht  des  Krieges  und 
de*  Friedens.  *)    Jedoch  ist  allemal  das  Interesse  und 
selbst  die  Fortdauer  eines  Völkerstaates  gefährdet,  dessen 
Verfassung  den  einzelnen  Mitgliedern  des  Vereines  gestat- 
tet ,  unter  sich  oder  mit  andern  Völkern  in  ein  jedes  Ver- 
faMtnib  zu  treten ,  welches  sieh  auf  das  Recht  des  Krieges 
und  des  Friedens  nicht  unmittelbar  bezieht ,  also  z*  B.  un- 
ter sich  oder  mit  andern  Völker«  eine  jede  Art  von  Vertra- 
gen einzugehen ,  welche  nicht  unmittelbar  das  Recht  des 
Kriege»  und  des  Friedens  nu  ihrem  Gegenstände  haben. 
(Ilaher  hat  «.  B.  die  Verfassung  der  Xerdamerikaniscben 
(Jmm  eine  YeUkommaefie  Organisation  9  als  die  der  Seh we»- 
aer  Eidgenossenschaft.)  Denn  beschrankt  man  die  Abhän- 
gigkeit der  Bestaudtheile  eines  Voikerstaates  ven  dem  Gan- 
gen auf  das  Recht  des  Krieges  und  des  Friedens,  —  wie 
iafet   sieh  zwischen  den  auswärtigen  Angelegenheiten, 
welche  von  dem  Vereine  zn  erledigen  sind ,  und  denen  >  in 
«reldhea  die  einzelnen  Staaten  des  Vereines  -ihre  Selbst- 
ständigkeit behalten ,  eine  genugsam  bestimmte  Scheidünie 
niehn  ?  oder  wie  kann  man  dem  Vereine  zmnnthen,  fieehte 
no  vertheidigen ?  welche  ahne  scän  Zuthnn  ven  dam  einen 
nder  ven  dem  andern  seiner  Mitgliedes,  erintorben,    oder 
VerihndHohkeiten  in  Vollziehung^zu  setzen,  welche  iq  der- 
selben ATt  eingegangen  worden  sind?  oder  ist  ndekft  unter 
derselben  Voraussetznng  die  Einheit  der  Interessen  ge- 
fährdet r  welche  eine  se  wesentliche  Bedingung  des  Ge- 
deihens eines  solchen  Vereines  ist  ?   (Man  kann  daher  nur 
bedanem,  dafe  sie tr dem  Frtufeisehan.Mantfcveveine  nicht 
alle  Staaten  des  Vereine»  *)  angsseUesscnt  haften.)    Anf 


1)  Der  Ausdruck:  Recht  des  Krieg** und  des  Friedens,  Ist  hier  in 
«einer  engeren  Bedeutung  an  versiebt»,  —  also  -nur  ven  den 
JEtoohte,  Krieg  *u  führen,  Frieden  ***oUieJfen,  neutoü  *»  Met- 
ben,  Verbindlichkeiten  einzugehn,  die  sich  unmittelbar  aut  den 
Krieg  beziehn,  u.  s.  w. 

2)  Die  freien  Städte  and  die  Staaten  des  fiansas  Oeeterreioh  jedoch 
ausgenommen. 
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jeden  FaH  «oute  ein  Völkerstaat  die  besonderen  Verträge  , 
welche  seine  Mitglieder  anter  sich  oder  mit  anderen  Regie- 
rungen abschliefsen  könnten ,  von  seiner  Genehmigung  auf 
irgend-  eine  Weise  abhängig  machen.  —  Jedoch  fibersehe 
man  bei  diesen  und  bei  ähnlichen  Bemerkungen  nicht ,  dafs 
Diplomaten  durch  so  viele  Verhältnisse  und  Bücksichten 
gefesselt  sind ,  dafe  ihnen  weit  mehr  das ,  was  ihnen  ge- 
lingt, zum  Verdienste,  als  das,  was  sie  der  Nachwelt 
überlassen ,  zur  Schuld  anzurechnen  ist. 

Die  einzelnen  Staaten,  aus  welchen  ein  Völkerstaat 
oder  Bund  besteht,  mögen  nun,  was  ihre  auswärtigen  An- 
gelegenheiten betrifft,  in  dem  Vereine  schlechthin  oder  nur 
in  Beziehung  auf  das  Recht  des  Krieges  und  des  Friedens 
betrifft ,  aufboren ,  selbstständige  Staaten  zu  seyn ,  allemal 
maus  dem  Vereine  eine  Macht  zu  Gebote  stehn,  durdb 
welche  er  Ruhe  im  Inneren  Frieden  nach  Aufsen  erhalten 
kann.  Die  schwache ,  Seite  eines  jeden  Vftkerstaates 
oder  Bunde*!  Ist  der  Verein  wegen  der  Mittel,  deren 
es  zur  Herstellung  einer  ätfseren  Macht  bedarf,  an  die 
Geldbeiträge  und  Mannschaftskentingente  der  einzelnen 
Staaten  des  Vereines  verwiesen ,  so  steht  er  in  einer  Ab- 
hängigkeit theils  von  dem  guten  Willen  theils  von  den 
inneren  Einrichtungen  dieser  Staaten ,  welche  mit  dem  In-* 
teresse  seiner  Macht  schwer  zu  vereinigen  ist.  Ist  er  be- 
rechtiget, Steuern  unmittelbar  auszuschreiben  und  zu  er- 
heben ,  und  selbst  ein  Heer  aufzustellen ,  so  ist  umgekehrt 
die  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Staaten,  auch  die  in 
ihren  inneren  Angelegenheiten ,  gefährdet.  In  dem  einen 
wie  in  dem  andern  Falle  ist  ein  Zwiespalt  zwischen  dem 
Vereine  und  seinen  Mitgliedern  zu  besorgen.  In  dem  einen 
wie  in  dem  anderen  Falle  bedarf  das  stärkere  Gewicht  ei- 
nes Gegengewichts.  *) 

Ein  Völkerstaat  mag  schlechthin  oder  nur  in  Beziehung 
auf  das  Recht  des  Krieges  und  des  Friedens  der  Idee  eines 


*)  Von  welcher  Art  diesen  Gegeagewiekt  tyu  könne ,  km»  umw 
beziehungsweise  aus  der  Kriagsverfassung  des  Deutschen  Bunde« 
«ad  aus  der  der  BfordanerHcMisetoii  ttoioa  eetnetatco. 
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Staates  entsprechen ,  allemal  ist  der  Verein  im  Verhältnifs 
zu  andern  Völkern  (oder  Völkers  tasten)  gleich  als  ein 
Volk  ,zu  betrachten.  Es  kann  also  ein  solcher  Verein ,  als 
eine  Gesammtheit,  Gesandte  an  auswärtige  Regierungen 
abordnen  and  von  ihnen  annehmen ,  Verträge  mit  andern 
Völkern  abschliefsen,  Krieg  führen  and  Frieden  schliefsen 
a«  s.  w.  Eben  so  hat  ein  solcher  Verein  seine  Mitglieder 
gegen  andere  Völker  in  denselben  Fällen  and  Beziehun- 
gen zu  vertreten ,  in  welchen  diese  Verbindlichkeit  einem 
Volke  wegen  der  einzelnen  Mitglieder  der  Volksgemeinde 
obliegt.  —  Wenn  den  einzelnen  za  einem  Völkerstaate 
vereinigten  Völkern  die  Eigenschaft  einer  moralischen  Per- 
son zukommt,  so  kommt  dieselbe  Eigenschaft  auch  dem 
Vereine  zu ,  in  welchem  und  durch  welchen  jene  Völker 
ihr  Recht  des  Krieges  and  des  Friedens  ausüben.  So  an- 
vollkommen auch  ein  Völkerstaat  der  Idee  eines  Staates 
entsprechen  mag ,  er  ist  dennoch ,  in  dem  Interesse  des 
Rechts ,  einem  Volke  glejchzuacbten«  Mit  diesem  Resultate 
steht  das  Europäische  Völkerrecht  in  Uebereinstimmiing, 
wenn  es  z.  B.  den  Deutschen  Bund  als  eine  Macht ,  die  un- 
ter ihm  begriffenen  Völkerschaften  gleich  als  ein  Volk  be- 
trachtet. 

Wenn  jedoch  die  Mitglieder  eines  solchen  Vereines, 
abgesehn  von  dem  Rechte  des  Krieges  und  des  Friedens, 
im  Verhältnifs  zu  andern  Völkern  zugleich  ([mehr  oder  we- 
niger) selbstständige  Staaten  sind ,  so  können  sie  in  dem- 
selben Verhältnisse,  so  weit  ihre  Selbstständigkeit  geht, 
als  „halbsouveraine"  Staaten,  (als  etats  mi-souverains,3 
auf  dieselben  Rechte ,  wie  schlechthin  selbstständige  Staa- 
ten ,  Anspruch  machen.  Der  Umfang  dieser  Rechte  aber, 
—  oder  der  an  sich  nur  negative  Begriff  eines  halbsouve- 
rainen  Staates,  —  kann  nur  durch  Verträge  oder  durch 
positive  Gesetze  seine  Bestimmung  erhalten. 

Da  Einigkeit  unter  den  Mitgliedern  eines  Völkerstaates 
oder  Bandes  selbst  die  oberste  Bedingung  (die  conditio 
sine  qua  non)  des  Bestehens  und  der  Erfolge  eines  solchen 
Vereines  sind,  so  haben  die  Gesetze  des  Vereines  vor  al- 
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len  Dingen  auf  organische  Einrichtungen  für  die  gütliche 
Beilegung  oder  für  die  rechtliche  Entscheidung  der  Rechte- 
Streitigkeiten  Bedacht  zu  nehmen  9  welche  unter  den  Ver- 
einsgenossen entstehen  könnten.  Der  schwierigste  Thefl 
dieser  Aufgabe  ist  der,  welcher  die  Bestellung  eines 
Staatsgerichtshofes  betrifft.  Die  Aufgabe  ist  in  so 
fern  bald  so  bald  anders  zu  lösen ,  je  nachdem  es  die  in  der 
Erfahrung  gegebenen  Verhältnisse  gestatten  oder  fordern. 
Diese  Verhältnisse  können  es  sogar  unmöglich  und  mithin , 
(denn  nur  was  ausfuhrbar  ist,  ist  rathsam,)  unrithlich 
machen,  in  die  Verfassungsurkunde  eines  Völkerstaates 
einen  Staatsgerichtshof  aufzunehmen.  In  dem  Europäischen 
Völkerstaate  sind  alle  Gewalten  in  den  fünf  Europäischen 
Hauptmächten  vereiniget  Dafs  jedoch  die  Aufgabe  nicht 
schlechthin  unauflösbar  sey ,  beweist  z.  B.  die  Verfassung 
der  Nordamerikanischen  Union ,  die  der  Schweizer  Eid- 
genossenschaft  ,  die  des  Deutschen  Bundes.  *) 


ZWEITE  ABTHEILUNG. 

Der  Europäische  Völkerstaat. 

PERIODEN 

der  Verfassungsgeschichte  dieses  Staates. 

ERSTE  PERIODE. 

Das  Mittelalter.  —  Entstehung  des  Europaischen  Völker- 
staates.   Er  erhält  eine  monarchische  Verfassung.    Sein 
Oberhaupt  ist  ein  geistlicher  Herr,  —  der  Pabst.  *) 

Das  Weströmische  Reich ,  «—  gealtert ,  einer  Verjün- 
gung unfähig,  entvölkert,  seiner  Verfassung  und  Regie- 


1)  Die  Fragt,  welche  einst  auf  dem  Deutschen  Bundestage  (toh 
Preuisen)  aufgeworfen  werde,  ob  sieh  die  Kompetenz  des  Bun- 
des-Austrfigal-Oeriohts  auch  auf  Beehsstreitlgkeitea  „politischer 
Art"  erstrecke,  war  för  den  Band  eine  Lebensfrage. 

ft)  J.  Chstpn.  Mayer,  aber  die  beiden  höchsten  Worden  des  h. 
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rang  er  sättiget,  —  war  endlich,  nach  einem  langen  und 
schweren  Todeskampfe,  der  hartnäckigen  Tapferkeit  der 
Deutschen  erlegen*  Als  sich  der  Sturm  einigermafsen  ge- 
legt, das  Chaos  einige  Gestalt  und  Ordnung  gewonnen 
hatte  ,  war  in  Europa  eine  neue  Welt  aus  den  Trümmern 
der  alten  hervorgegangen.  - 

Per  bei  weitem  gröfste  Theil  des  Europäischen  Bodens 
war  in  dem  Besitze  zweier  grofser  Nationen,  —  der  Ger- 
manen *)  und  der  Slaven  oder  Sarmaten. 

Die  Germanen  hatten  in  dem  Westen  von  Europa, 
die  Slaven  im  Osten  ihre  Wohnsitze.  —  Jene  bewohn- 
ten Deutschland  *} ,  Danemark ,  Norwegen  und  Schwe- 
4  den.  England,  einen  Theil  von  Schottland,  Frankreich, 
Spanien1,  Portugal,  Italien«  Sie  theilen  sich  wieder  in 
Nationen  rein -germanischer  und  in  Nationen  gemischter 
Abkunft.  In  den  letzteren ,  —  a.  B.  in  den  Franzosen ,  i$ 
den  Spaniern ,  in  den  Italienern ,  —  hat  sich  das  Deutsche 
Blut  mit  dem  Römischen,  bald  mehr  bald  weniger  *),  ge- 
mischt Uebrigens,  so  wichtig  auch  diese  Spaltung  der 
Germanischen  Nation  für  die  Geschichte  dieser  Nation  und 


Bömischen  Beleih.  Hamb.  1T96.  Pouvoir  da  pape  sur  les  sou- 
veralns  an  meyen  age.  Par  M***.  Soloth.  1840.  —  Aufgefrischt 
wurde  die  Idee  eine»  christlich -europäischen  Völkerstaate«  mit 
einem  geistlichen  und  einem  weltlichen  Oberhaupts  Ten  Lelbnitx 
in  der  Schrift :  De  jure  suprematus  ao  legatioaut  princlpum  Ger- 
maniae. 

1)  Ich  gebrauche  das  Wort:  Germanen,  um  die  gesammte  Nation 
von  den  Deutschen,  einer  Abtheilung  oder  einem  Stamme  der 
Germanen  zu  unterscheiden. 

S)  Jedoch  nicht  seinem  ganzen  heutigen  Umfange  nach.  Während 
der  s.  g.  groben  Völkerwanderung  waren  die  Slaven  nach  We- 
sten vorgedrungen.  Sie  hatten  sieh  in  einem  grofsea  Theile  des 
östlichen  Deutschlands  (Deutschland  nach  seinem  späteren  Umfange 
betrachtet)  festgesetzt. 

8)  Bald  mehr  bald  weniger  —  In  welchem  Verhältnisse?  kann  man 
aus  der  Sprache  einer  jeden  dieser  Nationen  abnehmen.  ■—  Die 
Engländer  bilden  gleichsam  das  Mittelglied  nwlsohen  beiden  Klas- 
sen. EhMt  rein- germanischer  Abkunft  sind  sie  durch  die  Folgen, 
welch*  der  Stura  des  Sächsischen  Königshauses  hatte,  den  ro- 
manischen Naumann  verwand!  gewerden. 
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der  unter  ihr  begriffenen  Völker  ist ,  so  hart  sie  doch ,  äo 
lange  sie  besteht,  nie  die  gänzliche  Auflösung:  der  National- 
einheit der  Germanen  zur  Folge  gehabt,  vielmehr  zur  Er- 
haltung dieser  Einheit  das  Ihrige  beigetragen.  —  Die  an- 
dere grofse  Nation,  die  Sbvische,  bestand  zu  Anfang  der 
Periode ,  mit  welcher  die  Geschichte  des  Europäischen  Vol- 
kerstaates beginnt,  aus  einer  grofsen  Anzahl  von  einander 
gesonderter  Stimme  und  von  einander  unabhängiger  Völ? 
kerschaften.  Jedoch  mit  der  Zeit  traten  drei  grofse  Völker 
slavissher  Abkunft  in  der  Geschichte  hervor ,  die  Russen , 
die  Polen,  die  Böhmen.  Jetzt  giebt  es  nur  noch  ein  Volk 
dieser  Abstammung,  welches  seine  Selbstständigkeit  be- 
hauptet hat,  —  die  Russen. 

Die  Verschiedenheit  zwischen  der  Germanischen  und 
der  Slavisehen  Nation  scheint  schon  in  den  ältesten  Zeiten 
in  alle  Zustände  und  Verhältnisse  der  einen  und  der  an- 
dern Nation  eingegriffen  zu  haben.    Eine  Nachricht,  die 
uns  Tacitus  *)  aufbewahrt  hat ,  deutet  darauf  hin ,   dafs 
ursprünglich  Viehzucht  die  Hauptbeschäftigung  der  Völ- 
ker Slaviseber  Abkunft  war.    Die  Germanen  waren  schon 
in  der  Urzeit  ihrer  Geschichte  eine  vorzugsweise  Ackerbau 
treibende  Nutten.    Wie  vieles  Andere  aber  reiht  sich  nicht 
sehen  an  «fiesen  Untersbhied  an  f    Eben  so  scheint  in  den 
Staaten  Slavisehen  Ursprungs  von  jeher  das  aristokrati- 
sche Element  vorherrschend  gewesen  zu  seyn.    Dagegen 
hatten  die  Verfassungen  der  Germanischen  Staaten  schon 
in  den  ältesten  Zeiten  einen  demokratischen  Bestandteil ; 
und,  wenn  auch  fri  diesen  Staaten  die  gemeine  Freiheit  in 
der  Folge  von  Zeit  zu  Zeit  unterdrückt  würde ,  so  wufste 
sie  doeh  immer  ihr  altes  Recht  von  heuern  geltend  zu  ma- 
ehenv   Ita  Verlaufe  der  Zeit  nahm  die  Verschiedenheit  zwi- 
schen der  einen  und  der  andern  Nation,  eher  zu  als  ab.    Ein 
grober  Theil  der  Slavisehen  Nation  verdankte  die  Anfänge 


*)  Germania  eap.  »lt.  „Hi  tarnen",  (Pieucini  ei  Fenni,)  „et  domo* 
figuat  et  pedam  iuu  sc  peraidtate  g&udent.  0uae  omoia  diver» 
sunt  Sarmatia ,  ia  plaottro  eqpdJQBe  viventtbos." 
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seiner  Kultur  und  Civilisation  und  seine  Aufnahme  in  die 
Gemeinschaft  der  Christen  dem  oströmischen  oder  Griechi- 
schen Reiche  und  der  Griechischen  Kirche.  Die  Germani- 
sche Nation  stand  in  demselben  Verhaltnisse  zu  dem  west- 
romischen  Reiche  und  zur  lateinischen  Kirche.  Die  Germa- 
nischen Völker  hatten  es  hauptsächlich  mit  einander  zu 
schaffen.  Die  Slavischen  hatten  noch  überdies  einen  langen 
und  lange  zweifelhaftenKampf  gegen  die  EinfälleAsiatischer 
Völker  zu  beste|in ,  einen  Kampf,  welcher  ihr  Fortschrei- 
ten in  der  Kultur  und  Civilisation  verhinderte«  Das  von 
der  See  überall  umflossene  und  ausgezackte  westliche  Eu- 
ropa begünstigte  die  geistige  Entwicklung  seiner  Bewoh- 
ner weit  mehr ,  als  das  nicht  eben  so  vortheilhaft  gestaltete 
östliche  Europa.  Vielleicht ,  dafis  auch  zwischen  der  einen 
und  der  andern  Nation,  was  die  Bildsamkeit  und  den  Bil- 
dungstrieb betrifft,  ein  Unterschied  eintritt  *)  So  war 
denn  von  jeher  und  so  ist  noch  jetzt  die  Slavenwelt  eine 
andere  Welt ,  als  die  der  Germanischen  Nation ,  wenn  und 
wo  anders  nicht  Germanische  Kultur  und  Civilisation  zu 
den  Völkern  Slavischer  Abkunft  vorgedrungen  ist 

Die  Germanische  und  die  Slavische  Nation ,  in  so  vie- 
len Beziehungen  verschieden  von  einander  und  gleichwohl 
auf  einer  sehr  ausgedehnten  Grenze  einander  berührend, 
konnten  um  so  weniger  in  Frieden  mit  einander  leben. 
Auch  ist  der  Kampf  zwischen  ihnen  so  alt,  als  ihre  Ge- 
schichte* *3  Als  sich  die  Deutschen  auf  das  Weströmische 
tleich  gestürzt  hatten ,  besetzten  Slavische  Völker  einen 
bedeutenden  Theil  des  von  seinen  Bewohnern  entblöfsten 
westlichen  Deutschlands.  In  der  Folge  bemächtigten  sich 
die  Deutschen  wieder  dieses  ihres  alten  Besitzthumes. 
Hierauf  wurde  Jahrhunderte  lang  zwischen  beiden  Natio- 
nen mit  abwechselndem  Glücke  gefochten.    Jetzt  ist  nur 


1)  Es  ist  bemerkt  worden ,  dafa  sich  die  Baeaeo  durch  die  Ffialg- 
kett,  nachEubUden,  auaaeteaneD. 

9}  Sohon  Tacitua  sagt :   Germani  a  flarmatia  mutmo  met*  auft  mos- 
tiboa  teparantur.    Germania  e»  4. 
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noch  ein  Volk  Slavischer  Abkunft,  das  Russische,  qj>rjg, 
welches  seine  Selbstständigkeit  behauptet  hat.  Dieses  aber 
ist  schon  jetzt  zu  einer  Macht  gelangt ,  welche  dem  Ger- 
manischen Europa  Gefahr  droht.  Und  erwägt  man  die 
Gesetze ,  nach  welchen  sich  die  Bevölkerung  eines  Landes 
im  Verlaufe  der  Zeit  vermehrt  *) ,  so  eröffnet  sich  die  Aus- 
sicht in  die  Zukunft ,  dafs  die  Russische  Nation  mit  den  ihr 
einverleibten  Slavischen  Stämmen  der  Germanischen  Kul- 
tur und  Civilisation  dereinst  dasselbe  Schicksal  bereiten 
werde,  welches  die  Römische  traf,  als  die  Deutschen  das 
Weströmische  Reich  überflutheten.  (Nach  dieser  Ansicht 
könnte  oder  sollte  man  einen  Krieg  zwischen  Völkern 
Germanischer  Abkunft  als  einen  Bruderkrieg  betrach- 
ten.) —  Jedoch  so  wichtig  auch  dieser  alte  Kampf  und 
Zwiespalt  für  die  äufsere  Geschichte  des  Europäischen 
Völkerstaates  in  allen  ihren  Perioden  ist,  für  die  Ge- 
schichte der  Verfassung  dieses  Vereines  erhält  er  erst 
im  letztverflossenen  Jahrhunderte  Bedeutung.  Der  Euro- 
päische Völkerstaat  ist  Germanischen  Ursprungs.  Auch 
jetzt  noch  ist  die  Einheit  der  Germanischen  Nation  die 
Grundlage  dieses  Vereines.  Rufsland  hat  erst  unter  der 
Regierung  des  Zar's  Peter  des  Grofsen  das  Bürgerrecht  in 
dem  Europäischen  Völkerstaate  erlangt.  Dann  aber  hat  es 
sich  schnell  auf  die  Stelle  emporgeschwungen,  auf  welcher 
es  jetzt  in  diesem  Vereine  steht.  (Sehnliches  geschah  in 
Griechenland  in  den  Zeiten  Philipp's  von  Macedonien.J 

Neben  jenen  beiden  Hauptnationen  bewohnten  den  Eu- 
ropäischen Boden  zu  der  Zeit ,  mit  welcher  die  Geschichte 
des  Europäischen  Völkerstaates  beginnt,  noch  einige  an- 
dere minder  mächtige  Nationen ,  zum  Theil  Ueberbleibsel 
von  Nationen ,  welche  einst  über  einen  weit  gröfseren  Theil 
von  Europa  verbreitet  gewesen  waren.') ,  —  z.  B.  im  Osten 

4 

1)  Je  bevölkerter  ein  Land  ist,  In  einem  desto  geringeren  Verhält- 
nisse nimmt  seine  Bevölkerung  eu;  und  umgekehrt.  —  Bufsland 
ist  yergleiehnngsweise  nur  wenig  bevölkert. 

3)  Das  gilt  namentlich  von  den  Galen  oder  Walen.  „Validiores 
oüm  Qallorum  res  fuisse,  summus  anctor  dlvus  Julius  tradit." 

Zachariä y  vom  Staate,     F.  ** 
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die  Griechen ,  im  Norden  die  Preufsen ,  die  Letten ,  die 
Finnen,  im  Westen  die  Galen  oder  Celten,  die  Basken.  l) 
Aber  auch  die  Geschichte  dieser  Nationen  steht  mit  dem 
Ursprünge  des  Europäischen  Völkerstaates  in  keinem  Zu- 
sammenbange« Ja,  unter  den  Staaten,  welche  der  Euro- 
päische Völkerstaat  dermalen  unter  sich  begreift ,  giebt  es 
nur  einen  einzigen,  dessen  Bevölkerung  von  einer  jener 
Nationen  abstammt,  —  das  Königreich  Griechenland.  ') 

Dafs  und  wie  sich  nun  unter  den  Völkern  Germanischer 
Abstammung  schon  im  Mittelalter  ein  Verein  bildete ,  wel- 
cher sich  der  Idee  eines  Völkerstaates  wenigstens  näherte, 
soll  jetzt  jedoch  nur  mit  der  Ausführlichkeit  gezeigt  wer- 
den ,  welche  mit  dem  Plane  des  vorliegenden  Werkes  ver- 
einbar ist 

Die  Einheit,  welche  unter  den  Germanischen  Völkern, 
als  Zweigen  desselben  Stammes,  vor  der  Vernichtung  des 
Weströmischen  Reichs  bestanden  hatte,  wurde  nicht  da- 
durch aufgelöst,  dais  einige  dieser  Völker  neue  Reiche 
in  den  Provinzen  des  Weströmischen  Reiches  stifteten,  an- 
dere in  ihren  alten  Wohnsitzen  beharrten.  Alle  diese 
Völker  standen,  wie  früher,  ohngefähr  auf  derselben  Stufe 
der  Kultur  und  Civilisation ;  alle  hatten  dieselben  Sitten 
und  Gebräuche ,  dieselben  Rechte  und  Staatseinrichtungen. 
Die  Völker,  welche  sich  in  den  Provinzen  des  Römischen 
Reiches  siederliefsen ,  blieben  sogar  ihrer  Muttersprache 


Tao.  German.  c.  t8.  —  Es  giebt  in  der  Deutschen  Sprache  Wör- 
ter, weichet  gleichsam  geschichtliche  Urkunden  sind.  Von  dieser 
Art  sind  die  Wörter : "  Wusch ,  Walscbland,  waischen  für  fremd 
etc.  Sie  deuten  darauf  hin,  dafs  die  Deutschen ,  als  sie  von  Asien 
nach  Europa  einwanderten ,  besonders  mit  den  schon  früher  ein- 
gewanderten Galen  oder  Walen  in  Berührung  kamen  und  eu  käm- 
pfen hatten. 

1)  Eine  wegen  ihrer  Sprache  besonders  merkwürdige  Nation.  Die 
Sprache  deutet  auf  eine  Vorzeit  bin ,  in  welcher  diese  Nation  auf 
einer  sehr  hohen  Stufe  der  Kultur  und  Civilisation  stand. 

2)  Bekanntlich  ist  auch  die  Bevölkerung  des  Königreichs  Griechen- 
land nicht  rein -Hellenischer  Abkunft 
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noch  lange  treu.  *}  Dieselben  Völker  stellten  überall  in 
den  von  ihnen  eroberten  Ländern  einen  Rechtszustand  her, 
welcher  ein  Nachbild  der  Verfassung  war,  welche  ihnen 
ihre  Voreltern  überliefert  hatten.  Alle  hatten  für  die  Na- 
tionalrechte die  Achtung ,  dafs  sie  einem  Jeden  nach  dem 
Rechte  seiner  Nation  zu  leben  gestatteten.  (Quemlibet 
sua  lege  vivere  permissuin.)  Eben  so  verschwägerten  sich 
nach  wie  vor  ihre  Fürstengeschlechter  mit  einander.  Auch 
unter  den  Völkern  dauerte  das  jus  connubii  fort.  Mit  einem 
Worte ,  auqh  nach  der  Eroberung  und  Zerstückelung  des 
Weströmischen  Reiches  waren  und  blieben  die  Germani- 
schen Völker  eine  Nation. 

Diese  Bande ,  welche  die  Nationaleinheit  der  Germa- 
nischen Völker  fortdauernd  wahrten,  wurden  jetzt  sogar 
durch  ein  neues  Band  vermehrt  und  verstärkt.  Jene  Völ- 
ker wurden  nach  und  nach  jnsgesammt  in  die  Gemeinschaft 
der  -*~  damals  noch  nicht  gespaltenen  —  christlichen  Kirche 
des  Abendlandes  aufgenommen.  *")  So  wie  aber  eine  jede 
Religion  oder  wenigstens  eine  jede ,  welche  den  Namen 
einer  Religion  verdient ,  unter  ihren  Bekennern  eine  ge- 
wisse Verwandtschaft  stiftet,  so  gilt  dasselbe  auch  von 
dem  Christenthume,  ja  von  diesem  sogar  vorzugsweise,  da 
das  Christenthum  die  Menschen  als  Geschöpfe  und  Kinder 
Gottes  und  mithin  als  utiter  einander  verbrüdert  betrachten 
lehrt.  Auch  kann  man  sich  die  vergleichungsweise  schnelle 
und  im  Ganzen  friedliche  Bekehrung  der  Germanischen 


1)  Nur  langsam  giengen  aas  der  Mischung  der  Dialekte  der  Deut* 
sehen  Sprache  mit  der  Lateinischen,  (vielleicht  hatte  auch  diese 
ihre  Dialekte,)  die  Romanischen  Sprachen  hervor.  Noch  an  dem 
Hofe  Karls  de.«  Grofsen  wurde  nur  Deutsch  gesprochen. 

2)  Die  grofse  Mehrzahl  dieser  Volker  wurde  erst  nach  der  Zerstö- 
rung des  Westromischen  Reichs  tmm  Christenthume  bekehrt,  je- 
doch einige,  e.  B.  die  Westgothen,  schon  früher.  (Die  West* 
gothen  waren  anfangs  Arianen  Endlich  trug  jedoch  bei  diesem 
Volke  der  Katholicismus  den  Sieg  davon.  Bin  Ereignifs,  auf  wel- 
ches man  zurückgehn  mufo,  wenn  man  sich  den  nachmaligen  über- 
wiegenden Einflufs  der  Geistlichkeit  in  Spanien  genügend  erklä- 
ren will.) 
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Völker  zum  Christenthume  kaum  anders  als  durch  die  Vor- 
aussetzung erklaren,  data  dieselbe  durch  die  Nationalein- 
heit dieser  Völker ,  durch  die  ihnen  gemeinsamen  Ansich- 
ten ,  Interessen  und  Rechte  befördert  wurde.  *)  Bei  allen 
diesen  Völkern  war  z.  B.  die  Einehe,  (wie  auch  bei  den 
Römern  schon  seit  den  Ältesten  Zeiten ,)  Rechtens.  Darum 
waren  sie  insgesammt  für  das  Chris tenthum  empfänglicher; 
darum  kontiten  sie,  im  Süden,  ihre  Nationalität  leichter  mit 
der  Römischen  verschmelzen.  (Wo  Vielweiberei  herrsch- 
te ,  ist  es  dem  Christenthume  fast  nie  gelungen ,  festen  Fufs 
zu  fassen.  Eben  so  schwer  hält  es ,  dafs  zwei  Nationen  zu 
einer  einzigen  zusammenwachsen ,  wenn  bei  der  einen  nur 
die  Einehe ,  bei  der  andern  auch  Vielweiberei  erlaubt  ist. 
Merkwürdige  Beweise  für  den  entscheidenden  Einfluß, 
welchen  der  Zustand  des  weiblichen  Geschlechts  auf  die 
Schicksale  der  Völker  und  Nationen  hat!) 

Jedoch  die  Ausbreitung  des  Christentums  unter  den 
Germanischen  Völkern  stand  noch  überdies  in  einer  beson- 
deren und  näheren  Beziehung  auf  die  Erhaltung  und  Stei- 
gerung der  Nationaleinheit  dieser  Völker.  —  Mit  dem  Chri- 
stenthume zugleich  kam  zu  ihnen  das  christliche  Kircben- 
thum ,  so  wie  sich  dieses  im  Weströmischen  Reiche  ausge- 
bildet hatte.  So  wie  die  christliche  Kirche  im  Römischen 
Reiche  kraft  der  Einheit  des  Staates  ein  Ganzes  gewesen 
war,  so  bildeten  jetzt  die  Germanischen  Völker,  (welche 
insgesammt  und  fast  ausschliefslich  ihre  Wohnsitze  in  dem 
Gebiete  der  Lateinischen  Kirche  hatten ,)  kraft  der  Einheit 
dieser  Kirche  einen  äufseren  Verein.  In  der  ganzen  La- 
teinischen Kirche,  also  bei  allen  Germanischen  Völkern, 
war  dasselbe  Kirchenrecht,  das  Römische,  in  Kraft.  Ueber- 
all  war  die  Verfassung  der  Kirche  dieselbe.  Auch  die  äu- 
ftere  Einheit  der  Kirche  wurde  durch  das  Ansehn  und  den 
Einflufs  des  Römischen  Patriarchen,  so  wie,  anfangs  durch 


*)  Die  Frage:  Was  hat  die  Ausbreitung  des  Christen  thama,  nach  der 
Verschiedenheit  der  Nationen  und  Völker,  hier  befördert,  dort 
▼erhindert?  verdiente  vielleicht  noch  eine  ausführlichere  Unter- 
suchung ,  als  die  ihr  bisher  gewordene. 
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die  Erinnerung  an  die  allgemeinen  Kirchenversammlungen 
der  Vorzeit  und  dann  durch  die  Wiederherstellung  dieser 
Versammlungen  aufrecht  erhalten.  —  Die  Verbindung , 
welche  so  unter  den  Germanischen  Völkern  durch  die 
Kirche  gestiftet  wurde,  hatte  wieder  eine  andere  zur 
Folge  oder  in  ihrem  Geleite.  Auch  das  weltliche  Recht 
des  untergegangenen  Iiömerreiches  wurde  von  einem  gro- 
fsen  Theile  dieser  Välker  angenommen  oder  beibehalten.  ') 
Ja,  damit  die  Germanische  Welt  dieselbe  Einheit,  wie 
*  die  Römische  Vor  weit,  hätte,  wurde  sogar  das  Römische 
Reich  oder  die  Römische  Kaiser  würde  wiederhergestellt — 
Diese  neue  Doppelverwandtschaft  unter  den  Germanischen 
Völkern  wirkte  wieder  auf  die  ursprüngliche  Nationalein- 
heit, dieselbe  erhaltend  und  fördernd,  mannigfaltig  zu- 
rück. Die  Verschiedenheit  zwischen  den  romanischen  und 
den  rein  germanischen  Völkern  wurde  so  grofeentheils 
ausgeglichen.  Die  Verfassungen  aller  Germanischen  Staa- 
ten erhielten  denselben  neuen  Zusatz ,  die  Hierarchie  der 
Lateinischen  Kirche:  in  allen  diesen  Staaten  kam  es  zu 
demselben  Kampfe,  zu  dem  Kampfe  zwischen  der  geist- 
lichen und  der  weltlichen  Gewalt  oder,  mit  andern  Wor- 
ten, zu  dem  Kampfe  zwischen  Asiatischen  und  Germani- 
schen Rechtsgrundsätzen.  *)  —  Auf  der  andern  Seite  aber 
hatte  auch  die  Nationaleinheit  der  Germanischen  Völker 
auf  die  Verfassung  und  auf  den  gesammten  Zustand  der 
christlichen  Kirche  —  oder  die  Germanische  Welt  auf  die 


1)  Die  Rechtslehrer  der  Universitäten  waren  ofenbar  der  Meinung, 
dafs  auch  das  weltliche  Recht  des  Römischen  Reichs  das  gemeine 
Recht  der  Germanischen  Nation  sey.  Schwebte  ihnen  nicht  der 
Gedanke  vor,  dafs  die  Nationaleinheit  der  Germanisehen  Vol- 
ker eines  gemeinen  Rechts  bedürfe  ?  war  es  also  das  Ansehn  des 
Römischen  Rechts  allein,  was  sie  zu  jener  Meinung  veranlagte? 

9)  Zwischen  Asiatischen  Rechtsgrundsatsen.  —  Das  ist  so  su 
deuten:  Die  Hierarchie  der  christlichen  Kirche  gleng  aus  einer 
Uebertragung  der  Israelitischen  Staatsverfassung  auf  die  Verfas- 
sung dieser  Kirche  hervor.  Zugleich  erhielt  das  Mosaische  Recht 
überhaupt  auf  die  rechtlichen  Ansichten  der  Christen  einen  sehr 
bedeutenden  Einflufs. 
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erneuerte  Römische  —  den  mannigfaltigsten  Einflufs.  Die 
christliche  Kirche  \tarde  bei  diesen  Völkern  etwas  anders , 
als  sie  im  Römischen  Reiche  gewesen  war  und  als  die  Grie- 
chische Kirche  noch  jetzt  ist  Denn  das  ist  überhaupt  eine 
Eigenthümlichkeit  der  Germanischen  Nation ,  dafs  sie  sich 
auch  das  Fremdartige  aneignen  und  anbilden  kann.  In 
Beziehung  anf  die  Kirche  konnte  sich  diese  Eigenthümlich- 
keit um  so  eher  bethätigen ,  da  die  Verfassung  der  Kirche 
und  die  Verfassungen  der  Germanischen  Staaten  in  mehr 
als  einer  Hinsicht  einander  verwandt  waren.  In  beiden 
gab  es  z.  B.  eine  Aristokratie,  in  beiden  berathende  Ver- 
sammlungen. £  Kirchenversammlungen  —  Reichs-  und 
Landtage.}  Die  hohe  Geistlichkeit  gelangte  nach  und 
nach  zu  den  Vorrechten  des  Adels  der  Germanischen  Staa- 
ten \  der  Land-  und  Grundherren ,  z.  B.  zur  Reichsstand- 
schaft. Das  veränderte  nicht  blos  die  Stellung  der  Hierar- 
chie zum  Staate ;  das  hatte  auch  in  dem  inneren  Zustande 
der  Kirche  grofse  Veränderungen  zur  Folge. 

Ungeachtet  so  «tie  Germanische  Welt  romanisirt  und 
die  Römerwelt  germanisirt  wurde ,  ungeachtet  so  gleich- 
sam eine  neue  —  eine  zum  Theil  Römische  zum  Theil  Ger- 
manische —  Nation  entstand,  so  erhielt  doch,  durch  diese 
Mischung  die  Nationaleinheit  der  Germanischen  Völker 
eine  neue  Stütze.  Denn  desto  mehr  blieben  diese  Völker 
ihrer  Kultur  und  Civilisation ,  ihren  Verfassungen  und 
Rechten ,  ihren  Sitten  und  Gebräuchen  nach  einander  ver- 
wandt. Die  Einheit  und  Stetigkeit  ihrer  kirchlichen  Zu- 
stände wiederholte  sich  in  einem  gewissen  Grade  in  der 
Gleichartigkeit  des  Verlaufes ,  welchen  die  Geschichte  der 
Germanischen  Völker  überhaupt  nahm.  Ja  es  kam  mit  der 
Zeit  sogar  dahin,  dafs  sich  diese  Völker  noch  in  anderen 
Beziehungen ,  als  in  Beziehung  auf  die  Einheit  der  christ- 
lichen Kirche,  gleich  als  ein.  Volk  betrachteten.  So  bil- 
dete z.B.  die  Ritterschaft  (la  chevalerie)  in  dem  ganzen 
Germanischen  Europa  einen  grofsen  Verein.  Alle,  die 
in  diesen  Orden  aufgenommen  wurden,  siejnochten  einem 
Volke  angehören  welchem  sie  wollten ,  waren  als  Ordens- 
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glieder  dem  Stande  und  den  Rechten  nach  einander  gleich. 
Und  doch  war  die  Ritterschaft  ein  politischer  Verein. 
Das  innere  Leben ,  das  in  diesem  Orden  herrschte ,  der  leb- 
hafte Verkehr  unter  den  Ordensgliedern  —  in  Kampfspie- 
len, bei  Kreuzungen,  in  Kriegen  überhaupt,  auf  Irrfahr- 
ten ,  —  war  zugleich  eins  der  wirksamsten  Mittel ,  die  Na- 
tionaleinheit der  Germanischen  Völker  überhaupt  aufrecht 
zu  erhalten ,  .Sitten  und  Meinungen  in  dem  ganzen  (germa- 
nischen Europa  in  Einklang  zu  setzen.  J)  Aehnlkhes  läfet 
sich  von  den  Städten  der  Germanischen  Staaten  behaup- 
ten. Die  stadtischen  Gemeinden  waren  in  allen  diesen 
Staaten  ohngef&hr  nach  demselben  Plane  organisirt;  das 
Wandern  der  Handwerksgesellen  unterhielt  einen  lebhaf- 
ten Verkehr  unter"  ihnen  a)  5  die  Bünde ,  die  sie  häufig  un- 
ter sich  abschlössen,  umfafeten  nicht  selten  die  St&dte 
mehr  als  eines  Landes.  •).  Endlich  wurde' auch  die  Na- 
tionaleinheit der  Germanischen  Völker  durch  die  Hoch- 
schulen oder  Universitäten  wesentlich  gefordert«  Diese 
Hochschulen  waren  damals  noch,  kraft  der  Verbindung, 
in  welcher  sie  mit  der  Kirche  standen ,  wahrhaft  Europäi- 
sche oder  (Sermanische  Lehranstalten.  (Noch  hatte  man 
nicht  den  engherzigen  Gedanken  gefafst*,  dafs  eine  Hoch- 
schule nur  eine  Staatsanstalt  seyn  solle  öder  zu  seyn  brau- 
che 1}  Auf  allen  wurden  dieselben  Wissenschaften  in  der- 
selben Sprache  vorgetragen,  die  Wissenschaften,  welche 
ein  allgemeines  Europäisches  Interesse  hatten.    Die  blfi- 


1)  Vgl.  über  den  Zusammenhang  des  Bitterwesens  mit  der  National- 
einheit der  0 ermanischen  Völker:  Tableau  des  Progres  de  ta  so- 
eietö  en  Borope.  Trad.  de  l'Anglais  de  O.  Stuart  (Par.  1789. 
IL  T.)  I,  9M.  —  The  history  of  chivalry.  By  Mills.  Lond. 
18*5.    IL  Vol. 

•)  Was  die  Kampmpiele  (die  Turniere)  für  die  Sitten  und  Meinungen 
der  höheren  Stande  waren,  das  war  das  Wandern  der  Hand* 
werksgesellen  für  die  des  Bürgerstandes. 

8)  Das  gilt  z.  B.  von  der  einst  so  berühmten  und  so  machtigen  Hanse. 
—  Kor  tum,  die' Entstehung  der  freistädtischen  Bünde  im  Mittel- 
alter und  in  der  neueren  Seit    Zürich  4897. 
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hendsten  unter  ihnen  wurden  von  Jünglingen  aus « allen 
Ländern  des  Germanischen  Europas  besucht  (Ein  Uni- 
versitätsbann  .war  damals  noch  unbekannt !)  Der  literari- 
sche Adel ,  den  die  Universität  irgend  eines  Europäischen 
Landes  ertheilt  hatte,  wurde  in  dem  ganzen  Germanischen 
Europa  anerkannt. 

Jedoch ,  wenn  auch ,  aus  den  in  dem  Obigen  angeführ- 
ten Ursachen ,  die  Nationaleinheit  der  Germanischen  Völker 
durch  die  s.  g.  grofse  Völkerwanderung  keineswegs  auf- 
gehoben wurde,  wenn  auch  seit  dieser  Zeit  neue  Bande 
die  Verwandtschaft  unter  diesen  Völkern  sogar  befestigten 
und  verstärkten,  und  wenn  auch  dieselben  Völker,  zu 
Folge  der  Beschaffenheit  ihrer  Wohnsitze ,  bald  mit  einem 
ihnen  gemeinschaftlichen  Feinde  bald  und  noch  häufiger 
unter  sich  in  Krieg  verwickelt  waren ,  so  wurde  doch  alles 
dieses  schwerlich  hingereicht  haben ,  sie  zu  einem  Völker- 
staate oder  Bunde  zu  vereinigen.  Andere  Völker,  die  in 
einem  ähnlichen  Verhältnisse  zu  einander  standen,  wie 
damals  die  Germanischen,  haben  es  dennoch  nie  zu  einem 
Vereine  dieser  Art  gebracht  Wie  die  Nationaleinheit 
mehrerer  Völker  nicht  immer  zu  einem  Nationalvereine  un- 
ter ihnen  führt,  so  ist  zwischen  einem  Nationalvereine  und 
einem  Völkerstaate  oder  Bunde  ein  noch  gröfserer  Abstand. 
Sondern,  wenn  auch  die  Nationaleinheit  der  Ger- 
manischen Völker  die  Grundlage  war,  auf  wel- 
cher schon  in  dieser  Periode  das  Gebäude  eines 
Europäischen  Völkerstaates  aufgeführt  wurde, 
so  verdankte  doch  dieser  Bau  seine  Entstehung 
unmittelbar  der  hierarchischen  Verfassung  der 
christlicher!  Kirche  und  ins  besondere  der  Ge- 
stalt, in  welcher  sich  diese  Verfassung  bei  den 
Germanischen  Völkern  nach  und  nach  —  durch 
das  Pabtlthum —  ausbildete.  Der  Europäische  oder 
Germanische  Völkerstaat  dieser  Periode  war  die  lateinische 
oder  römisch-katholische  Kirche  selbst,  weil  und  in  wie 
fern  das  Oberhaupt  dieser  Kirche  zugleich  das  Oberhaupt 
der  unter  ihr  begriffenen  Völker  war.    Wie  so  viele  Völker 
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die  Anfange  ihrer  Civilisation  der  Religion  verdankt  haben, 
so  erwarb  sich  die  Religion  dasselbe  Verdienst  in  dem  vor- 
liegenden Falle  um  die  Germanischen  Völker  in  Beziehung 
auf  die  gegenseitigen  Verhältnisse  unter  ihnen. 

Schon  im  Römischen  Reiche  hatte  die  christliche  Kirche 
eine  hierarchische  Verfassung  erhalten  d.  i.  eine  Verfas- 
sung, welche  die  Lehrer  und  Diener  der  Religion,  kraft 
einer  ihnen  von  Gott  ertheilten  Bestallung ,  ziuvHenrschaft 
über  den  kirchlichen  Verein  ermächtigte  ') ,  —  besonders 
durch  den  geschichtlichen  Zusammenhang,  in  welchem  das 
Christentum  mit  dem  Judenthnme  stand ,  wenn  auch  der 
Kampf,  welchen  das  Christentum  mit  dem  Heidenthume 
zu  bestehn  hatte,  zur  Begründung  oder  Befestigung  dieser 
Verfassung  mitwirkte.  Jedoch  war  die  Hierarchie  der 
christlichen  Kirche  im  Römischen  Reiche  bei  weitem  nicht 
das ,  was  sie  in  späteren  Zeiten  in  den  Staaten  der  Ger- 
manischen Nation  wurde.  —  In  dem  Römischen  Reiche 
gebrach  es  ihr ,  wenigstens  in  der  Zeit  der  Auflösung  des 
Weströmischen  Reiches,  an  der  Macht,  welcher  sie  in 
der  Folge ,  bei  den  Germanischen  Völkern ,  ihren  überwie- 
genden politischen  Einflufs  verdankte.  Die  Reichthumer 
der  Kirche,  (der  Erbin  der  heidnischen  Tempel,")  waren 
zwar  ansehnlich  genug ,  doch  nicht  so  grofs ,  dafs  sie  die 
Selbstständigkeit  des  Staats  gefährdet  hatten.  Denn  die 
Kirche  fand  den  Grund  und  Boden  überall  schon  getheilt, 
hin  und  wieder  selbst  zerstückelt.  £ben  so  wenig  begün- 
stigten die  Rechtsbegriffe  und  die  Staatseinrichtungen, 
welche  die  Römer  von  ihren  Voreltern  überkommen  hatten , 
die  Macht  der  Hierarchie.  *)  — ■  Dieser  fehlte  es  selbst  an 
innerer  Einhei  t.  Nicht  zu  gedenken  der  Verschiedenheit 
zwischen  der  Lateinischen  und  der  Griechischen  Kirche, 
einer  Verschiedenheit,  welche,  wenn  sie  auch  erst  im  neun- 


1)  Diese  Verfassung  tritt  schon  im  zweiten  Jahrhunderte  —  Hut 
plötzlich  —  hervor. 

9)  Der  Kaiser  war  zugleich  Pontifex  Bfaxunus ,  der  oberste  Priester 
der  altrömischen  Nationalreligion.  Denselben  Titel  führten  noch 
die  ersten  christlichen  Kaiser. 
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teft  Jahrhunderte  zu  einer  gänzlichen  Trennung  der  einen 
Kirche  von  der  andern  fährte,  dennoch  schon  weit  froher 
eine  geheime  Spaltung  der  katholischen  Kirche  war ,  hatte 
auch  die  Hierarchie*  überall  nicht  einen  inneren  Mittelpunkt, 
nicht  eine  kirchliche  Behörde ,  welche  die  gesammte  Hie* 
rarchic  fortdauernd  zu  einer  einzigen  Körperschaft  vereini- 
get hätte.  Allgemeine  Kirchenversammlungen  wurden  nur 
von  Zeit  zti  Zeit  und  selten  gehalten.  Aufser  den  Patriar- 
chen ku  Rom  hatte  die  Kirche  noch  vier  andere  Patriarchen. 
Und  ern  jeder  dieser  Patriarchen  ragte  mehr  durch  seinen 
Rang  und  durch  sein  Ansehn  über  die  übrige  Geistlichkeit 
hervor ,  als  dafs  er  in  einem  gewissen  Bezirke  die  Rechte 
eines  obersten  Bischoffs  ausgeübt  hätte.  Und  eben  so  we- 
nig bildeten  diese  Patriarchen  zusammen  einen  ständigen 
Vorstand  der  Kirche.  *3  ~~  Endlich  Aber  konnte  von  einer 
völkerrechtlichen  Bedeutsamkeit  dieser  Hierarchie 
schon  um  deswillen  nicht  die  Rede  seyn ,  weil  steh  4as 
Gebiet  der  christlichen  Kirche  noc^  kaum  über  die  Grenzen 
des  Römischen  Reichs  hinaus  erstreckte. 

Alles  dieses  änderte  sich ,  als ,  nach  der  Zerstörung 
des  Weströmischen  Reichs  die  Lateinische  Kirche  die  Völ- 
ker Germanischer  Abkunft  nach  und  nach  in  sich  vereinigte. 
—  Die  Hierarchie  dieser  Kirche  gelangte  jetzt  zu  einer 
äufsefen  oder  politischen  Macht,  welche  sie  in  der  unter- 
gegangenen Römerwelt  niemals  gehabt  hatte.  Die  Kirche 
erwarb  mit  der  Zeit  einen  liegenschaftlichen  Reichthum, 
welcher  sie  für  «den  Verlust,  den  sie  in  den  Stürmen  der 
Zeit  in  einem  Theile  ihres  Gebietes  etwa  erlitten  hatte, 
mehr  als  entschädigte.  Denn  es  fehlte  nicht  an  dem  guten 
Willen ,  noch ,  —  da  der  Grund  und  Boden  sehr  ungleich 
vertheilt  und  viel  Land  noch  ungebeut  war,  —  an  den  Büt- 
teln, die  Kirche  mit  Grundstücken  zu  begaben.  Sogar 
wufste  es  die  Kirche  mit  der  Zeit  dahin  zu  bringen ,  dafs 


*)  Das  Gebiet  der  Kirche  (oder  das  des  Römischen  Reichs)  war  nicht 
etwa,  wie  in  Bisthämer  etc.,  se  auch  in  Patriarchate  eingeteilt. 
—  Nur  auf  allgemeinen  Klrehenversammlangea  hatten  die  Patriar- 
ehen gewisse  ihnen  gemeinschaftliche  Vorrechte.    V.  s.  w. 
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das  Recht ,  welches  sie  auf  den  Zehnten  von  allen  Frachten 
des  Landes  zn  haben  behauptete,  allgemein  anerkannt 
wurde.  Die  Liegenschaften,  welche  die  Kirche  erwarb, 
waren  entweder  schon  zu  der  Zeit,  da  sie  von  der  Kirche 
erworben  wurden,  Freigüter,  oder  sie  erhielten  doch 
bald  diese  Eigenschaft.  Nun  hatte  aber  der  Besitz  eines 
Freigutes  eine  ganz  andere  politische  Bedeutung  nach 
dem  Deutschen  als  nach  dem  Römischen  Rechte.  Nach 
jenem  Rechte  waren  Freigüter  Grundherrschaften  d.  i. 
die  Besitzer  dieser  Güter  hatten  gewisse  Hoheitsrechte  über 
ihre  Grundholden ,  sie  hatten  eben  so  das  Recht,  auf  Reichs- 
und  auf  Landtagen  zu  erscheinen.  Mithin  waren  auch  die 
Vertreter  der  Kirche,  die  Bischöfe,  zur  Ausübung  dieser 
Rechte  befugt.  Ihnen  kamen  noch  tiberdiefe,  was  ihre 
Stellung  im  Staate  betraf,  Erinnerungen  aus  der  Vorzeit 
der  Nation  zu  statten.  Denn  auch  die  heidnischen  Priester 
hatten  auf  den  Landesgemeinden  eine  sehr  wichtige  Rolle 
gespielt  '),  ja  sie  allein  hatten  das  Recht  gehabt,  pein- 
liche Strafen  zu  verhängen.  *)  So  wie  aber  die  Hierarchie 
der  christlichen  Kirche  durch  ihre  politischen  Vorrechte 
unmittelbar  die  Eigenschaft  eines  mächtigen  Standes  in  den 
Germanischen  Staaten  erhielt,  so  gewährten  ihr  dieselben 
Vorrechte  noch  überdiefs  den  Vortheil,  dato  sie  die  An- 
sprüche, welche  sie  als  Hierarchie  auf  Herrschaft  über  die 
Gläubigen  machte,  desto  leichter  und  vollständiger  ins 
Werk  setzen  konnte.  —  In  dem  Römischen  Reiche  hatte 
es  der  christlichen  Kirche  überhaupt  an  einem  fnneren 
Mittelpunkte  gefehlt.  Der  Lateinischen  Kirche  wurde 
dieser  jetzt ,  als  bei  den  Völkern  der  Germanischen  Nation 


1)  Tactt.  Germ  am  c.  11. 

2)  Tacit.  German.  c.  7.  —  Zwar  stellte  die  Kirche  den  Satz  auf: 
Ecclesia  non  sitit  sanguinem ;  vielleicht  veranlagt  durch  die  Ge- 
richfcsbarkeit,  welche  die  heidnischen  Priester  in  peinlichen  Sachen 
ausgeübt  hatten,  und  in  der  Absicht,  den  Unterschied  zwischen 
diesen  und  den  christlichen  Priestern  desto  bemerkbarer  zu  ma- 

-  eben.  Aber  desto  weiter  erstreckte  sich  die  Strafgerichtsbarkeit 
der  Synodalgericbte. 
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das  Pabstthum  seine  vollständige  Ausbildung  erhielt  Wenn 
auch  der  Grund  zu  der  Gewalt,  zu  welcher  der  Bisehoff 
der  Stadt  Rom  bei  diesen  Völkern  über  die  Lateinische 
Kirche  nach  und  nach  gelangte ,  schon  in  den  Zeiten  des 
Römischen  Reichs  gelegt  worden  war,  so  kann  man  doch 
behaupten,  dafs  diese  Gewalt  nur  dadurch  zum  Pabstthume 
d.  i.  zu  einer  unbedingten  Herrschaft  über  die  Lateinische 
Kirche  erstarkte,  dafs  diese  Kirche  nach  der  Zerstörung 
des  Weströmischen  Reiches  die  Kirche  der  Germanischen 
Nation  wurde,  mit  anderen  Worten:  dafs  das  Pabst- 
thum in  diesem  Sinne  und  Umfange  aus  der  ge- 
sammten  Gestalt  und  Beschaffenheit  der  Germa- 
nischen Welt  hervorgieng.  Das  Pabstthum,  eine 
Veranstaltung,  durch  welche  alle  Völker  Germanischer 
Abkunft  zu  einem  aufseren  Ganzen  vereiniget  wurden, 
entsprach  eben  deswegen  dem  Interesse  der  Germanischen 
Nation;  es  hatte  in  derselben  Eigenschaft  die  National- 
einheit der  Germanen  zu  seiner  Grundlage,  die  Sympa- 
thieen  und  Erinnerungen  der  Nation,  —  auch  die  Erinne- 
rungen ,  welche  sich  an  den  Namen  der  Stadt  Rom  und  an 
den  Zauber  dieses  Namens  knüpften ,  (und  an  was  sonst, 
als  an  Namen ,  kann  der  Mensch  sein  Andenken  an  Men- 
schen oder  Reiche ,  die  nicht  mehr  sind ,  anreihen  ?)  —  zu 
seinen  Bundesgenossen.  Da  die  Germanische  Welt  in  al- 
len ihren  Theilen  ohngefahr  dieselbe  war,  so  konnte  der 
Pabst  bei  der  Ausführung  des  Planes,  die  gesammte  La- 
teinische Kirche  seiner  Herrschaft  zu  unterwerfen ,  überall 
dieselben  Maximen'  befolgen ,  von  denselben  Mitteln  Ge- 
brauch machen.  Er  hatte  es  in  allen  Germanischen  Staaten 
mit  denselben  Partheien  zu  thunj  er  konnte  überall  auf 
dieselben  Freunde  rechnen ,  er  hatte  überall  dieselben  Geg- 
ner zu  bekämpfen.  Was  ihm  bei  dem  einen  Volke  gelang, 
konnte  er  dann  auch  andern  Völkern  als  ein  Beispiel  ent- 
gegenhalten. Dagegen  hatte  er  nicht  eine  Vereinigung  der 
Germanischen  Völker  gegen  seine  Ansprüche  zu  fürchten. 
Zwar  gelangte  das  Pabstthum  erst  im  elften  Jahrhunderte 
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—  durch  Gregor  den  VII.  —  zu  seiner  vollen  Reife. J) 
Aber  Gregor  VII.  vereinigte  nur  das,  was  Vielen  schon 
lange  vorgeschwebt  hatte,  von  Anderen  schon  lange  in 
einzelnen  Beziehungen  erstrebt  worden  war,  zu  einem 
vollständig  ausgebildeten  Systeme;  er  fährte  das,  was 
schon  die  Vergangenheit  in  Bruchstücken  versucht  hatte, 
nur  folgerichtiger  und  umfassender  aus.  Gregor  VII.  stand 
höher,  als  sein  Zeitalter,  aber  in  seinem  Zeitalter.  Darum 
war  er  ein  grofser  Mann.  4)  —  Da  übrigens  die  Lateini- 
sche Kirche  jetzt  nicht  mehr,  wie  im  Weströmischen  Rei- 
che, die  Kirche  eines  Staates  war,  sondern  mehrere 
Völker  unter  sich  begriff,  so  hatte  sie  schon  deswegen 
eine  andere  politische  Stellung ,  als  vormals.  Sie  war  jetzt 
namentlich  auch  für  das  Völkerrecht  bedeutsam. 

Mit  diesen  Veränderungen ,  welche  theils  in  dem  Inne- 
ren der  Lateinischen  Kirche  theils  in  den  äufseren  Verhält- 
nissen dieser  Kirche  vor  sich  giengen,  war  nun  das  Daseyn 
eines  Europäischen  oder  Germanisch-Europäi- 
schen Völkerstaates  unmittelbar  und  wesentlich  ge- 
geben. —  Keine  Hierarchie  kann  eine  Gewalt  anerken- 
en , '  die  über  ihr  oder ,  als  eine  selbstständige  Gewalt ,  ne- 
ben ihr  bestände.  Sondern ,  wenn  sie  neben  ihrer  Gewalt 
noch  eine  andere  Gewalt  —  die  Staatsgewalt  —  duldet,  so 
roufs  diese  wenigstens  eine  von  ihr  (unmittelbar  oder  mit- 
telbar) übertragene  und  ihr  untergeordnete  Gewalt  seyn. 
Denn  das  Ideal ,  das  theoretische  und  das  praktische  Ideal, 
der  Hierarchie  ist  die  Theokratie.  Man  mufs  Gott  mehr 
gehorchen,  als  den  Menschen!  ist  der  Wahlspruch  einer 
jeden  Priesterherrschaft.  Wenn  also  auch  in  der  katho- 
lischen Christenheit  aufser  oder  in  der  Kirche  d.  i.  dem 
Staate  Gottes  noch  weltliche  Stauten  bestanden ,  so  mufs- 
teu  doch  diese ,  und  zwar  sowohl  in  ihren  inneren  als  in 
ihren  auswärtigen  Angelegenheiten,  der  geistlichen  Gewalt 


1)  Gregor  VII.  «als  von  1078  bis  1085  auf  dem  päbstlichen  Stahle. 

9)  Vgl.  über  Gregor  VII.  (aufser  dem  Werke  von  Vogt.  Wien  1815) 
Life  and  PoDtificate  of  Gregor  VII.  By  B.  Greisley.  Lond.  183«. 
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der  Hierarchie  und  deren  Oberhaupte,  dein  Pabste,  unter- 
worfen sey  n ,  und  so  bildeten  doch  diese  Staaten  >  kraft  der 
auf  dem  Pabstthume  ruhenden  Einheit  des  Kirchenstaates, 
einen  einzigen  grofeen  Völkerstaat.  Schon  von  Rechts 
wegen  also  stqnd  dem  Pabste  ein- Interventionsrecht  in  den 
inneren  Angelegenheiten  eines  jeden  einzelnen  Staates, 
so  wie,  wenn  Streitigkeiten  unter  den  Staaten  der  Chri- 
stenheit entstanden ,  das  Richteramt  zu ;  und  jdas  eine  und 
das  andere  Recht  hatte«  in  dem  Geiste  der  Verfassung 
dieses  Völkerstaates ,  keine  andere  Grenzen  und  Schran- 
ken, als  die,  welche  die  geistliche  Gewalt  selbst  diesen 
Rechten  setzte.  Was  hiernach  schon  an  sich  Rechtens 
war,  wurde  übrigens  von  den  Gesetzen  der  Kirche  aus- 
drücklich bekräftiget.  \) 

Der  Idee  eines  Europäischen  (odar  Germanischen) 
Völkerstaates  entsprach  auch  die  Wirklichkeit  —  wenig- 
stens in  einem  gewissen  Grade.  Indem  der  Pabst  theils  die 
Zeitumstände  überhaupt  theils  einzelne  ihm  günstige  Be- 
gebenheiten *)  weislich  benutzte ,  wufste  er  die  Rechte 
geltend  zu  machen ,  welche  ihm  zu  Folge  jener  Idee  über 
die  Staaten  und  Völker  der  Christenheit  zustanden.  Der 
Plan  gelang  um  so  eher,  da  er  zugleich  iin  Geiste  des  Ger- 
manischen Rechts  ausgeführt  wurde. 

Der  Hauptgrundsat»  des  Rechts  des  Europäischen 
Völkerstaates,  —  in  der  That  der  Grundsatz,  aus  wel- 
chem sich  alle  andere  Regeln  dieses  Rechts  als  Folgemn- 


1)  c  10.  diät.  06.  o.  6.  X.  de  majori*,  et  obedient.  dem.  nnic  de 
jurej.  Clem.  S.  de  aententiis  et  re  judfc.  e.  1.  in.  Extra  v.  commuo. 
de  majori*.  —  In  den  Sätzen  >  welche  man  Dictatus  Hlldebrandiiii 
zu  nennen  pflegt,  kommen  folgende  Stellen  vor:  Quod  solius  Pa- 
pae  pedes  omnes  principe*  deesculentur.  —  Quod  Uli  liceat  Inv- 
peratorea  deponere.  ~-  Qued  a  fideJitate  iniauoran  aabjectot 
potest  absolvere. 

9)  feine  solche  Begebenheit ,  (wohl  in  dieser  Beziehung  die  wichtig- 
ste,) war  die  Entthronung  der  Merowinger,  des  ersten  Herrscher- 
stammes der  Franken,  durch  die  Karolinger.  Pipin  liefe  sich  tob 
dem  Pabate  krönen,  um  seine  Usurpation  in  ein  Becht  zu  ver- 
wandeln. 
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gen  ergaben,  »—  war  der:  Als  Stellvertreter  Gottes 
auf  Erden  ist  der  Pabst  der  Oberherr  oder  der 
Landesherr  (der  dominus  directus)  aller  Länder  der 
Christenheit  ja  aller  Linder  der  Erde.  -~-    Es  hat 
also  der  Pabst  ober  die  Lander  der  Christenheit  und 
über  die  Herren  dieser  Länder  (oder  über  die  weltlichen 
Könige  and  Fürsten])  alle  die  Rechte ,  welche ,  dem  Deut- 
schen Rechte  nach,   in  der  Landeshoheit  enthalten  sind. 
Die  Herren  dieser  Lander  stehen  zu  dem  Pabste  in  dem- 
selben Verhältnisse ,  wie  die  Grundherren  eines  Landes  zn 
dem  Londesherrn.    (Sie  haben  nur  eine  Nutzherrlichkeit, 
nur  ein  s.  g.  dominium  utile.])    Da  sich ,  als  das  Pabstthum 
zu  seiner  vollkommenen  Reife  gelangte ,  das  Lehnswesen 
von  Frankreich  aus  über  einen  grofsen  Theil  von  Europa 
und  namentlich  auch  über  Italien  verbreitet  hatte,  so  lau- 
tete derselbe  Satz  in  der  Sprache  des  Lehnrechts  so ,  dalb 
dem  Pabste  die  Lehnsherrlichkeit  über  alle  Länder  der 
Christenheit  zustehe.     Wenn  es  auch  dem  Pabste  nioht 
gelang,  ein  förmliches  Anerkenntnis  dieser  seiner  Ober- 
oder Lehnsherrlichkeit  von  allen  Königen  und  Fürsten 
der  Christenheit  zu  erhalten  '),  so  suchte  er  doch  in  allen 
Ländern  der  Christenheit  wenigstens  in  einzelnen  Fällen 
und  Beziehungen  die  Eigenschaft  eines  Landes-  und  Lehns- 
herrn geltend  zu  machen,  und  so  fehlte  es  doch  nicht  an 
Beispielen,  dafs  einzelne  Fürsten,  —  bald  um  sich  gegen 
den  Uebermuth  ihrer  Vasallen  bald  um  sich  gegen  die  An- 
sprüche eines  mächtigen  Nachbars  eine  Schutz  wehr  zu  ver- 
schaffen, bald  um  sich  einer  gemachten 'Eroberung  zn  ver- 
sichern *) ,  —  ihr  Land  dem  Pabste  zu  Lehn  auftrugen.  — 


1)  Namentlich  Dicht  von  dem  Könige  Deutschland«,  dem  Römischen 
Kaiser.    ConsÜtutlo  Ludovici  Bavari. 

8)  Der  erste  Grund  bestimmte  einen  König  von  England ,  der  zweite 
die  Könige  von  Schottland,  der  dritte  die  Eroberer  Neapels, 
Fürsten  aus  dem  Mause  Anjou,  zu  dieser  oblatio  in  feudum.  — 
Vielleicht  war  hierbei  noch  ein  anderer  altdeutscher  Rechtsge- 
brauch nicht  ohne  Einflufs.  Man  nahm  ein  Freigut,  (sJledium,) 
um  zu  beurkunden ,  dals  es  keinen  Lehnsherrn  auf  Rrden  habe , 
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Sogar  auf  den  gesammten  Erdkreis  dehnte  der  Pabst 
seine  Landes-  and  Lehnsherrlichkeit  aas.  Als  im  töten 
Jahrhunderte  die  Spanier  and  die  Portugiesen  über  das  Ei- 
genthum  an  den  Ländern,  die  sie  in  andern  Welttheilen 
entdeckt  hatten  oder  noch  entdecken  würden ,  in  Streit  mit 
einander  geriethen ,  theilte  der  Pabst  diese  Länder  unter 
sie  mittelst  einer  Scheidlinie ,  die  er  von  Norden  nach  Sü- 
den zog.  0  Dieselbe  Ansicht  von  der  Weltherrlichkeit 
des  Pabstes  lag  auch  den  Kreuzzügen  gegen  die  Ungläu- 
bigen zum  Grunde ,  welche  der  Pabst  predigte. 

So  wie  dem  Pabste  schon  kraft  seiner  Weltherrlichkeit 
das  Recht  zustand,  in  Streitigkeiten  zwischen  den 
Königen  und  Forsten  der  Christenheit  das  Rich- 
te ramt  zu  verwalten  und  so  über  die  Aufrechthaltang  des 
Friedens  in  der  Christenheit  zu  wachen ,  so  hatte  er  dieses 
Recht  noch  überdiefs  als  oberster  Bischoff  der  Kirche  zu 
Folge  der  Grundsätze ,  welche  von  der  bischöflichen  Ge- 
richtsbarkeit überhaupt  gelten.  ').     Diese  Gerichtsbarkeit 


von  der  Sonne y  als  dem  Symbole  der  Gottheit,  feierlich  zu  Lehn. 
(Sonnen-  oder  Gott  es  lehne.  Vgl.  meinen  Über  quaestionum* 
Wittenb.  1805.  qu.  XI.)  Indem  ein  Land  dem  Pabste  zu  Lehn 
aufgetragen  wurde,  verwandelte  es  sich  In  ein  solches  Sonnea- 
oder  Gotteslohn.  Freilich  zog  der  Pabst  andere  Folgerungen  ans 
dieser  Handlung. 
1)  Vgl.  Klub  er,  Europ.  Völkerrecht.  •$.  186.  Anm.  a.  —  Freilich 
machte  sich  der  Römische  Hof,  indem  er  durch  die  gesogene 
Scheidlinie  den  Streit  entschieden  zu  haben  glaubte  ,  eines  schwe- 
ren geographischen  Irrthums  schuldig.  —  Religionsstifter  sollten 
Bedenken  tragen,  über  Gegenstande  Belehrungen  zu  ertheilen, 
welche  in  das  Gebiet  der  Naturwissenschaft  (in  der  weitesten 
Bedeutung)  einschlagen.  Sie  laufen  sonst  Gefahr,  ihr  Ansehi 
überhaupt  auf  das  Spiel  zu  setzen.  (Die  Entdeckung,  dafs  die 
Erde  die  Gestalt  einer  Kugel  habe  und  sich  um  die  Sonne  be- 
wege, hat  der  katholischen  Kirche  vielleicht  mehr  geschadet, 
als  alle  Kutzereien  zusammen.  Wie  sehr  mühen  sich  die  eng- 
lischen Theologen  ab,  die  Mosaische  Schöpfungsgeschichte  mit 
der  heutigen  Theologie  zu  vereinigen!)  Eben  so  wenig  soll- 
ten geistliche  Herren  ihre  Entscheidungen  auf  Voraussetzungen 
gründen  ,  welche  die  Naturwissenschaft  über  kurz  oder  über  lang 
widerlegen  könnte. 

ft)&Lingard,  hietory  of  England.  III,  18.    (Pariser  Ausg.  vom 
J.  1886.) 
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erstreckte  rieh  nach  den  Gesetzen  der  Kirche  so  weit ,  dafs 
alle  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten  ebensowohl  bei  den 
geistlichen  als  bei  den  weltlichen,  gewisse  aber,  —  z.  B. 
die  über  die  Vollziehung  eines  eidlich  bestärkten  Vertra- 
ges ,  —  allein  bei  jenen  Gerichten  anhängig  gemacht  wer- 
den konnten«  Da  verstand  es  sich  nun  schon  von  selbst, 
dafs  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten ,  da  die  Könige  und 
Fürsten  einerseits  eben  so,  wie  alle  andere  katholische 
Christen ,  Mitglieder  und  Söhne  der  Kirche  waren  und  an- 
dererseits keinen  anderen  ihnen  gemeinschaftlichen  Richter, 
als  den  Pabst,  hatten,  dieser  das  Richteramt  zu  verwalten 
habe.  Aber  um  sich  dieses  Gerichtsstandes  noch  mehr  zu 
versichern ,  wurden  noch  überdiefs  in  den  Verträgen  unter 
regierenden  Herren  die  Päbste  nach  altdeutscher  Art  zu 
Austragen  (oder  Schiedsrichtern}  für  die  Streitigkeiten , 
welche  unter  den  Partheien  über  die  Vollziehung  dieser 
Verträge  entstehen  könnten,  ausdrücklich  gewählt.  ') 
Oder  es  wurden  auch  diese  Verträge  zu  demselben  Zwecke 
eidlich  bestäget. 

In  den  inneren  Angelegenheiten  der  einzel- 
nen Staaten  der  Christenheit  hatte  der  Pabst  noch 
überdiefs  in  einer  andern  Eigenschaft  ein  Interven- 
tionsrecht. Er  war  in  dieser  Beziehung  zugleich  der 
Vertreter  der  Hierarchie  einer  jeden  einzelnen  National- 
kirche, der  Schutz-  und  Schirmherr  der  verschiedenen 
Nationalkirchen.  Darum  konnte  er  auch  bei  der  Ausübung 
«eines  Interventionsrechts  fast  immer  auf  den  Beistand  der 
Hierarchie  der  Nationalkirche  rechnen.  *)  Uebrigens  stand 
dieses  Interventionsrecht  mit  der  obersten  Landes-  und 

Lehnsberrlichkeit  des  Pabstes  noch  in  einer  besonderen 

* 

Verbindung.     Da  der  Zehnte  sine  Abgabe  war,  welche 


1)  pamontj  corp*  diplom.  T.  I.  P.  I.  p.  916.  086.  989.  804.  808. 
910.  500.  P.  II.  p.  948.  etc. 

9)  Doch  gab  es  Ausnahmen.  Dann  war  gewöhnlich  der  Pabst  der 
unterliegende  Tbeil.  So  Bonifaz  VIII.  in  seinem  Streite  mit  dem 
Könige  von  Frankreich  ,  Philipp  dem  Schönen.  Die  Bischöffe  der 
Gallikanischen  Kirche  erklärten  sioh  für  den  König. 

Zachariä,  vom  Staate.     V,  18 
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jicfcon  jin  ,dßp  Ältesten  Zeiten  die  Grundkerraa  hiafig  van 
ihi;en  (jinm^balden  erheben  hatte*?  so  wurde  durch  die  all- 
gemeine Einführung  des  Kirchenzehnteiftsder  Grandsate, 
jdafs  das  Oberhaupt  4er  Kirche  ,  als  solches ,  der  ebeaate 
JUajyles-  ,und  Lehnsherr  der  JUtadar  der  Christenheit  aey , 
aueh  Aftf  4ep  Grundbesitz  in  einem  jeden  «einzelnen  Lande 
unmittelbar  ausgedehnt. 

\y.enn  es  auch  dcpn  Pabste  nicht  gelang,  unter  den 
Völkern  o^er  ip  den  einzelnen  Staaten  der  Christenheit 
Friede  und  Bube  au/  die  Dimer  herzustellen  ,  (wie  hüte  es 
ftw  in  einem  £eiteMer  gelingen  binnen ,  in  welchem  sich 
riter  &taa£  noch  nicht  die  £raft  der  Einzelnen  zugeeignet 
**tte5J  #>  jwfrte  jdo4*  Aßt  Gitteefiriede ,  welchen  die 
JPülpte  %  geyisfle  T*ge  des  Jahres  gebeten  hatten  *}> 
wenigstens  so  viel,  (daC|  i*an  von  Zeit  zu  Zeit  ansahen 
konnte.  In  einigen  Epropttochen  Landern  wurde  sogar  a«f 
Jahfe  ein  Gottesfriede  —  odejr  ein  vpn  der  Geistlichkeit  des 
Jbapfcs  bekräftigter  Laudfriftle  —  errichtet »)  Auch  in 
dieser  Hinsicht  riefen  die  Pftbste  und  die  Hierarchie  nur 
eine  ßchop  dejr  heidnischem  Vorzeit  der  Kation  bekannte 
ß^te  ypp  peuem  jps  )Leben%  *) 

Wegen  der  politischen  Macht  und  Stellung  der  Hie- 
rarchie kppntep  die  Plaste  selbst  zu  den  Waffen  ihre  Zu- 
flucht pehipep ,  gip  pqtbigenfeUs  ihre  Gebete  oder  Entscbet- 
/dungep  in  Y  o  1}  3  i  e  h  9  pg  gu  setzen.  Jedeeh  in  der  Regal 
reichtep  schpn  die  gewichen  Zwangsmittel  hin,  den  Pah« 
ateu  dem  Gehorsam  zu  yerabafen.  Dan  schrecklichste 
und  daher  das  wirksamste  unter  diesen  Mitteln,  das  Mittel, 
yon  welchem  die  Pühste  insbesondere  gegen  den  beharr- 
lichen Ungehorsam  einen  regierenden  Herrn  Gebrauch 
pwichrten ,  yar  da*  Interdikt,  mit  welchem  ein  Land  belegt 

1)  c.  1.  X.  4e  psos  et  treoga.  Damont,  ia  dem  a.  W.  T.  I.  P.  I. 
p.  65.  Der  Pakte  Calixtas  II.  soll  zuent  (ba  J.  1110)  eiaea  eal- 
oaca  CottariHeaea  (eaoftea  aabea. 

S)S.  DaCaage,  jcloesariam  mediae  Latinitatfs,  ▼.  treuga  Dei. 
S)  Tacit.  Qenaaala»  c.  40. 
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wurde  ?  der  Befehl ,  data  in  dem  ganzen  Umfange  eines  Lan- 
des der  öffentliche  Gottesdienst  eingestellt  seyn  stillte.  *) 

Auch  in  den  auswärtigen  Verhältnissen  des  Eu- 
ropäischen Völkerstaates  bethfttigte  sich  der  Pabst  als 
das  Oberhaupt  dieses  Staates.  Von  dem  Pabste  wurde  die 
Christenheit  zu  den  Waffen  bald  gegen  die  Ungläubigen , 
(z.  B.  gegen  die  Araber  in  Palästina ,  gegen  die  Türken,) 
bald  gegen  eine  kätzerische  Macht ,  (z.  B.  gegkn  die  Al- 
bigenser,  gegen  die  Hussiten,)  gerjifen.  An  den  Krie- 
gen ,  welche  die  Christenheit  unter  dem  Paniere  des  Kreu- 
zes föhrte,  nahm  der  Pabst  mit  Rath  und  That  Antheil. 
Oft  begleitete  ein  päbstlicher. Legat  das  Heer  der  Kreuz- 
fahrer. Eben  so  sorgte  der  Pabst,  soweit  es  in  seiner 
Macht  stand ,  für  die  Herbeischaffung  der  Geldmittel ,  wel- 
che die  Ausrüstung  und  Unterhaltung  des  Heeres  erfor- 
derte. *) 

Jedoch  die  schwache  Seite  einer  jeden  Hierarchie,  ei- 
ner jeden  Theokratie ,  ist  der  Krieg.  Denn  einerseits  las- 
sen sich  Belohnungen  in  einer  andern  Welt  getroster ,  als 
Stege  über  den  Feind  in  dieser  Welt ,  verheifsen ,  und  an- 
dererseits ist  es  für  einen  geistlichen  Herrn  leichter,  den 
—  ihm  nicht  geziemenden  —  Kriegsbefehl  einem  Andern 
zu  übertragen ,  als  den  Befehlshaber  der  bewaffneten  Macht 
in  Gehorsam  zu  Erhalten.  —  Die  hierarchische  Verfassung 
des  Europäischen  Völkerstaates  war  in  dieser  Beziehung 
so  organisirt:  Der  jeweilige  Römische  Kaiser  Deutschet 
Nation  war ,  wenn  auch  nicht  dem  Namen  doch  der  Sache 


1)  Wie  tief  ein  solcher  Befehl  in  alle  menschliche  Verhältnisse  — 
auch  abgesehu  voa  den  Glaubeusmetnungen  des  Zeitalters  —  ein- 
griff, kann  man  am  besten  ans  der  Formel  dieser  Befehle  abneh- 
men. S.  t.  B.  das  Interdikt,  welches  der  Pabst  Innocens  HL 
aber  England  aussprach,  b.  Dumont  in  dem  a.  W.  T.  I«  P.  L 
».  885. 

ff)  tteher  gehört  %.  B.  die  ntreuebulle  in  Spanten,  —  die  Bni|o  den 
Pabste«  Alexander  m. ,  welche  dem  Adel  gestattete,  seine  Leh- 
ne, nm  Geld  mn  einem  Kreunnuge  aufeubringen  ,  an  Bürgerliche 
su  vertanem  oder  su  verpfänden.  (In  dem  thesaur,  Anecdot 
Ton  Martene  und  Durand.  T.  III.  p.  740.) 
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nach  d.  i.  im  Geiste  des  päpstlichen  Systeme»  der  Grofs- 
feldherr  der  päbstlichen  Krone.  J)  Er  war  zu  die- 
ser Würde  gelangt,  weil  er  als  König  von  Deutschland 
das  Oberhaupt  des  mächtigsten  unter  den  Germanischen 
Staaten ,  zugleich  des  ursprünglichen  Wohnlandes  der 
Germanen,  und  als  Römischer  Kaiser  der  Nachfolger 
der  altrömischen  Kaiser  war.  Seine  Feldherrnwürde 
hatte  dieselbe  doppelte  Grundlage,  wie  das  Pabstthum; 
beide  ruhten  sowohl  ahf  Germanischem  als  auf  Römischem 
Grund  und  Boden;  beide  verschmolzen  die  alte  Welt  mit 
der  neuen;  beide  wahrten  die  Einheit  der  Germanisehen 
Nation ,  wie  sie  ihren  Ursprung  der  Einheit  dieser  Nation 
verdankten.  So  wie  schon  die.  Verwandtschaft  unter  bei- 
den Würden,  welche  auf  der  Gleichartigkeit  des  Ursprungs 
und  de»  Rechtstitels  dieser  Würden  beruhte,  dem  Pabste 
eine  gewisse  Sicherheit  gegen  die  Uebergriffe  seines  Kron- 
grofsfeldherrn  gewährte ,  so  war  es-  noch  überdiefs  Rech- 
tens ,  dafs  ein  jeder  neue  Römische  Kaiser ,  damit  er  seiner 
Pflichten  gegen  das  Oberhaupt  des  Europäischen  Völker- 
Staates  desto  weniger  uneingedenk  wäre ,  seine  Krone  ans 
den  Händen  des  Pabstes  empfangen  mufste.  Obwohl  also 
der  Römische  Kaiser  als  König  in  Deutschland  von  seiner 
Nation  gewählt  wurde ,  so  verblieb  doch  immer  dem  Pabste 
das  Recht,  die  Würdigkeit  des  Erwählten  in  Beziehung 
auf  das  Römische  Kaiserthum  zu  prüfen.  *)    Auch  konnte 


1)  Das  Verbaltnifs,  in  welchem  der  Römische  Kaiser  in  späteren 
Zeiten  (confirmata  jam  potentia  papali)  zu  dem  Pabste  stand, 
entwickelte  sich  aus  der  weit  Alteren  Vogtei  (Advokatie)  des 
Raison  über  den  Romischen  Stuhl.  Hatte  aber  der»  Vogt  einer 
Kirqhe  nicht  von  Amts  wegen  die  Pflicht  auf  sich,  die  Ku-che  mit 
bewaffneter  Macht  ku  vertheidigen  ?  war  er  nicht  von  Amts  we- 
gen zugleich  der  Anführer  der  Mannschaft  der  Kirche? 

2)  In  dem  Streite  über  die  Unabhängigkeit  des  Deutschen  Reichs  vom 
päbstlichen  Stuhle  unter  dem  K.  Ludwig  dem  Baier,  und  auch  bei 
andern  Gelegenheiten ,  scheint  man  nloht  launer  den  Im  Texte  ge- 
machten Unterschied  genugsam  berücksichtiget  km  haben.  Vgl. 
hIkt  jenen  Streit:  Pütter,  Literatur  des  Deutschen  Staatsrechts, 
Tli.  I.  $.  17.  18. 
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aas  dem  Rechte  des  Pabstes,  die  Römische  Kaiserkrone 
zu  verleihn,  die  weitere  Folgerung  abgeleitet  werden, 
dafs  ein  gekrönter  Kaiser  wegen  eines  Mifebrauchs  sei- 
ner Gewalt  von  dem  Pabste  zur  Verantwortung  gezo- 
gen und  nach  Befinden  selbst  abgesetzt  werden  könne. 
Da  überdiefs  das  Steigen  der  päbstlichen  Gewalt  in  der 
gesammten  Christenheit  mit  dem  Sinken  der  königlichen 
Gewalt  in  Deutschland  fast  gleichen  Schritt  hielt,  so  hatte 
der  Europäische  Völkerstaat  für  die1  Fortdauer  seiner  Ver- 
fassung am  wenigsten  von  dem  Römischen  Kaiserthume  zu 
fürchten.  Es  gerieth  sogar  die  kaiserliche  Gewalt  in  einen 
Verfall,  welcher  es  den  Kaisern  unmöglich  machte,  den 
Pflichten  ihrer  Feldherrnwürde  immer  Genüge  zu  leisten, 
—  den  päbstlichen  Stuhl  in  seinen  Händeln  mit  den  Italie- 
nischen und  mit  andern  Staaten  zu  schützen  und  zu  schir- 
men, in  den  Kreuzzügen  nach  dem  gelobten  Lande  ihre 
Oberfeldherrlichkeit  zu  behaupten.  Gleichwohl  hat  man 
sich  die  Politik ,  welche  der  Römische  Stuhl  in  Beziehung1 
anf  sein  Verhältnifs  zu  den  Römischen  Kaisern  Deutscher' 
Nation  befolgte ,  vorzugsweise  aus  der  —  von  dem  Römi- 
schen Stuhle  erkannten  oder  geahndeten  —  Gefahr  zu  er- 
klären, mit  welcher  eine  jede  geistliche  Gewalt  von  dem, 
Anführer  ihrer  bewaffneten  Macht  bedroht  ist.  Darum 
wurde  von  den  Pabsten  eine  jede  Mafsregel  zur  Befesti- 
gung oder  Ausdehnung  der  päbstlichen  Gewalt  fast  immer 
zuerst  in  Deutschland  in  Vollziehung  gesetzt,  ein  jeder  An- 
griff auf  die  Rechte  der  weltlichen  Gewalt  fast  immer  zu- 
erst gegen  den  Römischen  Kaiser  gerichtet.  Die  kaiserliche 
Gewalt  konnte  der  päbstlichen  um  so  gefährlicher  werden , 
da  die  Kaiser  eben  so ,  wie  die  Pabste ,  und  nicht  ohne  eine 
Parthei  für  sich  zu  haben*),  bald,  nach  dem  Vorgange 
der  altrömischen  Kaiser,  eine  Weltherrschaft,  (dominium 
mundi,)  bald,  die  Grundsätze  des  Lehnrechts  benutzend, 


*)  Auf  den  Europäischen  Universitäten  th eilten  sich  die  Rechtslehror 
in  Legisten  und  Defcretiaten  ,  —  in  Vertheidiger  der  kaiserlichen, 
der  päbstlichen  Gewalt. 
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auf  die  Lehnsherrlichkeit  über  alle  Linder  der  Christen- 
heit Anspruch  machten.  *) 

Man  wird  das ,  was  in  dem  Obigen  aber  das  Daseyn 
eines  Europäischen  Völkerstaates  während  des  Mittelalters 
gesagt  worden  ist,  nicht  so  deuten,  als  ob  der  damalige 
Rechtszustand  der  Europaischen  Völker  Germanischer  Ab- 
stammung der  Idee  eines  Völkerstaates  vollkommen  ent- 
sprochen hätte.  Gährende  Elemente,  Gegensätze,  schwan- 
kende Verhältnisse  waren  der  allgemeine  Charakter  dieses 
Zeitalters.  Es  kämpften  mit  einander  die  geistliche  und  die 
weltliche  Gewalt,  —  das  Recht  der  Kirche  und  Germani- 
sche Nationalrechte,  —  das  Pabstthum  und  das  Kaiser- 
thum,  —  das  Königthum  und  die  Aristokratie,  —  der  geist- 
liche und  der  weltliche  Adel,  —  der  Adel  und  der  Bürger- 
stand, —  der  friedliche  Geist  des  Christentums  und  der 
kriegerische  der  Germanischen  Nation,  —  neue  Ansichten 
und  Kenntnisse  und  die  Ueberlieferungen  der  Griechischen 
und  Römischen  Vorzeit,  —  in  der  Kirche  selbst  war  ein 
Schisma  entstanden,  welches  erst  durch  das  Concilium  an 
Basel ,  nicht  ohne  Nachtheil  für  die  päbstliche  Gewalt,  ge- 
hoben wurde.  Eine  neue  Welt  war  zu  Ende  dieser  Periode 
im  Werden.  Aber  kein  sterbliches  Auge  konnte  voraus- 
sehn,  welche  Gestalt  diese  Welt  haben  würde.  Doch 
durfte  man  hochfliegende  Erwartungen  hegen.  Wie  es, 
wenn  ein  Mensch  zu  einer  selbstständigen  intellektuellen 
und  moralischen  Bildung  gelangen  soll ,  eine  Zeit,  lang  in 
seinem  Inneren  gegährt  haben  mute,  so  gilt  dasselbe  apch 
von  Völkern.  Nur  sind  in  dem  Leben  eines  Volkes  oft 
erst  Jahrhunderte  das,  was  in  dem  Leben  eines  Mewcben 
schon  Jahre  oder  Tage  sind« 


*)  Bit  aaf  dienen  Tag  ha*  «tte  Bnglfeehe  Krone  4en  aatUchea.  Titel; 
The  imperial  crown  ,  —  eine  Verwahrung  gegen  diesen  Ana* rach. 
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ZWEITE  PERIODE. 

Die  Reformatim, 
eine  OemhtMn  t*  Enropäückeri  KdttwWWM. 

To*  Jaftre  15f7  bis  rtm  Jifcrt  l»4Öi    • 

▼(Worfeltet  durch  den  Kampf  zwischetf  diiandfer  ent- 
gegengesetzten Elementen  ,  weicher  die  Zeiten  dfes  Mittel- 
alters "elf arakterisirt  x  durch  einen  Kampf,  irt  welchem  und; 
durch  welchen'  die  Völker  Germanischer  Abkunft  nach  und'' 
n&ch  mtiridiger  geworden  waren,  biegiiristiget'  von  einer' 
gröfseta  Erfindung  des  täten  Jahrhunderts ,  von  dfer  Erfin- 
dung der  BuChdf  nefcerkunst  *) ,  beschleuniget  durch1  emenJ 
Fehler,   dessen  sich  die'  lÜrchehvemmmluhgerf  zu  Kon-" 
stanz  und  zu  ftäsdl  schuldig  gemacht  hatten,  als  sie1  die* 
pftbstlich*  Gtewalt  s<4tw!tohfen  ?  anstatt  sie  zu  verstärken , 
brach  zu  Anfang  des  löten  Jahrhunderts  die  Reforma- 
tion ans*,  eine  Begebfenheit^  weiche  in  ihrem "  Verlauft ' 
den  gesäumten  gesellschaftlichen  Zustand  jener  Völker1 
erschütterte  und  umgestaltete. 

Grofte  d.  i.  folgenreiche  Begebenheiten  haben  mit  gro- 
fsem  MSnWem  d:  i.  mit  MÄnnern,  deren  Thateri  auf  das 
Schicksal1  eines  oder  mehrerer  Völker  einen  entscheidenden 
Einflufe  gehabt  haben,  das  gemein,  dafs  die  einen  wie 
die  andern  aus  den  verschiedensten  Standpunkten  betrach- 
tet werden  können.  (Daher  auch  die  einen  wie  die  andern 
eben  so*  leidenschaftliche  Tadler  al^  enthusiasifeche  Lob- 
redner finden.)  Die  Reformation  ist  sogar  eine  welthi- 
storische Begebenheit.  Man  mag  die  neuere  Geschichte 
der  Europäischen  Menschheit  von  einer  Seite  btetradüten, 
von  welcher  man  will,  allemal  führt  die  Verkettung  der 
Ursachen  und  Wirkungen  auf  die  Refenaatrön  zurück. 
Hier  ist  jedofeh  diese  Begebenheit  ntir  aus  dem  Standpunkte 


*)  M ntf  darf  wob*  beMilpiea  r  Ohne  die  Dnwk©rj>Hes*e  kclD«  Äefor- 
•uttteo!  Vgl.  Ua-ll*»;  introrfucttonlo  the  lttexattre  of  Barope 
I«  the  U.  10.  an*  17th  centnries.    I*nH.    IV  Vol.     1«37— 39. 
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des  Rechte  so  wie  in  Beziehung  auf  die  Folgen,  welche 
sie  für  den  Rechts  zustand  der  Germanischen  Völker  und 
namentlich  für  den  Europäischen  Völkerstaat  hatte, 
in  Betrachtung  zu  ziehn. 

In  Beziehung  auf  die  römischkatholische  Kirche 
d.  L  in  Beziehung  auf  den  Staat  Gottes,  dessen  sichtbares 
Oberhaupt  der  Pabst  ist  *) ,  war  die  Reformation  unmittel- 
bar, in  wie  fern  sie  gelang,  eine  Revolution  d.  i.  eine 
gesetzwidrige  Umgestaltung  der  Verfassung  dieses  Staa- 
tes und,  in  wie  fern  sie  mifslang,  der  Versuch  einer  Re- 
volution, Sie  ist  also  iti  dieser  Beziehung  mit  den  Grund- 
sätzen zu  rechtfertigen,  mit  welchen  sich  Revolutionen 
überhaupt  unter  gewissen  Voraussetzungen  rechtfertigen 
lassen.  Sie  hatte  übrigens  in  so  fern  die  Tendenz,  die 
Verfassung  der  christlichen  Kirche  von  dem  Ein- 
flüsse gänzlich  zu  befreien,  welchen  auf  sie 
Asiatische  Rechtsbegriffe  und  Rechtsgrund- 
sätze, wegen  des  geschichtlichen  Zusammen- 
hanges des  C^iristenthumes  mit  dem  Judenthume 
gehabt  hatten,'  mit  andern  Worten,  an  die  Stelle  der 
hierarchischen  Verfassung  der  römisch-katholischen  Kirche 
eine  Kirchenverfassung  zu  setzen ,  welche  auf  dem  Grund« 
«atze  der  Gewissens*-  und  der  Religionsfreiheit  beruhte»  *} 


^T^m^' 


1)  nie  römi*ch~katholiscfce  Kirche  selbst  Beut  sich,  —  und,  nach 
ihrer  Dogmatik,  mit  Recht,  —  civitas  Del. 

2)  Es  ist  der  Reformation  von.  Eisige».,  z.  B.  von  Schuld  in  seiner 
Geschichte  der  Deutschen,  der  Vorwurf  gemacht  worden,  dafs 
sie  die  verfassungsmaTsigen  Behörden  der  katholischen  Kirche  ab- 
gehalten habe,  Reformen  zn  machen.  Dem  sey  also!  Aber  der 
Streit  galt  nicht  einseinen  Lehren  etc.  dieser  Kirche,  sondern 
dem  Rechtspriacipe  ihrer  Verfassung.  Dieses  konnte  die  Kirche 
nicht  aufgeben,  ohne  sich  selbst  zu  vernichten.  Vgl.  Rein- 
hold,'  Ehrenrettung  der  Reformation.  —  Freilich  vergafs  man 
sehr  bald ,  selbst  von  Seiten  der  Protestanten  ,  den  eigentlichen 
Streitpunkt.  Man  machte  das  pogma  oder  die  Liturgie  zur  Haupt* 
sache.  Und  auch  jetzt  noch  giebt  es  nur  zu  viele  Protestanten, 
welche  dem  Rechtsprincipe  nach  Katholiken  sind«  Doch  wenig- 
stens Luther  wufste  recht  wohl,  worauf  es  eigentlich  ankomme. 
VgL  meine  Abh.  de  juris  prudentia  Lutheri.  Wittenb.  1604. 
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—  Eben  so  war  die  Reformation  in  Beziehung  auf  die 
Verfassungen  der  einzelnen  Germanischen  Staa- 
ten eine  Revolution  oder  der  Versuch  einer  Revo- 
lution«    Denn  auch  diese  Verfassungen  hatten  die  Ver- 
fassung und  das  Recht  der  römisch-katholischen  Kirche 
theils  unmittelbar  theils  mittelbar  zur  Grundlage.    Jedoch 
wurde  die  Reformation  in  dieser  Beziehung  in  denjenigen 
Staaten  legitimirt,  in  welchen  sich  die  Regierung  für  die 
Reformation  erklärte.  \)    Uebrigens  hatte  die  Reformation 
in  dieser  Beziehung  dieselbe  Tendenz .  wie  in  Beziehung 
auf  die  Kirche.     Sie  sollte  aus  den  Verfassungen 
jener  Staaten  den  Asiatischen  Zusatz  verban- 
nen,  den  sie  durch  das  auf  die  Mosaische  Ge- 
setzgebung sich  gründende  Recht  der  römisch- 
katholischen Kirche  erhalten  hatten,  sie  sollte  also 
die  germanischen  Staaten  gleichsam  wieder  germanisiren 
d.  i.  die  Einheit  zwischen  Staat  und  Kirche  aufheben ,  dem 
Königthume  eine  andere  Grundlage  geben,  als  die  einer 
den  Königen  und  Fürsten  der  Erde  von  Gott  ertheilten 
Vollmacht.  •)  —    Noch  weiter  erstreckten  sich  die  Fol- 
gen ,  welche  die  Reformation ,  als  eine  Erschütterung  des 
Reehtsznstandes  der  Germanischen  Völker,  für  den  Euro- 
päischen oder  Germanischtill 'Völkerstaat  hatte. 
Sie  bewirkte  unmittelbar  sogar  die  Auflösung  dieses 
Staates.    Das  Band ,  welches  bisher  die  Völker  Germani- 
scher Abkunft -zu  einem  politischen  Ganzen  vereiniget  hatte, 
war  das  Pabstthum.    Das  Ansehn  des  Pabstes  aber  wurde 


1)  Man  bal  die  Thatsache,  dafo  die  Reformation  mehr  im  nordlichen 
als  in  südlichen  Europa  gluckte,  auf  mehr  als  eine  Weise  zu 
erklären  versucht.  Die  Hauptursache  dürfte  in  dem  unterschiede 
zwischen  den  Romanischen  und  den  rein  Germanischen  Völkern 
zu  suchen  863m. 

9)  Die  Germanischen  Volker  verbanden  ursprunglich  mit  dem  König- 
thume einen  sehr  beschränkten  Begriff.  (Vgl.  Tacit.  German. 
c.  48.)  Der  König  war  ihnen  nur  ein  Schutz-  und  Schirmherr. 
Der  Ausdruck :  Des  Königes  Bann ,  bezeichnete  noch  in  späteren 
Zeiten  die  königliche  Gewalt  überhaupt.  S.  die  Deutsche  Glosse 
zum  Sachsensntegel,    ni ,  64. 


jetzt  von  einem  greisen  Theile  der  Europäischen  Begieran- 
gen  nicht  weiter  anerkannt  Die  übrigen  Europäischen  Re- 
gierungen verehrten  zwar  fortdauernd  in  dem  Pabste  das 
Oberhaupt  ihrer  Kirche.  Aber  auch  diese  bewachten  mit 
Eifersucht  die  Selbstständigkeit  ,  zn  welcher  sie  schon  in 
der  vorigen  Periode  mehr  und  mehr  gelangt  waren.  Der 
Pabst,  ihrer  Hülfe  gegen  die  Reformation  bedürfend,  konnte 
nm  so  weniger  in  der  Eigenschaft  eines  über  die  Monar- 
chen und  Regierungen  der  Christenheit  gesetzten  Herrn 
und  Richters  gegen  sie  auftreten.  Auch  das  Beispiel,,  wel- 
ches die  protestantischen  Fürsten  gaben  v  blieb  nicht  ohne 
Einflufs. 

Jedoch ,  wenn  auch  die  Reformation  9  indem  sie  die 
Einheit  des  Glaubens  und  der  Verfassung  der  christlieben 
Kirche  in  dem  Germanischen  Europa  aufhob ,  zugleich  der 
Nationaleinheit  der  Völker  Germanischer  Abkunft  eine 
kräftige  Stute  entzogen  hatte ,  im  übrigen  bestand  diese 
Einheit  dennoch  fortdauernd.  Ja  es  trug  sogar  die  Refor- 
mation selbst  zur  Erhaltung  der  Einheit  der  Germanischen 
Nation  bei ,  als  sie  theils ,  in  allen  monarchischen  Staaten, 
(und  die  Mehrzahl  der  Germanischen  Staaten  waren  Mo- 
narchien,) das  Interesse  der  königlichen  Gewalt  beför- 
dernd*), eine  Verwandtschaft  unter  den  Verfassungen 
dieser  Staaten  erhielt,  theils  durch  die  Religionshandel, 
die  sie  in  ihrem  Gefolge  hatte,  den  geistigen  Verkehr  un- 
ter den  Germanischen  Völkern  neu  belebte«  Zugleich  wa- 
ren die  alten  Fördernisse  der  Nationaleinheit  der  Gerpani- 
schen  Völker  zum  Theil  im  Zunehmen ,  z.  B.  der  Handels- 
verkehr unter  diesen  Völkern.  —  So  wie  aber  in  der  Na- 
tionaleinheit der  Germanischen  Völker  die  Grundlage  des 
Europäischen  Völkerstaates  fortdauerte ,  so  sprachen  auch 
nicht  nur  die  alten  sondern  selbst  neue  Gründe  für  die  Er- 
haltung oder  für  die  Wiederherstellung  eines  solchen  Ver- 


*)  Die  Neuerungen,  welche  PbUipp  n,  König  vom  Spanlenr,  in  der 
Verfassung  seiner  Staaten  traf,  wurden  «ach  In  andern  Staaten 
nachgeahmt.  Müller,  Geschieht«*  der  teojpiisoaeB  Mensch- 
heit, XXstes  Buch. 
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eines.  Das  Haus  Habsburg  war  durch  eine  reiche  Erb* 
schaft  zu  einer  Macht  gelangt,  welche  der  Selbststän- 
digkeit aller  anderen  Europäischen  Fürstenhäuser  Gefahr 
drohte.  Zwei  grofse  politische  Partheien ,  die  katholische 
und  die  protestantische,  standen  einander  gerüstet  und 
feindselig  gegenüber.  Zugleich  hatte  die  vorige  Periode' 
Erinnerungen  und  Ueberlieferungen  hinterlassen,  welche 
auf  die  Art  hindeuteten ,  wie  man  den  Friedenszustand  von 
Europa  sichern  könne. 

In  der  That  war  man  auch  nicht  yber  die  Frage,  obß 
sondern  nur  über  die,  wie  das  verfallene  oder  niederge- 
rissene Gebäude  des  Europäischen  Völkerstaates  wieder 
aufzuführen  sey ,  getheilter  Meinung.  —  Die  eine  Parthei , 
die  erhaltende  oder  konservative ,  gieng  darauf  aus ,  vor 
allen  Dingen  die  vormalige  Einheit  der  katholischen  Kirche 
wieder  herzustellen.  Dieser  Plan,  in  welchem  zugleich 
die  Wiederherstellung  der  bisherigen  Verfassung  des  Eu- 
ropäischen Völkerstaates  lag,  wurde  zuerst  von  der  ka- 
tholischen Kirche  selbst  versucht.  Zur  Wiedervereinigung 
der  Protestanten  mit  der  katholischen  Kirche  wurde  von 
dieser  eine  allgemeine  Kirchenversammlung  zu  Trient  ge- 
halten. Der  Plan  mifslang  in  dieser.  Gestalt  und  er  mufste 
in  dieser  Gestalt  mifslingen*  Denn  wie  konnten  die  Pro- 
testanten den  Grundsatz  anerkennen ,  dafs  über  Eeligions- 
sachen  Stimmenmehrheit  entscheiden  könne?  0  Aber 
seinem  Zwecke  nach  wurde  dieser  Plan  theils  von  dem 
Pabste  theils  von  dem  Hause  Habsburg  ») ,  den  Häuptern 


1)  Ol«  Protestanten  halten  anfangs  selbst  auf  die  Haltung  eines  all- 
gemeinen Conciliuras  angetragen.  Sie  weigerten  sich  aber  das 
Tridentinische  anzuerkennen,  well  von  ihm ,,  zu  Folge  seiner 
Zusammensetzung ,  kein  unaarthettseues  Ürtheil  au  erwarten  sey. 
.  SteUtaa,  sie  jenen  Antrag  bona  ftde,  so,  war  innen  selbst  der  Geist 
des  Protestantismus  nooh  nicht  klar  geworden.  Wie  noch  das 
Concilinm  zusammengesetzt  wurde ,  nimmermehr  konnten  sie  sich 
demselben  unterworfen. 

9)  Das  Haus  Habsburg  Oesterrelchischer  Linie  war  zugleich  in  dem 
Besitze  der  Wurde  eines  Römischen  Kaisers,  —  der  yswcltböch« 
slea  Würde  der  Christenheit  wahrend  des  Mittelalters« 
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der  conservativen  Parthei,  während  dieser  ganzen  Periode 
unausgesetzt  verfolgt.  —  Eine  andere  Parthei ,  die  Not- 
wendigkeit erkennend,  an  die  Stelle  der  bisherigen  Ver- 
fassung des  Europäischen  Völkerstaates  ein  ganz  neues 
Gebäude  zu  setzen ,  machte  es  sich ,  mit  Rücksicht  auf  die 
iE  der  Erfahrung  bestehenden  Verhältnisse ,  zur  Aufgabe , 
ein  politisches  Gleichgewicht  unter  den  Germanischen 
Staaten  herzustellen.  An  der  Spitze  dieser  Parthei  stand 
Frankreich.  Denn  der  Kampf  für  das  System  des  politi- 
schen Gleichgewichts  galt  hauptsächlich  der  Beschränkung 
der  überwiegenden  Macht  des  Hauses  Habsburg ;  und  von 
den  Ländern  dieses  Hauses  war  Frankreich  auf  dem  Fest- 
lande nach  allen  Seiten  hin  umgeben.  Zu  derselben  Par- 
thei gehörten  die  protestantischen  Regierungen.  Denn 
das  Haus  Habsburg  führte  die  Sache  der  katholischen  Kir- 
che, welche  zugleich  die  eigene  war.  In  dem  Zwecke, 
einen  äufseren  Verein  unter  den  Germanischen  Völkern  zu 
erhalten  oder  wiederherzustellen,  mit  einander  überein- 
stimmend, standen  also  gleichwohl  beide  Partheien,  we- 
gen der  für  diesen  Zweck  tauglichen  Mittel ,  in  einem  ent- 
schieden feindlichen  Verhältnisse  zu  einander,  wenn  auch 
von  den  Staaten  der  zweiten  Parthei  die  einen  aus  diesen 
die  andern  aus  andern  Gründen  gemeinschaftliche  Sache 
mit  einander  machten.  —  So  verwickelt  war  der  Streit , 
so  viel  stand  auf  dem  Spiele ,  so  aufgeregt  waren  die  Völ- 
ker Germanischer  Abkunft  und  ihre  Beherrscher  durch  Be- 
Iigionshafs  und  politische  Eifersucht,  so  schwankend  war 
noch  das  neue ,  das  seiner  vormaligen  Grundlage  entrückte 
Europäische  Völkerrecht  *) ,  dafs  über  kurz  oder  über  lang 
das  Schicksal  des  Europäischen  Völkerrechts  durch  die 
Gewalt  der  Waffen  entschieden  werden  mufste.  Doch 
lange  zögerte  der  Entscheidungskampf.  (So  sammelt  sich 
in  dem  menschlichen  Körper  der  Stoff  zu  einer  Krankheit 


*)  Das  berühmte  WeVk  des  Hugo  Grotius  de  jure  belli  et  pacis  er- 
schien suerst  im  Jahre  1684  —  also  erst  nach  dem  Ausbruch« 
des  80jährigen  Krieges. 
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laiige,  die  die  Krankheit  zum  Ausbräche  kommt.)  End- 
lich kam  es  zu  dem  langen  und  blutigen  Kampfe ,  welcher 
von  seiner  Dauer  den  Namen  des  dreißigjährigen  Krieges 
erhalten  het.  Der  Westphälische  Friede  (1648),  welcher 
diesen  Krieg  beendigte  *} ,  entsprach  seinem  Geiste  und 
seinen  Resultaten  nach ,  in  Beziehung  auf  den  Europäi- 
schen Völkerstaat  dem  Plane,  welchen  die  zweite  der  oben 
gedachten  Partheien  verfolgt  hatte.  Er  begründete  in  dem 
Europäischen  Völkerstaate  endgültig  eine  neue  Verfas- 
sung. Diese  Verfassung  war  das  System  des  Euro- 
paischen Gleichgewichts.  Die  Urkunde  des  West- 
phälisohen  Friedens  (das  instrumentum  pacis  Osnabrucensis 
und  das  i.  p.  Monasteriensis)  war  von  nun  an  das  Verfas- 
sungsgesetz (oder  die  Konstitution")  des  Europäischen 
Völkerstaates.  Bestätiget  in  allen  folgenden  Europäischen 
Friedensschlüssen  der  dritten  Periode  behauptete  sie  dieses 
Ansehn  bis  zum  Ausbruche  der  Französischen  Revolution* 


DRITTE  PERIODE. 

Das 

System  des  Europäischen  GleichgewicJUs. 

4 

Die  Verfassung 
des  Europäischen  Völkerstaates  ist  eine  Demokratie. 

Vom  Jahre  1648  bis  zum  Jabre  1789.  *) 

Das  System  des  politischen  Gleichgewichts, 
—  dieses  System  einstweilen  im  Allgemeinen  betrachtet,  — 
beruht  auf  der  Anwendung  eines  Grundsatzes  der  Statik 
auf  das  Verhältnifs  unter  Völkern.    Wie  die  Schaalen  einer 


1)  Einige  besondere  Friedensschlüsse  erfolgten  erst  später.  Diese 
sind  jedoch  hier  unter  dem  Ausdraoke:  Westphalischer  Friede  ß 
begriffen. 

8)  Wheaton,  hhtoire  des  progres  qu'  a  fall  le  droit  des  gens  en 
Eoropo  depuis  la  paix  de  Westphalie  jusqu'  au  oongres  de  Vienne ; 
avec  un  precis  historique  des  progres  du  droit  des  gens  en  Europa 
avane  !a  paix  de  Westphalie.    Lp*.    (Bis  jetet  nur  angekundiget.) 


Waage  im  Gleichgewichte  mit  einander  stehn ,  wenn  4S% 
eine  und  die  andere  Waagachaale  nrit  einem  gleich  groften 
Gewichte  besehwert  ist,  eben  an  wird,  nimmt  man  an, 
zwischen  zweien  oder  mehreren  Völkern  Friede  herrschen, 
wenn  sie ,  einander  an  Macht  ohngefthr  gleich ,  von  einem 
Kriege  mit  einander  eben  so  viel  zu  furchten  als  zu  hoffen 
haben.  *)  So  trügerisch  auch  dieser  Schfofs  oder  diese 
Analogie  ist,  —  denn  hat  man  für  die  Macht  eines  Volkes 
einen  genügenden  Mafsstab  ?  ist'  die  Macht  eines  Volkes 
eine  unveränderliche  Gröfse?  pflegt  nicht,  wenn  man  eben 
so  viele  Grunde  hat,  zu  furchten  als  zu  hoffen,  die  Hoffnung 
den  Ausschlag  zu  geben  ?  —  so  unsicher  mithin  auch  die 
Bärgschaft  ist,  welche  ein  politisches  Gleichgewicht  für  die 
Stiftung  eine?  dauerhaften  Friedens  unter  selbstständigen 
Völkern  leistet,  so  giebt  es  doch  für  die  Erreichung  dieses 
Zwecks  kein  anderes  oder  besseres  Mittel.  Daher  kom- 
men auch  so  viele  Beispiele  in  der  Geschichte  vor,  dafo 
man  von  dem  Systeme  des  politischen  Gleichgewichts  Ge- 
brauch gemacht  hat*  So  suchte  Hannibal  ein  Bändnifs 
zwischen  Karthago  und  Macedonien  zu  Stande  zu  bringen, 
damit  die  vereinte  Macht  dieser  beiden  Staaten  der  Römi- 

» 

sehen  die  Waage  hielte.  Eben  so  beruhte  die  Politik, 
welche  Theodorich,  König  der  Ostgothen,  in  Beziehung 
auf  die  seinem  Reiche  benachbarten  Germanischen  Staaten 
beobachtete ,  auf  den  Grundsätzen  jenes  Systemes. 

Das  System  des  politischen  Gleichgewichts  kann  auf 
eine  doppelte  Weise  in  der  Erfahrung  dargestellt  wer- 
dun;  entweder  so,  daf«  die  unter  einem  und  demselben 
Völker  Staate  oder  Bunde  begriffenen  Staaten  sammtuud 
a anders  einander  4%r  Macht  nach  ohngefthr  gleich  siifrd, 
oder  so,  dafo  zwar  einige  dieser  Staaten  den  übrigen 
an  Macht  bei  weitem  überlegen  sind,  unter  ihnen  selbst 
aber  Oleichgewicht  der  Macht  eintritt    (Dem  ersteren 


*)  Auf  derselben  Analagie  beruht  anoh,  weaa  ela  (ehrfkeher)  0tMl 
el*e  sueanwMigeeetsto  Vefiktssag  hat,  dae  Syeten  det  CHelefc- 
fewieJtte  der  Gewalten. 


m 


KaHe  ist  der  Fall  gleichzustellen,  da,  was  den 
Staaten  in  Beziehung  auf  Gleichheit  der  Macht  abgeht, 
dsneh  Kunst  —  durch  besondere  Bindnisse  —  ersetzt 
wird.)  Angenommen  übrigens ,  dafs  gewisse  Völker  in 
rädaeittgca  mdr  bleibenden  Berührungen  miteinander  stehn, 
ja  ist  4aa  System  des  politischen  Gleichgewichts ,  in  der 
•einen  and  in  der  andern  Beziehung,  ungleich  der  Grund, 
welcher  diese  Völker  bestimmen  kann  und  nach  Befinden 
bestimmen  wird,  einen  politischen  Verein  unter  sich  abzu- 
sehliefeen  oder  einen  unter  ihnen  schon  bestehenden  zu 
erhalten. 

Ein  Volkers  taut,  weicher  ein  politisches  Gleichgewicht 
in  der  ersten  Art  zur  Grundlage  hat,  ist  seinem  Wesen' 
nach  eine  Demokratie  oder  einer  Demokratie  vergleich- 
bar 5  liegt  ihm  dagegen  ein  politisches  Gleichgewicht  der 
zweiten  Art  zum  Grunde,  so  ist  er  seinem  Wesen,  nach 
eine  Aristokratie  oder  einer  Aristokratie  vergleichbar, 
d.  i  das  Recht,  über  die  Angelegenheiten  zu  entscheiden, 
»steht  in  dem  enteren  Falle  der  Gesammtheit  der  Vereins- 
glieder in  dem  letzteren  den  Mächtigsten  unter  ihnen ,  als 
einer  besonderen  Körperschaft,  zu*  Schon  in  einem  ein- 
fachen Staate  ist  das  Recht,  zu  herrschen,  durch  die  Macht, 
dieses  Recht  geltend  zu  machen ,  bedingt  Noch  weniger 
kann  sich,  die  Verfassung  eines  Völkerstaates  erhalten, 
wenq  sie  nicht  den  Verhältnissen  entspricht ,  welche  unter 
den  vereinigten  Staaten  in  Beziehung  auf  ihre  Macht  be- 
stehn.  —    Sa  viel  zur  Einleitung. 

In  Europa  war  das  System  des  politischen  Gleich- 
gewichts schon  in  der  vorigen  Periode  nicht  unbekannt« 
Der  Kriegszng  Karls  VIII. ,  Königes  von  Frankreich ,  nach 
Italien  (1494 J  gab  Veranlassung,  daft  zuerst  die  Italie- 
nischen Staaten  ein  Gleichgewicht  unter  sich  künstlich 
(durch  Bündnisse)  herzustellen  sachten.  *)  Ein  Beispiel, 
welches  Italien,  damals  das  Heimathland  der  Politik,  be- 
rühmt durch  seine  Staatsmänner  und  durch  seine  politi- 

_  _  * 

*)  nobtrtaoa,  Umtobte  der  negfterung  Karl«  V.    Bd.  I. 
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sehen  Schriftsteller ,  gegeben  hatte ,  konnte  nicht  ohne 
Nachfolge  bleiben.  Das  System  des  politischen  Gleichge- 
wichts war  auch  im  Grofsen ,  war  auch  auf  das  Verhältnis 
unter  den  yölkern  Germanischer  Abkunft  überhaupt  an- 
wendbar. Es  empfahl  sich  nicht  nur  durch  seinen  inneren 
Werth ,  sondern  vielleicht  selbst  durch  seine  Künstlichkeit 
Ins  besondere  aber  stellten  sich  die  gegenseitigen  Verhält- 
nisse unter  den  Völkern  Germanischer  Abstammung  schon 
in  der  vorigen  Periode  so,  dafs  sie  nicht  nur  die  Anwen- 
dung jenes  Systemes  auf  die  Europäische  Politik  zu  einem 
dringenden  Bedürfnisse  machten,  sondern  selbst  £egen 
den  Willen  der  Betheiligten  einen  Zustand  in  Europa  ver- 
wirklichten ,  welcher  dem  Systeme  des  politischen  Gleich- 
gewichts wenigstens  in  einem  gewissen  Grade  entsprach. 
Vergeblich  machte  das  Haus  Habsburg  auf  eine  »Suprematie 
über  Europa,  vergeblich  machte  die  katholische  Kirche  auf 
Alleinherrschaft  Anspruch.  Ein  Gleichgewicht  zwischen 
der  Macht  des  Hauses  Habsburg  und  der  des  Hauses  Bour- 
bon ,  ein  politisches  Gleichgewicht  zwischen  dem  katholi- 
schen und  dem  protestantischen  Religionstheile  war  das 
endliche  Resultat  des  Kampfes ,  welcher  über  jene  Ansprü- 
che geführt  wurde.  Der  Westphilische  Friede  bestätigte 
nur  den  Zustand  der  Dinge,  welchen  die  Begebenheiten 
herbeigeführt  hatten.  Von  nun  aber  war  die  Erhaltung 
und  die  Ausbildung*)  des  Europäischen  Gleichgewichts 
das  Ziel,  auf  welches  die  Regierungen  der  Germanischen 
Staaten ,  als  eine  Gesammtheit ,  ihre  Bestrebungen  rich- 
teten. 

Der  Europäische  Völkerstaat  hatte  jetzt ,  zu  Folge  des 
Systemes  des  politischen  Gleichgewichts  und  so  wie  sich 
dieses  System  in  dem  damaligen  Europa  stellte,  eine  de- 
mokratische Verfassung.  —  Zwar  waren  schon  damals 
einige  Mächte ,  namentlich  Frankreich ,  Oesterreich,  Grofc- 


*)  Als  es  seine  ganze  Ausbildung  erhalten  hatte,  unterschied  man 
wieder  von  dem  allgemeinen  Europäischen  Gleichgewichte  das 
besondere  im  nördlichen,  im  mittleren,  im  sudlichen  Europa  u.  s.  w. 


britannien  und ,  nachdem  im  töten  Jahrhunderte  Rufsland 
zu  dem  Vereine  hinzugekommen  war,  Auch  Rufsland  den 
übrigen  Europäischen  Mächten  bei  weitem  überlegen.  Aber 
noch  hatten  jene  Mächte  ihre  Kräfte  nicht  vollständig  ent- 
wickelt. (Denn  noch  hatten  sie  das  Geheimnifs  des  Staats!« 
kredites  nicht  entdeckt.  Noch  wurden  die  Kriege  igit  ver- 
gleichungsweise  kleineren  Heeren  gefuhrt/)  Sowohl  des« 
wegen  als  wegen  ihrer  Zahl  wogen  auch  die  kleineren 
Staaten  hoch  in  der  politischen  Waagschaale  von  Europa. 
Endlich  aber,  —  vielleicht  die  Hauptursache,  —  noch  wa- 
ren die  Europäischen  Hauptmächte  durch  zu  viele  beson- 
dere Interessen  unter  sich  getheilt,  als  dafs  unter  ihnen 
eine  Verbindung  hätte  zu  Stande  kommen  können ,  welche 
ihnen  zusammen  und  gleich  als  einer  Körperschaft -die  Lei- 
tung der  Europäischen  Angelegenheiten  gesichert  hätte. 
Die  Machtverschiedenheit  der  Europäischen  Staaten  hatte 
daher  nur  die  Folge,'  dafs  unter  diesen  Staaten  in  dem 
Europäischen  Völkerstaate  eine  Klassen  Ordnung  bestand, 
ähnlich  der,  welche  einst  im  Römischen  Freistaate  Rech- 
ten$  war. 

Eine  mächtige  Stütze  hatte  diese  Verfassung  an  den 
Verwandschaftsverhältnissen,  welche  die  Euro- 
päischen Herrschergeschlechter  zu  einer  grofsen 
Familie  vereinigten,  und  in  dem  Standesgeiste,,  wel- 
cher in  diesen  Geschlechtern,  als  in  einem  hohen  Euro- 
päischen Adel  herrschte.  —  Wenn  es  auch  die  Fürsten- 
geschlechter der  Germanischen  Völker  von  jeher  für  poli- 
tisch -  wichtig  gehalten  hatten ,  sich  mit  einander  zu  ver-. 
Schwägern ,  so  stieg  doch  der  politische  Einflufs  der  Ver- 
wandtschaft unter  diesen  Geschlechtern  in  dem  Grade, 
in  welchem,  besonders  auch  seit  den  Zeiten  der  Refor- 
mation  *) ,  die  Macht  der  Europäischen  Fürsten  in  dem 

*)  Im  Kampfe  mit  einander  suchten  beide  Kirchen  bei  den  weltlichen 
Regierungen  Hülfe.  Diese  war  nicht  unentgeltlich  ku  haben.  Ge- 
waltsame MaXsregeln ,  zu  welchen  eine  Regierung  von  de*  einen 
Parthei  seur  Unterdrück uäg  der  andern  aufgefordert  worden  war, 
wurden  am  Ende  auf  beide  Partheien  ausgedehnt.  (Spanien.  Frank- 

Zackart nf  vom  Stinte     V.  14 


Inneren  ibr*r  'Statten  zuaikm*  Da  nun  die  Europäischen 
Staaten  der  Mehrzahl  naeh  Monarchien  waren,  so  ver- 
schlang sich  das  Adftlsrecfct  jener  Färstengeschlechter 
mit  dem  Europäischen  Völkerrechte  dieser  Periode  so,  dafs 
es  eben  m,  wie  dieses,  die  Europäischen  Staaten  dert 
Hechte  jpaeh  einander  gleich  stallte ,  wenn  auch  unbescha- 
det der  Verschiedenheit  ihres  Ranges.  J)  Denn  in  dem 
Rechte  eines  Erbadels  liegt  wesentlich  der  Grundsatz  der 
rechtlichen  Gleichheit  aller  Standesgenassen.  Auch  der 
Adelsgeiat,  der  deshalb  in  den  Europäischen  Fürsten- 
häusern herrsehte,  diente  dem  Systeme  des  politischen 
Gleichgewichts  .aar  Stütae.  Ein  Geist  der  Erhaltung  und 
des  Macbtaeide*  verfeindete  er  alle  Europäische  Herrscher 
mit  demjenigen  ibnes  Mittels.,  welcher  den  politischen  Zu- 
stand von  Europa  gewaltsam  umzugestalten  beabsichtigte. 
Man  werfe  eine«  Blick  auf  die  Ceschkbte  der  Kriege  dieser 
Periode ,  und  man  wird  mit  leichter  Muhe  finden ,  dafs  das 
Adeltreeht  und  der  Adelsgeint. der  Europäischen  Dynastien 
einen  unverkennbaren  Cuiflafs  auf  den  Charakter  fast  aller 
dieser  Kriege  hatten. 

Wenn  auch  das  System  des  politischen  Gleichgewichts, 
so  wie  es  sieh  in  dieser  Periode  gestaltet  hatte,  seinem 
Zwecke ,  Friede«  unter  den  Eanopaischen  Vältern  ra  er- 
halten ,  ketneswqges  genigte  ') ,  m  gebohrt  ihm  dach  in 

reich.)  Protestantische  Rechtsgelehrte  stellten  den  Säte  auf: 
gtjnlies  »rincose  «st  nana  In  territome-  «oo,  {notarich  Xm,  Kö- 
nig von  England,  erklärte  sich  gerades«  für  de«  «Oberhaupt  —  für 
den  Pabst  —  der  Anglikanischen  Kirche.}  Auch  bei  den  Katao- 
liken  fanden  diese  Stimmen  Anklang. 

1)  Auch  RuMaod  ist,  erst  seitdem,  (nach  dem  Aussterben  des  Hauses 
Romanow  im  Manosstanun*,)  «m  Deutsches  Fürstenhaus  auf  Sem 
Russischen  Throne  sitzt  j,  in  eine  genauere  Verbindung  mit  dem 
Europäischen  Volkerstaate  getreten. 

•)  Man  könnte  sagen :  Es  herrschte  während  dieser  Periode  in  dem 
Europäischen  Völkerstaate  derselbe  Geist  der  Unruhe,  welcher 
die  Demokratie  in  einer  jeden  ihrer  Gestalt ea  charaktcrMrt.  — 
Jedoch  die  wahre  Ursaohe  der  Unzulänglichkeit  des  Systeme*  in 
seiner  damaligen  Gestalt  lag  in  der  Künstlichkeit  den  Baues. 
Der  Europäischen  Staaten  waren  au  viele  $  sie  waren  einander  an 
Mackt  au  ungUucJh. 
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völkerrechtlicher  Hinsicht  das  Lob,  dafe  es  die  Europäi- 
sche Staatenwelt  vor  grofsen  Erschütterungen  bewahrte. 
Ihm  gebührt  noch  ein  anderes  Lob,  das  mit  dem  völker- 
rechtlichen Zwecke  des  Systemes  wenigstens  in  einer  sehr 
nahen  Verbindung  steht  Die  Europäischen  Völker  worden 
durch  dieses  System  veranlafst  oder  genöthiget,  in  der 
Vervollkommnung  ihres  inneren  Zustande«  mit  einander 
an  wetteifern ,  auf  dafs  nicht  das  eine  oder  das  andere  im 
Frieden  Eroberungen  machte,  welche  es  dann  im  Kriege 
zu  Eroberungen  benutzen  könnte. 


VIERTE  PERIODE.  A 

Die  Zeiten 
der  Französischen  Revolution,  zugleich  einer  Revolution 

im 
Europäischen  Völkerstaate. 

Plan,  dem  Europäischen  Völkerstaate  die  Form  einer 

Monarchie  zu  geben. 

Vom  Jahre  1789  bis  zum  Jahre  1815. 


Obwohl  die  bisherige  Verfassung  des  Europäischen 
Volkerstaates  —  oder  das  System  des  Europäischen  Gleich- 
gewichts in  seiner  bisherigen  Gestalt  —  bis  zum  Anfange 
dieser  Periode  iufserlieh  bestand,  so  war  doch  der  Bo- 
den, auf  welchem  das  Europäische  Gleichgewicht  ruhte, 
schon  in  der  verigen  Periode  von  mehr  als  einer  Seite  her 
untergraben  werden. 

Für  einen  Völkerstaat  eder  Bund  ist  es  unter  keiner 
Veraassetonng  gleichgültig ,  ob  die  unter  dem  Vereine  be- 
griffenen Staaten,  einen  jeden  für  sich  betrachtet,  diese 
oder  eine  andere  Verfassung  haben,  ob  also  z.  B.  in  dem 
einen  oder  in  dem  andern  dieser  Staaten ,  besonders  in  ei- 
nem der  mächtigsten ,  die  Verfassung  von  der  Gefahr  einer 
gewaltsamen  Umgestaltung  bedroht  sey.  —  In  mehreren 
Europaischen  Staaten  aber  hatten  sich  Meinungen  und  An- 
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sichten  verbreitet,  welche  mit  den  Verfassungen  dieser 
Staaten  geradezu  in  Widerspruch  standen.  Das  war  vor- 
zugsweise in  Frankreich  der  Fall,  wo  die  verfassungs- 
mässig unbeschränkte  Gewalt  der  Krone  eine  Opposition 
ins  Leben  gerufen  hatte ,  welche ,  (wie  der  Französische 
Nationalcharakter  die  Extreme  liebt,)  ihre  Angriffe  bald 
gegen  den  gesaminten  gesellschaftlichen  Zustand  der  Eu- 
ropäischen Menschheit  richtete,  eine  Opposition,  deren  Ge- 
fährlichkeit noch  dadurch  gesteigert  wurde,  dafo  in  Frank- 
reich das  Christenthum  nur  zu  sehr  in  ein  blofses  Kirchen- 
thum  ausgeartet  war.  Und  das  Ansehn,  dessen  die  Fran- 
zösische Literatur  in  dem  übrigen  Europa  genofs ,  hatte  die 
Folge  gehabt,  dafs  dieselben  Meinungen  auch  bei  andern 
Europäischen  Nationen  mehr  oder  weniger  Eingang  ge- 
funden hatten.  Es  fehlte  daher  schon  in  der  vorigen  Pe- 
riode nicht  an  Zeichen,  durch  welche  der  politische  Him- 
mel das  Nahen  eines  Sturmes  ankündigte. 

Das  System  des  Europäischen  Gleichgewichts  konnte 
sich  überdiefs  nur  so  lange  halten,  als  Achtung  für  den 
Besitzstand  eine  Grundmaxime  der  auswärtigen  Politik 
der  Europäischen  Politik  war.  Aber  auch  die  Heiligkeit 
des  Besitzstandes  war  schon  in  der  vorigen  Periode  in 
mehr  als  einem  Falle  verletzt  oder  verkannt  worden.  Der 
schwerste  unter  diesen  Fällen  war  die  ferste)  Theilung 
Polens  *) ,  nicht  deswegen ,  weil  diese  Theilung  die  Macht 
dreier  Mitglieder  des  Europäischen. Völkerstaates  plötzlich 
vermehrte  und  so  dem  bisherigen  politische^  Gleichgewichte 
unter  den  Europäischen  Staaten  wesentlich  Eintrag  that, 
sondern  deswegen ^  weil  ihr  eine  Maxime  zum  Grunde  lag, 
welche  das  Eigenthum  der  Völker  an  ihren  Ländern  über- 
haupt unsicher  machte.  Auch  die  schonungslose  Aufhe- 
bung des  Jesuitenordens,  so  wie  die  Veränderungen,  wel- 
che der  Kaiser  Joseph  II.  in  seinen  Staaten  durch  ein  Macht- 

*)  Zu  diesen  Fällen  gehört  aufs  er  dem  noch  die  Thellnahme  Frank- 
reichs an  dem  Aufstande  der  Britischen  Kolonien  in  Nordamerika, 
—  das  Projekt,  die  0 österreichischen  Niederlande  gegen  Baiern 
zu  vertausch eo. 
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wort  traf,  ohne  immer  wohlbegründeter  Rechte  zu  achten, 
waren  so  viele  Angriffe  auf  den  Besitzstand,  welche,  ob- 
wohl nicht  unmittelbar  gegen  die  Verfassung  des  Europäi- 
schen Völkerstaates  gerichtet-,  dennoch ,  als  Beispiele  der 
Nichtachtung  des  Besitzstandes ,  auch  diese  gefährdeten. 

So  vorbereitet  und  nachdem  das  politische  Gleichge- 
wicht unter  den  Europäischen  Staaten  schon  mehr  als  eine 
Erschütterung  erlitten  hatte,  nahm  die  Französische  Revo- 
lution ihren  Anfang.  Der  erste  ins  Grofse  gehende  Angriff 
auf  den  inneren  und  äufeeren  Zustand  der  Europäischen 
Staaten  wurde  in  Frankreich  gemacht;  nicht  nur  weil 
die  Grundsätze  der  neueren  Staatswissenschaft  besonders 
von  den  Schriftstellern  Frankreichs  entwickelt  wprden  wa- 
ren und  vorzugsweise  in  diesem  Lande  Beifall  gefunden 
hatten ,  sondern  auch  weil  es  der  Geist  der  absoluten  Mo- 
narchie eben  so  wenig,  als  der  einer  Hierarchie,  gestattet, 
durchgreifende  Reformen  mit  der  Verfassung  vorzu- 
nehmen. 

Schon  die  Haupttendenz  der  Französischen  Revolution, 
—  der  Verfassung  Frankreichs  eine  völlg  neue  Grundlage 
zu  ^eben, —  gereichte  mittelbar  zum  Nachtheile  des  bis- 
herigen  Systemes  des  Europäischen  Gleichgewichts.  Denn 
so  wurde  die  Einheit  aufgelöst,  welche  bisher  unter  den 
Europäischen  Staaten ,  in  Beziehung  auf  die  Verfassungen 
dieser  Staaten ,  im  Ganzen  bestanden  hatte.  Zwar  hatte 
Grofsbritannien  schon  seit  lange  eine  Staatsverfassung, 
welche,  wie  die  neue  Verfassung  Frankreichs,  auf  den 
Grundsätzen  des  Repräsentativsystemes  beruhte.  Gleich- 
wohl unterschied  sich  die  neue  Französische  Verfassung, 
auch  abgesehn  von  der  vorübergehenden  Verwandlung  der 
Französischen  Monarchie  in  eine  Republik ,  von  der  Briti- 
schen Verfassung  wesentlich  durch  die  Art,  wie  m  Frank- 
reich das  Repräsentativsystem  ausgeführt  wurde.  Und  in 
derselben  Beziehung  sind  die  Verfassungen  beider  Staaten 
auch  jetzt  noch  von  einander  wesentlich  verschieden. 
Frankreich  z.  B.  hat  nicht,  wie  Grofsbritafinien ,  einen 
grundherrlichen  mit  der  Verfassung  verwebten  Adel.  Ehen 
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so  hat  Frankreich  nicht,  wie  Grofsbritaimien,  mit  Frei- 
briefen versehene  Gemeinden.  So  ist  aber  die  Verfassung 
Frankreichs  nicht  Mos  der  Britischen  sondern  Mich  dei 
Verfassungen  anderer  Europäischen  Staaten  entfremdet.  — 
Man  hat  die  Französische  Revolution  schon  oft  mit  der  Re- 
formation verglichen.  Sie  war  in  der  That  eine  Ergänzung 
qder  vollständigere  Durchführung  des  Recbtssystemes,  wel- 
ches der  Reformation  zum  Grunde  lag«  Man  kann  ihr  ins 
besondere  nicht  das  Lob  versagen,  dafe  sie  dem  CtausaV 
satze  der  Religionsfreiheit,  sogar  in  gansi  Europa.,  eine 
Anerkennung  verschaffte ,  zu  welcher  dieser  Grundsatz  in 
Europa  noch  nie  seit  der  christlichen  Zeit  gelangt  war*  Sie 
forderte  die  Sache  der  Religionsfreiheit  selbst  dadurch, 
dafs  sie ,  nicht  nur  in  Frankreich  sondern  auch  in  mehreren 
anderen  Europäischen  Lindern ,  die  katholische  Kirche  der 
Reichthümer  entledigte,  welche  diese  Kirche  theils  der 
Frömmigkeit  theils  der  Politik  früherer  Jahrhunderte  ver- 
dankte. Die  Hierarchie  der  katholischen  Kirche,  ihrer 
Reichthümer  beraubt  und  so  dem  Volke  näher  gestellt ,  hat 
eben  so  viel  und  noch  mehr  an  geistlicher  Macht  gewonnen, 
als  sie  an  weltlicher  verloren  hat  *3  Gestützt  auf  die  Mei- 
nung der  Menge  kann  sie  ihre  Unabhängigkeit  vom  Staate 
desto  nachdrücklicher  vertheidigen.  In  dieser  BeBiehnng 
ist  die  Sache  der  katholischen  Kirche  zugleich  die  der  pro- 
testantischen Kirche  und  umgekehrt  Dem  gemeinschaft- 
lichen Streben  beider  Kirchen  kann  in  dem  Kampfe  Ar 
Religionsfreiheit  der  Sieg  um  so  weniger  entgeh».  Jedoch 


*)  Reichthuro  Ist  eise  Handhabe,  an  welcher  der  Staat  dto  Men- 
soton vorzugsweise  erfassen  kam.  —  Zur  Bestitiguag  der  im 
Texte  aufgestellten  Behauptung  kann  man  sieh  auf  die  heutig* 
SteUung  der  katholischen  Geistlichkeit  in  Irelaud,  —  in  Belgien, 
— .  in  PrenTsen  berufen.  In  den  retchsunniHtelbaTett  Bischöfe*  Jet 
Deutschen  Beicht  hatte  der  Charakter  des  Reichsfiirsten  den  des 
Bischöfe  in  Schatten  gestellt.  Die  Hierarchie  der  Deutschen  ka- 
tholischen Kirche  fiel  im  Jahre  1803,  ohne  dafs  ihr  irgend  eine 
Aufregung  im  Volke  ru  Hülfe  kam.  (Vielleicht  hat  Niemand  die 
heutige  Stellung  der  katholischen  Kirche  »um  Staate  klarer  er- 
kannt, als  der  Abbe  Lamennais.) 
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in  einer  Beziehung  wurde  die  Französische  Revolution 
der  Tendenz  der  Reformation  gänzlich  untren.  Indem  sie 
alles  nen  zu  schaffen  beabsichtigte  und  sich  daher  von  ih- 
rem Urbilde ,  der  Britischen  Verfassung ,  entfernte  ,  nahm 
sie  ,  anstatt  sich  mit  der  Reformation  auf  die  Verjüngung 
und  Vervollkommnung  der  Germanischen  Institutionen  am 
beschränken,  eine  antigermanische  Richtung.  Ob  sie 
auch  in  so  fern  und  als  der  Anfang  einer  ganz  neuen  Zeit 
Beifall  verdiene,  ist  die  Streitfrage,  welche  die  Freunde 
der  Grundsätze  der  Französischen  Revolution  bis  auf  die- 
sen Tag  enteweit' 

Dieselbe  Begebenheit  hatte  üherdiefs  die  Aufhebung 
des  bisherigen  politischen  Gleichgewichts  unter  den  Euro- 
päischen Staaten  unmittelbar  zur  Folge.  In  den  Krie- 
gen dieser  Periode  war  die  Französische  Nation  —  bis  »um 
Jahre  ISIS  —  so  entschieden  siegreich ,  vergrößerte  sie 
ihr  Gebiet  durch  so  bedeutende  Eroberungen,  dafe  die 
Grundlagen  jenes  Gleichgewichts  gänzlich  vernichtet  wur- 
den. Auch  die  Stütze  war  nicht  mehr,  welche  dieses 
System  aa  den  Verwandtschaftsverhältnissen  unter  den 
Europäischen  Dynastien  gehabt  hatte. 

Nachdem  jedoch  Napoleon  die  Revolution  an  seineu 
Siegerwagen  gefesselt  und  die  Kaiserkrone  auf  sein  Haupt 
gesetzt  hatte,  gab  ihm,  dem  Schoofskinde  und  Erben  der 
Revolution,  dieser  durch  Frankreichs  Siege  und  Eroberung 
gen  herbeigeführte  Zustand  Europa'*  den  Plan  an  die 
Hand ,  den  Europäischen  Völkerstaat  in  einer  andern  Ge- 
stalt, in  der  Form  einer  Monarchie,  wiederherzustellen. 
Und  der  Grund  zu  dem  neuen  Baue  war  schon  gelegt.  Das 
Haupt  oder  der  Schwerpunkt  des  Europäischen  ätaatakfr- 
pers  war  das  monarchische  Frankreich.  Von  den  übrigen 
Europäischen  Staaten  waren  einig«  durch  die  Verwandt- 
schaft  ihrer  Fürsten  mit  dem  Französischen  Kaiserhause, 
andere  als  Sehutzgenossen ,  wieder  andere  durch  ihnen 
aufgedrungene  Bündnisse ,  alte  durch  Furcht  genöthiget, 
der  Richtung  zu  folgen,  welche  ihrer  Politik  das  Oberhaupt 
des  Französischen  Kaiserreiches  gab»    Selbst  für  den  Aus- 
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bau  des  neuen  Gebindes  war  schon  Vieles  geschehn  oder 
vorbereitet.  Dafs  der  Kronprinz  des  Französischen  Rei- 
ches den  Titel :  König  von  Born ,  erhielt ,  dafs  die  Stadt 
Rom  für  die  zweite  Hauptstadt  des  Kaiserreichs  erklärt, 
der  Pabst  in  den  ersten  Bischoff  dieses  Beichs  verwandelt 
wurde,  deutete  <zur  Genüge  das  Vorbild  an,  welchem  die 
Ausführung  des  Planes  nacheifern  würde.  *) 

Jedoch  Napoleon  erlag ,  ehe  er  sein  Werk  zu  vollen- 
den vermochte,  der  Eile,  mit  welcher  er  an  demselben  ge- 
arbeitet hatte,  dem  Zornmathe  der  Völker,  welche  er  end- 
lich sogar  gezwungen  hatte,  seine  Eroberungspläne  zu 
unterstützen,  den  Fortschritten ,  welche  seine  Feinde,  von 
ihm  belehrt ,  in  der  Kriegskunst  gemacht  hatten ,  und  der 
Ermüdung  seiner  Nation.  Frankreich  wurde,  durch  den 
Pariser  Vertrag  *)  vom  SOsten  Mai  1814  (und  wiederholt 
durch  den  Pariser  Frieden  vom  SOsten  November«  18153 
auf  die  Grenzen  —  mit  einigen  jedoch  weniger  bedeuten- 
den Ausnahmen  —  beschränkt ,  welche  es  vor  dem  Aus- 
bruche der  Kriege  der  Französischen  Revolution  gehabt 
hatte.  Die  Aufgabe ,  den  durch  die  Stürme  dieser  Periode 
zerrütteten  politischen  Zustand  von  Europa  zu  ordnen, 
(oder  die  gemachte  Beute  zu  theilen  ,)  wurde  einem  Kon- 
gresse vorbehalten.  j\nch  versammelte  sich  dieser  noch 
ü}  demselben  Jahre  in  der  Hauptstadt  des  Oesterreichischen 
Kaiserstaates. 

'  Allerdings  hatten  die  auf  diesem  Kongresse  versam- 
melten Europäischen  Mächte  im  allgemeinen  den  Plan,  den 
stattfs  quo  ante  bellum  wiederherzustellen  und  so  das  Un- 
recht wieder  gut  zu  machen,  welches  die  Französische 
Bevolution  durch  ihre  Folgen  so  vielen  Mitgliedern  des 
Europäischen  Völkerstaates  zugefugt  hatte.  Jedoch  Vieles 
liefs  sieb  nicht  wiederherstellen.    (Denn  die  Verkettung 

r  — — — ■  i 

1)  Vgl.  Reflexion«  sur  Pürieret  de  I'Europe.  Par  Bonal d.    Pur.  181  o. 

S)  Der  Name:  traiti  de  Paris,  rührt  daher,  dafs  die  Franaoslschen 
Stantainanner  kläglich  behaupteten,  dar«,  wegen  der  Restaura- 
tion der  Bourbons  ,   von  einem  mit  Frankreich  abzujeUiersenden 

•   Frieden  nicht  die  Bede  sejn  könne. 
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der  Begebenheiten  —  oder  was  die  Griechischen  Tragiker 
das  Schicksal  nannten,  —  ist  nicht  selten  mächtiger, 
als  die  Mächtigsten  der  Erde!)  -Anderes  durfte  nicht 
abgeändert  werden,  wenn  man  nicht  den  kaum  wieder- 
hergestellten Europäischen  Frieden  von  neuem  gefährden 
wollte.  —  Das  galt  ins  besondere  von  der  Vertheilung  des 
Europäischen  Bodens.  Eine  Menge  kleinerer  Staaten  war 
von  der  Ländercharte  Europa's  verschwunden.  Man  sah 
ein,  dafs  das  Zeitalter  der  kleinen  Staaten  vorüber  sey, 
dafs  sie  die  neuere  Kriegskunst  unmöglich  mache.  Einige 
Europäische-  Grofsmächte  hatten  ihre  Besitzungen  —  be- 
ziehungsweise während  des  Entscheidungskampfes  oder 
schon  in  den  früheren  Jahren  dieser  Periode  —  entweder 
bedeutend  vergröfsert  oder  doch  besser  konsolidirt  Durfte 
man  erwarten ,  dafs  sie  zur  Wiederherstellung  des  stattfs 
quo  ante  bellum  die  errungenen  Vortheile  aufgeben  wur- 
den ?  Es  gieng  also  aus  den  Verhandlungen  des  Wiener 
Kongresses  ein  ganz  anders  gestaltetes  Europa  hervor, 
als  das  des  Jahres  1789  gewesen  war.  Die  ersten  unter 
den  Europäischen  Mächten  hatten  insgesamt- an  Macht  zu- 
genommen ,  selbst  Frankreich  nicht  ausgeschlossen ,  wel- 
ches nicht  mehr , ,  wie  vor  der  Revolution ,  durch  seinen  in- 
neren Rechtszustand  an  der  Entwickelung  seiner  Waffen*- 
macht  verhindert  wurde.  Die  übrigen  Europäischen  Staa- 
ten hatten  im  Ganzen  an  politischem  Gewichte  verloren, 
theils  weil  sich  ihre  Zahl  bedeutend  vermindert  hatte,  theils 
weil  ihre  Macht  nicht  verhältnifsmäfsig  gestiegen  war. 


FÜNFTE  UND  LETZTE  PERIODE. 

Die 
Verfassimg  des  Europäischen  Völkerstaates 

eine  Aristokratie. 

Vom  Jahre  1815  bis  auf  die  Gegenwart  (1641). 

Die  Hauptaufgabe,  welche  der  Wiener  Kongrefs  zu 
hatte,  war  vielleicht  die,  dem  Europäischen  Völker- 
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Staate  eine  den  Zeitumständen  angemessene  nene  Verfas- 
sung zu  geben.  Nun  kann  zwar  die  Schlafsakte  des  Wie- 
ner Kongresses  (vom  9ten  Juni  1815])  ins  besondere  in 
dem  Sinne  als  das  Grundgesetz  (oder  als  die  Konstita- 
tionsurkunde3  dieses  Staates  betrachtet  werden,  dafs  diese 
Urkunde ,  indem  sie  den  Umfang  und  die  Grenzen  der  ein- 
zelnen Europäischen  Linder  bestimmte  und  beziehungs- 
weise den  Europäischen  Boden  neu  vertheilte ,  den  Grand 
zu  der  heutigen  Verfassung  des  Europäischen  Volkerstaa- 
tes legte.  Ueber  die  Form  aber  oder  über  die  Organi- 
sation, welche  die  Verfassung  dieses  Staates  zu  Folge 
ihrer  Grundlagen  haben  sollte ,  erklärte  sie  sich  nicht  Die 
Rückkehr  Napoleons  nach  Frankreich  nöthigte  den  Kon- 
grefs,  seine  Verhandlungen  schnell  zum  Schlüsse  zu  brin- 
gen. Der  Schreckensruf  ertönte :  Hannib*l  ante  portas !  — 
Jedoch,  was  die  Schlußakte  in  dieser  Beziehung  über- 
gangen hatte ,  wurde  bald  hernach ,  anfangs  unabsichtlich 
dann  planmäfsig,  ergänzt. 

Den  Pariser  Vertrag  ([vom  Jahre  1814)  hatte»  acht 
Mächte  unterzeichnet,  Oesterreich,  Rufsland,  Preufsen, 
Grofsbri tannien ,  Frankreich,  Schweden,  Spanien  und  Por- 
tugal. Dieselben  acht  Mächte  fies  huit  puisssnees  Signa- 
Zaires  du  traite  de  Paris])  leiteten  die  Verhandlungen  des 
Wiener  Kongresses.  Jedoch  bald  entstand,  veranlasst 
durch  die  Zettumstände,  aus  diesem  Vereine  ein  noch  en- 
gerer. Nach  der  Bückkehr  Napoleon's  von  der  Insel  Elba 
schlössen  vier  von  jenen  acht  Mächten,  —  Oesterreich, 
Rufsland,  Grofsbritannien  und  Preufsen,  —  den  hosten 
März  1815  mit  einander  ein  neues  Bündnifs  gegen  Frank- 
reich. Eben  so  wurde  der  Friede  vom  Jahre  1815,  wel- 
cher den  von  neuem  ausgebrochenen  Krieg  beendigte ,  nur 
von  jenen  vier  Mächten ,  so  wie  von  Frankreich ,  unter- 
zeichnet. Denn  nur  diese  fünf  Mächte  hatten  an  diesem 
Kriege  Thefl  genommen ;  nicht  zu  gedenken ,  dafs  ihnen 
die  übrigen  drei  Mächte,  Schweden,  Spanien  und  Portu- 
gal, dem  politischen  Gewichte  nach  keineswegs  gleich 
standen.    An  diesen  Friedensschtofo  rahte  sich  wieder  der 
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Kongrefa  an,  welcher  im  Jahre  1848  am  Aachen  ebenfalls 
nur  von  jenen  fünf  Mäehten  gehalten  wurde*    Veranlas- 
sung zu  (fiesem  Kongresse  gab  eine  Bedingung  des  Pariser 
Friedens ,  0815},  zu  Folge  welcher  nur  Erhaltung  der 
.Ruhe  in  Frankreich  ein  Theil  dieses-  Landes  von  einem 
Heere  der  Verbündeten  fünf  Jahre  lang  besetzt  bleiben 
sollte  und  seitdem   besetzt  geblieben  war.     Frankreich 
winachte,  der  ungebetenen  Gäste  loszuwerden,  und  rich- 
tete daher  an  Gestenreich,  Rufsland,  Grobbritannien  nnd 
Preofsen  den  Antrag ,  sich  wegen  der  Zurückziehung  des 
Occupationsheereä  zu  einem  Kongresse  za  vereinigen.  Der 
Kongrefs,  weleher  hierauf  zu  Aachen  zusammen  kam,  er- 
ledigte auch  diese  Angelegenheit  auf  eine  Frankreichs 
Wuschen  entsprechende  Weise*    Zugleich  aber  fafsie  er 
Beschlüsse,  welche,  da  sie  dem  aus  den  Kriegen  der  vori- 
gen Periode  hervorgegangene»  oder  durch  das  endliche 
Resultat  dieser  Kriege  wiederhergestellten  Vereine  unter 
den  Europäischen  Völkern  eine  bestimmte  und  bleibende 
Form  und  Gestalt  gaben,  den  Namen  des  organischen 
Gesetzes  des  Europäischen  Völkerstaates  verdie- 
nen.   Dieses ,  —  in  dem  Schlufsprotokolle  des  Kongresses, 
vom  löten  November  1818,  enthaltene —  Gesetz  *)  lautet 
so :  13  Frankreich  ist  in  den  zwischen  Oesterreich ,  Rufs- 
land,   Großbritannien  und  Preufsen  bestehenden  Verein 
aufgenommen.    2)  Dieser  Verein  soll1  ein  bleibender  Verein 
seyn.    Sein  Zweck  ist  die  Aufrechthaltung  des  Europäi- 
schen Friedens.    (Le  maintien  de  In  paix  generale.}    9) 
Der  Verein  behält  sich  vor ,  zur  Erreichung  dieses  Zwecks 
von  Zeit  zu  Zeit  Kongresse  zu  halten»    4}  Wenn  auf  ei* 
u*m  dieser  Kongresse  eine  Angelegenheit  verhandelt  wer- 
den soll,  welche  die  Rechte  einer  dritten  Macht  betrifft,  so 
soll  diese  Macht  zu  dem  Kongresse  eingeladen  werden. 


*)  Auch  das  ist  für  die  heutige  Verfassung  des  Europäischen  Vol- 
kerstaates bedeutsam,  dafa  den  Vortrügen,  welche  die  Europäi- 
schen Grofamäcbte  auf  einen  Kongresse  mit  einander  abseblio- 
fseo,  die  Form  der  Protokolle  gegeben  wird. 
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Theiljs  nach  dem  Wortlaute  tkeils  nach  dem  Geiste  die- 
ses Gesetzes  besteht  also  in  Europa  ein  grofser  alle  Völker 
und  Mächte  dieses  Welttheiles  umfassender  Verein*), 
welcher  sich,  man  mag  ihn  nun  einen  Völkerstaat  oder 
einen  Völkerbund  nennen,  der  Idee  eines  Staatsvereines 
nähert.  Denn  die  fünf  Mächte,  von  welchen  das  Gesetz 
ausgegangen  ist,  haben  die  Gewährleistung  für  den  Frie- 
den in  ganz  Europa  übernommen.  Ja,  diese  Gewähr- 
leistung  ist  so  allgemein  gefafst,  daPs  sie  sich  nicht 
auf  die  Aufrechthaltung  des  Friedens  unter  den  Eu- 
ropäischen Staaten  beschränkt,  sondern  selbst  auf  die 
Wahrung  des  Friedens  in  dem  Inneren  der  einzelnen 
Europäischen  Staaten  au3gedehnt  werden  kann;  wie  sie 
denn  auch  in  diesem  Sinne ,  z.  B.  als  in  Neapel  eine  Revo- 
lution versucht  und  als  in  Spanien  dem  Könige  Ferdinand 
VII.  die  Constitution  der  Cortez  wieder  aufgedrungen 
wurde,  gedeutet  worden  ist.  —  An  der  Spitze  dieses  grö- 
fseren  Vereines  steht  ein  engerer  Verein,  eine  Pentar- 
chie.  Die  fünf  Mächte ,  Oesterreich ,  Ilufsland ,  Großbri- 
tannien, Frankreich  und  Preufsen,  haben  zusammen  und 
gleich  als  eine  Körperschaft  die  oberste  Leitung  der  Euro- 
päischen Angelegenheiten,  das  Directorium  Europae.  (Ila- 
her ist  die  heutige  Verfassung  des  Europäischen  Völker- 
staates eine  Aristokratie.}  Dafs  sich  diese  fünf  Mächte  in 
der  Eigenschaft  einer  Gesammtheit  und  nur  in  dieser 
Eigenschaft  die  Leitung  der  Europäischen  Angelegenheiten 
vorbehalten  haben,  ergiebt  sich  unmittelbar  daraus,  dafs 
sie  ausdrücklich  mit  einander  übereingekommen  sind ,  zur 
Erledigung  dieser  Angelegenheiten  Kongresse  von  Zeit 
zu  Zeit  zu  halten.  Besonders  in  dies  er  Beziehung  ist  die 
heutige  Verfassung  des  Europäischen  Völkerstaates  das 


*)  Selbst  anf  die  Türken,  also  auf  ein  nichteuropaisches  Volk,  ist 
der  Verein  neuerlich  ausgedehnt  worden.  Und  mit  Recht;  da  das 
Schioksal  der  Türkei  für  das  übrige  Europa  eben  so  wenig  gleich- 
gültig «eyn  kann ,  als  das  Schioksal  der  Fremdlinge  ,  die  sich  in 
einem  Lande  aufhalten,  für  die  Gesammtheit  der  Inlander  gleich- 
gültig ist. 
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unmittelbare  Resultat  der  Begebenheiten  der  vorigen  Pe- 
riode ,  —  des  Einflusses ,  welchen  diese  Begebenheiten  auf 
die  Machtverhältnisse  nnter  den  Europäischen  Staaten  ge- 
habt haben ,  der  Erfahrungen ,  welche  man  während  jener 
Periode'  gemacht  hatte.  —  Die  übrigen  Europäischen  Staa- 
ten, (diejenigen  jedoch  ausgenommen,  welche,  wie  die 
Deutschen  Bundesstaaten  und  die  Kantone  der  Schweiz, 
wieder  unter  sich  zu  einem  besonderen  Bunde  vereiniget 
sind,)  stehen  nur  zu  der  Gesammtheit  jener  fünfMächte 
in  einem  Verhältnisse  der  Schutzgenossenschaft.  Wenn 
auch  die  eine  oder  die  andere  der  fünf  Europäischen  Grofs- 
mächte  das  Interesse  gewisser  anderer  Europäischer  Staa- 
ten in  dem  engeren  Vereine  besonders  wahrnehmen  und 
vertreten  kann ,  so  würde  doch  ein  Gesetz ,  welches  die 
übrigen  Staaten  unter  die  einzelnen  Grofsmächte,  als  die 
besonderen  Schutzgenossen  einer  gewissen  Grofsmacht, 
vert heilte,  nicht  nur  die  Einheit  des  Europäischen  Völker- 
staates aufheben ,  sondern  auch  die  Bürgschaft  entkräften , 
welche  in  der  Verfassung  dieses  Staates,  weil  und  in  wie 
fern  sie  die  Berathung  und  Erledigung  der  Europäischen 
Angelegenheiten  den  fünf  Grofsmächten  gemeinschaft- 
lich überträgt,  für  die  Selbstständigkeit  der  übrigen  Staa- 
ten liegt.  *)  Eben  so ;  wenn  auch  eine  der  fünf  Grofsmächte 
für  sich  in  den  inneren  oder  äufseren  Händeln  gewisser 
anderer  Europäischer  Staaten  die  Bolle  des  Mittelsmannes 
übernehme!)  kann ,  so  würde  doch  *eine  einseitige  bewaff- 
nete Vermittelung  nicht  mit  den  Rechten  der  Gesammtheit 
,  der  fünf  Grofsmächte  zu  vereinigen  seyn. 

Die  heutige  Verfassung  des  Europäischen  Völkerstaa- 
tes kommt  mit  der,  welche  dieser  Staat  in  der  dritten  Pe- 
riode oder  nach  dem  Systeme  des  Europäischen  Gleich- 
gewichtes hatte,  allerdings  in  so  fern  überein,  als  auch 
jene  ein.  politisches  Gleichgewicht  zur  Grundlage  hat.  Je- 
doch, so  wie  die  heutige  Verfassung  des  Europäischen 


*)  Hieraas  ergiebt  sich  die  wahre  Tendens  der  Schrift:  Die"  Euro- 
päische Pentarchie.    Lpz.  1839. 


Völkersteates  nar  ein  Gleichgewicht  der  Hübt  unter  den 
fiinf  4»rofsmftchten  voraussetat  *) ,  «o  ontenttheidet  sie 
sieh  «neh  in  einer  jeden  andern  Beziehung  vtn  der  Ver- 
fassung der  dritten  Periode.  Und  auch  in  so  fem  ist  der 
Vortheil  auf  ihrer  Seite.  Sie  steht  mit  der  dermahgeo 
Verkeilung  des  Europäischen  Bodens  in  einem  genauem 
und  besseren  Zusammenhange,  als  die  vormalige  Verfiu- 
sung  »mit  der  ihres  Zeitalters  stand.  Sie  -ist  einfacher  und 
ungekünstelter.  Des  System  des  Europäischen  Gleich- 
gewichts verliefe  sieh  wegen  seines  iufseren  Lebens  *uf 
die  immerwährenden  Gesandtschaften.  Die  Europäischen 
Kongresse,  welche  sn  Folge  des  organischen  Gesetz« 
des  heutigen  Europäischen  Völkerstaates  gehalten  werden 
sollen ,  sind  denn  doch  eine  andere  und  bessere  Bürgschaft 
für  die  «ufeere  Thatigkeit  und  Wirksamheit  des  Vereine*. 
In  den  neuesten  Zeiten  scheint  es  sogar  dahin  kommen  zu 
wollen,  dafs  die  fünf  Grobmachte  in  London  zu  einem  im- 
merwährenden Kongresse  vereiniget  bleiben. 

Der  heutigen  Verfassung  des  Europäischen  VölkersUi- 
tes  verdankt  die  Europäische  Menschheit  das  ■—  für  sie 
seltne — Gluck  eines  26jährigen  fast  ungestörten  Friedens» 
Die  Stürme ,  welche  —  nett  dem  Jahre  1818  —  den  Euro- 
päischen Frieden  bedrohten ,  wurden  von  den  fünf  Grofs- 
mächten  bis  jetzt  noch  immer  durch  Kongresse  bedräut, 
— -  namentlich  durch  die  Kongresse  zu  Troppau,  (1880,) 
zu  Laibach,  (1881,)  fen  Verona,  (1&2&0  zu  Rondos, 
(wegen  der  Beigtscben  und  dann  wegen  der  orientali- 
schen Angelegenheiten.)  Und  schon  in  der  langen  Dnaer 
des  Friedensnustandes  liegt  eine  gewisse  Bürgschaft  för 
seine  Fortdauer« 

Jedoch  nicht  semer  hantigen  Verfassung  nilein  ver- 
dankt der  Europäische  Völkerstaat  diese  Erfolge.  In  den 
Zustande  der  Europäischen  Menschheit  haben  sk* 
Veränderungen  begehen ,  welche  fast  ohne  Ausnahme  der 


*).Aa  physischer  Kraft  steht  Freute*  des.  übrigen  8rirf*a»e*tei 
nach.    Was  folgt  hieraus? 


Erhaltung  des  Europäische«  Friedens  zum  Yortheile  ge- 
reichen. 

Es  hat  sich  die  Zahl  und  beziehungsweise  die  Wirk- 
samkeit der  Ursachen  vermindert,  welche  in  früheren 
Zeiten  Zwietracht  unter  den  Europäischen  Völkern  stifte- 
ten. —  Erloschen  oder  wenigstens  gedämpft  ist  der  Re- 
ligionshafs«,  der  einst  die  Katholiken  imd  die  Protestanten 
so  unheimlich  entzweite.  —  Die  Kolontalpolitik  hat  nicht 
in  demselben  Grade ,  wie  vormals ,  einen  feindseligen  Ein*» 
flufs  auf  die  auswärtigen  Verhältnisse  der  Europäischen 
Seemächte.  Einige  dieser  Mächte  haben  ihre  Kolonien 
grofstentheils  verloren.  England,  die  gröfste  Kolonial- 
macht ,  ist  theite  durch  die  Zeitumstände  genöthiget ,  theils 
durch  eine  reiflichere  Erwägung  seiner  Handekinteressen 
bestimmt  worden ,  die  Strenge  seiner  ehemaligen  Kolonial- 
politik zu  mildern.  —  Die  Nationalantipathien,  welche, 
einst  selbst  Völker  Germanischer  Abkunft  einander  ent- 
fremdeten ,  haben  wenigstens  an  Intensität  verloren.  Durch 
die  Vermehrung  und  Vervollkommnung  der  Gelegenheiten 
zum  Reisen  ist  der  persönliche  Verkehr  unter  den  Euro- 
päischen Nationen  weit  lebhafter,  als  ehemals,  geworden; 
es  haben  sich  diese  Nationen ,  durch  die  häufigen  Reisen 
Einzelner  ins  Ausland ,  gleichsam  von  Angesicht  zu  An- 
gesicht kennen  gelernt.  Dieselbe  folge  hatten  auch  die 
Stürme  der  vorigen  Periode.  Auf  eine  andere  Weise,  aber 
mit  nicht  geringcrem  Erfolge ,  hat  die  gröfsere  Lebendig- 
keit des  geistigen  Verkehres  unter  den  Europäischen  Na- 
tionen mr  Beseitigung  oder  doch  zur  Milderung  des  Vor- 
urtheiles  beigetragen,  welches  ehemals  einige  dieser  Na- 
tionen gegen  einander  hegten. 

Auch  die  Rechnung  über  Gewinn  und  Verlust 
stellt  sich ,  wenn  es  df  r  Frage  gilt ;  Krieg  oder  Frieden  ? 
jetzt  anders ,  als  vormals.  —  Je  gröfser  das  Kapital  ist , 
das  ein  Volk  im  Landbaue,  in  Gebäuden,  in  Gewerben  u. 
s,  w.  angelegt  hat,  je  gröfser  der  Aufwand  ist,  welchen 
ein  Krieg  zu  Folge  des  jeweiligen  Standes  der  Kriegs- 
kunst erfordert,    je  entscheidender  die  Resultate  sind, 
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welche  er  aus  demselben  Grande  fär  die  eine  oder  für 
andere  Parthei  in  Aussicht  stellt  *),  desto  verhängnis- 
voller, desto  ungluckschwangerer  ist  der  Entschlufs,  ei- 
nen Krieg  anzufangen.  Man  darf  daher  annehmen,  dafs 
Völker,  bei  welchen  die  obigen  Voraussetzungen  eintre- 
ten ,  weit  mehr  als  diejenigen ,  bei  welchen  es  an  diesen 
Voraussetzungen  (schlechthin  oder  zum  Theif).  fehlt,  für 
den  Frieden  gestimmt  seyn  werden ;  wie  auch  diese  An- 
nahme durch  die  Völkergeschichte,  wenn  man  die  Ge- 
schichte ungebildeter  und  die  gebildeter  Völker  neben  ein- 
ander stellt,  vollkommen  bestätiget  wird.  Zu  den  Völkern 
der  ersteren  Art  gehören  aber  gerade  die  Völker  des  heu- 
tigen Europa'«.  Auf  diese  Völker  sind  alle  jene  Voraus- 
setzungen und  jetzt  mehr  als  jemals  anwendbar.  Ja ,  was 
die  dritte  jener  Voraussetzungen  betrifft ,  könnte  leicht  die 
Benutzung  einer  Kraft,  welche  schon  so  grofse  Wunder 
gewirkt  hat ,  d.  i.  die  Benutzung  der  Dampfkraft  für  den 
Krieg ,  die  Resultate  künftiger  Kriege  in  einem  der  Vorzeit 
unbekannten  Grade  steigern.  —  Man  ist  versucht  hinzu- 
zusetzen ,  dafs  die  Zahl  der  kleinen  Staaten ,  an  welchen 
sich  vorm&ls  die  grofsen  Staaten  wegen  eines  ihnen  durch 
einen  Krieg  verursachten  Verlustes  erholen  konnten,  ver- 
gleichungsweise  jetzt  weit  geringer  ist. 

Auch  ist  in  dem  heutigen  Europäischen  Völkerstaate 
eine  Stimme  von  Gewicht ,  welche ,  so  wie  die  Sachen  in 
Europa  stehn,  in  der  Regel  für  den  Frieden  ist,  —  die 
Stimme  der  Völker.  2)  —  In  mehrern  Staaten  ist  diese, 
Stimme  sogar  eine  entscheidende  Stimme;  nämlich  in 
allen  den  Staaten,  welche  konstitutionelle  Monarchien  sind. 

1)  Bin  jeder  Fortschritt  ia  der  Kriegskunst  tot  sogleich  eio  Fort- 
schritt sum  ewigen  Frieden !  —  Aus  diesem  Standpunkte  kann 
man  s.  B.  die  Invasionskriege  der  neueren  Zeit  betrachten. 
Das  Ziel  eines  Feldsoges  -«das  Operationsobjekt  —  ist  die  Haupt- 
stadt des  feindlichen  Landes.  (Darum  befestigen  jetst  die  Fran- 
sosen  Paris.) 

9)  Das  Wort:  Volk,  wird  hier  in  der  (staatsrechtlichen)  Bedeutung 
gebraucht;  in  welcher  das  Volk  der  Regierung  entgegeo  gesetzt 
wird. 
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In  anderen  Staaten ,  in  welchen  das  Gewicht  dieser  Stimme 
auf  der  Abhängigkeit  der  Regierung  von  der  öffentlichen 
Meinung  beruht ,  hat  -sie  zwar  nur  die  Eigenschaft  einer 
berathenden  Stimme.    Aber  auch  in  dieser  Eigenschaft 
kann  sie  gerade  in  unseren  Tagen  von  der  Regierung  nicht 
unbeachtet  bleiben.    Denn  nicht  nur  ist  der  politische  Ein- 
flute der  öffentlichen  Meinung  schon  deswegen  in  Europa 
gestiegen,  weil  in  den  Europäischen  Staaten  Einsichten 
und  Kenntnisse  mehr  und  mehr  Gemeingut  geworden  sind, 
sondern  es  hat  diesen  Einflute  noch  überdiefs  theils  die  heu- 
tige Kriegsverfassung  theils  das  Schuldenwesen  der  Euro- 
päischen Staaten  bedeutend  verstärkt.    Die  Kriegsverfas- 
sung ;  weil  die  Kriege  Nationalkriege  geworden  sind ;  das . 
Schuldenwesen;  weil  der  Staatskredit,  und  mithin  nicht 
nur  der  Stand  der  Staatspapiere  sondern  auch  die  Möglich- 
keit neue  Anlehne  zu  machen,  (die  gleichwohl  ein  jeder  neue 
Krieg  unausbleiblich  fordert,}  von  der  Meinung  des  Publi- 
kums abhängt.  —  Dafs  aber  in  dem  heutigen  Europa  die 
Stimme  der  Völker  in  der  Regel  eine  Stimme  des  Friedens 
seyn  werde ,  braucht  kaum  erst  im  Einzelnen  nachgewie- 
sen zu  werden.     Unsicher  ist  der  Gewinn,  welcher  ein 
Krieg  der  Mehrheit  des  Volkes  bringen  wird 5  desto  gewis- 
ser sind  die  Lasten ,  welche  ein  Krieg  dem  Volke  auflegen, 
die  Opfer ,  die  er  von  ihm  fordern  wird.  Einem  Kriegsadel 
frommt  der  Krieg,  nicht  den  erwerbenden  Volksklassen, 
am  wenigsten  dem  Landmanne.   Ist  aber  die  Belebung  der 
„Industrie"  nicht  der  Hebel  der  inneren  Politik  in  dem 
heutigen  Europa?  *)  hat  nicht  schon  deswegen  die  Stimme 
der  erwerbenden  Volksklassen  an  Gewicht,  gegen  vormals, 
zugenommen?  Endlich,  die  Kapitalisten  sind  (und  nicht 
ohne  Grund)  ängstliche  Leute.  Sie  befürchten  daher ,  dafs 
ein   neuer  Europäischer  Krieg  ein  Gebäude  erschüttern 
könnte ,  das  zu  seinem  Falle  kaum  einer  Erschütterung  be- 


*)  Daher  der  genaue  Zusammenhang,  in  welchem  die  Fortdauer  des 
Europäischen  Friedens  mit  dem  Verhältnisse  zwischen  dem  Adels- 
und dem  Bargerstande  steht. 

Zachartä f  vom  Staute*     V,  16 


darf.  Sie  sind  eine  Macht ,  welche ,  weil  sie  zu  den  ob* 
sichtbaren  Mächten  gehört,  desto  mehivao  scheuen  ist  and 
gescheut  wird.  —  Auf  jeden  Fall  sind  jetzt  die  Zeiten  nicht 
mehr ,  da  die  Entscheidung  über  Krieg  und  Frieden  bald 
von  dem  Dienstinteresse  eines  Ministers,  (z.  B*  eines  l#eu- 
vois,J.  bald  von  den  Launen  eines  Weibes,  (z.  Bw  ein» 
Pompadour  ,3  abhieng.  Wie  un  Privatleben  so  wird  auch 
im  öffentlichen  öfter  aus  Unverstand  als  aus  Böswilligkeit 
gesündigt  Schon  die  Fortschritte,  welche  die  Europäische 
Menschheit  in  Kenntnissen  und  Wissenschaften  überhanpt 
gemacht  hat,,  begünstigen  die  Erhaltung  des  Europäischen 
Friedens. 

Endlich $  selbst  die  Verschiedenheit,,  welche  un- 
ter den  Verfassungen  der  Europäischen  Staaten  ein* 
tritt,  —  dafs  die  Staaten  des  Ostens  absolute  (verfeasangsH 
mäfsig  unbeschrankte)  die  des  Westens  konstitutionelle 
Monarchien  sind ,  —  dürfte  bewandten  umstand«  nach, 
als  eine  neue  Bürgschaft  für  die  Erhaltung  des  Europäi- 
schen Friedens  betrachtet  werden  können  *).  Denn,  wenn 
auch  ein  Völkerstaat  oder  Bund  desto  fester  steht ,  je  wei- 
ter sich  die  Gleichartigkeit  der  unter  dem  Vereine  begrif- 
fenen Staaten  erstreckt ,  so  gereicht  doch,  da  und  weil  die 
Europaischen  Staaten  ihren  Verfassungen  nach  von  einan- 
der verschieden  sind,  die  Spaltung  derselben  in  zwei 
grofse  Abtheilungen  der  Standhaftigkelt  des  Vereins 
am  wenigsten  zum  Nacbtheile ,  ja  selbst  beziehungsweise 
zum  Vortheile.  —  Es  besteht  nun  indem  Europäischen  Völ- 
kerstaate ausser  dem  politischen  Gleichgewichte  zwischen 
den  fünf  Grofsmäcbten,  eine  jede  derselben  für  sich  betrach- 
tet, ein  zweites  politisches  Gleichgewicht,  eia  Gleichge- 
wicht theils  zwischen  den  Grofemachten  thetfs  überhaupt 
zwischen  den  Europäischen  Staaten  der  einen  «ad  denen 


*)  Vgl.  die  Spaltung  Europas  in  zwei  feindselige  Halbregionen  etc. 
▲ugsb.  1832.  Fiat  he,  Geschichte  des  Kampfes  «wischen  dem 
alten  and  dem  neuen  Verfassongsprincip.  Lp«.  1888.  II.  Bde.  — 
üehrigen»  ist  diese  Klassifikation  der  Europäischen  Staaten  nur 
im  Ganzen  richtig. 
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der  Änderen  AbtheflvJig.  Und  wenn  auch  das  festere  Zu- 
sammenhatten unter  den  Staaten  der  einen  und  denen  der 
anderen  Klasse  in  einzelnen  Fällen  vorübergehend  gestört 
werden  kann,  (wie  es  gerade  jetzt  gestört  ist,}  so  wird 
sieh  doch  der  naturgemäfse  Znstand  der  Dinge  immer  von 
neuem  geltend  machen.  —  Mit  jener  Spaltungist  wieder  die  * 
Partheinng  verschlungen ,  welche  die  Europäische  Mensch- 
heit übet hanpt  über  die  höchsten  Fragen  der  Staatsverfas- 
sungslehre  dermalen  entzweit  Durch  jene  Spaltung  wer- 
den zugleich  die  Gefahren  abgewendet  oder  doch  vermin- 
dert, welche  sonst  diese  Partheinng  für  den  Europäischen 
Ffjedenssustand  haben  könnte.  —  Man  wird  auch  hier  an 
die  Zeiten  der  Reformation  —  oder  an  die  Begebenheiten 
der  zweiten  Periode  —  erinnert*  Auch  damals  gab  es  eine 
ähnliche  Spaltung,  eine  ähnliche  Partheinng.  Man  hat  je- 
doch bei  dieserV ergleichung  nicht  zu  übersehn,  dafs  zwischen 
den  Monarchien  der  einen  und  denen  der  andern  Art  der  Unter- 
schied nicht  so  schroff  ist,  wie  einst  der  zwischen  der  katholi- 
schen und  den  protestantischen  Staaten  war,  —  dafs  die 
Meinungsverschiedenheit  über  politische,  Fragen  die  Men- 
schen nicht  eben  so  heftig  und  nachhaltig  entzweit ,  wie 
die  in  Religionssachen,  —  dafs,  was  die  Grundsätze  der 
inneren  Staatsverwaltung  betrifft,  kaum  irgend  ein  we- 

Enropa's,  wenigstens  zwischen  denen  der  Germanischen 
Nation,  besteht 

Gleichwohl  würde  man  sich  gründlich  irren,  wenn  man 
nun  den  Europäischen  Frieden  für  immer  und  in  einer  jeden 
Beziehung  für  gesichert  hielte  *)•  —  Die  Menschen  sind 
nun  einmal  ein  kriegslustiges,  ja  ein  blutdürstiges  Ge- 
schlecht. Das  beweist  am  besten  die  Vergötterung,  welche 
den  Eroberern  zu  Theil  wird ,  wenn  diese  auch  ihrer  Er- 


*)  Anohden  FriedessgeselJschaften,  die  in  den  neuesten  Zel- 
ten hin  und  wieder  gestiftet  worden  sind ,  kann  man  die  Errei- 
chung dea  von  innen  beabsichtigten  Erfolgt  mehr  wünschen  9  als 
prophezeihen. 


\ 
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oberungslust  Tausende  zom  Opfer  gebracht  haben.  Einem 
jedenj  Völkerstaate  oder  Bande  droht  überdiefs  der  nicht 
su  beseitigende  Zwiespalt  zwischen  den  gemeinsamen  In- 
teressen des  Vereines  und  den  besonderen  seiner  einzelnen 
Mitglieder  Gefahr.  Dieser  Zwiespalt  besteht  auch  in  den 
Europäischen  Völkerstaaten,  und,  je  gröfser  die  Zahl 
der  unter  diesem  Vereine  begriffenen  Staaten  ist ,  und  da 
die  besonderen  Interessen  einiger  dieser  Staaten  einander 

auch  in  anderen  Welttheilen  durchkreuzen,  desto  mehr. 

•  * 

Eben  so  fehlt  es  dem  Europäischen  Völkerstaate  bis  jetzt 
noch  an  Gesetzen,  welche,  indem  sie  die  Interessen  der 
inneren  Verwaltung  der  verbündeten  Staaten  wahrnah- 
men ,  die  beste  Bärgschaft  für  die  Fortdauer  des  Vereines 
leisten  würden.  Ja  selbst  das  einzige  Gesetz  dieser  Art, 
welches  bis  jetzt  das  heutige  Europäische  Völkerrecht  ent- 
hält ,  —  die  Bestimmung  der  Schlufsakte  des  Wiener  Kon- 
gresses über  die  Beschiffung  der  Flusse  und  Ströme,  wel- 
che zwei  Länder  von  einander  scheiden  oder  ihren  Lauf 
durch  die  Länder  verschiedener  Regierungen  haben ,  —  ist 
noch  nicht  einmal  vollständig  in  Vollziehung  gesetzt  wor- 
den. Jedoch,  so  wie  es  der  Zukunft  vorbehalten  bleibt, 
das  zu  ergänzen,  was  dem  heutigen  Europäischen  Völker- 
rechte in  der  letzteren  Beziehung  noch  abgeht,  so  ist  den 
übrigen  in  dem  obigen  erwähnten  Gefahren  ein  jeder  Völ- 
kerstaat oder  Bund  mehr  oder  weniger  ausgesetzt.  Aber 
es  giebt  noch  überdiefs  zwei  Gefahren,  welche  insbeson- 
dere die  Fortdauer  des  Europäischen  Friedens  bedrohn. 
(Schon  die  Bekanntschaft  mit  einer  Gefahr  hat  eine  schu- 
tzende Kraft.) 

Nämlich  ertten* :  Wenn  ein  Volk  durch  irgend  eine 
Erwägung  abgehalten  werden  kann,  Krieg  zu  fäh- 
ren, so  ist  es  durch  die,  dafs  sein  Land  der  Kriegs- 
schauplatz werden  könnte.  (Wer  den  Krieg  nur  aus  der 
Ferne  kennen  gelernt  hat,  kennt  ihn  nur  als  ein  Schau- 
spiel.) Auf  die  Fortdauer  eines  Völkerstaates  oder  Bun- 
des ist  daher  nur  unter  der  Bedingung  zu  rechnen ,  dafs 
alle  unter  dem  Vereine  begriffenen  Völker  der  Gefahr,  den 
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Feind  im  Lande  zu  sehn,  ohngefähr  im  gleichem  Grade 
ausgesetzt  sind».  —  Unter  den  fünf  Europaischen  Grofs- 
mächten ,  —  den  Grundpfeilern  des  Europäischen  Friedens, 
—  tritt  in  dieser  Beziehang  ein  wesentlicher  Unterschied 
ein.  Schon  Frankreich,  Oesterreich  und  Preufsen  stehen 
in  dieser  Hinsicht  nicht  einander  gleich.  Noch  weit  weni- 
ger hat  Rufsland,  am  wenigsten  aber  bat  Großbritannien 
jene  Gefahr  zu  fürchten.  Rufsland ;  weil  es ,  obwohl  eine 
Kontinentalmacht,  dennoch.,  (wie  der  Feldzug  vom  Jahre 
1812  beweist  ,)  durch  seine  Masse  dem  Einfalle  eines  vom 
westlichen  Europa  her  vordringenden  Feindes  fast  unüber- 
steigliche  Hindernisse  entgegensetzt.  Großbritannien,  weil 
es,  ein  Inselland ,  durch  seine  „hölzernen  Mauern"  gegen 
einen  feindlichen  Einfall  gesichert  ist.  (Man  kann  be- 
haupten, dafs  Grofsbritannien  auf  seinem.  Boden  seit  den 
Zeiten  Wilhelms,  des  Eroberers,  keinen  auswärtigen  Feind 
gedehn  habe.)  Nicht  in  der  überwiegenden  Macht  dieser 
beiden  Staaten  liegt  (wenigstens  für  jetzt)  der  Grund  zu 
Besorgnissen,  sondern  darin,  dafs  sie,  wenn  ein  Krieg 
ausbricht,  nicht  eben  so,  wie  die  andern  Grofsmächte,  für 
den  eigenen  Heerd  zu  fürchten  haben. 

Zweiten*:  Die  Regierungen  der  Europäischen  Staaten, 
nur  wenige  ausgenommen ,  führen  noch  immer ,  mitten  im 
Frieden,  einen  geheimen  nie  rastenden  Krieg  mit  einander, 
einen  Krieg,  welcher,  wenn  er  auch  nicht  mit  tödtlichen 
Waffen  geführt  wird,  dennoch  den  Quellen  des  Lebens  gilt. 
Dieser  Kriegszustand  hat  seinen  Grund  in  der  Politik,  wel- 
che eine  Ueberlieferutfg  der  Vorzeit,  von  den  Europäi- 
schen Regierungen  auch  jetzt  noch ,  und  jetzt  sogar  noch 
allgemeiner ,  als  vormals  *) ,  in  Beziehung  auf  den  aus- 
wärtigen Handel  befolgt  wird.  Die  Europäischen  Regie- 
rungen sind  der  Ansicht ,  dato  man  den  Wohlstand  eines 
Volkes  nicht  anders  oder  nicht  besser,  als  auf  Kosten  des 
Wohlstandes  anderer  Völker ,  befördern  könne ,  dafs  man 


+)  Namentlich  hat  Rafeland  die««  Politik  erst  io  den  neuesten  Zeiten 
angenommen. 


«30 

daher ,  am  die  „Industrie44 ,  —  die  Produktion  and  (beson- 
ders) die  Fabrikation  —  im  Innern  des  Landes  na  steigern, 
die  W  aar en einfuhr  zu  erschweren  d.  i.  mit  vertriHtnifemäfsig 
'hohen  Zöllen,  (welche  man,  am  den  Namen:  Prohibtivxöile 
zu  vermeiden ,  Schutzzolle  zu  nennen  pflegt ,)  zu  belas- 
ten, die  Waarenausfuhr  abermöglichst  zu  begünstigen  habe. 
—  Es  ist  hier  der  Ort  nicht,  dieses  System  der  Handelspo- 
litik ausführlicher  darzustellen  oder  dasselbe  seinem  innern 
Werthe  nach  zu  prüfen.  Aber  so  riet  liegt  am  Tage ,  dafs 
eine  solche  Politik  den  Geist  der  Feindseligkeit,  welcher 
den  Erwerbsneid  in  allen  seinen  Gestalten  charakteriairt, 
anter  ganzen  Volkern  entflammt,  —  dafs  eine  Regierung, 
welche  diese  Politik  befolgt ,  wenn  sie  sich ,  sey  es  in  dem 
Interesse  des  Handels  mit  dem  Aaslande  sey  es  aas  einem 
andern  Grande  .zu  einem  Kriege  entschliefst,  auf  die  Zu- 
stimmung aller  derer  rechnen  kann,  welche  jene  Politik 
schon  mit  dem  feindlichen  Volke  verfeindet  hat,  —  endücl\, 
dafs  anter  dem  Einflasse  derselben  Politik,  Völkervertrige, 
namentlich  Handelsverträge,  nicht  selten  nurSaamen  zu 
neuer  Zwietracht  ausstreuen.  Leider !  ist  es  eben  so  ge- 
wife,  dafs  man  diesem  Kriegszustände  oder  diesem  „be- 
waffneten Frieden64  nicht  ein  baldiges  Ende  prophezeien 
kann.  Auf  der  Bahn  dieser  Politik  kann  man  leichter  vor- 
wärts als  rückwärts  schreiten.  Auf  diese  Politik  kann  man 
ferner  den  Satz  anwenden:  Bellum  alit  bellum!  Ben  Re- 
gierungen gestattet  das  Interesse  ihrer  Kriegsmacht  nicht, 
eine  Politik  aufzugeben ,  welche  ihnen  zu  einer  so  bedeu- 
tenden Einnahme  verhilft. 


In  der  obigen  Darstellung  des  heutigen  Zustandes  des 
Europäischen  Völkerstaates  ist  nicht  der  „heiigen  Alliance" 
gedacht  worden.  Und  doch  werden  noch  immer,  beson- 
ders in  England  und  in  Frankreich,  Stimmen  laut,  welche 
dieser  heiligen  Alliänce  eine  bedeutende  Wichtigkeit  für 
das  heuitge  Europäische  Völkerrecht  beilegen. 

Ich  schicke  das  Geschichtliche,  voraus:  —  Es  verpflich- 
teten sich  die  Monarehen  von  Bufsland,  Oesterrach ,  and 
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Prenfsen  mittelst  einer  ven  ihnen  den  Msten  September 
•1815  (also  nach  dem  Sehlasse  des  Wiener  Kongresses) 
unterzeichneten  Erklärung  *)  vor  <3ott  und  'vor  .der  Wety 
„dafc  sie  bei  ihrer  Handlungsweise  allein  die  Vorschriften 
des  Christenthums ,  der  Gerechtigkeit ,  der  Liehe  und  des 
Friedens  «ur  Richtschnur  nehmen  wollten ,  sowohl  in  der 
Verwaltung  ihrer  Staaten ,  als  auch  in  ihren  Verhältnissen 
«fit  einem  jeden  andern  Staate".  Dieser  Erklärung  trat 
auch  der  'König  von  Frankreich  (Ludwig  XVIH.)  bei; 
und  ebenso  ist  sie  von  den  übrigen  Monarchen  der  Christen- 
heit zu  der  ihrigen  gemacht  worden,  ausgenommen  von 
dem  Könige  des  Britischen  Reichs ,  welcher  jedoch  die  Ver- 
weigerung seiner  Zustimmung  nicht  auf -den  Inhalt  sondern 
nur  auf  die  Form  der  Erklärung  gründete  *).  Diese  Von 
jenen  drei  Monarchen  ausgegangene  und  dann  fast  von  al- 
len Monarchen  der  Christenheit  wiederholte  Erklärung  wird 
nun  die  heilige  Allianc  genannt. 

Offenbar  aber  ist  diese  so  genannte  heilige  Alliance  nicht 
eine  Alliance  oder  ein  Bändnifs  im  Sinne  desV  ölkerrechts, 
d.  i.  nicht  ein  Vertrag,  aus  welchem  jene  Monarchen  ge- 
wisse ihnen  gegenseitig  zustehende  Rechte  ableiten  könn- 
ten. Wollte  man  ihr  diese  Deutung  geben ,  so  würden  in 
der  That  alle  die  Monarchen,  von  welcher  jene  Erklänung 
ansgieng  oder  angenommen  wurde,  durch  dieselbe  auf  ihre 
Selbstständigkeit  gegenseitig  verzichtet,  einander  gegen- 
seitig ein  uneingeschränktes  Interventionsrecht  in  allen  Ver- 
fassungs-  und  Regierungsangelegenheiten  eingeräumt  ha- 
llen. Sondern  diese  heilige  Alliance  war  nur  ein  Mani- 
fest, durch  welches  jene  Monarchen  gemeinschaft- 
lich, (daher  der  Name:  Alliance ,3  das  grofse  Europäi- 
sche Publikum,  mit  den  Grundsätzen  bekannt  machten, 
welche  sie  bei  der  Regierung  ihrer  Staaten  befolgen  wfir- 


1)  Vgl.  auch  das  Protokoll  de«  Asciiner  Kongresses  vom  litten  Norbr. 
1818. 

0)  D.  L  nur  darauf,  dafs  die  Erklärung  eise  per* öjtLM?**  Ver- 
pflichtung der  Monarchen  enthalte ,  in  -so  fern  aber;  nach  der  Bri- 
tischen Verfettung,  nicht  von  dem  Könige  genehmigt  werden  könne. 
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den.  Die  Monarchen. sprechen  diese  Grundsätze  öffentlich 
und  feierlich  ans,  um  dem  frevelhaften  Vorwurfe  zu  be- 
gegnen ,  als  ob  sie  gemeint  wären,  den  über  den  gemein- 
schaftlichen Feind  errungenen  Sieg  nur  in  i  hr  e m  Interesse 
und  nicht  zum  Vortheüe  ihrer  V  ö  I  k  er  zu  benutzen.  Aller- 
dings enthielt  die  Erklärung  einGelöbnifs;  aber  in  die- 
sem Gelöbnisse  lag  nicht  eine  rechtliche  Verpflichtung, 
am  allerwenigsten  eine  gegenseitige.  Allerdings  ist 
die  Erklärung ,  welche  den  Namen  der  heiligen  Alliance 
fuhrt,  ein  Denkmal,  an  welches  sich  grofse  Erinnerungen 
knöpfen.  Aber  mit  dem  Europäischen  Völkerrechte  stand 
sie  nur  indem  Zusammenhange,  in  welchem  die  Gesin- 
nungen und  die  Regierungsgrundsätze  der  Europäischen 
Monarchen  mit  diesem  Rechte  —  oder  vielmehr  mit  dar 
Praxis  dieses  Rechtes  — '  überhaupt  stehn.  Nur  för  das 
Verfassungsrecht  der  Europäischen  Monarchien  hatte 
sie  eine  besondere  und  unmittelbare  Bedeutung. 

Jedoch  schon  gehört  die  heilige  Alliance  mehr  der  Ge- 
schichte als  der  Gegenwart  an.  Sie  war  die  persönliche 
Angelegenheit  der  in  Europa  regierenden  Herren.  Von 
diesen  sind  nur  Wenige  noch  am  Leben $  die  mächtigsten 
sind  insgesammt  von  dem  Schauplatze  dieser  Welt  abge- 
treten. Auch  der  Fürst  ist  nicht  mehr ,  dessen  Persön- 
lichkeit vielleicht  mehr,  als  irgend  eine  politische  Berech- 
nung, zur  Entstehung  der  heiligen  Alliance  beitrug. 


Wirft  man  einen  Blick  auf  das  Ganze  der  Geschichte 
des  Europäischen  Völkerstaates,  so  bieten  sich  folgende 
Bemerkungen  oder  Resultate  gleichsam  von  selbst  dar. 

Unter  denUrsachen,  auf  welche  dieEntstehung 
eines  Europäischen  Völkerstaates  zurückzuführen  ist,  ge- 
bührt der  Verbindung,  welche  das  Christenthum  und  die 
Verfassung  der  christlichen  Kirche  unter  den  Völkern  ger- 
manischer Abkunft  stifteten,  die  erste  Stelle.  Dieselbe  Ur- 
sache hat  auch  in  der  Folge  nie  aufgehört,  auf  die  Schick- 
sale dieses  Staates  einen  entscheidenden  Einflufs  zu  haben. 
Sie  behauptet  diesen  Einflufs  vielleicht  auch  jetzt  noch,  wenn 
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auch  Viele  kurzsichtig  oder  undankbar  genug  sind,  um  ihn 
zu  verkennen  oder  herabzusetzen.  (Was  wären  wir  Euro- 
päer ohne  das  Christentum  ?  wir  Mensehen  ohne  Religion  ?) 
Wer  Unfrieden  zwischen  der  katholischen  und  der  prote- 
stantischen Kirche  stiftet ,  untergräbt  zugleich  eine  Haupt- 
grundlage  des  Europäischen  Völkerstaates. 

Die  Europäischen  Völker  haben  für  die  Organisation 
des  unter  ihnen  bestehenden  politischen  Vereines  nach  und 
nach  alle  die  einfachen  Verfassungsformen  benutzt,  welche 
überhaupt  möglich  sind ,  —  die  Monarchie ,  die  Demokra- 
tie, die  Aristokratie.  Nur  mit  einer  zusammengesetz- 
ten Verfassung  haben  sie  noch  keinen  Versuch  gemacht. 
Ob  und  wie  dem  Europäischen  Völkerstaate  eine  solche  Ver- 
fassung gegeben  werden  könne,  ist  denn  doch  vielleicht 
nicht  eine  so  mufsige  Frage,  als  sie  vielen  zu  seyn  scheint. 
Träume  gehen  zuweilen  in  Erfüllung.  Ein  Staatsmann  ist 
der,  dessen  politische  Träume  eintreffen. 

Den  verschiedenen  Perioden  der  Geschichte  des  Euro- 
päischen Völkerstaates  entsprechen  fast  eben  so  viele  Pe- 
rioden der  inneren  Geschichte  der  Europäischen  Staaten , 
diese  Staaten  im  Ganzen  betrachtet.  Was  die  Europäischen 
Staaten  unter  sich  entzweite  oder  vereinigte,  hatte  fast 
immer  in  dem  Inneren  derselben  ähnliche  Folgen. 

Erste  Periode  des  Europäischen  Völkerstaates. 
Der  Europäische  Völkerstaat  eine  geistliche  Monar- 
chie, mit  einem  weltlichen  Kronfeldherrn.  —  Im  In- 
nern der  Europäischen  Staaten  Kampf  zwischen  der 
geistlichen  und  der  weltlichen  Gewalt ,  —  zwischen 
dem  Königthume  und  der  geistlichen  und  weltlichen 
Aristokratie. 
Zweite  Periode.  Die  Reformation,  eine  Revolution 
im  Europäischen  Völkerstaate.  — ,  Im  Inneren  Kampf 
zwischen  dem  Katbolicismus  und  dem  Protestantis- 
mus, mit  welchem  sich  fast  überall  der  Kampf  für 
und  wider  das  Königthum  verschlingt 
Dritte  Periode.  Das  System  des  Europäischen  Gleich- 
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gewichte.  Kriege  unter  den  grofsen  Europaisehea 
Herrschergeschlechtern;  Succefeionskriege<  —Sieg 
und  Ausbildung  des  Königthums. 
Vierte  Periode.  Die  Zeiten  der  französischen  Revo- 
lution, einer  neuen  Revolution  im  Europäischen  Völ- 
kerstaate. —  Im  Innern  Kampf  zwischen  dem  ab- 
soluten Königthume  und  dem  Repräsentativsysteme, 
nfte  Periode.  Der  Europäische  Völkerstaat  eine 
Aristokratie.  —  Fortschritte ,  welche  das  Repräsen- 
tativsystem macht  Das  demokratischePrincip  gewinnt 
fiberall  an  Einflute,  theils  durch  den  verschuldeten 
Zustand  der  Europäischen  Staaten,  theils  weil  die 
Regierungen  dieser  Staaten  in  der  Beförderung  der 
„innern  Industrie44  mit  einander  wetteifern.  Das 
Streben  der  Völker  in  ihren  inneren  Angelegen- 
heiten ist  auf  politische  und  auf  bürgerliche  Freiheit 
gerichtet. 

Prudens  futuri  temporis  exitum 
Caliginosa  nocte  premit  deus 
Ridetque,  si  mortalis 
Ultra  fas  trepidat. 


NEUN  UND  ZWANZIGSTES  BUCH. 

Dm  Weltbür gerrecht. 


ERSTEIS  HAÜPTSTÜCK. 

Begründung  de*  Weltbürgerrecht*. 

Der  menschliche  Verstand ,  damit  er  sich  finden  (orien- 
tiren)  lerne,  sondert  die  Naturkörper  nach  Reichen,  Klas- 
sen, Gattungen,  Arten  von  einander.  Dieses  Ursprungs  ist 
2.  B.  der  Begriff9  der  Menschheit,  —  der  Begriff  der 
Einheit  aller  Mensehen  in  Beziehung  auf  ihre  physische  Be- 
schaffenheit. An  diesen  Begriff  reiht  sieh  unmittelbar  die 
die  Idee  der  Menschheit  an,  —  die  Idee  der  Einheit 
aller  Menschen  in  moralischer  Hinsicht,  in  Besiehung  auf 
ihre  Pflichten  und  Rechte.  Diese  Idee  liegt  dem  Kosmopo- 
litismus oder  Weltbürgersinne,  sie  liegt  eben  so  dem  kos- 
mopolitischen oder  dem  Weltburgerrechte  zum  Grirtide* 

Der  Kosmopolitismus  ist  eine  jener  Idee  entspre- 
chende Gesinnung.  Die  Maxime  desselben  ist  die: 
Wenn-  auch  die  Menschengattung  nach  Familien,  nach 
•Stummen  und  Nationen,  nach  Staaten  und  Völkern  geson- 
dert und  geschaart  ist,  so  soll  doch  der  Mensch  sich  als  ein 
Mitglied  eines  die  gesamte  Menschheit  umfassenden  Ver- 
eines, alle  Menschen  als  seine  Brider,  das  Interesse  der 
gesammten  Menschheit  als  das  semige  betrachten  und  so 
handeln,  wie  es  diese  Ansicht  fordert  Die  Maxime  lautet 
mit  andern  Worten  s  o :  Homo  sum ,  humani  tiil  a  me  alie- 
num  puto.  Nicht  das  verlangt  diese  Maxime,  dafs  sich 
der  Mensch,  uneingedenk  der  Pflichten,  welche  ihm  seine 
besonderen 'Verhältnisse  auferlegen,  nur  das  Wohl  der 
gesammten  Menschheit  zum  Ziele  seinen  solle.  Sondern 
sie  erinnert  ihn  nur,  dafs  er  noch  andere  Pflichten,  als 


diese  besonderen,  dafs  er  auch  Pflichten  gegen  die  mensch- 
liche Gesellschaft  überhaupt  auf  sich  habe,  dafs  er  bemüht 
seyn  müsse,  jene  Pflichten  zugleich  mit  diesen  in  Ue- 
bereinstimmung  zu  setzen. 

Eben  so  ist  das  WeltbürgerrecAl  ein  der  Idee  der 
Menschheit  —  der  Idee  der  Einheit  der  menschlichen  Ge- 
sellschaft —  entsprechendes  Recht.  Der  Grundsatz  die- 
ses Rechtes  ist  d  e  r :  Wenn  auch  die  Menschengattung  — 
in  rechtlicher  Hinsicht  —  in  Völker  gespalten  ist,  und 
wenn  auch  ein  jedes  einzelne  Volk  sein  besonderes  Recht 
hat,  haben  darf  und  soll ,  so  soll  doch  jene  Spaltung  nicht 
die  Gemeinschaft  (oder  den  Verkehr)  unter  den  Menschen 
überhaupt  aufheben,  diese  Verschiedenheit  der  positiven 
Rechte  nicht  die  Theilnahme  aller  Menschen  an  dem  beson- 
dern Rechte  eines  jeden  einzelnen  Volkes  ausschliefsen. 
Vielmehr  soll  von  Rechtswegen  ein  jeder  einzelne  Staat 
den  Verkehr  zwischen  dem  In-  und  dem  Auslande  frei  las- 
sen ,  In-  und  Ausländer  einander  dem  Rechte  nach  gleich- 
stellen. Mit  andern  Worten ,  es  soll  sich  ein  jeder  einzelne 
Staat  in  der  einen  und  in  der  andern  Reziehung  als  ein 
Mitglied  eines  alle  Staaten  der  Erde  umfassenden  Vereines 
betrachten  und  verhalten.  Deqn,  wenn  auch  eine  jede  ein- 
zelne Regierung  befugt  ist ,  das  Rechtsgesetz  nach  ihrer 
eigenen  besten  Ueberzeugung  zu  deuten  und  so  wie  sie  es 
gedeutet  hat  Coder  die  Gesetze  des  Staats)  in  Vollziehung 
zu  setzen ,  so  überschreitet  doch  eine  Regierung  die  Grän- 
zen  ihrer  Gewalt,  wenn  sie  die  Rechte  verkennt  oder  be- 
schränkt, welche  dem  Menschen  gegen  alle  seine  Mitmen- 
schen und  überall  zustehen.  Und  wie  kann  der  Mensch 
den  Pflichten  des  Weltbärgers  Genfige  leisten,  wenn 
er  nicht  die  Rechte  eines  Weltburgers  hat? 

Das  Weltburgerrecht  setzt  die  Thateache  voraus,  dafs 
in  der  Erfahrung  mehrere  Staaten  neben  einander  existiren. 
Wenn  ein  Staat  die  gesammte  Menschheit  oder  wenn  ein 
Völkerstaat  alle  Völker  der  Erde  in  sich  begriffe,  so  wurde 
das  Weltbürgerrecht  nicht  ein  für  sich  bestehendes  oder  auf 
einer  besonderen  Thatsache  beruhendes  Recht  sondern  nur 
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ein  Bestandteil  des  gemeinen  Rechts  jenes  Staates 
oder  dieses  Völkerstaates  seyn«  So  wie  aber  die  Sachen 
in  der  Erfahrung  stehn  (und  wohl  immer  stehn  werden ,) 
hat  das  Weltbürgerrecht  den  Zweck,  die  rechtlichen 
Nachtheile  beziehungsweise  zu  beseitigen ,*  welche  mit  der 
physischen  Nothwenigkeit  der  Koexistenz  mehrerer 
Staaten  wesentlich  verbunden  sind. 

Der  oben  aufgestellte  Grundsatz  enthalt  wieder  zwei 
Grundsätze  oder  Forderungen ;  —  es  soll  der  Verkehr 
zwischen  demln-  und  dem  Auslande/m,  (Hptst. 
n.3  das  Recht  für  In-  und  für  Ausländer  dasselbe 
seyn»  (Hptst.  III.}  Wenn  auch  die  eine  wie  die  andere 
Forderung  hier  unbedingt  ausgesprochen  worden  ist,  so 
leidet  doch  sowohl  die  eine  als  die  andere  ihre  Einschrän- 
kungen; —  vermöge  derselben  Thatsache,  auf  welcher 
das  Weltbürgerrecht  selbst  beruht. 

Eine  Gesetzgebung,  welche  den  Grundsätzen  des  Welt- 
bfirgerrechts  entspricht ,  hat  allemal  zugleich  auch  auf  an- 
dere Fächer  der  Gesetzgebung  einen  für  das  Gemeinbeste 
vorteilhaften  Einflute.  Wie  tief  greift  nicht  z.  B.  der 
Grundsatz  des  Weltburgerrechts ,  dafs  der  Verkehr  zwi- 
schen dem  In-  und  dem  Auslande  frei  seyn  soll,  selbst  wenn 
man  diesen  Grundsatz  auf  den  W  a  a  r  e  n  verkehr  beschränkt, 
in  den  gesammten Rechtszustand  eines  Volkes  ein?  —  Je- 
doch das  Weltburgerrecht  hat  noch  ein  anderes  Nebenin- 
teresse für  sich,  das,  welches  auf  dem  Zusammenhange 
dieses  Rechts  mit  dem  Naturzwecke  der  Staaten  *)  be- 
ruht Sollen  die  Staaten  in  der  That  und  Wahrheit  Er- 
ziehungsanstalten seyn ,  soll  es  in  der  Macht  eines  Volkes 
stehn ,  sich  dem  Ideale  einer  wahrhaft  menschlichen  Kultur 
und  Civilisation  zu  nähern ,  zu  diesem  Ende  eine  Bahn  zu 
betreten,  welche  so  weit  reicht,  als  die  Perfektibilität  un- 
serer Gattung,  soll  ein  Volk  im  Stande  seyn,  sich  von  Zeit  zu 
Zeit,  wenn  das  alte  veraltet  ist,  gleichsam  zu  verjungen, 
so  mufs  das  Recht  dieses  Volkes  den  Grundsätzen  des  Welt-» 


*)  B.  Buch  V.  Hpteft.  8. 


fcurgerreehts  huldigen.  Sonst  gleicht  eia  Volk  den  Berwah- 
»em  eines  Thaies,  welche,  —  »ach  dien  Seiten  hin  von 
hohen  Bergen  eingeschlossen,  mit  den  Bewohnern  des  fla- 
chen Landes  selten  oder  nie  im  Verkehre ,  aaf  einen  engen 
Kreis  von  Vorstellungen  nnd  Bedürfnissen  beschränkt,  da- 
her gleichsam  eine  Welt  für  sieh ,  —  immer  nnd  ewig  das 
bleiben ,  was  sie  ihrer  Nationalität  nnd  ihren  örtlichen  Ver- 
hältnissen nach  schon  vor  Jahrhunderten  waren.  Einem 
Volke ,  das  von  der  übrigen  Welt  gjekhsam  abgeschnitten 
ist,  fehlt  es  an  der  Möglichkeit,  sich  mit  andern  Völkern, 
seinen  Zustand  mit  dem  anderer  Völker  zu  vergleichen. 
Und  doch  setzt  alles  Erkennen  T  ein  jedes  geistige  Fort- 
sehreiten ein  Vergleichen  voraus  *).  Warum  hat  sieh  in 
China  seit  einer  lange  von  Jahrhunderten  wenig  oder  nichts 
verändert  ?  Giebt  es  nicht  in  den  Alpen  der  Schwein ,  also 
ganz  in  unserer  Nähe ,  einzelne  Gemeinden ,  welche ,  von 
der  übrigen  Welt  abgeschlossen,  die  Ueberreste  längst 
untergegangener  Nationen,  seit  Jahrhunderten  ja  vielleicht 
seit  Jahrtausenden,  von  dem  Wechsel  der  Zeiten  kaum 
berührt  worden  sind  ?  Wenn  die  Griechen  der  Voraeit,  naehv» 
dem  bei  ihnen  die  Zeit  der  kleinen  Freistaaten  vorüber  war, 
ihre  politische  Freiheit  in  einer  andern  Gestalt  su  retten 
oder  wiederherzustellen  nicht  vermochten,  wenn  bei  den 
Römern  auf  den  Freistaat  so  plötzlich  der  Kriegsbefehl  ei- 
nes Einzigen  folgte,  so  hatte  an  diesem  Schickale  noch 
der  antikosmo^olitische  Charakter  der  politischen  Ansich- 
ten und  der  positiven  Rechte  jener  Nationen  seinen  AntheiL 
Dafe  nnd  wie  politische  Freiheit  mit  dem  Königtftume  ge- 
paart werden  könne ,  war  ihnen  ein  Geheimnife.  Ein  be- 
sonderes Interesse  hat  das  Wettbürgerrecht  kraft  seines 
Verhältnisses  »um  Naturzwecke  der  Staaten  für  die  Völ- 
ker Germanischer  Abkunft.  Dem  kosmopolitischen  Chn- 


*)  Ohne  ein  Vergleichen  Ist  sogar  keine  Selbsterkenntnifs,  kein  Be- 
wnfstoejrn  der  eigenen  Indlvidualltfit  möglich.  Wie  das  Kind  erst 
spät  so  der  VorsteUnng:  Ich,  gelangt,  so  haben  auch  aar  ge- 
bildetere Volker  einen  Eigennamen. 


rakter  ihrer  Kolter  9111t  CivtUsatioa  verdankten  diele  Völ- 
ker vorzugsweise  das  Uebergewicht,  welches  sie  bisher 
aber  die  übrigen  Völker  der  Erde  behauptet  haben.  Schon 
in  den  frühesten  Zeiten  treten  in  dem  Charakter  der  Ger- 
manischen Nation  einzelne  Züge  l)  und  in  den  Germani- 
schen Volksrechten  Eigentümlichkeiten  *)  hervor,  welche 
auf  die  Fähigkeit  und  auf  den  Beruf  der  Nation  za  einer 
wahrhaft  menschlichen  Kultur  zu  gelangen,  hindeuten* 
Man  verfolge  dann  die  Geschichte  der  Germanischen  Völ- 
ker durch  die  einzelnen  Perioden.  In  keiner  Periode  Still- 
stand oder  Rdckschreiten,  in  einer  jedenKampf  und  Neuerun- 
gen. Sogar  rer jungt  hat  sich  die  Nation  von  Zeit  zu 
Zeit ,  —  namentlich  als  sie  sM  zum  Christenthume  be- 
kehrte ,  alt  die  Reformation  theils  unmittelbar  theils  mittel- 
bar den  Zustand  der  Europäischen  Menschheit  umgestal- 
tete, als  die  Französische  Revolution  eine  Masse  neuer  po- 
litischer Ansichten  in  Umlauf  setzte,  Aber  welche  man 
schon  jetzt  wenigstens  das  Urtheil  Allen  kann ,  dafe  sie 
durch  die  Allgemeinheit  und  Wichtigkeit  ihrer  Resultate 
eine  Verjüngung  der  Europäischen  Menschheit  zur  Folge 
haben  werden.  Alle  diese  Thatsachen  und  Veränderungen 
aberstanden  und  stehen  mit  dem  weltbürgerliehen  Charak- 
ter der  Denkart,  der  Gewohnheiten  und  Rechte  der  Ger- 
manischen Völker  in  dem  Verhältnis*  der  Wechselwirkung. 


1)  %k  B.  Liebe  »a  Abenthenera  ,  {kaum  möchte  eine  andere  Sprache 
ein  diesem  Worte  entsprechendes  Wort  enthalten,)  —  Achtang 
für  da«  weibliche  Geschlecht  >  —  Annahme  bewahrter  Institutio- 
nen des  Auslandes.  (Arminias  ahmte  die  Organisation  der  Bomi- 
misoftea  I|eere  nach}. 

2)  Z.  B.  Theilnahme  de«  Volkes  an  der  Staatsverwaltang,  —  ge- 
mischte Verfassungen,  —  der  Grundsats,  qnemlibet  lege  sua  tU 
▼ere. 


ZWEITES  HAUPTSTÜCK. 

Von*  der 

Freiheit  de*  Verkehre*  zwischen  dem  In-  und  dem  Auslände, 

oder 

von  dem  ersten  Grundsätze  des  Wellbürgerrechts. 

CS.  Hptst.  I.3 

In  der  Freiheit  des  Verkehres  zwischen  dem  In  -  und 
dem  Auslände  li$gt  erstens  dieFreiheit,  sich  ans  dem 
Inlande  in  das  Ausland  zu  begeben.  —  Vermöge 
dieser  Freiheit  oder  als  Weltbürger  ist  derffensch  berech- 
tiget, aus  seinem  bisherigen  Wohnlande  auszuwandern 
und  in  ein  anderes  Land  einzuwandern.  Es  ist  daher 
.schon  eine  Gesetzgebung  widerrechtlich,  welche  das 
Auswandern ,  wenn  sie  es  auch  nicht  schlechthin  verbietet, 
dennoch  durch  eine  von  dem  Auswanderer  zu  entrichtende 
Abgabe  ,  (durch  eine  gabella  emigrationis,J  erschwert. 
Sey  es  auch ,  dafs  durch  eine  Auswanderung  das  Kapital 
des  Volkes  eine 4  Verminderung  erleide,  die  Eigenschaft 
welche  der  Mensch  als  Bürger  eines  bestimmten  Staates 
hat,  ist  nur  eine  bedingte  Eigenschaft  d.  i.  die  Verbind- 
lichkeiten, welche  ihm  diese  Eigenschaft  auferlegt,  han- 
gen von  der  Bedingung  ab,  das  er  des  Schutzes  dieses 
Staates  genietet  und  geniefsen  will.  Zwar  erstreckt  sich 
das  Recht  zur  Auswanderung  nicht  so  weit,  dafs  von  dem- 
selben zum  Nachtheile  derer  Gebrauch  gemacht  werden 
könnte,  welche  einen  Rechtsanspruch  an  den  zur  Auswan- 
derung Entschlossenen  haben*).  Jedoch  erstrecktsich  diese 
Beschränkung  nicht  auf  die  allgemeinen  Verbindlichkei- 
ten ,  welche  den  Unterthanen,  als  solchen ,  obliegen,  z.  B. 


*)  Dieser  hat  also  t>.  B.  ehe  er  auswandert,  seinen  Gläubigern  ent- 
weder Zahlung  zu  leisten  oder  Bürgschaft  (de  judicio  sistt  and 
de  soluüone)  su  stellen.—  Dasselbe  gilt,  nach  Beschaffenheit  der 
Umstände,  auch  von  dem  Falle,  da  Einer  nur  eine  Reise  ins 
Ausland  unternehmen  will.  (Die  Englischen  Gerichte  erlassen  da- 
her nach  Befinden  a  Writ  ne  exeat  regno). 
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nicht  auf  die  Konskriptionspflichtigkeit *).  Eben  so  wi- 
derrechtlich ist  es  andererseits,  entweder  das  Einwandern 
schlechthin  zu  verbieten  oder  die  Erlaubniss  zum  Ein- 
wandern an  Bedingungen  zu  knöpfen ,  welche  sich  nicht 
durch  eine  besondere  Gefahr,  die  dasselbe  dem  Staate 
bringen  könnte,  rechtfertigen  lassen1).  -*-  Vermöge  der 
Freiheit,  sich  ins  Ausland  zu  begeben,  und  mithin  dem 
Weltburgerrechte  nach,  ist  ein  Jeder  berechtiget,  aus  sei- 
nem Wohnlande  ins  Ausland  oder  durch  ein  Land  in  das 
andere  zu  reisen  und  auf  diesen  Reisen  die  Land  -  und 
Wasser-Strassen  des  Auslandes  ganz  so,  wie  ein  Inifin- 
der *),  zu  benutzen,  auch  sich  im  Auslande,  nach  Gefallen 
längere  oder  kürzere  Zeit  aufzuhalten.  Wenn  sich  auch 
diese  Freiheit  dem  strengen  Rechte  nach  nicht  so  weit 
erstreckt,  dass  ein  Inländer,  unbeschadet  seines  Staats- 
Bürgerrechts  ,  in  die  Kriegs  -  oder  in  die  Civildienste  ei- 
nes auswärtigen  Staates  zu  treten  berechtigt  wäre,  so  ist 
es  doch  der  Billigkeit  und  einem  altdeutschen  Herkom- 
men gemäss,  ihr  diese  Ausdehnung  zu  geben,  übrigens 
mit  dem  Vorbehalte,  dass  der  Regierung  das  Recht  ver- 


1)  Wer  in  Kriegs-  oder  sonst  in  Diensten  des  Staates  steht,  hat  eine 
besondere  Verbindlichkeit  gegen  den  Staat  auf  sioh.  Auch  die 
Im  Texte  aufgestellte  Begel  ist  mit  dem  Vorbehalte  zu  verstehen, 
ne  frans  legi  nat. 

9)  Ueber  die  Falle,  in  welchen  sioh  Einschränkungen  dieser 
Art  rechtfertigen  lassen,  läset  sieh  nichts  im  AUgemeinea  fest- 
setzen. In  den  Vereinigten  Staaten  ist  die  Beschränkung  des 
Einwanderungsrechts  schon  oft  selbst  auf  dem  Kongresse  zur 
Sprache  gekommen.  Bisher  ohne  Erfolgt  Und  mit  Recht.  Bin 
stark  bevölkerter  Staat  hat  in  dieser  Beziehung  ein  anderes  In- 
teresse ,  als  ein  Staat  der  entgegengesetzten  Art.  In  den  V.  St. 
spricht  noch  überdies  das  Interesse  der  Verfassung  gegen  die 
Beschränkung  jenes  Rechts.  Wegen  der  Verschiedenheit  zwi- 
schen dem  Deutschen  und  dem  Englischen  Nationalcharakter 
wird  die  grosse  Zahl  derer,  welche  aus  Deutschland  einwandern, 
ven  vielen  Nordamerikanern  als  sehr  vortheilhaft  für  die  Erhal- 
tung der  Verfassung  betrachtet. 

8)  Also  z.  B.  gegen  Entrichtung  derselben  Abgaben.  Haben  die  In- 
länder keine  Weg-  (oder  Chaussee-) Gelder  zu  entrichten,  so  Ist 
diese  Freiheit  billig  auch  anf  die  Ansiander  auszudehnen. 

Zncknria 9  vom  Staate.     V.  16 


bleibt,  diejenigen  ihrer  Unterthanen,  welche  in  auswärti- 
gen Diensten  angestellt  sind ,  in  einem  jeden  Augenblick 
einzuberufen '}.  Umgekehrt  lisst  sich  zwar  die  (eine  zu 
gewöhnliche}  Beschränkung  jener  Freiheit,  —  dafs  sich 
der  Auslander  durch  einen  Paf  s  legitiiniren  mufs,  —  (nach 
den  Grundsätzen  des  Nothrecbtes)  vertheidigen.  Jedoch 
könnte  die  Verbindlichkeit  zu  dieser  Legitimation  viel- 
leicht ohne  Gefahr  auf  ausserordentliche  Zeiten  und  Um- 
stände beschränkt  werden,  wie  sie  auch  in  Europa  erst  in 
solchen  Zeiten  überhaupt  oder  allgemein  eingeschärft  wor- 
den ist  *).  —  Die  Freiheit,  sich  ins  Ausland  zn  begeben,  hat 
zugleich  ein  besonderes  konstitutionelles  Interesse 
für  sich.  Eine  Regierung,  welche  ihren  Unterthanen  diese 
Freiheit  verkümmert ,  verwandelt  ihr  Gebiet  in  demselben 
Verhältnisse  in  ein  grobes  Gefängnifs.  Ein  Verhafteter  aber, 
besonders  ein  unschuldig  Verhafteter,  kann  sich,  um  sei* 
ner  Haft  los  und  ledig  zu  werden,  gar  Manches  erlauben, 
was  einem  Andern  nicht  erlaubt  ist«  Wo  dagegen  das 
Auswandern  einem  Jeden  freisteht,  sind  Klagen  über  die 
Verfassung  oder  über  die  Regierung  allemal  weniger  ge- 
recht oder  weniger  zu  fürchten.  Patet  exitus!  Wer  z. 
B.  in  Europa  eine  Vorliebe  für  die  Demokratie  hat,  —  die 
Wahl  zwischen  dieser  Verfassung  und  der  Monarchie  ist 
in  einem  gewissen  Sinne  eine  Gesehmacksaehe,  —  braucht 
sich  dann  nur  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordame- 
rika niederzulassen.  In  der  That  haben  auch  in  unseren 
Tagen  die  vielen  Auswanderungen  nach   Amerika  viel- 


1)  »trüben,  Nebenstande*  111,  IS.  —  Wie  weift  man  in  dieser 
Beziehung  in  der  Strenge  gehen  könne,  lehrten  die  Dekrete  Napo- 
leon« v.  6.  April  1SOS  und  v.  26.  Juni  1811.  (VgL  m.  Handb.  des 
frans.  Civilreeht  g.  16t.)  Und  doch  sind  In  Frankreich  diese  Deerete 
noch  jetzt  in  Kraft. 

9)  Deutschland  verdankt  diese  schöne  Erfindung  den  Franzosen,  der 
französichen  Revolution.  Auf  diese  Veranlassung  hat  auch  Gross- 
britannien zuerst  einen  Alien- Akt  erhalten.  Aber  er  ist  sehr  mild, 
und  wird  noch  milder  vollsogen.  Pf  ist  er,  eine  namhafte  Ank~ 
torttat,  bemerkt  in  seinen  Kriniinalreehtsfallen ,  dass  die  fcrostea 
Spitzbuben  gewöhnlich  die  beston  Papiere  haben. 
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leicht  nicht  weniger  vorteilhafte  Folgen  für  das  Interesse 
der  Monarchie  als  für  das  der  Demokratie  in  Amerika« 

Der  in  Frage  stehende  Grundsatz  fordert  zweitem 
Freiheit  des  Waarenverkehrs  zwischen  dem  In- 
und  dem  Anstände,  Handelsfreiheit  unter  allen  Vol- 
kern der  Erde.  —  Mit  diesem  Grundsätze  steht  nicht  etwa 
blos  die  Politik  im  Widerspruche ,  welche  (wie  %.  B.  die 
Politik  der  Chinesischen  und  die  der  Japanischen  Regie- 
rung) das  Inland  dem  Handelsverkehre  mit  dem  Auslande 
gänzlich  verschliefst,  sondern  schon  die,  welche ,  um  den 
Erwerbsfleife  im  Inlande  zu  begünstigen,  die  Einfuhr  ge- 
wisser Waaren  entweder  schlechthin  verbietet  oder  doch 
mit  hohen  Zöllen  beiastet,  (welche  also  die  aemulatio  in 
eine  obtrectatio  verwandelt).  Eben  so  wenig  ist  mit  je-* 
item  Grundsatze  ein  Verbot  der  Waarendurchfuhr  oder 
auch  nur  eine  Belastung  der  Waarendurchfuhr  mit  Zollen 
vereinbar.  Wenn  auch  die  Waaren,  welche  aus  einem 
Lande  durch  ein  anderes  in  ein  drittes  geführt  werden, 
während  der  Durchfuhr  des  Staatsschutzes  in  diesem  Lande 
geniefsen,  so  folgt  doch  hieraus  keinesweges,  dass  sich 
Transitzölle  rechtfertigen  lieben.  Die  Land-  und  Was- 
serstrassen, welche  durch  ein  Land  fuhren,  sind  Gemein- 
gut der  Völker.  Wenn  auch  die  Völker  berechtiget  wa- 
ren, den  Erdboden  sich  einseitig  zuzueignen,  so  durften 
sie  doch  durch  diese  Verkeilung  nicht  die  Gemeinschaft 
oder  den  geselligen  Verkehr  unter  den  Menschen  aufheben 
oder  erschweren.  Ueberdies  unterstätzen  und  befördern 
die  Freiheit  des  persönlichen  und  die  des  Waarenverkehrs 
einander  gegenseitig.  Der  Wechselhandel  z.  B.,  eine  Ent- 
deckung des  Mittelalters,  welche  eine  kosmopolitische  ge- 
nannt werden  kann ,  hat  eben  so  wohl  die  Menschen  be- 
weglicher als  die  Waaren  käuflicher  gemacht. 

Zu  Folge  desselben  Grundsatzes  soll  es  endlich 
drittens  allen  Völkern  der  Erde  freistehen,  ei- 
nen geistigen  Verkehr  mit  einander  zu  unter- 
halten, von  einander  zu  lernen )  einander  die  Erzeug- 
nisse ihrer  Literatur  roitzntheilen ,  mit  einem  Worte,  an 
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dem  grossen  Werke  der  Kultur  und  Civilisation  gemein- 
schaftlich zu  arbeiten.  —  Wenn  auch  die  Menschheit  als 
ein  Ganzes  noch  fern  von  dem  Ziele  ist,  welches  sie  hier- 
nach zu  verfolgen  hat,  so  ist  doch  in  Europa  (auch  in  ei-» 
nem  Theile  des  von  Europäern  bevölkerten  Amerika'«) 
schon  viel  für  diese  Freiheit  des  geistigen  Verkehrs,  ge- 
schehen. Da  unterhalten  Zeitungen  und  Zeitschriften  einen 
ununterbrochenen  (Sedankentausch  unter  den  Völkern;  da 
verschmilzt  sich  eine  Europäische  Literatur  immer  mehr 
und  mehr,  so  dafs  es,  wie  einen  hohen  regierenden,  so  ei- 
nen hohen  literarischen  Europäischen  Adel  giebt ;  da 
es  Akademien  der  Wissenschaften,  welche  in  ihre 
eben  so  wohl  Fremde,  als  Inländer  aufnehmen ;  da  vereini- 
gen sich  in  mehreren  Ländern  die  Gelehrten  eines  gewis- 
sen Fachs  zu  Zusammenkünften ,  in  welchen  auch  Fremde 
eine  freundliche  Aufnahme  finden;  da  geniefsen  auch  in 
einem  Seekriege  die  Schiffe,  welche  die  eine  oder  die  an- 
dere kriegführende  Macht  auf  eine  Entdeckungsreise  aus- 
sendet, aller  Rechte  der  neutralen  Flagge« 


DRITTES    HAUPTSTUCK. 

'    Pon  dem  Rechte  der  Fremden, 

oder  * 

van  dem  zweiten  Grundsatze  des  Weltbürgerreeht*. 

(S.  Hptst.  I.) 

.  In  dem  zweiten  Grundsatze  des  Weltbürgerrechts  wird 
der  Grundsatz  der  rechtlichen  Gleichheit  aller  Menschen 
auf  das  Verhältniss  zwischen  In-  und  Ausländern,  un- 
beschadet jedoch  der  Verschiedenheit 'und  der  Unabhän- 
gigkeit der  Staaten  von  einander,  angewendet  In  der 
Regel  also  haben  Ausländer,  zu  Folge  dieses  Grund- 
satzes, in  einem  jeden  Staate  dieselben  Rechte  oder  sie 
können  doch  in  einem  jeden  Staate  dieselben  Rechte  er- 
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werben,  wie  die  Inländer.  Jedoch  ist  es  einer  jeden  ein- 
zelnen Regierung  verstattet,  Ausnahmen  von  jener  He- 
gel zum  Nachtheile  der  Fremden  za  machen,  wenn  und 
in  wie  fern  sich  diese  Aasnahmen  als  Mittel  rechtfertigen 
lassen,  welche  zur  Wahrung  der  Selbstständigkeit  des 
Staates  unumgänglich  nothwendig  sind. 

Der  vorliegende  Grandsatz  gilt  erstens  von  den 
Fremden,  welche  sich  nun  vorübergehend  im  Lande 
aufhalten.  Der  Staatsverein  ist  nicht  ein  anter  gewissen 
bestimmten  Individuen  abgeschlossener  Vertrag;  er  ist 
vielmehr  das  Nachbild  qiner  Idee,  welche  die  Rechte  der 
Menschen  überhaupt  anter  den«  Schatz  einer  öffentlichen 
Macht  zu  stellen  gebietet  —  Dagegen  kann  sich  nach 
Zeit  and  Umständen  eine  Gesetzgebung  rechtfertigen  las- 
sen, welche  diesen  Fremdlingen  sogar  gewisse  Vorrechte, 
—  einGastrecht,  —  z.  B.  einen  privilegirten  Gerichts- 
stand, verleiht  *).  Denn ,  wer  eines  besonderen  Schatzes 
bedarf,  soll  billig  auch  eines  besonderen  Schutzes  genie- 
fsen.  Nicht  selten  sind  in  der  Geschichte  die  Beispiele, 
dafs  bei  den  rohesten  Stämmen,  bei  Stämmen,  welche  den 
Fremdling  und'  den  Feind  wohl  selbst  mit  einem  und  dem- 
selben Worte  bezeichnen  *) ,  gleichwohl  die  Pflichten  der 
Gastfreundschaft  eine  eben  so  grofse  Ausdehnung  als  Hei- 
ligkeit haben.  Bei  Mehreren  dieser  Völkerschaften  beste* 
hen  zugleich,  für  die  Erwerbung  der  Rechte  eines  Gast» 
freundes ,  besondere  und  sonderbare  Gebräuche  •).  Er- 
scheinungen, die  nicht  so  schwer  zu  erklären  sind!  Ist 
nicht  der  Mensch  überhaupt  willig,  einen  Beistand  zu  M- 


1)  Vergl.  Mlttermaier,  Grundsätze  des  Deutschen  Privatrechts 
$.  98- 

S)  Wie  einst  die  Homer.  Adrersus  hos lern  aetertta auotoritas  esto I 
laute!  ein  Gesetz  der  XII.  Tafeln. 

$)  Z.  B.  bei  den  Beduinen  (s.  Burckhard's  Reisen)  j  auf  einigen  Inseln 
der  Sddsee.  —  An  diese  Gebrauche  reihen  sich  denn  wieder  an- 
dere, wenn  die  Völkerschaft  zu  einer  höheren  Bildungsstufe  fort- 
geschritten ist  S.  Tomasini  de  tesseris  hospltalitatts  über  sin- 
gnlaris.    In  J.  GronoYii  thesau.  Oraecar.  antiquit.  Vol.  1. 
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sten,  dessen  er  selbst  im  nächste«  Augenblicke  bedirfen 
kann?  Wird  nicht  ein  Gebrauch,  je  sonderbarer  er  ist, 
desto  getreulicher  beobachtet?  —  Auf  keinen  Fall  aber 
kann  der  Gast  ein  Recht  im  Lande  erwerben  oder  gel- 
tend machen,  welches  nach  den  Gesetzen  des  Landes  ein 
Unrecht  ist  Z.  B.  Ein  Sklav,  der  den  Boden  Grofsbritaa- 
niens  betritt,  ist  frei.  Ein  Ausländer  also,  der  nach  Grofs- 
britannien  kommt,  und  einen  Sklaven  bei  sieh  hat,  kann 
diesen,  wenn  er  ihm  entläuft,  nicht  verfolgen1}. 

Der  vorliegende  Grundsat»  gilt  vmeUcn*  von  denen, 
welche  in  ein  Land  eingewandert  sind,  also  ihren 
Wohnsite  in  ein  anderes  Land  bleibend  verlegt  haben. 
—  Diese  haben  sogar  dem  Weltbnrgerreehte  nach  einen 
wohlbegründeten  Ansprach  auf  dieselben  staatsbürger- 
lichen Rechte,  wie  die  Eingebornen.  So  wie  jedoch 
die  Erwerbung  oder  die  Ausübung  des  Staatsbärgerrechts 
überhaupt,  in  dem  Interesse  des  Staates,  von  gewissen  Be- 
dingungen abhängig  gemacht  werden  kann ,  so  gilt  das- 
selbe auch  von  der  Theilnahme  der  Einwanderer  an  die- 
sem Rechte.  Das  billigste  Gesetz  ist  das,  welches  Ein- 
gewanderte, erst  nachdem  sie  sich  eine  gewisse  Zeit  lang 
im  Lande  aufgehalten  haben,  zur  Ausübung  des  Staats- 
bürgerrechts zulisst  *) ,  das  unbilligste  das ,  welches  sie 
von  der  Erwerbung  des  Staatsbürgerrechts  schlechthin 
ausschliefst 

Endlich  dritten*:  Vermöge  desselben  Grundsatzes 
können  alle  die  Rechte,  welche  in  einem  Lande  dem  In- 
länder zustehen  —  das  Staatsbürgerrecht  jedoch  ausge- 
nommen •),  —  von  einem  Ausländer,  auch  ohne  dass 
sich  dieser  in  dem  Lande  aufzuhalten  oder  nie- 


1)  Et  sio  aaene  jndtcatam  «st. 

S)  SelM  die  Gesetze  der  Staaten  der  Union  schreiben  diese  Bedin- 
gung vor. 

3)  Nein  nemo  dnarum  oiritatum  civia  eate  polest.  (In  den  Deutsche« 
Staaten  kommen  bin  und  wieder  Ausnahmen  von  dieser  Engel  vor, 
—  Anomalien,  welche  au  schwer  a«  lesenden  Aufgaben  Veran- 
lassung geben.) 
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derzulABflefn  braucht  *),  erworben  und  ausgeübt  wer- 
den. Es  kann  also  z.  B.  ein  Grundstück  auch  einen  Aus- 
länder zum  Eigenthtmer  haben;  ein  Grundstück  kann  ei- 
nem Grundstücke  des  Nachbarlandes  dienstbar  seyn;  in 
Beziehung  auf  das  Erbrecht  ist  zwischen  In  -  und  Aus- 
ländern kein  Unterschied  zu  machen ;  ein  Ausländer  kann 
gegen  einen  Inländer  dieselben.  Vertragsrechte v  wie  ein 
Inländer,  z.  B.  durch  Briefe  oder  m  einem  dritten  Lande  •) 
erwerben*  Den  Inbegriff  der  Rechte,  welche  einem  Aus- 
linder zu  Folge  dieser  Regel  (der  dritten)  zustehen,  kann 
man  das  Fremdenrecht  oder  das  Recht  der  Frem- 
den nennen. 

Man  kann  in  seinen  Rechten  von  einem  andern  Lande 
aus  verletzt  werden,  ohne  dato  man  sich  in  diesem  Lande 
aufhält  oder  ein  Besitathum  in  demselben  hat,  ohne  dafs 
also  die  Widerrecht lichkeit  der  Handlung  schon  aus  dem 
Gastrechte  oder  aus  dem  Rechte  der  Fremden  abgeleitet 
werden  kann.  Es  kann  z.  B.  der  A  in  dem  Lande  B,  sei- 
nem Wohnlande .  eine  Schmähschrift  gegen  den  C ,  den 
Einwohner  eines  andern  Landes,  bekannt  machen,  —  oder 
es  kann  ein  Zweikampf  zwischen  A  und  B,  den  Einwoh- 
nern zweier  verschiedener  Linder,  in  welchem  A  fallt 
oder  verwundet  wird,  auf  der  Grenze  so  vollzogen  wor- 
den seyn,  dafs  A  in  dem  einen ,  B  in  dem  andern  Lande 
stand,  oder  es  kann  im  Inlande  der  Verlagsartikel  eines 
auswärtigen  Buchhändlers  nachgedruckt  werden  *).    Nun 


1)  So  unterscheidet  «ich  dieser  Fall  von  den  vorigen  beiden.  CJBs 
Ist  also  bei  dieser  —  dritten  —  Regel  unter  einem  Ausländer  je- 
derzeit der  su  verstehen,  der  tm  Auslände  nicht  nur  seinen 
Wohnsits,  sondern  auch  seinen  Aufenthalt  uns.) 

9)  S.  einen  hieher  gehörenden  Fall  in  den  Times.  Jahr  1889.  Monat 
November  Nr.  17,199. 

t)  Bin  merkwürdiger  Fafl>  In  wefeftem  eine  ahnllcb*  Frage  sur 
Sprache  kam,  wurde  im  Jahre  1840  von  den  fransöstoften  Ge- 
flöhten entschieden.  Der  Engländer  R  o  w  1  a  n  d  verfertigt  su  Lon- 
don ein  SofcdobeUsmittel,  Maeassar-Oel,  rar  welches  er  ein  Pa- 
ten« gelost  bat.  Kr  hat  einen  Kemstlsstonair  su  Paris.  Als  nun 
ein  anderer  Pariser  Kaufmann  dasselbe  Mittal  «eter  derselben 
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ist  zwar  auch  in  den  Fällen  dieser  Art  der  Staat  ver- 
pflichtet, die  Ausländer  unter  den  Sehnte  seiner  Gesetze 
zu  stellen*  Diese  Verbindlichkeit  aber  beruht  nicht  auf 
den  Grundsätzen  des  Weltburger* ,  sondern  auf  denen  des 
Völkerrechts.  Denn  der  Grund  dieser  Verbindlichkeit  ist 
nicht  der,  dass  der  Staat  auf  die  Erhaltung  oder  Wie- 
derherstellung der  von  der  Koexistenz  mehrerer  Staaten 
bedrohten  Einheit  der  menschlichen  Gesellschaft  Bedacht 
zu  nehmen  hat,  sondern  der,  dafs  der  Staat  seine  Unter- 
thanen  im  Verhältnisse  zu  dem  Auslande,  sie  mögen  in 
diesem  Verhältnisse  in  ihren  Rechten  verletzt  worden  seya 
oder  Rechte  verletzt  haben,  zu  vertreten  hat. 


VIERTES  HAÜPTSTÜCK. 

Van  -der 
Stellung  des  Weltbürgerrechts  zum  Völkerrechte. 

Eine  Verletzung  der  Vorschriften  des  Weltbürgerrecht* 
ist  nicht  etwa  zugleich  eine  völkerrechtswidrige 
Handlung *J.  Das  Volk  handelt  vielmehr  widerrechtlich, 
welches  ein  anderes  Volk  zur  Bekräftigung  oder  Befolgung 
der  Grundsätze  des  Weltburgerrechte  mit  den  Waffen 
anhält  Die  Selbstständigkeit  der  Völker  in  ihren  inneren 
Angelegenheiten  ist  der  oberste  Grundsatz  des  Völker- 
rechts. Wie  aber  in  einem  gegebenen  Staate  das  Ver- 
hältnifs  zwischen  dem  In  -  und  dem  Auslande  zu  bestim- 
men sey,  ist  eine  innere  Angelegenheit  dieses  Staates. 
Ist  nicht  von  Rechts  wegen  auch  der  einzelne  Mensch  der 
Herr  seines  Umgangs  mit  andern  Menschen? 


Etteuette  ohne  Auftrag  verkaufte,  belangte1  ihn  Rowland  auf  Scha- 
denersatz. Und  es  wurde  ihm  dieser  in  «wei  Instanzen  «er- 
kannt. 
*)  Daher  sollten  die  Lehren  des  Weltnirgerreehts  nicht,  wie  es 
dooh  von  den  meisten  SohiiftsteUern  geschieht,  dem  Volker« 
rechte  einverleibt  werde». 
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Es  giebt  jedoch  eine  Art  der  Feindseligkelten  (oder 
des  Krieges),  von  welcher  eine  Regierang,  unbeschadet 
der  Grundsätze  des  Völkerrechts,  ^Gebrauch  machen  kann, 
um  eine  andere  Regierung  zur  Bekräftigung  oder  zur 
Vollziehung  der,  Vorschriften  des  Weltburgerrechts  zu 
nithigen,  —  die  Retorsion,  eine  antikosmopolitische 
Handlungsweise,  welche  von  einer  Regierung  der  andern 
erwidert  wird1).  —  Dem  Völkerrechte  nach  ist  'die 
Retorsion  eine  schlechthin  erlaubte  Maasregel.  Denn 
nach  diesem  Rechte  ist  es  den  Regierungen  überhaupt 
anheimgestellt,  ob  sie  die  Vorschriften  des  Weltburger- 
rechts befolgen  oder  nicht  befolgen  wollen.  Aus  dem 
Standpunkte  des  Staatsrechtes  betrachtet  bedarf  dagegen 
die  Retorsion  für  eine  jede  ihrer  Maasregeln  eines  beson- 
dern Rechtfertigungsgrundes.  Denn  ein  Unrecht,  das  er- 
widert wird,  ist  deswegen  nicht  weniger  ein  Unrecht. 
Eine  Retorsion  fugt  oft  zu  dem  Verluste,  welches  man 
durch  das  Unrecht  erleidet,  einen  zweiten,  einen  gleich- 
artigen oder  einen  neuen,  hinzu  *).  Auf  keinen  Fall  darf 
sich  der  Richter  eine  Retorsion  erlauben,  zu  welcher 
ihn  nicht  die  Gesetze  ausdrücklich  ermächtigt  haben. 


FÜNFTES  HAÜPTSTÜCK. 

Von  dem 
antikosmopolitischen  Geiste  der  positiven  Gesetze. ■ 

Zur 
Philosophie  des  positiven  Rechts. 

Ein  positives  Recht,  welches  mit  den  Grundsätzen 
des  Weltbürgerrechts  vollkommen  übereinstimmt, möchte 


1)  Von  der  Betortion  kann  noch  in  einer  ander»  Beziehung  Ge- 
bräues gemacht  werden.    Von  dieser  in  dem  folgenden  Buche. 
0)  B.  B.  Kac*  dem  BecMe  einiger  Kantone   der   Schweiz  stehen 
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schwerlich,  sey  es  in  der  Vergangenheit  oder  1t  der 
Gegenwart,  nachweisen  lassen.  (Sind  nicht  aich  die 
Menschen  insgesammt  Egoisten?)  Nur  mehr  oder  we- 
niger sind  die  positiven  Rechte  eines  antikosmopoliti- 
schen Geistes.  Dfe  positiven  Gesetzgebungen,  welche 
das  Aeaberste  geleistet  haben,  was  eine  antikosmopoliti- 
sche Gesetzgebung  leisten  kann,  sind  vielleicht  die  Chi- 
nesische ,  die  Spartanische,  die  Mosaische.  Unter  diesen 
drei  Gesetzgebungen  mochte  wieder  der  Mosaischen  der 
Preis  des  Antikoemopolitismus  gebühren.  Ueber  die  ganie 
Erde  zerstreut,  nachdem  der  Judische  Staat  schon  vor  so 
vielen  Jahrhunderten  untergegangen  ist,  sind  dennoch  die 
Juden  überall  und  noch  jetzt  scharf  und  schroff  von  allen 
andern  Völkern  gesondert*).  Unter  den  Gesetzgebungen, 
welche  des  entgegengesetzten  Charakters  sind,  behauptet 
die  der  vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  eine  ehren- 
volle Stelle. 

Eine  Hauptursache  —  vielleicht  die  aHein  ursprüng- 
liche —  des  antikosmopolitischen  Geistes  der  positiven 
Rechte  ist  die  Verschiedenheit  der  Völker  ihrer  Natio- 


ia  einen  Gante  die  ausländischen  Gläubiger  den  inländischen  nick. 
Die  Betorsion  greift  den  Privatkredit  der  Inländer  an.  —  Wem 
eine  Regierung  retorquendo  die  Einfuhr  gewisser  Waaren  verbie- 
te! oder  mit  hohen  Zöllen  beinstet ,  so  bat  diese  Maasregel  so- 
gleich die  Folge  die  Einfuhr  der  Waaren  in  das  Land,  gegei 
welches  die  Maasregel  gerichtet  ist,  ku  vermindern.  Denn  aller 
Handel  ist  ein  Tausch. 

*)  jjMoeetj  qno  sibi  in  posterum  gestern  firmaret ,  novo»  ritns  esotra- 
riosque  caeteris  mortallbus  indldit.  Profana  illic  omnia,  quae  apri 
nos  sacra;  rorsum  concessa  apud  Mos,  quae  nobis  iacesta." 
Tadt.  hlstor.  V.  4.  (Wie  verschieden  beurtheilen  doch  einen  nri 
denselben  Gegenstand  auch  die  einsichtsvollsten  Männer,  je  nach- 
dem ihr  Standpunkt  dieser  oder  ein  anderer  ist.)  —  Di  Deutsch- 
land giebt  es  unter  den  Juden  eine  nicht  nu  verachtende  Parthci, 
welche,  um  das  Volk  sn  entnationaHsiren  (oder  für  das  Cbrisles- 
thum  vorzubereiten,)  den  Deismus  predigen,  gleich  als  wäre  die- 
ser die  Lehre  Mosls.  —  Auf  die  Ähnlichkeit ,  welche  ewischea 
der  Mosaischen  und  der  Lykurginohen  Oesolagennng  auch  ta 
Einzelnheiten  eintritt,  kann  hier  nur  geJegeadteh  aufmerksam  ge- 
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nalitftt  oder  Abstammung  nach.  ~-  Unter  Nationen 
oder  Stämmen  tritt  ein  ganz  ähnliches  Verhältnifs  ein,  wie 
unter  Familien.    Die  eine  Familie,  die  eine  Nation  will  es 
der  andern  zuvorthun,  die  eine  hält  sich  für  edler  oder  ed- 
lergebohren,  als  die  andere*),  das  Interesse  der  einen 
durchkreuzt  das  Interesse  der  andern.    So  entstehen  unter 
Nationen,  wie  unter  Familien,  erst  einzelne  Händel  und 
Reibungen.    An  diese  reihen  sieh  dann  mit  der  Zeit  erbli- 
ehe Vororthefle  und  Antipathien,  welche  eine  Nation  gegen 
die  andere  hegt.    Das  endliche  Resultat  ist  Nationalfeind- 
schaft.   Wie  kann  aber  bei  Völkern,  welche  als  Nationen 
einander  verfeindet  sind,  das  Weltburgerrecht  Eingang 
Anden?    Wenn  man  nun  annehmen  kann,  das  es  ursprüng- 
lich so  viele  Staatsvereine  und  Völkerschaften  als  Stämme 
und  Nationen  gab,  und  dafs  die  Ursachen ,  durch  welche 
Nationen  einander  entfremdet  werden ,  in  dem  Kindesalter 
der  Menschheit  besonders  wirksam  waren,  so  darf  man  be- 
haupten, dato  alle  positive  Rechte  ursprünglich  nationale 
oder  antikosmopolitische    Rechte   waren,    und  dafs   das 
Weltbärgerrecht  überall,  wo  es  zu  Ansehn  gelangt,  seinen 
Sieg  über  jene  Rechte  nur  der  Kultur  and  Civilisation  ver- 
dankte.   Hit  einem  Worte ,  ein  Volk  mufs  schon  in  einem 
gewissen  Grade  entnatiohalisirt  seyn,  wenn  es  den  Grund- 
sätzen des  Weltbürgerrechts  gelingen  soll,  sich  bei  ihm 
geltend  zu  machen.  —  Das  ist  nicht  so  zu  deuten,  als  ob 
Kosmopolitismus  und  Patriotismus  unvereinbar  mit  einan- 
der wären.    Der  Mensch  steht  zu  seinen  Mitmenschen  in 
einer  Menge  praktischer  Verhältnisse,  die  ihn  in  engeren 
und  weiteren  Kreisen  stufenweise  umgeben.    Wenn  auch 
in  Kollisionsfllllen  die  besonderen  Pflichten  den  allgemei- 
nen vorgehen,  so  liegt  doch  in  der  Erfüllung  jener  zugleich 
beste  Vorbereitung  zur  Erfüllung  dieser.    Wer  in  sei- 


*)  Sehr  oft  kommt  !d  der  Geschichte  der  Fall  vor ,  dass,  wenn  eine 
Nation  ans  mehreren  Stimmen  besteht ,  der  eine  Stemm  sich  für 
den  edelsten  MUt  oder  für  den  edelsten  gehalten  wird.  S.  s,  0. 
flneJt  Genann.  c.  SO. 


nem  Hause  ein  Despot  ist,  wird,  zur  Gewalt  gelangt,  den- 
selben Charakter  offenbaren,  sollte  er  auch  bis  dahin  die 
Rechte  des  Volks  noch  so  eifrig  vertheidiget  haben. 

Der  antikosmopolitische  Geist,  welcher  in  dem  positi- 
ven Rechte  eines  Volkes  lebt,  kann  ferner  auf  dem  In- 
teresse der  Staatsverfassung  oder   (was  in   den 
meisten  Fällen  dasselbe  ist)  auf  dem  Interesse  der  öf- 
fentlichen Macht  beruhn.  —  Eine  geistliche  Herr- 
schaft z.  B.  würde  ihren  Vortheil  gänzlich  verkennen,  wenn 
sie  es  ihren  Unterthanen  freistellen  wollte ,  mit  den  Un- 
gläubigen oder  mit  den  Irrgläubigen  nach  Gefallen  zu  ver- 
kehren.   Die  Hierarchie  der  katholischen  Kirche  hat  daher 
weislich,  besonders  seit  den  Zeiten  der  Reformation,  auf 
Mittel  bedacht  genommen,  die  Gläubigen  von  der  Gefahr  zu 
bewahren,  welche  ihnen  der  geistige  Verkehr  mit  den 
Akatholiken  bringen  könnte.    Auch  eine  jede  andere  v  a- 
t  er  liehe  Herrschaft  hat  eine  ähnliche  Politik  zu  befolgen. 
Auf  die  Unmündigkeit  des  Volkes  sich  gründend ,  hat  sie, 
diese  Politik  verschmähend,  zu  befürchten,  dafs  der  Ver- 
kehr mit  dem  Auslande  Ansichten  und  Wunsche  oder  Be- 
dürfnisse im  Volke  verbreiten  werde,  welche  mit  der  Zeit 
die  Grundlagen  der  Verfassung  erschüttern  könnten.     In 
Europa  freilich  läfst  sich  diese  Politik  leichter  empfehlen 
als  durchführen.    Darum  nagt  an  den  in  Europa  bestehen- 
den väterlichen  Einherrschaften  insgeheim.ein  Wurm,  wel- 
cher diese  Verfassungen,  je  langsamer,  desto  sicherer  un- 
tergräbt 

Zu  den  Ursachen,  aus  welchen  der  antikosmopolitische 
Geist  der  meisten  positiven  Rechte  abzuleiten  ist ,  gehört 
auch  der  Erwerbsneid.  — Besonders  diese  Ursache  hat 
die  Rechte  der  Germanischen  Völker  den  Grundsätzen  des 
-  Weltbürgerrechts  entfremdet.  Zuerst  gelängte  eine  auf 
Erwerbsneid  gegründete  Politik  in  d$n  Städten  der  Ger- 
manischen Staaten  zur  Herrschaft.  Das  war  eine  unmit- 
telbare Folge  von  dem  Ansehep  und  Einflüsse  der  Zünfte 
und  Innungen  in  diesen  Städten.  Denn  Zünfte  und  Innun- 
gen gehen  überall  darauf  aus,  die  Zat)l  der  Mitwerber 
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möglichst  zu  beschränken,  ihr  Monopolimn  namentlich  ge- 
gen Auswärtige  aufrecht  zu  erhalten.  Dieselbe  Politik 
ahmten  in  der  Folge  die '  Regierungen  im  Grofsen ,  zum 
Schutze  des  inländischen  Erwerbsfleibes  gegen  den  des 
Auslandes,  nach.  —  Derselben  Ursache  ist  es  beizumes- 
sen, dafs  kleine  Staaten  den  Grundsätzen  des  Weltbfir- 
gerrechtft  so  häufig  untreu  werden.  Ob  sie  wohl ,  je  be- 
schränkter ihre  Mittel  sind,  desto  mehr  geneigt  seyn  soll- 
ten, Fremde  zum  Einwandern  zu  veranlassen  und  so  die 
Talente  oder  Kapitalien  des  Auslandes  für  das  Inland  zu 
gewinnen,  so  sind  doch  in  diesen  Staaten  der  Gelegenhei- 
ten, wie  man  sein  Fortkommen,  z.  B.  im  Staatsdienste,  fin- 
den kann,  vergleichungsweise  so  wenige,  dafs  von  densel- 
ben gewöhnlich  die  gerade  entgegengesetze  Politik  be- 
folgt wird.  Hierzu  kommt ,  dafs,  je  enger  ein  Verein  in 
Beziehung  auf  die  Zahl  seiner  Mitglieder  ist,  desto  mehr 
in  ihm  ein  Geist  der  Ausschliefsang  herrscht. 

Endlich  ist  den  in  Frage  stehfenden  Ursachen  auch  die 
Verschiedenheit  der  Religionen  —  oder,  richti- 
ger, die  Verschiedenheit  der  Glaubensmeinungen,  — 
beizuzählen.  Diese  Ursache  durfte  sogar  unter  allen  üb- 
rigen diejenige  seyn,  welche  der  Bekehrung  aller  Völ- 
ker .  der  Erde  zu  den  Grundsätzen  des  Weltbärgerrechts 
die  unubersteiglichsteft  und  bleibendsten  Hindernisse  in 
den  Weg  legt.  Denn  difrldee,  welche  dem  Weltbürger- 
rechte  zum  Grunde  liegt,  steht  mit  den  erhabensten  Wahr- 
heiten der  Religion  in  einem  so  genauen  Zusammenhange, 
dafs  das  Weltbürgerrecht  nur  bei  den  Völkern,  welche  an 
diese  Wahrheiten  glauben,  zu  der  ihm  gebührenden  Herr- 
schaft gelangen  kann. 

Allein  es  giebt  Religionen,  welche,  (wie  z.  B.  die  der 
Indianer  in  Nordamerika,)  noch  so  unausgebildet  sind,  dafs 
sie  mehr  in  der  Ahndung  übersinnlicher  Wesen  als  in  be- 
stimmten Glaubenslehren  bestehen.  —  Es  giebt  andere, 
welche,  wenn  auch  ausgebildeter  und  wenn  auch  duldsam, . 
dennoch  die  Idee  der  Einheit  der  menschlichen  Gesellschaft 
oder  die  der   rechtlichen  Gleichheit  aller  Menschen  auf 
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keine  Weise  uBtemtüteen.  In  diese  Klasse  gehören  die 
polytheistischen  Religionen,  deren  Gottheiten  nicht  Mos 
Nationalgottheiten ,  (Sehutzgottheiten  einer  bestimmten 
Nation}  sind«  —  Die  Religionen,  welche  ihren  Bekennen 
die  Pflicht  auferlegen,  entweder  einen  einzigen  Gott  als 
ihren  Nationalgott  oder  aneh  mehrere  Götter  in  dersel- 
ben Eigenschaft  im  verehren,  sktd  sogar  eine»  dem  Welt- 
burgerrechte feindseligen  Geistes.  Die  Mosaische  Gottes- 
lehre J)>  die  Gotteslehre  der  Hellenen  und  die  (wenigstem 
die  älteste")  der  Römer  s.  B.  waren  dieses  Geistes.  - 
Endlich  die  monotheistischen  Religionen  scheinen  zwar  ih- 
rem Wesen  nach  von  der  Beschaffenheit  zu  seyn,  dafssie 
ihre  Bekenner  fjir  das  Weltbürgerrecht  stimmen  müssen. 
Denn  der  Monotheismus  ist  die  Lehre  von  einem  einigen 
Gotte,  dem  Schöpfer  Himmels  und  der  Erde,  dem  Herrn 
aller  Menschen  und  Völker.  Gleichwohl  entsprechen  nicht 
alle  positive  Religionen  dieser  Klasse  der  Erwartung,  wel- 
che man  von  ihrem  kosmopolitischen  Geiste  hegen  sollte. 

Die  drei  monotheistischen  Religionen ,  welche  Jama- 
len die  meisten  Bekenner  zählen,  sind  die  Bramalehre,  das 
Christentbnm,  die  Lehre  Mohammeds  oder  der  Islam1),  to- 
ter diesen  drei  Religionen  kommt  nnr  dem  Chris ten- 
thume  die  Eigenschaft  einer  weltbirgertichen  oder  kos- 
mopolitischen Religion  zu.  (Wie  wunderbar,  dafe  d* 
Christentbum  zuerst  einem  Volke  gepredigt  wurde,  dessen 
Gesetze  und  Meinungen  im  höchsten  Grade  antikosmopo- 


1)  Wie  hat  man  doch  verkennen  ktinnen,  dafs  der  Jehova  des  Vol- 
ke« Israel,  ond  der  Gott  der  Christen  nicht  dasselbe  Wesen,  - 
jener  ein  Nationalgott,  dieser  der  Qott  aller  Menschen, - 
aejrl 

S)  Ich  habe  diese  drei  Religionen  in  chronologischer  Ordonsg 
angeführt  In  Beziehung  auf  die  Zahl  ihrer  Bekenner  folgen  sie 
auf  einander  In  absteigender  Linie  »o:  Bramalehre,  Islam,  CM- 
atentbttro.  —  Zur  Bramalehre  reebne  ich  auch  den  Baddhwns* 
Freilich  herrschen  über  das  Verhältnis  «wischen  beiden  ■<** 
mehrere  Dunkelheiten.  Uehrigens  ist  in  dieser  Religion  die  Lehre 
von  einem  einzigen  Gölte  am  meisten  durch  eine  Mythologie  ent- 
stellt. 
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litiech  waren  1}  Denn  nv  dem  Christenthume  liegt  die 
Idee  des  höchsten  Wesens  zum  Grunde,  dafs  Gott  der  Va- 
ter aller  Menschen  sey.  Nor  das  Christenthum  stellt 
alle  Menschen  ihre  Pflichten,  Ansprächen  and  Hoffnungen 
nach  einander  gleich.  Nur  das  Christenthum  ist  weder  auf 
eine  bestimmte  Nationalität,  noch  auf  eine  bestimmte  Oert- 
lichkeit  berechnet.  Nor  die  Moral  des  Christenthumes  also 
enthält  die  Lehren,  welche  die  Aufgabe  und  die  Grundlage 
des  Weltbürgerrechts  sind. 

Schon  wegen  des  Zusammenhangs  also,  in  welchem 
das  Weltbürgerrecht  mit  einer  Weltreügion  steht,  darf 
es,  mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  positiven 
Religionen,  nicht  befremden,  wenn  die  positiven  Rechte, 
welche  den  Grundsätzen  des  Weltburgerrechts  huldigen, 
nur  zu  den  Seltenheiten  gehören.  Man  kann  sogar  be- 
haupten, dafs  die  Idee  eines  Weltbürgerrechts  das  aus- 
schliefsliche,  Eigen thum  derjenigen  Völker  sey,  welche 
sich  zum  Christenthume  bekennen,  —  dafs  die  Europäi- 
schen Völker  den  weltbürgerlichen  Charakter  ihrer  Kul- 
tur und  Civilisation,  und  den  ihrer  positiven  Rechte,  dem 
Christenthume,  wenn  aoeh  nicht  allein,  doch  vorzugsweise 
verdanken. 

Auf  eine  eigentümliche  Weise  offenbart  sich  der  welt- 
bürgerliche Geist  des  Christentums ,  —  die  Eigenschaft 
der  christlichen  Religion,  in  der  sie  eine  Weltreligion, 
d.  i.  eine  Religion  ist,  welche  zum  Heile  der  gesammten 
Menschheit  verkündet,  der  Glaube  aller  Menschen  seyn 
kann  und  soll,  —  in  der  römisch-katholischen  Kirche. 
Diese  Kirche  leitet  aus  jener  Eigenschaft  des  Christen- 
thumes d  i  e  Folgerung  ab ,  dafs  ein  christlicher  Staat, 
ein  Staat  ^Gottes,  ein  Weltstaat  die  gesummte  Mensch- 
heit -umfassen ,  sich  über  die  gesammte  Erde  erstrecken 
solle.  Sie  selbst  i  s  t  dieser  Staat.  —  Entspräche  die  rö- 
misch-katholische Kirche  auch  in  der  Erfahrung  der  Idee 
eines  WeMstaates  vollkommen,  —  reichte  also  ihr  Gebiet 
so  weit,  als  die  bewohnbare  Erde,  und  begriffe  die  Ge- 
walt der  Kirche  nicht  nur  die  geistliche,  sondern  auch  die 


»56 

weltliche  Gewalt  in  sieh,  bestanden  mithin  nicht  innerhalb 
ihres  Gebietes  wieder  mehrere  weltliche  Staaten ,  so  wor- 
den für  die  Gesetzgebung  dieser  Kirche  die  Aufgaben, 
welche  das  Welt bürgerrecht,  so  wie  dieses  Recht  oben 
dargestellt  worden  ist,  zu  lösen  hat,  überall  nicht  beson- 
dere und  selbstständige  Aufgaben  seyn.    Das  Recht  der 
katholischen  Kirche  wurde  unter  jeden  Voraussetzungen 
schon  seinem  Wesen  nach  einen  weltbürgerlichen  Charak- 
ter haben,  wenn  auch  npit  den  Einschränkungen,  welche 
sich  aus  der  Natur  einer  geistlichen  Herrschaft  ergeben. 
—  Jedoch  in  der  Erfahrung  stellt  sich  die  Sache  anders. 
Da  bestehen  aufserhalb  und  innerhalb  des   Gebiets  der 
Kirche  noch  andere  Staaten :  —  aufserhalb  des  Gebiets 
der  Kirche  die  Staaten  der  ungläubigen  und  der  irrgläu- 
bigen Völker,  in  dem  Gebiete  der  Kirche  die  weltlichen 
Staaten«    Da  steht  also,  die  römisch  -katholiche  Kirche  in 
einem  doppelten  Verhältnisse ,  in  welchem  von  dem  kos- 
mopolitischen oder  antikosmopolitischen  Geiste  ihrer  Ge- 
setze die  Frage  seyn  kann.  —  In  dem  ersteren  Verhalt- 
nisse hat  das  Recht  dieser  Kirche  f  wie  schon  oben  er- 
wihrit  worden  ist)  im  Ganzen  einen  antikosmopolitischen 
Charakter.    Wie  könnte  es  anders  seyn,  da  die  Kirche 
noch  eine  andere  und  höhere.  Wurde  kennt,  als  die ,  wel- 
che der  Mensch  als  Mensch  hat?  da  sie,  auf  Weltherr- 
schaft Anspruch  machend,  in  denen,  welche  die  Gültig- 
keit dieses  Anspruchs  nicht  anerkennen,  nur  Feinde  er- 
blicken kann  ?  —  In  dem  letzteren  Verhaltnisse  aber  war  die 
römisch-katholische  Kirche  von  jeher  der  Pflichten  einge- 
denk, welche  ihr  der  kosmopolitische  Geist  des  Christen- 
thums  auferlegte.    Durch  die  Erfüllung  dieser  Pflichten  er- 
warb sie  sich  besonders  im  Mittelalter  grofse  Verdienste 
um  die  Europäische  Menschheit    Die  Reisenden  schätzte 
das  Pilgergewand ;  die  kirchlichen  Wohlthitigkeitsanst&l- 
ten  standen  auch  den  Fremdlingen  offen  5  durch  die  Uni* 
versitäten  und  durch  die  Klöster  veranlafste  und  pflegte 
die  Kirche  einen  literarischen  Verkehr  unter  allen  Völkern 


der  katholischen  Christenheit1);  und  eben  so  gewährte 
sie  dem  Handel  mannigfaltige  Gelegenheiten  und  Aufmun- 
terungen *). 

Man  kann  den  Inhalt  des  vorliegenden  Hauptstäcks 
kurz  so  zusammenfassen :  Das  Weltbärgerrecht  hat  diesel- 
ben Feinde,  wie  der  Grundsatz  der  rechtlichen  Gleichheit 
überhaupt. 


1)  Die  Gelehrtenwelt  yerdankte  auch  die  Einheit  ihrer  Sprache  der 
Kirche.  Diese  Sprache,  die  lateinische,  war  die  amtliche  Sprache 
der  Kirche.  s 

9)  Die  kirchlichen  Feste,  der  Ablafc  (indnlgentfiae),  der  am  gewissen 
Orten  an  bestimmton  Tagen  an  erlangen  war,  gaben  Veranlassung 
zur  Entstehung  der  Messen,  der  Dulle.    (Von  indulgere.) 


Zachart  ü,  vom  Staate,     V. 
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IHIE1SSIGSTJES   BUCH. 

Das  Slaalenrechl. 


BBSiTES  HAUPTSTÜCK. 

Begründung   des  StaatenrecfUs*). 

Dem  WeHttürgerrechte  liegt  die  Idee  eines  Welt- 
staates, eines  die  gesammte  Menschheit  umfassenden  Staa- 
tes zum  Grande;  das  Staatenrecht  hat  die  Idee  eines  Völ- 
le er  Staates  zu  seiner  Grundlage. 

Der  Grundsatz  des  Weltbürgerrechts  lautete  so: 
Wenn  auch  die  menschliche  Gesellschaft  in  mehrere  Staats- 
vereine gespalten  ist ,  so  soll  doch  eine  jede  einzelne  Re- 
gierung das  Verhältnifs  zwischen  den  In  -  und  den  Aus- 
ländern so  bestimmen,  als  ob  ein  Staat  die  gesammte 
Menschheit  in  sich  begriffe,  oder  als  ob  alle  Menschen 
Burger  eines  und  desselben  Staates  wären.  Mit  andern 
Worten,  es  soll  eine  jede  einzelne  Regierung,  so  weit  es 
in  ihrer  Macht  steht,  die  Idee  eines  Weltstaates  in  Bezie- 
hung auf  die  Rechte  der  Menschen,  diese  als  Einzelne  und 
als  Weltbürger  betrachtet,  darstellen. 

Dagegen  lautet  der  Grundsatz  des  Staatenrechtes  so: 
Wenn  auch  in  der  Erfahrung  mehrere  von  ein- 
ander unabhängige  Staaten  nehen  einander 
existiren,  so  soll  doch  eine  jede  einzelne  Re- 
gierung ihre  Hoheitsrechte  so  ausüben,  wie  sie 
dieselben,  wenn  alle  Staaten  der  Erde  einen 
einzigen  Völkerstaat  bildeten,  in  Beziehung 
auf  die  Hoheitsrechte  der  übrigen  Staaten  aus- 


*)  Vergl.  obco  Band  1.  S.  129. 
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zuüben  verpflichtet  seyn  würde,  damit  das  Ver- 
hältnifs  anter  mehreren  Staaten  der  Idee  eines  alle  Staa- 
ten der  Erde  umfassenden  Staates  wenigstens  annähe- 
rungsweise entspreche.  (Unter  Hoheitsrechten  sind  im 
Staatenrechte  nicht  alle  und  jede  Rechte  der  Staatsgewalt 
oder  der  Machtvollkommenheit,  sondern  nur  diejenigen 
zu  verstehn,  welche  der  Regierung,  als  solcher,  d.  L  über 
ihr  Gebiet  und  über  ihre  Unterthanen  zustehn.  Das  Recht  des 
Krieges  und  des  Friedens  ist  daher  im  Staatenrechte  unter 
den  Hoheitsrechten  nicht  begriffen.) 

Beide,  das  Weltbürgerrecht  und  das  Staatenrecht,  sind 
Theile  des  Staatsrechts,  d.i.  beide  Rechte  handeln)  nur  von 
Schranken,  welche  eine  Regierung  sich  selbst  —  nach 
dem  einen  oder  nach  dem  andern  jener  Rechte  —  zu  setzen 
hat.  Weder  das  eine  noch  das  andere  ermächtiget  ein 
Volk ,  gegen  ein  anderes  Volk ,  welches  die  Vorschriften 
des  Weltbürgerrechts  oder  die  des  Staatenrechts  verletzt 
hat,  die  Waffen  zu  ergreifen.  Sondern  nur  die  Verfassung 
eines  jeden  einzelnen  Staates  kann  die  Heilighaltung  die- 
ser Rechte  verbürgen.  Sowohl  das  eine  als  das  andere 
Recht  also  ist  eine  besondere ,  eine  von  dem  Völkerrechte 
verschiedene  Wissenschaft *).  Sie  würden  die  Eigenschaft 
besonderer  Wissenschaften  selbst  dann  behalten,  wenn 
man  sie  mit  Rücksicht  auf  das  Recht  eines  Völkerstaates 
bearbeitete.  Obwohl  alsdann  Bestandteile  dieses  Staats- 
recht würden  sie  doch  noch  immer  besondere  Aufgaben 
und  diese  nach  besonderen  Grundsätzen  zu  beantworten 
haben. 

Das  Staatenrecht  *}  läfst  daher  den  Grundsatz  des  Völ- 
kerrechts, d.  i.  des  auf  das  Verhältnifs  unter  Völkern  ange- 
wendete Naturrechts,  —  dafs  das  Gebiet  eines  Staates  für 


1)  Wm  gleichwohl  oft  übersehen  worden  ist.  S.  die  Schriften,  wel- 
che von  Struve  (über  das  positive  Reehtsgesetx  in  seiner  Be- 
ziehung auf  raumliche  Verhältnisse)  S.  5.  angeführt  hat 

8)  Dasselbe  gilt  auch  von  dem  Wcltbürgerrechte;  was  jedoch  hier 
weiter  nicht  in  Betracht  kommt. 


»UKISMGSTJES  BUCH. 

Das  Slaatenrecht. 


ERSTES  HAÜPTSTÜCK. 

Begründung   des  Staatenrecht**). 

H)em  Weltifiirgerrechte  liegt  die  Idee  eines  Welt- 
staates, eines  die  gesammte  Menschheit  umfassenden  Staa- 
tes zum  Grande;  das  Staatenrecht  hat  die  Idee  eines  Völ- 
le er  Staates  zu  seiner  Grundlage. 

Der  Grundsatz  des  Weltbargerrechts  lautete  so: 
Wenn  auch  die  menschlich*  Gesellschaft  in  mehrere  Staats- 
vereine gespalten  ist ,  so  soll  doch  eine  jede  einzelne  Re- 
gierung das  Yerhältnifs  zwischen  den  In  -  und  den  Aus- 
ländern so  bestimmen,  als  ob  ein  Staat  die  gesammte 
Menschheit  in  sich  begriffe,  oder  als  ob  alle  Menschen 
Burger  eines  und  desselben  Staates  wären.  Mit  andern 
Worten,  es  soll  eine  jede  einzelne  Regierung,  so  weit  es 
in  ihrer  Macht  steht,  die  Idee  eines  Weltstaates  in  Bezie- 
hung auf  die  Rechte  der  Menschen,  diese  als  Einzelne  and 
als  Weltbürger  betrachtet,  darstellen. 

Dagegen  lautet  der  Grundsatz  des  Staatenrechtes  so: 
Wenn  auch  in  der  Erfahrung  mehrere  von  ein- 
ander unabhängige  Staaten  nehen  einander 
existiren,  so  soll  doch  eine  jede  einzelne  Re- 
gierung ihre  Hoheitsrechte  so  ausüben,  wie  sie 
dieselben,  wenn  alle  Staaten  der  Erde  einen 
einzigen  Völkerstaat  bildeten,  in  Beziehung 
auf  die  Hoheitsrechte  der  übrigen  Staaten  aus- 


*)  Vergl.  oben  Band  1.  S.  189. 
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zuüben  verpflichtet  seyn  würde,  damit  das  Ver- 
hältnis anter  mehreren  Staaten  der  Idee  eines  alle  Staa- 
ten der  Erde  umfassenden  Staates  wenigstens  annähe- 
rungsweise entspreche.  (Unter  Hoheitsrechten  sind  im 
Staatenrechte  nicht  alle  und  jede  Rechte  der  Staatsgewalt 
oder  der  Machtvollkommenheit,  sondern  nur  diejenigen 
zu  verstehn,  welche  der  Regierung,  als  solcher,  d.  i.  über 
ihr  Gebiet  und  über  ihre  Unterthanen  zustehn.  Das  Recht  des 
Krieges  und  des  Friedens  ist  daher  im  Staatenrechte  unter 
den  Hoheitsrechten  nicht  begriffen.) 

Beide,  das  Weltbürgerrecht  und  das  Staatenrecht,  sind 
Theile  des  Staatsrechts,  d.  i.  beide  Rechte  handeln]  nur  von 
Schranken,  welche  eine  Regierung  sich  selbst  —  nach 
dem  einen  oder  nach  dem  andern  jener  Rechte  —  zu  setzen 
hat.  Weder  das  eine  noch  das  andere  ermächtiget  ein 
Volk ,  gegen  ein  anderes  Volk ,  welches  die  Vorschriften 
des  Weltbürgerrechts  oder  die  des  Staatenrechts  verletzt 
hat,  die  Waffen  zu  ergreifen.  Sondern  nur  die  Verfassung 
eines  jeden  einzelnen  Staates  kann  die  Heilighaltung  die- 
ser Rechte  verbürgen.  Sowohl  das  eine  als  das  andere 
Recht  also  ist  eine  besondere ,  eine  von  dem  Völkerrechte 
verschiedene  Wissenschaft  *).  Sie  würden  die  Eigenschaft 
besonderer  Wissenschaften  selbst  dann  behalten,  wenn 
man  sie  mit  Rücksicht  auf  das  Recht  eines  Völkerstaates 
bearbeitete.  Obwohl  alsdann  Bestandteile  dieses  Staats- 
recht würden  sie  doch  noch  immer  besondere  Aufgaben 
and  diese  nach  besonderen  Grundsätzen  zu  beantworten 
haben. 

Das  Staatenrecht1)  läfst  daher  den  Grundsatz  des  Völ- 
kerrechts, d.  i.  des  auf  das  Verhältnifs  unter  Völkern  ange- 
wendete Naturrechts,  —  dafs  das  Gebiet  eines  Staates  für 


1)  Wm  gleichwohl  oft  übersehen  worden  Ist.  S.  die  Schriften,  wel- 
che von  Struve  (ober  das  positive  Rechtsgesetx  in  seiner  Be- 
ziehung auf  raumliche  Verhältnisse)  S.  5.  angeführt  hat 

9)  Dasselbe  gilt  auch  von  dem  Wcltbürgerrechte;  was  jedoch  hier 
weiter  nicht  In  Betracht  kommt. 
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alle  andere  Völker  ein  Heiligthum  seyn  solle,  dafs  eine 
Regierung  innerhalb  ihres  Gebiets  von  einer  jeden  andern 
Regierung  schlechthin  unabhängig  sey,  —  in  seiner  gan- 
zen Kraft  bestehen.  Das  Staatenrecht  ertheilt  nicht  etwa 
einem  Volke  gegen  das  andere  neue  Rechte,  d.  i.  nicht 
etwa  Rechte,  welche  dem  einen  Volke  ge^en  das  andere 
nicht  schon  dem  Völkerrechte  nach  zuständen.  Angenom- 
men, z.  B.  dafs  dem  Staatenrechte  nach  die  Regierangen, 
eine  jede  in  ihrem  Gebiete,  auch  im  Aaslande  gesprochene 
Urtheile  in  Vollziehung  zu  setzen  haben ,  so  handelt  doch 
deshalb  eine  Regierung  nicht  völkerrechtswidrig,  welche 
in  ihrem  Gebiete,  also  auf  ihrem  Grund  und  Boden,  solchen 
Urtheilen  die  Vollziehbarkeit  gänzlich  versagt.  (Qui  jure 
suo  utitur,  nemini  injuriam  facit).  Umgekehrt  kann  das 
Staatenrecht  die  Regierungen  nicht  zu  einer  Handlungs- 
weise ermächtigen,  welche  mit  den  Grundsätzen  des  Völ- 
kerrechts im  Widerspruche  stehn  würde.  Denn  da  ein 
Volk  im  Verhältnis  zu  andern  Völkern  gleich  als  ein  ein- 
zelner Mensch  zu  betrachten  ist,  so  kann  es  sich  nicht  zur 
Verteidigung  einer  völkerrechtswidrigen  Handlung  auf 
die  Grundsätze  berufen,  welche  es  bei  der  Leitung  seiner 
inneren  Angelegenheiten  zu  befolgen  hat.  Angenommen 
z.  B. ,  dafs ,  wenn  sich  ein  Verbrecher  aus  seinem  Wohn- 
lande in  ein  anderes  Land  gefluchtet  hat,  das  Staatenrecht 
die  auswärtige  Regierung  zur  Auslieferung  des  Gefluch- 
teten verbinde,  so  kann  doch  diese  Verbindlichkeit  nicht 
auf  politische  Verbrechen  ausgedehnt  werden.  Denn 
in  der  Auslieferung  eines  Verbrechers  dieser  Art  wurde 
eine  völkerrechtswidrige  Intervention  in  den  inneren  An- 
gelegenheiten des  Staates,  in  welchem  das  Verbrechen 
verübt  worden  ist,  liegen. 

Hieraus  folgt  zugleich:  Wenn  in  irgend  einem  Falle 
das,  was  in  dem  einen  Staate  Rechtens  ist,  kraft  der  Vor- 
schriften des  Staatenrechts  in  einem  andern  Staate  in  Voll- 
Ziehung  zu  setzen  ist,  so  steht  gleichwohl  alles  das,  was 
die  Vollziehung  für  sichj  z.  B.  die  Bedingungen  und 
die  Art  derselben  betrifft,  lediglich  und  allein  unter  dem 
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Rechte  desjenigen  Staates,  von  welchem  die  Vollziehung 
ins  Werk  zu  setzen  ist.  In  so  fern  ist  und  bleibt  dieser 
Staat  dnenoch  schlechthin  selbstständig.  —  Beispiele: 
Sollte  auch  für  die  Entscheidung  einer  gewissen  bürger- 
lichen Rechtssache  ein  auswärtiges  Recht  maasgebend 
seyn,  das  gerichtliche  Verfahren  in  der  Sache  steht 
dennoch  lediglich  and  allein  anter  den  Gesetzen  desjeni- 
gen Staates,  vor  dessen  Gerichten  die  Sache  anhängig 
ist.  Der  Klage  eines  Ausländers  wird  die  Einrede  der 
Verjährung*)  entgegengesetzt.  Die  Zulässigkeit  dieser 
Einrede,  (z.  B.  die  Frage ,  ob  die  zur  Verjährung  erfor- 
derliche Zeit  abgelaufen  sey,)  ist  schlechthin  nach  dem 
Rechte  des  Gerichtsstandes  zu  beurtheilen.  —  Ein  Wech- 
sel ,  welchen  ein  Londner  Haus  auf  ein  Pariser  Haas  ge- 
zogen hat,  wird  von  dem  Trassaten  nicht  acceptirt  und 
daher  von  dem  Präsentanten  protestirt.  Sowohl  nach  dem 
Französischen  als  nach  dem  Englischen  Rechte  mufs  die 
Protestation  in  einer  gesetzlich  bestimmten  Frist  nach  der 
Verweigerung  der  Acceptation  geschehn.  Kürzer  ist  diese 
Frist  nach  dem  Französischen,  länger  nach  dem  Engli- 
schen Rechte.  Der  Präsentant  wird  berechtigt  seyn,  sei- 
nen Rückgriff  gegen  das  Londner  Haus  zu  nehmen,  wenn 
er  auch  nur  die  längere  Frist  des  Englischen  Rechts  nicht 
versäumt  hat.  —  In  einen)  Lande  soll  ein  im  Auslande 
gesprochenes  Urtheil  in  Vollziehung  gesetzt  werden.  Bei 
der  Vollziehung  ist  die  Executionsordnung  jenes  Landes 
in  Anwendung  zu  bringen. 

In  dem  oben  aufgestellten  Grundsatze  des  Staatenrechts 
liegen  wieder  drei  Sätze,  ein  Verbot  und  zwei  Gebot. 

Ersten*:  Ein  jeder  einzelne  Staat  hat  durch 
die  Ausübung  seiner  Hoheitsrechte  nicht  die 
Hoheitsrechte  zu  beeinträchtigen,  welche  ei- 
nem andern  Staate  über  dasselbe  Individuum 
oder  über  denselben  Gegenstand  zustehn  oder 


*)  Mao  übersehe  nichl,  dafs  hier  nur  Ton  der  Verjährung  (practcrip- 
tio)  and  nicht  von  der  Krsitr.ung  die  Bede  tcy. 
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zugestanden  haben  können;  mit  andern  Worten 
(denn  Hoheit  und  Untertänigkeit  sind  Wechselbegriffe; 
wer  jene  beschränkt,  beschränkt  auch  diese  und  umge- 
kehrt), wenn  ein  and  dasselbe  Individuum  etc. 
mehreren  Staaten  zugleich  unterthänig  ist 
oder  nacheinander  unterthänig  war,  so  ist  die 
eine  Unterthänigkeit  mit  der  andern,  so  wie 
es  die  Beschaffenheit  der  verschiedenen  Ar- 
ten der  Unterthänigkeit  oder  beziehungswei- 
se die  unter  ihnen  eingetretene  Reihenfolge 
fordert,  in  Uebereinstimmung  zu  setzen.  —  Fer- 
ner ist,  wie  die  Hoheit  ein  wesentlich  unbedingtes  Recht, 
so  die  Unterthänigkeit  eine  wesentlich  unbedingte  Pflicht. 
In  der  Erfahrung  jedoch  können  sich  die  Verhältnisse  so 
stellen,  dafs  ein  und  dasselbe  Individuum  gegen  mehrere 
Staaten  zugleich  Unterthanenpflichten  auf  sich  hat  Denn 
es  ist  die  Unterthänigkeit  entweder  eine  persönliche 
oder  eine  dingliche  Unterthänigkeit.  (JSubjectio  est 
vel  personalis  vel  realis.")  Die  erstere  ist  eine  Unter- 
thänigkeit, in  welcher  das  Individuum  für  seine  Person 
zu  einem  bestimmten  Staate  steht;  und  zwar  entweder 
weil  dieses  Individum  seinen  Wohnsitz  oder  weil  es 
seinen  Aufenthalt  in  dem  Gebiete  dieses  Staates  hat 
(Subditi  perpetui,  Unterthanen  schlechthin  oder 
Unterthanen  in  der  engeren  Bedeutung,  —  subditi  tea- 
porarii,  vorübergehende  Unterthanen,  beziehungsweise 
Fremde  oder  Fremdlinge.)  Die  letztere  oder  die 
dingliche  Unterthänigkeit  entsteht  so,  dafs  in  einem  Lande 
ein  Ausländer  bewegliche  oder  unbewegliche  Sachen 
besitzt  oder  Schuldner  hat*).  Es  kann  also  geschehn, 
dafs  ein  und  dasselbe  Individuum  —  in  verschiedenen  Be- 


*)  Die  liier  angedeutete  Terminologie  —  Untertanen  Gn  der  enge- 
ren Bedeutung),  Fremde  oder  Fremdlinge ,  Ausländer,  —  werde 
ich  in  der  Folge  beibehalten.  —  Uebrigens  kann  auch  ein  und  das- 
selbe Individuum  aus  mehreren  Ursachen  zugleich  einem  und  den- 
selben Staate  unterthänig  seyn.  Jedoch  bedarf  dieser  Fall,  «» 
zusammengesetzter,  nicht  einer  besonderen  Erörterung. 
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Ziehungen  —  mehreren  Statten  zugleich  ünterthftnig  tot, 
z,  B,  in  dem  einen  StaatengeMete  sähe*  Wühttsifft,  in  ei*, 
nem  andern  seinen  Aufenthalt  bat  Der  vorliegende  Grandt- 
satz  bezieht  «ich  anf  die  sJtmmtliehen  Fäll*  dieser  Art.  — 
Derselbe  Grundsatz  bereift  auch  den  Faft  unter  sichy  da 
ein  Unterthan  sein  bisheriges  Wohntond  mü  einen  Andern 
vertauscht,  also  ans  der  Herrschaft  des  Recht* ,  unter 
welchem  er  bisher  stand,  heraus  und  unter  die  Üfrrrsehaft 
eines  andern  Rechts  tritt.  Auch  in  dieses*  Falle  steht  d*s 
Verhältnis  in  Frage,  in  welchem  die  Reehte  vemehiede- 
ner  Staaten,  das  Recht  des  bisherigen  und  das  des  netten 
Wahnlandes,  sin  einander  stehst. 

Zweiten*:  Die  Regierungen  sind  einander 
nötigenfalls  aar  Bat fe  Rechten*  verpachtet,  mtt 
andern  Worten,  eine  Regierung  hat  ihre  Uftter- 
thanen  nötigenfalls  zur  Erfällung  der  Ver- 
bindlichkeiten anzuhalten,  welche  denselben, 
weilnndin  wie  fern  sie  zugleich  Unterthanen 
einer  andern  Regierung  sind,  obliegen.  ~*  Denn 
da  in  der  Erfahrung  die  Fälle  häufig  genug  vorkommen, 
dato  eine  Regierung  den  Pflichten,  welche  sie  gegen  ihr 
Volk  auf  sich  hat,  nicht  ohne  den  Beistand  einer  andern 
Regierung  Gentige  leisten  kann,  so  dürfen  Staaten ,  wel- 
che in  der  Erfahrung  neben  einander  bestehn ,  die  Hölfe 
Rechtens  nicht  versagen,  wenn  das  Verhäftnife  nnter  ih- 
nen der  Idee  eines  Völkerstaates,  —  dem  Grundsatz  des 
Staatenrechts,  —  wenigstens  annäherungsweise  entspre- 
chen solL  Darf  in  einem  einfachen  Staate  ein  Theil  dem 
Ganzen  eine  Behörde  der  andern  den  verfassungsmäßigen 
Beistand  verweigern? 

Endlich,  dritten*:  Was  eine  Regierung  beur- 
kundet (T>ezeugtJ  hat,  ist  auch  für  alle  andere 
Regierungen  und  in  allen  andern  Staaten  Ge- 
wi f  s  h  e  i  t  #J.  —  Das  ZeugnHb,  welches  von  einer  Staate- 


*)  Di«  Regel  durfte  selbst  auf  den  FaH  anwendbar  seyn,  da  eine 
Begtemgeia*  gewtoee  Thataache  trieb*  ex  certa  tctentla,  son- 
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behörde  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Kompetenz  und  in 
der  gesetzlichen  Form  abgelegt  wird,  (oder  eine  öffent- 
liche Urkunde,}  verdient  dem  Staatsrechte  nach  vol- 
len Glauben ,  (probat  rem  ipsam).  Denn  es  ist  ein  ö  f- 
fentliches,  d.  i.  ein  im  Namen  des  Gesetzes  oder  kraft 
der  Machtvollkommenheit  des  Staatsherrschers  abgelegtes 
Zeugnifs,  und  nicht  eine  Mose  Privatmeinnng.  Ge- 
bührte einem  solchen  Zeugnisse  nicht  voller  Glaube,  so 
würde  es  in  der  Staatenwelt  überall  nicht  eine  juridische 
Gewifsheit  für  irgend  eine  Thatsache  geben.  Und  gleich- 
wohl beruht  z.  B.  die  Rechtskraft  eines  Urtheiles  auf  der 
Voraussetzung',  dafs  sowohl  die  Thatsache,  auf  welche 
sich  die  richterliche  Entscheidung  bezieht  ,  als  das  Recht, 
nach  welchem  der  Fall  entschieden  worden  ist,  absolut 
gewifis  sey.  —  Dieselbe  Beweiskraft  aber  ist  einem  selchen 
Zeugnisse  auch  dem  Staatenrechte  nach  oder  auch  in 
allen  andern  Staaten  beizulegen.  Denn  das  Staatenrecht 
erhebt  nur  das ,  was  in  einem  einzelnen  Staate  Rechtens 
ist  oder  Rechtens  seyn  soll,  zu  dem  gemeinen  Rechte  der 
Staaten« 

Die  weitere  Erläuterung  der  vorstehenden  drei  Rechts- 
regeln bleibt  den  folgenden  drei  Hauptstucken  vorbehalten. 

Wenn  auch  die  Lehren,  welche  zusammen  das  Staa- 
tenrecht bilden,  einzeln  schon  vielfältig  bearbeitet  wor- 
den sind,  z.  B.  und  vorzugsweise  die  Lehre  von  der  Kol- 
lision unter  den  Gesetzen  verschiedener  Staaten*),  so 


dem  ex  praesumtlone  facti  für  gewiss  erklärt  hat.  SB.  B.  Nach 
dem  Hechte  des  Fürsteuthums  A  sollen  diejenigen  Verschollenen, 
welche  aus  dem  und  dem  Feld  sage  nicht  nach  5  Jahren  xurück- 
gekehrt  sind,  für  todt  erachtet  werden.  Ubique  pro  mortuis  ha- 
bendi tase  videntur. 
*)  Ueber  die  Geschichte  dieser  Lehre  s.  eine  Abb.  ron  mir:  Ueber 
die  Regel:  Locus  regit  actum.  In  der  Zeitschrift:  Themis,  Zeit- 
schrift für  praktische  Rechtswissenschaft.  Herausg.  von  Rivers, 
Bd.  D.  (Gott.  1829.)  S.  95  ff.  und  v.  Struve,  über  das  positive 
RechtsgesetK  in  seiner  Besieh  nng  auf  raumliche  Verhältnisse. 
Karlsr.  1884.  S.  45.  —  Die  Hauptrolle  in  der  Geschichte  dieser 
Lehre  spielt  die  Eintheilung  der  Gesetce  oder  Statute  in  statuta 
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hat  man  doch  bisher  nicht  eben  so  auch  die  Vereinigung 
aller  dieser  Lehren  zu  einem  wissenschaftlichen  Ganzen. 
Selbst  an  einem  Eigennamen  fehlte  es  bisher  dieser  Wis- 
senschaft. (^Und  doch  ist  es  für  das  Gedeihen  einer  Wis- 
senschaft nichts  weniger  als  gleichgültig,  ob  sie  einen 
Namen  und  welchen  sie  habe*).  Denn  Kleider  machen 
Leute  I  Ich  habe  den  Namen:  Staaten  recht,  gewählt, 
weil  er  mir  den  Gegenstand  dieser  Wissenschaft  am  besten 
zu  entsprechen  schien.)  —  Das  hatte  unter  anderem  den 
Nachtheil  zur  Folge,  dafs  man  in  der  Lehre  von  dem 
Konflikte  unter  den  Gesetzen  Fragen  zusammenstellte, 
welche  doch  nach  ganz  verschiedenen  Principien  zu  be- 
antworten sind.  Man  verwechselte  z.  B.  die  Frage  von 
der  Auslegung  einer  Rechtshandlung  mit  der  von  dem 
Konflikte,  unter  den  Gesetzen,  diese  als  Entscheidnngsnor- 
men  für  eine  Rechtsfrage  betrachtet    (Ein  Beispiel: 


personalla,  realia,  mixta.  (AUein  kann  man  wohl  in  einer  Lehre 
▼on  einer  Einteilung  ausgehen ,  ohne  ein  allgemeingültiges  Prin- 
dp  —  den  Eintheilungsgrund  —  vorausgeschickt  zu  haben?)  Un- 
ter den  älteren  Schriftstellern  über  diese  Lehre  Ist  die  vorzüg- 
lichste J.  N.  Her  lins  de  collisione  legum.  (In  ej.  Opusc.  T.  I.) 
—  Neuere  und  neueste  Schriftsteller:  Story  on  the  conflict  of 
laws.  Edinburgh  1835.  ,  (Nachdruck  des  Werkes  eines  Rechts- 
gelehrten in  den  Vereinigten  Staaten.)  Robertson,  a  treatise 
on  the  law  of  personal  succession,  in  the  different  parts  of  the 
realm;  and  on  the  cases  regarding  foreign  and  international  suc- 
cession which  have  been  deefded  in  the  British  Courts.  Lond. 
1835.  Bürge,  commentaries  on  colonial  and  foreign  laws  ge- 
nerally  and  in  their  conflict  with  each  other  and  with  the  law 
of  England.  Lond.  1888.  IV.  Vol.  N.  Rocco,  del  u«o  ed  au- 
torita  delle  leggi  delle  duo  Sicilie,  considerate  nelle  relazioni  con 
le  persone  e  coJ  territorio  degll  stranleri.  Napoli  1838.  (Vergl. 
die  Zeitschrift  für  Rechtswiss.  und  Gesetzgebung  des  Auslandes. 
Bd. XI.  S.  267.)  Claus,  le  temps  et  l'espace  dans  leur  rapport 
aveo  les  sciences  morales  et  politiques.  Trad.  de  l'AUcmand. 
Par.  1840.  (Bas  Deutsche  Original  ist  nicht  in  den  Buchhandel 
gekommen.)  v.  Wächter,  Abb.  über  die  Kollision  der  Gesetze. 
In  dem  drillst.  MagaKfne.  Bd.  XXIV.  Heft.  2.  v.  Struve*. 
oben.  —  Wer  Lust  hat  sr.u  polemlsiron ,  kann  sie  durch  die  Be- 
arbeitung dieser  Lehre  büfsen. 

*)  Wie  b.  B.  die  Ctoschichte  des  Naturrechts  beurkundet. 


Regierung)  beschränkt  ist,  sondern  ober  den  Unter- 
t  han,  ([mit  Vorbehalt  der  weiter  unten  anzufahrenden  Aus- 
nahmen,) auch  jenseits  der  Grenzen  ihres  (geogra- 
phischen) Gebietes,  —  mithin,  wo  sich  auch  der 
Unterthan  aufhalte,  und  wo  er  auch  Geld  und 
Gut  besitze,  —  ganz  so,  wie  im  Inlande,  zu  ge- 
bieten berechtiget  ist,  dafs  also  der,  welcher  in  ei- 
nem Lande  seinen  Wohnsitz  hat,  dem  Rechte  dieses  Lan- 
des überall  und  in  einer  jeden  Beziehung  unterworfen  ist 
und  bleibt  (Subditus  —  per  domicilium  —  ubique  subdi- 
tus. Wie  es  eine  Regel  des  Staatsrechts  des  Deutschen 
Reiches  war:  Immediatus  ubique  immediatus!)  —  Denn, 
so  wie  der  ursprungliche  Rechtsgrund  der  Hoheit  (oder 
Untertänigkeit)  nicht  der  ist,  dafs  der  Staat  ein  (geo- 
graphisches) Gebiet  hat,  so  wie  also  die  Hoheit  und  die 
Untertänigkeit  nicht  aus  der  Rechtsregel  abgeleitet  wer- 
den kann :  Quicquid  est  in  territorio  est  de  territorio,  eben 
so  kann  die  Hoheit  und  die  Unterth&nigkeit  ihre  Kraft  nnd 
Gültigkeit  nicht  dadurch  verlieren,  dafs  sich  der  eine  oder 
der  andere  Unterthan  im  Auslande  aufhält ,  oder  zu  einer 
auswärtigen  Regierung  in  einem  Verhältnisse  dinglicher 
Untertänigkeit  steht*).  Allerdings  ist  der  Satz  in  einem 
gewissen  Sinne  richtig :  Die  Gesetze  eines  Staats  gelten  nicht 
aufserhalb  seines  Gebietes.  (Leges  non  valent  extra  ter- 
ritorium.)  Aber  nur  in  dem  Sinne,  dafs  der  Staat  seine 
Gesetze  nur  innerhalb  seines  Gebietes  zu  vollziehen 
berechtiget  ist;  und  nicht  in  dem  Sinne,  dafs  die  Gesetze 
eines  Staates  für  seine  Unterthanen  (das  Wort  Unterta- 
nen immer  in  der  engeren  Bedeutung  genommen,)  nur 
innerhalb  der  Grenzen  seines  Gebietes  verbindende 
Kraft  haben. 

Aus  diesen  Vordersätzen  folgt:  1)  Niemand  kann 
der  Unterthan,  (der  subditus  perpetuus,)  zweier  oder  meh- 
rerer Staaten  zugleich  seyn.  (Nemo  duarum  civitatum 
civis  esse  potest)    Das  in  seiner  Art  Absolute  duldet 


*)  Vgl.  Bd.  i.  s.  ss  ir. 


J 


deinem  Wesen  nach  nicht  ein  Zweites  neben  sich.  — 
Daher  gehört  in  das  Gebiet  des  Staatenrechts  nicht  der 
—  in  der  Erfahrung  zuweilen  eintretende  —  Fall,  dafs 
ein  und  dasselbe  Individuum  der  Bürger  zweier  oder 
mehrerer  Staaten  ist  Ein  solches  Individuum  vereiniget 
dann  in  sich  mehrere  Persönlichkeiten.  Da  diese  Eigen- 
schaften mit  einander  wesentlich  unvereinbar  sind,  so  kann 
die  Frage  nicht  davon  seyn,  wie  man  die  eine  Eigen- 
schaft durch  die  andere  zu  beschränken  habe,  sondern 
nur  davon,  wenn  das  Individuum  in  der  einen  und  wenn 
es  in  der  andern  Eigenschaft  zu  betrachten  sey*). 

23  Wenn  auch  der  Unterthan  eines  Staates  zugleich 
zu  einem  andern  Staate  in  dem  Verhältnisse  einer  vor- 
übergehend -  persönlichen  oder  in  dem  einer  dinglichen 
Unterthänigkeit  stehen  kann,  so  ist  und  bleibt  doch,  wenn 
der  eine  oder  der  andere  Fall  eintritt ,  die  bleibend  -  per- 
sönliche Unterthänigkeit  oder  die  Unterthänigkeit  in  der  e. 
B.  die  Regel,  nach  welcher  der  Unterthan  in  dem  einen 
oder  in  dem  andern  Verhältnisse  zu  beurtheilen  ist.  Die 
Rechte,  welche  dem  Unterthan  eines  Staates  in  einem  andern 
Staate  als  einem  Fremden,  als  einem  Ausländer  zustehn, 
die  Verbindlichkeiten,  welche  ihm  unter  derselben  Vor- 
aussetzung in  einem  andern  Staate  obliegen,  sind  nur 
Ausnahmen  von  der  Regel  oder  Beschränkungen 
der  Regel.  Diese  Ausnahmen  und  Beschränkungen  kön- 
nen nur  den  Einflufs  auf  die  Regel  haben,  der  sich  durch 
dee  Grund  der  vorübergehend -persönlichen  oder  durch 
den  der  dinglichen  Unterthänigkeit  rechtfertigen  läfet. 
Wo  dieser  Grund  wegfällt,  bleibt  es  bei  der  Regel.  — 
Der  Grundsatz  also,  von  welchem  das  Staatenrecht  bei 
der  Aufgabe  des  vorliegenden  Hauptstucks  überhaupt  aus- 
zugehn  hat,  ist  der,  dafs  ein  Unterthan  überall 


*)  Der  In  Frage  stehende  Fall  kommt  in  Deutochland  nicht  selten 
vor.  Kr  Ist  allemal  eine  mater  rixarum,  e.  B.  wenn  es  sich  vom 
einer  zu  treffenden  oder  getroffenen  Verfügung  auf  den  TodealnU 

handelt. 
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und  in  einer  jeden  Beziehung  dem  Rechte  sei- 
nes Wohnlandes  unterworfen  sey  und  bleibe, 
—  oder  In  der  Sprache  des  altdeutschen  Hechts,  quem- 
übet  sua  lege  vivere*).  Die  unmittelbare  Aufgabe 
des  vorliegenden  Hauptstuckes  aber  ist  die,  die  Aus- 
wbmen  und  Einschrtekungen  nachzuweisen  und  zu  be- 
gründen ^  welche  sieb  aus  den  oben  angeführten  Thatsa- 
jcben  ergeben. 

II.    Von  der   Untertänigkeit  der   Fremden 

und  von  dem  Verhältnisse  dieser  Unter- 

thinigkeit  zu  der  Untertänigkeit 

in  der  engeren  Bedeutung. 

Zu  Folge  des  Grundsatzes,  quemlibet  sua  lege  vi- 
vere, steht  der  Fremde  fortdauernd  unter  den  Gesetzen 
(und  mithin  unter  den. Gerichten}  seines  Wohnlandes.  Er 
kann  daher  fc.  JB.  in  allen  bürgerlichen  Rechtssachen,  nach 
wie  vor,  bei  dem  Gerichte  seines  Wohnsitzes ,  ja  nur  bei 
diesem  Gerichte  belangt  werden.  Dagegen  verstöfst  ge- 
gen die  Vorschriften  des  Staatearechts  ein  Gesetz ,  wel- 
che» in  bürgerlichen  Rechtssachen  das  Gericht  des  Auf- 
enthaltes des  Fremden  dem  Gerichte  des  Wohnsitzes  des 
Fremden  gänzlich  gleichstellt 

Jener  Grundsatz  leidet  jedoch ,  in  seiner  Anwendung 
auf  Fremde,  folgende  Ausnahmen : 

1)  In  dem  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit 
können  auch  Fremde  den  Gesetzen  und  Gerichten  des 
Staates,  in  dessen  Gebiete  sie  sich  aufhalten,  unterworfen 
werden.  Denn  in  dem  Gastrechte  liegt  nicht  ein  Freibrief 
für  die  Fremden,  die  Rechte  des  Staates,  welcher  sie  auf- 
genommen hat,  oder  die  seiner  Untarthaaen  zu  verletze». 
Auch  entzieht  das  Staatanrecht  den  Regierungen  nicht 
das  Kriegsrecht,  welches  sie  gegen  ihre  Feinde  haben.  — 
Daher  ist  es  z.  R.  allgemein  Rechtens,  dafe  die  Strafge- 


im 


*)  Wenigstens  ist  diese  Regel  des  Altdeutschen  Rechts  dem  Grund- 
sätze des  vorliegenden  Ilauptetäckes  nahe  verwandt. 
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setze  eines  Staates  eben  sowohl  auf  Fremde,  ab  auf  Ein- 
geberne,  angewendet  werden  *).  Gleichwohl  tritt  bei  der 
Ausübung  der  Strafgewalt  zwischen  Fremden  und  Unter- 
thanen  ein  Unterschied  ein.  Seine  Unterthanen  darf  (und 
soll)  der  Staat  auch  wegen  den  Vergehungen,  welche  sie 
im  Auslande  verübt  haben,  zur  Verantwortung  ziehn; 
Fremde  aber  sind  ihm  nur  wegen  der  von  ihnen  in  sei- 
wm  Gebiete  begangenen  Vergehungen  verantwortlich* 
Denn  weiter  erstreckt  sich  der  Grund  nicht,  vermöge  des- 
sen der  Staat  auch  Fremde  zu  bestrafen  berechtiget  ist 
Wenn  hiernach  dieselbe  That  »ach  den  Gesetzen  zweier 
Staaten,  zugleich  nach  den  Gesetzen  des  Wohnsitzes  und 
nach  denen  des  Aufenthaltsortes,  strafbar  seyn  kann,  so 
folgt  daraus  nur  so  viel,  dafs  beiden  Staaten  in  den  Fällen 
dieser  Art  eine  konkur reute  Gerichtsbarkeit  zustehe. 

2)  Auch  Fremde  können  angehalten  werden,  zu  den 
Staatslasten  einen  Beitrag  zu  leisten.  Jedoch  ist  bei  die- 
ser Belastung  nicht  zu  übersehen,  theils,  dafs  die  Fremden 
dem  Staate,  in  dessen  Gebiete  sie  sich  aufhalten,  denn  doch 
weniger,  als  die  Eingebornen  verdanken ,  theils ,  dafs  das 
Weltbürgerrecht  für  eine  mildere  Behandlung  der  Frem*» 
den  spricht.  (Jeberhaupt  aber  können  dem  Staatenrechte 
nach  nicht  Dienste,  weder  Kriegs-  noch  andere  Dienste, 
den  Fremden  auferlegt  werden*  Denn  für  ihre  Person  sind 
die  Fremden  nicht  Unterthanen. 

$)  Wenn  und  in  wie  fern  ein  Fremder  in  dem  Lande, 
wo  er  sieh  aufhält,  Geld  und  Gut  besitzt,  ist  er  der  Regie- 
rung dieses  Landes  in  allen  den  Fällen  unterthan,  in 
welchen  er  aus  diesem  Grunde  in  das  Verhältnifs  einer 
dinglichen  Untertänigkeit  tritt.  £S.  die  Abtheilung  III. 
dieses  Hauptstücks. ) 

Endlich  4)  giebt  es  auch  Fälle,  in  welchen  sich  der 
Staat,   wenn  er  auf  Fremde  seine  Gerichtsbarkeit, 


*)  Aach  die  Obligation«*  ex  delicto  *  peregrino  conunlsso  stehen  un- 
ter den  Gesetzen  und  Ctorichten  des  Landes,  wo  das  Versehen 
verübt  worden  ist. 
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bald  auf  eine  ihm  von  der  Regierung  des  Wohnlandes 
stillschweigend  ertheilte  Vollmacht,  bald  anf  eine  proro- 
gatio fori  tacita  berufen  kann !  —  Zu  den  Fällen  dieser 
Art  gehören  Sachen,  welche  keinen  Verzug  (leiden.  Wenn 
es  z.  B.  zwischen  Eheleuten  oder  zwischen  einem  Vater 
und  seinem  Kinde  zu  gefährlichen  Irrungen  kommt, {so  ist 
den  Partheien,  auch  wenn  sie  Fremde  sind,  die  Hälfe  Rech- 
tens nicht  vor  den  Gerichten  des  Inlandes  zu  versagen, 
vorausgesetzt  übrigens,  dafs  der  klagende  Ehegatte  zur 
Wahrnehmung  seiner  ehelichen  Rechte  oder  der  Vater  zur 
Aufrechthaltung  seines  Ansehns  nicht  auf  Maasregeln  an- 
trägt, welche  das  Recht  des  Aufenthaltsortes  anzuwenden 
nicht  gestattet  —  Oder,  wenn  sich  ein  böser  Schuldner, 
um  seinen  Gläubigern  zu  entgehn,  aus  seinem  Wohnlande 
in  ein  anderes  Land  flächtet,  so  ist  es  dem  Staatenrechte 
gemäfs,  dafs  er  entweder  zur  Landesräumung  angehal- 
ten oder  dafs  das  Gericht  seines  Aufenthaltsortes  an  die 
Stelle  des  Gerichts  seines  Wohnsitzes  gesetzt  werde.  — 
Fremde  haben  wegen  der  Verbindlichkeiten,  die  sie  in  dem 
Lande,  wo  sie  sich  aufhalten,  (gegen  Eingeborne  oder 
Fremde)  eingegangen  sind,  billig  vor  den  Gerichten  die- 
ses Landes  Recht  zu  nehmen  und  zu  geben.  Nicht  eben 
so  möchte  sich  mit  Granden  des  Staatenrecbts  ein  Gesetz 
vertheidigen  lassen,  welches  die  Inländer  ermächtigte, 
einen  Fremden  wegen  einer  jeden  Schuldforderung  oder 
Verbindlichkeit,  (w  o  also  diese  auch  entstanden  seyn  mö- 
ge,) vor  den  Gerichten  des  Inlandes  zu  belangen*). 


*)  Der  Code  civil  des  Franeale  (oder  der  Code  NapoleoD)  esthili 
Art.  14.  eine  wiche  Braftchtlgiiag. 
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III.    Von  der  Unterthänigkeit   der  Ausländer 
oder  von   der  dinglichen  Unterth&nigkeit 
und  von  dem  Verhältnisse  dieser  Un-     , 
terthänigkeit  zn  der  in  der  enge- 
ren Bedeutung. 

1}  Wenn  und  in  wie  fern  der  Grund  der  dinglichen 
Untertänigkeit  der  Besitz  einer  Sache  oder  ein 
dingliches  Recht  an  einer  Sache  ist1). 

Von  entscheidender  Wichtigkeit  für  diese  Lehre  ist 
der  Unterschied  zwischen  beweglichen  und  unbe- 
weglichen Sachen4).  Sogar  ist  die  dingliche  Unter- 
tänigkeit, je  nachdem  sie  auf  der  einen  oder  auf  der 
andern  Grundlage  beruht,  wesentlich  verschiedener  Art« 
(Um  Worte  zu  sparen,  werde  ich  die  dingliche  Untertä- 
nigkeit, welche  unbewegliche  Sachen  oder  Liegenschaf- 
ten zur  Grundlage  hat,  die  der  ersten  Art,  und  die  an- 
dere, welche  auf  beweglichen  Sachen  beruht,  die  der 
zweiten  Art  nennen.) 

Die  dingliche  Unterthänigkeit  der  ersten  Art  ist  in 
ihrer  Sphäre,  —  d.  i.  50  weit  ihr  Grund  reicht,  also  in 
Beziehung  auf  die  Liegenschaft  oder  Liegenschaften,  durch 
welche  sie  begründet  wird,  —  ein  Seitenstück  zu  der 
bleibend  persönlichen  Unterthänigkeit  (oder zu 
der  Unterthänigkeit  in  der  engeren  Bedeutung);  sie  schliefst, 
so  weit  ihr  Grund  geht,  die  Unterthänigkeit  in  der  enge- 
ren Bedeutung  gänzlich  aus;  wer  als  Ausländer  Lie<- 
genschaften  in  einem  Staatsgebiete  besitzt, 
ist  in  Beziehung  auf  diese  Liegenschaften 
schlechthin  und  ausschliefslich  der  Unterthan 


1)  Wenn  ich  in  der  Folge  von  Sachen  spreche ,  betrachte  ich  sie 
allemal  als  Gegenstand  des  Besitzes,  und  der  dinglichen  Rechte. 
Als  Gegenstände  einer  Verbindlichkeit  werden  sie  unter  der  fol- 
genden Rubrik  in  Betrachtung  gezogen  werden. 

8)  Die  Englischen  Juristen,  (veranlaßt  durch  die  Eigentümlichkei- 
ten des  Englischen  Erbrechts,)   heben   diesen  Unterschied  mehr 
und  besser  heraus,  als  die  Deutschen. 
Zacharid y  vom  Staate.     V.  1" 
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desjenigen  Staates,  in  dessen  Gebiete  die  Lie- 
genschaften liegen,  und  nicht  der  Unterthan 
der  Regierung  seines  Wohnlandes.  —  Denn  zur 
iafeeren  Darstellung  der  Idee  des  Staates  wird,  so  wie 
ein  Volk,  das  dem  Herrscher  anbedingt  unterthan  ist,  so 
ein  Land,  aber  welches  er  unbedingt  gebietet,  erfordert. 
Wenn  der  Ausländer  als  Besitzer  einer  Liegenschaft  des 
Inlandes  der  Herrschaft  eines  auswärtigen  Rechts  unter- 
worfen wäre,  so  wurde  eine  der  Bedingungen  wegfallen, 
auf  welcher  die  Selbstständigkeit  des  Staates  beruht,  — 
seine  Alleinherrschaft  über  das  Staatsgebiet  Obwohl  al- 
so durch  die  auf  dem  Besitze  einer  Liegenschaft  beruhende 
dingliche  Unlerthänigkeit  des  Ausländers  dessen  person- 
liche Untertänigkeit  oder  dessen  Rechtsverhältnis  zu 
der  Regierung  seines  Wohnlandes  beziehungsweise  ganz- 
lich aufgehoben  wird,  so  sind  doch  beide  Zweige  dessel- 
ben $tammes,  beide  desselben  Charakters. 

Hiernach  entscheidet  über  die  Eigenschaften, 
welche  ein  Ausländer  haben  mute,  um  ei$e  Liegenschaft 
im  Auslände  fr)  zu  erwerben ,  Schlechthin  und  allein  das 
ftecht  des  Landes,  in  welchem  die  Liegenschaft  gelegen 
ist.  (T)as  jus-  rei  sitae.)  Ein  Beispiel!  In  Schottland 
werden  uneheliche  Kinder  durth  die  nachfolgende  Ehe 
ihrer  filtetn  legitimirt  fticht  so  in  England.  Nun  setze 
Jüan  den  Fall :  Der  Schottländer  A  hat  mit  der  B  in  Schott- 
land ein  uneheliches  Kind  erzeugt,  hierauf  die  Mutter  in 
Schottland  geheirathet.  Bei  seinem  in  Schottland  erfolg- 
ten Tode  hinterläfst  er  ein  in  England  liegendes  Grund- 
stuck. t)as  Kind  folgt  n  i  c  h  t  in  dieses  Grundstück.  (Das- 
selbe wurde  auch  dann  Rechtens  seyn,  wenn  sich  A  vor 
seinem  Tode  in  England  niedergelassen  hatte.}  Doch  man 
setze  den  umgekehrten  FalU  Der  Engländer  A  erzeugt 
mit  der  *  in  England  ein  uneheliches  Kind.    Ek  heirathet 


*)  Das  Ausland  »etee  Ich  hier  jederzeit  dem  Wontttnadn  des  Aus- 
länders entgegen.  —  Io  demselben  Sinne  spreche  ich  von  Sachen, 
die  eiiiem  Ausländer,  als  solchem,  gehören. 
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in  4er  Folge  in  England  die  Mutter  des  Kindes.  Er  stirbt 
in  England  und  hinterläfst  Grandstücke,  die  in  Schottland 
liegen*  Vererbt  er  diese  Grundstücke  auf  das  Kind? 
Zwar  könnte  man  dem  Erbrechte  des  Kindes  entgegen- 
setzen, dafs  das  Englische  Recht,  nach  welchem  die  in 
Frage  stehende  Ehe  unstreitig  zu  beurtheilen  sey,  die  Le- 
gitimation durch  nachfolgende  Ehe  überall  nicht  kenne, 
*  dafs  mithin  eine  Ehe,  in  welche  Eltern  eines  unehelichen 
Kindes,  die  Engländer  sind,  mit  einander  treten,  dem  Kinde 
die  Rechte  eines  ehelichen  Kindes  auch  auswärts  nicht 
au  ertheilen  vermöge  *).  Gleichwohl  ist  die  entgegenge- 
setzte Meinung  die  richtigere.  Denn  man  unterscheide 
hei  der  vorliegenden  Frage  die  Thatsache  und  ihre 
rechtlichen  Folgen.  Was  das  Schottische  Recht  for- 
dert oder  voraussetzt,  ist  lediglich  und  allein  die  That- 
sache, dafs  die  Eltern  eines  unehelichen  Kindes  einan- 
der geheirathet  haben.  In  Beziehung  auf  diese  Thatsa- 
che ist  es  gleichgültig,  in  welchem  Lande  die  Ehe  der 
Eltern  abgeschlossen  worden  ist  Die  rechtlichen  Fol- 
gen dieser  Thatsache  zu  bestimmen,  ist  lediglich  und 
allein  die  Sache  des  Schottischen  Rechts.  Nach  diesem 
Rechte  aber  hat  die  nachfolgende  Ehe  der  Eltern  eines 
unehelichen  Kindes  die  Legitimation  des  Kindes  zur  Folge. 
Wollte  man  also  in  unserem  Falle  der  nachfolgenden, Ehe 
der  Eltern  die  Wirkung  der  Legitimation  aus  dem  angege- 
benen Grunde  absprechen,  so  würde  man  den  Grundsatz 
verletzen,  dafs  eine  Liegenschaft  schlechthin  und  allein 
nach  dem  Rechte  des  Landes  zu  beurtheilen  sey.  (Der 
hier  widerlegten  Meinung  liegt  der  Sache  nach  der  irrige 
Satz  zum  Grunde:  Locus  regit  actum!) 

Auch  die  Art,  wie  der  Ausländer  eine  Liegenschaft 
im  Auslande  erwerben  kann ,  (der  modus  acquirendi,) 
ist  schlechthin  und  aHein  nach  dem  jure  rei  sitae  zu  be- 
urtheilen. Z.  B.  In  dem  Lande  A  wird  das  Eigenthum 
an  einer  Sache  nur  durch  die  Uebergabe,  (nur  per  tradi- 


*)  Die  Gerichtshöfe  Englands  sprechen  nach  dieser  Meinung. 
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tionem,)  in  dem  Lande  B  wird  es  schon  durch  die  Hose 
Uebereinstimmong  der  Partheien  (and  ohne  Uebergabe) 
von  seinem  bisherigen  Eigenthämer  auf  einen  andern  über- 
tragen.   C,  der  seinen  Wohnsitz  in  dem  Lande  B  hat 
schliefst  in  diesem  Lande  einen  Kauf  ober  ein  Grundstock 
ab,  welches  im  Lande  A  liegt.    C  ist  einstweilen  noch 
nicht  Eigenthämer  des  erkauften  Grundstücks-  —  Jedoch 
ist  die  vorliegende  Frage  nicht  mit  der  Frage  zu  verwech- 
seln, ob  ein  Ansifinder  auf  die  dinglichen  Rechte  an  Lie- 
genschaften Anspruch  machen  könne,  welche  dem  Inlander 
kraft  Gesetzes  zustehn.    (Z.B.  Nach  den  Gesetzen 
Frankreichs  hat  die  Ehefrau  wegen  ihres  Einbringens  ein 
gesetzliches  Unterpfand  an  den  Liegenschaften  ihres  Ehe- 
manns, und  eben  so  der  Mündel  ein  gesetzliches  Unter- 
pfand an  den  Liegenschaften  des  Vormundes.    Kommt  je- 
nes Unterpfand  auch  der  Ehefrau  eines  Ausländers,  dieses 
auch  dem  Mündel,  der  ein  Auslinder  ist,  zu*}?    Diese 
Frage  gebort  überall  nicht  an  das  Staatenrecht.    Sie  be- 
trifft die  Auslegung  der  Gesetze.  Sie  ist  aus  dem  Stand- 
punkte des  Weltbnrgerrechts  betrachtet,  zum  Vortheile  der 
Ausländer  zu  entscheiden.} 

Der  Ausländer  kann  nur  die  Rechte  an  einer  Idegen- 
schaft des  Inlandes  erwerben  oder  bestellen,  welche  auch 
der  Inländer  an  ihr  erwerben  oder  bestellen  kann.  Z.  B. 
In  dem  Lande  A  ist  es  erlaubt,  in  dem  Lande  B  isf  es  ver- 
boten, Familienfideikommisse  zu  stiften.  C ,  im  Lande  A 
wohnhaft,  besitzt  Liegenschalten  in  B.  Ein  Familienfidei- 
kommiß das  er  stiftet,  fcann  sich  nicht  auf  diese  Liegen- 
schaften erstrecken. 

Die  Liegenschaften,  die  einem  Ausländer  als  solchem 
gehören,  sind  in  rechtlicher  Hinsicht  als  ein  besonderes, 
d.  t  als  ein  von  dem  übrigen  Vermögen  des  Ausländers 
gesondertes  Vermögen  zu  betrachten.  —  Hieraus  folgt 


*)  Diese  Fragen  sind  vor  den  Gerichten  Frankreichs  schon  öfterer 
vorgekommen.  Sie  sind  bestritten.  Vgl.  m.  Handbuch  des  frtf- 
zösiacuen  Civilrechts.   g.  864.  Anm.  ß  und  10. 


z.  B.  '  Wenn  zu  einem  Nachlasse  Liegenschaften  gehören, 
welche  anter  der  Hoheit  eines  auswärtigen  Staates  stehn, 
so  richtet  sich  die  Erbfolge  in  diese  Liegenschaften  schlecht- 
hin und.  allein  nach  dem  Rechte  dieses  Staates. ' —  Wenn 
ein  Ueberscholdeter  Liegenschaften  im  Auslande  besitzt, 
so  kann  zu  diesen  ein  besonderer  Gant  (ein  concursus  par- 
ticularis,)  eröffnet  werden ;  allemal  aber  ist  das  Geld,  das 
ans  ihnen  gelöfst  wird ,  nach  den  Gesetzen  des  Landes, 
wo  die  Liegenschaften  gelegen  sind,  zu  vertheflen*  — 
Oder  ein  Minderjähriger  besitzt  Liegenschaften  im  Aus- 
lande. .  Wegen  dieser  ist  ein  besonderer  Vormund  zu  be- 
stellen oder  der  allgemeine  Verwaltungsvormund  besonders 
au  bevollmächtigen« 

Endlich  kann  ans  dem  Grundsätze ,  aus  welchem  alle 
diese  Sätze  abgeleitet  worden  sind,  auch  noch  die. Folge- 
rung gezogen  werden,  dafs  alle  dingliche  Klagen,  welche 
gegen  einen  Ausländer  wegen  der  ihm  in  dieser  Eigen- 
schaft gehörenden  Liegenschaften  angestellt  werden, 
schlechthin  in  foro  rei  sitae  anzubringen  sind. 

Von  der  dinglichen  Untertänigkeit  der  zweiten  Art 
d.  i.  von  dem  Falle,  da  ein  Untertban  bewegliches  Gut  im 
Auslande  besitzt,  gilt  die  bekannte  Regel:  Mobilia  se- 
quuntur  personam! 

Der  Sinn  dieser  Regel  ist  nicht  der,  dafs  das  beweg- 
liche Gut,  welches  in  dem  und  dem  Lande  einem  Ausländer 
gehört,  schlechthin  und  allein  unter  den  Gesetzen  und  Ge  - 
richten  des  Staates  stehe,  in  dessen  Gebiete  der  Auslän- 
der seinen  Wohnsitz  hat.  (So  gedeutet,  wurde  sie  sogar 
die  Möglichkeit  einer  dinglichen  Untertänigkeit  der  zwei- 
ten Art  aufheben.)  Vielmehr  sind,  wie  unbewegliche  Sa- 
chen ,  so  auch  bewegliche,  nach  dem  jure  rei  sitae  zu  be- 
urtheilen.  Wie  denn  auch  alle  positive  Gesetzgebungen 
eine  Menge  Vorschriften  enthalten ,  welche  das  Recht  der 
beweglichen  Sachen,  diese  mögen  Ausländer  oder  Inländer 
seyn,  zum  Gegenstand  haben. 

Sondern  so  ist  jene  Regel  zu  deuten,  dafs  bewegliche 
Sachen,  wenn  sie  in  einem  gegebenen  Falle  als 
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Bestandteile  des  Vermögens  ihres  fiigenthu- 
mers  in  Betrachtung  kommen  oder  gezogen  wer- 
den, nach  dem  Rechte,  weiches  der  Eigentü- 
mer der  Sachen  für  seine  Person  hat,  (und  gleich 
als  das  Zubehör  dieses  Eigentümers)  so  beurtheilen 
sind,  —  dafs  also,  nnter  derselben  Vorausset- 
zung, die  beweglichen  Sachen,  welche  einem 
Ausländer,  als  solchem,  gehören,  anter  dem 
Rechte  desjenigen  Staates  stehen,  in  dessen 
Gebiete  dieser  Ausländer  seinen  Wohnsitz 
hat. 

S*  gedeutet  läfst  sie  sich  auf  folgende  Weise  be- 
gründen: Alle  äufsere  Gegenstände  der  Rechte  des  Men- 
schen können  in  einer  doppelten  Eigenschaft  betrachtet 
werden,  theils  als  einzelne  Gegenstände  oder  ihrer 
physischen  Beschaffenheit  nach,  theils  als  Bestand- 
teile des  Vermögens  einer  bestimmten  Person  oder  als 
Güter  überhaupt  und  ihrem  Geldwerthe  nach*). 
(Beide  Eigenschaften  bestehen  neben  einander.  Nor  die 
letztere  beruht  auf  einer  Beziehung,  in  welcher  die  ein- 
zelnen Gegenstände  der  Rechte  einer  Person  gedacht 
werden  und  zu  denken  sind.)  Diese  Verschiedenheit 
der  Eigenschaften  oder  Beziehungen,  in  welcher  die  äuCse- 
ren  Gegenstände  der  Rechte  einer  Person  betrachtet  wer- 
den können  und  zu  betrachten  sind,  hat  zugleich  die 
Folge ,  dafs  sie  (in  der  Regel)  nach  jenen  verschieden«! 
Rechten  (oder  Gesetzen)  beurtheilt  werden  können  und 
zu  beurtheilen  sind.  Als  einzelne  Gegenstände  stehen 
sie  unter  dem  Rechte  des  Landes  oder  Orts ,  wo  sie  sich 
befinden.  Als  Bestandtheile  des  Vermögens  einer 
Person  stehen  sie  unter  demselben  Rechte,  wie  die  Person, 
anter  deren  Vermögen  sie  begriffen  sind.  Denn  die  letztere 
Eigenschaft  kommt  diesen  Gegenständen  wesentlich  umI 
allein  vermöge  der  Persönlichkeit  dessen  zu,  za  dessen 
Vermögen  sie  gehören.  —  Hiernach  gilt  also,  anlangend 


**)  Vergl.  oben  Band  IV.  S.  8*3  ff. 
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die  vprUtigende  feeso»dere  Aufgabe,  die  Regel;  Äiobiü* 
sequuntur  peraonftit,  von  de»  bewegliche«  Sachen,  <tie  eir 
nem  Ausländer  im  Auslände  gehören,  lqdigüch  urid,  allein 
unter  der  Voraussetzung ,  dafs  diese  Güter  in  einem  ge- 
gebenen Falle  als  Bestandteile  des  Vermögens 
des  Ausländers  (und  nicht  ab  res  singulae}  in  Be- 
trachtung kommen  oder  gezogen  werden. 

Aus  denselben  Vordersätzen  scheint  jedoch  za  folgen, 
dafs  auch  Grundstücke,  welche  eisern  Ausländer  im  Aus- 
lande gehören,  wenn  und  in  wie  fern  sie  als  Bestandteile 
des  Vermögens  des  Auslanders  in  Betrachtung ,  kommen  . 
oder  gezogen  werden,  der  Person  folgen  f  4«  *•  nach  Aw 
Rechte  des  Landes  zu  beurtheilen  sind,  in  welchen)  <Jer 
Ausländer  seinen  Wohnsitz  hat.  Und  gleichwohl  ist  pben  , 
behauptet  worden ,  dafs  diese  Grundstücke  schlechthin  und 
allein  unter  dem  Rechte  des  Landes  stehn,  wo  sie  gelegen 
sind*  —  Allein  man  übersehe  nicht  den  Unterschied,  der 
in  der  vorliegenden  Beziehung  zwischen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen  eintritt.  Jene  gehören  nur  be- 
dingungsweise, diese  dagegen  gehören  unbedingt 
zu  dem  Lande,  in  welchem  sie  enthalten  sj^itf.  Nur  indem 
man  diese,  nicht  aber  indem  man  jene  der  Herrschaft 
eines  fremden  Rechtes  unterwirft,  thuj  njaij  der  Hoheit  * 
über  des  Land  wesentlich  Eintrag.  §teht  es  docfc  einem 
Jeden  frei,  sein  bewegliches  Gut  ^usu  einem  Lande  berfti$- 
zuziehn  I 

Zu  Fojge  der  Rechtsregel:  Mobilia  sequuntur  persp- 
nam!  ist  nur  ein  Mobiiiarnachlafs  schlechthin  nach  dem 
Rechte  zu  beurtheilen,  unter  welchem  der  Erblasser 
stand,  —  zieht  ein  Gant  alle  bewegliche  Güter  des  Ge- 
meinschuldners an  sich,  auch  wenn  sich  diese  zum  Theil 
(m  Auslande  befinden ,  kann  eine  Klage ,  welche  auf  Ent- 
wehrung einer  beweglichen  Sache  gerichtet  ist,  (eine 
vindicatio  rei  mobilis,}'  schlechthin  auch  vor  dem  Gerichte 
des  Wohnsitzes  des  Beklagten  angestellt  werden.  —  ist 
der  Vormund  eines  Mündels,  der  im  Auslande  bewegliches 
Gut  besitzt,  schon  von  Rechts  wegen  befugt,  auch  dieses 
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Gut  zu  verwalten  u.  s.  w.  In  diesen,  so  wie  in  allen  ähn- 
lichen Fällen  stehen  bewegliche  und  unbewegliche  Sachen 
im  Gegensatze  ')• 

83  Wenn  und  in  wie  fern  die  dingliche  *)  Unterthanig- 
Iteit  eines  Ausländers  die  Folge  von  einem  person- 
lichen Rechte,  (von  einem  jure  ad  rem  s.  in  perso~ 
nam,)  wt,  welche  der  Ausländer  gegen  einen  Inlan- 
der erworben  hat. 

Ein  Ausländer  steht  in  dem  vorliegenden  Falle  in 
einem  Verhältnisse  dinglicher  Untertänigkeit.  Denn, 
(wie  sich  in  der  Folge  zeigen  wird,)  indem  er  Rechte 
gegen  den  Inländer  erwirbt,  tritt  er  beziehungsweise  zu- 
gleich unter  die  Herrschaft  des  Rechts,  welchem  der  In- 
länder vermöge  seines  Wohnsitzes  unterthan  ist 

80  verschieden  die  Quellen  der  Verbindlichkeiten 
sind,  so  verschieden  sind  die  Arten,  wo  die  in  Frage 
stehende  Untertänigkeit  begründet  werden  kann.  Eine 
Hauptquelle  der  Verbindlichkeiten  sind  Verträge.  Wo 
die  vorliegende  Aufgabe  durch  Beispiele  zu  erläutern 
seyn  wird,  *wird  vorzugsweise  von  Vertragsverbindlich- 
keiten die  Rede  seyn. 

Eben  so  verschieden  sind  die  Gegenstände  der 
Verbindlichkeiten  und  mithin  beziehungsweise  die  Arten 
jener  Untertänigkeit  •).  Jedoch  wird  bei  dem  Vortrage 
dieser  Lehre  der  verschiedenen  Gegenstände  der  Ver- 
bindlichkeiten nur  gelegentlich  gedacht  werden,  da  Vie- 


1)  Wen*  aoden  nicht  die  eine  oder  die  andere  bewegliche  Sache 
iinmoblliarisirt,  e.  B.  mit  einem  FamiUenfideikomnüsse  belastet 
worden  ist. 

9)  Dingliche  Unterthfinlgkeit  ist  hier  nur  so  viel  als  nicht  pes- 
sönliche,  anbjectio  quoad  certom  objeotum.  (Man  wird  also  bei 
diesem  Ausdrucke  nicht  an  die  dinglichen  Rechte  denken.) 

0)  Die  Verbindlichkeiten  sind  die  verschiedenen  Erwerbstitel.  Der 
Erwerb  kann  sowohl  öffentliche  als  Privatrechte  cum  Ge- 
genstände habe.  (Die  vorliegende  Untersuchung  erstreckt 
oder  könnte  auch  auf  öffentliche  Rechte  ausgedehnt  werden.) 
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les,  was  diese  Gegenstände  betrifft,  schon  in  der  unmit- 
telbar vorhergehenden  Ausführung  (III,  1.)  enthalten  ist. 

Dieses  vorausgesetzt  ist  die  erste  Regel,  nach  wel- 
cher das  in  Frage  stehende  Unterthänigkeitsverhältnifs  zu 
beurtheilen  ist,  die:  Ein  Ausländer  kann  gegen 
einen  Inländer  nur  die  Rechte  erwerben,  zu 
deren  Erwerbung  er  zu  Folge  der  Gesetze  sei- 
nes Wohnlandes  befähigt  ist;  mit  andern  Wor- 
ten, der  Stand,  d.i.  die  Rechtsfähigkeit  fstatus) 
eines  Menschen  richtet  sich  auch  in  Beziehung 
auf  Ausländer  nach  den  Gesetzen  seines 
Wohnsitzes.  —  Die  Regel  wendet  in  der  That  den 
Grundsatz,  welcher  über  das  Verhältnifs  der  absoluten 
Untertänigkeit  zu  einer  beschränkten  *}  schon  oben  auf- 
gestellt worden  ist,  nur  auf  eine  Art  der  letzeren  an. 
Sie  ist  übrigens  so  bekannt,  dafs  zur  Erläuterung  dersel- 
ben ein  einziges  Beispiel  genügen  wird.  Also:  In  dem 
Lande  A  gestatten  die  Gesetze  nur,  Eheleute  von  Tisch 
und  Bette  zu  scheiden;  nach  den  Gesetzen  des  Landes 
B  hat  dagegen  eine  Ehescheidung  auch  die  Auflösung  des 
Bandes  der  Ehe  zur  Folge.  Nun  nehme  man  an,  dafs 
C,  wohnhaft  im  Lande  A,  von  seiner  Ehefrau  geschieden 
worden  ist  und  sich  nun  von  neuem  mit  der  D,  welche 
ihren  Wohnsitz  im  Lande  B  hat,  verheirathet.  Diese 
zweite  Ehe  ist  eine  Bigamie. 

ZuteifeRegel:  In  einem  Verbindlichkeitsver- 
hältnisse, z.  B.  in  einem  Vertragsverhältnisse,  in  wel- 
chem ein  In-  und  ein  Ausländer  zu  einander 
stehn  (und  welches  übrigens  in  Beziehung  auf  die  erste 
Regel  zu  Recht  beständig  ist,J  entscheidet  die  Ver- 
bindlichkeit, welche  der  Schuldner  nach  den 
Gesetzen  seines  Wohnsitzes  auf  sich  hat,  in  einer 
jeden  Beziehung  zugleich  über  die  Rechte  des 


*)  Pro  U1a  esse  praeramtionen,  donec  probeiur  conünuium.    S.  das 
vorliegende  Haupfcräek  unter  1. 


Gläubigers *)•  Denn  da  sowohl  der  eine  als  der  andere 
Theil  sieh  nach  seinem  Rechte  na  richten  befegt  ist,  so 
niufs,  wenn  zwischen  dem  einen  and  dem  andern  Rechte 
eine  Kollision  eintritt,  das  Recht  die  Oberhand  behalten, 
darch  dessen  Vollsiehang  wenigstens  der  Gegenpartei 
auf  keinen  Fall  unrecht  geschehen  kann.  Allerdings  stellt 
diese  Regel  diejenigen  Rechtsverhältnisse  dieser  Art,  aus 
welchen  für  beide  Theile  gewisse  Verbindlichkeiten  ent- 
steht), anter  die  Herrschaft  zweier  verschiedener  Gesetz* 
gebungen.  Allein  darin  liegt  noch  kein  Grand,  der  einen 
Gesetzgebung  vor  der  andern  den  Vorzug  zu  geben  oder 
eine  dritte  Gesetzgebung,  die  d£s  Orts,  wo  das  Verhält- 
nifs  (Taktisch J  begründet  worden  ist,  Gesetzkraft  zu  er- 
freuen1). (Actor  sequitur  forum  rei.)  —  Beispiele,  bei 
welchen  allemal  vorausgesetzt  wird,  dafs  die  Partheien, 
der  Glaubiger  und  der  Schuldner,  der  Kläger  und  der 
Reklagte,  —  vermöge  ihres  Wohnsitzes  —  unter  verschiede- 
nen und  von  einander  abweichenden  ßesetzgebungea,  die 
eine  Parthei  unter  diesen,  die  andere  unter  anderen  Ge- 
setzen, stehen.  Die  A  belangt  den  R  auf  die  Vollziehung 
eines  mit  ihr  abgeschlossenen  Eheverlöboisses  oder  auf 
Entschädigung,  Die  Klage  ist  statthaft,  wenn  auch  nur 
in  dem  Wohnlande  des  R  Eheverlöbnisse  verpflichtend 
Ein  Käufer  belangt  seinen  Verkaufer  auf  Gewähr- 


ten einer  jeden  Beziehung,  also  so wohl  -aber  die  ^Gültigkeit,  «ls 
über  die  Bedingungen,  über  die  Modalität,  Aber  den  Umfang  da? 
Rechte. 

*)  Und  doch  setzen  Einige,  TieU eicht  gerade  aus  diesen  Grande,  an  die 
Stelle  der  obigen  zweiten  Regel  die  Regel :  Locus  regit  actiin. 
—  Allein  wie  UMst  sich  diese  Regel  rechtfertigen?  Offenbar  wr 
duroh  den  vernein  baren  Willen  der  Part  h  ei  en>  also 
nur  durch  eine  Vernuthung,  welche,  überhaupt  schwankend,  we- 
nigstens nur  durch  ein  positives  Gesetz  die  Eigenschaft  einer 
Rechts  vermuthung  enthalten  kann.  Die  Partheien  werden  al- 
lerdings klüglich  handeln,  wenn  sie  in  einen  Falle  dieser  Art  das 
jus  loci  contractus  oder  auch  ein  anderes  Recht  zu  einer  Ver- 
tragenem für  ihre  gegenseitigen  Rechte  und  Verbndliehkettes 
erheben.    Jedoch  davon  ist  hier  nicht  die  Präge. 


leistung'.  Das  Recht  des  Klägers  ist  nach  den  Gesetzen 
zu  beurtheilen,  welche  in  dem  Wohnlande  des  Beklagten 
wegen  der  Gewährleistung  in  Kraft  sind.  A  bat  sich  van 
einem  Kapitale,  das  er  dem  B  vorgestreckt  hat,  10  p.  C. 
Zinsen  bedangen.  Die  Klage,  welche  A  gegen  den  B  auf 
die  Bezahlung  dieser  Zinsen  anstellt,  ist  schlechtbin  stand- 
haft, wenn  in  dem  Wohnlande  des  B  Vertragszuisen  über** 
all  nicht  ein  gesetzliches  Haas  haben,  nur  bis  auf  6  p.  C, 
wenn  die  Gesetze  desselben  Landes  höchstens  nur  6  p.  C. 
von  einem  Darlehne  zu  bedingen  gestatten.  Weder  in 
dem  einen  noch  in  dem  andern  Falle  kommt  etwas  darauf 
an,  was  in  dem  Wohnlande  des  A  wegen  bedungener 
Darlehenszinsen  Rechtens  sey. 

Uebrigens  wird  von  der  Ausnahme,  welche  vo»  der 
zweiten  Regel  in  Beziehung  auf  die  Form  rechtücher 
Handlungen  und  Geschäfte  zu  machen  ist,  unten  in  dem 
vierten  Hauptstucke  dieses  Buchs  gehandelt  werden. 


DRITTES    HAUPTSTÜCK. 

Anwendung 

des 

ersten  Grundsatzes  {des  1.  Hptst.}  auf  d  e  n  Fall, 

da 
ein  und  dasselbe  Indtoidmtm  der  Unferttum 
zweier  oder  mehrerer  Stauten 
-  nacheinander  wird. 

Dieser  Fall  ist  schlechthin  nach  dem  Grundsatze 
zu  beurtheilen:  Lex  posterior  derogat  prjori,  das 
frühere  Gesetz  wird  durch  das  spätere  aufgehoben !  Denn 
der  vorliegende  Fall  ist  demjenigen  vollkommen  analog, 
da  der  Gesetzgeber  ein  neues  Gesetz  an  die  SteHe 
des  Gesetzes  setzt,  welches  bisher  eine  verbindende  Kraft 
im  Staate  hatte. 
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Beide  Fälle  gleichen  sich  zuvörderst  ihrer  Beschaf- 
fenheit nach  vollkommen.  —  Zwar  thut,  was  in  dem  ei- 
nen Falle  der  Gesetzgeber,  in  dem  andern  ein  Unterthan, 
Zwar  wird  in  dem  einen  Falle  einem  ganzen  Volke,  in 
dem  andern  nur  einem  einzelnen  Individuum  ein  neues 
Gesetz.  Jedoch  in  dem  allein  wesentlichen  Punkte ,  — 
dafs  eine  Gesetzgebung  mit  der  andern  wechselt,  —  kom- 
men beide  Fülle  mit  einander  überein. 

Eben  so  ist  der  Grund,  warum  dem  neuen  Rechte 
vor  dem  älteren  der  Vorzug  zu  geben  ist,  in  beiden  Fal- 
len derselbe.  Der  Satz :  Lex  posterior  derogat  priori,  be- 
ruht unmittelbar  auf  dem  Wesen  der  Willenserklärung  des 
Staatsherrschers,  durch  welche  das  Gesetz  sein  Daseyn 
erhält.  Eben  so  liegt  in  der  Erlanbnifs  zur  Einwanderung 
wesentlich  die  Willenserklärung  des  Staatsherrschers,  dafs 
von  nun  an  seine  Gesetzgebung  ausfchliefelich  für  den  Ein- 
wanderer verpflichtend  seyn  solle. 

Hieraas  folgt  aber,  dafs  Alles,  was  von  der  ruckwir- 
kenden Kraft  der  Gesetze  überhaupt  gilt,  auch  auf  das 
Verhältnifs  zwischen  den  Rechten  zweier  Länder  in  Be- 
ziehung auf  denjenigen  anwendbar  ist,  welcher  aus  dem 
einen  dieser  Länder  aus  und  in  das  andere  eingewandert 
ist.  Die  Rechte  z.  B.,  welche  der  Einwanderer  in  seinem 
bisherigen  Wohnlande  unwiderruflich  erworben  hat,  (die 
Rechte,  welche  man  wohlerworbene  Rechte,  jura  quaesi- 
ta,  zu  nennen  pflegt)  müssen  ihm  auch  in  seinem  neuen 
Wohnsitze  verbleiben.  Uebrigens  wenn  auch  das  Recht  des 
letzteren  Landes  nicht  auf  die  Vergangenheit  des  Einwan- 
derers angewendet  werden  darf,  so  kann  doch  von  dieser  Re- 
gel in  den  Fällen  (ex  aequitate)  abgewichen  werden,  in 
welchen  die  Abweichung  zum  Vortheile  des  Einwanderers 
gereicht  —  Beispiele :  (Das  Staatenrecht  bedarf  ganz  be- 
sonders einer  Kasuistik  1} 

In  dem  Lande  A  kann  eine  Ehe  auch  durch  die  blose 
Uebereinstimmung  der  Partheien  auf  eine  gültige  Weise 
eingegangen  werden.  B  und  die  C ,  in  dem  Lande  A 
wohnhaft,  haben  sich  mit  einander  in  diesem  Lande  solo 
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censensu  verheirathet.  Sie  verlegen  ihren  Wohnsitz  nach 
D,  in  ein  Land,  in  welchem  eine  Geschlechtsverbindung, 
nur  wenn  sie  mit  gewissen  gesetzlich  bestimmten  Förm- 
lichkeiten eingegangen  worden  ist,  die  Eigenschaft  einer 
Ehe  hat.  Die  Ehe  des  B  and  der  C4  behält  ihre  bisherige 
Kraft  und  Gültigkeit  auch  in  dem  Lande  D.  Die  Rechte 
dieser  Ehegatten  waren  unwiderrufliche  Rechte. 

In  dem  Lande  A  tritt  unter  Eheleuten  kraft  Gesetzes 
Gemeinschaft  der  Guter  ein,  in  dem  Lande  B  leben  Ehe- 
leute kraft  Gesetzes  in  gesonderten  Gütern.  C  und  D  ha- 
ben sich  in  dem  Lande  A,  ihrem  damaligen  Wohnlande, 
mit  einander  verheirathet,  ohne  übrigens  einen  Heiraths- 
vertrag mit  einander  abzuschliefsen.  Sie  verlegen  ihren 
Wohnsitz  in  das  Land  B.  Unter  ihnen  besteht  fortdauernd 
die  bisherige  Gemeinschaft  der  Güter.  Das  Gesetz  des 
Landes  A  vertritt,  in  Beziehung  auf  sie,  die  Stelle  des 
Heirathsvertrages.  (Anders  ist  jedoch  der  Fall  zu  ent- 
scheiden, wenn  die  Eheleute,  nach  dem  Rechte  des  Lan- 
des A,  auch  während  der  Ehe  einen  Heirathsvertrag  mit 
einander  abschliefsen  konnten.  Dann  kann  nicht  von  ei- 
nem Rechte  die  Rede  seyn  quod  ex  lege,  tanquam  ex  pac- 
to,  quaesitum  sit.)  Wenn,  unter  denselben  Voraussetzun- 
gen, C,  welcher  seinen  Wohnsitz  im  Lande  A  hat,  die 
im  Lande  B  wohnende  D  ehelicht,  so  tritt  unter  den  Ehe- 
leuten die  gesetzliche  Gütergemeinschaft  des  Landes  A 
ein.  Denn  im  Augenblicke,  da  sich  C  mit  der  D  verhei- 
rathet, tritt  letztere  unter  die  Herrschaft  des  im  Lande 
geltenden  Rechts.    (Uxor  sequitur  forum  mariti.) 

In  dem  Lande  A  werden  Eheleute  dem  Bande  nach 
geschieden,  in  dem  Lande  B  nur  in  Beziehung  auf  die 
Verbindlichkeit  des  Beieinanderwohnens.  Die  Eheleute, 
C  und  D,  sind  in  dem  Lande  A,  ihrem  Wohnlande,  — 
alßo  dem  Bande  nach,  —  geschieden  worden.  Die  Ge- 
schiedenen lassen  sich  in  dem  Lande  B  nieder.  Sie  kön- 
nen sich  in  diesem  Lande  nicht  von  neuem  verheirathen. 
Denn  sie  stehen  nun,  was  die  Folgen  der  erlangten 
Scheidung  betrifft,  unter  der  Herrschaft  der  Gesetze  des 
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Laude*  B*)»  wenn  es  a**eh  die  Billigkeit  fordert»  dafs 
ihnen  ein  Gebete  die  Wiederverheirathung  fortdauernd 
gestatte*    , 

C  errrichtet  in  dem  Laude  A ,  w  welchem  er,  seinen 
Wohnsitz  hat,  ein  Testament  in  der  durch  die  Gesetze 
dieses  Landes  bestimmten  Form.  Er  verlegt  hierauf  sei- 
nen Wohnsitz  in  das  Land  B  9  nach  dessen  Rechte  jenes 
Testament  eine  ihrer  Form  nach  ungültige  Willenserklä- 
rung ist  Er  stirbt  in  dem  Lande  B.  Die  Frage,  ob  das 
in  dem  Lande  errichtete  Testament,  welches  C  bei  seinem 
Ableben  hinterlifet,  aufrecht  zu  erhalten  sey,  ist  zwar 
nach  den  Regeln  der  Billigkeit,  nicht  aber  nach  dem 
strengen  Rechte  zum  Vortheile  des  Testaments  zu  ent- 
scheiden. Denn  ein  Testament  ,  eine  bis  zum  Tode  des 
Testators  schlechthin  widerrufliche  Willenserklärung,  ist, 
wenn  es  nicht  widerrufen  worden  ist,  so  zu  betrachten, 
als  ob  es  bis  zu  dem  Tode  des  Testators  in  einem  jeden 
Augenblicke  von  neuem  errichtet  worden  wAre.  Hiernach 
hätte  C,  nachdem  er  seinen  Wohnsitz  in  das  LandB 
verlegt  hatte,  seinen  letzten  Willen  von  Rechts  wegen 
in  die  durch  die  Gesetze  des  Landes  B  vorgeschriebene 
Form  einkleiden  sollen. 


♦)  Jedoch  ist  diese  EatacbeftduDg  streitig.  Den  Eüü«e  achlief«« 
auch  die  Folgen  einer  früheren  ReeaftshAndhug  von  derHerr- 
scafcft  des  neuen  Gesetze*  ans. 


VIERTES  HAUPTSTÜCK. 

Von  der 
Hülfe  Rechtens  l}>  welche  eine  Regiertatg  der  andern 

vu  leisten  hat. 

Anwendung  • 
des  zweiten  fjm  L  Hplst.J  aufgestellten 

Ghrtmdeafaes. 

% 

Der  Fall,  dafs  der  Staat  zur  Ausübung  eines  Hoheits- 
rechtes des  Beistandes  eines  andern  Staates  und  zwar 
um  deswillen  bedarf,  weil  die  Ausübung  dieses  Ho- 
heitsrechts zugleich  in  die  Hoheit,  welche  eine  andere 
Regierung  über  ihre  Unterthanen  hat1),  störend  ein- 
greift, —  also  der  Fall  des  vorliegenden  Grundsatzes,  — 
kommt  am  häufigsten  bei  der  bürgerlichen  Rechts- 
pflege vor.  Da  gehört  nicht  selten  die  eine  Parthei  oder 
die  eine  Nebenparthei  vermöge  ihres  Wohnsitzes  dem  ei- 
nen, die  andere  aus  demselben  Grunde  einem  andern  Lande 
an.  Da  kann  nicht  selten  dieselbe  Rechtssache  vor  den 
Gerichten  verschiedener  Länder  anhängig  gemacht,  wer* 
den  u.  s.  w.  Vermöge  des  in  Frage  stehenden  zweiten 
Grundsatzes  liegt  nun  den  Gerichten  des  Auslandes  die 
Verbindlichkeit  ob,  den  Gerichten  des  Inlandes,  wenn 


■  ■  »■ 


1)  Der  Ausdruck:  Hülfe  Bcohtens,  wird  häufig  aur  von  dem 
Falle  gebraucht,  da  ein  Gericht  fcur  Ausübung  seiner  Ge- 
richtsbarkeit die  Hülfe  eines  andern  Gerichts  In  Anspruch 
nimmt  Die  weitere  Bedeutung;  welche  das  Wort  In  dem  vor- 
liegenden Hauptstücke  hat,  ergiebt  sich  aus  den  Textesworten 
von  selbst. 

2)  Der  Grundsatz  besieht  sich  lediglieh  und  allein  auf  die  Falle  in 
welchen  «jus  diesem  Grunde  Beistand  verlangt  werden  kann, 
nicht  also  auch  auf  ffle  Fülle,  da  ein  Staat  fe.  B.  aus  Sehwiche 
Beistand  von  einem  andern  Staate  verlangt.  (So  Ist  auch  das 
Wort:  „Nöthigenfalls"  In  der  S.  263.  vorkommenden  Formel 
des  Grundsatzes  zw  verstehen.)  Diese  Beschränkung  des  Grund- 
satzes ergiebt  sich  unmittelbar  aus  der  allgemeinen  Aufgabe 
des  Staatenrechts. 


und  in  wie  fern  diese  zugleich  eines  Gerichtszwanges  im 
Auslande  bedürfen,  den  hierzu  erforderlichen  Beistand  zu 
leisten,  z.  B.  also  Vorladungen,  Auflagen  und  andere 
Ausfertigungen  an  Auslinder  gelangen  zu  lassen.  Ver- 
möge desselben  Grundsatzes  hat  ein  Gericht  ein  im  Aus- 
lande gesprochenes  Urtheil  in  Vollziehung  zu  setzen» 
Und  eben  so  kann  tat  ein  solches  Urtheil  die  exceptio 
rei . judicatae  gegründet  werden,  d.  L  die  Einrede,  da& 
eine  einmal  rechtskräftig  entschiedene  Sache  nicht  von 
neuem  vor  Gericht  anhängig  gemacht  werden  könne  ')• 

Aehnliche  Folgen  lassen  sich  aus  dem  vorliegenden 
Grundsatze,  was  die  Strafrechtspflege  betrifft,  ablei- 
ten. Z.  B.  dem  Völkerrechte  nach  steht  es  in  dem  Er- 
messen  einer  Regierung,  ob  sie  einem  Verbrecher,  der 
sich  in  ihr  Land  geflüchtet  hat,  ausliefern  oder  schützen 
will.  (In  einem  Kriege  kann  eine  dritte  Macht  nach  Ge- 
fallen, entweder  der  einen  oder  der  andern  kriegführen- 
den Macht  Beistand  leisten.  Der  flüchtige  Verbrecher 
aber  ist  gleich  als  ein  Feind  desjenigen  Staates  zu  be- 
trachten, dessen  Rechte  er  verletzt  hat.)  Dem  Staaten- 
rechte nach  ist  dagegen  die  Auslieferung  flüchtiger  Ver- 
brecher Rechtens,  wenn  sich  auch  eine  Regierung,  wel- 
che gegen  diese  Regel  die  Auslieferung  eines  Inlän- 
ders versagt,  auf  eine  höhere  Pflicht  berufen  kann1). 
Dem  Völkerrechte  nach  braucht  sich  ein  Volk,  dessen  Rechte 
von  den  Unterthanen  eines  andern  Staates  verletzt  wor- 
den sind,  nicht  mit  der  Strafe  zu  begnügen,  welche  das 
Gesetz  des  Wohnlandes  des  Schuldigen  auf  Verbrechen 
gesetzt  hat  Anders  verhält  sich  die  Sache  nach  dem 
Staatenrechte. 


1)  Auch  kann  aus  einen  tob  den  Gerichten  de*  Auslandes  anhängi- 
gen Rechtsstreite  die  exceptio  litis  pendentU,  nach  Befinden,  ab- 
geleitet werden ,  —  jedoch  nicht  kraft  des  vorliegenden  »weiten, 
sondern  krall  des  ersten  Grnndsatoea. 

9)  Einer  andern  Ausnahme  von  derselben  Regelt  welche  die  Aus- 
lieferung politischer  Verbrecher  betraf,  ist  an  einen  andern 
Orte  Erwähnung  geschehen. 


X 
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Jedoch  nicht  kaf  die  Geräehtigkeitspflege  allein  be- 
schränkt sich  die  Anwendbarkeit  des  vorliegenden  Grund- 
Satze)*.  Atich  die  übrigen  Hoheitsrechte  eines  Staates 
stehen  unter  dem  Schutze  dieses  Satzes,  vorausgesetzt, 
däfs  ein  Kollisionsfall  zwischen  tynen  und  denen  eines 
äriderft  Staates  eintritt,  welcher  den  Schutz  nothwendig 
ftritcht  So  verpflichtet  z.  B.  derselbe  Grundsatz  die  Re- 
gtöruflg6n  gegenseitig,  Fahnenflüchtige  (in  Friedenszei- 
ten) einander  auszuliefern. 


FÜNFTES  UND  LETZTES  HAUPTSTÜCK. 

Von  der 

Rechtskraft, 

welche, 

was  van  einem  Staate  beurkundet  worden  ist, 

auch  für  alle  andere  Staaten  hat 

Anwendung 
des  dritten  (im  ersten  Hauptstücke  aufgestellten) 

Grundsatzes. 

Oeffentliche  Urkunden,  —  Privaturkunden  kommen,  zu 
Folge  der  Aufgabe  des  Staatenrechts,  hier  nicht  in  .Be- 
trachtung, —  werden  entweder  probationis  oder  so- 
lennitatis  causa  aufgenommen.  In  dem  einen  wie  in 
dem  andern  Falle  hat  die  Urkunde  den  Zweck,  zum  Be- 
weise einer  gewissen  Thatsache  zu  dienen.  Aber  in  dem 
ersten  Falle  darf  dieser  Beweis  noch  durch  andere  Be- 
weismittel, als  durch  die  Urkunde,  in  dem  letzteren  Falle 
kann  er  nur  durch  die  Urkunde  geführt  werden,  so  dafs 
selbst  die  Gültigkeit  des  Geschäfts,  von  welchem  die 
Urkunde  handelt,  von  der  erfolgten  Aufnahme  und  von 
der  Beschaffenheit  der  Urkunde  abhängt*).    In  demselben  - 


*)  Von  den  Priraturkunden ,  welche  das  eine  oder  das  andere  posi- 
Zacharia,   vom  Staate.     V.  19 
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Falle  pflegt  tbeils  das  Geschäft  selbst,  dieses  seiner 
ren  Beschaffenheit  nach  betrachtet,  theils  die  Fassung1  der 
Urkunde  an  gewisse  besondere  Regeln,  (Solennitaten  oder 
Feierlichkeiten  genannt,)  gebunden  zu  seyn. 

Auf  die  öffentlichen  Urkunden  der  ersten  Art,  auf 
die  Beweis  Urkunden  in  der  engeren  Bedeutung,  ist 
der  Grundsatz :  Was  eine  Regierung  beurkundet  oder  be- 
glaubiget hat,  ist  überall  glaubhaft,  —  unmittelbar  und 
unbedingt  anwendbar.  Instrumentum  publicum  ubique  est 
publicum.  —  Zwar  ist  oben*)  bemerkt  worden,  dafs  Al- 
les, was  die  Vollziehung  eines  Rechts,  also  z.  B.  das  des- 
halb einzuhaltende  Verfahren  betreffe,  unter  den  Gesetzen 
desjenigen  Staates  stehe,  von  welchen  die  Vollziehung  zu 
bewerkstelligen  ist.  Allein  die  Regel,  welche  dieser  Ein- 
wendung zum  Grunde  liegt,  ist  nicht  in  "dem  Umfange 
richtig,  in  welchem  sie  hier  und  oben  einstweilen  aufge- 
stellt worden  ist.  Sie  erstreckt  sich  nicht  auf  den  Be- 
weis, diesen  seiner  Beschaffenheit  und  nicht  seiner  Form 
nach  betrachtet.  (Ad  formam  non  ad  materiam  probatio- 
nis  regula  pertinet.)  Sie  erstreckt  sich  z.  B.  nicht  auf 
die  Fragen,  von  welcher  Art  des  Beweises  oder  von 
welchen  Beweismitteln  kann  man  in  einem  gegebenen 
Falle  Gebrauch  machen?  welche  Beweiskraft  kommt 
einer  jeden  einzelnen  Art  der  Beweismittel  zu?  Diese 
und  ähnliche  Fragen  betreffen  nicht  die  Vollzieh  bar- 
keit, sondern  das  juridische  Daseyn  eines  Rechts. 
Zu  diesen  Fragen  aber  gehört  auch  die  vorliegende,  — 
ob,  was  eine  Regierung  beglaubiget  hat,  überall  Glauben 
verdiene. 

Von  den  öffentlichen  Urkunden  der  zweiten  Art, 
von  den  Urkunden,  durch  welche  ein  Rechtsgeschäft, 
wenn  es  gültig  seyn  soll,  überhaupt  und  nach  Maasgabe 


live  Recht  den  öffentlichen  Urkunden  der  zweiten  Art  gleich- 
stellt, weiter  unten  gelegentlich.    (Ein  Beispiel  tot  das  eigenhaa~ 
dige  Testament  des  französischen  Rechte.) 
*)  S.  diesen  Band  gf.  860  f. 
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seiner  äufseren  Feierlichkeiten  zu  bezeuget  ist  ,  gilt  (zu 
Folge  des  vorliegenden  Grundsatzes)  die  Rechtsegel: 
Locus  regit  actum!  d.  i.  wenn  nach  den  Gesetzen 
des  Landes  oder  Orts,  wo  das  Gechäft  vollzogen  worden 
ist,  sowohl  die  über  das  Geschäft  aufgenommene  Urkunde, 
als,  laut  dieser  Urkunde,  das  Geschäft  mit  der  erforderli- 
chen äufseren  Förmlichkeiten  versehen  ist,  so  hat  die  Ur- 
künde  überall  die  Rechtskraft,  die  ihr  ihrem  Gegenstande 
nach  zukommt  Z.  B.  Ein  Testament  gilt  (seiner  Form 
nach)  überall,  wenn  es  nach  den  Gesetzen  des  Landes, 
wo  es  errichtet  worden  ist ,  die  Eigenschaft  eines  förmli- 
chen Testamentes  hat.  Dasselbe  gilt  unter  derselben  Vor- 
aussetzung von  einem  Heiraths vertrage.  (In  diesem  be- 
schränkteren Sinne ')  spricht  also  die  Rechtsregel :  Locus 
regit  actum!  allerdings  eine  juridische  Wahrheit  aus).  — 
Zwar  sind  alle  die  Gesetze,  welche  die  Gültigkeit  eines 
Rechtsgeschäftes  oder  einer  Rechtsurkunde  vog  der  Be- 
obachtung -gewisser  äufseren  Förmlichkeiten  abhängig 
machen,  verbietende  Gesetze.  Aber  nur  in  dem  Sin- 
ne, dafs  diese  Gesetze  nicht  durch  eine  Privat  verfugung 
abgeändert  werden  können.  Hier  steht  jedoch  nicht  diese 
Art  der  Abänderung,  sondern  die  Beschränkung  einer 
Rechtsregel  durch  eine  andere  in  Frage.  —  Andrerseits 
kann  man  nicht  annehmen,  dafs  dem  Gesetze  eines  Staa- 
tes, welches  für  gewisse  Handlungen  oder  Urkunden  ge- 
wisse Förmlichkeiten  vorschreibt,  durch  die  Gesetze  des 
auswärtigen  Staates,  in  dessen  Gebiete  die  Handlung  oder 
die  Urkunde  vollzogen  worden  ist,  aufeinejedeArtund 
Weise  Genüge  geschehen  könne.  Es  wird  allemal  zugleich 
darauf  ankommen,  ob  das  Gesetz  des  Auslandes  auch  den 
besonderen  Zwecken  entspreche,  welche  das  Gesetz 
des  Auslandes,  indem  es  Förmlichkeiten  dieser  Art  vor- 
schrieb, vor  Augen  hatte  *).  Noch  weniger  läfst  sich  be- 
haupten, dafs  ein  Rechtsgeschäft,  welches  im  Inlande  nur 


1)  8.  oben  (Bl.  73.  Anm.) 

2)  Vgl.  den  Art.  170  des  C.  civil  des  Fr. 


in  einer  gewissen  äufeeren  Fotin  auf.  eine  reehtsbestän- 
difie  Weise  abgeschlossen  werden  konnte ,  wem  es  ohne 
alle  äufsere  Förmlichkeiten  in  einem  auswärtigen  Staate 
abgeschlossen  worden  ist,  dessen  Gesetzgebung  die  Gül- 
tigkeit desselben  Geschäfts  überall  nicht  von  der  Beob- 
achtung gewisser  iufeerer  Förmlichkeiten  abhängig  mach- 
te*), auch  im  InUnde  als  rechtsgültig  xm  betrachten  scj. 


*)  Oder  auch,  anatatt  (atit  dea  Hechts  den  Inlaadee)  eine  öffent- 
liche Urkunde  an  verlangen;  schon  eine  Privaturkonde  für  hin- 
reichend erklärte.  Zur  Erläuterung  beziehe  ich  mich  auf  die 
34re*äragen,  die  iher  dieGdtigkett  einet  auswart»  errichteten  ei- 
genhändigen Teaauneatee  gefähri  worden  «lad.  Vgl.  «Mas  Htul- 
hnch  den  fcana.  CMIrechti.    (.  66S.    Ana.  1. 
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